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"

Vorwort

1. Gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes übel"" die Bildung', eines
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwir~schaft­

lichen Entwicklung yom 14. August 1963 in der Fassung vom
8. November 1966 und vom 8. Juni 1967 1) legt der Sachver­
ständigenratsein fünfzehntes Ja,hresgutachten vor 2J.

2. Als i~ Frühjahr dieses Jahres die Hoffnung gering wurde,
die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik werde

, ,die in sie gesetzten Erwartungen noch erfüllen können und zu­
mindest über das Jahr hinaus den We.,g zu einem ,höheren Be- '
sch~ftigungsstand nehmen, hat der Sachverständigenrat der
Bundesregierung ein Sondergutß.c)1ten gemäß § 6 Abs. 2' des
S~chverständigenratsgesetzesvorge~egt. Er ist darin der Vor­
stellung' entgegengetreten, 'daß erneut konjl;lnkturpolitischer'
'Handlungsbedarf bestehe und, 'eine Politik a,bermals erhöhter
Staatsdefizite. angezeigt sei, hat aber zugleich die Bedeutung
von Anstrengungen herausgestellt, die auf ein kräftfgeres
wirtschaftHches Wachstl,lm auf mittlere Sicht zielen.

1) Das Gesetz mit den Änderungen durch das' Änderungsgesetz vom 8.' No­
vember .1966 und durch die den Sachverständigenrat betreffenden Be­
'stimmungen des "Gesetzes zur Förderung derStabilitä't und des Wachs­
tums der Wirtschaft" vom 8: Juni 1967 sowie die §§ 1 bis 3 dieses Ge­
setzes sind als Anhang I und 11 angefügt. Wichtig~ Bestimmungen des
Sachverständigenratsgesetzes sind im V;0rwort_ der, Jahresgutachten
1964/65 bis 1968/69 erläutert. ' . ,

2) Ei,ne Üste der bisher erschienenen Jahresgutachten und der Sondergut­
achten ist als Anhang III abg~druckt.
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3. . Die Frage, ob die Konjunktur in der Bundesrepublik auf
" ".,'Wachstumskurs schwenkt, steht auch im Mittelpunkt d~r Ana-
lysen zur wirtschaftlichen l:age, zur absehbaren Entwicklung,
und .zu den wirtschaftspolitischen Erforde~nissen in der Bun­
desrepublik, die den Hauptteil qieses Gutachtens. ausmachen.
Zuversichtliche Erwartungen sind der tatsächlichen Entwick­
lung vorausgeeilt. Sie haben ih{ eigenes Gewicht. Doch die
Konjunkturbewe'gung ist noch immer stark von Impulsen, die
der Staat gesetzt hat,' angetrieben, und 'das wird auch 1979
noch so sein. Die Unsicherheit, ob diese Impulse' sich bald als
nicht mehr' nötig' erweisen und dann sogar schädlich würden,
läßt sich .nur überwinq.en, wenn die Anstrengungen darauf
gerichtet ble,iben ~ in der Bundesrepablik und in den' ande­
ren Industrieländern, die dieselben Probleme. haben -, die
wirtschaftlichen· Rahmenbedingungen und die Faktoren, die,
außerdem die Angebotsneigung in der Wirtschaft bestimmen,
n,amentlich das gesamtwirtschaftliche Kosten~üveau, so zu ver­
bessern, daß mehrProduktiön ~nd damit mehr Beschäftigung
dauerhaft lohnend erscheinen. Das Jahr 1979 wird in konjunk­
tureller Sicht, also in kurzfristig~r Betrachtung, ein besseres
Jahr werden. Wir sehen daher gegenwärtig keinen zusätz­
lichen Handlungsbedarf für die Wir!schaftspolitik. Wichtig ist,
'daß es a,uch in Ulngerfristiger Betrachtung ein besseres Jahr
wird. Wenn die Bum;lesrepublik nachhaltig dem Ziel eine.s
hohen Beschäftigungsstandes näherkommen .will, dann muß
man' die Wirtschaftspolitik über das Ende deS gegenwärtig,
erst einmal kräftiger werdenden konjunkturellen Aufschwungs
hinaus anlegen. ' ,

Auf längere Sicht kommt noch größere Bedeutung dem ande­
ren Hauptthema dieses Jahresgutachtens ,zu. Geplant ist eine
währungspolitis'che Weichenstellung 'in E~rop'a. Die unbefrie­
digenden, Erfahrungen der, vergangenen Jahre haben d<l;s Be~

wußtsein wieder g~schärft, daß die in, hohem Grade wirt­
schaftlich miteinander verflochtenen Länder Europas . einen
Ordnungsrahmen benötigen, der ihr~r wechselseitig~nAbhän­
gigkeit Rechnung. trägt und diese Abhängigk.eit mehr 'als bis-

, her ins Posi~ive wendet. Mit dem Plan, ein Europäisches Wäh­
rungssystem zu gründen, wird ein Beitrag zur, Lösung dieser

, ,Aufgabe gesucht. In dem Plan ist angelegt, daß sich die Geld­
verfassung der Bundesrepublik grundlegend ändern wird. Der
S'achverständigenrat hat sich 'eiIlgeh~nd mit ,'den Hoffnungen'
und mit den Gefahren befaßt" die sich müdem geplanten Wäh­
rungssystem verbinden; er. hat !,!ich mit der ,Frage ause~nander­

gesetzt,' wel,che Ausgestaltung des EuropäischenWähruqgs­
'systems wahrscheinlicher macht, daß die" Wirtschaft Europas
eine auf stabiles Geld gegründete Wirtschaft wird. Sehr ernst
zu nehmen ist die Sorge, daß dies auch bei diesem nepen An'-

, lauf Hoffnung bleiben könnte. Sie ist besonders groß in d~r

\ ".

, '.
Gemäß § 6 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigerirates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung zugfqleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers - 14 (42) - 600.06 -,-' Gu 15/78 ­
vom 23. November 1978.
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Bundesrepublik, der'en Wirtschaft auf der Basis einer Entschei-
.dung ,für' stabiles 'Geld 'entstand und Erfolg hatte. Bei der Frage
einer Währungsordnung für Europa kimn e~ nicht nur darum.
gehen, Schlimmes zu verhüten; es geht darum, eine Aufgabe
von außerordentlich"em Rang besonders gut zu lösen..

4. Ein .MÜglied des Sachver!:iÜindigenrates hat sich den Auf­
fassungen "der Mehrheit nicht in allen 'Punkten anschließen
können, namentlich nicht bei der 'Frage, wel<;:he, Bedeutung
einer Politik zukommt" die me!}r Beschäftigung durch mehr
wirtschaftliches Wachstum zu erreichen sucht. Er hat seine
abweichende Meinung in einem Minderheitsvotum gemäß§ 3
Abs. 2 des Sachverständigenratsgesetzes dargelegt. \

5. In der Diskussion im Nachgang zU unserem letzten Jahres­
gU:tachten ist 'öffEmtlich der Vorwurf erhoben worden, der Sach­
verständigenrat halte sich· nicht an den g~setzlichen Auftrag..,
der seine Arbeit begründe' un.d begrenze, namentHch nicht bei
den Aussagen, die· den Bereich der Lohnpolitik berühren. De'r ­
Sachverständigenrat soll untersuchen, wie· im Rahmen' der'
mm:ktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig_. Stabilität: des
Preisniveaus, hoher Bes,chäftigungsstan9- und außenwirtschaft­
l{ches Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem \!\lachs­
turn gewährleistet werden können. Er soll' Fehlentwicklungen
und Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder 'deren Beseiti­
gung iaufzeig~n, jedoch keine Empfehlungen für bestimmte
wirtschafts- und sozi.?-lpolitische Maßnahmen ~ aussprechen. Die
Urteile des, Sachverständigenrates darüber, welche Entschei­
dungen in der Tarlflohnpolitik zu den Hauptzielen, der· Wirt-'
schaftspolitik passen würden, sind' keine'E~pfe,hluhge:p.im die,
Wirtschafts- und Sozialpolitik, sondernricp.tEm sich an die

'Offemtlichkeit und an die Tarifvert~a'gspa~tei~h\,d~eunter dem
wohlbegründeten Schutz der Tarifautonomie En,tscheidungen
zu treffen haben, die ~icht nur ,das In:teresse' der jeweÜs von '
ihnen vertretenen Unternehmen und Arbeitnehmer berühren,
sondern die, Interessen 'aller. Die Aussagen des sächve~ständi~'

genrates zur lohnpolitischen Grundlinie eines Jahres sind
überclfes in keiriem Falle Empfehlungen für "bestimmte'II Maß~
nahmen, sondern betreffen das Ergebnis der Gesamtheit sehr'
zahlreicher Ei~zelverträge.Seit langem gibt es allerdings.-qnter> ,
schiedliche Auffassungen darüber, wie zweckmäßig' eine quan-:

, titativ orientierte Diskussion hierüber ist. Der Vorwu~f.der
Untreue gegenüber dem Ges·e.tz,Em~etztweder die Disku~sion '
über den einen 'noch die über den anderen Problemkreis.

D'em Feld des Streits' von Interessen, der ..leg~tim ist,:II1-it dem
der Sachverständigenrat jedoch nichts zu tun hat, entstam:q:J.t
auch der Vorwurf, der Rat würde seinen,gesetzlichen Auftra~f

durch parteiliche Einseitigkeit' verletzen. Die Mitglieder des : .

I ,
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Rates werden auf Vorschag der Bundesregierung vom Bundes­
'präsidenten berufen. 'Der Sachverstän'digeruat ist nur an del1
, durch das gesetz ibegründeten Auftrag gebunden und in seiner
Tätigkeit unabhängig. Er wird weiterhin seine Aufgabe so ver-"
stehen, mit Blick auf di"e Ziele" die das Gesetz ihm vorgibt, die
gesamtwirtschaftlichen Zusa,inm~nhänge, die durch' aktuelle
Probleme besonders bedeutsam erscheinen, auszudiskutieren,
dabei konkurrierende Hypothesen zu prüfen, und das Ergebnis',

, , .'

dessen unabhängig davon, für wen sie u,nbequem erscheinen,
i~ s~inen Gutachten da.rzulegen. Zum weit überwiegenden Teil'
ist der Sachverständigenrat in allen Jahren zu Auffassungen
gelangt, die von den MitgÜedern des Rates, einvernehmlich
getragen wurden. Das gilt mit ganz wenigen Ausnahmen auch
für die Auffassungen zu Fragen der Lohnpolitik. '

, Als ein Gremium, dessen Existenz auf die öffentliche Diskus,sion
hin angelegt ist, muß der ,Sachverständigenrat in besond~rerp

Maße den Rückschritt in der einkorpmenspolitischen Diskussion
bedauern, der gegenwärtig zu begbachten ist.

'6.' Der gesetzlichen Regelung en,tsprechend schied Professor
Dr. Armin Gutowski, Universität Frankfurt, am 28, Februar 1978

'aus dem, Sachverständigenrat aus. Herr Gutowski hatte dem.
Sachverständigenrat seit dem 3. Dezember 1970 angehört. Als
setn Nachfolgerwiude am 2. Mai 1978· Professor Dr. Horst
Albaeh, Universitä~ Bonn,durch den' Bundeslrräsidenten 'tür
fünf Jahre in den Sac;hverständigenrat berufen..

7. Der Sachyerständigenrat hatte in den vergangenen zwölf
Monaten. mehrfach Gelegenheit, mit dem Bundesminister für
Wirtschaft, dem Bundesminister der Finanzen sowie mit dem
Präsidenten und den ,Mitgliedern des Direktoriums der Deut·'
sehen Bundesbank aktuelle ko~junktur-,und wähningspoliti­
sehe Fragen zu erörtern. Aus gegebenem Anlaß führt.e d'er Rat'
ein' Gespräch mit ,dem Bundesminister' für Arbeit und Sozial·
ordnung, vertreten durch Herrn Ministerialdirektor Dr. Werner
Tegtmeier.

Die Urteilsbildung des Rates erleichtertEm Berichte des Prä,si­
denten der BUJidesanstalt für Arbeit und von Mitglieder~ des

, Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung.
. . '..

Wie in früheren Jahren hat. der Rat Vertreter der Sozial·'
partner, des Deutschen Industrie- und Haridelstages und, des
Bundesverhandes der deutsc):1en Industrie zu anstehenden

- Problemen gehört.

Die Kommission der' Europäischen. GeII).einschaften 'gab dem
Sachverständigenrat Gelegenheit zu' einem ausführlic;hen Ge­
sp~äch über wirtschaftspolitische Probleme der Europäischen '
Gemeinschaften.

IV
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8. Mit Vertretern der, Wirtschaftswissenschaften an Hoch­
schulen ,und Forschungsinstituten hat der Rat Gespräche ,fül].­

, ren können, die ihm für seine Arbeit wertvolle Hinweise ver­
mittelt habe'n.

9. Professor Dr. Jürg Niehans, Bern, stand dem Rat für ein
Gespräch über aktuelle und konzeptionelle Fragen der Geld­
politik zur Verfügung.

,
Dr. Roland' Vaubel, .Kiel, stellte dem Rat zu wahrungspoliti­
schen Problemen eine schriftliche Ausarbeitung zur Verfügung.

, .'.

10. Wiederum hat der Deutsche Industrie- und Handelstag
,durch kurzfristige Umfragen beiden( Kammern dem Sachver­
ständigenrat besonders' aktuelle Informationen zukommen las-,
sen. Herr Dr. Hans Flick vom Deutschen Industrie-, und Han­
deistag, Bann, hat dem Rat.zu Fragen des Außensteuerrechts
zur Verfügung ,gestanden. ,

11. Bei den Abschlußarbeitl:m an dem vorliegenden ,Gutach­
ten haben uns Professor Dr. Bermann Albeck, Saarbrücken,
Professor Dr. Manfred Feldsi;eper, KÖln, Dr. Hans-Hagen Härtei,
Düsseldorf, Dr. 'Carsten Thoroe,' Kiel, und Dr. Roland Vaubel,
Kiel, geholfen. Wir fanden, ferner wiederum wertvolle Unter­
stützung durch Diplom-Volkswirt Bernhard Filusch, Essen, und
Diplom-Volkswirt Klaus-Dieter 'Schmidt, KieL Ihnen allen gilt
der Dank des Rates.

12. Die volkswirtschaftliche und die'statistische Abteilung der
(,

.Deutschen Bundesbank haben wie 'imm,erden Sachverständi-
genrat bei seinenstatis,tischen Arbeiten in großzügiger Weise

, unterstützt, in zahlreichen Einzelfragen beraten und ihm bei der
Materialbeschaffung wertvolle Hilfe geleistet. "-

U:n:terstüt~ung bei der Beschaffung von Informationen und sta­
tistischem Material hat ,der Sachverständigenrat außerdem
'durch die Kom'mission der Europäischen Gemeinschaften erfah-. '

ren;

Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt war
'auch in diesem Jahr sehr gut. Der' weit über das Normale
hinausgehende Einsatz vieler A'ngehöriger des Amtes, insbe.:
sondere der ständigen Mitarbeiter der Verbindungsst~lle,hat
die Arbeiten des Rates wesentlich erleichtert. Allen BetEüligten
z~ danken; ist dem Rat ein besonderes Anliegen. ' ' '

13. Auch dieses Jahresgutachten hätte der Sachverständigen'-,
rat ohne die unermüdliche Arbeit seiner Mitarbeiter nicht
erstellen 'können: Dem wisse~schaft1ichen Stab des' Rates
gehörten beim Abschluß dieses Gutachtens an: Diplom-Volks­
wirt Peter Bofinger; Diplom-Volkswirt Heiner 'J;'lassbeck, Dr.

'Drucksache 8/2313
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Heinz Herrmann, . Diplom-Volkswirt Gerhard Kaufhold, pr,.
Wolfgang Sengebuseh und Dr. Axel Siedenberg.

Ein besonderes Mq.ß an Verantwortung für' die wi~sensehaft­
liehe Arbeit des Stabes hatte' der Generalsekretär des Saeh­
ve:rstä~digenrates,Dr. Hans J~ Barth, zu tragen.

. ..

Alle Fehler und Mä~gei, Me das Gutachten enthält, geh~n in­
dessen allein zu Lasten der Unterzeichneten...

Wiesbaden, 19. N,'0vember 1978

'. .
H. Albaeh

,VI

G. Fels G. Seherhorn K. Sehmidt

. ,.

O. Sievert

: .

..
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S tat ist i s c'h e M'at e r i'a I q u e 11 e n Abkürzungen

,.

Angaben aus der· amtlichen Statistik für die Bundesrepublik Deutschland
stammen, soweit nicht anders vermerkt, vom Statistischen Bundesamt. Diese
Angaben beziehen sich auf das Bundesgebiet einschließlich B~rlin' (West);
andere Gebietsstande sind ausdrücklich angemerkt.

. Mat~rial über das Ausland wurdE;! in der Regel internationalen Veröffent­
.lichungen entnommen. Darüber hinaus sind in einzelnen Fällen au.ch natio-
nale Veröffentlichungen herangezogen worden. .
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Eine kürzere Fassung
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Der internationale Rahmen

Kein konjunktureller Durchbruch

1*. Die wirtschaftliche Entwieklung der westli,chen
Industrieländer hat auch im Jahre 1978 nicht den
konjunkturellen Durchbruch gebracht, der nötig ge­
wesen wäre, um der Hoffnung auf eine 'baldige
Rückkehr zu einer weltweiteJ;l Vollbeschäftigung
Auftrieb zu geben. Dabei waren zu Beginn dieses
Jahres die Bedingungen für eine konjunkturelle Er­
holung günstiger als im vergangenen Jahr.

I

Zu einer durchgreifenden B~lebung kam es weder
in Europa noch in Japan. In den Vereinigten Staa­
ten setzte sich die schon seit drei Jahren anhalten­
de Expansion fort. Das LeIstungsbilanzdefizit der
Vereinigten Staaten ist erneut größer ,g~worden.

Auch bei der Inflationsbekämpfung waren keine Er­
folge zu yerzeichnen.

Fast alle anderen Industrieländerkonnten ihre au­
ßenwirtschaftlichen Ungleichgewichte verringern.
Erfolgreicher waren sie auch in der Bekämpfung
der Inflation. Dabei kam ihnen freilich die schwa­
che Nachfrageentwicklung zu Hilfe. Zwar ist das
durchschnittliche Inflationstempo noch hnmer' hoch,
aber die mittlere Rate der Geldentwertung konnte
immerhin auf jetzt etwas weniger als 7 vH vermin­
dert werden, nachdem sie im Vorjahr noch 'über
8 vH betragen hatte. '

Das' reale' Sozialprodukt der Industrieländer war um
knapp 4 vH höher als iIp, Vorjahr.

2*. An der Höhe der Arbeitslosigkeit in den westli-.
chen Industrieländern hat sich auch im Jahre 1978
kaum etwas geändert (Ziffern 18 ff.). Entsprechend
den Unterschieden in der konjunkturellen EntWick­
lung stand den Techt deutlichen Beschäftigungser­
folgen in den Vereinigten Staaten eine noch immer
zunehmende Arbeitslosigkeit in Europa gegenüber.
Auch in Japan ist die Arbeitslosigkeit weiter ange­
stiegen.' -,

In Europ,a waren es Großbritannien, die Bundesre­
publik und Italien, die die Arbeitslosigkeit gering­
füg~g vermindern oder zumindest ein weiteres An­
steigenvermeiden konnten.

Welthan~elohne Schwung

3*. Im Verlauf des konjunkturellen Rückschlages
des Jahres 1977 waren in allen größeren Industrie­
ländern mit Ausnahme der Vereinigten Staaten die
Importe zurückgegangen, jedenfalls dem Volumen
nach. Die konjunkturelle Belebung zu Beginn die­
ses Jahres brachte dann einen n~uen Anstieg mit
sich. Die Ausweitung des Welthandels ist mit etwa'

5 vH denno\,h dEmtlich' unter der durchschnittlichen'
Wachstumsrate der Vergangenheit von etwa 8,5 vH
geblieben (Ziffern 26 ff.). Der H?-ndel der Industrie­
länder untereinander nahm nur mäßig zu. Die
Nachfrage der nicht ölfördern,den Entwicklungslän- ­
der und der OPEC-Länder brachte ebenfalls keine

.kräftigen Impulse. Die Importe der Industrieländer
aus diesen Ländergruppen stagnierten nahezu.

4*. Durch die schwache Weltnachfrage sind auch
die I'reise für die meisten Rohstoffe zu Beginn die­
ses Jahres unter starken Druck ,geraten. Im Herbst
1978 zogen die meisten Rohstoffpreise zwar wieder'
an, 'im Durchschnitt dieses jahres werden sie aber
unter den Vorjahreswerten liegen. In den Aufwer­
tungsländ'ern verbilligte die Abwertung des Dollar
die Rohstoffeinfuhr zusätzlich. Da die E'xportpreise
der Industrielärider weit weniger stark sanken als
die Einfuhrpreise, größtenteils sogar noch stiegen, _
haben sich die Austauschbedingungen der Länder
aus der OEeD-Gruppe zum Teil erheblich verbes­
sert. Als Folge dieser Entwicklung verwandelte
sich das Handelsbilanzdefizit der QECD-Länder vo~
über 23 Mrd Dollar im Jahre 1977 in einen Uber­
schuß von 3 Mrd Dollar in diesem Jahr.

5*. In Japan, der Schweiz und der Bundesrepublik
hat die starke Aufwertung die Leistungsbilanzüber­
schüsse zunächst. nicht vermindert; vor allem weil
die Importpreise dieser Länder stärker auf die Auf­
wertung reagierten als die Exportpreise. Immerhin: .
Die Gefahr des Verlustes von Marktanteilen im
Wettbewerb m,it ausländis~hen Anbietern konnte
teilweise nur durch Preiszugeständnisse und damit
um den Preis von Ertragssclrinälerungen abgewen­
det werden. In den Abwertungsländern verbesser­
tem sich dagegen' die internationale WeÜbewerbs­
positi~nund die Ertragslage der Unternehmen:

Nimmt man diese Momentaufnahme für das Gp.nze,
so hat sich - und das kann für den Fortgang der
konjunkturellen Entwicklung in der Welt sehr
wichtig sein - vor, allem die ~nternationale Lei­
stungsbilanz~ituation wesentlich entspannt. Etliche
der stabilitätsschwachen Länder haben ihre Defizite
beseitigen kÖnnen oder erzielen sogar·Uberschüsse.
Die Vereinigten Staaten haben im Zusammenhang

, mit ihrem noch hohen Defizit eine Abwertung des
Dollar zu verzeichnen, die sie hoch wettbewerbsfä- ­
hig erscheinen läßt. Am stärksten auf eine Bele­
bung der BiIinenkonjunktur angewiesen sind die
Länder, deren Währungen' an den Devisenmärkten
unter einem fortwährenden '-Aufwertungsdruck ste­
hen. Die Frage für sie ist, ob, sie, ähnlich wie die
Vereinigten Staaten in den letzten Jahren, eine bin­
nenwirtschaftliche Dynamik entwickeln können,
die es ihnen erlaubt, die außenwirtschaftlichen
~ückschläge zunächst zu überspielen. Die Frage für
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8*. Die Zahlungsbilanzungleichgewichte in Europa ,
haben sich, betrachtet man die Salden der Lei­
stungsbilanz, rascher und stärker vermindert, als es
gemeinhin erwartet worden war. Vor allem Italien
und Frankreich konnten ihre Leistungsbilanzdefizi­
te in beachtliche lJberschüsse verwan,deln, in Groß­
'britannien ist die Leistungsbilanz nahezu· a:usge-g1i­
ehen. Das sagt all,erdings noch wenig darüber aus,
ob die Verbesserung nicht wiederum nur Reflex der
Nachfrageschwäche ist oder ob eine .dauerhafte
Verbesserung erreicht werden konnte· (Zif~ern

34 H.).

Das weiter bestehende Stabilitätsgefälle zwischen
Großbritannien mit einer Inflationsrate von, zuletzt

'. etwa 8 vH, Italien mit rund 12 v-H und der Bundes­
republik mit 2,1 vH ist auch der Wichtigste Grun<;!

10*. Nach der Enttäuschung, die das Jahr 1977 ge­
bracht hatte, waren die Erwartungen für das Jahr
1918 von vornherein gedämpft gewesen und, was

- den Jahresdurchschnitt anbelangt, aUf keinwesent-,
lich günstigeres' Ergebnis' als das tatsächlich er­
reichte gerichtet,' Allgemein, war jedoch damit ge­
rechnet worden, daß die Konjunktur im Jahresv:er­
lauf früher anziehen würde.

Anlaß dazu .hatte der Kurswechsel gegeben, den die
Finanzpolitik im Herbst 1977 vollzogen hatte, nach­
dem sie bis dahin bestrebt gewesen war, die hohen
öffentlichen Defizite zu vermindern. Steuers~nkun-

". gen lind zlisätz~iche Staatsausgaben versprachen ei­
nen kräftigen Anstoß. Wie nachhaltig dieser sein
würde und ob er - worauf esvor allem ankam ­
die Beschäftigungsinöglichkeiten über das Jahr
1918 hinaus verbessern würde, war allerdings unge,
wiß geblieben. Dies hing zum 'einen von der außen­
wirtschaftlichen Entwicklung ab, zum anderen aber
auch von der Lohnpolitik. Denn so wichtig die Be­
lebung der Nachfrage für eine Ausweitung des An­
gebots war, so dringlich war zugleich, daß von den
Kosten her mehr Produktion dauerhaft rentabel "er-

die stabilitätsschwächeien' Länder ist, ob sie, die
Voraussetzungen für mehr Wachstum bei ,sinkender
Inflationsrate wahre'n können. Für die gemeinsam
gewünschte Besserung der Weltkonjunktur sind
alle auf alle angewiesen. Die Lösung des Problems
kann w"ohl nur d"arin liegen, daß jedes Land bei
sich die Bedingungen schafft, unter denen mehr In-

, vestitionen rentabel erscheinen.-

6*. Im Zuge der anhaltenden Wachstumsschwäche
in den Industrieländern hat in den letzten Jahren
die Neigung zugenommen, durch protektionistische
Maßnahmen wirtschaftliche Vorteile anzustreben,
(Ziffern 29 ff.). Diese Tendenz konnte auch in die-

, I

sem Jahr trotz zunehmelJ-der öffentlicher Bekennt-
nisse zu freiem internationalem Handel und trotz
der gerade aucn bei den Entwickiung~ländern

wachsenden Einsicht in die Vorteile eines ungehin­
derten internationalen Warenaustausches nicht we­
sentlich vermindert werden. Zwar wurden 'wenig~r

als noch in den vergangenen Jahren spektakuläre
globale Maßnahmen ergriffen, da akute Zahlungsbi­
lanzprobleme weniger im Vordergrund' standen,
aber zum Schutz einzelner Sektoren nahm man
auch in diesem Jahr vermehrt zu offener oder ver·
steckter Diskriminierung ausländischer Konkur-

"renzprodukte Zuflucht.

Mühsamer Erholungsprozeß in Europa

7*. In Europa: dürften'1977 und 1918 wichtig,e Län­
der den Bedingungen nähergekommen sein, unter
denen eine' wirtschaftliche Belebung 'nicht schon
bald wieder durch eine Beschleunigung der Infla­
tion oder eine Vergroßerung der außenwirtschaftli­
chen Ungleichgewichte an Grenzen' stößt, wie' es
1916 bei' dem ersten Anlauf zu: einem kräftigen kon­
junkturellen Aufschwung der Fall gewesen war
(Ziffern 33 ff.)~ Das Jahr 1918 war ,für Produktion
und Beschäftigung noch kein gutes Jahr. ,Aber es

, war immerhin ein Jahr mit steigenden Wachstums­
raten und vermindertem Geldwertschwund. Diese
Kombination war auch Hauptziel in den wirt­
schaftspolitischen Programmen der. meisten Länder.
Sie wird es bleiben müssen, wenn die Beschäfti-'
gung nCl:chhaltig kteigen soll.

2

für die Skepsis, die dem Plan einer Erweiterung
und Umformung des Währungsveroundes entgegen­
gebracht wird (Ziffern 344 ff.).

Die Binnenkonjunktur 1978

9*. In der' ~undesrepubli~hat sich das konjunktu­
relle Klima im Verlauf des Jahres 1918 deutlich
verbessert. Die Belebung setzte jedoch später ein
als erwartet. Obwohl. Bund, Länder und Gemeinden
ihre Ausgaben von Jahresbeginn an wieder ver­
stärkt ausweiteten und umfangreicheSteuererleich­
terungen die private Nachfrage ' 'stützten, blieben
die Unternehmen bei' der Entscheidung über Pro­
duktion, ,Beschäftigung und Investitionen zumeist
'sehr vorsichtig, vor. allem wenn sie mit ausländi­
schen Anbietern im Wettbewerb. standen. Denn bel
nur wenig verminderten LClhristeigerungen brachte
die kräftige Höherbewertung der D-Mark vielfach
Gewinneinbußen und neue Unsicherheit in den Ab­
satz- und Ertragserwartungen mit sich. Dies wirkte
den expansiven Impulsen entgegen, die von der fi­
nanzpolitik ausgingen. Erst von der Jahresmitte an
überwogen die Auftriebskräfte. Das reichliche
Geldangebot wurde nun vermehrt genutzt.

Im Jahresdurchschnitt nahmen die gesamtwirt­
schaftlichen Ausgaben nicht stärker zu als ein' Jahr
zuvor. Da die Preissteigerungen weiter nachließen
- auf der Verbraucherstufe betrugen sie zuletzt
2,1 vH - war der reale Nachfrag-ezuwachs indes et­
was größer als 1911.' Der Anteil, der davon auf
Importe entfiel, hat weiter zugenommen. D~r An- ,
stieg der inländischen Produktion übertraf mit 3 vH
den des vorigen Jahres nur wenig. Für eine spürbare
Erhöhung des Beschäftigungsstandes blieb er noch,
zu schwach. Die Anzahl der Arbeitslosen lag im
Jahresdurchschnitt nur geringfügig unter einer Mil-
lion., '
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schien und daß die Suche nach neuen 'Absatzmärk­
ten, neuen Techniken und neuen Produkten, von
der die wirtschaftliche Dynamik auf mittlere Sicht
abhängt, hinreichenden Gewinn in Aussicht stellte.

Finanzierungsengpässe waren kaum zU befürchten.'
Die Liquidität in der Wirtschaft war groß, und bei
einer Ausweitung der Zentralbankgeldmenge um
8 vH, wie sie die Bund.esbank für den Jahresdurch­
schnitt 1978 angekündigt hatte, war Spielraum für'
eine kräftige Steigerung .der öffentlichen und der
privaten Ausgaben vO)."gesehen (Ziffern 133 ff.).

11*. Die El'wartungen, die sich an die neue staatli­
che Initialzündung knüpften, wurden dadurch be­
stärkt, daß noch vor der Jahreswende eine deutli­
che Belebung der wirtschaftlichen Aktivität zu ver­
zeichnen war: Schon bald n~ch der Jahreswende
kam jedoch mit der anhaltenden Höherbewertung
der D-Mark neue Unsicherheit auf (Ziffer 58). Bis
dahin war der beschleunigte Wechselkursanstieg,
der im Herbst 1977 eingesetzt hatte, noch mit Ge­
lassenheit hingenommen worden. Dies änderte sich,
als der Kurs'für die D-Mark in den ersten Monaten
1978 weiter stieg und vor allem gegenüber de~
Dollarraum immer' mehr. über das hinausging, was
bei den Unterschieden in. den Inflationstendenzen
zwischen .dem Inland und 'dem Ausland wettbe-
"" .............1-.. .... ,... ................ -.1 ,.". ............. ~ ..... _ _ ._:.:_ ....
vy\:;.1.u,;:).u.'cuuoJ. HcvvC"'C.li VVQlt::.

Uberdies waren die Lohnverhandlungen wesentlich
schwieriger als in den drei vorangegangenen Jah-.
ren, zumal Verhandlungsgegenstand nicht nur die
Erhöhung der Arbeitsentgelte, sondern in zun~h­
mendem ,Maße auch' E~nkommensicherungen .für
jene Arbeitnehmer waren, die von Rationalisie­
rungs'maßnahmen betroffen werden (Ziffern, 59 ff.).
Obwohl die Lohnsteigerungen mit 5 vH bis 6 vB im
Durchschnitt etwas niedriger ausfielen als ein Jahr
zuvor, brachten sie weitere Kostenbelastungen, die
angesichts der wechselkursQedingten Verschärfung
des Wettb.ewerbsdrucks nicht in allen Bereichen
über entsprechende 'Preiserhöhungen wettgem~Ght
werden konnten.. ' ..

. 12*. Die Aufwertung halte allerdings aucl:t Vortei­
le. aegünstigt waren außer den Konsumenten, de­
nen bei zahlreichen Produkten der geringere Preis­
anstieg zugute kam, die Unternehmen in den Bin­
nenbereichen; ,die, auf 'ihren Absatz~ärkten nicht
mit ausländischen' Anbietern konkurrieren, einen
Teil der benötigten Vorprocj.ukte aber jetzt billiger
beziehen. Die aufwertungsbedirigte Verbilligung
importierter Rohstoffe und Halbwaren minderte den
Kostendruck, der von den Löhnen ausging, so daß
es bel den erzielbaren Preisen nicht selten zu einer
Ausweitung der Gewinnmargen kam. Unternehmen;,
die eineri wesentlichen TEül ihrer Produktion expor-'
tieren oder deren -Er,zeugnisse auf den Inlandsmärk­
ten mit Einfuhtgütern in Wettbewerb stehen, muß­
ten dagegen überwiegend' eirie weitere Verschlech­
termig ihrer Ertragslage hinnehmen (Ziffern 161 ft:).
Zwar. konnten sie die Absatzeinbußen, wie es
scheint, zumeist in vergleichsweise engen Grenzen
halten; zur Verteidigung ihrer Marktanteile mußten
sie jedoch Preiszugeständni~semachen. Hinzu kam,
daß die ·Unsicherheit darüber zunahm, welche Er-

zeugnisse inder Bundesrepublik auf' mittlere und
längere. Sicht wettbewerbsfähig hergestellt werden
können. .

13*. Die Folge war, daß die expansiven Impulse
der Finanzpolitik bis zum Sommer nicht in die Brei­
te wirkten und daß auch eine Ausweitung des
Geldangebots; die', infolge . der Interventionen der
Bundesbank an den Devisenmärkten noch e~heblich
über 'die Zielvorgabe hinausging, die Ausgaben: im
ganzen nicht nachhaltig anregte (Ziffern 133 ff.,
173 ff.). Ausgeprägt waren die Auftriebskräfte nur
in der Bauwirtschaft, die. i außer von der zügigen
Auftragsvergabe des Staates vor allem von der im­
mer stärker werdenden Wohnungsbaunachfrage
profitierte. Günstige Finanzierungsbedingungen und

. St~uererleichterungen förderten auch den privaten
Verbrauch. Die Unternehmen blieben dagegen zum
großen Teil bei ihrem vorsichtigen Verhalten (Zif­
fern 68 ff.). Der Lageraufbau hielt' sich in engen .
Gren,zen, und die Bereitschaft, eigenes oder geHehe-'
nes Geld in neue Produktidnsanlagen zu investie­
ren, nahm nicht in dem erhofften Maße' zu. Für ei­
nen durchgreifenden Aufschwung fehlte es so an
den notwendigen Selbstverstärkungskräften.

1'4*. Ende Juli 197~ beschloß die Bundesregierung
ein neues. Bündel- zeitlich gestaffelter finänzpüliti­
s'cher Maßnahmen (Ziffer 175). Sowohl dem bm­
farig wie dem Zeitpunkt des Inkrafttretens, nach
wurde das Schwergewicht auf weitere Erleichterun­
gen in der Einkommensbesteuerung gelegt. biese
sollen zusammen mit eirier Verbesserung beim Kin­
dergeld vom Jahresbeginn 1979. 'an wirksam sein

, und erst ab Mitte kommenden Jahres durch eine
Anhebung .der Mehrwertsteuer ;zum Teil ausgegli­
,ehen werden. Daneben ist vorgesehen, 1979 die
Mittel zur Förderung von Forschung und Entwick­
lung weiter zu erhöhen und die Lohnsummensteuer
1980 ab~uschaffen.

15*. Verglichen niit der ersten Jahreshälfte ist die
allgemeine' ~inschätzung der wirtschaftlichen Ent­
wicklung in den letzten Monaten spürbar besser
geworden. Vo'r allem in der Industrie, wo' eier Rück­
schlag zu Beginn' des Jahres besonders ausgeprägt .
war, sind' di'e Unternehmen wieder zuversichtlicher.
Zwar. ist die Nachfrage dort bis zuletzt' nur wenig
über das Niveau hinausgegangen, das sie Ende
1977 ber~its erreicht hatte, doch ist' eine steigende
Tendenz erkennbar, die inzwischen auch ihren' Nie­
derschlag in der Produktion gefun:den hat.' Die Ba­
sis für die konjunkturelle Belebung ist damit brei­
ter ge'\'1orden, 'und die Aussicht, daß sich die Erho­
lung fortsetzt, größer, denn die Verbrauchsneigung
ist weiterhin hoch, und' in der Bauwirtschaft sind
die Auftragsbestände nochmals gestiegen. Das heißt
indes ~icht, daß 'schon ein Aufschwul;1g sicher
wäre, der beim Abbau der Arbeitslosigkeit wesent­
lich mehr FortschTitte als bisher verspricht.

16*. Die Verbesserung der konjunkturellen Lage
könnte trotz der Verzögerung, mit der sie ,eintrat,
ohne große Vorbehalte als Beginn eines kräftigen
Aufschwungs angesehen werden, wäre die wirt-
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. schaftliehe Entwicklung nicht seit drei Jahren in
Wellen kurzfristig wechselnder Phasen schwäche­
rer und stärkerer Expansion verlaufen und wäre sie
nicht im Hinblick auf die Beschäftigungsprobleme
bis zuletzt unbefriedigend geblieben. Bei der Frage,
warum es sich so und nicht anders' verhielt, ist der
Konjunkturverlauf und damit die Entwicklung der
gesamtwirtschaftlichen Prpduktion nicht nur in Ab­
hängigkeit von alltonomen Bestimmungsfaktoren
der gesamtwirtsch~lftlichen Nachfrage zu sehen,
sondern auch von der Erwartung der einzelnen Pro­
duzenten darüber, welche Absatzchancen sie sich
mit einem attraktiven Güterangebot zu günstigen
Preisen verschaffen oder erhalten können. Zu den
Bedingungen, die von der Nachfrageseite her das
-Klima für die' Produktionsentscheidungen prägen,
gehört die Auslandskonjunktur ebenso wie der
konjunkturelle Impuls, der vom Staat ausgeht,' und
nicht zuletzt die Konsumneigl.).ng. Unter den Ange­
botsbedingungen .spielen Löhne und Zinsen, unp'
zwar die aktuellen wie die erwarteten, eine domi­
nierende Rollei hinzu kommen die staatlichen Ab­
gabeansprüche, aber auch Hilfen, die der Staat zur
Risikominderung leistet. Zusammen mit dem Wech­
selkurs, der die Kosten für die Inanspruchnahme
ausländischer Vorleistungen, vor allem aber die
Wettbewerbsposition gegenüber dem Ausland ent­
scheidend beeinflußt, bestimmt all dies den, Umfang
der' rentabel erscheinenden Produkt.ion. Verbesse­
rungen. oder Verschlechterungen bei den Nachfra­
ge- wie den Angebotsbedingungen wirken sich ge­
meinsam in Veränderungen des ,Tempos. aus, mit
dem die Produktion an die jeweilige Aliftragslage
angepaßt wird, in Veränderungen der Neigung,
Vorräte zu bilden, und in Veränderungen ·der Nei­
gung, vorhandene Prodliktionsanlagen zu erneuern
und zusätzliche zu schaffen, kurz in Veränderungen
der Angebotsneigung der Wirtschaft. Diese wieder-'
um beeinflussen Beschäftigung und Einkommen
und 'wirken so auf Nachfrage und Produktion zu­
rück.

17*. Für mehr konjunkturelle DynamIk kann eine
bloße Verbesserung der I Nachfragebedingungen
ausr.eichend sein, und dies um so eher, je günstiger
~ich die Bedingungen auf der Nachfrageseite in der
Breite darstelle~, weil sich positive Erwartungen
dann wechselseitig stütze'n. Es müssen jedoch. gün-.
stige Angebotsbedingungen hinzukommen, wenn
der Aufschwung nachhaltig,' also von Wachstums­
dynamikbestimmt sein soll. Von beiden Seiten her
hat es 1978 Verbesserungen gegeben. Gleichwohl
scheinen noch iinmer Angebotsprobleme 'die Rück­
kehr zu' mehr Wachstum u'nd zu einem hohen Be-
schäftigungsstan~ zu hemmen.

. ,
Die voraussichtliche.EntWicklung

18*. Wenn wir zögern, die Entwicklung der letz­
ten Monate uneingeschränkt zur Grulluldge Unserer,
Prognose zu machen, so vor allem aus folgl:mden
Gründen: .

4

- Die konjunkturelle Dynamik kommt noch immer
zu einem großen Teil von der' Wirtschaftspoli­
tik. Noch läßt sich nicht hinreichend beurteilen,
ein wie großer TE:lil· der Belebung lediglich auf
konjunkturpolitische Maßnahmen zurückzufüh­
ren, und, wieviel davon einer größeren Eigendy­
namik zuzurechnen ist.

~ Die konjunkturelle Erholung ist von 'Unruhe an
den Devisenmärkten überschattet. Zwar scheint
der Kursverfall des amerikanischen Dollar im
Herbst die Unternehmen weit weniger verunsi­

I chert zu haben,als dies offenbar im Frühjahr
der Fall war. Dabei mag die Erwartung mitspie-
len, es werde früher oder'später zu einem Kurs­
anstieg kommen. Es ·ist aber nicht auszuschlie­
ßen, daß' sich, erneut Enttäuschung einstellt,'
wenn ein zu den Bedingungen der Gütermärkte
besser passender Dollarkurs ausbleibt.

- Ungewiß ist zudem, ob. die' Verbesserung der
Angebotsbedingungen anhält. Unsicherheit be­
steht dabei nach wie vor über den Kurs der,
Lohnpolitik. Wir 'kölmennicht ausschließen; daß
Unsicherheit und Enttäuschung erneut die Ober·,
hand gewinnen und die Konjunktur einen ähnli­
chen Verlauf nimmt-wie in den letzten drei Jah­
ren, in denen 'der Aufschwung immer wieder zu
versanden drohte und' immer wieder neu ge­
stützt werden inußte.

19*. Gegen eine solche Skepsis spricht jedoch die
überraschend hohe Zuversicht der Unternehmen.
Sie zeigt sich bisher vor allem in solchen Indikato­
ren, die Stimmung und Erwartung wiedergeben,
aber auch schon in Nachfrage und .Produktion. Dies
deutet darauf hin,' daß ,die endogenen Auf­
schwungskräfte diesmal stärker 'und die Aussichten
für den Erfolg der' konjunkturpolitischen Maßnah­
men besser sind als in den vergangenen Jahren. Es
ist vor allem die bessere Grundstimmung in der
Wirtschaft, die uns veranlaßl, auf eine Verstär­
kung der konjunkturellen Auftriebskräfte zu setzen
(Ziffer~ 240 ff.).

20*. Im Jahre 1978 war es vor allem die Nachfra­
ge aus, dem Inland, die den Konjunkturverlauf be­
stimmte. Das muß, wenn die Konjunktur an
Schwung gewinnen soll, auch 1979 so bleiben. Un­
ter den veränderten außenwirtschaftlichen Bedin­
gungen darf man nicht in gleicher Weise wie frü­
her auf die Nachfrage aus dein Ausland als Schritt­
macher des Aufschwungs bauen.

21*. Für. eine deutliche Belebung der Auslands-
-nachfrage sehen vlir derzeit jedenfalls "lenig .l~..n ...
zeichen. Zwar ist der Zu~tand der Vveltwirtschaft
'etwas besser als vor einem Jahr:. In den meisten
Ländern, ~l.ie für den deutschen Export' Bedeutung
haben, sind. die Aussichten für eine konjunkturelle
Belebung gestiegen. Doch muß man davon ausg~­

h,en, daß die kräftige Höherbewertung der D-Mark
den expo~tintensivenBereichen eine Verschlechte- .
rung ihrer Wettbewerbsposition gebracht hat.

Alles in allem gehen wir davon aus, daß sich die
Nachfrage aus dem Au'sland zwar wieder belebt,
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das Expansionstempo aber nach wie vor verhalten
bleibt. Für den Jahresdurchschnitt rechnen wir mit
einer Zunahme der Ausfuhr von Waren und Dien·
-sten um 4 vH, nach 31/2 vH im Jahre 1978.

22*. Die expansiven Impulse,die von der Finanz­
politik ausgehen, werden 1979 noch größer sein als
in diesem Jahr. Sie ergeben sIch nicht nur aus den
Steuersenkungen, die vorwiegend den privaten
Haushalten zugute kommen; sondern auch aqs' der
Steigerung der Staatsausgaben in ,nahezu allen Be­
reichen (ZiffE;!rn 414 ff.). Nach unserer Schätzung.

'werden die Ausgaben der Gebietskörperschaften
das hohe Nive!lu dieses Jahres nochmals um 61/2 vH
überschreiten. ,Demgegenüber rechnen wir bei
den Einnahmen nur mit einem Anstieg um 5 vH.
Das Finanzierungsdefizit wird sich weiter erhöhen,
und zwar von 41 1/2 Mrd DM, auf 491/2 Mrd DM.

Bed- den Sozialversicherungen werden sich dagegen
infolge der Sanierungsmaßnahmen Einnahmen und
Ausgaben nahezu ausgleichen.

Berücksichtigt man bei ,der konjunkturellen 'Wer­
tung des Defizits, daß ein Teil der öffentlichen Aus~

gaben immer 4urch Verschuldung finanziert wird
und der Staat infolge der Unterauslastung. des Pro·
duktionspotentials noch immer Steuerausfälle hin­
nehmen muß, so verbleibt ein Betrag von 26 Mrd
DM, der nach unserem Konzept des konjunkturneu­
tralen Haushalts für den expan~iven Impuls des öf­
fentlichen, Gesamthaushalts steht. Er ist um 9 Mrd
DM höher als im Jahre 1978.

23*. Zu den Komponenten der Iniandsnachfrage,
bei denen auch 1979 mit einer deutlichen Aufwärts­
bewegung zu rechnen ist, gehö:r:t nicht zuletzt der
private Verbrauch. Das Vertrauen der privaten
Haushalte in die' wirtschaftliche Entwicklung ist
gegenwärtig groß. Hinzu kommt, daß die von der

, Bundesregierung vorgesehenen Maßnahmen in der
Hauptsache auf eine Stützung der Verbniuchsnach­
frage zielen. Außerdem werden zu Beginn des näch­
sten Jahres die Renten erhöht, wodurch die Kauf­
kraft vor allem von, Haushalten mit kleinen Ein­
kommen gestärkt wird. Al,ls den Anriahmen uJ1sere~
Prognose, insbesondere aus den Annahmen über
die Lohnentwicklung (Ziffer 256), ergibt sich eine
etwa gleich starke Zunahme des verfügbaren Ein­
kommens der privaten, Haushalte wie im Jahre
1978. Da vieles dafür spricht, daß die Sparquote
weiterhin niedrig bleibt, rechnen wir auch für den
privaten Verbrauch mit einer ähnlich hohen, Zu~
wachsrate wie 1978; wir veranschlagen sie, in rea­
len Größen gerechnet, auf 31/2 vB.

24*. Zuversichtlich beurteilen wir auch die Bau­
konjunktur. Die Nachfrage nach Bauleistungen hat
inzwischen so viel Eigendynamik entwickelt, daß
sie nicht mehr ailein von staatlichen Konjunktur­
programmen getrieBen wird: .Die Bauproduktion
wird 1979 vor allem von den ProduktionsmögJ,ich-

-keiten bestimmt werden. Dabei scheint weniger der
Mangel an Gerätekapazitäten als der Mangel an'
Arbeitskräften die Grenzen für die Ausweitung der
Produktion zu setzen. Deshalb rechnen wir darn,it,

daß die tealen Bauinvestitionen im Verlauf des
Jahres 1979 etwas langsamer zunehmen werden als
1978; beim, Vergleich der Jahresdurchschnitte er­
gibt sich indes 'mit 51/2 vH eine etwas höhere Rate
(1978: 41/2 vH).

25*. Die gute Baukonjunktur darf nicht darüber
hinwegtäuschen, daß das Investitionsklima im gan­
zen noch recht labil ist. Die Investitionsneigung
vor allem in der gewerblichen' Wirtschaft ist, wie
die Entwicklung d~r Auftragseingänge bei den In­
vestihonsgüterherstellern zeigt, bisher nur wenig
gestiegen. und dabei r'echt unstet gewesen. Erst im
September haben sich die Inlandsbestellungen beim
Maschinenbau überaus kräftig erhö,ht. ~ies reicht
jedoch allein nicht aus, um daraus auf eine deutli­

,che Beschleunigung de,r Investitionstätigkeit zu
schließen;

Die Verbesserung der Erträge und der Absatzer­
'\vartungen hat in letzter Zeit die Inves'titionsbereit­
schaft sicherlich gefördert. Doch scheint auf mittle­
re Sicht bei den Unternehmen nach Skepsis zu
überwiegen.

In unsere Prognose haben wir für den Jahresdurch-
, schnitt 1979 eine Zunahme der realen Ausrüstungs­
invesÜtionenilm 61/2 vH eingesetzt, ,was etwa den
Zuwachsraten im Durchschnitt der beiden vorange-,
gangenen Jahre entspricht.

Von der Lageraufstockung erwarten wir für das
kommende Jahr keine deutlich~n Impulse für die
Konjunktur; wir nehmen an, daß die Vorratsinve­
stitionen nicht viel höher sein werden als 1978.

26*, Die Einfuhr von Rohstoffen und Vorproduk­
'ten wird sich 1979 voraussichtlich nur im Rahmen
der Steigerung der Industrieproduktion bewegen.
Weitaus kräftiger wird dagegen 'die Zunahme der
Einfuhr von Fertigwaren sein, und zwar bEli Investi­
tionsgütern und bEü Konsumgütern gleichermaßen.
In diesen Bereichen werden die Anbieter aus dem
Ausland aufgrund der Verbesserung ihrer "'leUbe­
werbsposition ihre Marktanteile weiter erhöhe!).

'können. Insgesamt rechnen wir für 1979 mit einer
Zunahme des Importv'olumens von Waren und
Diensten um 6 vH, nach 5.1/2 vH im Jahre 1978.

27*, . Alles zusammen fügt sich zum Bild eirier kon­
junkturellen Aufwärtsbewegung, bei der das reale
Sozialprodukt nach unserer Schätzung im Jahres­
durchschnitt 1979 um 31/2 vH bis 4 v-H zunehmen
wird, gegenüber 3 vH im Jahresdurchschnitt
1978. "

Da die Zunahme der Produktion über das Wachs­
tum des Produktionspotentials - wir veranschla­
gen es auf rund 3 vH --.:.. hinausgehen' wird, zeichnet
sich erstmals seit 1976 wieder eine Zunahme 'des
Auslastungsgrades der Produktionskapazitäten ab.
Auch dies wüd die' Investitionsberettschaft festi­
gen.

Die bessere Auslastung der Kapazitäten bedeutet,
daß wieder mehr Arbeitsplätze besetzt werden kön­
nen. Denn nur ein Teil der Mehrproduktion läßt
sich durch eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität
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erreichen, Es. ist indes. schwer abzuschätzen, wie
viele Arbeitskräfte zusätzlich eingestellt werden,
Der Produktivitätszuwachs ist keine feste Größe,
sondern ergibt sich aus dem Wechselspiel von K\l­
pazitätsauslastung, technischem Fortschritt, Kosten­
druck und anderen Faktoren.

28*, Nach unserer Einschätzung tut sich die
Lohnpolitik nach 'wie vor. schwer, den beschäfti­
gungspolitischen Erfordernissen Rechnung zu tra­
gen. Gleichwohl ist nicht zu übersehen, daß eine

· Anpassung' im Gange ist, auch wenn· sie sich in
kleinen Schritten vollzieht. Bei der Durchrechnung
der Prognose sind wir davon ausgegangen, daß sich
1979 die Erhöhung der effektiven Stundenverdien­
ste, unter Einschluß aller tariflichen und außertarif..l,
lichen Nebenleistungen, in der Nachbarschaft des­
sen bewegen wird, was 1978 zustande gekommen

I
ist. Dabei haben' wir angenommen, daß die tarifli-
chen Stundenverdienste etwas weniger stark ange­
hoben werden als in diesem Jahr. .

29*. 'Wie groß der Beschäftigungseffekt ist, der
sich daraus ergibt, daß ,die realen Stückkosten

· schrittweise weiter gesenkt werden, ist nur grob zu
quantifizieren. Wir sind, davon ausgegangen, daß
die Produktionsleistung Je Stunde 1979 nicht stär­
ker steigt als im Jahre 1978. Daher erwarten wir,
daß 1979 die Anzahl der Erwerbstätigen zum ersten
Mal seit der Rezession wieder nennenswert 'zu­
nimmt. Im Jahresdurchschnitt veranschlagen, wir
diese Zunahme auf 100000 bis 150000 Personen.

Die Zunahme der Beschäftigung reicht freilich nicht
aus, um den Arbeitsmarkt, spürbar zu entlasten. Im­
merhin rechnen wir damit, daß die Anzahl der Ar­
beitslosen im Jahresdurchschnitt erstmals die Mil­
lianengrenze nennenswert unterschreiten wird.

30*. Als gut betrachten wir dagegen die Aussicht,
daß die Erfolge, die in den letzten Jahr'en bei der
Bekämpfung ,der ',Inflation erzielt worden sind, im

· großen und ganzen verteidigt werden können. Al­
lerdings halten wir für wahrscheinlich, daß die
Preissteigerungsrate 'im Verlauf des Jahres 1979

'wieder zunehmen wird. Die Preise für Nahrungs­
mittel dürften wieder anziehen, und was die Preise
für industriell erzeugte Güter· anbelangt, könnte
man angesichts der konjunkturellen, Situation mög­
licherweise sogar eine Beschleunigung des Preisan­
stiegs erwarten.

Dennoch' glauben wir, daß bei den Angebots- und
Nachfragebedingungen, wie wir. sie für das Jahr
1979 einschätzen, die Preiserhö4ungsspielräume
nicht nennenswert größer sein werd'en als im Jahre
'1978. Dabei .setzen wir darauf, daß die preisdämp­
fenden Effekte der Höherbewertung . der D-Mark '
nachwirken, die schon.in diesem Jahr eine wichtige

, .Rolle bei der Stabilisierung gespielt haben.

Die Erfahrungen aus früheren Konjunkturzyklen
lassen es 'jedenfalls n.icht als überwiegend wahr­
sch~inlich erscheinen, daß es ohne kräftigen Auf­
schwung, ohne hohe Kapazitätsauslastun,g und
ohne beschleunigten Kostenanstieg rasch zu einem

6

Wechsel in der Preistendenz bei Waren aus indu­
strieller Produktion kommt. Unter solchen Umstän­
den herrscht im allgemeinen noch eine zurückhal­
tende Preispölitik der Unternehmen vor. Das heißt
nicht, daß, es auch 1979 so sein muß. In weiten Be­
reichen der Industrie werden die· Gewinnmargen
nicht als befriedigend angesehen, so daß eine Bes­
serung der Nachfrage rascher zu einer Reaktion· bei
den Preisen führen könnte als früher. Gleichzeitig
ist jedoch der Wettbewerb, namentlich mit auslän­
dischen Anbietern, schärfer und das Risiko, bei hö­
heren Preisen Marktanteile zu verlieren, größer.

31*, Alles in allem rechnen wir für den Preisin­
dex für die Lebenshaltung im Jahres'verlauf nur mit
einet, geringen Beschleunigung des Anstiegs, und
zwar von 2 vH bis 21/2 vH in diesem auf knapp
3 vH im nächsten Jahr. Wegen des geringen Uber­
hanges am Jahresende 1978 wird die Steigerungsra­
te von Jahresdurchschnitt 1978 zu Jahresdurch­
schnitt 1979 mit 2112 vH nicht höher sein als von
Jahresdurchschnitt 1977, zu Jahresdurchschnitt
1978.

Basis für diese Prognose ist, daß sich die Annah­
men hinsichtlicp. der Lohnentwicklung nicht als
falsch erweisen und daß die Geldpolitik auf Stabili­
tätskurs bleibt.

Beschäftigung, Wachstum, Währung

32*. Noch herrscht Skepsis 'vor, ob die Bedingun~

gen für ein kräftiges, und stetiges Wachstum, das
die drangenden Beschäftigungsprobleine der 'kom­
menden Jahre lösen kann, gesicher:t sind. Die Ge-

. fahr, daß die Belebung nicht von Dauer sein wird,
liegt auf der Angebotsseite der Volkswirtsc;haft, bei
der Neigung, Arbeitskräfte ,einzustellen, die Kapazi­
täten auszuweiten und neue Märkte zu erschließen.
Hier sieht der Sachverständigen'rat die wichtigsten
Ansatzpunkte für eine mittelfristig angelegte Wirt­
schaftspolitik, ,die mehr Beschäftigung durch ein
iitärkeres Wachstum der Investitionen zu erreichen
sucht.

33*, Einer solchen Angebotspolitik stellt sich un­
ter anderem die Aufgabe, Rahmenbedingu'ngen zu
schaffen, unter denen sich"in Volumen und Struk­
tur ein Gleichgewicht der Investitionen herausbil­
det, das die Stabilitäts- und Wachstumsziele der
Volkswirtschaft erfüllt. Das heißt, es soll sich ein
a~5ga\r';jogenes'Verhältnis- zwischen .expansiven jun...
gen Aktivitäten auf auch weltweit expandierenden
Märkten auf der einen und ertragsicheren etablier­
ten Aktivitäten mit ve.rgle~chsweisehohem Arbeits­
kräftebedarf auf. der anderen' Seite herausbilden
können. Aktivitäten dagegen, die sich einer sta­
gnierenden Nachfrage gegenübersehen, die hohen
Löhnen· auch auf Dauer nicht gewachsen sind, deren
internationale 'Wettbewerbsfähigkeit also nachhal­
tig gefahrdet ist, sollten nicht durch, staatliche Wirt~

scliaftspolitik am Leben erhalten werden.,
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34*. Angebotspolitik und Nachfragepolitik wer­
den häufig als unvereinbare Gegensätze hingestellt.
Das gibt ein falsches Bild. Wer die angebotsseitig
bestimmten Investitionen in der gegenwärtigen Si­
tuation für besonders wichtig hält und auch einen
Teil der vordergründig nachfrageabhängigen Inve­
stitionen letztlich als von jenen bestimmt ansieht,
braucht nicht" zu leugnen, daß es auch Investitionen
gibt, die primär von der aktuellen Nachfrage ab­
hängen. Wenn der Sachverständigenrat die Ursa­
chen des Beschäftigung-sproblems vor allem auf der
Angebotsseite sieht, so bedeutet' das nicht, daß er
einzig und allein auf die Angebotspolitik setzt. Er
hat es auch nicht getan, sondern, in ,der konkreten
Situation des Jahres 1917 eine Doppelstrategie für­
richtig gehalten, die sowohl die Angebotsseite w'ie
die Nachfrageseite einbezog. -

35*. -Als wichtigste Aufgabe bleibt bestehen, von
der Kostenseite her eine solide Basis für ein kräfti­
geres Wachstum zu schaffen. Damit stellt sich er­
neut die Frage, ob mich wie vor die Notwendigkeit
besteht, die Reallöhne zu korrigieren. Der Sachver­
ständigenrat hat in der' Vergangenheit diese Frage
nie ohne Vorbehalte bejaht, sondern .dafür gewor­
ben, _daß die Tarifparteien das ,zur Vollbeschäfti­
gung passende Lohnniveau im Rahmen der Tarifau­
tünornie herausfinden nlÜssell. fÜne w~ssenschaftli­

.ehe Methode, mit der festgestellt werden könnte,
wie hoch das vollbeschäftigungskonforme Lohnni­
veau ist, gibt es nicht. Wenn allerdings Unterbe­
schäftigung herrscht und alle mIttelfristigen Analy­
sen die Erwartung begründen, daß sich das Problem
von selbst nicht löst,' und gleichzeitig festgestellt
werden muß, daß die realen Lohnstückkosten auf
einem Niveau sind, bei dem -es Vollbeschäftigung
in der Bundesrepublik _noch nie gegeben hat, so
läßt sich die Ve'rrnuturrg nicht einfacli von der
Hand weisen, daß das Kostenniveau korrigiert wer-
den muß. -

.36*. In der Kontrover,se um die Beschäftigimgspo­
-'litik wird häufig in Frage gestellt, daß die Lohnpo­
iitik einen -Beitrag zur Beseitigung der Arbeitslosig­
keit "leisten kann. Die DiskUSSIon über das letzte
Jahresgutachten befaßte sich im wesentlichen mit
diesem Thema. Wir nehmen zu den kritischen Ar­
gumenten Stellung (Ziffern 287 fq.

Finanzpolitik auf mittlere Sicht' -

37*. Aul mittlere Sicht hat es die Finanzpolitik
vor allem mit zwei Problemen zu tun., Zum einen
zeichnet sich eine höhere öffentliche Kreditaufnah­
me auf Dauer 'ab. Zum anderen sind wichtige Ände­
rungen in d~r Besteuerung vorgenommen worden,
oder stehen für die nächste Zukunft zur Entschei­
dung an.

38*. Die Verschuldung des Staates hat in den
siebziger Jahren drastisch zugenommen. Der Schul­
denstand der: öffentlichen Haushalte, der sich -von

1950 bis 1962 und von 1962 bis 1970 verdoppelt hat­
te, verdreifachte sich von 1970 bis 1978. Auch wenn
man in Rechnung stellt, daß wirtschaftliches
Wachstum den Spielraum für staatliche Kreditauf~

nahme erweitert und Inflation den Wert der absolu­
ten Schuldbeträge gemindert hat, bleibt es dabei,
daß die St"aatsverschuldung in den siebziger Jahren
stark angestiegen ist. Das Finanzierungsdefizit des
Öffe~tlichen Gesamthaushalts, gemessen am ge­
samtwirtschaftlichen Produktionspotentiai, machte
im Durchschnitt dßr Jahre 1962 bis 1967 etwa
11/2 vH aus; im Durchschnitt der Jahre 1974 bis
1979 werden es -etwa 31/2 vH sein.

39*. Nimmt man die Wirku~gen zusammen (die
.Zinslasten~ die Beschränkung des konjunkturpoliti­
schen Potentials, die Verdrängung von privaten In­
vestitionenbeziehungsweise die Veränderung der
Einkommensverteilung), die von einer erhöhten
staatlichen Kreditaufnahnie vermutlich ausgehen,
und bezieht die Bedingungen ein (Steuerwiderstand,
Sensibilität in bezu'g auf Inflation und Streit um die
Verteilung), von denen wir ausgegangen' sind, dann
überwiegen die Bedenken gegen eine deutliche und

, dauerhafte Erhöhung der Kreditfinanzierungsquote
des Staates. Eine _erhöhte staatliche- Kreditaufnahme
paßt auf die Dauer nicht gut in ein Konzept, das
Vullbeschdftigung durch - Vidchsi.um LU erreichen
sucht. Die Gefahr, daß das wirtschaftliche Wachs- ­
tum beeinträchtigt wird, mag man gegenwärtig für
g~ring ha~teni sie würde aber um so deutlicher
werden, je näher die Volkswirtschaft an die Nor­
malauslastung ihres PrpduktionspotE!Iltials kä,me.

40*. Diese Bedenken richten sich gegen höhere
Kreditfinanzierungsquoten des Staates auf Dauer
und nicht dagegen, daß die. staatliche Kreditnach~

frage vorübergehend höher ist. Aber ohne weiteres
das zum Programm -zu machen, was -sich" gegenwär­
tig an Tendenzen in der mittelfristigen Finanzpla­
nung abzeichnet, wäre nicht unbedenklich. Die
Konsolidierung könnte bis 1982 weitgehend erJedigt
sein, wenn die Zuwachsraten der Staatsausgaben,
die sich derzeit nach den Finanzplanungen abzeich­
nen, für jeweils zwei Jahre um einen ganzen Pro­
zentpunkt und für, jeweils 'zwei Jahre um einen
halben Prozentpunkt gemindert wür,den -_(Ziffern
314 ff.).

41*. _Was im vergang-enen Jahr an' finanzpoliti­
schen Entscheidungen gefallen ist und was in die­
sem .rahr noch an Entscheidungen erwartet werden
kann, führt, zusammen genommen, zu beachtlichen
Steuersenkungen. Aber auch Änderungen im Steu­
ersystem sind damit verbunden. - Hierin kann man
eine Antwort auf Probleme der Besteuerung sehen,
die seit Jahren bestehen, sich über die Zeit ver­
schärft haben,' bisher Jedoch nicht oder n:ur in' Tei-,
len grundsätzlich angegangen worden sind. Als be­
sondere _Aufgape stellt sich - für die Steuerpolitik,
die Bedingungen für Wachstum und Beschäftigung
auf mittlere Sicht zu verbessern. Der Sachverstän­
-digenrat erörtert diese Fragen ausführlich (Ziffern
319 ff.). -
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Währungspolitik;in Europa

42*. Im Lichte der Vertrauenskrise in bezug auf den
US-Dollar und dem - von ihr abhängigen - Unge­
nüge an beweglichen Wechselkursen, ,muß man die
Pläne sehen, in Europa z~ einer neuen' Währungs­
ordnung zu kommen. Im Grunde ist es nicht die
Bundesrepublik, die in besonderem Maße zu klagen
hätte, über die Erfahrungen mit dei Beweglichkeit
der Wechselkurse. Sie gehört zwar zu den Läp.dern,
die seit einiger Zeit vom Aufwertungsdruck ihrer
Währung besonders herausgefordert sind. Dieser
Aufwertungsdruck hat aber auch 'ein unerwartet

\ hohes Maß an Stabilisierung gebracht. Die wäh­
rungspolitischen Voraussetzungen, für einen Fort­
gang und eine Harmonisierung der wirtschaftlichen
Stabilisierung in ganz Europa zu verbessern, ist je­
'doch gemeinsames Interesse aller Länder der Euro­
päischen Gemeinschaft.

Die europäischen Regierungen, die in diesem 'Jahr
die Schaffung' eines Europäischen' Währungssy"
sterns' (EWS) vereinbarten, haben einerseits den
Anschluß 'an das bestehende Festkurssystem des
Europäischen Währungsverbundes gewahrt, wollen
jed()ch zugleich den Rahmen schaffen für eine Ent­
wicklu:O:g, diE;l längerfristig über ein System "fester,
aber anpassungsfähiger Wechselkurse" hinaus zu
einer Europäischen Währungsunion führt (Ziffern
335ff.).'

43*. In dem geplanten Wähiung'ssystem wäre das
Interventionspotential selbst bei restriktiven Re­
geln ~insichtlich des währungspolitischen Beistan­
des so enorm groß, daß die Bundßsbank kaum hof­
fen könnte, ihre geldpolitische Grundlinie, mit
Hilfe kompensierender geldpolitischer Maßnahmen
durchhalten zu können, wenn auch' nur ein größe­
rer Teil dieses: Potentials im Zusammenhang' mit
der Erwartung einer wohlbegründeten Änderung
der D-Mark-Parität in Bewegung geriete. Für die
MögÜchkeit, in solchen Fällen rechtzeitig, nach
Möglichkeit sogar vorbeugend die Parität ändern
iu können, müßte ausreichender Spielraum gewähr~

leistet bleiben.

44*. Daß ,dieser Spielraum gegeben sein wird und
rechtzeitig genutzt wird, versteht sich nicht von
selbst. Zu den geplimten Regelungen soll gehören,'
daß Paritätsänderungen nur im EinvE;lrnehmen der
Partner des Europäischen Währungssystems vorge­
nommen werden dürfen. Dies würde zumindest de
facto eine Änderung der deutschen Geldverfassung
bedeuten. Zwar ,gibt es eine entsprechende, unauf-,
fäll~g' zustande gekomm"ene Vorschrift auch schon

,im Europäischen vVährungsverburid: Sie hat dort
. jedoch eine weniger einschnürende Bedeutung, da

das Gewicht der Bundesrepublik in fler Gruppe der
Länder des Europäischen Währungsverbundes groß
i'st.

Eine Änderung der deutschen Geldverfassung be­
deutete es auch, wenn über vielfältige Detailrege­
lungen zur Interventionspflicht der, Bundesbank
und zur Unterordnung der d~utschen Geldpolitik
unter die' Erfordernisse einer Aufrechterhaltung be-
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stimmter Wechselkurse die geldpolitische .verant­
wortung der Organe der' Deutschen Bundesbank
ausgehöhlt würde. Die quasi-gesetzgeberische Tä­
tigkeit der Organe der Europäischen Gemeinschaft
erlaubte es, hier schrittweise, Veränderungen vor­
zunehmen, die je für sich wenig bedeutend erschei­
nen mögen, die im 'ganzen jedoch die Grundlage
der Stabilitätspolitik in der Bundesrepublik ein­
schneidend verändern können.

45*. Nimmt man den ;Plan für ein Europäisches
. Währungssystem,' die Ziele auf kurze und auf län­
gere Sicht, die sich mit ihm verbinden, die Proble­
me, die aus seiner Realisierung erwachsen können,
im ganzen ins Bild, so ist deutlich zu sehen, daß
de:r Plan' auf die Vorstellung hin angelegt ist, 'die

,Bedingungen für eine Harmonisierung der Wirt­
schaftspolitik in Europa würden sich durchgreifend
ändern lassen. Diese Vorstellung hat wenig Dek­
kung durch die Erfahrung. Die Erfahrungen mit
dem Werner-Plan Anhi.ng der siebziger Jahre legen
Skepsis nahe. Inzwischen hat man zwar hinzulernen
können. Von den 'intern'ationalen Unterschieden im
Inflationstempo her ist die' Ausgangssituation aber
eher schlech~er als damals. Das Europäische Wäh­
rungssystem wird die Bedingungen für seinen Er­
folg auch nicht einfach: aus sich selbst ,heraus her­
vorbringen. So ist sehr viel auf die Zuversicht der
Politiker gestellt, die Bedingungen für einen Erfolg'
noch schaffen und dann erhalte,n zu können. ' ,

Unabhängig von der F:rage, ob ein Teil der Partner­
lände.r ein Wechselkurssystem bei Konvergenz der
Inflationsraten auf mittlerem Niveau zum Ziele ha­
ben könnte, muß man wohl für realistisch halten,
daß die Länder, die noch hohe Inflationsraten ha­
b,en, ihr Risiko in der Gemeinschaft vorläufig vor
allem als ein Beschäftigungsrisiko ansehen und, ih­
rerseits für zumutbar halten" daß umgekehrt die

'Länder mit niedriger Inflationsrate bereit sind, ein
Geldwertrisiko einzugehen. 'Richtig ist: Im Erfolgs­
falle werden alle gewinnen, nicht zuletzt bei
Wachstum und Beschäftigung. Und ohne Risiko ist
auch' die Chance mögli<;:herweise nicht zu haben.
Aber es handelt sich um ein Risiko besonderer
Qualität. DeJ; hohe Rang des Ziels der Geldwertsta­
bilität gehörte zu den grundlegenden Bedingungen,
unter, denen die Wirtschaft der Bundesrepublik ent­
stand und Erfolg hatte. Soll es bei diesem hohen
Rang bleiben, so müßte das Europäische Währungs­
system von vornherein' auf einen Konsens der Part­
ner gegründet sein, daß Politik zur Wahrung der'
Geldwertstabilität den Rang .einer Spielregel hat.
Der neue Anlauf zu mehr europäischer Integration
mag vielfältige 'Formen erhöhter Solidarität unter
den Partnern verlangen. Ausdrücklich sollte gelten,
daß Solidarität auf Kosten des Geldwerts nicht ver­
langt werden darf. Der Sachverständigenrat erörtert
diese Fragen ~usführlich (Ziffern 344 ff.). '

Wirtschaftspolitik für 1979 und danach

46*. Nach der Hektik der vergangenen Jahre muß
die Wirtschaftspolitik zu mehr Konstanz zurückfin-
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den. Einen weiteren Handlungsbedarf für die -Kon­
junkturpolitik sehen wir nicht. Bis weit ins Jahr
1919 hinein wird die konjunkturelle Erholung durch
Impulse der Finanzpolitik gefördert werden. Daim
muß sich erweisen, ob die Konjunktur auch ohne

_staatliche Stützen auskomme,n kann.lm Jahre 1916
hatte sich gezeigt, daß die Auftriebskräfte im priva­
ten Bereich den Aufschwung nicht tragen konnten,
als der Staat sich zurückzog. Seither sind die Ange­
botsbedingungen in zahlreichen kleinen SChritten
verbessert ,worden, aber noch ist 'nicht sicher, daß
deJ: Bpden für ein spontanes Wachstum genügend
vorbereitet ist. Die Wirtschaftspolitik darf nicht dä-­
von ablassen, die' Wachstumsbedingungen weiter
zu verbessern. Das ist auch dann nicht falsch, wemi
der Aufschwung kräftiger ausfallen sollte, als ge­
genwärtig abzusehen ist.

47*. Wenn die deutsche Wirtschaft hn irl"ternatio­
nalen Wettbewerb nicht Boden verlieren soll, 'sind
weitere Anstrengungen, um Neuerungen erforder-,
lich und eine stärkere Orientierung auf solche Pro­
dukte, die ein reiches Industrieland wie die Bun­
desrepublik' mit hochqualifizierten Arbeitskräften

, auch bei hohem Lohnniveau wettbewerbsfähig pro­
, duzieren kann. Dies geht nicht von ,heute auf mor­
gen und würde durch eine zurückhaltende Lohnpo­
litik erleichtert werden. Mit dem Druck auf die Ex­
portbereiche' ging, zunächst ein Teil der"Dynamik
verloren; di'e früher so häufig von der Exportwirt­
schaft ausgegangen war. Der Staat ist mit expansi­
ven Haushalten und nach und nach· Ihit mehr
wachstumspolitischen Maßnahmen in' die Bresche
gesprungen (Ziffern 377 H.).

Finanzpolitik aIs, Wachstumspolitik (Ziffern 414 ff.)

48*. Auf mittlere Sicht läßt sich diese Rolle des
Staates jedoch n".ht festschreiben. Defizite der ge-

, genwärtigen Größenordnung gewinn~n ihre Recht­
fertigung aus der Notwendigkeit, in der Phase des
Ubergangs, auch des Ubergangs zu einem stärker
binnenwirtschaftlich 'getragenen W<:ichstum, für Im-

'pulse zu -sorgen. Mit fortschreitender konjunkturel­
ler Erholung muß sich' der Staat wieder' zurückzie­
hen, damit die aufkommende Dynamik der' Privat­
wirtschaft sich entfalten kann. Von der Finanzpoli­
tik, nicht nur der des Bundes, wird Augenl.llaß ver­
langt. Baut der Sta~t seine stützenden Impulse zu
schnell ab, könnte daraus erneut eine Konjunktur­
bremse werden. Zieht er sich nicht schnell genug
zurück, könnte er den Spielraum für private Aktivi­
täten einengen' und damit al~ Wachstu.msbremse
wirkeI;l. Maßgebend für den konjunkturpolitischen
Rückzug· des Staates' könnte die Entwicklupg der
Unternehmensinvestitionen sein. Deren Anstieg
kann als Indiz dafür gelten, in welchem Maß sich
die Eigendynamik der 'Wirtschaft festigt.

49*. Zur Stützung der konjunkturellen Auftrieb~­
kräfte war für 1918 ein hoher expansiver, Impuls
angemessen. Inzwischen zeichnet sich aber eine
konjunkturelle Belebung ab, und die!>e dürfte auch
die EntWIcklung im ~ommendep Jahr tragen; Des-

halb halten wir nicht. für' dringlich, daß der expan­
sive Impuls im nächsten Jahr um so viel höher aus-

, fällt als im Jahre 1918, wie sich gegenwärtig ab­
zeichnet. Im Rahmen eines mittelfristigen, Konzepts
zur Stärkung der Wachstumskräfte erscheint es da­
her vernünftig, daß erwogen -wird, iIn Zuge der
Haushaltsberatungen bei den Ausgabenansätzen für
das nächste Jahr noch mäßige Kürzungen vorzu-
nehmen(Ziffern 418 H.). '

Die kIä,ftige Erhöhung der staatlichen Investitions­
ausgaben hat - verstärkt durch die staatliche För­
derung von EnergiesparmaßI].ahmen im Wohnungs­
'bau -..: bereits einen starken Anstieg der Bauaufträ­
ge bewirkt. Engpässe in der Bauausführung und
Preissteigerungstendenzen 'machen deutlich, daß
hier von zusätzlichen Maßnahmen kurzfristig nur
wenig zusätzliche Bauleistungen _zu erwarten sind.

50*. Bei der" Festlegung des finanzpolitischen Kur­
ses erscheint es ratsam, <he wachstuI).lspolitischen
Anstrengungen weiter, zu verstärken. Das heißt
nicht, daß' wir neue Programme für angezeigt hiel­
ten. Mehr Klarheit über die, künftige Struktur der
Besteuerung zu schaffen, ist möglicherweise wichti­
ger, als umgehend noch die eine oder andere Steuer­
änderung zu. beschließen. Auf der Ausgabenseite
l?rscheint es im lnteresse des wirtschaftlichen
Wachstums ratsam, den Ausgaben, die geeignet
sind, die Anpas'sung von Unternehm'en und Arbeit­
nehmern an den Strukturwandel zu fördern, höhe­
ren Rang zu geben. Eine neue Dynamik des Inve­
stierens ist angesichts der drängenden Beschäfti­
gungsprobleme unabdingbar. Dort wo der Staat die
Neuerungstätigkeit' der privaten Wirtschaft wirk­
sam unterstützen kann, sollte er nicht -zögern. Zö­
gern sollte er dagegen bei Ausgaben, die von ihm
zur Erhaltung einer überkommenen Produktions­
struktur gefordert werden. Die Flucht nach vorne
zu finanzieren, ist hier im Zweifel billiger als die
Verteidigung von Produktionsbereichen, die im
Strukturwandel auf Dauer nicht überleben können.
Notleidende Bereiche sollten nur noch vom Staat
un:terstützt werden bei Maßnahmen, mit denen sie'
ihr Produktionsprogramm neuen Marktbedingungen
anpassen, wobei weiterhin als Grundsatz gelten
müßte, daß der Staat nicht mit in die unternehmeri­
sche Verantwortung eintreten soll.,

51*. Damit die Unternehmen in Zukunft auch, risi­
kobehaftete Investitionschancen in größerem Maße
nutzen können; braucllen sie eine ausreichende Ei­
genkapitalausstattung: IlI). längerfristigen Trend .ist
der Anteil des Eigenkapitals am eingesetzten Kapi­
tal erheblich zurückgegangen.' Eine normale Kapi­
talstruktur läßt sich, zwar kaum bestimmen, doch
di!'l zu beobachtende Entwicklung stützt woJ11 'die_
verbreitete These, daß die Eigenkapitaldecke heute
zu dÜI1nsei, als daß es möglich wäte, einen hqhen
Anteil riskanter Investitionen zu tätigen. Die Be­
Teitschaft zu mehr risikobehafteten Investitionen
wäre jedoch z~t Wiedererlangung der Vollbeschäf-
tigung nötig. .

Den Möglichkeiten der Selbstfina~zierungüber hö­
here Gewinne' sind vom verschärften Wettbewerp
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und von den' Einkommensansprüchen der· Arbeit­
nehmer her Grenzen gezogen. So würde es in ho­
hem Maße darauf ankommen, daß sich die Unter-'
nehmen über Außenfinanzierung genügend Eigen-,
kapital beschaffen kÖnneD;. Da aber die, Gewinne
letztlich auch über die Attraktivität der Unterneh­
men für Anleger entscheiden, die dem Unterneh­
men 'Eigenkapital im Wege der .Ä.ußenfinanzierung
zur Verfügung stellen könnten, ergeben sich auch
von daher Grenzen. Die Grenzen werdem noch en­
ger gesteckt~ wenn der Staat Mitte,l zur finanzierung
größerer Defizite an sich zieht, und dies etwa gerade
deshalb, weil es an Wachstumsdynamik fehlt. Er
vergrößert dann die, Probleme, die es zU: lösen gilt.
Denn diese Mittel stehen den Unternehmen weder
'als Eigenkapital noch als Fremdkapitalzur Verfü­
gung. Auch deshalb' kann auf eine Konsolidierung
der ho):len Staatsdefizite ni~ht verzichtet werden.

Für die Anleger ist es durch die Reform der Kör­
perschaftsteuer rentabler geworden, sich an Kapi­
talgesellschaften zu beteiligen, aber für: die Unter­
nehmen bestehen bei der Eigenkapitalfinanzierung
na~h wie vor steuerliche Nachteile gegenüber der
Fremdfinanzierung. Die Unternehmer und die Ar­
beitnehmer könnten sich auf eine tarifvertragliehe
Gewinnbeteiligung einigen, wie sie der Sachver­
ständigenrat schon mehrmals ,erörtert hat. Das hätte
,nicht nur verteilungspolitis,che Bedeutung, son­
dern würde auch den Bedad der Unternehmen an
Eigenkapital vermindern. Erwogen' wird derzei~,
steuerlich den Anreiz für Arbeitnehmer zu erweI­
tern, sich in verstärktem Maße am risikQtragenden
Kapital zu beteiligen. Der Staat könnte außerdem
im Rahmen der Reform des Steuersystems weitere
Möglichkeiten nutzen, den Unternehmen die Uber~

nahme von Risik~n zu erleichtern. Bei der Förde­
rung der Wachstumsdynamik von unten, können
schließlich auch haftende Darlehep. oder Bürgschaf­
ten des Staates helfen, wie sie derzeit zur Förde­
rung von' Unternehmensgründungen geplant we~­

den. Die Verbesserung der Möglichkeiten der EI-.
genkapitalfinanzierung und ,die Minderung des Ei-'
genkapitalbedarfs gehören zu. den Hauptaufgaben
einer Wirtschaftspolitik, die zu einem hohen Be~

schäftigungsstand zurückführen soll.

Geldpolitik (Ziffern 402 ff.)

52*. Die Geldp01itik muß in den nächsten Jahren
das wiedergewonnene Vertrauen in die Stabilität
des Geldwertes verteidigen. Bei zunehmender Aus­
lastung des Produktionspotentials muß. sie zeigen,
daß sie i"nflationären Preisauftriebstendenzen -entge-
,genwirken kann. Die Bew~hrungsprobe der neuen
Geldpolitik in einem. kraftvollen Aufschwung steht

, noch aus· sie könnte schon im Jahre 1919 anstehen.,
Angesichts der aktuellen 'VV:idrigkeiten mag es
Mühe kosten, das Konzept der, ,mittelfristig orien­
~ierten Geldmengenpolitik d.urchz~halten.

Die gewiß' nicht' leichte Aufgabe der Geldpolitik be­
steht darin, weithin sichtbar ihr Geldwertziel zu be­
folgen und es zu verteidigen, wenn aus binnenwirt­
schaftlichen 'Gründen das Drängen nach einem er-
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höhten Geldangebot, sei es aus Gründen des Nach­
fragesogs oder des Kostendrucks, mit diesem Ziel
in Konflikt gerät. Sie muß aber auch eine angemes­
sene Antwort finden, wenn sich aus einer verstärk­
ten internationalen Nachfrage nach D-Mark eine
Aufwertung e~gibt, die stärker auf die inländischE'm
Preise drückt, als kurzfristig ohne nachteilige Fol­
gen für die Beschäftigung verkrafte,t werden kann.

Die Vorankündigung eines Geldmengenziels kann
gerade dann, wenn es um der Geldw,ertstabilität
willen. notwendig ist, andrängende Geldwünsche
abzuwehren' sehr hilfreich sein. Die Bundesbank

•sollte deshalb trotz der Sch~ierigkeiten,die daraus
erwachsen, daß Abweichungen notwendig sein 'kön­
nen, bei diesem Konzept bleiben.

53*. Was das Geldmengenziel für das Jahr 1919
p,nlangt, so hielten wir es für angemessen, daß die
Bundesbank die weitere monetäre Expansion all­
mählich ßO dämpft, daß die bereinigte Zentralbank­
geldmenge im Verlauf des gesamten Jahres 1919
nicht stärker zunimmt, als dem WachstuJ;I1-des ge­
samtwirtschaftlichen ProduktionspotEmlials" (etwa
3 '';H) zuzüglich einer - gemessen am Preisindex
für das Bruttosozialprodukt - weiter ermäßigten,
Infla,tionsrate (etwa 3 vB) entspräche. Die monetäre
Expansion würde dann im Verlauf des Jahres 1919
hinter .die Expansion des nominalen' Sozialprodukts
zurückfallen, und zwar zunehmend. Dies paß~e zu
der Vorst~llung, daß im konjunkturellen Auf­
schwung nicht nur die Auslastupg der Produktions­
kapazitäten zunimmt, sondern auch die Ausnutzung

,einer gegebenen Geldmenge, die durchschnittliche
Kassenhaltung also sinkt oder, was dasselbe ist, die
Umlaufgeschwindigkeit des. Geldes steigt. Drückt
man einen solchen Expansionspfad durch das aus,

,was er für die' Veränderung der jahresdurchschnitt­
lichen Zentralbankgeldmenge bedeuten würde, so
ergibt sich - unter der vorläufigen Annahme,. daß,
am Jahresende '1978 die bereinigte Zentralbankgeld­
menge um etwa 5 vH über dem Bestand im Jahres­
durchschnitt 1918 liegen wird - eine Jahreszu­
wachsrate von' 8 vH bis 9 vB. Diese Zielsetzung
stünde jedoch unter zwei Vorbehalten. I '

54*. Erstens muß man für möglich halten, daß in-
- zwischen eine Uberversorgung mit Zentralbankgeld
eingetreten ist. Damit das Finanzierungspotential,
das heute schon vorhanden ist, nicht zur Finanzie­
rung von Preissteigerungen zur Verfügung steht,
müßte es bei der weiteren monetären Expansion an­
gerechnet werden, rechtzeitig, wenn auch nicht ab­
rupt. Konkret besagt dies: Ein Geldmengenziel für
das Jahr 1979 in der angegebenen Größenordnung,
sollte unter dem Vorbehalt der Abweichung nach
unten '~tehen für den ,Fall, daß' der konjunkturelle
Aufschwung sehr kräftig zu werden tendiert - ein
Vorbehalt im Zeichen der Normalisierung des Geld-
angebots. .

Ein zweiter Vorbehait bezieht 'sich auf die Wech­
seikursentwickl~ng.Hält etwa die Tendenz zu.r Hö:.
herbewertung der D-Mark an den Devisenmärkten
an' und geht sie übeldies deutlich über das hinaus,
was durch die internationalen Unterschiede im In-
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flationstempo erklärt wird, so darf das als Indiz für
eine Nachfrage' nach D-Mark angesehen werden,
die' mit ausreichender Sicherheit inflationsfrei zu­
sätzlich befriedigt werden !'-ann. ,(Ziffern 410 ff.).

Lohnpolitik (Ziffern 383 ff.)

55*.' Die Lohnpolitik steht i,n den nächsten, Mona-
, ten vor der Aufgabe, einen Ausgleich zu finden

zwischen den Erwartungen der Arbeitnehmer auf
höhere Realeinkommen, mehr Freizeit und hessere
Arbeitsbedingungen einerseits und einem mögli­
cherweise, noch ungedeckten, Korrekturbedarf beim
Kostenniveau' andererseits. In einer Situation der
konjunkturellen Erholung' müßte diese Aufgabe
leichter zu lösen sein als bei darniederliegen~er

Konjunktur. Die. Tarifparteien müssen jedoch im
Auge haben, daß' die Kraft und die Dauer ,des Auf­
schwungs auch von ihren Entscheidungen abhängt. '
Häufig ist es nicht allein die Prozentzahl eine,s Ta­
rifabschlusses, die das Investitionsklima bestimmt,
sondern auch die Erwartungen auf mittlere Sicht,

,die sich im Zusammenhang damit bilden.

, In unserem letzten .:fahresgutachten hatten wir da'"
für geworben, daß die Lohnpolitik auf die Möglich­
keit set:l:en sollte, durch einen gößeren Schritt ra­
scher zu deutlichen Erfolgen beim Beschäftigungs­
ziel ,zu 'kommen. Dies hat eine heftige öffentliche
Diskussion ausgelöst. Man kann den Eindruck ge­
winnen, daß ---.:... außer unter mißergewöhnlichen
konjunkturellen Umständen -:- nicht 'mehr als eine
allmähliche Änderung der lohnpolitischen Grundlf­
nie konsensusfähig ist. Die Lohnabschlüsse dieses
Jahres werden anscheinend weithin, also nicht nur

o bei den Gewerkschaften, als situationsgerecht ge~'
wertet oder hingenommen. Wenn dies zutrifft, so
wäre das für die zentrale Frage der Wiedergewin­
nung von Vertrauen in die Lohnpolitik auf längere
Sicht sch<;m ein wichtiger, Vorgang. Allerdings
kommt in dem vorherrschenden' UrteIl über die
Lohnpolitik dieses, Jahres' die Situa'tion' derjenigen
Unternehmen nicht hinreichend zum Ausdruck, die,

'bei dem gegenwärtigen und für die Zukunft erwar­
teten Kostenniveau auf Dauer keine oder nur ver­
minderte Absatzchancen sehen und daher ihre Pro­
duktion' einschränken oder aufgeberi oder Neues,
nicht beginnen, allemal zumindest Investitionszu-'
rückhaltung~ben. ' ,

56*. Als, Grundlinie für die Lohnpolitik im Jahre ,
1979 halten wir, Tarifabschlüsse fur angemessen,
die im 0 gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt 0 unter
denen des Jahres 1978 liegen. Unserer Prognose ha­
ben -wir ~llerdings Tarifabschlüsse als Annahme zu­
grunde gelegt, die nur etwa,s niedriger sind als die
von 1978. Der Beschäftigungsanstieg, den wir für
1979 erwarten, hält sich daher in engen Grenzen.
Wenn schon ein größerer Schritt zur Verbesserung
der Angebotsbedingungen nicht erreichbar sein
sollte, so wäre es doch im Interesse von Investitio­
nen und Beschäftigung geboten, die LohnpoliÜk der
kleinen Schritte in Richtung auf eine allmähliche
Korrektur des Kostenniveaus fortzusetzen.

57*. Falsche Erwartungen hinsichtlich der Preis­
und Konjunkturentwicklung waren in dem letzten
Jahren häufig ein Grund für Lohnabschlüsse, die im
nachhinein zu einem stärkeren Anstieg der Reallöh­
ne ,geführt hahen, als, ursprünglich abzusehen und
möglicherweise auch beabsichtigt war. Bei hoher
Unsicherheit über die künftige Entwicklung der
Preise und der Produktivität ist es verständlich,
daß die Gewerkschaften Risiken von' ihren Mitglie­
dern fernhalten wollen. Stabilere 'gesamtwirtschaft­
liche Bedingungen für die Einkommenspolitik kön­
nen aber von derWirtsthaftspolitik nicht garan­
tiert werden. Aus diesen und anderen Gründen läßt,

, sich die Qualität der Wirtschaftsprognosen nicht so
leicht verbessern. Dies iegt nahe, nach neuen We­
gen der Lohnfindung zu suchen. Eine Chance, die
Prognoserisiken zu mindern und zugleich dein In-'
teresse der Unternehmen an einer möglichst siche­
ren ,Kalkulationsgrundlage stärker entgegenzukom-

'men, ~lso Tarifverträge für längere Zeit möglich 'zu
mar:;hen, läge darin, daß' die Tarifparteien bei den
Tarifabschlüssen ,eine Revisionsklausel vereinbar-'
ten und sich im übrigen von einer vorsichtigen Ein­
schätzung der künftigen wirtschaftlichen Entwick­
lung leiten ließen. Die Revisionsklausel längerfristi­
ger Tarifverträge könnte Neuverhandlun'gen oder
ein vorzeitiges Kündigungsrecht vorsehen. '

58*. Mit' den Revisionsklauseln könn,te Befürch­
tungen der Arbeitnehmer Rechnung getragen wer­
'den, daß sie im Zuge eines Aufschwungs, der stär­
ker ausfällt, als von Anfang an abzusehen ist, ver-

o teilungspolitisch in? Hintertreffen geraten. Für die
Unternehmen' wären derartige Tarifverträge attrak­
tiv, weil sie gesamtwirtschaftlicher Unsicherheit in
bezug auf die Ertragsaussichten besser Rechnung,
tragen und zugleich für das unternehmensspezifi­
sche Risikokalkül eine ~ängerfristige Grundlage'
schaffen könnten (Ziffern 398 ff.).

Alternativen zum Status quo

59*. Folgen äie Wirtschaftspolitik und die Lohn­
politik den aufgezeigten Grundlinien, so ist Spiel­
raum und Anre~z für mehr private Investitionen
,und damit für mehr Wachstum auf mittlere Sicht
gegeben. Man, kann sich davon keine schnellen Er­
folge vgrsprechen. Die Förderung der wirtschaftli­
chen Dynamik und die Begrenzung des Kostenari­
stiegs werden erst auf mittlere Sicht die Nachfrage
nach' Arbeitskräften so stark erhöhen, wie es für 0

eine Lösung des Beschäftigungsproblems nötig ist.

In der Offentlichkeit ist nach wie vor, umstritten,
ob eine Politik der Vollbeschäftigung durch mehr
Wachstum zum angestrebt~m Ziel führt, oder ob
nicht' ganz andere Wege beschritten werden müs- 0

sen, wenn auf mittlere Sicht wieder 'ein hoher Be­
schäftigungsstand 'erreicht werden soll. Teils wird'
bezweifelt, daß die Verbesserung der Angebotsbe­
dingungen die Nachfrage nach Arbeitskräften im,
notwendigen Umfang steigern kann, teils herrscht
Skepsis darüber, ob die dazu notwendigen Schritte,
namentlich in de,r Lohnpolitik, getan werden oder

11
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getan werden können. Diebeiden wichtigsten Stra­
tegievorstellungen hierzu sind die Politik einer for­
cierten Arbeitszeitv~rkürzungund die Politik einer
verstärkten staatlichen Nachfragestim,ulierung.

60*. Gegenwärtig wird vorgeschlagen, die Ar-
· beitszeit auch zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit

zu reduzieren. Diese Strategie basiert auf der Auf­
fassung; daß die in der Volkswirtschaft nachgefrag~
te Menge an' Arbeit nach oben begrenzt sei und daß
es deswegen darauf ankomme, diese durch Verkür-'
zung der Arbeitszeit auf mehr Personen zu vertei­
len. Die Vorschläge reichen von der Verkürzung
der Wochenarbeitszeit, der Verlä.ngerung des Ur­
laubs bis hin zur Verkürzimg der A.rbeitszeit für
bestimmte Arbeitnehmergruppen. Die Strategie ei~
ner forcierten Arbeitszeitverkürzung .setzt datauf,

· daß' die nachgefragte Menge an Arbeit durch di'e
Beschränkung der individuellen Arbeitszeit riicht.
herührt wird und daß die Arbeitslosen die freiwer­
dende Arbeit übernehmen können. Um ein Bild da-.
von zu' gewinnen, ob diese Erwartung realistisch
ist, und um. die volkswirtschaftlichen Erträge und·
Kosten sichtbar zu machen, haben wir zu unserer
Status-quo-Prognose eine Variante durchgOerechnet,
die über die bereits angenommene Arbeitszeitver­
kürzung von 0,.5 vH hinaus eine zusätzliche von
1,5 vH vorsieht (Ziffern 468 ff.).

61*. Eine zweite Alternative wird vielfach in ei-
·ner Ausweitung der staatlichen Nachfrage gesehen,
die durch eine zusätzliche Kreditaufnahme finan-.
ziert werden soll. Sie' wird aus unterschiedlichen
Motiven vorgeschlagen. Die einen .erhoffen sich.
von einer noch massiveren Initialzündung des' Staa­
tes,' als sie in ,den Haushaltsplänen für 1979 ange-

, .
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. legt ist, die Anstöße für einen Aufschwung, der an­
schließend von der privaten Nachfrage der Konsu­
menten und Investoren weiterge.tragen wird. Das
Ziel ist also letztlich auch hier die Förderung der
privaten Nachfrage. Andere glauben jedoch, daß
der Staat nicht nur vorÜbergehend, sondern dauer­
haft an die Stelle der Privaten treten müsse, da die­
se ihr!;! Einkommen nicht voll für ihre privaten Be­
dürfnisse, fÜr Konsumgüter und die dafür not:wendi­
gen Investitionen, ausgeben wollen, so daß der
Staat ungenutzte Einkommen aufnehmen und für
öffentliche Aufgaben verwenden' könne und müsse.
Wir haben eine" zweite Variante zu unserer Sta­
tus-quo-Prognose durchgerechnet, die sich von ihr
durch einen zusätzlichen finanzpolitischen Impuls
von 10 Mrd DM' auf der Ausgabenseite der öffentli­
chen Haushalte 'unterscheidet (Ziffern 479 ff.).

, Minderheitsvotum

62*. ~,Ein' Mitglied, des Sachverständigenrates, Ger­
hard Scherhorn, weicht von der Mehrheit in der In­
terpretation des Wachstumsziels ab und damit auch
in der.Einschätzung des Weges, der zur Vollbeschäf­
tiguiJ.g führt. Eine Wirtschaftspolitik des qualitativen
Wachstums scheint ihm ~icht nur möglich und ge­
wünscht zu sein, sondern auch erfolgversprechend.
In einem Minderheitsvotum nimmt er zu vier Fra­

.. gen Stellung, in denen das JahresgutachteJ;!. 1978
seinen besonderen Widerspruch findet: zu -den Fra­
gen nach der Bedeutung des Staates für Wachstum
und Beschäftigung und nach der Rolle d'er Lohnpo­
litik, zu dem. Urteil übe'r die Verkürzung der Ar­
beitszeit und über die Entwicklung der Nachfrage
(Ziffern 485 ff.).
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ERSTES KAPITEL

Die Konjunklurlage

TEIL A

Der internationale Rahmen

I ,
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I. Kein k()njunktureller Durchbruch

1. bH~ wirtschaftlic'he Entwicklung der westlichen
Industrieländer hat auch im Jahre 1918 nicht den
konjunkturellen Durchbruch gebracht, der nötig ge­
wesen' wäre, um der Hoffnung auf eine baldige
Rückkehr zu einer weltweiten' Vollbeschäftigung
Auftrieb zu geben. Dabei waren zu Beginn dieses
Jahres die Bedingungen für eine konjunkturelle Er­
holung günstiger als im vergangenen,Jahr.

Zu einer durchgreifenden Belebung kam es indes
weder in Europa noch in Japan (Schaubild 1). In
den Vereinigten Staaten setzte sich die schon seit
drei Jahren anhaltende Expansion fort. Bei nur, ge­
ringem 'Produktivitätszu)Vachs stieg hi.er· auch die
Beschäftigung stark an, und die Arbeitslosigkeit
konnte weiter gesenkt werden. Das Leistungsbi­
lanzdefizit der Vereinigten Staaten hingegen ist er­
neut größer' geworden. Auch bei der Inflationsbe­
kämpfung waren keinE;! Erfolge zu verzeichnen.

Fast alle anderen Industrieländer konnten ihre au­
ßenwirtschaftlichen Ungleichgewichte ,verringern.
Erfolgreicher' waren diese Länder auch in der Be­
kämpfung rlerInflation. Dabei kam ihnen freilich
die schwache Nachfrageentwicklung zu Hilfe.' Zwar
ist das durchschnittliche Inflationstempo noch im­
mer 'hoch, aber die mittlere Rate der Geldentwer­
tung konnte immerhin auf jetzt etwas weni,ger als
1 vH vermindert werden, nachdem sie im Vorjahr
noch über 8 vH betragen hatte. Die Anzahl' der Ar­
beitslosen fiel nicht unter das Niveau des Vorjah­
res.

Unter dem aindruck steigender Leistungsbilanzdefi­
zite in Amerika,sinkeI].derin Eur.opa, steigender In­
flationsraten dort, sinkender hier, 'und verstärkt
von der um 'sich greife'nden Vorstellung, die Verei-'
nigten Staaten gingen ihre Probleme nicht ener­
gisch genug an, geriet die amerikanische Wähf'mg

, an den internationalen Devisenmärkten ab Mitte
des Jahres 1911 unter immer heftigeren Druck. Der
äußere Wertverlust des Dollar gegenüber den Wäh­
rungen jener Länder, in denen der innere Kauf­
kraftschwund gering oder die Leistungsbilanzüber­
schusse hoch waren, überstieg schließlich .jedes
vorher· für realistisch gehaltene Maß.

Der Welthandel expandierte wiederum lediglich um
rund 5 vH. Das reale Sozialprodukt der Industrie­
länder war um knapp 4 vH höher als im Vorjahr,

und dabei schlägt das Gewicht der Vereinigten'
.Staaten und j apans besonders zu Buche. Wie iin
Vorjahr waren 15 Millionen Personen arbeitslos;

c das entspricht einer Arbeitslosenquote von 5 vH

Anhaltend differenzierte KOlJiunktunmtwicklung

2. Daß sich schon bald nach der weltweiten Rezession
von 1915 zwisc4en den Vereinigten Staaten und
den übrigen Industrieländerri. eine Konjunktursche-.- ~

re geöffnet hatte, beruhte darauf, daß die"einzelnen
Länder in unterschiedlicher Weise mit den, Proble­
men fertig geworden waren, die zu der Rezession
geführt hatten und die in der Rezession nur teilwei­
se gelöst worden.waren - Inflationstendenz, realer
Kostendruck, Leistungsbilanzprobleme. Die Verei-

'nigten Staaten hatten in dieser Hinsicht 1.975 im
ganzen gesehen dimtlich 'geringere Schwierigkeiten
und waren zudem von der Weltkonjunktur unab­
hängig genug, um diesen Vorsprung nutzen zükön­
nen. Sie zogen konjunkturell davpn. Hingegen ge­
riet die Konjunktur in den anderen Industrielän­
dem nach einer kurzen Erholungsphase, die auf die
Rezession folgte, wieder ins Stocken. Dabei bilde­
ten .sich unter diesen Ländern zwei .Gruppen mit'
unterschiedlichen Ausgangsbedingungen heraus,
auf der einen Seite Japan, die' Bundesrepublik und
die ,Schweiz, .die am weitesten, in der Inflationsbe­
kämpfung fortgeschritten .waren und deren Zah­
lungsbilanzen Uberschüsse aufwiesen, auf der an­

.deren Seite Länder mit Leistungsbilanzdefiziten und
n()ch 'hohe:q. Inflationsraten wie Großbritannien,
Frankreich und Italien.

Die Währungen dieser Länder kmp.en schon 1916
wieder unter starken Druck; denn' die Leistungsbi­
lanzen verschlechterten sich im Zuge der konjunk­
turellen Erholung erneut, und auch das Inflations-.
tempo nahm abermals zu, so daß die Wirtschaftspo- ,
litik sich' zu einem restriktiven Kurs gezwungen
sah. Das füh.rte zu einem konjunkturellen Rück­
schlag in Westeuropa, der aber weitere Kursverlu­
ste beim Pfund, dem Franken und der Lira zunächst
nicht aufhalten' konnte. Sowohl der Konjunktur­
rückschlag als auch die Wechselkursänderungen
beeinträchtigten die Exporte und damit die kon­
junkturellen Erholungschancen der BundesrepubÜk
und der anderen Aufwertungsländer, was dann wie-
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Schaubild 1 .
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derum auf die übrigen ziuückwirkte. Erst als sich
die zahlungsbilanzschwachen' Länder' erfolgreicher
in ,der Bekämpfung' der Inniltion zeigten" u;nd die
Leistungsbilanzdefizfte abnahmen, konnten sie auc~
den Außenwert ihrer Währungen einigermaßen sta­
bilisierem.

Demgegenüber war der Aufschwung iri den Verei­
nigten Staaten trotz einer Verschlechterung der.
Leistungsbilan.z "lange Zeit ohne ,schwerwiegende
Auswirkungen auf den Kurs des Dollar verlaufen.
Erst nachdem das Leistungsbilanzdefizit sich rapide
vergrößert und die Inflationsgefahr zugenommen
hatte, ,entstand der dann sich selbst verstärkende
Abwertungsprozeß, des Dollar,' aer vor allem die

,Kursrelation zum Schweizer Franken betraf, aber
a.uch erneut zu einer kräftigen Höherbewertung der
D-Mark führte und diesmal stärker sogar noch des
Yen. Die gewogene Aufwertung des Schweizer
Franken vom Oktober 1917 bis zum Oktober 1.978
betrug schließlich rund 35 vH, die der D-Mark nahe­
zu 10 vB. Der Kurs der,japani::;chen Währung war
zwar zunä,chst nur wenig gestiegen. Die extrem ho­
hen bilateralen Dberschüsse gegenüber den Verei­
nigten Staaten brachten dann jedoch eine Aufwer­
tung des Yen gegenüber dem Dollar und auch ge­
genüber den europäischen Währungen in Gang, die

"sich zunehmend verstärkte. Im ganzen ist der ge-
·u.rf"\lTo.na V",,"c rlo.C' Von -in rinn. l'7"(ITnlf 1I./f_'n.:::'/o ...."..." "T ...........
•• ....~~ ~ u """ ..:J ~ '-'Lv LI YY v V .I.UL .a.... v V.LJ.

Oktober 1917"bis Oktober .1978 um etwa 25 vH ge­
stiegen. Der Dollar verlor in dieser Zeit,. berück­
sichtigt man die Kursrelationen gegenüber allen
Welthandelswährungen, rund 6 .vH seines Werti,:!s
(Schaubild 2). .

3. In Japan" der Schweiz und der Bundesrepublik
hat die starke Aufwertung die Leistungsbilanzüber-

,schüsse zunächst nicht vermindert, vor allem weil
die Importpreise dieser Länder stärker auf die Auf­
wertung real'Jie'rten als die Exportpreise. Immerhin:
Di~ Gefahr' des Verlustes von Marktanteilen im
Wettbewerb mit ausländischen Anbietern konnte
teilweise nur durch Preiszugeständnisse und damit
um den Preis von Ertragsschm~lerurigEmabgewen~

det werden. In den Abwertungsländern verbesser­
ten sich dagegen die internationale 'Wettbewerbs­
position und die Ertragslage der Unternehmen.

Nimmt man diese Momentaufnahme für das Ganze,
so hat sich - und d.as kaim für den Fo'rtgang der .
konjunkturellen Entwicklung in ~er WeIt ,sehr
wichtig sein - vor allem die internationale Lei­
stungsbilanzsituation wesentlich entspannt. Etliche
der stabilitätsschwachen Länder haben ihre Defizite
beseitigen können oder erzielen sogar Uberschüsse.
Die Vereinigten Staaten haben im Zusammenhang
mit ihrem noch hohen Defizit eine Abwertung des,
Dollar zu verzeich~en, die sie hoch wettbewerbsf§'­
hig erscheinen läßt. Am stärJesten auf eine Bele­
bung der Binnenkonjunktur angewie~en sind die
Länder, deren Währungen an den Devisenmärkten
unter einem fortwährenden Aufwertungsdruck ste­
hen. Die Frage für sie ist, ob sie, ähnlich wie die
Vereinigten Staaten i,n den letzten Jahren, eine bin­
nenwirtschaftlic.he Dynamik entwickeln können,
die es ihnen erlaubt, 4ie q.ußenwirtschaftlichen

Rückschläge zunächst zu überspielen. Die Frage für
die stabilitätsschwächeren Länder ist, ob sie die
Voraussetzungen für mehr Wachstum bei sinkender
Inflationsrate 'wahren können. Für die gemeinsam
gewünschte Besserung. der Weltkonjunktur sind
alle auf alle angewiesen. Die Lösung des Problems
kann wohl nur darin liegen, daß jedes Land bei
sich die Bedingungen schafft, unter denen mehr In­
vestitionen rentabel ers·cheinen.

4. In den Vereinigten Staaten ließ der konjunktu-
.. relle Aufschwung in diesem Jahr noch kaum Anzei­

chen einerentsch'eidenden Abschwächung .oder gar
die Gefahr einer rezessiven Entwicklung 'erkennen.
Nach einer Zunahme des realen Sozialprodukts von
6 vH undnah~zu 5 vH in den beiden vorangegange­
nen Jahren wird 1978 noch eine Steigerung von
knapp 4 vH erreicht werden. Im Zuge des Auf­
schwungs, also seit 1975, ist es gelungen, die An­
zahl der Beschäftigten um rund neun,Millionen Per­
sonen zu erhöhen; das entspricht einer Zuna1ulJ.e von
über 11 vH."

5. Die Expansion wird inzwischen allerdings nicht"
mehr von den Kräften getragen, die drei Jahre lang
das Bild bestimmten. Zunächst war es die hohe"
Ausgabeneigung der privaten Haushalte gewesen,
die der Konjunktur die stärksten Impulse gegeben
hatte. Insbesondere der private' Wohnungsbau, die
Automobilnachfrage und die Ausgaben für andere
langlebige Konsumgüter hatten kräftig expandiert.
Die Sparquote der privaten Haushalte war weit un­
ter ihren Trendwert gefallen. Die Neigung zum
Sparen normalisierte sich zwar, allmählich, doch
k~ sehr bald ein kräftiger Anstieg des verfügba­
ren' Einkommens hinzu..Der private Verbrauch

, nahm mit einer durchschnittlichen Rate von 5 vH
zu.

Seit der Jahreswende hat sich das Bild geändert.
Die Bautätigkeit der privaten Haushalte ist schwä­
cher gewprden. Die Hypothekenkredite 'an private
Haushalte sind zurückgegangeil. Nicht zulet~t die
steigenden Zinsen dürften dazu beigetragen haben.
Auch die Nachfrage nach dauerhaften', Konsumgü­
tern gibt dem Aufschwung keine weiteren Impulse
mehr.. Doch das ist nur die e'ine Seite. Denn zu­
gleich hat sich die Investitionsneigung der Unter­
nehmenweiter gefestigt~ Erst in einer recht späten
Phase des Aufschwungs hatten die Unternehmen
begonnen, vermehrt zu investieren. In diesem Jahr
werden immer noch rund '8 vH mehr Investitionen
vorgenommen werden, nach einem Zuwachs von
9 vH im vergangenen Jahr. Die Gründe dafür dürf­
ten in der mittleJ;weile sehr hohen Kapazitätsausla­
stung und der verbesserten Ertfagslage der ameri­
kanischen Unternehmen liegen. Die 'Ertragslage,
hatte sich überdies, im Gegensatz zu de~ in anderen
größeren Industrieländern, in den Jahren vor 1975
nur wer,lig verschlechtert.

6. Wegen der hohen KapazitätsaUslastung hat die
Produktivität nur noch wenig zugen,ommen', näm­
lichkaum um mehr als 1 vH. Bei weiter anhalten­
der Nachfrage~xpansionführt dies zu einer starken
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Beschäftigungssteigerung, 'birgt aber auch die Ge~

fahr,einE;r beschleunigten Geldentwertung. Im Jah­
re 1978 wird der Anstieg der Verbraucherpreise
etwa 7 vH betragen, nach 6,5 vH im Jahre 1977 und
5,5 vH 1976. Eine Zeitlang ist die zunehmende
Teuerung zwar vor 'allem von einer äußerst starken
Erhöhung der Nahrungsmittelpreise, .insbesondere
für Fleischprodukte, Qestimmt w,orden. Doch zuletzt
hat· sich auch der Anstieg der Erzeugerpreise indu­
strieller Produkte wieder beschleunigt. Die Preise
für Rohstoffe haben schon seit Beginn des Jahres
einE! deutlich steigende Tendenz.

Neue Gefahren zeichnen sich auch von der Lohn­
seite her ab.' Im kommenden Jahr steht für wesent­
lich mehr Arbeitnehmer als in diesem Jahr der Ab.­
schluß neuer Tarifverträge an. Die günstige Ent­
wicklung .am Arbeitsmarkt mag außerdem dazu
führen, daß die Stundenverdienste wieder, stärker

zunehmen; im Jahre 1978 stiegen sie um etwa
8vH.

7. Die Geldpolitik in den Vereinigten Staaten
wirkte auch in diesem Jahr der Tendenz zu kräftig
steigenden Zinsen keineswegs entgegen. Der Dis­
kontsatz, der Anfang des Jahres noch bei 6,5 Ufo
gelegen hatte, wurde bis November auf 9,5 Ufo an­
gehoben. Geld ist knapper geworden, und das war
vorherzusehen.- Denn bei einer Zunahme des nomi­
nalen Sozialprodukts von rund 11 vH inr J13.hre 1978

.war mit dem ursprünglichen Ziel, die Geldmenge
M1 (Bargeld und Sichteinlagen bei Banken) nur um
4 vH bis 6,5 vH steigen zu lassen, eine kräftige,Er­
höhung der Umlaufgeschwindigkeit einkalkuliert·
worden. Die tatsächliche Ausweitung der Geldmen­
ge wird allerdings mit 8 vH oberhalb der Bandbrei­
te der Zielvorgabe liegen (Tabelle 1).

Tabelle 1

Wirtschaftspolitisch wichtiQ'e Ere~gnisse im Ausland

Datum

1977

24. ~eptember

21. Dezember

1978

1. Januar

1. April

30. April

19. Juni

17. Juli

Inte~nationaleEreignisse

In .de~ Kommunique des Interimsausschusses, das anläßlich der Jahrestagung des IWF
in Washington herausgegeben wird, heißt es unter anderem: "Während der Ausschuß
den Fortschritt begrüßt, den viele Länder zur Verbesserung der Stabilität und des Wachs­
tums gemacht haben, ist er besorgt über die Abschwächung der wirtschaftlichen Aktivität
in einigen Industrieländern in den vergangenen Monaten. Die Schwäche der privaten
Investitionsnachfrage bleibt auch weiterhin ):Jestimmend für die aktuelle wirtschaftliche
Situation." -

Die Mitgliedsländer der OPEC kQnnen sich bei ih~er Tagung in Caracas nicht übere'ine
Erhöhung des Olpreises ei~igen.

Das Multifaserabkommen-, das Ende .1977 auslaufen sollte, wird um 4 Jahre verlängert,
um eine Expansion des Handels mit Textilprodukten und ·eine Verringerung von Han-­
deishemmnissen sicherzustellen.

Ein~ Satzungsänderung des IWF tritt in Kraft, 'in der unter anderem eine Erhöhung der
Quoten von 29,2 Mrd SZR auf 39 Mrd SZR vorgesehen ist, sofern die Mitglieder die
ihnen zugedachte Erhöhung der Quote akzeptieren. . ..

De'r Interimsausschuß des 'Gouverneursrates .des IWF' stellt anläßlich seiner Tagung, in
MexikG City fest, daß das Risiko eines stärkeren Rückgriffs auf protektionistische Maß­
n<;!hmen zunimmt und daß ~ün 'erfolgreicher Abschluß der laufende!! internationalen

,handelspolitischen Verhandlungen erheblich dazu beitragen könnte, dieser Entwicklung
Einhalt zu gebieten. Des 'Veiteren bemerkt der Ausschuß, daß "" .. angesichts der Mög­
lichkeit eines auflebenden 'inflationären Drucks eine Politik ange.bracht ist, die den
Kostendruck in der gegenwärtigen Situation zu mindern sucht ... Die Verbesserung der
grundlegenden Bedingungen trägt auf diese Weise dazu bei, eine größere Stabilität der
Devisenmärkte zu gewährleisten, die äußerst wichtig für die Gesundung der Weltwir~­

schaft ist".

Die Mitglieder der OPEC beschließen auf ihrer Tagung in Genf, den Preis für leichtes
Rohöl aus SaudicArabien nicht über' 12,70 $ je parrel zu erhöhen.

In einem Kommunique. der Staats- ,und Regierungschefs der sieben größten westlichen
Industrieländer, nach ihrem Treffen in Bonn heißt es unter anderem: "... Sorgen macht
uns vor allem die weltweite Arqeitslosigkeit, weil sie seit Jahren viel zu hoch ist, die
schwächsten Teile der Bevölkerung am höchsten trifft und hohe wirtschaftliche und noch
höheremenschliche Kosten mit sich bringt ... Dabei werden wir auf dem im Kampf gegen
die Inflation bereits erzielten Fortschritt aufbauen und uns um weitere Erfolge in diesem
Kampf bemühen." '.
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n 0 c h Tabelle 1

Datum

1918

24. September

1911,

21. November

19. Dezember

1918

23. Januar

4. April

7.'Juli

1918

13. Februar

. \ :

15. Oktober

19'1'1

14, November
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In dem Kommuni'que des Interimsausschusses, das anläßlich der Jahrestagung des IWF
in Washington herau'sgegeben wird, heißt es unter' anderem, daß "... in den meisten
Mitgliedstaaten die Preiserhöhungsraten weiterhin viel zu hoch sind und daß die be­
trächtliche Unterauslastung der Produktionsfaktoren und die hohe Arbeitslosigkeit noch
immere anhält ...". Der Ausschuß betont, daß eine Rückkehr zur Devisenmarktstabilität
in den einzelnen Ländern eine Wirtschaftspolitik zur Senkung, der Inflationsraten vqraus-
setzt. '

Eur~päische Gemeinschaften

Der Ministerrat stimmt im Grundsatz überein, die Mittel für den mittelfristigen Finanz­
beistand für Mitgliedsländer mit Zahlungsbilanzproblemen zu verdoppeln.

Der Ministerrat beschließt ein Referenzsystem vo'n Mindestpreisen für bestimmt,e Stabl­
importe aus Drittländern für die Dauer von 3 Monaten, wobei sich die Referenzpreise
nach den Prciduktionskosten der Anbieter richten, die unter "normalen 'Bedingungen"
produzieren, dadurch soll Zeit für Verhandlungen über bilaterale Abkommen gewonnen
werden. '

Die Kommission führt befristete Antidumping-Zölle für die Importe bestimmter Stahl­
produkte aus sieben Nicht-EG-Ländern ein.

Der Ministerrat stimmt ein,er Vereinbarung' mit Japan zu, wonach japanische' Stahl­
exporte in die Gemeinschaft 1978 nicht über das Niveau von 1977 hinausgehen sollen.
Den japanischen Stahlexporteuren wird gestattet, ihre Produkte 4 bis 6 Prozent billiger
als EG-Stahlhersteller abzusetzen.

Der Europaische' Rat beschließt auf seiner Tagung in Bremen "... ein gemeinsames
Vorgehen ..., um durch 'Bekämpfung der Inflation durch Herstellen· einer größeren
Währungsstabilität, durch Ausweitung des internationalen Handels, durch Fortschritte
im Energiebereich, durch Abbau der regionalen Ungleichgewichte und durch eine Be­
lebung der, Nachfr,age in Europa ein fühlbar höheres Wirtschaftswachstum zu erreichen
und damit die Arbeitslosigkeit zu verringern ... Im Anschluß an die Kopenhagener Be­
ratungen vom 7. April 1978 hat der Europäische Rat das ... von Mitgliedern des Euro­
päischen Rates vorgeschlagene System für eine engere währungspolitische Zusammen­
arbeit' (Europäisches Währungssystem) erörtert, das zu einer stabilen Währungszone in
Europa führt. Der Europäische Rat betrachtet eine solche Zone als ein sehr wünschens­
wertes Ziel ... Die Regierungschefs Belgiens, Dänemarks, der Bundesrepublik Deutsch- '
land, Lu.'Cemburgs und der Niederlande' erklären, .. , daß die ,Schlange' unverändert
beibehalten ,wird .•. 'In bezug auf Wechselkurssteuerung wird das Europäische Wäh­
,rung~systemmindestens ebenso strikt sein wie. die ,Schlange' ... Im Prinzip 'werden die
Interventionen in den Währungen der beteiligten Länder erfolgen.,Änderungen der Leit­
kurse werden im gegenseitigen Einvernehmen vorgenommen".

Floating-Block

Die norwegische Krone wird gegenüber den anderen Währungen des europäischen Wäh- '
rungsverbundes (Schlange) um 8 vH abgewertet. . '

Mit 'Wirkung vom 16. Oktober gelten in der "Schlange" neue Interventionskurse. Die
Deutsche Mark wird gegenüber dE)m holländisch~n Gulden und dem belgischen und
luxemburgischerr "Prailken UiTI 2 v}I, gegenüber der dänischen und. nOI'vvegischen I{ron?
um 4 vH aufgewertet.

Belgien'

Das Parlament stimmt einem Gesetzentwurf der Regierung zur Belebung der privaten
Investitionstätigkeit zu. Die Kosten des Programms belaufen sich auf 5,4 Mrd belgische
Franken im, Jahre 1978. Zusätzlich will die Regierung erweiterte Abschreibungsmöglich~

kE)iten für neu,e Investitionen zulassen und Steuervergünstigungen für Dividenden auf neu
gebildetes Eigenkapital gewähren.' ' '
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n 0 c h T,abelle 1

I
I

18. November

2. Dezember,

14. Dezember

1978

5. Januar

27. Juli

5. August

12. Oktober

1977

30. November

1978

25. Juli'

15. August

31. August

1~77

13. Oktober '

3. November

Eine Vereinbarung zwischen Gewerkschaften, Arbeitgebern und Regierung zur :Verminde­
ruilg der Unterbeschäftigung sieht unter anderem Anreize durch Zuschüsse zum Arbeits­
losengeld und eine erhöhte Rente vor, damit ältere Arbeitslose oder, noch Beschäftigte
fJ;ühzeitig aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Die Arbeitgeber müssen' ausscheidende ­
ältere Arbeitnehmer durch Arb,eitnehmer unter 30 Jahren ersetzen. Zusätzlich werden
27000 Halbjahres- oder Jahreslehrstel~en für Jugendliche im Jahre 1978 zur Verfügung'
gestellt. .

Im Zusammenhang mit Unruhen am' Devisenmarkt erklärt die Nationalbank, daß der
belgische Franken stabil bleiben wird. Sie erhöht den Diskontsatz von 6 % auf 7 0/0.

Die Nationalbank erhöht den Diskontsatz von 7 % auf 90/0.

Die Nationalbank senkt den Diskontsatz bis 30; März in mehreren Schritten von 9 % auf.
51/2 % als siCh der Abwertungsdruck auf den belgischen Franken abschwächt. Dies ist der
tiefste Wert sei Juli 1973. ' '

Wegen der Anhebung der'Disk~ntsätzein'anderen Ländern erhöht die Nationalbank ihren
Diskontsatz von 51/2 % auf 6 0/0. '

Die, Regierung legt den Haushaltsentwurf für 1979 vor. Darin wird ein Anstieg des
nominalen BSP um 7,8 vH unterstellt. Die geplante Ausgabensteigerung beträgt 6,1 vH
und das Defizit beläuft sich auf 210 Mrd bfrs. Dei Entwurf enthält Maßnahmen zur
Investitionsförderung und Maßnahmen zur Begrenzung des mittelfristigen Haushalts­
defizits, unter anderem soll der jährliche Ausgabenanstie~f'die Inflationsrate nicht über­
treffen.

Die belgische Zentralbank führt· einen gespaltenen Diskontsatz ein und erhöht den
Lombardsatz auf 81/20/0.

Dänemark

"Die Regierung legt ihren Haushaltsentwurf für die Periode von April bis Dezember .19,78
vor. Der Finanzierungssaldo beträgt 33,2 Mrd dänische Kronen.. vO,n denen 5 Mrd im
Ausland aufgenommen werden sollen. '

, '
Die .Nationalbank. senkt ihren Diskontsatz von 9 % auf 80/0. Dies geschieht vor dem
Hintergrund leicht sinkender Preissteigerungsraten, eines geringeren Leistungsbilanz­
defizits im zweiten Quartal und eines nachlcissenden Drucks auf die eigene Währung. I

Die Regierung legt 'ihren Haushalt~entwurffür 1979 vor. Darin geht sie davon aus, daß
sich das LeistungsbiIanzdefizit 1979 wiedererhö~en,und die Arbeitslosigkeit' von 8 vH
auf 9 vH zunehmen wird.

Die Regierung bescWießt ein Stabilisierungsprogramm, qas eine Erhöhung der Mehrwert­
steuer enthält und eine Preiserhöhungs- und Gewinnbegrenzung bis März 1979 vorsieht.
Dies soll dazu dienen, das für 1978 erwartete Leistungsbilanzdefizit zu vermindern.

Frankreich

Der Haushaltsentwurfder Regierung wird dem Parlament vorgelegt. Dat:in sind unter
qudereriJ. Entlastungen bei der Einkommensteuer, höhere Abschreibungsbeträge bei 'ener­
giesparenden Investitionen und steuerliche Erleichterungen für kleine und mittlere Unter­
nehmen vorgesehen. Hinzu kommen auf der anderen Seit,? eille Erhöhung der Straßen­
gebühren und der'M~rieralölsteuer.Die Regierung empfiehlt, die Löhne nicht stärker als
die' Verbraucherpreise steigen zu lassen und sieht eine Zuwachsrate des Geldangebots
(M2) für 1978 von 12 vH vor, - .

In einem Nachtragshaushalt für 1977 werden zusätzlich 7,1 Mrd ffrs für öffentliche Aus­
gaben vorgesehen, wobei 1,9 Mrd für öffentliche Investitionen ausgegeben werden sollen.
Allerdings werden an anderen Stellen des öffentl,ichen Haushalts Einsparungen vor-
genommen. "
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Datum

1977
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I,

24. Novem!Jer

• 27. Dezember

1978

24. April

26. April

10. Mai

31. Mai

15. August

6. September-

1977

12. September

31. Oktober

28. November

14. Dezemb~i :

1978

9.Januar

26. Januar-

11. April

11. April
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Obwohl die Regierung auch weiterhin freie Tarifverhandlungen befü~wortet, erneuert
sie ihren Appell, die Löhne und Gehälter 1978 prinzipiell ,nicht stärker als zur Erh,altung

'der KaufkrafLnotwendig erscheint, zu erhöhen. - ,

Die Regierung kündigt einen Plan zur Erneuerung und zum Neubau von Wohnungen an,
der Ausgaben von rund 4 Mrd ffrs im Jahre 1978 vor,Sieht. '

Die Regierung gibt, thre Entscheidung bekannt, alle Kontrollen industrißller Preise' ab
Mitte 1978 auszusetzen. '

Die Regierung erhöht dieeGebühren für öffentli~he Dienstleistungen, um die Defizite staat­
licher Unternehmen abzubauen.

Die'Regierung beschließt einen Nachtragshaushalt für 1978, der zusätzliche Ausgaben von
4,3 Mrd ffrs vorsieht. Dennnoch soll das Budgetdefizit nicht über die angekündigten
8,9 Mrd ffrs hinaus ansteigen. Anfang Juili schließt die Regierung eine E:rhöhung jedoch
nicht mehr aus, da das reale Wachstum mit 3,5 vH hfnter dem erwarteten Wachstum
(4,5 vH) zurückbleibt. , ,

Die Regierung beschließt einen Gesetzentwurf zur Erleichterung der Eigenkapitalbildung,
der unter anderem Steuererleichterungen für Aktienkäufe vorsieht. .

Nahezu alle Kontrollen über die industriellen Erzeugerpreise werden aufgehoben.,

Die Regierung legt den Haushaltsentwurf für' 1979 vor. Darin wird' ein Anstieg des realen
BSP von 3,7 vH und eine Zunahme des Preisniveaus auf der Verbraucherstufe von 7,9 vH
unterstellt. Die Ausgaben sollen um ,15,2 vH, die EInnahmen um 14,4 vH zunehmen. Das
Haushaltsdefizit soll 15 Mrd ffrs betragen. '

Großbritannien

Die Bank von Engl!lnd senkt ihren Mindestausleihesatz von 7 % auf 61/20/0. Danach wird,
dieser Satz in drei Schritten bis zum 17. Oktober auf 5 % gesenkt, ,

Die ,starken Kapitalzuflüsse im Zusammenhang mit der Stabilisierung des Pfundkurses
gefährden die heimische Geldpolitik. Daraufhin wird das Ziel der Stabilisierung des
Wechselkurses aufgegeben und eine Aufwertung des Pflind;s zugelassen.

Die Bank von England erhöht den Mindestausleihesatz von 5 % auf,7 0/0.

In ihrem zweiten "letter of intent" an den IWF stellt die britische Regierung fest, daß
" ... während des ersten Jahres des Stabilisierungsprogramms das Vertrauen der Devisen­
märkte wiederhergestellt ist, die Zahlungsbilanzsituation sich deutlich verbessert hat
und das Tempo der Inflation siCh verlarigsamt hat"'. Die Regierung bemerkt weiter, daß
~, ... der Handlungsspielraum, um die Wirtschaftstätigkeit anzuregen, entscheidend von.
der Wettbewerbsfähigkeit der britischen Industrie und der Veränderung von Kosten und
Preisen be'stimmt ist". Die ,Regierung will weiterhin eine bewegliche Politik verfolgen;
sie will geldpolitische Leitlineri einhalten und die Wettbewerbsfähigkeit der britischen
Industrie erhalten, Die Regierung will darauf verzichten, allgemeine protektionistische
Maßnahmen 'aus Zahlungsbilanzgründen anzuwenderi. '

Die Bank von England senkt ihren Mindestausleihesatz von 7 % auf 61/2 o/~.

Die Regierung gibt ihre Entscheidung bekannt, vor~eitig 1 Mrd Dollar'ihrer Verbindlich­
keiten beim IWF aus dem Jahre 1976 zurückzuzahlen,

Die Regierung legt 'ihren Haushaltsentwurf für 1978/79 vor. Er sieht, ein Defizit von
8,5 Mrd Pfund vor, das sind über 5 vH des BSP.. Die Regierung setzt ein Geldmengenziel
(M3) von 8 vH bis 12 vH für die nächsten 6 Monate. Das reale BSP soll um 3 vH zu­
nehmen; der Anstieg der L,ebenshaltungskosten soll nur noch 7 vH im Laufe des Jahres
betragen. Daneb'en beschließt die Regierung Einkommensteuersenkungen, Steuersenkun­
gen für kleine Unternehmen und Renten- und Kindergelderhöhungen. Daneben bleibt ,das
Ziel bestehen, die Steigerung der öffentlichen Ausgaben bis 1980 zurückzunehmen.

Die Bank von England erhöht den Mindestausleihesatz von 61/2 % auf 71/2 % und im
Mai von 7112 % auf 9 0/0.
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In ihrem dritten "letter of' intent" an den IWF bestätigt die Regierung, das Haushalts­
defizit von 8,5 Mrd Pfund für das Haushaltsjahr 1978179.

In Anbetracht der starken Expansion des Geldvolumens erhöht die Bank von England' den
Mindestausleihesatz von 9010 auf 10010 und führt die Kontrolle des Einlagenzuwachses
der Geschäftsbanken (Korsett) wieder ein.

Die Regierung empfiehlt eine allgemeine Lohnerhöhungsleitlinie von 5 vH ab 1. August.
Ausnahmeregelungen sind für untere Lohngruppen und für produktivitätsabhängige Zu-
schläge vorgesehen. " ' .

Die Kontrolle .des Einlagenzuwachses der Banken wird auf einen Zeitraum von 8 Monate~
ausgedehnt. I '

Die britische Regierung zahlt 1 Mrd Pfund an den IWF zurück.

Die Bank von England ,er~öht ihren Mindestausleihesatz von 10 010 auf 12112 0/0.

Italien

Die Bank von Italien zahlt'500 Mio des 2 Mrd Dollarkredit,s der Bundesbank zurück.

'Die Regierung legt den Haushaltsentwurf für ~978 vor. Darin ist unterstellt, daß qas BSP
redl um 2 bis 3 vB steigen wird, daß die Inflationsrate von 18 vB auf 12 vB vermindert
wird und daß die Leistungsbilanz einen Uberschuß von 2 Mrd Lire qufweisen wird. Das
gesamte Defizit der öffentlichen Haushalte wird wiederum rund 10 vH des Sozialprodukts
betragen.

Die Regierung legt ein Maßnahmenpaket vor, daß bestimmte Bereiche der Wirtschaft oh'ne
zusätzliche inflatorische Impulse stützen soll. 'Unter anderem. sind vorgesehen: Zusätzliche
öffentliche Investitionen vornehmlich im Bau-, Energie- und Transportbereich.

Die Regierung gibt gleichzeitig den Plan bekannt, das öffentliche Defizit deutlich zu redu­
zieren. Vorgesehen ist, die öffentlichen Ausgaben 1978 nicht stärker als 7 vH steigen zu
lassen, die öffentlichen Tarife stärker den Kosten anzupassen und einige Steuern zu
erhöhen.

Die noch ausstehenden 300 Mio SZR eines Kredits des IWF in Höhe von 1 Mrd SZR aus
dem Jahre 1974 werden zurückgezahlt.

Die Bank von Italien, zahlt weitere 500 Mio Si an die, Bundesbank zurück. :Am 20. März und
am 20., Juni wird jeweils ein Viertel eines Dollarkredits der E9 zurückgezahlt.

Die Entl"astungder Arbeitgeber von einem Teil der Sozialversicherimgsbeiträge wird bis
Mai 1978 verlängert. '

Di,e Regierung beschließt zur' Verringerung des öffentlichen' Defizits die 'Erhöhung meh-.
rerer öffentlicher Tarife sowie die Anhebung bei einigen kleineren Steuern.

Die Bank,von Italien gibt bekannt, daß sie vorzeitig die noch ausstehende Verbindlichkeit
gegenüber der Bundesbank in Höhe von 1 Mrd $ getilgt hat.

In Anbetracht der verbesserten Leistungsbilanzsituation und der höheren Devisenreserven
beschließt die Regierung, daß Imp'<?rte.!'!unmehr bis zu 120 Tage im' voraus bezahlt werden
dürfen; bisher waren es 60 Tage. ' '

Die Regieru,ng schlägt ein Stabilisierungsprogramm für 3 Jahre vor. Es sieht unter 'an­
derem vor: Verlagerung gewisser öffentlicher Ausgaben, hinzu mehr öffentliche Investi­
tionen. Ern Einfrieren des realen Kostenniveaus und ein allmähliches Auslaufen des
automatischen Kavfkraftausgleichs. Anreize für erhöhte Mobilität der Arbeitnehmer und
eine Verbesserung der Finanzierungsstruktur der Unternehmen. Ziel des Programms ist
es, in drei JahIen rund 500000 neue ~rbeitsplätze'zu schaffen. Das gesamte Defizit der

, öffentlichen Haushalte soll von gegenwärtig' 161/2 vH des BSP auf 15.t!2 vH vermindert
werden.

Die Bank von Italien senkt den Diskontsatz von 11112 010 auf 10112 010.
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Die Regierung legt ein Programm zur Konjunkturbelebung vor, damit der angestrebte Zu­
wachs des BSP für das Fiskaljahr 1977178 von 61/2 vH erreicht wird. Es sieht vermehrte
staatliche Ausgaben, Finanzierungshilfen für den Wohnungsbau un~ Investitionshilfen
für private Unternehmen vor. , '

In ,Ergänzung des Programms der Regierung senkt die Bank von Japan den Diskontsatz
von 5 % auf 41/4 010. "

r
, ' '

Um die starken Kapitalzuflüsse aus dem Ausland zu vermindern, verbieten die Regierung
und die Bank von Japan 'alle Verkäufe von kurzfristigen Staatspapieren an Ausländer.

Um den Leistungsbilanzüberschuß zu vermihdern, beschließt die Regierung, daß Import­
zölle gesenkt, Importfinanzie~ungerleichtert und mehr öffentliche A~träge ins Ausland
vergeben werden sollen.' ,

I

Die Regierung legt den Haushaltsent~urffür ,1979 'vor. Darin geht sie von der Ausnahnie
aus, daß das reale Sozialprodukt um 7 vH zunehmen, die Preissteigerung bei 5 vH liegen
unq. der Leistungsbilanzüberschuß sich nahezu halbieren wird. Das Ffnanzierungsdefizit
liegt um rund 30 vH über dem Vorjahresstand. '

Japan und die Vereinigten' Staaten kommen überein, daß Japan seinen Leistungsbilanz­
üöerschuß in den folgenden zwei Jahren deutlich reduzieren wird. Oie Vereinigten
Staaten verkünden, daß ,sie ihr Leistung'sbilanzdefizit vermindern und die Abhängigkeit
von importiertem Rohöl vermindern wollen.

Die Regier~g trifft eine Reihe von Maßnahmen zum Abbau von Kapitalverkehrs~

beschränkungen.

Die Bank von JapClfl senkt den Diskontsatz von 41/4 010 auf 31/2 010.

Um die, Aufwertung des Yen zu bremsen, erhöht die Bank von Japan die Zuwachsmindest­
reserven auf Ausländereinlagen von 50 vH auf 100 vH.

Die Regierung legt ein Programm zur Belebung der Konjunktur in Höhe von 2500 Mrd
Yen vor. Damit soll das ursprüngliche Ziel von 7 vH beim Zuwachs des Sozialprodukts
erreicht werden. Schwerpunktmäßig ist darin vorgesehen"die Finanzier~gvon Wohnun­
gen zu erleichtern und zusätzliche öffentliche Investitionen durchzuführen, so ist vor
allem der Bau von Straßen! Häfen und Abwasseraufbereitungsanlagen vorgeseheIl;.

Kanada

Die Regierung kündigt an, die Kon~rolle über Preise und Löhne ab Apr'n 1978 aufzuheben
'und, expansive finanzpolitische Maßnahmen durchzuführen, in erster Linie durch die
Senkung der Einkommensfeuer und durch i zusätzliche Ausgaben für arbeitsintensive
öffentliehe Arbeiten. Die Regierung geht für 1978 von einem Anstieg des realen BSP von
5 vH und einer Inflationsrate von 6 vH aus.

Die Regierung legt' den Haushaltsentwurf für 1978179 vor. ,Das Finanzierungsdefizit wird
sich'auf 5vH des BSP erhöhen. '

I Niederl;mde

Die Regierung legt ihren Haushaltsentwurf für 1978 vor. Dari~ iwfrd eine Z~nahme des
realen BSp, um 3 vH und ein Anstieg der'Verbraucherpreise von 6 vH unterstellt. Eine;
Mehrwertsteuererhöhung auf Energieträger wird beschlossen und Erhöhungen der Tabak­
und Branntweinsteuer sind' vorgesehen. Da~ Fmanzierungs,defizit wird 31/2 vH des, BSP ,
betragen. '
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Die Regierung kündigt ein Programm zur Verminderung der Unterbeschäftigung und zur
Erhaltung der Kaufkraft der Arbeitnehmer in Höhe von 2,5 Mrd hfl an. Es 'enthält unter
anderem: Zusätzliche öffentliche Arbeiten, eine Subventionierung energiesparender Maß­
nahmen und eine Entlastung der Unternehmen durch die Ubernahme von Soziallasten in
den Haushalt.

Die Niederländische Bank erhöht den Diskontsatz von 31/2010 auf 41/2 11/0•

Die Regierung kündigt ein weiteres Konjunktur- und Beschäftigungsprogramm in 'Höhe
, von 2,5 Mrd hfl an. Vorgesehen sind Baumaßnahmen, Maßnahmen zur Verminden,l1lg der

Arbeitslosigkeit Jugendlicher, Steuerentlastungen für Unternehmen und verstärkte finan­
zielle Unterstützung für längerfristig Arbeitslose.

Die Niederländische Bank begrenzt die im Jahre 1978 zulässige Expansion der Kredit­
vergaben der Banken an Private auf 8 vB.

Die Niederländische Bank senkt den Diskontsatz von 41/2 o/~ auf 4 010.

Die Regierung kündigt eine Verminderung des Anstiegs der Staatsausgaben für die näch-
.' sten drei Jahre an. Vor allem sollen bei Personalausgaben und Sozialleistungen Einspa-

ru:ilg~n vorgenommen werden. ' .

Die Niederländische Bank erhöht ihren Diskontsatz von 4010 auf 41/2 0/0. Bis zum 13. Okto­
ber wird der Satz im Zusammenhang mit dem Abwertungsdruck auf den Gulden auf
t::.1/~ 0/_ 0:'10 ...............1-. ......................
v I.:< IU U'U'::::I'Cu,vuC;J..L.

Usterreich

Die Regierung legt il).ren Haushaltsentwurf ,für das Jahr 1978 vor. Darin wird ein Anstieg
des realen BSP von 11/2 vH unterstellt. Um das Defizit zu veJ!rnindern, beschließt die
Regierung eine Erhöhung der Mehrwertsteuer auf Güter des gehobenen Bedarfs, eine
Senkung verschiedener Steuerfreibeträge, Erhöhungen' der Sozialversicherungsbeiträge
und die Einführung eines Straßenverkehrsbeitrages für auslän~lischeLa~tkraftwagen.

Die Regierung legt ein langfristiges Investitionsprogramm in Höhe von 580 Mrd Schilling
vor, mit dem private und öffentliche Investitionen gefördert werden sollen. Dies'Ei 'Maß­
nahmen werden im April von Liquiditätshilfen für private 'Investitionsvorhaben dur~h

die Nationalbank unterstützt.' '

Schweden

Die Regierung legt ein Maßnahmenpaket vor, das für 30000' Personen Arb~it·UIld Aus­
bildungsmöglichkeiten schaffen soll. EinkoriunEmsteuersenkungen und eine Anhebung. des
Kindergeldes in Höhe von 6 Mrd skr ergänzen dieses Programm. r ,

'In ihrem Haushaltsentwurf 'geht die,RegiE!I11ng ,davon aus, daß da~ reale BSP 1978 um
0,2 vH zunehmen und die Inflationsrate bis Ende 1978 auf 9 vH sinken wird. Das Defizit
'des Haushalts soll nahezu unveränder~blei,ben und 8 vH des' BSP betragen. ' ,

Die Regierung legt ein' weiteres Beschäftigungsprogramm in Höhe von 9ÖO Mio skr vor,
das mehr öffentliche Investitionen und Lohnkostensubventionen vorsieht.

Schweiz

Die BUI1desregierung legt ihren Haushaltseiltwurf für 1978- vor.', Angenommen wird' eine
Zunahme des realen BSP von 2 vHr. Das Defizit soll 1,8 Mrd sfr betragen.

. ' ,';.-' . , .

Die Nationalbank setzt das Ziel von 5 vH für den durchschnittlichEm Zuwachs der Geld-
menge (M1) im Jahre 1978. .
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';

I,

Angesichts des Aufwertungsdrucks auf den Schweizer Frailken beschließen die Regierun'g
und, die NatioIialbank unter anderem, den Diskontsatz auf das historische Tief von 1 0/0

zu senken und Negativzinsen auf bestimmte Einlagen von Ausländern zu erheben. Es
folgen das' Verbot des Verkaufs von schweizerischen Wertpapieren an Ausländer und
das Verbot, ausländische Banknoten über bestimmte Höchstgrenz~nhinaus tlJ. die 'Schweiz
einzuführen.

Nachdem die Aufwertung des Schweizer Frankens geg!'müb'er der D-Mark im' Verlauf
eines, Jahres nahezu 30 vH beträgt, entschließt sich die Schweizerische Nationalbank,
keinen Kurs der D-Mark gegenüber dem Franken zuzulassen, der, unter 80 Franken für
100 D-Mark liegt. Sie verkündet, daß sie alles tun werde, um dieses Ziel durchzuhalten.
Die Zuwachsrate der Geldmenge (MI) wird im Jahre 1978 um rund 15,vH über dem Durch­
schnitt des Jahres 1977 liegen.

Vereinigte staaten

Die Federal Reserve Bank von New York erhöht ihren DIskontsatz von 53/4 010 auf 6010.

Der Vorsitzende des Federal Reserve Board gibt vor'dem Kongreß die neuesten Zielgrößen
für die Zunahmen der Geldrriengen vom Jahresende 1977 bis zum dritten Vierteljahr 1978
bekannt. Danach sollen MI um 4 vH bis 6112 vH, M2 um 61/2 vH bis 9 vH und M3 um'
8 vH bis 101/2 vH steigen. ' '

Die Regierung legt'einen Plan vor, der die Stahlindustrie wettbewerbsfähiger machen soll.
Er enthält unter anderem die Einführung .von Referenzpreisen für Stahlimporte, 'um
Dumping ausländischer Anbieter zu verhindern; und verschiedene Steuererleichterungen
für die heimische Stahlindustrie.

Angesichts der starken Abwertung des Dollar'beschließen das Schatzamt und der Federal
Reserve Board, stärker an den Devisenmärkten, zu intervenieren; dazu' dient 'auch die
Einräumung einer Kreditlinie durch die Deutsche Bundesbank,

I Die Federal Reserve Bank: v6n New York erhöht ihren ,Diskontsatz von 6010 auf 61/2010.
Für ,die Entscheidung spielt die ständige Unruhe, an den Devisenmärkten eine bedeutsame
Rolle. " .

Der Präsident legt den Haushaltsentwurf für das Fiskaijahr 1978179,vor. Darin wird ein
Zuwachs des realen Sozialp'rodukts von 4,7 vH im 'Jahre 1978 und 4,8 vH im Jahre 1979
s,owie eine Preissteigerung von 5,9 vH bzw. 6,1 vH unterstellt. Das geplante Defizit des
Haushalts beträgt nahezu unverändert rund 60 Mrd Dollar, das, sind etwa 2,6 vH des BSP.

Der Haushalt enthält, zude~ Steuererleichterungen in Höhe von 24 'Mrd $, unter anderem
sind eine Einkommensteuersenkung sowie Verringerung der Sozialbeiträge für Unter-
nehmen vorgesehen. '

In eine)ll gemeinsamen Kommunique erklären die 'Regierungen der Vereinigten Staaten
und der Bundesrepublik, daß" ... beide Seiten darin übereinstimmen, daß 'die Situation
der Devisenmärkte durch ungeoidnete Verhältnisse gekennzeichnet sei, was einschließt,
daß kurzfristig starke Bewegungen stattfinden, die nicht durch die grundlegenden volks­
wirtschaftlichen Bedingungen, gerechtfertigt sind". Die Kreditlinie der ,Bundesbank an
die Federa:! Reserve Bank wird verdopp,elt. '

IZur Bekämpfung der Intration wirbt ,der Präsident für' eine Zurückhaltung bei Preis- und
Lohnerhöhunaen: diese sollten unter dem Durchschnitt der veraanaenen zwei Jahre blei- '
ben. Für die Bundesbediensteten ist eine Lohnerhöhung von 5 vB vorgesehen.

Die Federal Reserve Banken erhöhen ihre Diskontsätze von 61/2 010 auf 7010.

Der Präsident 'gibt bekannt, daß die, angekündigten Steuererleichterungen um 5 Mrd $
gekürzt und erst am 1. Januar 1979 in Kraft treten sollen. Damit vermindert sich das
Haushaltsdefizit für 1979 entsprechend. '

Der Kongreß billigt den Haushaltsentwurf.. der n~ch ein Defizit von 50 Mrd $ ausweist.

Die Federal Reserve Banken er.höhen ihren Diskontsatz von 7010 auf 71/4 010. ,
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Das Energieprogramm der Regierung wird verabschiedet. Es sieht in erster Linie vor,
daß die Preise für neu entdecktes Erdgas stufenweise erhöht und dann freigegeben wer­
den; ferner ist ab 1980 eine Steuer auf Kraftfahrzeuge, deren Benzinverbrauch eine ge­
wisse Grenze überschreitet, Steuererleichterungen für Energiesparmaßnahmen in Häusern
und Steuervergünstigungen für Unternehmen,' die ihre Energiever'sorgung a\lf Kohle'
umstellen, vorgesehen. .

In seinem dritten Antiinflationsprogramm verkündet der Präsident, das Haushaltsdefizit
solle von nunmehr 40 Mrd $ auf 30 Mrd 'S oder weniger "Vermindert werden, es solle
i;!ine Kaufkraftgarantie für Gruppen von Arbeitnehmern gegeben werden, die sich an die
7-Prozent-Leitlinie hC).lten, wenn die Inflation höher läge, \Nenn die Leitlinien nicht ein­
gehalten würden, werde die Regierung ImpQrtrestriktionen aufheben, auch wenle sie die
Vergabe Öffentlicher Aufträge daran binden,

'N'ach Bekanntgabe des Programms sinkt der Dollar an den Devisenmärkten auf neue
Tiefststände.

Die Regierung verkündet, sie werde ein"en weiteren' D.ollarverfall nicht hinnehmen. Die
Goldverkäufe sollen ausgeweitet werden; die Ziehungsrechte beim IWF verstärkt in
Anspruch genommen und Devisenkredite an den Geld- und Kapitalmärkten aufgenommen
werden.

Gleichzeitig erhöht die Federal Reserve Bank den Diskontsatz auf den neuen historischen
Höchststand von 91/2 vH. '.

I

Die Finanzpolitik war 1978 'bemüht, die Inflations­
tendenzen' nicht· durc;h zusätzliche staatliche Bean­
spruchung der weitgehend ausgelasteten Kapazitä~

ten zu verschärfen. Das Defizit des Bundeshaushalts
nahm entgegen den ursprünglichen Haushaltsplä­
nen bei langsamer steigenden Ausgaben und stär­
ker zunehmenden Steuereinnahmen weiter ab. Es
dürfte nun etwa 40 Mrd Dolla,r betragen:' Berück­
sichtigt man den Uberschuß der Bundesstaaten und
der Gemeinden,. so zeigt sich, daß die öffentlichen
Haushalte 1978 insgesamt kaum noch ein"Defizit
haben. Uberdies: Schon beim Bundeshaushalt ist
die Verringerung des Defizits größer, als den kon­
junkturbedingten Mehreinnahmen und Minderaus­
gaben entsprochen hätte.

8. Die starke Abwertung des Dollar hat in diesem
Jahr noch nicht zu einer Verminderung des' ame­
rikanischen LeistungsbUanzdefizits geführt. Die
Wechselkursänderung brachte eine erhebliche Ver­
schlechterung des Verhältnisses der Ausfuhrpreise
zu den Einfuhrpreisen mit i'?ich, und die' Mengenre­
aktionen bei den Exporten und den Importen sind
noch nicht so stark ausgefallen, daß dieser Effekt
mehr als ausgeglicqen wordE)n wäre. AÜerdings hat
die Wettbewerbsfähigkeit der amerikanischen Ex­
portindustrie und der Industriebereiche, die mit Im­
porten konkurrieren, in den vergangenen beiden J ah­
ren noch einmal kräftig zugenommen (Schaubild '3).
Und, die Zunahme" der amerikanisc;h~n Exporte
war in diesem Jahr beträchtlich. Doch stärker noch'
nahmen die Importe zu. Das Defizit der Leistungsbi­
lanz erhöhte sich um etwa 5 Mrd Dollar auf 20 Mrd
Dollar. Der Anteil des Rohöls an den Gesamtimpor­
ten ist zl,lm ersten Mal seit Beginn der siebziger
Jahre nicht weiter gestiegen. In den vergangenen

drei Jahren betrug dieser Anteil durchschnittlich.
21 vHj in diesem jahr dürfte er bei 18 vH liegen.

9. Die japanische Wirtschaft erzielt' derzeit nur
etwa halb so hohe Zuwachsraten des realen Sozial­
produkts wie in der Zeit vor der Olkrise (Tabelle 2).
Die inländische Nachfrageschwäche hat aller­
dings eine starke Ausweitung der Exporte und eine.
,Verminderung der Importe bewirkt. Die Höherbe­
wertung des Yen führte bis heute nicht zu einer
Verminderung des Leistungsbilanzüberschusses,

.wohl aber zu einer Gewinnschmälerung der Export-
wirtschaft. Die Stärke der Wechselkursbewegung
verunsicherte die Unternehmen anscheinend erheb­

. lich; die Investition,sbereitschaft blieb gering.

10. Vor diesem Hintergrm;ld muß die konjunktu­
relle Entwicklung Japans im Jahre 1978 gesehen
werden. Nachdem sich im zweiten Halbjahr 1977
der' Zuwachs des realen Sozialprodukts auf eine'
Jahresrate von 31/2 vH verlangsamt hatte, brachte'
das erste Quartal dieses Jahres zwar zunächst eine
Belebung. Diese erwies sich aber nicht als dauer­
haft. Immerhin: Die' privaten Konsumausg.aben, bis­
her die ,schwächste Nachfragekomponente, nahmen
etw.as deutlicher zu. Die Inflationsrate sank. Steuer-

.erleichtE:)rungenstützt~n die Expansion des verfüg­
baren Einkommens. Die Sparquote ging auf ihren
Trendwert zurück. Auch der private, Wohnungsbau
expandierte aufgrund der staatlich gewährten Fi­
nanzierungshilfen äußerst k~äftig. Gleichwohl be­
grünoete dies insgesamt keine ZuverSicht. Denn in­
zwisclien zeigte :sich beim Export eine deutliche
Abschwächung; .die japanischen 'Exporteure konn­
ten die starke Aufwertung ,offenbar nicht länger
durch, Preissenkungen auffangenj auch versuchten
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SR 7&0707
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Reales Bruttosozialprodukt in wichtige~ Industrieländern

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH

Drucksache 8/2313

Tab elle 2

Land 11960 bis I 1971
., 1972 1973 I 1974 I 1975 1976 1977 I 1978 2)1972 1)

Bundesrepublik Deuts.chland + 4,5 +3,3 +3,6 +4,9 +0,4 -2,0 +5,7 +2,6 +3

Belgien •••••••••••••• 0 •••• + 4,9 +3,7 +5,4 +5,3 +4,3 -2,0 +5,5 +l,B +2

Dänemark ................. + 4,8 +3,6 +5,0 . +3,8 +l,B -1,1 +6,;3 +1,8 +1 -

Frankreich ................ + 5,8 +5,0 +5,5 +6,5 +3,9 +0,1 +4,2 +3,0 +3

.Großbritannien ............ + 3,1 +1,6 +,3,5 +5,2 -0,2 -;-1,7 +3,0 +0,2 +3

Irland ..................... + 4,0 +3-,3 .+4,0 +5,3 +1,0 +0,4 +3,2 +5,0 +7

Italien, ...................... + 5,5 +1,4. +3,4 +6,3 +3,4 -3,5 +5,7 +1,7 +2
\

Niederlande .............. + 5,2 +4,3 t 4,4 +4,2 +2,0 -1,1 +4,6 .+2,3 . +2

Eq der Neun 3) ............ 1 + 4,B +3,3 +4,2 +5,5' +1,9 -1,5 +4,8 +2,1 +21/2

Vereinigte Staaten ......... + 4,1 +2,8 +6,1 +5,9 -2,1 -1,8 +6,0 +4,9 +4

Japan ..................... +11,0 +6,3 +9,~ +9,9 -l,B +2,4 +6,0 +5,1 +6

Osterreich . ........ '......... + 5,1 +5,2 +7,1 +5,8 +4,4 '-2,0 +5,2 +3,5 +1 1/2

Schweden ................. + 4,2 +0,3 +2,5 +3,1 +4,1 +0,6 +1,4 -2,5 +2

Schweiz ................... + 4,7 +4,3 +5,8 +3,5 -0,8 -7,6 -1,3 +4,3 + 11/2
I I

I Industrieländ.~r in~gesamt 3) .1 +, 5,4 +3,5 +5,8 +6,2 -0,4 -1,1 +5,4 +3,B +3112
I

1) Durchschnittlich jährliche Veränderung.
2) Eigene Schätzung.
3) Zusammengewogen mit den .(\nteilen am'Bruttosozialprodukt ZU Wechselkursen von 1976. ,

QueUe: OECD, DIW

viele Länder, durch Selbstbeschiänkungsabkommen
und andere protektionistische Regelungen die ja­
panische Exportoffensive zu bremsen. Im gesamten

.Jahr 1978' dürfte die japanische Ausfuhr das Vor­
jahresergebnis real nur um 2 vH übertreffen.
Gleichzeitig' stieg wegen der schwachen Inlands­
nachfrage die Einfuhr nur wenig, und zwar trotz ei­
nes deutlichen Abbaus von Handelshemmnissen"
Daher dürfte der hohe Handelsbilanzüberschuß '
kaum abnehmen.' Der Dberschuß der Leistungsbi­
lanz wird sogar noch steigen, nämlich auf rund 20
Mrd Dollar, fast 3 vH ,des Sozialprodukts. Die priva­
ten Investitionen liegen 1978 anscheinend kaum
mehr als 4 vH höher als 1977, und da~ nachdem sie
im vergangenen Jahr nur um 1 vH gestiegen waren.
In erheblichem Maße konjunkturstützend wirkten
weiterhin die öffentlichen Investitionen. ,.Im Jahr
1978 werden voraussichtlich rund 20 vH mehr öf­
fentliche Investitionen vorgenommen ,als 1977. Dies
soll die erwartete Abflachung der Ausfuhr ausglei­
chen helfen, solange beim privaten. Verbrauch und
im Wohnung'sbau kein .Durchbruch erzielt worden
ist und auch vo~ Lageraufbau keine Imp,ulse zu er­
warten sind.

11. Die Inflationsrate ist in Japan seit 1974 stetig
gesunken., In diesem Jahr dürfte sie nicht mehr

über 5 vH hinausgehen. Vor vi.er Jahren waren es'
24 vH gewesen. Mit der Inflationsrate sind auch die
Zinssätze gefallen. Kurzfristige Schatzwechsel etwa
erbringen nun weniger als 4 0/0•. Der Diskontsatz
der Bank von Japan wurde im März auf seinen bis­
her til~fsten,. Stand gesenkt {31h %). Die Geld­
mengenexpansion war weniger stark als 'in den an­
deren Aufwertungsländernj sie ging kaum übIFr den
Anstieg des nominalEm Sozialprodukts hinaus. Die
expansive Ausrichtung der Finanzpolitik hat die öf­
fentliche Verschuldung. in' Japan· stärker steigen
lassen ,als in irgendeinem anderen westlichen Indu­

.strieland. Das Defizit des Zentralhaushalts dürfte
1978 über 30 vH der gesamten Ausgaben betragen.
Das Defizit aller öffentlichen Haushalte erreicht
etwa 6,5 vH des Sozialprodukts.

12. Auch in den europäisclien. Industrieländern ist
es noch nicht gelungen, die Auslastung der Produk­
tionskapazitäten und die Anzahl der beschäftigten
Arbeitnehmer nach dein Rückschlag d~s vergange­
neo Jahres deutlich zu erhöhen. Das reale Sozial­
produkt dürfte 1978 1l!-it 2112 vH 'nur w~nig stärker
steigen als 1977 und damit wiederum erheblich hin­
ter der- durchschnittlichen Zunahme früherer Jahre
zurückbleiben. Alle~dings haUe es zu Beginn dieses
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Tabelle 3

Verbraucherpreise in ausge~ähltenLändern 1)

Veränderung gegenuber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum. , .
I

. 1960 I
I I 1973·1

, I,1976 I I
1978

I
Letzterbis 1971 1972 1974 1975 1977

Land i972 2)
1. Hj. Monatsstand

, .
vH I Monat

I
~

Bundesrepublik
Deutschland ............ , +3,0 +5,3 +5,5 + 6,9 + 7,0 + ,6,0 + 4,5 + 3,9 + 2,9 + 2,1 Okt

Belgien .................. +3,3 +4,3 +5,5 + 7,0 +12,7 +12,7 + 9,2 + 7,1 + 5,0 ,+ 3,9 Okt

Dänemark ................ +6,0 +5,5 +6,9 + 9,0' +15,4 '-1:" 9,9 + 9,0 +11,2 +11,8 + 9,1 Sep
Frankreich ............'..,. +4,3 +5,5 4-5,9 + 7,3 +13,7 +11,7 + 9,6 + 9,5, + 9,1 + 9,2 Sep

Großbritannien ........... +4,7 +9,5 +7,0 + 9,2 +15,9 +24,3 +16,5 +15,9 + -8,5 + 7',8 .Sep

[rland .............' ....... +5,4 +8;9 +8,7 +11,3 +17,0 +20,9 +18,0 +13,6 + 7,3 + 8,2 Aug

Italien ................... +4,2 +5,0 +5,5 +10,8 +19;[ +17,0 +16,8 +18,4' +12,5 ' +12,2 Sep

Luxemburg .............. +3,0 +4,7 +5,2 + 6,1 + 9,6 '+10,7 + 9,8 + .6,7 + 3') , + 3,2 Sep,-
Niederlande ............. +4,6 +7,5 +7,8 + 8,0 + 9,6 +10,2 ,f-·8,8 + 6,4 + 4,5 + 4,3 Sep

Vereinigte Staaten ... : ...• +2,9 +4,3 +3,3 ..L 6,2 +11,0 + 9,1 + 5,8 + 6,5 + 6,8' + 8,3 Sep..
Kanada .................. +2,9 '+2,9 +4,8 + 7,6 +10,9 +10,8 + 7,5 + 8,0 + 8,9 " + 8,6 Sep.
Japan .................... +5,7 +6,3 +4,3 , +11,7 +24,5 +11,8 + 9,3 + 8,1 + 4,1 ,+ 4,3 Aug

Osterreich ............... +3,9 +4,7 +6,3 + 7,5 + 9,5 + 8,5 + 7,3 + 5,5 + 3,8 + 3,4 Sep

Schwe'den ................ +4,5 +7,4 +6,5 + 6,1 +13,8 + 9,7 +10,2 +11,1 +12,3 + 7,9 Sep

Schweiz •••••••••••••• 0" +3,9 +6,6 +6;7 + 8,7 ," + 9,8 + 6,7 + 1,7 + 1,3 + 1,3 + 1,1 Sep

1) Aus Angaben in Landeswährung.
2) 'Durchschnittlich jährljche Veränderung,

Quelle: OECD, SAEG; Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle

..

Jahres Anzeichen einer konjunkturellen Belebung in
einigen europäisch~nLändern gegeben. In Frankreich,
Großbritannien, Belgien und Italien haUen sich die
konjunkturellen Auftriebskräfte, überwiegend getra:
gen vom privaten Konsum und vom Export, ver­
stärkt. Im Verlauf des Jahres zeigte sich jedoch, daß
dies noch keine Wende wari schon im Sommer
schwächte sich die" Nachfrage wieder deutlich ab.
In den Niederlcindeh und den skandinavischen Län­
dern bIleb das Produktionsniveau sogar durchweg

. niedrig, "während sich 'in der Bundesrepublik ­
nach der Abschwächung zu Beginn des Jahres ­
im zweiten Halbjahr deutliche Anzeichen einer Er­
holung zeigen.

Erfolge konnten die europäischen Länder, wie er-
- - vlähnt, -in der Bekämpfung~der Inflation ,und vor al­

lem d~r außenwirtschaftlichen , Ungleichgewichte
verzeichnen. So gelang es in Großbritannien, den
qeldwertschwund gegenüber dem Vorjahr von über
16 vH auf rund 8 vH, und in Italien von rund
181/2 vH auf 12 vH zu vermindern (Tabelle 3). Auch'
die 'Länder des europäischen Währungsverbundes
kamen in dl;!r Stabilisierung des Preisniveaus wei­
ter voran. Entlastend wirkten hier die starke Sen­
küng der Weltmarktpveise für Rohstoffe -und die'
Aufwertung nahezu aller Währungen gegenüber
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dem Dollar. Allenthalben dürften, auch die Lohn-'
stückkosten in .diesem Jahr etwas' weniger steigen
als 1977 (Tabelle 4). Die durchschnittliche Infla­
tionsrate der europäischen Länder liegt nun bei
knapp 7 vH. Die starke Abflachung des Preisauf­
triebs, die v~n Mitte 1977 an zu beobachten war,
hat sich im Verlauf des Ja.hres 1978 allerdings zu­
meist nicht fortgesetzt .. Die Leistungsbilanzdefizite

. der bisher schwachsten Länder haben' sich zurück­
gebildet (Ziffer 34).

13. In Frankreich. war die konjunkturelle Bele­
bung- um die Jahreswende besonders ausgeprägt.
Eine erhÖhte Konsumnachfrage war zu den schon
im vergangenen 'Jahr stark expandierenden Expor­
ten hinzugekommen. Im Jahre 1977 hatten die fran­
zösischen Unternehmen rund 7 vH mehr exportiert
als im Jahr zuvorj sie konnten damit ihre Anteile
am Welthandel vergrößern. Frankreich hatte seine
Wettbewerbsfähigkeit insbesondere ~m Jahre 1976
infolge der Abwertung des Franke!]. verbessern
können j seit dieser Zeit ist der gewogene Kurs des
Franken 'nahezu konstant geblieben. Im Verlaufe
dieses Jahres schwächte sich der Exportanstieg al­
lerdings abi dennoch dürfte die Zunahme im ganzen
Jal).r no\ch 5 vH betragen. Rege blieb die Nachfr~ge

nach Konsumgütern, wobei wie fast 'allerithalben
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Lohnkoslen j'e Produkleinheit 1) in, ausgewählten Ländern'

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 2)

Drucksache 8/2313

Ta bell e 4

Land I 1971
I

1972 I 1973 I .'1974 I 1975 I 1976 I 1977 I 1978 a)I

Bundesrepublik
,Deutschland 3) , + 8,9 + 5,7 + 7,9 ,+ 9,4 + 6,3 ,+ 1,2 + 3,8 + 3.- .......

Belgien .; .............. +' 9,2 + 8,7 + 8,5 +15,2 +'16,1 + 8,6 + 8,6 + 6,5
Dänemark .............. + 9,2 + 7,6 +12,4 +17,3 +15,5 + 6,2 + 9 a) + 7,5
Frankreich ............. + 6,6 + 6,4 + 8,6 +15,4 +17;2 +10,6 +10,1 +10,5
Großbritannien ......... + '8,0, + 9,0 + 9,1 +20,1 +32,1 +11,2 + 9,7 +10
Irland +27,3

I.................. +12,0, +10,0 +14,0 +17,4 +16,7 +15,5 a) + 9

Italien ............... ~ .. +12,~ + 8,0 +13,8 +20,7 +26,0 +15,4 +19,8 +11,5
I

Niederlande ............ + 9,8 + 7,7 +10,8 +12,2 +14,0 ,+ 6,0 +,6,0 + 5,5

,Vereinigte Staaten ..... + 3,7 + 4,1 + 6,0 +11,4 + 7,6 + 5,1 + 6,4 + 8

Japan .................. +10,6 + 6,5 +14,9 +26,5 +14,6 + 6,6 +,7 a) + 4,5

Österreich .............. - + 9,3 +. 6,5 +10,5 +11,0 +15,2 + 4,8 .+ 6,5 + 6

Schweden ••••• 0'0 ••••••• + 8,6 + 6,3 +. 4,3 +10,7 +19,2 +17,0 +15,5 +10

Schweiz •••••• ".0 •••••••• +11,5 + 9,9 +10,5 + 8,3, +W,6 + 2,4 - 1,5 a) + 1,5
, . ,

-,

1) Bruttoeinkommen aus unselbst!indiger Arbeit je Einheit des realen BruttOSOZialprodukts.
2) Aus Angaben in Landeswährung.
3) Bundesrepublik Deutschland: Eigene Sdlätzung.
a) Schätzungen auf 0,5 Prozentpunkte _

Quelle: DIW

Automobile mit im Vordergrund des Interesses
standen. 'ZU einer verstärkten Investitionstätigkeit
kam es auch in Frankreich noch immer nicht. Die
Unternehmensinvestitionen werden noch hinter der
Zunahme' des Sozialprodukts zurückbleiben, das
real um 31(2 vH und damit etwas, stärker als 1911
steigen wird. .

14. Anders als in den meisten europäischen Indu­
strieländern ist in Frankreich die Inflationsrate ­
die hier ihren Höchststand 1914 mit 131/2 vH hat­
te - in diesem Jahr verhältnismäßig wenig gesun­
ken. Von Herbst 1911 bis zum Herbst 1918 ist der
Index der Verbni.ucherpreise um fast ebensoviel ge­
stiegen wie im Jahr ~uvor, nämlich etwas mehr als
9 vH. Auch die Lohnkosten stiegen mit etwa 10!f2 vH
unverändert stark. Etwas verzeichnet ist das
Bild allerdings'wegen der Freigabe einer Reihe ad­
ministrierter oder. administrativ kontrollierter Prei­
se.' Daraus hat sich zumindest vorübeIgeh~nd,ein
gewisser' "Nachholeffekt" ergeben. Im Zuge der
jetzt konsequenter marktwirtschafUich ausgerichte­
ten Wirtschaftspolitik Frankreichs wurde dies als

,ZwischeIiphase hingenommen.' Scharfer Wettbe­
werb soll künftig die französische Wirtschaft mehr
bestimmen.als in der Vergangenheit.

Die französische Leistungsbilanz ist auch in diesem
Jahr nahezu aUsgeglichen, nachdem es 1911 noch
den Anschein gehabt, hatte, als sei die Verminde-

rung des' Defizits allein auf den konjunkturellen
Rückschlag zurückzuführen.

15.' Großbritannien verzeichnete eine vergleichs~

weise, günstige Konjunkttirentwieklung. Für 1918
wird mit einem Zuwachs des realen Sozialprodukts
von 3 vH gerechnet - für Großbritannien eine
hohe Rate. Vor allem der private' Konsum, aber
auch der private Wohnungsbau nahmen .kräftig zu.
Bemerkenswert ist" daß der Export noch einmal um
fast ·4 vH 'gesteigert werden konnte, nachdem es'
hier bereits 1911 zu einem starken Anstieg gekom­
men war. Obwohl das Volumen fles Welthandels
nur um 4 vH größer geworden war, hatte Großbri­
tannien 1911 seine Ausfuhr um rund 1 vH erhöhen,
können. In diesem ~ahr hat jedoch auch die Einfuhr
wieder verstärkt zugenommen, so daß sich die Han­
delsbilanz nicht weiter yerbesserte. Die abnehmen­
de Teuerung sowi'e Steuererleichterungen trugen
d.azu bei, daß trotz ermäßigter Steigerung der nomi­
nalen Einkommen eine reale Zunahme, des' verfüg­
baren Einkommens von über 5 vH erreicht. wird.
Daraus' erklärt sich weitgehend die kräftige Bele­
bung des p'rivaten Verbrauchs. Insbesondere die
Automobilindustrie profitierte davon. Aber auch
die private Investitionsnachfrage hat sich in diesem
Jahr weiter verstärkt. Die. öffentlichen Investitio­
nen blieben erneut, wenn auch weniger stark als
1911, unter dem Niveau deS Vorjahres.
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In Großbritannien ist es gelungen, die Inflationsrate
in zwei Jahren nahezu zu halbieren. Die Einkom­
menspolitik der Regierung und stabilere Import- .
preise als Folge der ,Stabilität des Wechselkurses
- diese allerdings selbst als Folge der recht erfolg­
relichen Einkommenspolitik :.-, haben dazu geführt,
daß Mitte des Jahres der Geldwertschwund gegen­
über dem Vorjahr nur noch, 7.4 vH betrug.' Die
Lohnstückkosten steigen aber schon wieder starker,
und von den' Importkosten kommt weniger Entla­
stung., So hat sich die Preissteigerungsrate zule,tzt
wieder erhöht.

16. Auch für Italien ist 1978 ein Jahr ,beginnender
konjunktureller Erholung. Im vergangenen Jahr
war es dort zum stärksten Einbruch innerhalb de'r
Gruppe der großen' europäischen Länder gekom­
men. Schon zur Jahreswende' haben die privaten
Konsumausgaben wieder zugenommen, vor allem
aufgrund einer überaus starken Erhöhung der Ren­
ten. Diese Impulse hielten auch im Verlauf des Jah­
res ani denn das verfügbare 'Einkommen der priva­
ten Haushalte steigt 1978 zum ersten Mal seit zwei
Jahren real wieder deutlich. Die Exporttätigkeit,
die schon 1977 mit einer Zunahme 'von rund 6 vH
einen noch stärkeren Konjunktureinbruch in Italien
v~rhindert h~l.tte, blieb auch in diesem Jahr lebhaft.
Gleichwohl wird das reale Sozialprodukt nur einen
Zuwachs von etwa 2 vH aufweisen.

Denn bbwohl die' Inflationsrate .'abgenommen ,hat,
die Leistungsbilanz einen unerwartet hohen Uber­
schuß von 5 Mrd Dollar aufweist und die Arbeitslo­
sigkeit ,nicht weiter gestiegen ist, 'sind in Italien
dauerhafte Probleme weiterhin ungelöst. pie Inve­
stitionsnachfrage der Unternehmen wird im Durch­
schnitt dieses Jahres deutlich geringer 'sein' als
1977. Der' Rückgang hatte schon in der zweiten
Hälfte des vergangenen Jahres begonnen: Die in­
zwischen wieder sehr geringe Kapazitätsauslastung,
nicht' zuletzt· aber, die 'schwierige finanzielle Situa­
tion vieler privater, aber auch vieler öffentlicher

'Unternehmen sowie die.' Unsicherheit über die im
Herbst dieses Jahre!; beginnende neue Lohnrunde
scheinen die Investitionsnedgung und die Investi-

I
tionsfähigkeit der Wirtschaft nachha;ltig beeinträch-
tigt zu haben.

Von den öffentlichen Ausgaben wird auch in die­
s~m Jahr' ein noch einmal - steigende~ Teil der
volkswirtschaftlichen Gesamtausgaben gestellt. Ob­
wohl die Regierung sich, bemüht, den Ausgabenan­
stieg zu begrenzen, wird, das öffentliche Defizit
weiter, steigen. Zwar wurden Steuern erhöht und
öffentliche Tarife in Richtung I{ostendeckung um­
g~staltet, aber die Belastungen für die öffentlichen
Haushalte, ~l.ie I sich allein aus dem Versuch erga"
ben, bestimmte Wirtschaftsbereiche, etwa den
Wohnurigsba~, stark zu fördern und' generell dEm·
Kostendruck der Unternehmen durch die Ubernah­
me von Sozialleistungen, in den Staatshaushalt zu
mildern, ließen noch keine Rückführung der öffent­
lichen Verschuldung zu. Die Regierup,g hat dies al­
lerdings für die nächsten drei Jahre zu ihrem PliO­

gramm gemacht.
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17. In den Niederlanden und Belgien blieben An­
zeichen für eine deutliche konjunkturelle Erholung
bisher aus. In den Niederlanden stagniert die Indu­
strieproduktiQn bereits seit über einem Jahr, und in
Belgien ist gerade wieder erst das Niveau des Vor­
jahres erreicht. Entscheidend fiir: die schwaChe
Konjunkturentwicklung äürfte in beidenländern
sein, daß die verminderte WettbE;lwerbsfähigkeit
aufgrund der Höherbewertung der Währungen nur
eine geringe Exportsteigerung zuließ. Der Außen-'
beitrag verminderte sich sogar geringfügig. NOch
1977 war es in den Niederlanden zu einer Zunahme
der privaten Investitionsnachfrage und des Woh­

,nungsbaus von rund 15 vH und außerdem zu einer
kräftigen Expansion des privaten Verbrauchs ge-'
kommen. Daß dies' nicht eine stärkere konjunktu­
relle Dynamik hervorgerufen hat, ist wohl dem
deutlichen Verlust von Marktanteilen im Außen­
handel zuzuschreiben.

Da beide Länder bestrebt sind, die Zuwachsraten
der öffentlichen Äusgaben 'dauerhaft zu vermin­
dern, um die Staatsdefizite Zu begrenzen, gehen
auch von der öffentlichen Nachfrage kaum kon­
junkturelle Impulse aus. Allerdings wurden in bei­

'den Ländern neue Programme zur Inves,titionsbele­
bung verabschiedet.

Ebenso wie in di:m Niederlanden unq Belgien wird
auch in weiteren europäischen Ländern die Zu­
wachsrate des Sozi~lprodukts 1978 se:\1r gering aus­
fallen (Tabelle 2). In den skandinavischen Ländern
steht noch immer das Ziel der Inflß.tionsbekämp­
fung im Vordergrund, immerhin konnte ein we,ite­
rer konjunktureller Rückschlag verhindert werden.
In Osterreich gelang es, nicht, die Anstöße, die
noch immer von der Exportnachfrage ausgingen,
zur Belebung der binnenwirtschaftlichen Nachfrage
zu nutzen, da der rückiäufige private Verbrauch
die EFwartungen verdüsterte. In der Schweiz war es
die enorme Aufwertung der eigenen Währung, die
trotz einer bisher noch deutlichen Exportzunahme
die Unternehmen verunsicherte., Zudem. ivurden er­
,heblieh mehr Güter eingeführt. In beiden Ländern
liegt der Zuwachs des Sozialprodukts nur wenig
über 1 vB.

Arbeitslosigkeit noch unvermindert

18. An der Höhe der Arbeitslosigkeit in den west­
lichen Industrieländernhat sich auch im J ahie Ül78
kaum etwas geändert. Entsprechend den Unter"
schieden in der konjUnkturellen Entwicklung stand
den recht deutlichen' Beschäftigungserfolgem' in den
Vereinigten Staaten eine noch imm.er steigende Un­
terbeschäftigung in Europa gegenÜber. Nur einige
europäische Länder können auf eine gewisse Ver­
besserung der Situation verweisen. Auch in Japan,

,das eine für japanische Ver).lältnisse sehr geringe,
'international gesehen aber immer noch beträchtli­
che Produktionsausweitung erlebt, ist die Arbeits-
losigkeit weiter angestiegen (Tabelle 5). Sie ist hier
allerdings grundsätzlich sehr viel geringer als in
anderen Industrieländern,' da ein Großteil der Japa­
ner praktisch auf Lebenszeit angl:lstellt ist.
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Tabelle 5

Arbeitslosenquoten in ausgewählten Ländern

:vH

Angaben in.Spalte A: ILO, nationale Quellen 1)

Angaben in Spalte Bi SAEG (standardisierte nationale Angaben) 2)

Berech-
nungs- 1974 1975 1976 1977 19783) 4)

Land methode 2)
f

A I B A 'B A B A B A B , A I B

,Bundesrepublik
4,1Deutschland ....... I II 2,6 2,2 4,7 4,2 4,6 4,5 4,0 4,4 3,9

Belgien .. ", ... , ..... I II 4,0 3,2 6,7 5,3 8,6 . 6,8 7,7 7,8 8,4

Dänemar~ ........... I II .2,5 2,0 6,0 4,6 6,1 4,7 7,7 5,8 8,5 6,5

Frankreich .. , ..... , . , I II 2,9 2,3 4,9 3,9 5,9 4,3 6,3 4,9 6,6 5,2

Großbritannien ...... I II 2,7 2,4 4,4 3,8 5,8 '5,3 6,3 5,7 6,3 5,7

Irland ............... IV II 7,9 6,3 12,2 8,7 12,3 9,8 11,8 9,7 10,5 ~,5

Italien .. ~ ......... ,', . I II 5,1 4',8 5,6 5,2 6,3 5,5 7,0 6,4 6,9

Niederlande ......... I II 3,6 2,9 5,2 4,1 5,5 4,4 5,3 4,3 5,3 4,3

Ver~ini~te Staaten "'1 III

1 1

5,6 8,5 7,7 i,o 6,1 "

Kanada.,., ..... , .... III 5,4 7,1 7,2 8,1 8,6

Japan ............... III 1,4 1,9 2,0 2,0 2,3

Osterreich .... : ..... , I 1,5 2,0 2,0 1,8 2,1

Schweden ........... III 2,0 1,6 1,6 1,8 2,4

1) Wegen der zum Teil stark voneinander abweichenden Auffassungen vom Tatbestand "Arbelitslosigkeit" und unterschiedlichen
Berechnungsmethodem sind die Arbeitslosenquoten von Land zu Land nur bedingt vergleichbar,

:;}, Berechnungsmethode: .
I: Anteil der durch die Arbeitsverwaltung am als arbeitslos registrierten Personen an den abhängigen (zum Teil

auch an den gesamten) Erwerbspersonen. .
I!: Anteil der durch die _ als arbeitslos registrierten' Persoilen an den gesamten zivilen Erwerbspersonen (für

den EG-Gebrauch standardisierte nationale Angaben). .
II!: Anteil der durch regelmäßige Haushaltsbefragungen (Stichproben) ermittelten Arbeitslosen an den geschätzten gesa;D.ten Er-

werbspersonen. .
IV:. Anteil der als arbeitslos registrierten und gegen Arbeitslosigkeit versicherten Arbeitnehmer an der geschätzten Gesamtzahl

der versicherten Arbeitnehmer mit Ausnahme der in der Landwirtschaft, Fischerei und in privaten Haushalten Besch!iftigten.
3) Eigene Schätzung.· . . .
4) Für Belgien und Italien werden nur noch Angaben ents'prechend der Definition der Spalte B veröffentlicht. Die in Spalte A einge­

tragenen Zahlen entstammen älteren Veröffenliichungcn, in denen die Angaben entsprechend der Definition der Spalte A zum
letzten ivial nachgewiesen wurden. '

19. Von der Verbesserung der Arbeitsrriarktsitua­
tion in den Vereinigten Staaten bekommt man
durch die noch verbliebene Arbeitslosenquote von.
6 vH einen' falsclien ,Eindruck; für europäische An­
sprüche ist d,ies ein nach wie vor ungewöhnlich ho­
her Stand.' Beträchtlich ist' immerhin auch hier die
Veränderung. Während der Rezession betrug. die
Arbeitslosenquote fast 9 vB. Vor allem aber muß
man sehen, daß auch in den Vereinigten Staaten'
die Anzahl der Erv,rerbspersonen wegen des Ein­
tritts geburtenstarker Jahrgänge in das Eq'lerbsle­
ben stark' zugenommen' hat und auch weiterhin
deutlich ansteigt; der Ruckgang der Arbeitslosig­
keit' unterzeichnet daher bei weitem das Ausmaß
der Beschäftigungssteigerung, das der Aufschwung'
hervorgebracht hat. Es· ist freilich nicht da;s Aus­
maß der Produktionssteigerung, das diese Beschäf­
tigunQ'sentwicklung erklärt.' Wie erwähnt ist in den

Vereinigten Staaten der Zuwachs im Produktionser­
gebnis je Bes'chäftigten außerordentlich gering. Ge­
ringer als in den anderen Industrieländern ist er
ohnehin schon seit vielen Jahren. Jetzt kommt hin­
zu, daß nach drei Jahren' Aufschwung die Pr'odukti­
vitätsreserven, die. vorher noch 'in unausgelasteten
Kapa#täten lagen, aufgebraucht sind. Ein kräftiges
Produktionswachstum ist also nur noch bei' kräfti-'
ger Beschäftigungssteigerung möglich..

Untersch~ede zwischen den Vereinigten Staaten
,und Europa sind auch zu bedenken, wenn ~s ,darum
geht, die Höhe der amerikanischen, Arbeitslosen­
quote konjunkturell zu beurteilen. Die gegenwarti­
ge Quote von 6 vH liegt nur noch um einen Pro­
zentpunkt über·dem in den siebziger Jahren bisher
err.eichten Minimum von 4,9 vB. Daß dieses .Mini­
mum so hoch liegt, mag teilweise seine Gründe in
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23. Schon r;lie Wahl der Erhebungsmethode enthält eine,
Antwort auf diese Fr.agen. In den Ländern, in denen Ar­
beitsämter die Arbeitslosen registrieren, weil, diese dort
lfnterstützungszahlungen erhalten und ihre Arbeitswil­
ligkeit erklären, WEnden Personen der ersten und zwei­
ten Gruppe als arbeitslos gezählt, nicht aber Personen'
der dritten. In Ländern, .in denen die Höhe der Arbeits­
losigkeit durch Haushaltsstichproben, das heißt also
durch direkte Befragung; ermittelt wird, werden die
ersten beiden Kategorien - wenn auch nur unvollkom­
men -ausgeschlossen, die dritte 'aber vermutlich weit­
gehend eingeschlossen.

folgende Fragen, die recht unterschiedlich beantwortet
werden: 1. SolIten Personen als arbeitslos gelten, die' nur
vorübergehend keiner Arbeit nachgehen? 2. Sollten ar­
beitsfähige Personen, die nicht wirklich Arbeit suchen,
sondern sich nur arbeitslos melden" um zum Beispiel Vor­
teile des Sozialversicherungssystems wahrzunehmen, als

: arbeitslos gelten? 3. Sollten arbeitsfähige PersoneIJr die
zwar grundsätzlich ·eine Arbeit annehmen würden, aber
nicht aktiv suchen, weil sie erwarten, daß zur Zeit keine
Arbeitsplätze in ihrer näheren Umgebung verfügbar sind,
als Arbeitslose gezählt werden?

20. In Europa waren es Großbritannien" die Bun­
desrepublik und Italien, die die Arbeitslosigkeit ge­
ringfügig vermindern. oder zumindest ein weiteres
Ansteigen vermeiden konnten. In anderen Ländern
dagegen erhöhte sich die Arbeitslosigkeit weiter,
so vor allem in Belgien (jetzt 8,4 vH) und in Däne­
mark (8,5 vH), aber auch in Frankreich (6,6 vH). Ka­
nada 'hat ebenfalls nach wie :vor sehr große Be­
schäftigungsprobleme' zu lösen. Hier sind jetzt
8,6 vH der Erwerbspersonen arbeitslos. .

Angesichts dieser Stagnation am Arbeitsmarkt ver­
suchten viele Regierungen auch 1978,. die Arbeits­
foslgkeit bestimmter GruppeD; durch gezielte Maß­
nahmen in Grenzen zu halter!.. So wurden den Be~

trieben in bestimmten Fällen Lohnzuschüsse ge­
zahlt (Schweden) oder zusätzliche Beschäftigte im
öffentlichen Dienst eingestellt (Osterreich) oder zu­
mindest zeitweise dort beschäftigt (Bundesrepublik,
Frankreich, Großbritannien, Schweden). Diese Maß­
nahmen sind aÜerdings weitgehend zeitlich befri­
stet,' so daß' sie keine ErhÖhung dei Dauerbeschäfti­
gung bedeuten. Sie können die' tatsä'cJ:lliche Höhe
der Arbeitslosigkeit nur verdecken, wenn nicht da­
mit gerechnet werden kann, daß an die Stelle sol­
cher Arbeitsplätz~neue treten werden.

22. , Die Abgrenzung der Personen, die als "arbeitslos"
gelten sollen, ist von Land zu Land sehr unterschiedlich,
Während man grundsätzlich nach einer Definition des
internationalen Arbeitsamtes (!tO) davon ,ausgeht, daß
solche Personen als arbeitslos gezählt werden sollten,
die arbeitsfähig sind und eine bezahlte Arbeit suchen,
gibt es im einzelnen bedeutsame Abweichungen in der
Definition der Arbeitslosigkeit. In erster Linie sind es

24. Die OECD hat versucht, die Angaben besser ver­
gleichbar zu machen. Sie geht davon aus, daß die Befra­
gung grundsätzlich die besten Ergebnisse' liefern kann,
Personen der dritten Kategorie aber ausgeschlossen wer­
den sollten. Sie korrigiert die Arbeitslosenquoten in den
Ländern, in denen die Angaben von den Arbeitsämtern
stammen, auf der B'asis von jährlichen oder unn~gelmäßi­

gen Haushaltsstichproben der statistischen Amter, und,
zwar indem sie für den Zeitpunkt ihrer Stichproben Rela­
tionen zwischen den so ermittelten Arbeitslosen und den
AJbeitslosen der offiziellen Statistik errechnet und mit
diesen Relationen dann die Zahlen der Arbeitsamtssta­
tistik fortschreibt. Für die Bundesrepublik ergibt sich
nach diesem Verfahren eine niedrigere Arbeitslosen­

'quote, vermutlich' deswegen, weil Personen der ersten
und zweiten Gruppe in' der Stichprobe nicht als arbeits­
los gezählt werden, wohl aber von den Arbeitsämtern.
Hingegen bleibt die für die Vereinigten Staaten offizieil
ermittelte Arbeitslosenquote unverändert,' weil diese das
Ergebnis einer Beiragung ist, wie sie dieOECD grund­
sätzlich anerkennt, obwohl die Quo.te vermutlich Teile
der dritten Gruppe ehthält. .

Auch sonst hat das Bereinigungsverlahren der OECD
noch Mängel. Zum einen ist die Relation zwischen den
Erwerbslosen der Stichproben und denen der Arbeits­21. Ein zusätzliches Angebot am Arbeitsmarkt er-

, losenstatistik. äußerst instabil; sie schwankt iür die Bun-
gibt sich in den kommenden Jahren daraus, daß in desiepublik in den vergangenen vier Jahren zwischen
fast allen Industrieländern, besonders ,aber in Euro- 73 Prozent im Jahre 1974 und 98 Prozent im Jahre 1976,
pa, wegen def geburtenstarken Jahrgänge sehr viel so daß für eine Fortschreibung keine gesicherte Basis be­
mehr 'Jugendliche in das Erwer.bsleben treten. Erst· , steht. Zum anderen entspricht die Definition qer Erwerbs- .
in fünf, bis sechs Jahren wird sich diese Entwick- losen im Mikrozensus, der in der Bundesrepublik an die
lung abschwächen. In vielen Ländern gibt es des-. StelIe einer eigenen Stichprobe trjtt, nicht der Definition
halO Zuschüsse an die Betriebe für die Einstellung ,des Arbeitslosen des Internationalen 'Arbeitsamtes, da
"\:'-cn, ~ugendlichen, .cJ\nreize zu längerer .l\usbildung registrierte Arbeitslose, die vorübergehend gering~ügige

und Programme 'zur Schaffung von Lehrstellen im Tätiakeiten ausüben', in der Stichvrobe als Erwerbstätiae
öffentlichen Bereich. gezahlt Werden. Dies erkiärt in' erster Linie, daß ei;e

geringere Anzahl von Erwerbslosen ermittelt wird, als
zugleich als arbeitslos gemeldet sind, obwohl die Ab­
grenzung der Erwerbslosen prinzipielI umfassender ist.
Bedeutender noch dürfte sein, daß die quantitativ wich­
tige dritte Kategorie der Arbeiislosen, die "Stille Reser-

o ve" (discouraged workers, inactive seekers) in, der Sta­
tistik der Arbeitsämter sicherlich nicht enthalten ist,
aber kein eindeutiges Wissen darüber vorliegt, ob und
wie viele dieser Personen von derBefragurigeriaßt wer­
den.

Besonderheiten der amerikanischen Arbeitslosen­
statistik haben (Ziffer 24). Ein deutlicher weiterer,
Abbau der Arbeitslosigkeit ist aber anscheinend
auch wegen struktureller Besonderheiten des ame­
rikanischen Arbeitsmarktes nicht ohne weiteres zu
erwarten. In einigen Altersklassen, etwa bei Ju­
gendlichen unter 20 Jahren, gibt es in, vielen Gebie­
ten der Vereinigten Staaten seit langem Arbeitslo­
senquoten von bis zu 20 vH, bei Farbigen dieses·
Alters sogar bis zu 40 vH. Die demographische En~­

wicklung hat den Anteil solcher Gruppen an der
Gesamtzahl der Erwerbspersonen weiter' ansteigen
lassen. Daraus ist die verbreitete These erwachsen,
daß es nicht leicht möglich sein werde,' in diesem
nun schon so lange anhaltend~n konjunkturellen
Aufschwung die Arbeitslosenquote aucll nur auf
da~ Niveau zu drücken, das' in früheren Jahren der
Hochkonjunktur immerhin' erreicht worden ist.

32



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode' Drucksache 8/2313

25. Für den Vergleich der Arbeitslosenquot.en in Eur.opa
ist bedeutsamer, wie die Gesamtheit der Personen defi­
niert ist, auf die man die Anzahl der' Arbeitslosen be­
zieht. In den Ländern der Europäischen Gemeinschaft
werden keine regelmäßigen Stichproben durchgeführt,
sondern alle Arbeitslosen von der Arbeitsverwaltung er­
faßt. Während aber in einigen Ländern die abhängigen
Erwerbspersonen als Maßgruppe dienen, ist es in ande­
ren die Gesamtzahl aller zivilen ErwerbspflTsonen. Die
dadurch si~h ergebenden Unterschiede versucht das Sta~
tistische Amt der Europäischen Gemeinschaften zu korri- ,
gieren, indem für alle Länder die Gesamtzahl der zivilen .

,Erwerbspersonen geschätzt wird, zu der dann die Anzahl
der erfaßten Arbeitslosen in Beziehung gesetzt wird.
Diese Korrektur der Quoten löst sicherlich die oben an­
gesprochenen Probleme nicht. Wir" haben dennoch,
in Tabelle 5 neben den nationalen Angaben diese Arbeits­
Josenquoten angeführt, um einen besseren Vergleich in-,
nerhalb der Europäischen Gemeinschaft' z,u er11]öglichen.

Weltl~andel ohne Schwung

26. Im Verlauf des konjunkturellen Rückschlages
des Jahres 197~ waren in allen größeren Industrie­
.ländern mit Ausnahme der Vereinigten Staaten die
Importe zurückgegangel1, jedenfalls dem Volumen'

'nach. Im Vergleich zum Vorjahr hatte sich für 1977
nur noch ein Zuwachs von 4 vH ergeben. Die kon­
junkturelle ~elebung zu Beginn .dieses Jahres
brachte' dann einen neuen Anstieg mit sich. Die
Ausweiturig des Welthandels ist mit ,etwa 5 vH
dennoch deutlich. unter der 'durchschnittlichen
Wachstumsrate der Vergangenheit von etwa 8,5 vH
geblieben. Der Handel der Industrieländer unterein­
ander nahm nur mäßig, zu. Die Nachfrage der nicht
ölfördernden Entwicklungsländer und der OPEC­
Länder brachte ebenfalls keine kräftigen Impulse.
Die Importe der Industrieländer aus diesen Länder­
gruppen stagniert~n nahezu. Die Olelnfuhr-en der
Industrieländer ,sanken 1978 sogar geringfügig. Die
Exporte der Industrfeländer in die Olförderländer
stiegen mit rund 5 vH weit weniger als in den ver­
gangenen Jahren. Ihre Exporte in die übrigen Ent­
wickllmgsländer hingegen nahmen :mit' etwa 7 vH
stärker zu als im vergangenen Jahr.

I

27. In der Wirtschaft der nicht ölexportierenden
Entwicklungsländer dürfte sich auch in diesem,Jahr
keine Belebung gegenüber den 'vergangenen beiden
J<:J-hren ergeben. Auffällig ist, daß selbst die weiter­
entwickelten -Länder in ,dieser Gruppe eine noch-

, mals verringerte Zuwachsrate' der Produktion auf­
weisen. ,Nur in einigen südostasiatischen Ländern
setzt sich die sehr günstige Entwicklung der ver­
gangenen drei Jahre fort. Das Leistungsbilanzdefizit
aller nicht öle~portierenden Entwicklungsländer,
das 1977 leicht zurückgegangen war, ist 1978 schät­
zungsweise um 10 Mrd Dollar gestiegen' und liegt
jetzt wieder nahe dem bisherigen Höchstwert des
Jahres 1975, 'nämlich bei 33 Mrd' Dollar. .zwar sind
Verschuldungsgrenzen weniger spürbar geworden
als noch 1975, aber das kann sich rasch, ändern,

, wenn sicl:J- die Exporterlöse nicht deutlich verbes­
sern.

"

Bei den ölexportierenden Ländern ist Inflationsbe­
kämpfung ein wichtiger Grund dafür geworden, daß
die gesamtwirtschaftliche Expansion gedämpft ver­
läuft. In den Jahren 1914 bis 1976 stieg die Gesamt­
nachfrage um rund 12 vH. ,Für 1978 ist wahrschein­
lich nur mit 10 vH zu rechnen: Dies erklärt neben~

den 'verringerten Leistungsbilanzüberschüssen .. aus·
vermindertem Olabsatz die schwache Zunahme der
Importe dieser Ländergruppe.

Die Staatshandelsländer werden' 1978 nur wenig
mehr importieren als im, Vorjahr. Damit wird die
bereits einige Jahre anhaltende Stagnation i:m Han­
del mit dies~n Ländei-n auch in diesem Jahr nicht
überwunden werden können. Zwar haben sich ihre,
Defizitegegenftber den Industrieländern in den ver­
gangenen Jahren vermindert, sie 'streben aber an~

scheinend einen weiteren Abbau an. Das' sch,ließt
freilich nicht aus, daß im Rahmen von, Kompensa­
tionsgeschäften der Handel mit diesen Ländern künf­
tig stärker zunimmt.

28. ,Durch die schwache W eltnachfrag~ sind auch
die Preise für die meisten Rohstoffe zu Beginn die­
ses Jahres unter starken Druck geraten. Deren Pro­
,duktion kann kurzfristig nicht rasch an N achfrage­
schwankungen angepaßt werden, so daß leicht An­

...gebotsübe!schüsse entstehen. Im He+bst 197~ zogen
die meisten Rohstoffpreise zwar wieder an; im
Durchschnitt dieses Jahres werden sie aber unter
den Vorjahreswerten liegen. In den Aufwertungs­
ländern - verbilligte die Abwertung des Dollar die
Roh'stoffeinfuhr zusätzlich.

Da die Exportpreise der Industrieländer weit weni­
ger stark sanken als die Einfuhrpreise, größtenteils
sogar noch stiegen, haben ,sich die Austauschbedin­
gungen der Länder aus der OECD-Gruppe zum Teil

, erheblich verlJessert. Am stärksten profitierten Ja­
pan, die Schweiz und die Bundesrepublik. Aber
auch Frankreich, Italien und Großbritannien konn­
ten Verbesserungen verzeichnen, während die Ver­
einigten Staaten eine deutliche Verschlechterung
hinnehmen mußten. Die Verbesserung der Terms of
Trade der Industrieländer dürfte zu etwa gleichen
Teilen zu Lasten der .oPEC-Länder und"der anderen
Entwicklungsländer gegangen sein.

Als Folge' dieser Entwicklung verwandelte sich das
Handelsbilanzdefizitder OECD-Länder von über 23
Mrd Dollar ün Jahre 1977 in einen Dberschuß von 3
Mrd Dollar in diesem Jahr. Das Defizit der Lei­
stungsbilanz sank um 25 Mrd Dollar auf nunmehr
1,3,Mrd Dollar. Zugleich ging der Leistungsbilanz­
überschuß der Olförderländer um etwa 20 Mrd Dol­
lar auf 12 Mrd Dollar zurück. Diejenigen OPEC­
Länder, die aufgrund einer größeren Bevölke'rung
importfähiger sind, haben inzwischen sogar zum er­
sten Mal seit 1973 deutliche Defizite zu verzeich­
nen. In den Industrieländern scheint es gelungen zu
,sein, die Abhängigkeit von Oleinfuhren 'aus dem
OPEC-Ri:l.um auch. dauerhaft zu mildern, da zum ei­
nen das' 01 aus der Nordsee und aus Alaska in ver­
stärktem Maße zur Verfügung steht, ~um anderen
Einsparungsmaßnahmen allmählich ,Wirkung zeiti­
gen.
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fit Mühsa~erErholungsprozeßin Europa

32. 'Immerhin gab es auch in diesem Jahr nicht
nur weitere protektionistische' Maßnahmen, sondern
auch Handelserleichterungen. So hat besonders Ja­
p~m Zölle auf bestimmte Lebensmittel, elektrotech­
nische Geräte und Kraftfahrzeuge gesenkt bezie­
hungsweise ganz beseitigt. Spanien hob Einfuhr­
kontingente auf und senkte Zölle für Chemikalien,
Maschinen und Kraftfahrzeuge. Auch einige Ent­
wicklungsländer taten bedeutende Schritte zur Li­
beralisierung, so etwa Indien, Mexiko' und einige'
südamerikanfsche Länder; sie erleichtertEm oder be­
seitigten Genehmigungsverfahren und hoben Men­
genbeschränkungen für Importe auf.

handlungen der GATT-Runde in Genf. Diese sind
vor allem auf den Abhau nichttarifärer' Handels­
hemmnisse, daneben aber auch auf weitere Zollsen­
kungen gerichtet. In diesem Jahr ist es bisher nur

,gelungen, ein'Rahmenabkommen über die weitere
Fortsetzung der Verhandlungen uIid deren endgülti­
ge Ziele abzuschließen. Die vorliegenden Zollsen­
kungsangebote der größten Handelspartner lassen
hoffen, daß es immerhin im Bereich der tarifären
Handelsbeschränkungen am Ende dieser Runde, das
allerdings noch nicht abzusehen ist, zu ,substantiel­
len Verbesserungen kommen wird. S'chwer wird 'es
sein, über die besonderen Problembereiche, staatli­
che Subventionspolitik, Maßnahmen gegen Markt­
störungen ,und Öffnung des europäischen Marktes
für Agrarexp'orte aus den Vereinigten Staaten, eine
Einigung zu erzielen.' ,

30. In Europa war es wiederum in erster' Linie
die Stahlindustri~,der Anti-Dumping-Maßnahmen,
Selbstbeschränkungsabkommen und Mindestpreis­
vOrschriften dienten. Neben, den schon im vergan-
geIienJahr beschl,ossenen Mindestpreisen und Ein­
schränkungen der Stahlproduktion wurden schon,
bestehende Anti-Dumping.-Zölle, so etwa für Ein~

fuhren aus Japan, der Tschechoslowakei, Spanien
und Polen, verlängert, und unbefristete Anti- 33. In Europa dürften, 1977 und 1918, wie erwähnt,
Dumping-Zölle für Bleche aus Bulgarien und Rumä- wichtige Länder den Bedingungen nähergekommen
niim sowie Warmbreitband aus Südkorea neu ein~' sein, unter denen eine wiitschaftliche Belebung
geführt. nicht schon bald wieder durch eine 'Beschleunigung

der Inflation oder eine Vergrößerung der außen­
wirtschaftli~hen Ungleichgewichte an Grenz'en
stößt, wie es 1916 bei dem ersten Anlauf zu einem
kräftigen konjunkturellen Aufschwung der Fall ge­
wesen war. Das Jahr 1918 war für Produktion und
Beschäftigung noch kein gutes Jahr. Aber es war,
immerhin ein Jah~ lUit steigenden Wachstumsraten
und vermindertem Geldwertschwund. Diese Kombi­
nation war auch Hauptziel in den wirtschaftspoliti­
schen Programmen der meisten Länder. Sie wird es
bJeiben müssen, wenn die Beschäftigung nachhaltig
steigen soll. ' ,

29. Im Zuge der ~nhaltendenWachstumsschwäche
in· den Industrieländern hat. in den letzten Jahren
di'e Neigung zugenommen, durch protektionistische
Maßnahmen wirtschaftliche Vorteile anzustreben.
Diese Tendenz konnte auch in diesem Jahr trotz zu-

.nehmender öffentlicher Bekeimtnisse zu freiem· in­
ternationalem Handel und trotz,der gerade auch bei
den Entwicklungsländern wachsenden Einsicht in
die Vorteile eines ungehinderten' internationalen
Warenaustausches nicht wesentlich vermindert
werden. Zwar wurden weniger als noch :in den ver­
gangenen Jahren spektakuläre globale Maßnahmen
ergriffen, da akute Zahlungsbilanzprobleme weni­
ger im Vordergrund sta'nden, aber zum Schutz ein­
zelner Sektoren nahm' man auch in diesem Jahr-

. vermehrt zu offener oder versteckter Diskriminie­
rung ausländischer Konkurrenzprodukte ZufIucj:J.t,
Weiter verstärkt hat' sich dabei.-die Neigung zu
nichttarifären Benachteiligungen der Einfuhr,wie
sie sich etwa hinter verschärften QuaIitätsnormen
und Anti-pumping-Uberprüfungen verbergen kön­
nen' und in Genehmigungspflichten, Kartellen zum
Schutz gegen Importe und bilateralen Selbstbe­
schränkungsabkommen offenkundig werden. Auch
die Ausfuhr wird zunehmend begiinstigt; versteckte
Exportsubventionen sind ein besonders schwer zu
kontrollierendes UbeI.'

Für den Bereich der Chemiefasern werden ähnliche
Regelungen wie für Sta,hlerzeugnisse angestrebt.
Die großen europäischen Hersteller haben Mitte
dieses Jahrl?s ein Strukturkrisenkartell gebildet,
das der Europäischen Gemeinschaft zur Genehmi­
gung vorgelegt. wurde. Es sieht, Kapazitätsein­
'schränkungen, um rund 15 vH vor sowie Produk­
tionsquoten, soll aber nicht auf die Preisbildung Ein­
fluß nehmen.' Der' Import aus Drittländern soli im
Prinzip nicht beeinträchtigt werden. Zumindest letz-

,teres wäre aber wahrscheinlich .die Folge. Anbieter
aus Drittländern würden versuchen, die Produktions­
einschränkung zu einer Ausweitung der Markt-
anteile zu nutzen, ·vras dann die zuständigen Behör­
den der Europäischen Gemeinschaft, sollten sie das
Kartell doch 'noch genehmigen, zu Importrestriktio­
nen veranlassen dürfte.

31. Es ist nicht nur wichtig, neuen protektionisti-
.' sehen Tendenzen entgegenzutreten, sondern dar­

über hinaus in internationalen Verhandlungen Zoll­
senkungen und einen Abbau von Handelshemmnis­
sen 'anzustreben.' Tatsächlich behindern' aber ·die

. protektionistischen Tendenzen die laufenden Ver-

34. Die Zahlungsbilanzungleichgewichte in Europa
haben; sich, betrachtet man' die Salden der Lei­
stungsbilanz, rascher und stärker vermindert, als es,
gemeinhin erwartet worden war (Tabelle 6). Daß es
zu einem, Wechsel vom Defizit zum Uberschuß
kommen würde, war allenfalls Großb'ritannien zu­
getraut :worden, das 'mehr und mehr seine Olquel­
len ·in der Nordsee nutzen kann. Tatsächlich konn­

'tell aber vor allem Itaiien Und Frankreich ihre
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Tabelle 6

Salden der Handelsbilanz und der Leistungsbilanz ausgewählter Länder

Mio US-Dollar

Land I 1973 I 1974' 1975 1976 1977 1) I 1978 1)

Salden der Handelsbilanz

Bundesrepublik Deutschland +15467 +22173 +17677 +16689 +19300 +24100
- I 1_

Belgien-Luxemburg ........ + 1224 + 879 + 548 - 873 1400 900

Dänemark '......... ". ~ .. , , -;- 1188 - 1787 1304 2878 2700 2200

Frankreich ................ + 776 - 3862 + 1510 4685 2800 + 1700

Großbritannien ........ ~ ... 5344 -11659 6542 5710 3000' 2500, .
Irland ..................... 527 1073 463 608 600 800

Italien •••••••• 0 ••••••••••• 3682 8511 -·1149 4242 + 100 + 3100

Niederlande ............... + 998 + 595 + 1311 + 1776 200 1600

EG-Länder, , ...... , . , .... , "I + 7724 3245 +li 588 531 + 8700 +20900

Vereinigte Staaten; .... ,·". + 913 5338 + 9 051 9 353 ,-31 100 --:-37600

Kanada .. ". ,'.. ~.,.""",. + 2992 + 1939 378 + 1661 .+ ;3100 + 3600 '

Japan, , .. ,., , •. ,. , ,.,. , ... + 3686 + 1438 + 5030 + 9890 +17300 +27900

Osterreich , , . , . , ... , . , , , ... 1515 1410, -,. 1417 2506 3900 3100,
Schweden ......... __ ... l , + 2273 + 607 +. 695 +. 441- +. 300 +. 3000

Schweiz ", ... ,.:,:: :,:::::: I 1685 2109 + 98 + 439 + 300· + 800

OECD-Länder .... , .... , .... + 8000 -26250 + 6·000 -'t7 250 -23200 + 3500

OPEC-Länder 2) ............ . +21500 +77 750 +49750 +66250 +61500 +42800

EntWicklungsländer (ohne
OPEC-L~nder)3) ......... - 7500 -23500 -38500 -25000 -23500. -34,000 .

Salden der Leistungsbilanz ,

Bundesrepublik Deutschland +. 4371 + 9804 + 4059 + 3902 + 3700 + 6800

Belgien-Luxemburg ........ + 1153 + 911 + 705 296 700 100

Dänemark '.,." ..... ,. , .... " 464 981 488 1 909 1600 1200

Frankreich ................ 691 5942 3 6048 3300 + 2300

Großbritannien ............ 2146 8'224 3667 :- 1504 + 500 100

Irland ••••• 0.0 •••••••••••••• 234 671 24 262 200 400

Italien .................... 2234 8039 556 2855 + 2300 + 5500

Niederlande ................ + '2342 + 2061 + 1990 + 2690 + 200 - 2000

EG-Länder ., , . ~ ,. , , ... .- .. , ./ + 2097 -11 081 + 2016 6282 + 900 +10 800

Vereinigte Staaten .. ,., . .- ... '+ 6881 +. 1720 . +18 456 + 4339 -15300 -19600

Kanada.",.,.·,. ,., .. "." .. + 107 1 487 4 696 3 841 - 3 900 - 3900

Japan ••• 0 ••• oe_> 0 •••••••••• "136 4693 682 + 3680 +10900 . ,+20600

Osterreich .', ..........•...•• 319 450 - 333 1490 -,3000 - 1500

Schweden ................ 0" + 1 215 933 - .1 624 2389 - 3400 - 1 000

Schweiz ................... + ' 280 + 171 +. 2587 + 3518 + 3400 +. 4400

OECD-Länder , ............. + 3000 -32750· 6250 -24500 -27600 - 1300

OPEC-Länder 2) • 0 •••••• 0 ••• + 9.000 +61250 +28750 +39250 +32500 +12000

Entwicklungsländer (ohne
-33000OPEC-Länder) 3) ......... 8000 -24000 -39500. -26500 -23000

1) Eigene Schätzung aufgrund von 'Unterlagen internationaler Organisationen. . .
2) Algerien, Bahrein, Ecuador, Gabun, Indonesien, Irak, Iran, .Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Oinan, Saudi-Ara,bien, Venezuela,

Vereinigte Arabische Emirate.· ' , ,
3). Afrika ohn"e Republik 'Südafrika, Mittel- und Südamerika, Asi~n ohne Japan und, Ozeanien:

Quelle: IMF, OECD

35



Drucksache 8/2313·
,

Deutscher Bundestag - 8.WahlpeFiode

40. In den Aufwertungsländern ist es im Zusam­
menspiei von, Wechselkursänderung, Preisanpas­
sung und Lohne-rhphung in den letzten Jahren nicht.
dazugekommen, 'daß der Anstieg der Lohnstückko­
sten in den Außerihandelsbereichen hinter ·dem An­
stieg des Preisniveaus z1irü~kgeblieben· ist. Die
Verbilligung der Einfuhr konnte dies nicht aU'sglei­
chen: Die Bundesrepublik, die Niederlande und Bel­
gien können offensichtlich weniger als früher dar~

auf setzen, ihre Problem'e primär über eine von ih­
nen selbst zu schaffende neue außenwirtschaftliche
Dynamik zu lösen. Der ständige Aufwertungsdruck
steht dem entgegen. '

39. Was speziell die Exportbereiche anbelangt, sp ,
hat es auf dE7r Seite der Abwerturi.gsländer in den
letzten Jahren keine (He Abwertung vollständig
kompensierenden Lohnsteigerungen ,gegeben i dies
gilt auch für Italien. Die Unternehmen konnten ihre
Ertragslage im Außenhandel verbessern oder
Marktanteile' gewinnen. Noch ist j~doch nicht si­
cher, daß dies auch weiterhin, gelingt. Stärkere
Lohnsteigerungen könnten die gerade gewonnene
Wettbewerbsfähigkeit .gefährden und erneut zu ei­
ner Abwertungs-Inflations-Spirale führen. In Groß­
britannien wird befürchtet, daß es dazu kommt. Bis~
her hat die Einkommenspolitik der Regierung Erfol­
ge zu verzeichnen gehabt. In diesem, Jahr konnten,
wie erwähnt, eine kräftige wirtschaftliche Belebung
erreicht, die Inflationsrate gesenkt und sogar eine
deutliche reale Steigerung der Löhne sowie eine
Stabilisierung des Pfundkurses erzielt werden. Ins­
besondere die Reallohnerhöhung könnte Anlaß
sein, die Lohnleitlinie. ,der Regierung von 5 vH -'--­
produktivitätsabhängige Steigerungsmöglichkeiten
kommen hinzu :- zu beachten. Doch sieht es ge­
genwärtig nicht .danach aus. Auch in Frankreich
und besonders in-Italien wird viel davon abhängen,
ob die Arbeitnehmer bereit sind, eine weitere
Dämpfung der Preissteigerungen möglich zu ma­
chen. Letzteres ist besonders dort schwierig, wo es,
wie in Italien, 'ein~ so enge Bindung der Löhne an
Preisänderungen ,gibt, daß selbst vorübergehende
Preiserhöhungen zur Anhebung der Lohnsätze füh­
ren können. In Frankreich besteht die Sorge, daß.
nach 'd~r Freigabe der staatlich kontrollierten Prei­
se erhöhte. Lohnsteigerungen den Stabilisierungs­
prozeß erst einmal wieder weiter verzögern wer­
den.

37. Auf der anderen' Seite werden di~ Aufwer­
tungsländer zunehmend weniger konkurrenzfähig.
Zwar haben sich in der Bundesrepublik und in der
Schweiz zunächst· keine eindeutigen Mengenreak­
tionen als Folge der starken Aufwertungen gezeigt,
aber die Preis-Kosten-Relation der außenwirtschaft­
lichen Sektoren steht unter Druck. Wie schon im
Falle ,Japans besonders deutlich geworden ist, rea­
gierten die exportierenden Unternehmen auf eine
Wechselkursänderung zunächst meIst damit, daß
sie die Preise senkten oder weniger stark anhoben,
um zumindest einen Teil der Höherbewertung der
eigenen Währung auszugleichen. Auf diese Weise
verschlechterte sich, nimmt m~m diese Zusammen~
hänge für sich, die Ertragslage in diesen Ländetn,
da inländische Kosten, namentlich die Löhne, ver­
glichen mit dem Ausland nicht um soviel weniger
stiegen, wie sich der Wechselk;urs erhöhte.

w.eise eine leichte Verbesserung der Gewinnsitua-
. tion; die Korniktur setzte sich nicht fort. In Belgien,

und besonders in Italien gab es sogar bis 1977 eine
ununterbrochene Verschlechterung der Ertragslage.
In Italien ist es den Unternehmen offensichtlich nur,
in geringem Ausmaß g~lungen, die Chance für eine

35. All .dies sagt allerdings noch wenig darüber Verbesserung' der Ertragslage, die sich aus der Ab­
aus, ob die Verbesserung nicht wiederum nur Re- wertung der Lira ergab, zu nutzen; die Arbeitneh­
flex der Nachfrageschwäche ist oder ob eine 'dauer- ' mer konnten immer wieder umgehend entsprechend
hafte Verbesserung erreicht werden konnte. Dauel- stärkere Lohnsteigerungen durchsetzen. Frankreich.
haft entscheiden über die außenwirtschaftliche nimmt eine mittlere Stellung ein. Dort wurde die
Lage in erster Linie die' preisliche Wettbewerbsfä-' Währung weniger stark abgewertet; die außenwirt­
higkeit ,der einzelnen Länder und di~ dahinter ste- . schaftliehe Wettbewerbsfähigkeit kon~te nicht ver­
hende Kostensituation. bessert yverden, und auch die Ertragslage in der

Gesamtwirtschaft ist seit 1975 nahezu unverändert
geblieben (SchimbÜd 4).

LeistUlIlgsbilanzdefizite in beachtliche Uberschüsse
verwandeln; in Großbritannien ist die Leistungsbi­
lanz. nahezu ausgeglichen. Die Uberschüsse der
Aufwertungsländer . haben sich nur' wenig verrin­
gert oder sogar erhöht.

36. nie starke Abwertung von Pfund und Lira hat
die Wettbewerbsfähigkeit der eriglischen und ita­
lienischen Exportunternehmen deutlich verbessert.
Dies gilt unabhängig davon, ob man für ein solches

'Urteil den Wechselkursänderungen die Entwick­
lung der Preise oder der Kosten gegenüberstellt
(Schaubild 3). So konnten diese Länder ihre Markt­
anteile im internationalen Handel erhöhen. In
Großbritannien ist dies sogar die erste deutliche
Verbesserung seit Begirm der· sechziger Jahre. Inso­
fern kann heute wahrsch~inlicheher als 1975 damit
gerechnet werden, daß die Abwertungsländer in ei­
ner enieuten Belebung weniger schnell an außen­
wirtschaftliehe Grenzen stoßen werden. Ihre Fähig- .
keit, zu exportieren und mit Importen zu konkurrie.-
ren, hat sich verbessert. ",

38. Diese Veränderungen müssen vor dem Hinter­
grund einer längerfristigen Entwicklung gesehen
werden. Anfang der siebziger Jahre' war es zu­
nächst in'fast allen Ländern zu einer Verschlechte­
rung der Gewinnsituation der Unternehmen' gekom­
mem, weil die Lohnstückkosten noch schneller stie­
gen als das Preisniveau. 'Dies schlägt sich in Ände-

. rungen' der Realiohnposition nieder, in der außer­
dem Veränderungen im Verhältnis der Ausfuhrprei­
se zu den, Einftihrpreisen berücksic.htigt sind.Wäh­
rend seit 1974 in einigen Ländern eine Umkehr die­
ser Entwicklung' eingetreten ist, die bislang ,anhält,
so besonders in Großbritannien, ergab sich in der
Bl,lndesrepublik und in ,den Niederlanden nur' zeit-
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Schaubild 4

ZUR ENTWICKLUNG DER REALLoHNPoSlTIoN1) AUSGEWÄHLTER LÄNDER
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1) Maßzahl für Änderungen der Verteilungsposition der Arbeitnehmer; Berechnung, soweit aufgrund vorliegender Daten möglich, entsprechend der Berechnung für die Bundes­
republik Deutschland, siehe A~hang V, Abschnitt B; 1977 und 1978 eigene Schätzung aufgrund von Unterlagen internationaler Organisationen.

Quelle für Grundzahlen: SAEG, IWF
SR 780701
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Geld- und Finanzpolitik vorsichtig expansiv

41." Im Jahre 1977 war die Finanzpolitik in fast al-
, len Län~erh in Europa von der Konjunkturabschwä­

chung überrascht worden, so daß sich im 'nachhin­
ein die expansiven Impulse als weniger, stark er­
wiesen, als der konjunkturellen Entwicklung för-'
derlich gewesen wäre. Die wi;rtschaftliche Stagna~

tion führte dazu, .daß' in den Ausgabe-'und Steuer­
beschlüssen für 1978 Konsolidierungsvorhaben auf- '
geschoben oder aufgegeben wurden und die Finanz­
politik erneut versuchte, der Konjunktur Impulse
zu geben. Dies gilt jedenfalls für die Uinder, in' de­
nen die Aufwertung 'der Währung die Konjunktur­
aussichten erneut verschlechterte, zumal der damit
von außen kommende Druck auf die Inflationsraten
eine expansive Politik ermöglichte; ohne ,daß diese
sogleich neue Sorgen hinsichtlich der angestrebten
Geldwertstabilität hervorrufen mußte.

Die expansiven Impulse der Finanzpolitik kamen
1978 vor allem über die Einnahmenseite der 'öffentIi- '
chen Haushalte zustande. Die EinkommeI;lsteuer
wurde in Belgien, Dänemark,Frankreich, Großbri~

tannien und il). der Bundesrepublik gesenkt. Dane­
ben wurden in mehreren Ländern Investitionszula­
gen oder Abschr~ibungserleichterungen 'einge­
führt.

In Italien und in den Niederlanden hingeg,en gab es
in diesem Jahr vor allem das Bestreben, di~ Staats­
finanzen dauerhaft zu sanieren und die öffentliche
Verschuldung einzuschränken. In Italien wurden
öffentlich~ Ausgaben gekürzt, Steilern erhöht und
die Preise öffentlicher, Dienstleistungen angehoben.
Damit soll' schon in diesem Jahr eine Verminde-

, rung des Anteils der' Staatskredite an der Finanzie- '
rung der öffentlichen Ausgaben erreicht w~rden.
Die Niederlande betreiben ein Sparprogramm', das
die Zuwachsrate der' öffentlichen Ausgaben, insbe­
sondere der Ausgaben fÜr Sozialleistungen und Ge­
hälter im öffentlichen Dienst; bis 1981 begrenzen
und so die öffentliche: Verschuldung reduzieren
soll. '

Insgesamt haben' slch die Defizite der Zentralhaus-
, halte der europäischen Länder in diesem Jahr wie­
der erhöht oder zumindest nicht weiter vermindert.
Lediglich Frankreich hat das Defizit seines Zentral­
haushalts mehr als halb.iert;dieses ist ohnehin ge­
ring,' was aber mit Besonderheiten der französi-'
schen B'udgettechnik zusammenhängen mag. .

42. Die Geldpolitik; der' vergangen zwei Jahre war
in ,den meisten Länqern Europas vor allem von dem
Ziel geprägt, die Infiationsrate zu drücken. Dabei
spielten außenwirtschaftliche Rücksichten eine
wichtige Rolle. Obvtohl der 'Inflationssockel deut­
iich abgebaut werden konnte, ist in den Ländern
mit hohen Inflationsraten -noch immer die Sorge,
groß, 'abermals in einen Strudel von Abwertung
und anschließender Inflationsbeschleunigung zu ge- ­
raten. Das Interesse an einem kräftigeren' konjunk­
turellen Aufschwung mußte ,d~mgegenüber zu­
nächst zurückstehen. Immerhin waren auch diese
Länder bemüht, nicht etwa durch eine restriktive
Geldpolitik die konjunkturelle Erholung zu behin-

, 3~

dern, und teilweise war ,die monetäre Expansion zu­
letzt, auch wieder beträchtlich. In' den' Aufwertungs­
ländern wurde von Anfang an eine recht expansive'
Oeldpolitik; betrieben; denn die Aufwertung ver­
minderte die Gefahren für die interne Stabilität, ja,
die Notenbanken sahen sich veranlaßt, den von ihr
ausgehenden konjunkturdämpfenden Einflüssen
'entgegenzuwirken. '

43. Großbritannien und Frankreich stehen für die
erste Gruppe, die Bundesrepublik und die Schweiz
für die zweite. Die britische Geldpolitik hatte sich
1977 zum Ziel' gesetzt, den gewogenen Kurs des
Pfundes zu stabilisieren. Im Verlauf des Jahres ge­
riet das Pfund infolge starker Kapitalzuflüsse unter
Aufwertungsdruck. Dem hätte durch Devisenkäufe
begegnet werden' können, was aber eine Auswei­
tung der Geldmenge über den Zielbereich von 9 vH
bis 13 vH hinaus bedeutet hätte. Um dies zu ver-'
meiden, wurde auf die Stabilisierung des Pfundkur­
ses verzichtet und eine Höherbewertung zugelas-

I sen. Als sich, diese Höherbewertung dann ab Febru­
ar dieses Jahres zurückzubilden begann, nahm die
Bank voti England dies nicht hin; denn .inzwischen
h;;itte sich auch aus binnenwirtschaftlichen ,Grün­
den die monetäre Expansion kräftig beschleunigt.
Der'Diskontsatz wurde von 6,5 0J0 im Januar
scllrittweise auf 10 0J0 im Juni dieses Jahres' er­
höht. Der Wechselkurs des Pfundes ist seitdem na- '
hezu stabil, geblieben, nahe dem Ni'veau des ver­
gangenen Jahres (Schaubild 2). Dennoch ist es im
Verlauf dieses Jahres zu einer überaus starken Ex~

pansion der Geldmenge gekommen (im August
+ 20'vH gegenüber dem Vorjahr). Die Notenbank,
sah sich veranlaßt, erneut Einlagenzuwachsbe­
schränkungen einzuführen.

In Frankreich war es s<;:hon 1977 ,nur zu einer mäßi­
gen monetären Expansion gekommen. Ahders als in
Großbritannien wurde dieser Kurs auch 1978 konse­
quent ,durchgehalten, obwohl die französische No­
tenoank Wechselkursänderungen mit 'monetären
Maßnahmen entgegentrat, also ebenso 'Xie in Groß­
britannien versuchte, sowohl Geldmengenzieie ein­
zuhalten als auch in bestimmten Grenzen Rücksicht
auf den Außenwert der Währung zu nehmen. Im
Februar dieses Jah:res wurde ~ine starke Zinssteige­
rung für kurzfristige Gelder zugelassen. Das wirkte
~inem 'Abwertungsdruck auf den Franken im Früh­
jahr entgegen. Die Expansion der Geldmenge blieb
danach in etwa auf dem Zielpfad" der einen Anstieg
von 12 vH vorsah. Der vorübergehenden Abwer­
tl,mgstendenz beim Franken im Herbst .1978 trat die
Geldpolitik nicht mehr entgegen.

, '

44. In der Schweiz hat die Notenbank seit Beginn
,dieses 'Jahres versucht, dem überaus starken Auf­
wertungsdruck für den Schweizer, Franken mit ei­
ner elastischen Interventionspolitik zu begegnen.
Sie war dabei allerdings lange Zeit von dem Ziel
geleitet, zugleich die monetäre Expansion in Gren­
zen zu halten. 'Nach einer Zwischenphase; inder
die Notenbank sogar Dollar abgab,' kam es im
Herbst zu 'einer dramatischen Zu~pitzung der Situa­
tion; Mit administrativen' Maßnahmen und ,massi-'
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ven Interventionen, vor allem gegenüber der
D-Mark, wehrte sich die Notenbank gegen eine wei­
tere Höherbewertung. Der Schw~izer Franken hatte
vom September 1977 bis September 1978 um 30 vH
gegenüber der D-Mark an Wert gewonnen. Zeitwei­
sewurde die D-Mark für 75 Rappen gehandelt. Ende
Oktober erklärte die Notenbank dann, sie' werde
den vollkomm~n unrealistisch gewordenen Wech­
selkurs des Schweizer Franken gegenüber der
D-Mark nicht hinnehmen und dem Devisenmarkt die
Information zur Verfügung stellen, die er offen­
sichtlich benötige. Sie werde eine "Orientierungs­
hilfe" geben, indem sie durch Interventionen einen
Wechselkurs des Schweizer Franken gegenüber der
D-Mark sichert, der nicht unter 80 Franken für 100
D-Mark liegt.

45. Im europäischen Währungsverbund ist es nach
der Mitte des Jahres rind nach den Diskussionen
um eine Erweiterung des Verbundes zu einem Ab­
wertungsdruck auf den holländischen Gulden und
den belgisehen Franken gekommen, die beide an
der unteren Grenze des Kursbandes lagen un,d,
ebens'o wie die D-Mark an der oheren BanClgrenze,
nur durch' massive Interventionen innerhalb der
Bandbreiten gehalten. werden konnten. Die Noten­
banken der heiden Länder versuchten 'auch hier,

,durch Diskontsatzerhöhung dem Kapitalabstrom
entgegenzuwirken.

Der Druck auf diese Währungen dürfte auf einen in
der Vergangenheit' angestauten Abwertungsbedarf

, zurückzuführen sein. Auch' in diesein J ahr ~ind die'
Differenzen in den IInflationsraten zwischen diesen
Ländern und der Bundesrepublik noch beträchtlich;

,allerdings sin!f sie' kleiner geworden. Unter' dein
Einfluß, des Anpassungsdrucks im Wahrungsver­
bund ist es gelungen, die Inflationsrate in den Nie­
derlanden um mehr als' die Hälfte und in Belgien
um fast zwei Drittel zu senken. Eine Korrektur der
Wechselkurse er.w~es sich gleichwohl als unver­
meidlich. Dasselbe galt a)Jermals auch für die Wäh-'
rungen Dänemarks und Norwegens, Länder, in de- .
nen das Inflationste,mpo noch immer sehr hoch ist.
Am 15. Oktober wurde die D-Mark um 4 vH gegen­
über der dänischen Krone und der norwegischen
Krone und um 2 vH gegenüber dem holländischen

, Gulden und dem belgischeriFranken aufgewertet.

Das weiter bestehend~ Stabilitätsgefälle 'zwischen
Gr?.ßbritannien mit einer Inflationsrate von zuletzt
etwa 8 vH, Italien mit rund 12 vH und der Bundes­
republik mit 2;1 vH ist auch der wichtigste Grund
für die Skepsis, die dem Plan einer Erweiterung
und Umformung des Währungsverbundes entgegen­
gebracht wird. Inden stabilen Ländern -ist es die
Furcht vor einer abermals beschleunigten Geldent­
wertung, in den weniger stabilen Ländern hingegen
die Sorge vor einem "d"eflationären" Anpassungs-

'druck, der die ungelösten Beschäftigungsprobleme
verschärfen könnte, die die Diskussion' beherr-
schen. '

Dennoch haben die Erfahrungen mit unterschiedli­
ehen' \AJährungssystemen in Eurüpa und der
Wunsch, einer gemeinsamen, europäischen Wäh­
rung näherzukommen, zu einer grundsätzlichen Eini­
gung darüber' geführt, daß ab 1. Januar nächsten
Jahres alle Länder der Europäischen Gemeinschaft
im Prinzip wieder feste Wechselkurse zwischen ih­
ren Währungen haben sollen (Ziffern 344 ff.).

I, .'

TEIL B

Die, Binnenkonjunktur '1978

I. Oberblick

46. In' der Bundesrepublik hat sich das konjunktu­
relle Klima im Verlauf des Jahres 1978 deutlich
verbessert. Die Belebung setzte jedoch später ein
als erwartet. Obwohl Bund, Länder und Gemeinden
ihre Ausgaben von Jahresbeginn an wieder ,ver~

stärkt ausweiteten und umfangreiche Steuererleich­
terungen die, private Nachfrage stÜtzten.. blieben
die Unternehinen, bei der Entscheidung über Pro­
duktion, Beschäftigung und Investitionen zumeist
sehr vorsichtig, vor allem wenn sie mit ausländi­
schen Anbietern im Wettbewerb standen. Denn bei

'nur wenig verminderten Lohnsteigerungen brachte_
die kräftige Höherbewertilng der D-Mark vielfach
Gewi~neinbußenund neue Unsicherheit in den Ab­
satz- und Ertrags~rwartungenmit sich. Dies' wirkte
den expansiven Impulsen entgegen, die von der Fi­
nanzpolitik ausgingen. Erst von der Jahresmitte an
überwogen die Auftriebskräfte. Das reichliche
Geldangebbt wurde nun vermehrt genutzt.

Im Jahresdurchschnitt nahmen die gesamtwirt­
schaftlichen Ausgaben nicht stärker zu als ein 'Jahr
zuvor. Da die Preissteigerungen weiternachließeit
- auf der. Verbraucherstufe betrugen' sie, zuletzt
2,1 vH -, war der reale Nachfragezuwachs indes et­
was größer als 1977. Der Anteil, der davon auf Im­
porte entfiel, hat weiter zugenommen. Der Anstieg
der inländischen Produktion übertraf mit 3 vH den
des vorigen Jahres ,nur wenig. Für eine spürbare
Erhöhung {des Beschäitigimgssta~d,es blieb .er noch·
zU: schwach. Die Anzahl, der Arbeitslosen lag im"
Jahresdurchschnitt nur gringfügig unter einer 'Mil­
lion.

47. ,Nach der Enttäuschung, die das .Jahr 1977' ge­
bracht ,hatte, waren die Erwartungen für das Jahr

, 1978 VOJ;l vornherein gedämpft, gewesen 'und, was
den Jahresdurchschnitt anbelangt, auf kein wesent­
lich günstigeres Ergebnis als das tatsächlich er­
reichte gerichtet. Allgemein war jedoch damit ge-,

39



Drucksache 8/2313 Deutscher Bundestag ~ 8. Wahlperi'odE;!_....:-_,-----'----------
rechnet worden, daß die Konjunktur .im Jahresver­
lauf früher anziehen würde.

Anlaß dazu hatte der Kurswechsel gegeben,. den. die
Finanzpolitik im Herbst 1917 vollzogen hatte, nach­
dem sie bis dahin bestrebt gewesen war, die hohen
öffentlichen De!iiite zu vermindern. Steuersenkun­
gen und zusätzliche Staatsausgaben versprachen
einen kräftigen Anstoß. . .

Wie' nachhalÜg dieser sein wurde und ob e'r ­
worauf es vor allem ankam - die Beschäftigungs­
möglichkeiten über das Jahr 1978 hinaus verbes­
sern würde, war allerdings ungewiß geblieben. Dies
hing zum einen von der außenwirtschaftlichen Ent­
wicklung' ab, zum anderen aber auch von der Lohn­
politik. Denn so wichtig die Belebung der Nachfni­
ge für eine Ausweitung des Angebots war, so
dringlich war zugleich, daß von .den Kosten h~r
mehr Produktion dauerhaft rentabel erschien' und
daß die Suche nach neuen Absatzmärkten, neuen
Techniken und neuen Produkten, von der die wirt-'
schaftliehe Dynamik auf mittlere Sicht abhängt,
hinreichenden Gewinn in Aussicht ~tellte.

Finanzierungsengpässe waren kaum zu befürchten..
Die Liquidität in der Wirtschaft war groß, und bei
einer Ausweitung d~r Zentralbahkgeldmenge I um
8 vH, wie sie die Bundesbank für den Jahresdurch­
schnitt i978 angekündigt hatte, war Spielraum für
eine kräftige Steigerung der öffentlichen und der
privaten Ausgaben vorgesehen.

48. Die Erwartungen, .die sich an die neue staatli­
che .Initialzündung knüpften, wurden dadurch be­
stärkt, daß es noch vor der Jahreswende zu einer
deutlichen Belebung der wirtschaft\ichen Aktivität·

'. kam. Die IIilandsbestellungen beim verarbeitenden
Gewerbe, die vom Frühjahr 1917 an teils stagniert
hatten, teils rückläufig gewesen waren, zogen spür­
bar an, die Aufträge. an die Bauwirtschaft stiegen
beschleunigt, und der private Verbrauch expandier­
te verstärkt; zugleich zeigte auch die Auslands­
nachfrage wieder ·eine steigende, Tendenz. Die Pro­
duktion nahm vom dritten zum vierten. Vierteljahr
in der Wirtschaft insgesamt. mit einer Jahresrat~

von 5112 vH zu. Setzte sich dieser Anstieg 1978
das Jahr über fort, so war auch bei der Beschäfti­
gung mit eine! 'Verbesserung zu rechnen.

49. Schon' bald nach der Jahreswertde kam jedoch
mit deranh,altenden Höherbewertung der D-Mark
neue Unsicherheit auf; Bis dahin war derbeschleu­
nigte Wechselkursanstieg, .der im Herbst 1977 ein­
gesetzt hatte, noch Iilit Gelassenheit hingenommen

.worden. Dies änderte sich, als der Kurs für die
D:I\/!ark ~n den ersten Mon~ten 1978 weiter stieg
und vOr allem gegenüber dem Doilarraum immer
mehr über das hinausging, was bei den Unterschie­
den in den Inflatiori.stendenzen zwischen dem In­
land und dem Ausland wettbewerbsneutral gewe­
sen wäre (Ziffern 161 ff.).

Uperdies waren die Lohnverhandlungen wesentlich
schwieriger als in den drei vorangegangen~n Jah­
ren, zumal Verhandlungsgegenstand nicht nur die
Erhöhung der Arbeitsentgelte, sondern in z:uneh­
.mendem Maße auch Eiri.kommenssicherungen für
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jene Arbeitnehmer waren, die von Rationalisie-
· rungsmaßnahmen betroffen werden. Obwohl die
Lohnsteigerungen .mit 5 vH bis 6 vH im Durch­
schnitt etwas niedriger ausfielen' als ein Jahr zuvor,
brachten sie weitere Kostenbelastungen, die a,nge­
sichts der wechselkursbedingten Verschärfung des
Wettbewerbs~rucks nicht in allen Bereichen über
entsprechende Preiserhöhungen wettgemacht wer­
den konnten.

50. Die Aufwertung hatte allerdings auch Vortei­
le. Begünstigt waren außer den Konsumenten, de­
nen bei zahlreichen Produkten der geringere Preis­
anstieg zugute kam, die Unternehmen in. den Bin­
nenbereichen, die auf ihren Absatzmärkten nicht
I)lit ausländischen Anbietern konkurrieren, einen

·Teil der benötigten Vorprodukte aber jetzt billiger
beziehen. Die aufwertungsbedingte Verbilligung
importierter Rohstoffe und Halbwaren minderte den
Kostendruck, der von den· Löhnen ausging, so daß
es bei den etzielbaren' Preisen nicht selten ~u einer
Ausweitung der Gewinnmargen kam. Unternehmen,
die einen wesentlichen Teil ihrer Produktion expor­
·tieren oder deren Erzeugnisse auf den Inlandsmärk­
ten mit Einfuhrgütern in Wettbewerb stehen, muß­
ten dagegen überwiegend eine weitere Verschlech­
terung' ihrer Ertragslage hinnehmen. Zwar konnten
sie die Absatzeinbußen, wie es scheint, zumeist in
vergleichsweise engen Grenzen halten i zur Vertei­
digung ihrer Marktanteile mußten sie jedoch Preis­
zugeständnisse machen. Hinzu kam, daß die Unsi­
cherheit darüber zunahm, welche Erzeugnisse in
der Bundesrepublik auf mittlere\ und läng~re Sicht
wettbewerbsfähig hergestellt werden können.

. . .
51. Die Fol,ge war, daß diE:! expansiven Impulse der
Finanzpolitik bis zum Sommer nicht in die Breite
wirkten und daß au~h eine. Ausweitung des Geldan­
gebots, die infolge der Interventionen der Bundes­
bank an den .Devisenmärkten noch erheblich über
die Zielvorgabe hinausging, die Ausgaben im gan­
zen nicht nachhaltig anregte. Ausgeprägt waren die
Auftriebskräfte nur in der Bauwirtscha,ft, die außer
von der zügigen Auftragsvergabe des Staates.vor

· allem von der imIIJ.er stärker. werdenden .Woh~
nungsbaunachfrage profitierte. Günstige Finanzie-

. rungsbedingungen- und Steuererleichterungen för­
derten auch den privaten Verbrauch. Die Unterneh­
men blieben dagegen. zuin großen Teil bei ~hrem

vorsichtigen Verhalten. Der Lageraufbau hielt sich
in engen Grenzen, und die Bereitschaft, eigenes
oder geliehenes Geld- in neue Produktiorisanlagen
zu investieren; nahm nicht in dem erhofften Maße
zu. Für e'inen durchgreifenden Aufschwung' fehlte
es so ,an den naiv/endigen Selbstverstärkungskräf-
ten.·

52. Ende Juli 1978 beschloß die Bundesregierung
ein heues Bündel z~itlichgestaffelter finanzpoliti~

scher Maßnahmen. Sowohl dem Umfang, wie. dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens nach wurde das
Schwergewicht auf weitere Erleichterungen in 'der

·Einkommensbesteuerung gelegt. Diese sollen zu­
sammen mit einer Verbesserung beim Kindergeld
vom Jahresbeginn 1979 an wirksam sein und erst
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ab Mitte kommenden Jahres durch eine Anhebung ~

der' Iy1ehrwertsteuer zum TeÜ ausgeglichen werden.
Daneben ist vorgesehen, 1979 die Mitte! zur Förde-'
rung von Forschung und Entwicklung ~ weiter zu er­
höhen, und 'die Lohnsummensteu.er 1980 abzuschaf­
fen.

53. ,Verglichen mit der' ersten Jahreshälfte ist die
allgemeine Einschätzung der wirtschaftlichen Ent­
wicklung in den letzten Mqnaten spürbar besser
geworden. Vor allem in der Industrie, wo der Rü;ck­
schlag zu, Beginn des -Jahres besonders ausgeprägt
war, sind die Unternehmen wieder zuversichtlicher:
Zwar ist',die Nachfrage dort bis zuietzt nur wenig

,über das Niveau hinausgegangen, das sie Ende
1977 bereits erreicht hatte, doch ist eine steigende '
Tendenz erkennbar, die inzwischen auch ihrEm' Nie-,
derschlag in der Produktion gefunden hat. Die Ba­
sis für die J;:onjunkturelle, Belebung ist damit brei­
ter geworden, urid die Aussicht, daß sich die Erl).o­
lung fortsetzt, größer, denn die Verbrauchsneigung
ist weiterhin hoch, und in der Bauwirtscha:ft sind,
die 'Auftragsbestände nochmals gestiegen. Das heißt
indes nicht, daß schon ein' Aufschwung sicher
wäre, d~r beim Abbau der Arbeitslosigkeit wesent­
lich mehr Fortschritte al~ bisher verspricht.

"ii. Verzögerter Äuischwung

54. Die Verbesserung der konjunkturellen Lage
könnte trotz' der Verzögerung, mit der sie eintrat,
ohne große Vorbehalte als Beginn eines' kräftigen

'Aufschwungs angesehen werden, wäre die wirt­
schaftliche Entwicklung nicht seit drei Jahren in
Wellen kurzfristig wechselnder Phasen schwäche­
rer und stärkerer Expansion verlaufen und wäre sie
nicht im Hinblick auf die Beschäftigungsprobleme
bis zuletzt unbefriedig'end geblieben. Bei der Frage,
warum' es s.ich so und nicht anders verhielt, ist der
Konjunkturverlauf und damit die Entwicklung der
gesamtwirtschaftlichen ~roduktion nicht nur in Ab­
hängigkeit von autonomen Bestimmungsfaktoren

'der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage zu sehen,
sondern auch von der Erwartung der einzelnen Pro­
duzenten darüber, welche Absatzchancen sie sich
mit einem attraktiven Güterangebot zu günstigen
Preisen verschaffen oder erhalten können'. Zu den
Bedingungen, die von der Nachfrageseite her das
Klima für die Produktionsentscheidungen prägen,
gehört qie Auslandskonjunktur ,ebenso wie, der
konjunkturelle Impuls, der vom Staat ausgeht, 'und
nicht zuletzt die Konsumneigung. Unter den Ange­
botsbedingungen spielen Löhne und Zinsen, und
zwar die aktuellen wie die erwarteten, eine domi­
nierende Rolle; hinzu kommen die staatlichen Ab­
gabeansprüche, aber auch Hilfen, die der Staat zur
Risikominderung le~stet. Zusammen mit dem Wech­
selkurs, det die Kosten für die, Inanspruchnahme
ausländischer :Vorleisturigen, vor allem aber', die
Wettbe,werbsposition gegenüber dem'Ausland ent­
scheidend beeinflußt, bestimmt all dies den Umfang
der rentabel erscheinenden Produktion. Verbesse­
'rungen oder Verschlechterungen bei den Nachfra­
ge- wie den Angebotsbedingungen wirken sich ge­
meinsam in Veränderungen des Tempos aus, mit

, dem die Produktion an die jeweilige Auftragslage
,angepaßt wird, -,in Veränderungen der Neigung,
Vorräte zu bilden, und in Veränderungen der Nei­
gung, vorhandene ProdukÜonsanlagen zu erneuern
und zusätzliche zu schaffen, kurz in Veränderungen
der Angebotsneigung d~r Wirtschaft. Diese wieder­
um beeinflussen Beschäftigung und -Einkommen
und wirken so auf Nachfrage und Produktion zu­
rück.
Für mehr konjunkturelle Dynamik kannefne bloße
Verbesserung der Nachfragebedingungen 'ausrei­
chend sein, und dies um so eher, je günstiger sich
die, Bedingungen, auf der Nachfrageseite in der
Breite darstellen, weil sich positive Erwar\un­
gen dann wechselseitig stützen, Es müssen jedoch·
günstige Angebotsbedingungen hinzukommen,

, wenn der Aufschwung nachhaltig,' also von Wachs­
tumsdynamfk bestimmt sein soll. Von beiden Seiten
her hat es' 1978 Verbesserungen gegeben. Gleich-

, wohl· scheinen noch immer Angebotsprobleme die
Rückkehr ?u mehr Wachstum und zu einem hohen
Beschäftigungsstand ' zu hemmen. N ach wie vor
fürchten offenbar zahlreiche . Unternehmen, .sie
könnten ber den Kosten, mit denen SIe produzieren
und' im internationalen Wettbewerb bestehen müs­
sen,' auf den' angestaJ,llmten Märkten mittelfristig
nicht genügend rentable Absatzmöglichkeiten fin­
den. Und, die Risiken und Hindernisse, sich neue
Märkte zu erschließen, erscheinen vielen als zu,
hoch. Dies gibt Anlaß, bei der' Diagnos~ der wirt­
schaftlicheI!- Entwicklung im Jahre 1978 den Blick
zunächst -auf die Angebotsbedingungen zu rich-,
ten.

Fortbestehende Angebotsprobleme

55. pas finanzpolitische Expansionsprogramm, das
im Herbst letzten Jahres verabschiedet wurde, soll­
te nach dem WnIen der Bundesregierung zwar in
erster Linie für eine neue Initialzündung bei' der

, Nachfrage sorgen, daneben aber auch mit angebots­
orientierten 'Maßnahmen das Investieren - attrakti­
ver 'machen und den notwendigen Strukturwandel
erleichtern. Nachdem mit der Reform der Körper'­
schaftsteuer zum Jahresbeginn 1977 die DoppE;!lbe­
lastimg der an Inländer ausgeschütteten Gewinne
von Kapitalgesellschaften beseitigt worden und mit
dem Steueränderungsgesetz 1977' höhere Freibeträ­
ge in der Gewerbesteuer sowie eine Senkun'g der
Vermögensteuersätze zum Jahresbeginn 1978 be­
schlos'sen worden waren, brachte das Programm
VOII,l Herbst 1977 eine Anhebung des Höchstsatzes
für' die degressive Abschreibung von beweglichen

, Wirtschaftsgütern von 20. vH auf 25 vH, rückwir­
kend ab 1,' September 1977; außerdem wurde zum
gleichen Termin die degressive Abschreibung für
Wirtschaftsbauten und den frei finanzierten Miet­
wohnungsbau wieder zugelassen. Hierdurch wurden
die Investitionsrisiken der Unternehmen gemindert
und die Finanzierungsmöglichkeit~n'verbessert.
Darüber hinaus wurden die in den öffentlichen
Haushalten vorgesehenen Mittel zur Förderung von
Forschung und Entwicklung, insbesondere in mitt­
leren und kleinen Unternehmen, aufgestockt und
die Hilfen bei Existenzgründungen verstärkt.
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ZUR EIGENKAPITALAUSSTATTUNG DER UNTERNEHMEN
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56. Von den Kapitalkosten kam 1978 zunächst
,ebenfalls noch Entlastung. An allen monetären,

Mär.kten setzte, um die Jahreswende der ZinsrÜck­
gang wieder ein, nachdem dieser in der zweiten
Jahreshälfte 1977 weitgehend zum Stillstand ge­
kommen war (Ziffern 134ft.). Mit 51/2 0J0 er­
reichte der Kapitalmarktzins im Frühjahr 1978 den
niedrigsten Stand seit zwanzig Jahren. Danach zog,
er jedoch 'wieder um gut. einen Prozentpunkt ani
auch bei den .kurzfristigen Zinsen kam der Rück­
gang erneut ins Stocken, und dies, obwohl die Bun­
desbank das Geldangebot in einem Maße ausweite-

,te, das über eine potentialorientierte Geldversor­
gung weit hinausging (Ziffern 134 ff.). Von den Real­
zinsen her hielt sich der Anreiz zu mehr Investi­
tionen in noch engeren Grenzen. Denn angesichts
der Verschärfung des Wettbewerbs mit. ausländi­
schen Anbietern mußten viele Unternehmen, na­
mentlich in, der .Industrie, ihre Preiserwartungen re­
vidieren, so daß im Investitionskalkül nicht nur die
Kosten, sondern auch di~ künftigen Erträge niedri­
ger zu veranschlagen waren. So war in vielen Fäl­
len der Anreiz zur Konsolidierung größer als der
Anreiz zu mehr Investitionen.
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58. Wie ,in früheren Phasen der Währungsunruhe
wurde die D-Mark neben dem Schweizer Franken
und dem .Yen 'zur wichtigsten Zufluchtswährung,
als der Dollar im Herbst vergangenenJahres ein­
mal mehr unter Druck geriet. Von Ende September
1977 bis Anfang März 1978 stieg der Kurs der
D-Mark gegenüber dem Dollar um n,ahezu 15 vH
und gegenüber den Währungen der w:ichtigsten

57. Je risikoreicher Investitionen sind, um so
wichtiger ist, daß die Unternehmen über genügend
RisikokapitaJ. verfügen. Da Fremdkapitalgeber im
allgemeinen das Verlustrisiko nicht tragen, kommt
für den Umfang der Investitionen nicht nur dem
Kapitalangebot im ganzen, sondern auch, dessen
Struktur eine erhebliche Bedeutung zu. Im Jahre
1976, für das die letzten Angaben vorliegen, war:
der Anteil der Eigenmittel an der Bilanzsumme im
Durchschnitt aller Unternehmen um etwa ein' Fünf­
tel niedd.ger als Mitte der, sechziger Jahre (Schau­
bild 5) i nach Ermittlungen der Bundesbank betrug
er bei Kapitalgesellschaften 251/2 vH, bei, Perso­
nengesellschaften und bei Einzelkaufleuten weniger
als 20 vH. Auch im Verhältnis zu den Sachanlagen
sind die Eigenmittel im Trend gesunken. Daß es ab­
weichend davon im verarbeitenden Gewerbe seit
den frühen siebziger Jahren zu einem Anstieg kam,
spiegelt im wesentlichen die in diesem Bereich be­
sonders geringe Investitionstätigkeit ~ider. Erhöhte,
,Risiken und gedämpfte Ertragserwartungen ließen
die Geldvermögensbildung steigen. Der Spielrau)ll
für eigenfinanzierte Investitionen, der sich daraus
ergebE;!n hat, ist in manchen Fällen beträchtlich,
und im ganzen ke-inesfalls gering zu veranschlagen.
Gleichwohl dürfte für' viele' Investoren in der Ei­
genkapitalausstattung, auch wenn sich diese im all­
gemeinen 1977 und 1978 nicht weiter verschlechtert
zu haben scheint, nach wie vor ein wesentlicher

, _Engpaß gelegen haben, zumal die, Entwicklung an
den Devisenmärkten zur v,ergrößerung 'der Investi­
tionsrisikea beitrug.
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Handelspartner im gewogenen Durchschnit-t immer­
hin um fast 8 vH. In den:Frühjahrsmonaten k9-m es
zwar zu einer gewissen Entspannung, und die Auf­
wertung bildete, sich etwas zurück; im Sommer
folgte' .indes eine neue Dollarschwäche, die im
Herbst in einen 'rapiden Kursverfall .mündete und
die Mitte Oktober auch eine, allerdings erig be­
grenzte, Aufwertung der D-Mark gegenüber den
Währungen des europäischen ,Festkursverbunds.
nach sich zog. Im Durchschnitt der ersten zehn Mo-'
nate 1978 war der gewogene Wechselkurs der
D-Mark um -81/2 vH höher als ein, Jahr zuvor;
gegenüber dein Dollar war eine Höherbewertung
um 151/2 vH zu verzeichnen. Gegenüber dem Schwei_­
zer Franken (-15 -vH) und dem Yen (-10 vH)
ergab sich indes eine Abwertung der _heimischen
Währung, die nicht zuletzt auf manchen Drittmärk­
ten verhinderte, daß sich. der Wettbewerbsdruck
weiter verschärfte.

Auf der Kostenseite brachte die Höherbewertung'
der ti-Mark dagegen den Verarbeitern wie dem
Handel' Entlastung. Die Einfuhrpreise für Rohstoffe
-und Halbwaren, die bereits 'in der zweiten Jp.hres~

hälfte 1977 nachgegeben hatten, ging~n 1978 weiter
z:urück, 'und die Preise für importierte Fertigwaren
stiegen das Jahr über nur mäßig. Insgesamt waren
ausländische, Waren, legt man die Durchfichnitts­
werte der Einfuhr zuarunde. in den ersten neun,
Monaten 1978 um gut '4 vB billiger als im gleichen

, Zeitraum 1977. Preisvorteile bei der Inanspruchnah-
me ausländischer Dienstleistungen kamen hinzu. . I

59. 'Die Lohnpolitik,die über die gesamtwirtschaft­
lich wichtigst,e Kostenkomponente entscheidet,hat
im Jahre 1978 zwar nur wenig dazu beigetragen,

'mehr Produktion rentabel zu machen und damit die'
Bedingungen für mehr Bes.chäftigung zu verbes­
seni; anders als im vorangegangenen Jahr hat sie
diese aber auch nicht verschlechtert.

60.. , Die 'Lohnrunde 1978, wurde durch den -Ver­
tragsabschluß für die Hafenarbeiter in den deut­
schen Seehäfen eröffnet, der eine lineare Anhebung
der Tariflöhne um 7 vH brachte. Diesem Verhand­
lungsergebnis kam indes ebensowenig Signalwir­
kung für die anderen Tarifbereiche zu, wie dem

Abschluß 'in der Eisen- und Stahlindustrie, der als
nächster folgte. Dört einigten sich Arbeitgeber und
Gewerkschaften dar-auf, die Tarifverdienste um
4vH anzuheben. In de~ Metallin'dustrie, wo' die Be­
schäftigungslage nicht durchweg unbefriedigend
'war, kamen dil~ Tarifvertragsparteien nach Arbeits­
kämpfen überein, die Tariflöhne und -gehälter um
5 -vH, zu erhöhen. Im öffentlichen Dienst vereinbar­
ten die Verhandlungspartner anschließeIid eine An­
hebung qerTarifverdienste um 4,5vH. Bis' zur Jah­

'resmitte wurden - wie auch in den Jahren zuvor
'- für die Melirzahl der Arbeitnehmer neue Lohn­
und Gehaltsabkommen abges~hlossen (Tabelle 7).
Die durchschnittliche lineare Steigerungsrate lag
bei, 51/2 vH und damit' um einen Prozentpunkt'
unter der des Jahres 1977. Auch 1978 zeigten sich
dabei keine großen Unterschiede zwischen den ein­
zelnen Bereichen. Berücksichtigt man jedoch die ta- .
riflichen Nebenvereinbarungen, wie die Verlänge-

. rung des Jap.resurlaubs, die Erhöhung der Urlaubs­
gelder oder die Aufstockung von Jahressonderzah­
lungen, so ergibt sich ein differenzierteres Bild. Ein­
schließlich der' Nebenvereinbarungen wurden die
tariflichen _Stundenlöhne ,im Durchschnitt, um 6 vH
angehoben. Merklich darunter lag das Verhand­
lungsergebnis im Steinkohlenbergbau; dort wurde
eine Erhöhung der, tariflichen Arbeitsentgelte ,um
rund 41/2 vH vereinbart. Deutlich nach oben wich
mit über 9 vH die Steigerungsrate für die' Bauarbei-
ter ab. '

61. Eine zusätzliche Dimension erhielten die Tarif­
verhandlungen im Jahre 1978 durch Abkommen,
die den Besitzstand der Arbeitnehmer im Prozeß
des technischen Fortschritts stärker als bisher si-
chern'sollen. '

In der Druckindustrie, wo es in den letzten Jahren zu
einer RationalisierungsweI1e in der maschineIlen 'Text­
verarbeitung gekommen war, einigte man sich ,nach einem
Arbeitskampf auf ein Abkommen; das den von Rationali­
sierungsmaßnahmen betroffenen Arbeitnehmern eine
weitreichende materieIle Absicherung bietet. Für die
Dauer ,'on acht Jahren müssen Arpeitsplätze im Bereich
der neuen rechnergesteuerten Textsysteme vorrangig mit
qen Fachkräften besetzt werden, deren Arbeitsplätze

.durch die Einführung der' neuen Techniken entfaIlen. Nö­
tigenfaIls sind die betroffenen Arbeitnehmer dabei auf

Tabelle 71

Einkommenspolitisch wichtige Ereignisse

Monat

1977

Dezember Einzelhandel
- .Baden-Württemberg,

Rhfcünland-Pfalz, Saar­
land und Berlin
Begünstigte: ' 340000

Ab 1. Januar 1978 erhalten alle Vollzeitbeschäftigten einen Anspruch auf
vermögenswirksame Leistungen in Höhe von 13 DM monatlich.

Großhandel
- Bayern .

Begünstigt!=!:

Ab 1. Januar 1978 erhalten die Beschäftigten 'verqlögenswirksame Lei­
stungen in Höhe von 13 DM mona~lich. Die Laufzeit des, Vertrages be­

180 000 trägt zwölf Monate.
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n 0 c h Tabelle 7

Monat'

1978

Deutscher Bundestag -'8. Wahlperiode

Januar Sozialversicherung

DeutsChe Seehäfen
- Hafenarbeiter

Begünstigte:

Die Alte!shilfe für Landwirte wird um '9,9 vH erhöht.

:Die' Leistungen der ge~etzlichen Unfallversicherung steigen um 7,3, vH.

Ab 1. Januar beträgt die Beitragsbemessungsgrenze in' der Rentenver­
sicherung der Arbeiter ,und Angestellten sowie in der Arbeitslosenver­
sicherung 3700 DM, in der knappschaftlichen Rentenversieherung 4600,
DM, in der gesetzlichen Krankenversicherung 2775 DM.

Mit Wirkung yom.·1. Februar 1978 werden die Tariflöhne um 7 vH erhöht.
Für den Mon'at ,Januar wird eine Pauschale von' 115 DM gezahlt. Der

20000 Tarifvertrag läuft bis zum 31. Dezember .1978. ' '

Februar

April ,

Eisen- und Stahlindustrie
- Nordrhein-Westfalen,

Bremen, Osnabrück'
und Saarland
Begünstigte: 260000,

Metallindustrie

Erhöhung der Tariflöhne uIid -gehälter sowie der Ausbildurigs~ergÜtung
rückwirkend zum 1. November 1977 (im Saarland zum 1. Dezember 1977)
um 4 vH. Für die letzten beiden Moncite des Jahres 1977 und den ersten
Monat des Jahres 1978 wird insgesamt eine Pauschale von 200 DM ver­
einbart. Die Laufzeit des Tarifvertrages beträgt. zwölf Monate. Ab 1. Ja~'

nuar 1979 erhalten Arbeiter wie Angestellte einen gleichmäßigen Monats­
lohn. Weiterhin wird beschlossen, daß Arbeiter und Angestellte bei vor­
übergehender Umgruppierung in niedriger bezahlte' Tätigkeiten eine
Sicherung des bisherigen Arbeitseinkommens für die Dauer von sieben
Monaten, bei dauerha,fter Umgruppierung von zwölf Monaten erhalten.,

- Niedersach!5en
'Begünstigte: 125000

- Baden-Württemberg'
Begünstigte: 870000

- Nordverbund
BegüI\stigte:

Mit Wirkung vom 1. April 1978 werden die Tariflöhne und -gehälter um
5 vH erhöht. Für die Monate Januar, Februar, März wird ein Pauschal­
betrag von monatlich 137 DM vereinbart. Die Ausbildungsvergütungen
werden ebenfalls aufgestockt. Außerdem wird ab 1. Januar 1978 der Lohn
der, Arbeitswertgruppe I auf den Lohn der ArbElitswertgruppe II ange­
hoben. Der ,Lohntarifvertrag läuft zwölf Monate. Schließlich wird ein
Rationalisierungsschutzabkommen geschlossen, das erstmals Mitte 1983
kündbar ist. "

Die Tarifverdienste werden ab 1. Januar 1978 um 5 vB erhöht. .Die
unteren Arbeitswertgruppen fallen weg. Die Leistungszulagen für Ange­
stellte werden nach einem vierjährigenStufenplan am 1. Januar ,1979 um,
1 vH und iIi dEm folgenden Jahren um jeweils 0,5 vH angehoben. Der
Tarifvertrag gilt für zwölf Monate.

Ab 1. März 1978 werden die Tariflöhne und -gehälter um 5 vH ange- '
280000 hoben., Für die Monate Januar und Februar wird eine Pauschale von

mdnatlich 137 DM vereinbart.

- Hessen, Rheinlan'd­
Pfalz, Saarland
Begünstigte: 500000

Ab'1. Januar 1978 werde'n die Tarifverdienste um 5 vH erhöht. Außerdem
wird ein Abgruppierungsschutzabkommen für die Dauer von fünf Jahren
abgeschlossen, das am 1., September 1978 in Krafttritt.

- Nordrhein-Westfalen Ab 1. Mai 1978 werden die Tariflöhne und -gehälter um 5 vB angehoben.
Begünstigte: 1000000 Für die Monate Januar, Februar, März und April wird eine Pauscha~e von

insgesamt 440 DM gezahlt.

- VW-Werke
,Begünstigte: 106000

Anhebung der Tariflöhne und, -gehälter ab 1. Februar 1978 um 5,9 vH.
• . I .

:- Bayern
Begünstigte:

- Berlin
Begünstigte:

Ab 1. Februar 1978 werden die Tariflöhne und -gehälter um 5 vB erhöht.
630000 'Für die Monate Januar, Februar und März 1978 wird eine Pauschale von

monatlich 128 DM gezahlt. Die Laufzeit des Vertrages beträgt ein Jahr. '

.nn: IAnhebung der Tarifverdienste' abJ. Januar 1978 um5 vH _ .
l.L;UUUU· .
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Offentlicher' Dienst
- Gebietskörperschaften

Begünstigte: 1 950000

- Deutsche Bundespost,
Deutsche Bundesbahn
Begünstigte: 367000

Ab 1. März 1978 'erhalten alle Arbeiter und Angestellten 4,5 vH mehr
Lohn und Gehalt. Für rund 70 vH der Angestellten und alle Arbeiter
werden zwei zusätzliche Urlaubstage- für rund 30 vH der Angestellten
wird ein zusätzlicher Urlaubstag vereinbart.

, ,

Die Arbeiter und Angestellten der DeutsChen Bundespost und der Deut­
schen 'B,undesbahn erhalten ab 1 März 1978 ebenfalls 4,5 vH'mehr Lohn
und Gehalt, Die Urlaubsregelung wird anaiog dem Tarifvertrag qer Ge-
bietskörperschaften gestaltet. '
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n 0 c h Tabelle 1

'Monat \ ;

1978

April Druckindustrie
Begünstigte:

I '
Bankgewerbe

Begünstigte:

Ab 1. April 1978 werden die Tariflöhne und -gehälter um 5 vH erhöht.
167800 Die Laufzeit des Tarifvertrages beträgt zwölf Monate. Außerdem wird ein

Rationalisierllngsschutzabkommen geschlossen.

Rückwirkend ab 1. März 1978 werden die tariflichen' Gehälter um 5 vH
300000 erhöht. Alle Arbeitnehmer erhalten vom 28. Lebensjahr an die Haushalts­

zulage. Außerdem wird der tarifliche Jahresurlauh um einen Tag erhöht.
Die Vereinbarung läuft über zwölf Monate.

Groß- und Außenhandel
- Hamburg

Be!,J'ünstigte: 70000

Genossenschaftlicher
Großhandel
- Hessen

Begünstigte: 10000

Ab 1. April 1978 erhöhen sich die tariflichen Gehälter um 5,1 vH.

Ab 1. Mai 1978 werden die Tariflöhne und ~gehälter um durchschnittlich
5,2 vH erhöht.

Mai Steinkohlenbergbau
- Ruhrgebiet, Saarland

Begünstigte: 168300

Rückwirkend zum' 1. Mai 1978 werden die Tariflöhne und -gehälter um
4,35 vH angehoben. Die Arbeitszeit wird vom 1. September 1978 an in den.
Krahwerken und Kokereien von 42 Wochenstunäen auf ,40 Wochenstun­
den herabgesetzt. Die unterste Lohngruppe wird gestrichen. Die Laufzeit
des Vertrages beträgt z;wölf Monate.

Textilindustrie
,...- Niedersachsen/Bremen Ab 1. Juni 1978 werden die Tarifverdienste sowie die Ausbildungsver-

Begünstigte: 26300 gütungen um 5,2 vH erhöht. Außerdem werden die Jahressonderzahlung
..........: ... ....3:_ ... TT_1 ....... 1- ... _ .... 1..1 ".:~_ ..J ...... T_h_ 1n'70 _ .... -'_ ......... _ ....1_.&.
,:,vvvu:::: UClo:=J u~~auu.,~c.1U lU.! ua,:) ..JQU. .L ~v/U aU.1~C.,LU\..t\.L.

- Westfalen, Nordrhein
Begünstigte: 91900

Die Tariflöhne und -gehälter sowie die Ausbildungsvergütungen werden
ab 1. Mai 1978 um 4,8 vH erhöht. Daneben werden die Jahressonderz!J,h­
lung und das Urlaubsgeld für das Jahr 1978 angehoben. Im Tarifgebiet
Nordrhein wird beschlossen, ab 1. Oktober 1978 für die Drei-SchiCht­
Arbeit eine Arbeitszeitverkürzung von 11/4 Stunde pro Woche einzu­
führen.

'- Hessen, Rheinland­
Pfalz
Begünstigte: .22200

Ab 1. Mai .1978 werden die Tarifverdienste sowie die Ausbildungsvergü­
timgen um 5,2 vH"erhöht. Zusätzlich werden Jahressonderzahlung und das
Urlaubsgeld für das Jahr 1978 aufgestockt.

- Baden-Württemberg Die Tariflöhne und -gehälter werden ab 1. Mai. 1978 um 5 vB, die Aus-
Begünstigte: 101100 bildungsvergütungen um 5,1 vH angehoben. Außerdem wird der Jahres-

urlaub verlängert und das Urlaubsgeld erhöht.

- Bayern
. Begünstigte:

Ab 1. Mai 1978 werden die Tarifverdienste sowie die Ausbildungsvergü­
53400 tungen um 5,2 vH erhöht. Außerdem werden die Jahressonderzahlung und

das Urlaubsgeld angehoben.

Bekleidungsindustrie
B~günstigte: 237000

Baugewerbe
BegünstIgte: ·1 034000

Industrie der Papier-,
Pappe" und Kunststoff-
verarbeitung .

Begünstigte: 108600

Erhöhung der Tariflöhne und -gehältercum 5 vH ab 1. Mai' 1978. Außer­
dem werden ein bezahlter Urlaubstag zwischen Weihnachten und Neujahr
1978 sowie Verbesserungen des Lohnschemas bes9J,lossen. .

Ab '1. Mai 1.978 werden die tariflichen Löhne und, Gehälter um 5,6 vH
erhöht. Außerdem erhalten alle Arbr=iter eine einmalige Pauschale von'
135 DM. Der tariflich abgesid;1erte Teil eines 13. Monatseinkommens
wird von bisher 36 'auf 48 Tarifstundenlöhne im . .rahre 1978 und auf 60
tarifliche Stundenlohne im Jahr~ 1979 angehoben. .

Erhöhung der Tariflöhne und -gehälter ab 1. Januar 1978 um durchschnitt­
lich 5 vH.

Rückwirkend ab 1. März 1978 -werden die Tarifverdienste um durChschnitt­
180000 lich 5,2 vH erhöht. .

Groß- und Außenhandel
.,.- Bayern
. Begünstigte:

- Hessen
Begün,stigte: 98000

Anllebung der Tariflöhne und -gehälter ab 1.. Februar 1978 um 5,3 vH.

- Nordrhein-Westfalen
Begünstigte: 280000

Ab 1. Januar 1978 werden die tariflichen Löhne und Gehälter sowie die
Ausbildungsvergütungen um 5,1 'vH erhöht. Das Urlaubsgeld wird um
5 vH, die vermögenswirksamen Leistungen werden von 13 DM auf 26 DM
aufgestockt.
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n 0 c h Tabelle 7

Monat

1978

Mai Einzelhandel
- Nordrhein-Westfalen Ab 1. April 1978 werden die Tarifverdienste um 5,4 v~;erhöht.

Begünstigte: 380000

- Hessen
Begünstigte:

Die Tariflöhne werden ab 1. März 1978 tim 5,5 vH, die Tarifgehälter um
124000 durchschnittlich 5,4 vH erhöht.

- Baden-Württemberg Die Tarifverdienste werden ab 1. April 1978 um 5,3 vH angehoben.
BegÜnstigte: 200 000

Chemische Industrie
Begünstigte: 621 500

Die Tariflöhne und -gehälter sowie die Ausbildungsvergütungen 'werden
ab 1. April 1978 in den Tarifgebieten Nordrhein-Westfalen, Hessen und
Rheinland-Pfalz und ab 1. Mai 1978 in den. übrigen Tarifgebieten um
4,3 vH erhöht. Der tarifltehe Jahresurlaub wird um zwei Tage erweitert.
Die Laufzeit des Vertrages beträgt zwölf Mo~ate." ,
I

Lederwarenindustrie
- Hessen, Rheinland­

Pfalz, Nordrhein-
Westfalen '
Begünstigte: 13500

Rückwirkend zum 1. November '1977 werden 'die Tariflöhne um 5,8 vH
erhöht. Für das Jahr 1978 wird erstmals ein 13. Moilatseinkommen in
Höhe von 20 vH eines Mona~seinkommensbezahlt.

Ab.l, April 1978 werden die Tariflöhne und -gehälter um 5,0' vH erhöht.
28900 Außerdem wird vereinbart, die Urlaubsdauer und das Urlaubsgeld von

1978 bis 1981 schrittweise aufzustocken. ,

Industrie der Steine und
·Erden
- Hessen

Begünstigte:

- Bayern.
Begünstigte:

Die tariflichen Stundenlöhne werden ab 1. Mai 1978 um 5,4 vH bis 5,7 vH
32400 erhöht.. '

- Baden-Württemberg Ab 1. April '1978 werden die Tariflöhne und -gehälter um 5,5 vH erhöht.
Begünstigte: 30200 Außerdem wird die Jahresabschlußvergütung au~gestockt.

Privates Versicherungs­
gewerbe

Begünstigte: 200000

Ab 1. April 1978 werden die Tarifgehälter, um 5 vH erhöht. Neben der
Anhebung von verschieden~n Zulagen wird der tarifliche Jahresurlaub
um einen bis zwei Tage verlängert. Außerdem werden die Ausbildungs- '
vergütungen angehoben. Die Laufzeit des Vertrages beträgt ein Jahr.

vyahnungswirtschaft
Begünstigte: 35000

September Brauwirtschaft
.~' Nordrhein-Westfalen

Die Tarifgehälter werden ab 1. Juni 1978 um 5 vH erhöht. Außerdem
werden die Ausbildungsvergütungen 'angehoben. Die vermögenswirk­
samen Leistungen, werden ,von monatlich 13 DM auf 39 DM aufgestockt.
.oie Vertragsdauer beträgt zwölf Monate. '

Die Tarifvertragspaiteien vereinbaren, die Löhne ab 1. September 1978
um 4,7 vH zu erhöhen. Außerdem tritt ein Manteltarifvertrag in Kraft.
Für Arbeiter, die im Drei-Schichten-Betrieb arbeiten. ,:.vird die 371/2 Stun­
den-Woche eingeführt. Arbeitnehmer, die eias 60. Lebensjahr vollendet,
haben, und die zehn Jahre in einem .Betrieb deI Brauwirtschaft beschäf­
tigt waren, erhalten bis zum frühestmöglichen Bezug der Ren'te zusätzlich
achtundzwanzig bezahlte Arbeitstage frei. Außerdem wird der Urlaub in
einem Stufenplan bis 1981 erhöht und das Urlaubsgeld 'angehoben. Die
Jahressonderzahlung wird bis 1981, in Stufen bis auf 100 Prozent ·eines
Monatsgehiiltes aufgestockt. Arbeitnehmer mit einer Betriebszugehörig~

keit von dreißig Jahren können nur noch aus einem wichtigen Grund ge­
kündigt werden.

I ' .1 Zigarettenindustrie Es ,vira besdilosseü, ·die Arbeitszeit füt ATbeitnehm~I-,die das 60. Lebens­
jahr vollendet haben :und in einem Unternehmen mindestens zehn Jahre
lang ,beschäftigt sind, zu verkürzen. Ein Arbeitnehmer kann wählen,' ob
seine wöchentliche Arbeitszeit bei vollem Arbeitsentgelt <:tuf 20 Stunden
herabgesetzt werden soll, oder ob er mit 75 Prozent seiner Bruttobezüge
ausscheiden will. '
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Schaubild 6

1) Umbasiert von Originalbasis Jahr 1970 = 100.- 2) Verbrauchsgüter, ,
hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegendenVerwendung
gruppiert.- 3) Verbrauchs- und Gebrauchsgüter ohne Nahrungsmittel.
im Preisindex für die Lebenserhaltung.-' .
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druck verschärfte. Auf der industriellen Erzeuger­
stufe fiel der Preisanstieg merklich geringer aus als
1977 (Schaubild 6). Die Preise für Grundstoffe und
Produktionsgüter sowie für Nahrungs- und Genuä­
mittel blieben im Vergleich zum Vorjahr stabil. Bei
Verbrauch,~güternundbei Investitionsgütern hielt
sich der Preisanstieg in engen Grenzen. Insgesamt
waren Industrieerzeugnisse im Inland in den ersten
neun Monaten 1978 um rund 1 vH teurer als im

64. Die Chancen der Unternehmen, die gestiege­
nen Kosten über höhere Preise 'weiterzugeben, wa­
ren im Jahre 1978 in vielen Fällen noch geringer
als im- Jahr zuvor, vor allem dort, wo sich mit der
Höherbewertung der D-Mark' der Wettbewerbs-

63. Bei einer Steiger'ung des' Produktionsergebnis­
ses je Beschäftigtenstuilde um 31/2 vH sind die
Lohnstückkosten damit im gesamtwirtschaftlichen
Durchschnitt 1978 um 2 vH gestiegen; das ist zwar
weniger als im vergangenen Jahr (+ 3,8 vH), aber
mehr als 1976 (+1,2 vH). Im Produzierenden Ge-.
werbe, wo die Ausbringung. je Beschäftigtenstunde
weniger. als in den übrigen Wirtschaftsbereichen
erhöht werden konnte, nahmen die Lohnkosten je
Produkteinheit mit knapp 4 vH 'ebenso kraftig zu
wie im Vorjahr. '

Kosten der Unternehmen, umzuschuien. Müssen 'Arbeit- .
nehmer infolge der Einführung der neuen Techniken ent~

lassen werden, sei es, daß sie nicht erfolgreich umgeschult
werden können, sei es, daß in den Unternehmen me./.lr Ar­
beitsplätze wegfallen als neue geschaffen werden, so
sind ihnen Abfindungen aus einem betrieblichen Sozial­
plan zu zahlen. Besteht bei den Arbeitnehmern, deren
Arbeitsplätze durch die neuen Textsysteme entfallen, der
Wunsch, das Unternehmen zuverlcissen, so 1st dieses zu
Mobilitätsbeihilfen verpflichtet.

'Die Absicherungsabkommen, wie sie in mehreren Be­
reichen der Metalliridustrie beschlossen wurden, sehen
im Vergleich zu den Vereinparungen in der Drilckindu­
strie eine wenige'r lange zeitliche Bindung der Unterneh­
men vor. Auch hier hat das Unternehmen den von Ratio­
nalisierungsmaßnahmen betroffenen Arbeitnehmern einen
gleichwertigen und zumutbaren Arbeitsplatz ohne·

'Verdienstausfall anzubieten. Ist· ein solcher Arbeitsplatz
·nichi vorhanden, so muß der Arbeitnehmer bei vollein
Verdienstausgleich umgeschult werden. Kann das Unter­
nehmen nachweisen, daß es k~ine gleichwertigen Arbeits­
plätze hat, würde also der Arbeitnehmer an seinem neuen
Arbeitsplatz in eine niedrigere. Lohngruppe eingestuft
werden, so sehen die neuen Abkommen weitgehende
Schutzmaßnahmen vor. Ein Arbeiter kann nicht mehr als
zwei Lohnstufen, ein Angestellter nicht mehr als eine
Gehaltsstufe abgruppiert werden. Für die Dauer. von
achtzehn Monaten wird dem Arbeitnehmer, ein Aus­
gleichsbetrag gezahlt" der die Differenz zwischen dem
neuen Verdienst und dem früher bezogenen abdeckt.
Nach Abiaui dieser Frisi wird der Ausgieichsbeirag mii .
den neuen Lohn- und Gehaltserhöhungen verrechnet,
und zwar die erste Tariflohnerhöhung voll, die nachfol­
genden zur Hälfte.

62. Da sich schon bald abzeichnete, daß die Pro­
<j.uktion nicht. viel stärker steigen würde .als im ver­
gangenen Jahr und die Abschwächung des Preis­
auftriebs anhalten würde, blieb die Nachfrage nach

, zusätzlichen Arbeitskräften gering, und für die mei­
sten Unternehmen bestand kein Anlaß, mehr als die
tariflich vereinbarten Lohnsteigerungen zu zahlen.
Nur in einzelnen Branchen, wie beispielsweise in '
der Bauwirtschaft, mußte mit verstärkten p.bertarif­
lichen Lohnzuschlägen um Arbeitskräfte, vor allem
Facharbeiter, geworben werden. Im Durchschnitt
der Branchen dürfte das effektive Lohnniveau 'je
Stunde einschließlich der Arbeitgeberbeiträge 'zur
Sozialversicherung 1978 um gut 51/2 vH höher sein
als 1977. .

41



Drucksache 8/2313 Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

gleichen Zeitabschnitt des vorangegangenen Jah­
,res. Damals hatte der Abstand zum Vorjahr noch
3 vH betragen. Wie scharf der Wettbewerb aus
dem Ausland war, zeigt sich däran, daß die 'Ein­
fuhrpreise für Erzeugnisse der verarbeitenden Indu­
strie im Durchschnitt der ersten neun M,onate '1978
um gut 2 vH niedriger waren als im gleichen Zeit-

'raum des Vorjahres. Merklich verengt haben sich
auch die Preiserhöhungsspielräume der tnläp.di­
schen Produzenten auf den Weltmärkten. Im Durch­
schnitt der ersten neun Monate waren die Au,sfuhr­
preise nur um 1 vH höher als vor Jahresfrist.

Kräftig fielen dagegen die Preiserhöhungen in der
Bauwirtschaft aus. Die spürbare Nachfragebelebung
nahmen die Bauunternehmen zum Anlaß, merklich
höhere Preise zu fordern,zumal ihre Gewinnmar-

, 'gen in den vorangegangenen Jahren beträchtli'ch
geschrumpft waren. Im Durchschnitt der Branche
gingen die Preiserhöhungen mit 6 vH deutlich über
das Ausmaß der Preisanh'ebungen hinaus" das die

Schaubild 7

Unternehmen dort in den Vorjahren hatten durch-
setzen können. '

In der Landwirtschaft hielt der Rückgang der Er~

zeugerpreise bei reichlichem Angebot an.' Für
Agrarprodukte, die der europäischen Marktordnung
unterliegen, wurden, die Marktordnungspreise im
Frühjahr zwar u~, durchschnittlich 2 vH angeho"
ben, doch schlug' diese Erhöhung bei den meisten
Erzeugnissen nicht auf die ,Marktpreise durch. Ins­
gesamt waren die landwirtschaftlichen Erzeuger­
preise in den' ersten neun Monaten 1918 um
51/2 vH niedriger al~ ein Ja,hr zuvor.'

135. Die gedämpfte Preisentwicklung auf der Erz,eu­
gerstufe kam zu einem großen Teil den Verbrau­
chern zugute (Schauqild 1), zumal der Wettbewerb
im Handel lebhaft blieb, wie sich nicht zuletzt dar­
an zeigte, daß die ,Anpassung der Preise an die hö­
here Mehrwertsteuer allenfalls über das Jahr ver­
teilt vorgenommen werden konnte. Häufiger als in
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den vergangenen Jahren wurden auch Preise ge­
senkt.

Am deutlichsten fiel die Pr,eisberuhigung bei den
Nahrungsmitteln aus (Schaubild 8). Bei industriell
erzeugten Konsumgütern, die siCh 1977 zeitweilig
wieder beschleunigt verte1i;ert hatten, 'ließ der·
Preisauftrieb ebenfalls spürbar nach. Auch der An­
stieg der Wohnungsmieten hat sich trotz. der stark
steigenden Baupreise weiter abgeflacht, nicht zu­
letzt; weil sich die Nebenkosten weniger ·erhöhten

ScraubJ.ld 8

ZUR ENTWICKLUNG DER. 'REISE1)
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH

als 1977: Am wenigsten nahmen die Preissteigerun­
gen für DienstleistuI?-gen ab. Da diese zumeist 'ar­
beitsintensiv erstellt werden, die Verbilligung' der
Importe und niedrige Zinsen somit weniger zu Bu­
che schlagen, machen sich Lohnerhöhungen dort
unmittelbar in höheren Preisforderungen -bemerk­
har. Außerdem. sind 1978 einige Verkehrstarife an­
gehoben worden, die in der Regel nicht jährlich;
sondern in größeren Zeitabständen angepaßt wer­
den. Teilweise wurden aber auch öffentliche Ge­
bü.hren, wie Telefongebühren, gesenkt. Im Oktober
1978 war die Lebensha~tung insgesamt nur !Jlehr um
2,1 vH teurer als' vor Jahresfrist; im Durchschnitt
des Jahres dürfte der Geldwertschwund . 21/2 vH
betragen, vE!rg1ichen mit 3,9 vH im' vorigen: J~hr
und 4,5 vH im Jahre 1976..

vH Nahrungsmitlel2) (22.0) vH
+8

E JfuiJ
+8

+6 +6

+4 +4...,
+2

.: .

J I

+2
: .­. : ..

•. '.• - 0

J 1-:-2

66. Aus dem Zusammenspiel von höherl:!n Lohnko­
sten, niedrigen Zinsen und gesunkenen 'Importko­
sten ergab sich' je n~ch der Pieisentwicklung e'ine
von Bereich zu Bereich unterschiedliche Entwick­
lung der Gewinnmargen. Im Durchschnitt des Ver­
arbeItenden Gewerbes dürfte die Gewinnmarge un­
ter der des Jahres 1977 liegen (Schaubild 9); in den
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die Höherbewertung der D-Mark die Erlöse drück­
te. Außerhalb des industriellen Sektors dürften die
Gewinnmargen dagegen zumeist etwas gestiege~
sein. Merklich verbessert haben sie sich zweifellos
in der Bauwirtschaft, aber auch im Dienstleistungs­
bereich haben. sie' vermutlich, weiter zugenommen.
In der Landwirtschaft dürften sie dagegen gesunken
sein.
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Was den empirischen Befund anbelangt, so ·schei­
nen eindeutige Aussagen, die siCh nicht nur auf
Einzelbeispiele stützen, bislang nur schwer mög­
lic.h. Eine Analyse der Jahresabschlüsse von deut­
schen Industrieaktieng.esellschaften· ergab bei ei­
nem Vergleich der größeren mit den kleineren Un­
ternehmen in der Stichprobe folgendes Bild: Die

67. Bisweilen wird die These vertreten, dem Un­
ternehmenssektor insgesamt fehle es nicht an Ge­
winnen. Diese seien zwischen den einzelnen· Unter­
nehmen nur falsch verteilt. Sie konzentrierten sich
zu stark bei großen Unternehmen, die weniger a]s
kleine gezwungen seien·, mit Innovationen um
Marktanteile zu kämpfen. Den kleineren Unterneh-

.men aber bliebe zu wenig Gewinn, um alle ge­
wünschten Investitionen vornehmen zu können. Bei
dieser Argumentation wird ni'cht' nur häufig die Er­
tragssituation mit der Liquiditätssituation gleichge­
setzt, sondern es wird oft auch übersehen, daß. es
für die Investitionen nicht nur auf den aktuellen
Gewinn ankommt, -wenn dieser für die Finanzie­
rungsmöglichkeit auch eine wichtige Rolle spielt,
sondern vor allem ~uf die Gewinnerwartungen.
Diese mögen bei großen Unternehmen, etwa wenn
sie' internatiomllem W.ettbewerb stärker ausgesetzt .
,sind, durchaus, wenn auch von Branche zu Branche
unterschiedlich, ungünstiger. sein als, bei kleine­
ren.
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tionsquote a:uf. Seit 1916 zeigt sich allerdings ein~

Tendenz zu verstärkten Investitionen bei den klei­
neren Unternehmen, und deren Investitionsquote
steigt über die der großen hinaus. So sammelte sich
bei den kleinen Unternehmen erheblich weniger Li­
quiditat, bezogen auf die Bilanzsumme, an als bei
'den großen,' und der Unterschied in qer Liquiditäts­
situation, der auch früher schon zwischenbeiden
Gruppen bestanden hatte; vergrößerte, sich noch er­
heblich. Eindeutige Schlüsse auf eine Inyestitions­
zurückhaltung der großen Unternehmen lassen die
Jahresabschlüsse jedoch nicht zu. Es ist durchaus
möglich, daß sich große Unternehmen derzeit stär~

ker als kleine in einer Phase vermehrter' Auslands­
investitionen ,befinden. Unsicher ist, in .welch~m
Maße die hohe Liquidität der großen Unternehmen
darauf zurückzuführen i.st, daß diese wegen der Er­
wartung einer anhaltenden Höherbewertung der
D-Mark ihre Finanzierungsgewohnheiten geändert
haben mit der Folge, daß sie stärker als frühe:r: die
Liquidität ihrer ausländischen Beteiligungsgesell­
schaften an sich ziehen.

In dem vorli!'lgenden Material sind überdies die
'verschiedenen Branchen in den beiden Größenklas-'
sen unterschiedlich stark repräsentiert. Das Mate-

'rial ist auch nicht' umfassend genug, als daß der
Sachverständigenrat zu der' These abschließend
Stellung nehmen könnte. Er wird diesen Fragen
weiter nachgehen.
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Schaubild 9

68. Nimmt man alles zusammen - stärkere Betei­
ligung des Staates an den: Investitionsrisiken und,
an den Kosten des Strukturwandels, Verschärfung
des Wettbewerbs und Vergrößerung der Risiken in
den außenwirtschaftlichen Sektoren, deutliches Sin­
ken der Importkosten, wenig Entlastung bei Zinsen
und Löhnen - so ist es.,auch 1918 von den Ange­
botsbedingungeIi her nicht zu einer Entwicklung
gekommen, die bei aller Differenzierung zwischen
den einzelnen Wirtschaftsbereichen bereits genü­
gend ,viele Unternehmen veranlaßt hätte, Produk­
tion und Investitionen im Vertrauen auf künftigen
Gewinn über die aktuelle Nachfrage ·hinaus auszu­
weiten. Der konjunkturelle Rückschlag in den er~

sten 'Monaten des Jahres wäre weniger ausgeprägt
gewesen, hätten die Unternehmen nicht ihre eigene
Nachfrage besonders stark eingeschränkt, indem
sie die Produktion dem rückläufigen Auftragsein~

gang unverzüglich anpaßten und Bestellungen neu­
er Anlagen hinausschoben. Obwohl sich dann vom
Sommer an die Einschätzung des' weit~ren Kon-'
junkturverlaufs- besserte, blieb aue mittlere Sicht
Unsicherheit vorherrschend. So hielt sich nicht nur
der Zuwachs der Anlageinvestitionen, sondern
auch der Lageraufbau, die beide in den Jahren nach
1961 eine wichtige Rolle bei der Selbstverstärkung
des .Aufschwungs gespielt hatten, na<;h wie vor in
weit eng~renGrenzen als damals (Schaubild 10).

69. Was den Lageraufbau betrifft, so ist sicherlich
zu berücksichtigen, daß inzwischen auch bei der
Vorratshaltung Rationalisierungserfolge ' erzielt
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Gewinnmargen der, großen lagen während des Zeit-
. raums von 1960 bis 197T deutlich über dEmen der
kleineren Unternehmen. Seit 191.1 hat sich dieser
Unterschied sogar vergrößert. Seit diesem Jej.hr
streuen zudem die Gewinnmargen der kle~nen stär­
ker als die der großen. Die! großen Aktiengesell­
schaften haben ihre Gewinne und Abschreib.ungerr
überwiegend in Sachanlagel). investiert und in den
Aufschwungsperioden dank ihrer größeren Ver­
schuldungsfähigkeit zusätzlich Kredite zur Investi-·
tionsfinanzierung aufgenommen. Die kleineren Un­
ternehmen dagegen wiesen eine ti.iedrigere' Investi-
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fertig~ WareIi auf Lager zu nehmen, als sich mit
einiger Sicherheit binnen kurzem ,absetzen ließen.
Dies minderte auch den Bedarf an Vorprodukten,
und zu einer verstärkten Vorratshaltung von Roh­
'stoffen und Halbwaren bestand kein Anreiz,' da de­
ren Preise, durch den Wechselkursanstieg mitbe­
dingt, stabil blieben oder gar weiter sanken. Insge­
samt waren die Vorratsinvestitionen im ersten
Halbjahr 1918 mit 1,3' Mrd DM um mehr als ein
Viertel niedriger als 'ein Jahr zuvor; auch im gan­
zen Jahr dürften sie den Umfang von 1911 nicht er-
reichen. .

.70. Bei den Anlageinvestitionen schien sich im
Herbst letzten Jahres eine deutliche Wende anzu­
bahnen. Zumindest in I der Nachfrage nach Ausrü­
stungsgütern war eine kräftige Belebung zu erken­
nen.. Selbst .wenn man 'berücksichtigt, daß sich in
dem Anstieg der Inlandsbestellungen beim' Inv~sti~
tionsgüterproduzierenden ,Gewerbe auch einige
Großaufträge des Sta'ates und hohe 'zusätzliche Be­
stellungen bei der Automobilindustrie spiegeln,
war die Zuwachsrate mit rund 15'vH vom dr-itten
zum vierte;n Vierteljahr 1911 beträchtlich. Ähnlicl~

wie ein Jahr zuvorkam es Anfang 1918 jedoch be­
reits wieder zu einem Rückgang (Schaubild 11). Im
Verlauf der ersten Jah.reshälfte stagnierten die Auf­
träge dänn .. Ob-VV-ühl sie ·seither wiedef eLwtls äIlge­
zogen haben, gingen sie dem Volumen' nach im
Durchschnitt· der ersten neun Monate um nicht
mehr als 61/2 vH über das Niveau des entspre­
chenden Vorjahreszeitraums hinaus. Ninimt man
die Einfuhr von Investitionsgütern hinzu, so stellt
sich die Investltionsneigung' zwar günstiger dar;
eine ähnlich kräftige Zunahme, wie sie für die Auf­
schwungsphase früherer Zyklen kennzeichnend
war, ist pislang jedoch ausgeblieben.
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Schaubild 10

71. Daß die Investitionsneigung nicht wesentlich
zunahm, zeigt sich besonders' deutlich an den In­
landsaufträgen beim Maschinenbau, der nicht nur
die meisten Ausrüstungen liefert, sondern anders
als etwa die Elektroindustrie und der Straßenfahr­
zeugbau ausschließlich Investitionsgüter und nicht
auch Verbrauchsgüter herstellt.

Eine et;hebliche. Belebung der Investitionsneigung
war in der Bauwirtschaft zu verzeichnen, die 1911
ihren Gerätebestand noch' abgebaut' haUe (Ziffer
100). Auch die Automobilindustrie sowie die Her­
steller von Datenverarbeitungsgeräten und ein Teil
der Investitionsgüterproduzenten - selbst, die .von
der Technik 'her in vielen Fällen eine vergleichs­
weise stark-e MarktsteIlung haben' und deshalb dem
Wettbewerb mit ausländischen Anbietern weniger
ausgesetzt sind, weiteten ihre Investitionstätigkeit .
spürbar aus, wie nicht zuletzt die Nachfrage nach

wurden. Insoweit sind also wohl nicht mehr die Werkzeugmaschinen, Prüfmaschinen und Präzisions-
. gleichen Impulse wie früher zu erwarten. Daß diese werkzeugen zeigt. Die Mehrzahl der Industrieunter­
1918 ganz 'ausblieben, läßt sich damit jedqch nicht nehmen blieb jedoch bei der Bestellung neuer Aus­
erklären. Den Ausschlag dafür, daß die Fertigwa- rüstungen da~ Jahr· über zurückhaltend. Im Han­
renläger nur wenig aufg'estockt wurden, nachdem deI und in der EIiergieversorgung wurden bestehen­
es Ende 1911 mit dem unerwarteten Orderschub zu de Investitionsprogramme zum Tei1.g'estreckt, zum
einem Lagerabbau gekommen war, gab. vielmehr, Teil ist es sogar zu Kürzungen der Investitionsbud­
das Zögern der Hersteller wie des Handels,. mehr . gets'im Vergleich zum Vorjahr gekommen.
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72. Wie bei der Nachfrage nach Ausrüstungsgü~ ,
tern zögerten die Unternehmen überwiegend 'auch
bei der Vergabe von Bauaufträgen. Zwar ließen sie

, sich in zunehmendem Umfang Bauvorhaben' geneh­
migen; anders als in der zweiten Jahreshälfte 1977
hatten sie zumeist jedoch keine Eile, genehmigtß,
Projekte sogleich in Angriff zu nehmen. Vielmehr
stagilierte die Auftragsvergabe auf dem ~rhöl,1ten

Niveau, das sie in den letzten Monaten des Jahres
1977 erreicht hatte. Da Bauinvestitionen meist für
einen, verglt~ichsweise langen 'Zeitraum geplant
werden, schlugen die steuerlichen Entlastungen
und der zeitweiiige Rückgang bei den Zinsen- im In­
vestitionskalkül zwar deutlicher als bei, Ausrü­
stungsinvestitionen zu Buche, doch galt das auch
für die erne~te Verunsicherung hinsichtlich der
künftigen Investitionserträge. Vor allem, aberspiel­
te das Erweiterungsmotiv, das gerade bei Bauinve­
stitioneI!- oft deI). entscheidenden Anstoß gibt, auch
1978 nur eine untergeo,rdnete Rolle.

73. Weniger' als ein Fünftel der lndustrieunterneh-'
men beabsichtigte nach den Angaben zum Ifo­
Investitionstest, ,mit den Investitionen, die 1978
vorgenommen wurden, in erster Linie' vorhandene
Kapazitäten zu erweitern. Wichtiger war den mei­
sten noch imme,r, durch Modernisierung ihrer Pro­
duktionsanlag-en oder d.urch EinfÜhrung besserer'

, Techniken in der Verwaltung ein günstigeres Ver­
hältnis von Kosten und Erträgen zu erreichen. Von '
erheblicher Bedeutung' war auch die Ersatzbeschaf­
fung, ein Zeichen für das Veralten des vorhandenen
Kapitalstocks. Während in der Indu$trie, jedes drit­
te Unternehmen die Ersetz~ng 'ausgedienter 'Anla­
gen als Hauptziel seiner Investitionstätigkeit im

, Jahre 1978 nannte, waren es in, der Bauwirtschaft
sogar neun von zehn Unternehmen. Was die Aus­

'weitung ihrer Produktionsmöglichkeiten anbelangt"
schien einem Großteil :der Unternehmen 'also der
Kapazitätseffekt ausreichend, der sich bei Rationa­
lisierungsinvestit~onenund auch bei der Ersatzb,e­
schaffung daraus ergibt, daß die neuen Anlagen in
der Regel leistungsfähiger sind als die alten, an de­
ren Stelie sie treten. Bemerkenswert ist außerdem,
daß der Anteil der Unternehmen, die investieren,
weil sie ihr Produktionsprogramm ändern wollen, in
den letzten Jahren nicht zugenommen hat - ein
Zeichen für Hemmnisse beim Strukturwandel.
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Schaubild 11

1) Gleitende 3-Monatsdurchschnilte der saisonbereiniglen Zahlen; ,
Saisonbereinigung Deutsche Bundesbank nach dem Census - Ver­
fahren 11, Version X-I1.- 2l"Gleitende 3-Monatsdurchschnitle der
Ursprungszahlen,- 3)Durch Anderung der Berechnungsmethode sind
die Indizes' ab Januar 1977 mit denen der vora)lgegangenen Mo­
nate nicht voll vergleichbar.- 4) Hauptsächlich Enderzeugnisse,
nach ihrer vorwiegenden Verwendunggluppierl.-a)Angaben für Juni
1975durch Fristablauf für die Inveslilionszulage beeinllußt.
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Die ,Zwischenberichte von Industrieaktiengesell­
schaften zum 30. 6. 1978 bestätigen diese's Bild. In
der Eisen- und Stahlindustrie waren die Investitio­
nen des ersten Halbjahres '1978 vorwiegend auf Ra-'
tionalisierung und'Qualitätsverbes~erunggerichtet

I I und gingen nich( über, das Niveau im Jahre 1977
hinaus. In der chemischen Industrie entsprachen
die Investitionsausgaben ebenfalls denen des Vor­
jahres; für die zweite Jahreshälfte weisen sie eine
steigende Tendenz auf. Für den Maschinenbau und
die elektrotechnische Jndustrie lauten die Berichte
ähnlich'. In der 'Elektrizitätswirtschaft sind die Inve­
stitionsausgaben im ersten Halbjahr '1978 im Ver­
gleich zum Vorjahr leicht angestiegen. Dagegen
,werden aus der Automobilindustrie zweistellige Zu­
wachsraten berichtet; ähnliches gilt für die Kraft­
fahrzeugzulieferindustrie.
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Schaubild 12
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1) Ohne Wohnungsvermielung,- 2).Jahresdurchschnittliches Bruttoanlage­
vermögen in Preisen v'on 1970 (Mittelwert aus Jahresanfangs-und Jahres­
endbestand),· 3) Kapitalstock je abhängig Erwerbstätigen (Jahresdurch­
schnitt),- 4) Kapitalslock iin Verhäilnis zum korrigierten TrendWert der,
Kapitalintensilät ; eigene Schätzung,
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zur Verfügung, wenn sich die konjunkturelle Bele-,
bung ve'rstärkti 'doch k~nn nicht ohne weiteres da~

von ausgegangen werden, daß all diese Arbeitsplät­
ze besetzt würden, da auch in einer Hochkonjunk­
tur nicht alle Unternehmen ausgelastet sind und·
sich andererseits auch nicht für alle offenen Stellen
geeignete Bewerber, finden. Selbst wenn man dies
außer acht läßt, gilt, daß bei dem gegenwärtigen
Kapitalbestand nicht genügend 'Arbeitsplätze vor­
handen .sind, um alle zu beschäftigen, die eine Ar­
beit suchen,' zumal dies mehr sind als ,nur die regi­
strierten Arbeitslosen (Ziffer92) . Um auf mittlere
Sic:::ht genügend Arbeitsplätze zu schaffen, sind weit
mehr Investitionen erforderlich, als gegenwärtig
vorgenommen w.erden, es sei' denn, 'der Kapitalein­
satz je Arbeitsplatz steigt wesentlich langsamer, als,
dies in der Vergangenheit der Fall war.

74. Die Ausgaben der Unternehmen für' Ausrü­
stungen und Bauten, die nur zum Teil Ausdruck der
Auftragsvergabe im jeweiligen Jahr sind, da bis zur
Lieferung oder Fertigstellung· in der Regel einige
Zeit vergeht, dürften 1978 insgesamt, ohne den'
Wohnungsbau g~rechnet, um knapp 8 vH zuneh- .
men.Der Anstieg war damit sogar etwas geringer
als in den beiden vorangegangenen Jahren; damals
hatte sich allerdings -nicht zuletzt deshalb ein ver­
gleichsweise hoher Zu~aclis ergeben, weil Projek­
te, die im Hinblick auf die befristete Investitionszu­
lage während der 'Rezession' in Angriff genommen
worden waren, teils Mitte 1976, teils Mitte 1977 ab­
geschlossen sein mußten. Real, also nach Abzug
der Preissteigerungen, dürften die Anlageinv~stitio­

nen des Unternehmenssektors; die 1976 und 1977
jeweils,Um knapp 7 vH zugenommen hatten, um
41/2 vH ·höher sein als im Vorjahr. hl den Auf­
schwungsjahren nach '1967 waren' sie durchschnitt­
lich um 14 vH gestiegen. Während sich' ihr Anteil
am' realen Sozialprodukt damals von knapp '12 vH
im, Tiefpunkt der Rezession auf 141/2 vH im Jahre
1970 erhöht hatte, nahm er, zwischen 1975' und 1978
nur von gut 12 vH auf 13 vH zu.' "

76. Die Anzahl der vorhandenen Arbeitsplä,tze im
Unternehmenssektor ist im- Lauf~ des Jahres 1978
weiter zurückgegangen, denn der Kapitalaufwand
je Arbeitsplatz ist stärker gestiegen als der Kapital­
bestand; Nach uiiserer Schätzung, die, wie alle sol­
che Schätzunge~" mit erheblichen Unschäi'fen be­
haftet ist· (JG. 76 Anhang VIII), hat sich das Ar- Nach dem. Ergebnis einer Unternlfhmensumfrage, die, das
beitsplatzpotential des Unterneb,menssektors seit Institut für 'Arbeitsmarkt- und Berufsforschung und das
1973 um insgesamt i,1 Millionen Arbeitsplätze 'ver- Ifo-Insiitut Ende 1977 in der verarbeitenden Industrie und

im Bauhauptgewerbe, durchgeführt haben, gab es· dort
ringert (Schaubild 12). Da~a:h gab es i~ de,?- Unter-· etwa 65000.0 unbesetzte Arbeitsplätze. Zusätzlich, so ver­
nehmen 1978 rund 17,6 Mllhonen ArbeItsplatze, das ,muten 'die genannten Institute, haben auch die Unterneh­
Wären fast 600 000 mehr, als tatsächlich besetzt wa- men, die eine volle Auslastung ihrer Kapazitäten Im­
ren. Diese Arbeitsplätze stünden also kurzfristig g,aben" noch in geIingem Umfang Arbeitsplaizreserven.

75. Die zurückhaltenden Dispositionen der Unter­
nehmen find~~ nicht nur in der gegenwärtigEm Pro­
duktion und Beschäftigung ihren Niederschlag. Die
schwache Investitionstätigkeit 'beeinflußf darüber
'hinaus auch die zukünftigen Produktionsmöglich­
keiten.' Insgesamt vergrößerten' die Unternehmen
ihr Bruttoanlagevermögen 1978 erneut um weniger
als 4 vB. Das Wachstum des gesamtwirtschaftli­
chen Produktionspotentials veranschlagen wir auf
knapp 3 vH, da für die Kapitalproduktivität, also
die Menge der Güter, die je Kapitaleinhert herge­
stellt werden kann, weiterhin eine im Trend rück­
läufige Entwicklung anzunehmen ist (JG 76 An­
hang V). Das Wachstum ist damit zwar erstmals
seit sechs Jahren nicht il1ehr zurückgegangen, es

.war aber weiterhin erheblich geringer als im lang-'
jährigen Durchschnitt (+4 vH). In der Ind~strie ist
das Produktionspotential 1978, wie schon, seit Be­
ginn der siebziger Jahre, 110ch wenig!?r gewachsen
als in der Gesamtwittschaft. Zwar hat die Investi­
tionsbereitschaft seit 1976 wieder etwas zugenom­
men, aber gleichzeitig waren die Unternehmen viel­
fach bestrebt, die vorhandenen' Anlagen länger zu
nutzen. 'Die Folge war, daß dann auch solche Kapa-

,zitätserweiterungen unterblieben, die mit Ersatzin­
vestitionen,häufig verbunden sind.
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77. Mehr Investitionen in Produktionsanlagen und'
in Läger hätten auch zu einer kräftigeren Belebung'
der Konjunktur geführt. Auf dem Wege über mehr
Beschäftigung hätten sie mehr Einkommen' geschaf­
fen u~d von daher zugleich' mehr' Nachfrage, und
zwar nicht nur bei dEm Investitionsgüterherstellern,
sondern auch iIi der Breite der Wirtschaft.

Einkommenszahlungen aufgrund der dann geringe­
ren Arbeitslosigkeit berücksichtigt, um fast 7 Mrd
DM mehr gestiegen; bei der -gegebenen Ausgabe­
neigul)g 'hätte das' zusätzliche Konsumausgaben
von annähernd 6 Mrd DM bedeutet, und die Zu­
wachsrate des, realen Verbrauchs hätte' nahezu
41/2 vH betr'agen.

Sc hau bi I d 13

VERFÜGBARES EINKOMMEN. VERBRAUCH UND ERSPARNIS
DER PRIVATEN HAUSHALTE

80. Die Ausgabeneigung hat dagegen weiter zu­
genommen. Die Bereitschaft der Hau'shalte, ihr Ein~
kommen auszugeben" und sich für den Kauf von
Konsumgütern .auch zu verschulden, war vermut­
lich sogar erheblich größer, als in det statistisch
gemessenen Sparquote zum Ausdruck kommt, die'
mit etwas mehr als 12 vH ihren niedrigen Vorjah­
re~wert noch leicht unterschritt (Schaubild 13).
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Hohe Ausgaben~igung 'der privaten Haushalte

79. Daß der private,Verbrauch nicht noch, kräfti­
ger zunahm, lag nicht etwa an einer zu geringen'
Ausgabeneigung der Haushalte, sondern danin, daß
das verfügbare Einkommen m.it knapp 6 vH - dem
Betrage' nach waren das 45 Mrd DM -nicht stär­
ker als 19~7 s,tieg. Dies ist um so bemerkenswerter,
als allein die Entlastung bei den Steuern rund 12
Mrd DM ausmachte. Weiter!=! 1,8 Mrd DM kamen
durch die, Erhöhung des ,Kindergeldes hinzu. Dem
steht zwar gegenüber, daß das Einkommen der
Rentnerhaushalte um 4112 Mrd "DM mehr z~ge­

nommen hät\e, wäre die Rentenanpassung 'nicht
von Mitte 1978 auf Anfang 197~ verschoben wor­
den; insgesamt Überwogen jedoch die stimulieren­
den 1\1aßnahmen bei ,\Aleitem. Eine Beschleunigung
im Anstieg der Markteinkommen, wie sie sünstim
Aufschwung.- zu 'beobachten war, ist 1978 dagegen
abenilals ausgebliebep.. Das' heißt nicht, daß es dazu
höherer Lohnsteigerungen bedurft hätte. Die Erhö­
hung der tariflichen Arbeitsentgelte war 1978 eben­
so groß wie im Aufschwung 1968 und 1969; w~s

fehlte, war eine Zunahme der Beschäftigung 'wie
damals. Bei einer Erhöhung d~r Beschäftigtenzahl
um 2112 vH ,- dies ,hätte der Entwicklung vo'n
1968 bis 1970 entsprochen - wäre das' verfügbare
Einkommen 1978, die Verminderung der staat~ichen

78. Bei günstigerer Beschäftigungsentwicklung
und dem dabei von den privaten Haushalten zusätz­
lich ,erzielbaren Einkommen hätte die Verbrauchs­
nachfrage ange~ichts der' hohen Ausgabeneigung
noch kräftiger steigenk!önnen, als es ,1978 der Fall
war.
Nachdem die privaten Haushalte ihre Käufe Ende
letiten Jahres verstärkt au~geweitet hatten, wozu
außer dem erhöhten ,Weihnachtsfreibetrag auch die
Mehrwertsteueranhebung zum Jahreswechsel bei-·
getragen haben mag, kam es Anfang 1978 zunächst
zu einer Nachfrageabschwäthung, die allerdings
nicht lange anhielt. Wie in'den vorangegangenen
Jahren galtd,as Interesse auch 1978 vor allem lang­
lebigen .Konsumgütern und Reisen. Während sich
,hier jedoch die Expansion der Nachfrage verlang­
samte, nahm sie bei Gütern 'des täglichen Bedarfs

,zum Teil etwas zu. Insgesamt dürften die Ver~
brauchsausgaben ' 1978 ,um knapp ,61/2 vH höher
sein als im voriuigegangenen .Jahr. Der Anstieg fiel
damit zwar geringer aus als 1977; der Zuwachs der
nachgefragten Gütermenge war aber mit 31/2 vH
etwas größer als damals, denn die Preissteigerung

,ging, frotz der Mehrwertsteueranhebung von knapp
4 vH auf 21/2 vH im" Jahresdurchschnitt zurück,
das Geld, das die Haushalte ausgaben, büßte also
weniger an Kaufkraft ein.
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Denn die Entwicklung dieser Quote ist" auch da,von,
abhängig, in welchem Maße die Haushalte Erspar­
nisse_auflösen, die sie in früheren Jahren gebildet
haben, 4nd zur Finanzierung von Verbrauchsausga­
ben verwenden. Unterstellt man, vorliege!llden
Schätzungen folgend, daß 1978 kein wesentlich grö­
ßerer Teil der aus vermögenswirksamen Sparanla­
gen frei geworderteri Mittel für zusätzliche Ausga­
ben genutzt wurde als 1977, hätte die gemessene
Sparquote steigen müssen, da diese Mittel im lau­
fenden Jahr um etwa 13 Mrd DM geringer waren
als im letzten. Im übrigen zeigt auch die anhaltend
kräftige Zunahme der Konsumentenkredite, daß die
Ausgabeneigung der privaten Haushalte nicht nur
unverändert groß war, sondern durch die günstigen
Finanzierungsbedingungen noch. verstärkt wurde
(Tabelle 8).

Tabelle 8
I

Konsumentenkredite 1)

I
Veränderung

Bestand gegenüber dem
pntc::.nl"orhonnon

Monatsende I
---~~r- ... _.........................

I Vorjahresmonat

MrdDM vH·

1973 Mär~ 46;44 + 9,40 +25,4

Juni 48,88 + 9,04 +22,7

September 49,14 + 7,25 +17,3,

Dezember 50,00 + 5,03 +11,2

1974 März 48,90 + 2,46 + 5,3

Juni 49,93 + 1,05 + 2,1

September 50;01 + 0,87 + 1,8

, Dezember 49,91. 0,09 0,2

1975 März 49,73 + 0,83, + 1,7

juni 51,31 + 1,38 + 2,8

September 53,33 + 3,32 + 6,6

Dezember 56,22 + 6,31 +12,6

1976 März 58,05 +- 8,32 +16,7

Juni 62,54 +11,23 +21,9

September 65,52 +12,19 +22,9

Dezember 69,15' +12,93· +23,0

1977 März 69,75 +i1,70 +20,2

Juni . 74,78 + 12,24 +19,6

September \ 7.:,7'c'1' +12,26 + 18,7 -

Dezember 81,25 +1~,10 +17,5

1978 März 83,70 +13,95 +20,0

Juni ,88,56 +13,78 +18,4

September 92,65 +14,87 +19,1

1) Bankkredite an, w:irtschaftUch unselbständige und sOlistige
Privatpersonen; ohne Kredite für den Wohnungsbau.

Quelle: Deutsche Bundesbank

81. Einen steigenden Teil ihrer verfügbaren Mittel
verwenden die privaten Haushalte inzwischen wie­
der für die Modernisierung vorhandener Wohnun­
gen und vor·.allem für den Bau von neuen. Nach­
dem die Baugenehmigungen, die privaten Haushal­
ten' erteilt wurden, bereits im Verlauf des Jahres
1977 deutlich zugenommen hatten, ergab sich 1978
ein weiterer kräftiger Anstieg. Auch der Mietwoh­
nungsbau hat bei dem 'niedrigen Niveau der Hypo­
thekenzinsen und den verbesserten Abschr.eibungs­
möglichkeiten wieder an Attraktivität gewOnnen.
Wie es scheint, wurden genehmigte Bauvorhaben
meist ohne langes Zögern auch begonnen. So über­
traf der Auftragseingang im Wohnungsbau in den
ersten acht Monaten 1978 den Wert des entspre­
chendEm Vorjahreszeitra..ums um nicht weniger als
33 vH; in konstanten Preisen gerechnet b~trtig der
Zuwachs fast 27 vH. Damit war ·die Wohnungsbau­
nachfrage die weitaus stärkste Antrjebskraft in der
W;irtschaft (Ziffer 99).

Kräftige Ausweitung der staatlichen Nachfrage

82. Deutliche expansive Impulse gingen außerdem
von der Nachfrage aus, die der Staat im Zuge des
1917 vollzogenen I{ürswechsels in der FiuäHzpülitik
zusätzlich entfaltete. Wie bei der privaten Nachfra­
ge war die Bauwirtschaft davon besonders begün~

stigt. Bei den Tiefbauaufträgen öff~ntlicher Stellen ­
war es bereits im Verlauf des letzten Jahres zu ei-

-nem spürbaren Anstieg gekommen; dieser be­
schleunigte sich 1978 noch. Wesentlichen Anteil
daran hatte die zügige Auftragsvergabe im Rahmen
des mittelfristigen InvesÜtionsprogranims, <las im
Frühjahr 1977 beschlossen wordE!ll war. Von den
darin bis 1980 vorgesehenen Investitionen zur Ver­
besserung der öffentlichen Infrastruktl1r von insge-

. samt 14 'Mrd DM wurden 1977 Projekte für rund'
41/2 :tyIrd DM und 1978 für etwa 61/2' Mrd DM verge­
ben. Daß Bund, Länder und Gemeinden die zuvor
gerade bei den Investitionen besonders stark ge­
kürzten Ausgabenansätze in den Haushaltsplänen
für 1978 -spürbar heraufsetzten (Ziffer 176), schlug
sich im laufenden Jahr auch in einer Zunahme der

-öffentlichen Hochbauaufträge nieder. .Im ganzen
wurden. so dem Bauhauptgewerbe von Januar bis
August 1978 dem Wert nach 26 vH mehr öffentliche
Aufträge erteilt als ein Jahr zuvor. '

83. Die vermehrte Nachfrage des _Staat~s kam in­
des nicht nur· der'Bauwirtschaft und deren Vorliefe- .
ranten zugute; Auch seine Verbrauchsausgaben hat
der Staat 1978 wieder verstärkt ausgeweitet, und
.dies nicht nur, indem er mehr Personal beschäftig­
te, sondern auch, indem er mehr Güter für den Ver­
waltungsbedarf, für die Gesu~dheitsbetretiung, für
Unterrichtsleistungen und fur Sicherheitszwecke
kaufte.. Dabei yY'ar die' deutlich-ste Steigerung bei

-den statistisch ebenfalls zum Staatsverbrauch zäh­
lenden Ausgaben' für Ausrüstungen der Bundes-
wehr zu verzeichnen,· die 1977' zum Teil erheblich
gekürzt worden waren. Alles üi allem qürften die
Verbrauchsausgaben des Staates 1978 um gut
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6112 vH höher sein als im vorangegangenen Jahr.
Preisber'einigt entspricht dem ein Anstieg von 3 vB,
nachdem die Zuwachsrate 1917 lediglich 1 vH be­
tragen hatte.

Verschärfte Konkurrenz aus dem Ausland

84. Demgegenüber blieben die Impuls€;!, die früher
häufig vom Ausland auf Produktion und Beschäfti­
gung ausgegangen waren, auch 1978 schwach. Die
Belebling, die bei der Auslandsnachfrage wie bEü
der Inlandsnachfrage in der zweiten Hälfte des vori­
gen Jahres eingesetzt hatte, war nur von kurzer Dau­
er. Bereits in den ers,ten Monaten 1978 fielen die Ex­
portaufträge wieder zurück; bis zum Sommer ver­
harrten sie dann auf einem Niveau, das nur, gering­
fügig höher war als, im ersten Halbjahr 1917. Bei
erheblichen Schwankungen von Monat zu Monat
sind sie im ganzen auch bis zuletzt nur mäßig ge­
stiegen. Wie schon im vergangenen Jahr hatten in­
des. nicht all~ Exporteure in gleichem Ma,ße über
einen schleppenden Auftragseingang aus, dem Aus­
land zu klagen. Hersteller von Grundstoffen und
Produktionsgütern, beispielsweise die chemische
Ind~strie; konnten einen weiteren Anstieg der Aus­
landsbestellungen 'buchen, ebenso die Produzenten
von Verbrauchsgütern. Demgegenüber mußten die
Hersteller ~on Investitionsgütern, die im Export ein
besonders großes Gewicht haben, bis über die Jah­
resmitte hinaus wieder einen NachfragerücRgang
hinnehmen. Im Durchschnitt der ersten neun Mona­
te 1978 war das Volumen der Auftragseingänge aus
dem Ausland insgesamt nur um knapp 31/2 vH hö­
her als vor Jahresfrist.

85. In dieser Entwicklung spiegeln sich Einflüsse
der noch immer verhaltenen Konjunktur in zahlrei­
chen PartnerläI;ldern ebenso wie Einflüsse, die ihren
Ursprung im inländischen Kostenniveau und in den
Veränderungen der Wechselkurse haben. Was
überwog, läßt sich nicht mit Sicherheit ,sagen. Daß
es nicht ,die Hersteller von im allgemeinEm ver­
gleichsweise 'leicht dur~h ausländische Kon~ur-,
renzerzeugnisse zu ersetzenden, Vörprodukten oder
von Verbrauchsgütern waren, die es auf den Aus­
land,smärkten am schwersten hatten, sondern ,die
Investitionsgüterproduzenten, spricht eher fÜLeinen
ausschlaggebendEm Einfluß der Auslandskonjunk­
tur. Nicht sichtbar wird darin allerdings, daß viele
Exporteure ,Preiszugeständnisse machen mußten,
um keine Abnehmer ?u verlieren, und daß es ihnen
dort, wo die Märkte wuchsen, oft 'nicht. gelang, ih­
ren Anteil zu halten, zumal sich außer der aktuel­
len Wechselkursentwicklung auch die Höherbewer­
tung der D-Mark in den vorangegangen Jahren
wohl noch ausgewirkt haben dürfte. Denn erfah­
,rungsgemäß schlagen Wechselkursänderungen

. meist erst verzögert auf die Nachfrage durch, weil
die Abnehmer Zeit brauchen, sich neue Lieferanten'
zu suchen, sofern ihnen die bisherigen nicht durch
P,reiszugeständnisse' entgegenkommen, und dies ist,
bei einer hirtwährenden Aufwertung nur begrenzte
Zeit möglich.
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86. Da viele Industrieunternehmen zusätzlich zu
den laufenden Bestellungen noch Aufträge aus
dem Ausland auszuführen hat~en, die ihnen bereits
im vergangenen Jahr, oder wie häufig bei Ausrü­
stungsgütern, noch. früher erteilt worden waren,
wurden trotz des verhaltenen Auftragseingangs von
Januar' bis Sep'tember 1978' rund 51/2 vH mehr
Waren an das Ausland geliefert als im gleichen
Zeitraum des Vorjahres. Dagegen war bei den L~i­
stunge!1, die Ausländer vom heimischen Gastgewer­
be, von Transportunternehmen, Banken und Versi­
cherl,l.ngen oder anderen Dienstleistungsunterneh­
men in Anspruch nahmen - bei der Ausfuhr von­
Dienstleistungen also -, nach einem Rückgang im
vergangenen Jahr nur eine geringe Zunahme zu ver­
zeichnen, sieht man von' einem' vorübergehenden
Nact!frageschub im ersten Vierteljahr 1978 ab. Ins­
gesamt dürfte die Ausfuhr von Waren und Dienst­
leistungen in der Abgrenzung der volkswirtschaftli­
chen Gesamtrechnung dem Volumen nach 1978 um
31/2 vH höher sein als 1977j damals hatte die Zu­
wachsrate knapp 4 vH betr-agen.

87. Im Gegensatz dazu ist die Menge der aus d'em
Ausland bezogenen Waren' und Dienstleistungen
1978 stärker gestiegen "als 1917. Nach der Entwick­
lung im bisherigen Jahresverlauf zu schließen,
dürfte der Zuwachs mit fast 51/2 vH nach knapp

, 41/2 vH im Vorjahr d~utlich über den der Exporte
hinausgehen. Der Uberschuß der Ausfuhr von .Wa­
ren und Dienstleistungen über die Einfuhr" der Au­
ßenbeitrag, hat dem Volumen nach abgenommen,
und zwar um schätzungsweise 3 Mrd DM auf 'rund
24 Mrd DM. Dies allein würde freilich, über die
Wettbewerbssituation der heimischen Anbieter we­
nig aussagen, wäre der Rückgang, wie sonst im
Aufschwung, Reflex zunehmender Angebotsengpäs­
'se im Inland. Die reale Gesamtnachfrage - die
Summe der von privaten Haushalten, ,von Unter­
'nehmen und vom Staat sowie von ausländischen
Käufern im Inland nachgefragten Gütermenge -

,lastete bei einem Anstieg um 3112 vH jedoch
auch 1978 die vorhandenen Kapazitäten nicht aus.
Gleichwohl nahm der auf Importe, entfallende An­
teil der Nachfrage weiter ZUj im Jahresdurchschnitt ,
1978 dürfte er gut 201/2 vB betragen. Dabei waren
es nicht etwa Rohstoffe und Halbwaren, also mit
inländischen Erzeugnissen großenteils n,icht kon­
kurrierende Güter, die vermehrt eingeführt wurden,
sondern Fertigwaren. Wo Wettbewerb mit auslän­
,dischen _Anbietern besteht, konnten diese, somit
weitere Marktanteile ,gewinnen.

.Der nominale Aüßenbeitrag ist anders 'als der reale'
1978 gestiegen, und zwar um etwa 5 :Mrd DM auf
rund 34 Mrd DM. Darin komIp.t zum Ausdruck, daß
sicli das Al"statischverhältriis im Außenhandel
durch die Höherbewertung der D-Mark zugunsten
des Inlands verschob. Während heimische Ausfuhr­
güter im Durchschnitt noch zu knapp 1 vH höheren
Preisen' als 1m Vorjahr abgesetzt werden ·konnten,
verbilligten sich ,Einfuhrgy.ter 'um 2 vH. Für die
Volkswirtschaft insgesamt ergab sich daraus, ähn­
lich wie bei einer Steigerung der Produktivität, ein
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91. Während die Industrie, ihren Personalbestand
noch einmal verringerte, nahm die Anzahl der Be-'

'schäftigten im Handel, im Handwerk und im
Dienstleistungsgewerhe sowie zuletzt auch ,in der

3 vH zu. Je· Arbeitsstunöe gerechnet, fiel die Pro­
duktionssteigerung etwas größer. aJls . (31/2 vH),
da die durchschnittliche Arbeitszeit, die von den ,
Erwerbstätigen geleistet wurde, gegenüber 1977
noch 'etwas zurückging. Im verarbeitenden Gewer­
be ergab sich je Beschäftigten gerechnet ein Pro­
duktio,nsanstieg von 11/2 vH und je Arbeitsstun-

. de von 3 vH (Schaubild 15). Hier wie in der Ge­
,samtwirtschaft war 'die Zunahme der Arbeitspro-
duktivität damit. geringer als im yorjahr.

In der Bauwirtschaft zog die Produktion, anders als
in der Industrie, deutlich an; insgesamt wurden
1978 fast' 5 vH mehr'Bauleistungen erbracht ,als im
vorangegangenen Jahr. Der Produktionsanstieg
blieb damit allerq.ings erheblich hinter dem Zu­
wachs der Baunachfrage zurüc.k(Ziffern 99 f.).

Einkommensvorteil - für eine gegebene Menge.
an Exportgütern konnten mehr Importgüter ge­
tauscht werden.

90. Wegen 'der weiterhin geringen Ausweitung
der Produktion nahm die Ausbringung je Erwerbs­
tätigen ,in der Gesamtwirtschaft nur mit knapp

Kaum Zunahme der Beschäftigung

88. Die geringe Neigung der Unternehmen, im
Vorgriff auf künftige Nachfrage die Läger. aufzu­
stocken, vorhandene Produktionsanlagen zu erneu­
ern und zusätzliche in Auftrag zu geben, führte zu­
sammen mit einer unbefriedigenden Entwicklung
der Auslandsnachfrage und' einer auch auf den In­
landsmärkten g~schwächten Wettbewerbsposition
gegenüber ausländischen Anbietern dazu, daß die
gesamtwirtschaftliche Produktion im Jahresdurch­
'schilitt trotz der kräftigen Impulse, die von der Fi­
nanzpolitik ausgingen, nur mäßig ausgeweitet wur­
de; das reale Bruttoinla~dsprödukt war 1978 um
3 vH höher als ein Jahr zuvor. Die Zunahme war
damit erneut nicht größer als das Wachstum des
gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials. Die
Auslastung der ProdukJtionsanlagen ist somit linver­
änd~rt geq,liebelIl; im Jahresdurchschnitt 1978 betrug
sie knapp 93 vH (Schaubild 14). Legt man,dem. Durch­
schnitt der sechziger und frühen siebziger Jahre zu­
grunde, so kann erst eine Kapazitätsauslastung von
gut 97 vH ais normai geiten,

89. In der Industrie hatten die Unternehmen ihre
Produktion Ende 1977 wieder spürbar ausgeweitet.

.Als dann die Nachfrage zu Beginn des Jahres 1978
abflaute, paßten sie ihre' Fert,igung unverzüglich an;
schon im Februar wurde wiede'r weniger produziert
als im Herbst des Vorjahres; In den folgenden Mo­
naten stagnierte die Produktion zunächst; erst vom
Sommer an nahm sie wieder zu. In den, ersten neun
,Monaten 1978 war sie arbeitstäglich nur um 1 vH
höher als ein Jahr zuvor. Die Auslastung der Pro­
duktionsanlagen blieb daher auch hier gegenüber
dem vergangenen Jahr nahezu unverändert; sie
entsprach nach Berechnungen des DIW mit rund

.88 vH etwa dem langjährigen Durchschriitt. Nach,
der Einschätzung der am Ifo-Konjunkturtest betei­
ligten Firmen lag sie dagegen' um gut vier Prozent­

'punkte unter der betriebsüblichen Auslastung. Daß
die Auslastung der industriellen Sachanlagen, un­
abhängig von der Ermittlungsmethode, im Durch­
schnitt über die Jahi"e kleiner ist als jene des' ge­
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials, hängt
vor allem damit zusammen, daß konjunkturbeding­
te Unterauslastung in der, Industrie ausgeprägter
auftritt als in deI). anderen 'Bereichen der Wirt­
schaft.
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,Scha.ubild,16

Insgesamt waren im Durchschnitt des Jahres 1978
etwa 75 000 Arbeitnehmer mehr beschäftigt als ein
Jahr zuvor.' Es waren aber wiederum 'reniger Per­
sonen selbständig tätig, so daß die Anzahl der Er­
werbstätigen insgesamt gegen.über 1977 nur um
rund 40 000 gestiegen ist. Die Entwicklung war da­
mit allerdings' günstiger als in den letzten beiden
Jahren, in denen. sich der Beschäftigungsabbau
noch fortgesetzt hatte. Im Durchschnitt dieses Jah­
res waren insgesamt 25,1. Millionen Personen er­
werbstätig.

92. Der leichte Anstieg der Erwerbstätigkeit führ'-
, te dazu, daß 'im Jahresdurchschnitt etwa 30000 Per­

sonen weniger arbeitslos waren als 1977. Gleich­
wohihaben sich 'die Beschäftigungsprobleme 1978
nicht vermindert. Das Erwerbsp~rsonenpotential,

das' sich 'aus den Beschäftigten, den' Arbeitslosen
und aus jenen zusammensetzt, die zwar eine Be­
schäftigung annehmen würden, aber nicht als ar­
beitslqs gemeldet sind (Stille Reserve), dürfte 1978
im Gegensatz zu den vorangegangenen vier Jahren
größer geworden sein. Die Erhöhung der Anzahl
deutscher Erwerbspersonen' (etwa 70000), die
ha:uptsächlich darauf zurückzuführen ist, daß viele
Jugendliche iri das Erwerbsleben eintreten, über­
wog erstmals die Rückwanderung ausländischer Er-

,werbspersonen (etwa 45 000). Das Institut für Ar­
beits~arkt- und Berufsforschung schätzt das Er­
werbspersonenpotential auf rund 26,6 Millionen
Personen (Tabelle 9).

D~e Stille Reserve - sie ergibt sich rechnerisch als
Differenz zwischen dem Erwerbspersonenpotential
auf der einen Seite und den Erwerbstätigenzuzüg­
lich der Arbeitslosen auf der anderen Seite - hat
sich dieser Schätz.ung zufolge 1978 gegenüber dem
Vorjahr kaum geändert, sie umfilßt rund ,600000
Personen. .sie ist damit nur um rund 400 000 Perso~

nen kleiner ais die registrierte Arbeitslosigkeit
oder, anders ausgedrückt, ,der Umfang der' gesam­
ten Unterbeschäftigung kommt in den Arbeitslosen­
zahlen nur zu etwa drei FünfteIn zum Ausdruck.

36
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I

8
Land- und Forstwirtschaft, 8
Fischerei

6 6

Bauwirtschaft zu (Schaubild 16). Die Gebietsköqler­
schaften besetzten ne~, geschaff~ne Stellen, über­
wieg,end erst in der zweiten Jahreshälfte. Im öffent­
lichen Dienst insgesamt,' Bundesbahn und' Bundes-'
post eingeschlossen,. blieb die Beschäftigung etwa
auf dem"gleichen Niveau wie im Vorjahr. '

'0 0
19606162636465'6667686970717273747576'77783)

1) Inlandskonzept (nach dem Beschäftigungsort).- 2) Kreditinstitute
und Versicherungsunternehmen, Halidei, Verkehr und Nachrichten­
übermittlung, übrige Dienslleistungen und Wohnungsvermietung, pri­
vate Haushalte einschließlich privater Drganisalionen ohne Erwerbs­
charakter.- 3) Eigene Schätzung,

SR 760704

93. Bei der Schätzung des ·Erwerbspersonenpotentials
und damit der Schätzung, der Stillen Reserve herrscht al~

lerdings besondere Unsicherheit darüber, wie viele Frauen
dem Erwerbspersonenpotential zuzurechnen sind. Die po­
tentiellen Erwerbsquoten der Männer sowie die' Auswir­
kungen der verlängerten Ausbildungsdauer und der flexi­
blen Ruhestandsgrenze 'auf die Erwerbstätigkeit lassen
sich mit größerer Sicherheit angeben.

Anfang der siebziger Jahr€! sind erheblich mehr Frauen'
als in den vorangegangenen Jahren beru~stätig geworden,
die zuvor nicht gearbeitet haben IJnd auch nicht als ar­
beitslos gemeldet waren. .Die Entscheidung für eine Be­
rufstätigkeit wurde sicherlich dadurch bee[nflußt, daß in
diesen .Jahren die Bedingungen, zu denen Arbeitsplätze
angeboten, wurden, besonders günstig waren. Ob in den'
Jahren danach der Anteil der Ffauen, die gerne arbeiten
wollen, weiter so schnell zugenommen hat, ist nicht
sielze!. Die wachsende gesellschaftliche Anerkennung der
Berufstätigkeit der Frauen könnte dafür sprechen. Dage­
gen steht, daß bei den wieder schlechteren Bedingungen
des Arbeitsmarkts die Erwerbstätigkeit für viele Frauen
nicht mehr so attraktiv sein dürfte.

Aufgrund ,dieser Unsi9herheiteri kön'nen Zahlen über das'
Erwerbspersonenpotential die ,tatsächliche Entwicklung
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Tabelle 9

Deutscher Bundestag - 8: Wahlperiode

Die Entwicklung am Arbeitsmarkt ~)

Jahr

Erwerbstätige
I

Erwerbs- Abhängige , ,
I Arbeits-.Arbeits- Stille Kurz- , Offenepersonen-

darunter Selbstän- lose Reserve 4) arheiter Stellen losen-
potential

zu- I Aus- dige 3) ,quote 5)
sammen 'länder 2)

1000

1960 26398 20090 27~ 5990 271

1961 26622 20580 507 5861 181

1962 26689 20876 ,629 5658 155

1963 26782 21 113 77?> 5483 186

1964 26787 , 21349 .' 902 5269 169

1965 26916 21639 1 119' 5130, 147

1966 . 26890 21650 1244 5'036 161

1967 26539 20921 1 01.4 4896 459

1968 26300 21054 1019 4785 323

1969 26419 21636 1366 4604 179

1970 26719 22148 1807 4422 149

1971 26 9~6 22328 2128 4311 185

, 1972 26973 22360 2285 4220 246

1973 27 077~ 22500 2425 a) 4148 273

1974 26943 22092 2323 a) 4063 582

1975 26820 21.329 2061 3937 1074

1976 26665 21233 1925 3800 1060

1977 26600 21263 1872 3707 1030

1978 6) 26629 21339 1839 3668 997

47

4,3
263' ,

138

9~

147

156

206

480

572

600

625

vH

3 '465 1,3

3 552 0,9 .

4 574 0,'1

11 555 0,9

2 609 0,8

1 649 0,'1'

16 540 0,'1

143 302 ' 2,1

10 488 1,5

, 1 747 0,8

10 795 0,'1

86 648 0,8

76 546 1,1

44 572 1,2

292 315 2,6

773 236 4,8

277 235 4,'1

231 231 4,6

195 245 4,5

1) Abgrenzung naCh dem Inlandskonzept.
2) 1960 Stand Ende Juli, 1961 Stand Ende Ju~i.

'3) Familienangehöriger.
4) Erwerbspersonenpotenti,!l abzüglidJ. Erwerbstätige und Arbeitslose.
5) .Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbspersonen (abhängige Erwerbstätige. und' Arbeitslose) i BereChnung nach dem

Inländerkonzept. ' '
. a) Eigene Schätzung.

Quelle: 'BA (ausgenommen Erwerbstätige und Arbeitslosenquote) ; Berechnung des Erwerbspersonenpotentials: lAB

nur grob wiedergeben. Es muß im Bilde'bleiben, daß es
sich um Schätzungen handelt, die' auf unvoIlkommenen
Informationen beruhen.

11I. Bauwirtschaft vor neuem Boom?

94. Während sich 1978 die konjunkturelle, Ent­
wicklung, aufs ganze gesehen, nur zögernd be­
schleunigt hat, befindet sich ,die Bauwirtschaft in
einem kräftigen Aufschwung. Wegen der großen
Bedeutung des Bausektors - ~und 7 vH aller Er­
'Yerbstätigen arbeiten im Baugew;erbe, und rund
13 vH des Sozialprodukts werden für Bauinvestitio­
nen verwendet - kann erwartet werden, daß sich
die rege Baunachfrage fühlbar auf nachgelagerte
Bereiche und damit auf die gesamtwirtschaftliche
Produktion auswirkt. Allerdings läßt ein Rückblick
auf die Uberhitzung Anfang der siebzig-er Jahre, die

60

'.

nicht nur das Inflationsklima anheizte, sondern
auch zur Entstehung der Beschäftigungsprobleme
der letzten Jahre beitrug, die Sorge entstehen, daß
es noch einmal ähnlich kommen könnte.

\

95. Schon während der Rezession 1967 hatte der,
Staat eine rege Nachfrage nach Biiu.leistungen ent­
faltet, 'und bald danach war auch die Baunachfrage .
der Unternehmen aestieaen. 'Als sich ab 1969 auch' ­
die Nachfrage na~h Wohnungen kräftig belebte,
stießen immer' mehr 'Bauunternehmen an Kapazi-·
tätsgrenzen. Kräftige Preissteigerungen waren di~
Folge; 1970 verteuerten sich Bauleistungen um
16 vH, im Jahr darauf nochmals um 10 vB. Dennoch
wurden immer mehr Bauaufträge für Wohnungen
verg~ben. 'Vielfach wurde ein, allgemeiner _Geld­
wertschwund befürchtet, und die Flucht in Sach­
werte nahm, begünstigt 'durch zunächst nach n'ied­
rige Zinsen, rasch zu';, viele Bauherren haben, um
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Ziel dieser -Programme war es, nicht nur globa'r wir­
kende Impulse zu gebl?n, sondern gleichzeitig aus­
gewählte Arten von Baurnaßnahmen besonders zu
fördern. Die Meh,rzahl der Maßnahmen war auf spe-

, zielle Bauvorhaben wie die Modernisierung älterer
Wohnungep, die Wärmeisolierung, die Sanierung
der Innenstädte, die Verbesserung der Umwelt und
dergieichen gerichtet. Als Folge dieser Politik stieg
der Anteil des Ausbaugewerbes am Bauvolumen
insgesamt von 29 vH im Jahre 1973 auf 33 vH im
Jahre 1977;

Schaubild 17
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die künftige Zins- und Tilgungslast gering zu hal-
'ten, früher gebaut als ursprünglich geplant. Der
Bau von Mietwohnungen erschien trotz niedriger
Anfangsmieten rentabel, da mit raschen Mietste'ige­
rungen gerechnet wurde.

Obwohl der Staat seine Tiefbauauftriige bereits seit
1970 eingeschränkt hatte, und auch die Baugeneh­
migungen für Fabrikhallen und Bürogebäude . im
gleich,eI). Jahr ihren Höhepunkt überschritten hat­
ten, verleitete die kräftige Wohnungsnachfrage

. mehr' und meJ;u Bauunternehmen dazu, ihre künfti­
gen Marktchancen zu optimistisch eInzuschätzen.
Von 1968 bis 1973 hat das Bauhauptgewerbe seine
Gerätekapazitäten um 30 vH, ausgeweitet. ,Daß die
überschäumende Nachfrage nach Wohnungen mög­
·licherweise ein Vorbote eines drastischen Nachfra­
gerückgangs in den 'folgenden Jahren sein könnte,
wurde kaum gesehen. ,

96. Zum konjunkturellen Umbruch in der B~uwirt­
schaft kam es schließlich, als sich von Anfang des
Jahres ,1973 an die Nachfrage ~a'ch Wohnungen'
drastisch verringerte (Schaubild 17). Die Auftrags­
eingänge im Bauhauptgewerbe fielen von Anfang
1973 bis Anfang 1974 dem Volumen nach um rund

I 25 vH zurück i .im Wohnungsbau, der' einen Anteil
von mehr als zwei Fünftelh am gesamten Bauvolu­
men hat,' sogar um 40 vH. Fast völlig zum Erliegen
kam nach und nach' der fnü finanzierte Mietwoh­
nungsbau.

Die Bauherren hatten erkannt, daß' angesichts des
g~stiegenen Angebots an neuen Wohnungen und
der hohen Ba1:l~osten. die Gefahr, Neubauten nicht
kostendeckend verkaufen oder vermieten zu kön­
nen, immer größer wurde. Dabei spielte mit eine'

. Rolle, daß die Vergleichsmietenregelung, die 1971
eingeführt wurde, Mieterhöhungen erschwerte und
die Rentabilität von Mietwohnungen zusätzlich be­
lastete.' Vor allem aber waren inzwischen die Zin­
sen stark. in die Höhe gegangen.' Hinzu kamen fi-

.. nanzpolitische Restriktionen; die degressive Ab-·
. schreibung, bei Gebäuden wurde aufgehoben, und
die erhöhte Abs~hreibung' gemäß § 7 b Einkommen­
steuergesetz wurde vorübergehend ausgesetzt..

Von' 1973 bis 1975 verminderten die Unternehmen
des Bauhauptgewerbes ihre Beschäftigtenzahl um
21 vH. Die Produktion .dagegen verringerte sich we"
gen der zunächst noch l).ohen Auftragspols.ter im
gleichen Zeitraum etwas' weniger, . niimlich' um
17 vH. Für große Bauunternehmen war es teilweise
möglich, den' Auftragsrückgang 'im Inland durch
Auslandsnachfrage auszugleichen; von 1973 bis
1975 steigerten ausländische Bauherren ihre Aufträ­
ge an deutsche Bauunternehmen um das Fünffache
auf 7,3 Mrd DM. Die großen Unternehmen konnten
so ~rotz vielfacl?- nicht kostendeckender Preise im
Inland ihre Beschäftigung besser aufrechterhalten
als die kleinen Firmen. '

1968 69 70 71 7Z 73· 74 75, 76 77' 783)

97. Der Staat reagierte mit einer Reihe von Pro­
. grammen, mit denen die Konjunktur und insbeson­

dere die Baunachfrage wieder angekurbelt werden
sollten (Tabelle 10).

1) Wohnungen in Wohn- und Nichtwohnbauten einschließlich Baumaß·
nahmen an bestehenden Gebäuden.- 2) Wohnungen in neuerrichlelen
Wohnge,bäuden.- 3) Eigene Schätzung.

SR 780727
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Tab elle 10

Datum

17. Februar 1973

9. Mai 1973

19. pezember 1973

Deutscher Bundestag' - 8. Wahlperiode

.'

Bauwirtschaft und staatliche.Konjunkturprogramme

Die Bundesregierung kündigt in ihrem Jahreswirtschaftsbericht als finanzpolitische
Sofortmaßnali1Ile unter ,anderem an, die Investitionszulage von 10 vH auf 7,5 vH zu
kürzen und die degressive Abschreibung bei Gebäuden,mit Ausnahme des öffentlich
geförderten Wohnungsbau!" aufzuheben.

Die Bundesregierung beschließt ein Stabilitätsprogramm. Unter anderem sollen mit
sofortiger Wukung eine Investitionsteuer von 11 vI:! - bei ermäßigtem Steuersatz, von
5,5 vH - für höchstens zwei Jahre eingeführt sowie die degressive Abschreibung für
neue Ausrüstungsinvestitionen und die erhöhte· Abschreibung gemäß § 7 b EStG für neu
beantragte Wohnbauten bis zum 30. April 1974 ausgesetzt werden.

Die Bundesregierung hebt di'e konjunkturpolitischen Maßnahmen des Stabilitätspro­
gramms vom 9. Mai weitgehend auf. So wird neben anderem die Investitionsteuer rück­
wirkend zum 1. Dezember aufgehoben und die Sonderabs'chreibung nach § 7 b EStG für
Wohngebäude wieder ermöglicht, sofern der Bauantrag nach dem 31. Dezember 1973
gestellt wird.

6. Februar 1974

25. September 1974

12. Dezember 1974

27. August 1975

20. Dezembe~ 1976

23. März 1977

27. Mai 1977

27. Oktober 1977'--

1. Juli 1978
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Zur Verbesserung der kommunalen Infrastruktur stellen Bund und Länder zusammen
,600 Mio DM zur Verfügung; das Schwergewicht liegt auf dem Tiefbau. Darüber hinaus
plant der Bund in diesen Gebieten Investitionen in' Höhe von 300 Mio DM.

.' . '.
Sonderprogramm von 950 Mio DM zur regionalen und lokalen Abstützling der Beschäfti­
gung. Begünstigt werdE!ll vor allem Hochbauprojekte, daneben auch die Altbaumoderni-
sierung und der soziale Wohnungsbau. '

Die Bundesregierung beschließt ein "Programm zur' Förderung von Beschäftigung und
Wachstum bei Stabilität". Es sieht zusätzliche Investitionen des Bundes in den Bereichen
Energieversorgung und Hochbau von 1,13 Mrd DM vor, ferner eine Investitionszulage für
Gebäude, für die die Baugenehmigung zwischen dem 1'. Dezember .1974 und dem 30. Juni
1975 beantragt und die vor dem 1. Juli 1977 fertiggestellt werden.

. .
Die Bundesregierung' beschließt ein "Programm zur Stärkung von 'Bau- und' anderen
Investitionen" mit 'einem Volumen von 5,75 Mrd DM. Es enthält unter anderem folgende

,Maßnahmen: Bundeseigep.e Investitionen in Höhe von 1,2 Mrd DM;·bauwirksame Arbeits-.
beschaffungsmaßnahmen (0,6 Mrd DM) i Verbesserung der kommunalen Infrastruktur und
Stadtsariierung (2,45 Mrd DM); Wohnungsmodernisierung (0,7 Mrd DM); Zwischenfinan­
zierung vonBausparverträgen (0,3 Mrd D;M); Da,rlehen zur Erleichterung der Finanzierung
kommunaler Investitionen und Verstärkung der ERP-Umweltschutzprogramme (0,5 ;Mrd.
DM).

Die Abschreibungsvergün:stigungen bei Gebäuden nach '§ 82a und § 82 g Einkominen~
ste,uer-Dutchführungs,:erordnung werden um drei Jahre verlängert.

Die Bundesregierung beschließt ein ",Programm für Zukunftsinve,sti'tionen". Für öffentliche
Investitionen sind im Verkehrswesen 3,7 Mrd DM, in der Energieversorgung 1,3 Mrd DM,
in 'der Wasserwirtschaft 4,1 Mrd DM, für eine bessere Wohilumwelt 4,1 Mrd DM und für
die Berufsbildung 0,6 Mrd DM vo'rgesehen. Teilweise sollen durch diese Mittel private
Investitionen in Höhe von 2,2 Mrd DM angeregt ''lerden. '

Der Bundestag beschließt das Gesetz über steuerliche Begünstigungen bei der Herstellung
oder Anschaffung bestimmter Wohngebäude. Wesentlicher Ip,halt: Ausdehnung des § 7 b
EStG auf Altbau-Erwerb und Fortfall der Grunderwerbsteuer bis zu gewissen Höchst­
grenzen. Das Gesetz tritt rückwirkend zum 1. Januar·1977 in Kraft.

\V"iedereinführung der degressiven Abschreibung -für 'Vlirtschaftsbauten und den frei
finanzierten vVühnungsbau ab'!. September 1977. .

Das erste Gesetz zur Änderung des Wohnungsmodernisierungsgesetzes tritt, in Kraft. Es
sieht Zuschüsse für energiesparende Investitionen in Wohnhäusern sowie (alternativ)
Abschreibungserleichterungen vor. Für die Jahre 1978 bis 1982 werden die Kosten für
Bund und Länder auf insgesamt 41/2 Mr~ DM veranschlagt.

"
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98." Die umfangreichen finanzpolittsehen Maßnah­
men . haben sicherlich dazu .beigetragen, daß im
Herbst 1916 in der Bauwirtschaft eine Wende zum
Besseren eintrat. Eqenso dürfte die Baunachfrage
C).ber dadurch belebt worden sein, daß die Hypothe­
kenzinsen sanken.

99. Die' Bestelleingänge beim Bauhauptgewerbe
nahmen von ihrem Tiefpunkt im Herbst ·1916' bis
zur Jahresmitte 1918 dem Volu~en nach um etwa
35 vH zu;' sie erreichten damit wieder das sehr
hohe Niveau der Jahre 1911 und 1912. Besonders
hohe Auftragseingänge konnten die Unternehmen.
q.es Tiefbaus (+40 vH) und vor allem die Woh­
nungsbauup.ternehmen (+50 vH) buchen. Die Auf­
träge für Tiefbauarbeiten waren in den ·letzten Mo­
naten in einigen Gemeinden so umfangreich, daß es
regional zu einer Dberhitzung im Baugewerbe ge­
komnlen ist. Die Wohnungsbauaufträge waren trotz
der starken Nachfragebelebung seit Mitte vergan­
genen' Jahres noch merklich geringer als in der
vergangenen Hochkonjunktur; im Jahre 1918 dürf­
ten die Aufträge für Wohnbauten etwa um 15 vH
niedriger sein als 1912. '.

100. Nicht vollständig befriedigend kann' erklärt­
werden, warum es ;rund anderthalb Jahre dauerte,
ehe die expansive NeIchfrage .ihren. Niederseh!;'!!] in
einer ähnlich kräftigen Produktionsausweitung
fand. Erst SEüt Beginn dieses .Jahres wird die Bau­
produktio.n zügig ausgeweitet, im dritten Viertel­
jahr 1918 wurden gut 8 vH mehr Bauten erstellt als
ein Jahr zuvor. '

Ein Grund für die Zurückhaltung der Bauunterneh­
men, die Produktion auszuweiten, mögen Zweifel
an: der Dauerhaftigkeit des' neuerlichen Auf­
schwungs gewesen sein; möglicherweise wird auch
befürchtet, daß nach dem Auslaufen des Programms
für Zukunftsinvestitionen die Baunachfrage wieder

·merklich zurückgeht., Vielfach wird auch argumen­
tiert, daß keine nennenswerten Produktionsreser­
ven mehr vorhanden seien. Die Gerätekapazität ist
derzeit· etwa so groß wie 1913, und der Ausla­
stungsgrad, wie ihn; das Ifo-Institut aufgrund von
Unternehmensbefragungen ermittelt, ist höher als
damals; im Herbst 1918 lieg.t er aber noch deutlich
niedriger als' im Herbst des' Jahres 1910. Von den
maschinellen Kapazitäten her dürfte es demzufolge
noch keine gravierenden Angebotsengpässe in der

·Bauwirtschaft geben. . ,

101. Selbst wenn die maschinellen Kapazitäten
ausreichten, könnte es zweifelhaft sein, ob es genü­
gend Bauarbeiter für eine kräftige Ausweitung der
Produktion gibt. Auf einigen regionalen Märkten
waren. im Sommer dieses Jahres schon mehr offene

·Stellen für Bauarbeiter als Arbeitslose gemeldet, so
in. Schleswig"Holstein, Hamburg, Hessen, .Ba­
den-Württemberg und Südbayern. In verscliiedenen
Bauberufen herrscht sogar im gesamten Bundesge­
biet ein zunehmender Map.gel an Facharbeitern. So
gab es nach der Strukturuntersuchung der Bundes­
anstalt für 'Arbeit vom Mai dieses Jahres rund 3 000
arbeitslose Maurer, aber mehr als doppelt so viele
offene Stellen. Daß es fül' die Bauwirtschaft immer

schwieriger wird, offe'ne Stellen zu besetzen, ist
auch daran zu erkennen, daß immer mehr Unter­
nehmen Produktionsbehinderungen durch Arbeits­
kräftemangel melden: im Sommer waren dies laut.
Ifo-Konjunkturtest fast 30 vH der Unternehmen,
v~rglichen mit 10 vH im Jahr zuvor. Ein weiteres
Zeichen für zun~hmendenArbeitskräftemangel sind
die im Vergleich zu anderen Branchen .relativ ho­
hen Lohnsteigerungen; ir~l Bauhauptgewerbe sind
die Löhne und Gehälter je Arbeitsstunde 1918 etwa
1 vHhöher als im vergangenen Jahr. Im Durch­
schnitt der Volkswirtschaft betrug die Steigerung
dagegen rund 51/2 vH.

Die gegenwärtigen Schwierigkeiten, Fachkräfte zu'
finden, dürften auch damit zusammenhängen; daß
die Bauunternehmen in der Vergangenheit zu we­
nig Auszubildende beschäftigt haben, sei es, daß zu
wenig Jugendliche einen Bauberuf lernen ~ollten,

sed es, daß die Bauwirtschaft nicht genügend Aus­
bildungsplätze angeboten hat. Im Jahre 1912 etwa
wurden im Bauhauptgewerbe nur 26 000 Auszubil­
dende gezählt, das waren 1,1 vH aller Beschäftig­
ten. Allein um den Bestand an Facharbeitern zu si­
chern, hätten es rund 5 vH sein müs·sen.Inzwischen
dürfte es im Bauhauptgewerbe .etwa 60 000 Auszu­
bildende geben, das entspricht dem erwähnten An­
teil von 5 vH. Die Steigerung wäre noch größer,
blieben nicht gerade in der Bauwirtschaft .Ausbil­
dungsplätze in nennenswerter Zahl unbe!?etzt.

Die Anspannung auf dem Arbeitsmarkt für Bauar­
beiter . ist aber sicher nicht annähernd so ausge­
prägt wie in den Jahren. des. vergangenen Bau-'
booms. Während es im Sommer 1910 über 100000
offene Stellen für Bauarbeiter, aher nur 3000 Ar­
beitslose gab, waren es im Sommer dieses Jahres
23 000 offene Stellen und 26000 arbeitslose Bauar­
heiter.

102. Angesichts der kräftigen Nachfrage nach
Bauleistungen hat sich der Preisauftrieb seit An­
fang 1916, erheblich beschle;unigt; im Herbst dieses
Jahres war das Bauen gut 6 vH teurer als vor eh
nem Jahr. \l\,Türden sich dadurch wiederum mehr
Bauherren veranlaßt sehen, t'rüher als ursprünglich,
geplant zu' bauen, wäre eine Dberhitzung der Bau­
konjunktur, so· wird vielfach befürchtet, nicht aus­
zuschließen.

103. Anders ais Anfang der siebziger Jahre gibt es .
heute jedoch keine vorherrschenden Inflationserwar­
tungen. Die .Gefahr, daß aus Furcht vor einem zu­
nehmenden Geldweitschwund eipe überschäumende
Baunachfrage ents~eht, ist heute geringer als da­
mals. Kräftig steigende Baupreise sind hei gleich­
zeitig nur mäßigem ;allgemeinen Geldwertschwund
aufs Ganze gesehen eher ein Hemmnis als ein An­
reiz für eine weiter steigende Baunachfrage.

Gegenwärtig sind es vor allem günstige Finanzie­
rungsbedingungen und die allgemeine steuerliche
Entlastung der Einkommen, die die Baunachfrage
fördern.

104. Zu einem verstärkten Angebot an Wohnbau­
ten wird es nur dann kommen, wenn auch die Aus-'
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S eh a u bi I q 18sicht besteht, daß das Bauen sich rentiert. Bei einer
kräftigen Baukonjunktur werden die Kosten schnel-

. lei- steigen als die Mieten und zudem wird das ver­
größerte Wohnungsangebot Druck auf die Preise
ausüben. Die Erfahrung des vergangenen Bau­
hooms, in dessen Folge zahlreiche Neubauten nicht
kostendeckend verkauft oder vermietet werden
konnten, dürfte dazu beitragen, daß das Wohnungs­
angebot nicht so stark vergrößert wird wie da­
mals.

105. Die Frage, ob es noch einmal zu einem über­
steigerten Bauboom wie zu Beginn des, J ahrzelints

,kommen könnte, ist daher letztlich die Frage da­
nach, ob die Wirtschaftspolitik so expansiv wird,
daß demnächSt wieder Inflationsfurcht aufkommen
könnte, so daß das Bestrli!ben,' sich vor dem Geld­
we~tschwundzu schützen, erneut zu einer Flucht in
die Sachwerte führte.

BEWEGUNGEN AM ARBEITSMARKT
Mio
9r----,----,------,-------,
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Zugang an Arbeilslosen1)
Zugang
an offenen Stellen1)

1---+---'-----j-----+------i44

Da der Anteil der längerfristig Arbeitslosen größer
geworden ist, hat sich die Anzahl der Personen, die
Arbeitslosengeld beziehen, im· veigangenen 'Jahr
noch einmal verringert, Ende Mai 1977 erhielten
430 000 Personen Arbeitslosengeld, das, waren
46 vH, aller Arbeitslosen; E'nde Mai dieses Jahres
waren es 390 000 oder 43 vH der Arbeitslosen. Dies
führte jedoch nicht dazu, daß die Anzahl der Emp­
fänger von Arbeitslosenhilfe zugenomm~n hat, weil

--
1) Jahressummen.- 2) Jahresdurchschni"e,- 3) Eigene Schätzung.

SR 780697 Quelle: BA
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Anschluß daran gewährt werden kann, beträgt
. höchstens 85 vH des' Arbeitslosengeldes. Vielfach
liegt die Arbeitslosenhilfe jedoch darunter,. weil bei
ihrer 'Berechnung anders als beim Arbeitslosengeld

.sonstige Einkommen und Vermögen des. Arbeitslo­
sen sowie Leistungen, 'die er etwa von'engen Ver-
wandten beanspruchen kann, berücksichtigt wer­
den. Dies hat zur Folge, daß zahlreiche Arbeitslose
nur in sehr geringem Umfang Arbeitslosenhilfe er­
halten; vielfach besteht gar kein Anspruch auf Un­
terstützungszahlungen..- . .

106. Die hohe Unterbeschäftigung hält seit nun­
mehr vier Jahren a,n. Seit dem Frühjahr 1Q75 ist die
Arbeitslosenquote, sieht man von saisonalen Bewe­
gungen ab, nicht nennenswert ~nter' 41/2 vH ge­
sunken; im Durchschnitt dieses Jahres waren etwa

.eine Million Personen. arbeitslos, das sind nur
·75000 weniger als 1975: Die geringen Veränderun­
gen dürfen' jedoch nicht darüber hinwegsehen
lassen, da~ erhebliche Bewegungen auf dem Ar-

.beitsmarkt stattfinden, Jedes Jahr haben· etwa
sechs Millionen Personen ihren Arbeitsplatz aufge­
geben oder verloren, und ungefähr ebenso viele
wurden· eingestellt. Diese Bewegungen haben sich
allerdings im Jahre 1978 etwas verringert. Auch
sind den Arbeitsämtern 1978 weniger offene Stellen
gemeldet worden als im vergangenen Jahr; der Be­
stand an off~nen Stellen dagegen war in diesem
Jahr etwas größer als 1977 (Schaubild 18). I

Änderungen in der Struktur der Arbeitslosigkeit

IV. Zunehmende Differenzierung am
Arbeitsmarkt

107. Die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosig­
keit hat sich noch einrrial erhöht. Von Mai 1977 bis
Mai 1978 ist die Anzahl derer, die länger als ein
Jahr arbeitslos waren, von rund 170000· auf über

! 200 000 oder von 18 vB auf 22 vH aller Arbeitslosen
.. gestiegen (Tabelle 11r Länger' als, zwei Jahre ar­

beitslos "raren im IvIai- dieses - Jahres mehr als
90 000 Personen gegenüber knapp 60 000 im glei­
chen Monat des vorangegangenen Jahres.

Wer über längere Zeit arbeitslos ist, muß zum Teil
erhebliche Einkommenseinbußen hinnehmen, Ar­
beitslosengeld wird längstens für die Dauer eines
Jah!-"es gezahlt. Es beträgt 68 vH des _zuletzt erziel­
ten Nettoeinkommens (Bruttoarbeitsentgelt abzüg­
lieh 'gesetzlicher Abzüge, die bei Arbeitnehmern
gewöhnlich anfallen), jedoch nicht mehr als rund
400 Mark je Woche. Die Arbeitslosenhilfe, die im
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immer mehr von jenen, die längere Zeit' arbeitslos
sind, nicht als bedürftig gelten. Die Anzahl derer,
die Leistungen der Arbeitslosenhilfe in Anspruch
nahmen, betrug unverändert 146,000. In dieser
Gruppe waren im Mai 1978 etwa 85000 länger als,
ein Jahr ohne Beschäftigung. Von den längerfristig
Arbeitslosen hatte ein Drittel keinen Leistungsan­
spruch, von' denen, die weniger als ein Jahr arbeits­
los waren, dagegen nur ein Siebentel. Insgesamt
hatten Ende Mai dieses Jahres 79 vH dei Arbeitslo­
sen Anspruch auf Leistungen, Ende' Mai vergange­
nen Jahres ware'n es 82 vH.

108. ' Im Durchschnitt des Jahres 1978 waren etwa
30 000 wenig~r PersonE;n arbeitslos' als im' Jahr zu-

vor. Vor allem Arbeitslose, die eine betriebliche
Berufsausbildung nachweisen können, werden von
den Unternehmen wieder verstärkt eingestellt. Im
Mai wurden 26 000 ,weniger Arbeitslose mit abge­
schlossener Berufsausbildung gezählt als ein Jahr
zuvor. Die Anzahl der:. Arbeitslosen ohne Ausbil­
dungsabschluß ist, dagegen nur um 7 000 kleiBer ge­
worden; ihr Anteil an allen Arbeitslosen hat sich in
diesem Jahr ,auf über 55 vH erhöht. Die Anzahl der
weniger qualifizierten Arb.eitslosen: ist nicht zuletzt
deshalb kleiner geworden, Weil die Unternehmen
ihr Angeqot an Ausbildungsplätzen ausgeweitet' ha~
ben und damit insbesondere zum Abbau der At­
beitslosigkeit unter Jugendlichen ohne Berufsaus­
bildung beigetragen haben.

Tabelle 12

Arbeitslose im Mai 1978 nach D'auer der Arbeitslosigkeit 1)
und nach ausgewählten Gruppen

1000

davon Dau~r der Arbeitslosigkeit von ... 'bis unter .. ,

Ins- 1 bis 3 ' I, 3 bis 6 6 bis 12 I,
2 Jahre

unter I 1 bis 2gesamt
1 Monat ' Jahre und'

Monate länger

Insgesamt' ••• 0 ................. "I"' 913 106 206 214 185 112 91
darunter: mit gesundheitlichen

55Einschränkungen ............ 263 19 43 59 38. 50

darunter:
Schwerbehinderte 2) 52 3 7 10 ,11 8 14

Nach Geschlecht

Männer . ;.•..... ',' .........' 439 55 9,9 105 77 52 51

Fraue.n •••••••••••• 0.0 ••••• ' 474 50 106 109 107, 60 40

Nach Nationalität

Deutsche .................... 810 92 180 187 166 101 .85

Ausländer ................. 103 14 26 28 19 11 5

Nach Berufsausbildung

mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung ................ 406 ' 49 97 94 83 48 34

ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung ................ 507 56 109 120 101 64 56

Nach Beschäftigungsverhältnis

Angestellte '....•...... '.... 342 37 80 78 75 41 '30
Arbeiter

,"
571 69 125 136 109 71 61...................

Nach Altersgruppen
I ünter 20 Jahre n 14 24 19 13 6 1

20 bis unter 25 Jahre '157 24 44 40 29 16 5

25 bis unter45 Jahre' .... " .. 418 50 97 101 85 52 33

45 bis unter 55 Jahre • 0·...... 142 12 24 31 28 20 ' 27

55 bis un'ter 60 Jahre 84 5 12 17 18 13 20

60 Jahre und älter 34 1 4 6 11 6 5

1) Bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit.
'2) !vIit anerkannter Minderung der Erwerbsfähigkeit.

06
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,109. Im Gegensatz zu' den vorangegangenen Jah­
ren ist 1978 auch die 'Arbeitslosenquote der Frauen
zurückgegangen, nicht zuletzt deshalb, weil sich im
Dienstleistungsbere:i.ch,' wo der Anteil der weibli­
chen Arbeitnehmer größer ist als im Durchschnitt

Oder Wirtschaft, die Nachfrage nach Arbeitskräften
deutlich belebt hat. Dennoch ist es für Frauen wei­
terhin erheblich schwieriger als für Männer, eine
Beschäftigung zu finden. Diel\rbeitslosenquote der
Frauen war ini Durchschnitt des Jahres 1978 mit
knapp 6 vH immer noch erheblic.h höher als die der
Männer (Schaubild 19). Das Stellenangebot für
Männer war dagegen rund andertha,lbm?-l so groß
wie das für Frauen. Arbeitslose Frauen, die eine

'Teilzeitbeschäftigung suchen (etwa zwei Fünftel
der arbeitslosen Frauen), haben nach wie vor be­
sonders große Schwierigkeiten, auf hundert Stellen­
gesuche für Teilzeitarbeit entfalleri nur rund' drei- '

. zehn Angebote, bei den Vollzeitstellen sind ~s na­
hezu doppelt so viele.

Viele verheiratete Fra~en verzichten angesichts der
geringen Stellenangebote nach längerer Arbeitslo-

QueUe: BA

1) Anteil der Arbeitslosen im den abhängigen Erwerbspersonen nach'
Mikrozensus-Ergebnissen,- 2) Eigene Schätzung.

111. Auch für die Älteren hat sich die Arbeits­
marktsituation 1978 nochmals verschlechtert. Zwar
gibt es für etwa 50 vH der Arbeitnehmer Tarifver­
träge, in denen ein gesonderter Kündigungsschutz
für ältere Arbeitnehmer vereinbart ist, wenn sie
aber arbeitslos werden, sind ihre Chancen, in einen
neuen Arbeitsplatz, vermittelt zu werden; geringer
als die der jüngeren Arbeitslosen. Nur etwa 60 vH
der' offenen Stellen werden auch Personen angebo­
ten, die älter sind als 55 Jahre. Dies ist mit ein
Grund dafür, daß der Anteil älterer Personen an
den längerfristig Arbeitslosen schon seit mehreren
Jahren zunimmt. Im Mai dieses Jahres waren über
27 vB der bereits länger als zwei Jahre Arbeitslo­
sen älter als 55 Jahre (ein Jahr zuvor knapp 23 vH);
der Anteil dieser Altersgruppe an den Erwerbsper­
semen beträgt etwa 12 vH. Teilweise sind die älte­
ren Arbeitslosen vielleicht nur noch in geringem
Maße an einer neuen BeschäfÜgung interessiert,
teilweise ,werden sie wohl auch gedrängt, von der
Möglichkeit' Gebrauch' zu machen, daß Personen,
die älter als 59 Jahre sind und ein Jahr arbeitslos
waren, vorzeitig' in <;len Ruhestand treten können'.
Im Ergebnis' nehmen etwa zwei Drittel der Berech­
tigten die~e Möglichkeit wahr. ,

112. Für Jugendliche hat sich die Arbeitsma~ktsi­

tuation 1978 insgesamt nicht so ungünstig entwik­
kelt. Im Oktober dieses Jahres waren verglichen
mit dem Vorjahr 14000 weniger Personen unter 20
Jahren arbeitslos gemeldet; die Arb~ütslosenquote

110. Die Arbeitslosigkeit bei denjenigen, die in
der Statistik als Personen mit gesundheitlichen Ein­
schränkungen' gezählt werden, ist 1978 erneut ge­
stiegen. Im Mai waren mehr als 260 000 Arbeitslose
gesundheitlich behindert, das entspricht einer Zu-'

nahme von 11 vH gegenüber Mai 1977. Die Anzahl
der schwerbehinderten Arbeitslosen, im Mai waren
es 'über 50 000, ist sog'ar noch einmal um 18 vH ge­
genüber dem Vorjahr gestiegen.' Diese ungünstige
Entwicklung ergibt sich zum einen daraus, daß an­
ders als bei den, Personen ohne gesundheitliche
Einschränkungen noch einmal mehr Behinderte ih­
ren Arbeitsplatz aufgeben mußten als im Jahr zu­
vor. Zum anderen ist es offensichtlich weiterhin
trotz arbeitsmarktpolitischer Sonderprogramme
sehr schwierig, Behinderte zu vermitte,ln. Die niitt~

lere Dauer der Arbeitslosigkeit der Behinderten ist
zW.a.r nicht noch einmal stärker gestiegen als die
der übrigen Arbeitslosen" doch es hat sich eben
auch nichts daran geändert, daß unter den länger­
fristig Arbeitslosen Behinderte weit häufiger anzu·
treffen sind, als ihrem Anteil an den Erwerbstätigen
entspricht.

, sigkeit darauf, über das Arbeitsamt eine Beschäfti­
gung zu suchen. Teilweise fällt diese Entscheidung
wohl mit der Beendigung der Zahlung des Arbeits~

losengeldes .zusammen. Dennoch sind nahezu eben­
'so viele Frauen wie Männer länger als ein Jahr ar­
beitslos gemeldet (Tabelle 12). Die Anzahl der län­
gerfristig arbeitslosen Frauen hat 1978 erneut we­
sentlich stärker zugenommen' als die der längerfri-

, stig arbeitslosen Männer.
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Tab elle 13
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,',

Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den Landesarbeitsam,tsbezirkeq.

Arbeitslosenquoten invH 1)

Ein- I I Iheit 2) 1970 1971' 1972 1973 I 1974, I 1975 I 1976 119773) 119783)4)

Schleswig-Holstein-Hamburg

Niedersachsen-BreIlien

N ordrhein-Westfalen

Hessen , .

Rheinlalld-Pfalz-Saarland

Baden-Württemberg

Nordbayern ' .

Südbayern

Berlin (West)

I

11

III

I

11

III

I

11

III

I

11

III,

I

11

III

I

11

III

I

11

III,

I

11

III

0,7

0,4

2,3

1,1

0,3

3,8

'0,6

0,2

1,2

0,5

0,2

1,3

0,9

0,2

2,0 '

0,2

0,1

O,~

r,o
0,3

3,3

1,0

0,3

5,8

0,6

O,B

0,5

2,0

1,2

0,5

3,5

0,8

0,4

1,6

0,7

0,4

1,3

1,0

0,3 '

2,0

·0,4

0,2

0,7

1,3

O,S
3,5

1,1

0,4

5,3

'0,8

1,1

0,6

2,1

1,7

0,8

4,8

1;2

0,5

2,1

1,0

0,5

1,8

1,2

0,4

2,7

,0,5

0,2

0,7

1,4

0,7,

3,8

1,2

0,5

5,0

1,2

1,2

0,8

2,4

, 1,7

0,8

5,0

1,3

0,6

2,5

1,0

0,5

2,0

1,3

0,4

3,4

'0,5

0,3

0,8

1,3

0,6,

3,7

1,3

0,7 _

, 5,7

1,1

2,5

1,5

5,1

3,1

2,0

7,1'

2;9

1,7

4,6

2,4

1,4

3,5

3,1

~,6

6,0

1,4

0,9

2,1

2,7

1,6

6,0

2,8

1,9

.7,8

2,0

4,6

3,7,

6,4

5,4

4,0

9,8

4,8'

3,2

6,5

4,5

3,1

6,1

5,3

3,7

7,6

3,5

2,6

5,7

5,6

4,0

9,7

4,8

3,6

10,5

,3,7

4;6

3,9

5,9

5,4

'3,9

9,5,

4,9

3,3

6,8

4,4

3,1

5,8

5,2

.3,6

7,7

3,4

'2,1

4,6

'5,7

4,2 :

10,1

4,5

3,1

, 10,5

3,9

4,8

4,1

6,2

5,5

4,1

9,5

5,0

3,1

7,1

4,0

2,9

5,5

5,2

3,7

8,4

2,9

1,8

3,9

5,2

3,7

9,6

4,1

3,0

9,6

4,5

4,6

3,4

,.5,6 '

5,3

3,9

8,7

5,0

2,9

7,8

3,6

2,3,

5,1

5,1 ,

3,4

8,7

2,6

1,7

4,0

4,9

3,5

9,6

3,7

2,6

9,0

4,7

Bundesgebiet · .. ······1 I ,I 0,7

Mittlere Abweichung 5) ., • • . • • • • • . • • •• I 0,51

0,8

0,48

1,1

0,59

1,2

0,61

2,6 '

0,88

4,7

1,00,

4,6

1,08

4,5

1,19

4,4

1,25

1) Anteil der Arbeitslosen an den Arbeitnehmern in vH.
Für Bundesgebiet und Landesarbeitsamtsbezirke : Berechnet mit den abhängigen Erwerbspersonen (ohne Soldaten) nacIi Mikrozen-

;.... _ ~ • . r.. . ,
Sli5-.crgeoillSSei1.. - - - - -- - - - . -

Für Arbeitsamtsbezirke: Berechnet auf Grund g-esdiätzter Arbeitnehmeränteile an der.
2) I: Durchschnittliche Arbeitslosenquote. '

11: Kleinste Arbeitslosenquote eines Arbeitsamtsbezirkes im jeweiligen Landesarbeitsamtsbezirk.
111: Größte Arbeitslosenquote eines Arbeitsamtsbezirkes im jeweiligen Landesarbeitsamtsbezirk.

3) Wegen Gebietsänderungen einiger Arbeitsamtsbezirke in Nord- und Südbayern IJ1it den Vorjahren nur' bedingt vergleichbar.,
4) Januar bis Oktober. '
5) Mittlere Abweichung der Arbeitslosenquoten in den Arbeitsamtsbezirken vom Gesamtdurchschnitt im jey.reiligen J~hr.

Quelle für Grundzahlen: BA
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ist von· 4,4 vH auf 3,8 vH gesunken. Nahezu drei
Fünftel der Arbeitslosen unter 20 Jahren sind Mäd­
chen. Zwar bemühen sich dem Anteil nach weniger
Mädchen als Jungen um eine betriebliche Ausbil­
dungsstelle.. Diejenigen aber, die eine betriebliche,
Ausbildung anstreben, haben es schwieriger als die
männlichen Bewerber; im vergangenen Jap.r hatten
v,on 200 000 weiblichen und 280 000 männlichen
Schulabgängern des Sekundarbereichs I, die sich
um eine Ausbildungsstelle beworben haben, etwa
50000 Mädchen (25,vH) und 40000 Jungen (14 vH)
keinen Erfolg. \

In diesem Jahr hat vermutlich mehr noch als früher
ein großer Teil der Schulabgänger, deren Suche
nach einem betrieblichen Ausbildungsplatz vergeb-

,lich war, schließlich einen anderen Bildungsweg
(hauptsächlich Berufsfachschule und Berufsgrund-,
bildungsjahr) eingeschlagen. Aus 'dem Schulentlas­
sungsjahrgang 1971 entschieden sich einer Umfrage
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
zufolge etwa 'W 000 von insgesamt rund 90 000 er­
folglosen Bewerbern fü~ diese Möglichkeit. Auf
mittlere Sicht dürfte dadurch die Nachfrage ,nach
betrieblichen Ausbildungsplätzen allerdings nur
wenig gemindert werden. Viele der Betroffenen
werden sich aller Voraussicht nach zu einem späte­
ren Zeitpunkt erneut um eine betriebliche A~sbil­

dy-üg bemühen.

Ende September 1978 waren den 'Arbeitsämtern
rund 380000 betriebliche Ausbildungsplätze .gemel­
det, das waren etwa 10 vH mehr als ein Jahr zuvor.
Die A,nzahl der Bewerber, denen noch kein Ausbil­
dungsplatz vermittelt werden konnte, hat sich da­
her verringert, allerdings nur um 21/2 vH auf etwa
26 000; Dies dürfte hauptsächlich demographische
Gründe haben sowie mit regionalen und berufsfach­
lichen Unterschieden zwischen Angebot und Nach­
frage zusammenhängen. Hinzu kommt, daß vermut­
lich ein Teil der Ausbildungsstellen von jenen be­
setzt 'wurde, die zuvor einige Zeit erwerbslos wa­
ren, ohne sich arbeitslos zu melden,' oder die vor­
übergehend eine Tätigkeit' als Hilfskraft angenom­
men haben. Etwa 25 vH allerBewerber,nehmen,die
Hilfe des Arb,eitsamtes nicht in Anspruch. Wie viele .
von diesen Jugendlichen 'noch keinen Ausbildungs- '
platz gefunden haben, kann nicht gesagt ,"':erden. .

, ,

Jugendliche finden weiterhin verhältnismäßig rasch
eine neue Stelle. Etwa drei' Viertel der Arbeitslosen
unte;r 20 Jahren sind weniger aJs sechs Monate
ohne Beschäftigung; bei den übrigen Arbeitslosen
sind. es knapp drei Fünftel. Zugenommen hat die
durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit jedoch
a~ch bei den Jugendlichen.

113. Hinter der Abnahme der Arbeitslosenquote
im ganzen von 4,7 vH im Jahre 1975 auf 4,4 vH im
Jahre 1978 steht auch in räumlicher Hinsicht eine
sehr unterschiedliche· Entwickiungj die reglona:Ien

'Unterschiede in der Arbeitslosigkeit waren 1978
größer als im Tiefpunkt der Rezession (Tabelle 13);
In Hessen, Baden-Württemberg, Südbayern und
Nordbayern sind die Arbeitslosenquoten seit 1975
deutlich gesunken; in Nor<;lrhein-Westfalen un,d
BerliI( dagegen hat si~h die Arbeitsmarktlage wei-

. ter verschlechtert. Daß das Beschäftigungsproblem
in einigen Regionen kleiner geworden ist, in ande­
ren dagegen unverändert blieb oder sich sogar ver­
schärft hat, ist zum Teil Niederschlag dessen, daß
seit der Rezession kein konjunktureller Auf­
schwung stattgefunden hat, von dem die Wirtschaft •
in voller Breite erfaßt wurde. Es waren vielmehr
einzelne Bi'einchen, deren Unternehmen sich regio­
nal nicht gleichmä,ßig verteilen, die gut beschäf~igt
waren. So hat beispielsweise die starke Nachfrage
nach Automobilen dazu beigetragen, daß in Ba­
den-yvürttemberg, wo neben einigen Automobilher~

, steIlem zahlreiche Zulieferfirmen beheimatet sind,
weniger Menschen arbeitslos -sind als im Bundes­
durchschnitt, in',einigen Arbeitsamtsbezirken sogar
weniger 'als 2 vH. ,Dagegen sind dort, wo in 'großem
Umfang Schwerindustrie angesiedelt ist, wie im
Ruhrgebiet und im Saarland, Arbeitslosenquoten
von über 7 vH zu verzeichnen.

Doch die räumlich uI,lterschiedliche Verh:iilungder
Branchen' ist nur die eine Seite; denn, ein Auf­
schwung ist ja nicht vorgegeben, sondern immer
auch das Erg,ebnis erfolgreicher Anstrengungen
einzelner. So ,spiegelt sich in der regional verschie­
denen Entwicklung der Arbeitslosigkeit auch, daß
die' Unternehmen in einzelnen Regionen in unter­
schiedlichem Maße darauf vorbereitet und in der
Lage waren, neue Chancen zu nutzen und ihr Ange­
bot den veränderten Bedingungen anzupassen. Ba­
den-Württemberg ist nicht in erster Linie wegen,
glücklicher Umstände oder staatlicher Nachfrage
seit Jahren das Bundesland mit den kleinsten Be­
schäftigungsproblemen. Ein Mißverständhis wäre es
auch zu glauben, der Erfolg einzelner Regionen sei
ein Erfolg auf Kosten anderer. Eher ist das Gegen­
teil der Fall: Wirtschaftlicher Erfolg in einer Re­
gion führt zu einer Verbesserung p-f'!r Lage in ande­
ren.

Das Beispiel der Regionen, in denem die Arbeitslo­
sigkeit noch immer oder wieder verhältnismäßig
niedrig ist, zeigt auch, daß allgemeiner Pessimis­
mus hinsichtlich der Wi'!ldereingliederung der Ar­
beitslosen in das Erwerbsleben nicht begründet er­
scheint. Wo die Nachfrage nach Arbeitskräften leb­
haft ist, werden' anscheinend zum großen Teil auch
jene beschäftigt, denen anderswo aus unterschiedli­
chen Gründen kaum eine Chance auf einen neueh- ,
Arbeitsplatz eingeräumt wird,.

Teilweise Arbeitskräftemangel

114. Für einige Qualifikationen und Berufe ist die
Arbeitsmarktsituation in diesem Jahr in der Bun­
desrepublik insgesamt günstiger als 1977 (Schau­
bild 20). Die Unte,rnehmen suchen vorwiegend Per­
sonen init einer abgeschlossenen Berufsausbildung,
haben' aber zunehmend Schwierigkeiten, diese zu
finden. So kommt es, daß trotz eines geringeren Zu:
gangs ,an offenen Stellen als im Vorjahr die Anzahl
der unbesetzten Stellen gestiegen ist. Für Fachar- ,
beiter, von denen schon bisher nur verhältnismäßig
wenige arbeitslos waren, hat sich die Arbeits~arkt­
situation also weiter verbessert. Nach der Struktur-
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Quelle: BA
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untersuchung der Bundesanstalt "für Arbeit waren
im Mai 103 000 Facharbeiter~ arbeitslos,' knapp
19 000 Stellenangebote lagen' den Arbeitsämtern
vor. Obwohl sich auch für Angestellte die Nachfra­
gein diesem Jahr deutlich belebt hat, bleiben de­
ren Be~chäftigungsaussichtenerheblich hinter de­
nen der Facharbeiter zurück; den. 90 000 offenen
Stellen standen etwa dreimal so· viele Arbeitslose
gegenüber. Gewerbliche Hilfskräfte' hingegen wa­
ren wehigeJ.: gesucht und in größerer Anzahl ar-
beitslos als vor einem Jahr. '

115. Auf wenigen zunieist kleineren berufsfachli­
chen Teilarbeitsmärkten für Arbeitskräfte mit abge­
schlossener B'erufsausbildung gibt es mehr offene
Stellen als Arbeitslose. Insgesamt entfielen auf die­
se Arbeitsmärkte' -im Mai etwa 37 000 Stellenange­
bote und 23000 Arbeitslose, das sind 14 vH der of­
fenen Stellen und 21/2 vH der Arbeitslosen; Im
Vergleich zum Vorjahr ist in' diesen Bereichen die
Anzahl "der offenen Stellen um 3 vH gestiegen,
während die Arbeitslosenzahl 'um 9 vH zurückge­
gangen ist. In' beiden Jahren sind es überwiegend
dieselben Berufe, für die es mehr offene Stellen als
Arbeitskräfte gibt. Dazu zählen beispielsweise Bäk­
ker, Köche, Maurer, Tischler, Maler und einige Me­
tallberufe. Allerdings macht sich auch auf diesen'
Arbeitsmärkten die' differenzierte Konjunkturent­
wicklung deutlich bemerkbar; vor allem für Bauar­
beiter 'und Metallarbeiter ist die Nachfrage nach
Arbeitskräften weiter gestiegen und kann immer
weniger befriedigt werden.. .

I~ Bauhauptgewerbe . klagten im Sommer dieses
Jahres nahezu 30 vH der Unternehmen über Ar­
beitskräfteknappheit; ,ein solch hoher Mangel an
Arbeitskräften wurde zuletzt im Boomjahr 1970 ge-

meldet (Schaubild 21). Damals allerdings gab es je
arbeitslosen Bauarbeiter .' erheblich 'mehr .offene
Stellen als in diesem Jahr. . .

Die Ubernachfrage nach Arbeitskräften I{onzen­
trierte sich in den meisten der genannten Berufe
auf Baden-Württemberg und Südbayern. In Baden­
Württemberg wurden im Mai 1978 in diesen Beru­
fen etwa 10 000 Arbeitslose und 17 000 offene Stel­
len gezählt, in Südbayern wan:in es 6 000 Arbeitslo~·
se und 10 000 offen'e Stellen. .

116. Vor. diesem Hintergrund sind die zunehmen­
den Klagen vieler Unternehmen darüber zu werten,
daß es .tro~z einer Arbeits~osenzahl von einer Mil­
lion für die vorhandenen freien Stellen keine geeig­
neten Arbeitskräfte gebe. Aus diesen Klagen wer­
den vielfach Verallgemeinerungen hergeleitet. Dem
Ifo-Konjunkturtest zufolge waren 1978 nur etwa
5 vH der Industrieunternehmen in der Produktion
durch Arbeitskräftemangel behindert, Danach hät­
tendie Schwierigkeiten, geeignetes Personal zu be­
kommen, kaum zugenommen i nur in den Rezessions­
jahren ,1967 und 1975 wurde eine geringere Pro­
duktionsbehinderung gemeldet. Nach alledem dürf­
ten die Probleme, offene Stellen· zu besetzen, in der
Wirtschaft insgesamt noch nicht ausgeprägt sein,

. so' sehr 'sie im einzelnen, zumal bei Facharbeitern,
schon ins Gewicht iaHen mögen.

;17. 'Berufliche uI).d regionale Mobilität der Ar­
beitslosen sind' geeignet,' die individuelle Dauer der
Arbettslosigkeit und die Schwierigkeiten bei der
Besetzung von offenen Stellen zu verringern.

Nach einer Untersuchung über Arbeitsuche,beruf­
J.iche Mobilität, Arbeitsvermittlung und Beratung,

Sc hau bi I d 21
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PRODUKTIONSBEHINDERUNG DURCH' ARBEITSKRÄFTEMANGEL 1)

Verarbeitende ;ndustrie2)I BauhauPtgewerbe~) ,
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1) Prozentanteile der Meldli~gen der Firmen zum Ifo-Konjunkturtest über Produklionsbehinderung durch Mangel an Arbeitskräflen.- 2) Ohne chemische Industrie
und ohne Nahrungs- und Genußmillelindustrien; DurchschniU der Monate Januar, Mai und September.- 3) Durchschnitt Mai bis Oktober.. .

.Quelle: Ifo
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die das Bundesministerium für Arbeit und Sozial­
ordnung in Auftrag gegeben hatte, ist nach eigener,
Aussage etwa jeder'zweite der befragten Arbeitslo­
sen bereit, die Branche zu wechs·eln oder eine an­
dere Tätigkeit auszuüben, um wieder Arbeit zu, be­
kommen; etwa je'der sechste würde eine schlechte­
re Position oder weniger Verdienst in Kauf neh­
men. Die Befragung 'ergab, daß etwa .12 vH der Ar­
beitslosen '"uneingeschränkt", und weitere 8 vH
"vielleicht" bereit seien, einen Umzug in ,Kauf zu
nehmen, um wieder eine Beschäftigung zu finde'n.
Daraus läß~ sich 'freilich nicht schließen, ob es
wirksamer wäre, die regionale Mobilität der Ar-

~ beitslosen oder die der Arbeitsplätze zu erhöhen.
, ,

118. III!-mer mehr Beachtung h~t auch die Frage
gefunden, ob ein nennenswerter Teil der Arbeitslo­
sen sich bei der Suche nach einer neuen Beschäfti­
gung übermäßig lange Zeit lasse oder gar nicht
emsthaft arbeitswillig ~ei. .

Die laufende Arbeitsmarktstatistik gibt keine Ant­
wQ.rt auf diese Frage. Die Ergebnisse von Umfragen
müssen vorsichtig interpretiert werden. In der er­
wähnten Untersuchung gaben etwa 50 vH der. Ar­
beitslosen an, sie könnten sich bei der Arbeitsuche
"etwas Zeit" lassen: Rund' 11 vH antworteten, daß
sie, "zur· Zeit kein~ Arb,eit suchen" i von ihnen hat,
sich 'etwa jeder dritte· auch im Laufe der vorange­
gangenen Monate nicht um eine Arbeit bemüht. Die I

Gruppe derer, die zur Zeit keine Arbeit suchen, bil­
det den Sockel, der, am ehesten als unechte Ar­
beitslosigkeit bezeichnet werden kann. Bei etwa ei­
nem Drittel dieser Gruppe handelt es siCh aller-

. dings ,um Fälle sogenannter Ubergangsarbeitslosig­
keit. Es sind Arbeitslose, die demnächst in den Ru­
hestand treten oder die kurz vor dem Beginn einer'
Ausbildung oder auch vor dem Antritt des Wehr­
dienstes stehen. Eindeutig kann dagegen bestimmt
werden" wie häufig die Zahlungen des Arbeitslo- ,
sengeldes oder der Arbeitslosenhilfe wegen Ableh­
nung einer zumutbaren Arbeit gesperrt werden. In
den letzten Jahren wurden immer mehr Sperrzeiten
verhängt. Dazu hat möglicherweise beigetragen,
'daß die Arbeitsämter bei der Entscheidung über·
Sperrzeiten strengere Maßstäbe anlegen. Insgesal)lt
wurde 1918 wegen Ablehnung. einer Arbeit etwa
80 OOOmal die Unterstützungszahlung' entzogen.

Auch die' Angaben der Untemehmen, die sie auf
den Vermittlungsvorschlagskarten 'des Arbeitsamts

'über das Ergebnis von Einstellungsgesprächen ge­
macht ha,ben, wurden im' Rahmen der genannten
Untersuchung ausgewertet. Jn welchem Umfang auf
diesen Karten die wirklichen Gründe für das Ergeb­
nis eines Einstellungsgesprächs genannt ,werden,

. - muß hier dah~ngestelltbleiben. " .
Den Angab'en der Untemehmen zufolge führt etwa
jedes zehnte Gespräch über die Besetzung einer
freien Stelle, das mit vom Arbeitsamt vorgeschlage- ,
nen Bewerbem stattfindet, deshalb. nicht zu einer
Einstellung, weil die Bewerber entweder olme nä­
here Begründung absagen, nicht zur Arbeitsaufnah~

'me erscheinen oder aber erkennen hissen,' daß sie
,an der vorgeschlagenen Stelle nicht interessiert

, sind. Diesen Anteil kann man auf den ersten Blick
erschreckend hoch finden, da es sich hier ja nicht

12

um ein Zehntel der als' arbeitslos Gemeldeten han­
delt (das wären im 'Jahresdurchschnitt etwa 100000
Personen), sondem um jedes zehnte von jährlich
etwa vier rVlillionen Einstellungsgespräch~m, die
das Arbeitsamt vermittelt, also um rund' :400 000 Ge­
sprächspartner im Jahr. Zu bedenken ist jedoch,
daß ein ,wirklich Arbeitsunwilliger in dieser Ge­
~amtheit mehrfach vorkommen dürfte, weil' er des
öfteren an erfolglosen Einstellungsgesprächen teil-

. nimmt,'und daß nicht jeder, der 'einen ,ihm angebo­
tenen Arbeitsplatz aus ungenannten Gründen ab­
lehnt, als arbeitsunwillig bezeichnet werden kann;
viele .lehnen eine Stelle auch deshalb ab, weil sie
auf ein günstigeres Angebot hoffen. Letzteres ist
von vomherein anzunehmen bei, dEmjenigen, die
mit Hilfe des Arbeitsamtes eine neue Beschäftigung
suchen, obwohl sie nicht arbeitslos sind, und die ei­
gentlich in e~ner Stichprobe zur Klän,mg der Grün­
de für Arbeitslo'sigkE:!it nicht enthalten sein dürften.
Der Anteil dieser Peisonengruppe an allen Arbeit-

,suchenden beträgt etwa 20 vB. Ob sie besonders
häufig oder besonders selten eine ihnen angebotene
Stelle ohne Nennung von Gründen ablehnen, ist
unbekannt. ~m ganzen ,ist außerdem einzuräumen;
daß Mangel an Arbeitswillen auch in solchen Fäl­
len vorliegen kann, in denen es schon aus anderen
Gründen nicht zu einer Einstellung kommt.

In etwa fünf von hundert Gesprächen kommt es
nach Angabe der Untemehmen nicht zu einer Ein­
stellmig, weil die Bewerber den gebotenen Lohn
nicht akzeptieren; ebenso häufig werden die Ar­
beitsbedingungen (Arbeitszeit, Schichtarbeit, Au­
ßendienst, vorübergehende Beschäftigung usw.) als
Grund dafür genannt, daß die Bewerber ein Stellen­
angebot ablehnen. Als weitaus häufigster Grund
(18 vH) für eine Nichteinstellimg wird von den Un­
temehmen fehlende fachliche Eimnmg angeg~ben.

Gesundheitliche Einschränkungen werden bei etwa
6 vH d!'lr Gespräche als Ablehnungsgrurrd genannt
(nach Einschätzung der Vermittler allerdings gehö- .
ren gesundheitliche Beeinträchtigungen zu den häu-

. figsten Ablehnungsgründen). In ebenso vielen Fäl-,
len lehnen die Untemehmen die von den Arbeits­
ämtem' vorgeschlagenen Bewerber ohne Begrün-
dung ab. '

Man wird einräumen müssen, daß die umstrittene
Frage, :.v-ie stark Arbeitsunwilligkeit ;unter den' Ar­
beitslosen verbreitet ist, nach, wie vor unbeantwor­
tet geblieb,en ist. Man muß wohl auch bezweifeln,
daß dies durch Befragung von Betroffenen, seien eS
Arbeitne,hmer oder -Arbeitgeber, überhaupt geklärt
werden kann. lind selbst wenn zweifelsfrei ermit­
telt werden könnte, wie viele Arbeitslose zu ,einem
gegeben~n Zeitpunkt. nicht an einer angebotenen
lubeit interessiert sind, so ist damit doch noch
nichts über die Gründe solchen Verhaltens gesagt.
,Das aber dürfte das eigentlich wichtige Problem
sein.

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen

119. Mit dem Ziel, die Vermittlung und Beratung
zu intensivieren, ist das Personal der Arbeitsämter

I
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1978 um 1 600 p'ersonen verstärkt worden. Dies soll
dazu beitragen, daß sich die Arbeitsverwaltung,
mehr' .mit ,den speziellen Problemen der einzelnen
Arbeitsuchenden befassen kann; cfer Kontakt zu
den Betrieben soll vertieft und dieübertegionale
Arbeitsvermittlung' 'ausgedehnt werden. Ein Teil
des ,zusätzlichen Personals wird erst im Laufe des
Jahres 1979 eingesetzt, da die Ausbildung de,r 'erfor­
derlichen Fachkräfte einige Ze~t, in Anspruc,h
nimmt.

120. Um dem zunehmenden Beschäftigungspro­
blem der Schwerbehinderten zu begegnen, wurde
ein zweites Sonderprogramm beschlossen. Mit ei­
nem Volumen von einhundert Millionen Mark wol­
len Bund und Länder die Ausbildungschancen und
Beschäftigungschancen von Behinderten erhöhenj­
vorgesehen 'sind Zahlungen an Arbeitgeber, die als
Einstellungszuschu)3 gewährt werden, wenn das ge­
förderte Beschäftigungsverhältnis sich über minde­
stens 'achtzehn Monate erstreckt. Von Januar bis
August sind erst 40 vH der bereitgestellten Mittel
abgeflossen, etwas' weniger als 5 000 Personen
konnten gefördert werden, davon waren 2-000 zUvor
länger als ein Jahr arbeitslos. Während des vöran~

gegangenen Sonderprogramms (November 1976. bis
September 1977) wurde mit ebenfalls einhundert
'Millionen Mark die Beschäftigung von rum). 8 700
Schwerbehinderten gefördert.

121. Ein zunehmendes Gewicht 'haben die allge­
meinen Maßnahmen. zur Arbeitsbeschaffung (§§ 91
bis 96 AFG) gewonnen. In den ersten acht Monaten
dieses Jahres hat die Bundesanstalt für Arbeit rund
380 Millionen Mark für Arbeitsheschaffungsmaß­
nahmen ausgegeben,' das sind 60 vH mehr als im
gleichen Vorjahreszeitraum. Mitte' des Jahres wa­
ren etwa 60 000 Personen aufgrund von Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen be!;ichäftigtj davon waren
etwa 15000 Frauenj ein Jahr zuvor waren es insge­
samt gut 40 000.

122. Die Ausgaben zur Förderung der, beruflichen
Bildung (§§ 41 bis 49 AFG) ,sind um rund 30 vH ge­
stiegen, einschließlich des :Unterhaltsgeldes für. die
Teilnehmer an diesen Programmen ist allerdings ..
nUr ei~e Erhöhung um 2 vH eingetreten.

Das Interesse der Beschäftigten an dieser Förde­
rungsmöglichkeit i~t weiterhin relativ gering. Das
mag zum Teil an verscharften Zugangsbedingungen
sowie an gekürzten Unterhaltszuschüssen liegen,
die im Rahmen des Hailshaltsstrukturgesetzes be­
schlossen wurden. Viele Beschäftigte, verzichten
wohl auch deshalb auf eine berufliche Förderung,
weil sie 'dann ihren derzeitigen Arbeitsplatz aufge­
ben müßten und ihnen das Risiko, anschli'eßend ar-

. beitslos zu werden, zu groß ersclieint. So ist es zu
erklären, daß der Anteil der Teilnehmer, die zuvor
arbeitslos waren, von Jahr zu 'Jahr zunimmt; im
Jahre 1978 war jeder dritte Teilnehmer vorher ar­
beitslos. Insg.esamt nahmen im' Sommer 1978 an,
Fortbildungskursen 65000 MäJnner und 21 OOO'Frauen
teil, Umschulungskurse wurden von 16000 Män­
nern und 8 000 Frauen besucht. Ende 1975 hatte die
Anzahl der Männer in .Fortbildungskursen noch

11ß 000, die' der Frauen 31 000 betragenj an Um­
schulungsmaßnahmen hatten damals 24 000 Männer
und 14000 Frauen teilgenommen.

V. Beschleunigter Anstieg der Realeinkommen

123. Das Volkseinko.mmen hat 'im Jahre 1978 mit
'61/2 vH etwas stärker zugenommen als 1977. An­
ders als' im vorangegangenen Jahr ist der Anstieg
der Einkommen aus unselbständiger Arbeit hinter
der Zunahme. der Einkommen aus Unternehmertä-

. tigkeit und Vermögen. zurückgeblieben. Der Ab­
stand war allerdings weniger deutlich als 1976, dem

. ersten Jahr nach d.er Rezession (Tabelle 14).

Das verfügbare Einkommen der priva~en Haushalte
nahm im gleichen Maße zu wie in den beiden vor­
ausgegang~nen Jahren. Der Anstieg wäre geringer
gewesen, hätte der Staat· nicht die Steuerlast be-

. trächtlich. gemindert. Der Kaufkraft nach war der
Einkommenszuwachs sogar deutlich größer als in
den Jahren 1976 und 1977, da diE~' Preissteigenings- , '
rate weiter abnahm.

Wenig veränderte Verteilungsrelationen
, ,

124. I?ie SUIDllle aller Löhne und Gehälter ist 1978
um gut 51/2 vH gestiegen. Die Zunahme war damit
nicht größer als die der effektiven Stundenlohnsät­
ze ; denn- es waren zwar mehr Arbeitnehmer be­
schäftigt, doch ging die Anzahl der geleisteten Ar­
beitsstunden weiter zurück. Im Durchschnitt erhielt
ein Arbeitnehmer gut 5 vH mehr Lohn; im' Jahr
1977 hatte die Zunahme 7 vH betragen. Real ge­
rechnet, das heißt nach Abzug der Preissteigerung,
war der Lohnanstieg ,je Arbeitnehmer mit etwas
mehr als 3 vH indes nur wenig kleiner als da-
mals. .

125. Das Verhältnis zwischen Reallöhnen und Pro~_

duktivität ist noch immer erheblich höher als in
den Jahren, in denen Vollbeschäftigung geherrscht
,hatte. Im Jahre 1978 hat das Produktionsergebnis je
Erwerbstätigen im Durchschnitt ,um 2,8 vH . zuge­
nommen (Tabelle 15). Da sich das Verhältnis der
Exportpreise zu den ,Einfuhrpreisen (Terms of

. Trade) verbesserte, hätten die Arbeitsverdienste um
weitere 0,9 Prozentpunkte zunehmen können, ohne
daß 'insoweit neuer Kostendnick entstanden wäre.
Auf der anderen Seite ergab sich .aus dem Anstieg
der Beiträge, die die Ar.beitgeber für die Sozialyer­
sicherung der Arbeitnehmer abführen mußten, eine
zusätzliche· Kostenerhöhu,ng um 0,2 vB. All dies zu- ,
sammengenommen hätte der durchschnittlicl),e Lohn
um 3,5 vH kostenniveauneutral steigen können. Das
Preisniveau stieg nur um 2,5 vH. 'Berücksichtigt
man, daß die Mehrwertsteuererhöhung aber den
Spielraum für reale Einkommenssteigerungen
schmälerte, so verbleiben davon 1,9 vB. Das Preis­
niveau fur gegeben genoml)1en, hätt~ sich also bei
einem Anstieg der Bruttolohn- und -gehaltssumme
um 5,5 vH keine Anderung der durchschnittlichen
Ertrags-Kosten-Relation ergeben. Der Anstieg· um
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Tab e 11 e 14
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Verteilung des Volkseinkommens

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH

Ent-
Einkommen aus nommene . Empfan- Ver-Gewinne gene fügbaresVolks- und Ver- laufende Einkom-Zeitraum ein- unselbständiger Unternehrr1ertätig- mögens- Ubertra- men 5),kommen Arbeit keit und Vermögen einkom- gungen 4)

'men 3)

brutto 1) I netto 2) , brutto I netto private Haushalte 6) .

1965 bis 1970

}J + 8,3 + 9,0 + 7,1 + .6,8 + 7,8 + 9,4 + 7",5 + ,7,7

1971 bis 1977 + 7,9 + 8,6 + 6,5 + 6,3 + 5,1 + 8,1 +13,6 + 8,4

1965 bis 1977 + 8,3 + 9,1 + 7,1 + 6,5 + 6,3 + 8,9 -1:"10,8 + 8.3

197Q +15,2 +18,1 +14,9· + 9{5 +14,7 + 9,0 +5,5 +11,5

1971 +10,9' +13,0 +10,6 + 6,4 + 5,9 +10,8 +10,8 +10,7

1972 + 9,2 + 9,9 + 9,1 + 7,6 + 7,9 +14,4 +13,3 +11,2

1973 +11,7 +13,5 + 9,0 + 7,5 + 3,2 + 7,5 +11,5 + 9,1

1974 + 7,1 +10,0 + 7,8 + 0,1 + 0,3 ' + 4,4 +16,2 + 8,5

1975 + 4,2 + '4,1 + 3,6 + 4,4 + 6,9 + 9,5 +26,6 + 9,8

1976
} B)

+ 9,5 + 7,3 + 3,9 +15,2 +13,9 + 8,9 + 7,2 + 5,9

1977 + 6,1 + 7,1 + 5,8 + 3,5 - 0,7 + 4i2. + 7,8 + 5,9

1978 9) + 61/2 + 6 + 61/2 + 81/2 +11 + 51/2 + 5112 -+ 6

1) Britttolohn- und -gehaltssumme zuzüglich Sozialbeiträge der Arbeitgeber. .
2) Nettolohn- und -gehaltssumme .(= Bruttolohn- und -gehaltssumnie abzüglich Lohnsteuer und Sozialbeiträge der Arbeitnehmer),
3) Nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden,
4) Ohne Lohnsteuer auf Pensionen; abzüglich nichtzurechenbarer geleisteter laufender Ubertragungen.
5) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Redltspersönlichkeit.·
6) Einschließlidl privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.
7) Durchschnittlich jährliche Veränderung..
B) Vorläufige Ergebnisse.

, 9) Eigene Schätzung.

5,3 vH schöpfte diesen Spielraum fast vollst~ndig

aus. Der Kostendruck hat sich somit zwar nicht
weiter verschärft, doch ist von den Löhnen her
auch nur wenig mehr Produktion rentabel gewor­
den.

126. Wieviel Produktion lohnend ist, hängt indes
nicht nur von der Entwicklung der Lohnkosten ab,
sondern .auch davon, :.1ie sich die Kapitalkost~n
verändern. ,Seit Jahren ist zu beobachten, daß der
Kapitalaufwand zunimmt, der zur Herstellung einer
Produkteinheit erforderlich ist (Ziffer 75). In den
Jahren, als die Geidpolitik einen restriktiven Kurs
verfolgte, waren außerdem die Realzinsen kräftig ge- .
stiegen. Für ·diese Zeit darf also allemal angenom­
inen. werden, daß die Kapitalkosten je ProdukJteinheit
deutlich zunahmen. In den letzten Jahren gingen
die Realzinsen zurück. Ob dieser Rückgang jedoch
den Anstieg des Kapitalaufwandes je'Produktein­
heit hat aufwiegen oder gar eine Senkung, des ·in-·
zwischen erreichten Niveaus der Kapitalkosten hat
bewirken können, ist allerdings fraglich. Unsere
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f)chätzungen ,der Kapitalkosten für den privaten
Sektor der Wirtschaft haben ergeben, daß sich der

. Anstieg in den letzten Jahren fortgesetzt hat. Zu­
letzt war die' Zunahme jedoch weniger stark. Di~s

dürfte zum einen auf die sinkenden·Zinsen, zum an­
deren auf vermehrt kapitalsparenden technischen
Fortschritt zurückzuführen .sein. Die' große Unsi­

. cherheit, mit der .eine Schätzung der Kapitalstück­
kosten behaftet ist,. veranlaßt uns, bei Tendenza~s­

sagen über d.eren Entwicklung zu bleiben.

127. Die leichte Verbesserung im' Verhältnis von
Kosten und Erlösen, die 1978 im Durchschnitt der
Wirtschaft zu verzeichnen war, hat bei weiter zu- .
nehmenden Umsätzen bewirkt, daß die Summe' aller
Gewinne in der Volkswirtschaft deutlich mehr ge­
stiegen ist als ein Jahr zuvor. Wie stark sich die ei­
gentlichen' Unternehmensgewinnein der Summe
verbessert haben, läßt sich allerdings an der Zunah­
me der, Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit
und Vermögen, die 1978 mit rund 81/2 vH deutlich
größer war als' 1977 (+ 3,5 vH), nicht ohne weiteres
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Zur Entwicklung der Reallohnposition 1)

.Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH
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Tab e 11 e 15

, Realer Verteilungsspielraum Reale Verteilung

Lohn- Bruttolohn- Reale Reallohn-
Produk- Terms- li:osten- und -gehqlts- ' Preisindex Bruttolohn- . position

Jahr effekt der ins- summe je für die und -gehalts-tivitäts- of-Trade- der Arbeit-
effekt 2)' Effekt 3) Arbeit- gesamt Arbeit- Lebens- summe je nehmer

geber- nehmer haltungS) Arbeit-
beiträge 4) (Inland) nehmer

1961 +4,0 +0,6 +0,0 +4,6 . _ +10,5 +2,3 + 8,0 +3,3

1962 +4,4 +0,3 -0,1 +4,8 +10,0 +3,0 + 6,8 +1,,9

1963 +3,0 -0,3 -0,0 +2,1' + 6,0 +2,9 + 3,0 +0,3

1964 +7,4 +0,1 -.0,7 +8,3 + 9,6 +2,3 + 7.,1 ,-1,0

1965 +5,4 -0,1 +0,3 +5,0 + 8,9 +3,3 + 5,4 +0,4 ,

1966' +2,9 +0,0 +0,4 , +2,6' + 7,0 +3,5 + 3,4 +0,8

1967 +3,6 +0,2 -0,0 +3,!) + 3,1 +1,5 + 1,6 -2,2

1968 +6,7 -0,2 +0,6 +5,9 + 6,4 +1,2 + 5,1 -0,7

1969 +6;7 +0,1 +o,~ +6,5 + 9,1 +1',5 + 7,5 +0;9

1970 '+5,0 +0,8 +0,6 +5,2 +15,1 +3,4 +11,3. ;1-5,8

1971 +3,3 +0,6 +0,4 +3,6 +11,0 +5,3 + 5,4 +1,8

.1972 +4,4' +0,4 +0,8 +4,0 + 9,1 +5,2 +3,7 -0,3

1973 +5,0 -1,0 +0,8 +3,2 +11,9 +6,6 '+ 5,0 +1,8

1974 +2,8 -1,4 +0,6 +0,8 +11,0 +7,0 + 3,7 +2,9

1975 +1,7 ' +1,1 +0,6 +2,2 + 7,1 +6,0 + 1,0 -1,1

1976 +7,4 -0,5 +0,8 +'6,0 + 7,6 +4,5 + ::1,0 -2,9
, ,

, 1977 +3,3 -0,2 +0,1 . +3,0' + 7,0 +3,4, + 3,5 +0,5

1978 6) , +2,8 +0,9 +0,2 +3,5 + 5,3 +1,9 + 3,3 -0,2

1) Gesamtwirtschaft Staat. Zur Berechnung siehe methodische Erläuterungen Anhang V, Abschnitt B.
2) Bruttoinlandsprodukt, in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen.
3) Gesamtwirtschaft.
4) Tatsächliche und unterstellte Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung.
5) Preisindex für die Leben'shaltung aller p'rivaten' Haushalte abzüglidl der darin enthaltenen Verbrauchsteu,;,rerhöhungen (Mehr-

wertsteuer; Steuer auf Branntwein, Mineralöl, Tabak); eigene Schätzung.
6) Eigene Schätzung.

ablesen. In ,dieser Einkommensgröße werden näm­
lich von ,der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
alle Einkommen erfaßt, die außer d~n Arbeitsein­
kommen der abhängig Beschäftigten bei den priva­
ten Haushalten, bei den Unternehmen urid beim
Staat entstehen. Dabei werden d~ese Einkommen
zum größten Teil nicht originär ermittelt, sondern
als Gesamtdifferenz zwischen dem Volkseinkom­
men und dem Bruttoeinkommen aus unselbständi­
ger Arbeit errechnet. Uber einige dieser Einkom­
mensarten gibt es überhaupt keine amtlichen Da­
ten. Für anilere Einkommensgrößen reichen die An­
gaben der amtlichen Statistik nicht bis zur Gegen­
wart. Man muß 'sich daher mit Schätzurteilen behel­
fen.

,
Die Einkommen der privaten Haushalte aus Vermö­
gensbesitz dürften 1978 weniger stark zugenommen'
haben. als im Jahre 1977; damals -yraren sie um

8,2 vH gestiegen. Ein geringerer Anstieg ist vor al­
lem bei den Zinseinkommen zu vermuten. Die Ein­
kommen aus Vermietung und Verpachtung dürften

I wegel;l des langsameren Anstiegs der .Mieten trotz
des höheren Wohnungsbestandes kaum stärker zu­
genommen haben als im Jahre 1977 (+10,7, vH).
Uber die Einkommensehtwicklung für die Selbstän­
digen gibt es nur unzulängliche Angaben. Lediglich
für die Einkommen der Landwirte liegen erste offi­
zielle Schätzungen vori diese deuten auf einen An­
stieg hin, nachdem die Trockenperiode des Jahres
1976 die Einkommen der Bauern im letzten ·Jahr
stark gedrückt hatte. Die Einkommen 'der Ärzte
dürften; aufgrund des Gesetzes zur Kostendämpfung
im Gesundheitswesen etwas langsamer gestiegen
sein als in der Vergangenheit. Demge'genüber ha­
ben die Architekteneinkommen 'im Zuge der regen
Baunachfrage wohl stärker zugenommen als ein
Jahr zuvor. Insgesamt dürften' die Einkommen der
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Selbständigen, die zu einem wesentlichen Teil als
Entgelt für deren Arbeitsleistung zu sehen sind,
weiterhin stärker gestiegen sein als das Arbeitsein­
kommen der abhängig Beschaftigten.

Berücksichtigt man all dies, so kann wqhl ange­
nommen werd~n, daß die Unternehmensgewinne im
engeren Sinne vor Steuern kräftiger, zugenommen
haben als die Bruttoeinkommen aus Unternehmertä­
tigke~t und Vermögen insgesamt., Eine deutliche
Verbesserung der', Unternehmensgewinne dürfte
sich jedoch nicht in allen Wirtschaftszweigen ein­
gestellt haben. Im venirbeitenden Gewerpe, das bei ­
den derzeitigen Wechselkursen' unter scharfem in­
ternationalen 'Wettbewerbsdruck steht, und das im
ganzen weniger als andere Sektoren an der kon­
junkturellen" Erholung teilhatte, sind die GeVfinne
im Durchschnitt auch im Jahre 1978 allem An­
schein nach schwächer als in der Vpikswirtschaft .
insgesamt gestiegen (Ziffer 66). An der vergleichs­
weise ungÜnstigen Gewinnentwicklung im verar-'
beitenden Gewerbe dürfte es auch gelegen haben,
daß im ganzen die Entwicklung' der Einkommen aus

, Unternehmertätigkeit und Vermögen hinter der im
Jahreswirtschaftsbericht projektierten zurückge~

bliebeJ;l ·ist. Die Entwicklung der Arbeitnehmerein­
kommen hingegen ist noch etwas über das hinaus­
gegangen, 'was die Projektion. der Bundesregierung
enthielt. '

128. Da die .Bruttoeinkommen Cj.us unselbständiger
Arbeit anders als im Jahr 1911 schwächer gestiegen
sind als die Bruttoeinkommen aus Unternehmertä­
tigkeit und Vermögen, ist ihr Anteil am Volksein­
kommen, die Lohnquote, gegenüber dem Vorjahr
leicht zurückgegangen, und zwar von 71,8 vH auf

,11,3 vH (Tabelle 16). Der Rückgang wäre stärker
ausgefallen, hätte nicht der Anteil der Arbeitneh­
mer an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen erneut
zugenommen. Bereinigt man die Lohnquote um den
Wandel in der Struktur der Erwerbstätigen, so ist
siEi weiter gesunken. Sie liegt, nunmehr etwa. so
hoch wie im Jahre 1973, aber noch immer wesent­
lich Über dem Niveau der sechziger Jahre, als' der.'
Beschäftigungsstand höher war.

Steuerlic!le Entlastung der Markteinkommen

129. Die steuerliche Entlastung der Markteinkom-'
men durch den Staat zeigt sich darin, daß sowohl
die Nettoeinkommen aus unselbständiger' Arbeit als'
,auch die Nettoeinkommen I aus UJ;lternehmertätig­
keit und Vermögen im Jahre .1978 stärker zugenom­
men haben als die Bruttoeinkommen (Tabelle 14).
Die Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
sind mit' 61/2 vH um einen halben Prozentpunkt
mehr gestiegen als die Bruttoeinkommen. Bei den
Einkommen aus Unterriehmertätigkeit und Vermö­
gen, die netto um 11 vH zunahmen, nachdem sie
1911 leicht zurückgegangen waren; war der Ab­
stand zur Steigerung vor Abzug der Steuern mit
rund 21/2 Prozentpunkten noch größer. Das besagt'
indes nicht, daß der Staat die Unternehmen 1978
mehr entlastet hat als die Arbeitnehmer. In der Ein-
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:r a b'e 11 e 16

·Zur Entwicklung der funktionellen
Einkommensverteilung

vH

Anteil der
Lohnquote Arbeit-

Jahr nehmeran

tatsächlich 1) I bereinigt 2) den Erwerbs-
tätigen.

1960 60,4 60,4 77;2

1961 62,7 62,1 78,0

1962 64,1 62,8 '78,8

1963 65,1 63,2 79,,5
.

1964 64,8 62,3 80,3

1965 65,6 62,6 80,9

1966 66,6 63,3 81,2
I 1997 66,4 63,2 81-,1

1968 64,8 61,3 81,6

1969 66,1 61,8 82,S

1970 67,8 62,7 83,4

1971 69,1 63,6 83,9

1972 69,S 63,8 84,2,
1973 70,7 64,6 84,5

,1974 12,6 66,3 84,5

1975 12,5 66,3 84,5

1976 71,1 64,7 84,9

1977 71,8 65,0 85,2

1978 3) 71,3 64,S .85,4

1) Bruttoeinkommen aus ,unselbständiger Arbeit in vH des
Volkseinkommens.

2) Lohnquote bei konstant gehaltenem Anteil der Arbeitnehmer
an den Erwerbstätig,en im Jahre 1960. '

3) Eigene Schätzung.

kommensrechnung der volkswirtschaftlichen' Ge­
samtrechnung lassen sich' die Zahlungen an Ge­
winnsteuern nicht allein auf die Gewinnentwick­
lung des' laufenden 'Jahres zurückführen. So ist ,die
Tatsa,che, daß die Zunahme der Nettoeinkommen
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen den An~

stieg der Bruttoeinkommen so dEmtiich übertraf, nur
zu. einem. geringen Teil auf die Steuererleichterun­
gen des Jahres 1978 zurückzuführen. Sie beruht in
der Hauptsache ,darauf, daß die Finanzbehörden die
Vorauszahlungen auf 'die Gewinnsteuern nur wenig
nach oben anpaßten, nachdem sie im Vorjahr kräf-

I tig erhöht worden waren.•~.ußerdem fielen 1978 die
Abschlußzahlungen nicht wesEmtlich höher aus als
im Jahre 1911.

Geringerer Anstieg der Transfereinkommen

·130. Rund 221 Mrd DM wurden von den Sozialver­
sicherungen und von den Gebietskörperschaften
1978 an die privaten Haushalte gezahlt; das waren
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6 vHmehr als im Jahre 1977. Daß der Anstieg nied­
riger war als in den beidep. vorangegangenen Jah­
ren beruht in der Hal1ptsache darauf, daß die An-

~ passung der Renten um ein halbes Jahr hinausge­
schoben wurde (Ziffer 202).

Die Bundesanstalt für Arbeit weitete ihre Zählun­
genanders als 1977 im Jahre 1978 wieder verstärkt
aus. Während etwas weniger Arbeitslosengeld ge­
zahlt wurde, nahmen die Leistupgen für die Ar­
beitslosenhilfe, die im Anschluß an das Arbeitslo­
sengeld gewährt wird, deutlich zu. Darin kommt
nicht zuletzt die zunehmende Dauer der durch­
schnittlichen Arbeitslosigkeit zum Ausdruck. Das
KurzarbeitergeId stieg bei leicht rückläufiger All­
zahl' der Kurzarbeiter 'etwa im Ausmaß der Lohn­
und Gehaltsanhebungen. Die Bemühungen der Ar­
beitsverwaltung, die Beschäftigungschancen der
Problemgruppen unter den Arbeitslosen zu erhöhen
und die berufliche Ausbildung zu fördern, schll1gen

Tabelle 17

sich in eine~ neuerdings wieder kräftigen Anstieg
der Fördermittel für berufliche Fortbildung und'
Umschulung sowie für Maßnahmen zur Arbeitsbe­
schaffung nieder.

Auch die Einkommensübertragungen der Gebiets­
körperschaften fielen höher aus als im Jahr zuvor.
Dazu trug vor allem bei, daß das Kindergeld erhöht
und das Wohngeld angehoben -yrurden.

Verstärkter Anstieg des verfügbaren Einkommens

131. Den privaten Haushalten stand 1978 mit 809
Mrd DM knapp 6 vH mehr Einkommen als im Vor­
jahr zur Verfügung; der Anstieg war damit ebenso
hoch wie in den beiden vorangegangenen Jahren.
Während den Haushalten nach Abzug der Geldent­
wertung 1976 jedoch nur ein realer Zuwachs von
-1,4 vH und 1977 von 2 vH verblieben war, belief
sich dieser 1978 aUffast 31/2 vH (Tabelle 17). -

132. Informationen darüber, wie sich das _verfüg­
bare Eihkommen ,innerhalb der einzelnen Haushalts­
gruppen entwickelt hat, liegen von ,der amtlichen
Statistik derzeit nur bis zum Jahre 1972 vor. Nach
einer bis 1977 reichenden Verteilungsrechnung des
T\:n..... +.... I"'Il-.. .......... T ro+~+n+ro f;;,.. l.AT-i,..+C",..'h,.:::.f+C'fnrcol""''h"nrr 1"110 1'Tllt
~'IIi:::OLI."~"-LL~.lJ. ,I. ,LO ...z. .. ULO LU ... ., 1' ...... L~""L"'''''''''''''Y''''-'''''0..1''''L'''''''''''''::1'......... """ .............

den amtlichen Einkommensstatistiken nicht voll ver­
gleichbar ist, war das verfügbare Einkommen eines
Selbständigenhaushalts von 1970 bis '1977 im Durch­
schnitt um 10,4 vH, das eines Arbeitnehmerhaus~

halts um 7,9 vH und das eines Rentnerhaushalts um
8,9 vH angestiegen. In der vergleichsweise hohen

. Zunahme des verfügbaren Einkommens· der selb­
stähdig Tätigen schlägt sich nicht zuletzt'nieder, daß
unter penen, die in diesen Jahren ihre selbständige
Tätigkeit aufgaben, viele waren, die nur ein unter­
durchschnittliches Einkommen erzielten.' Die Be­
zieher hoher Einkommen, wie beispielsweise Ärzte,
haben somit innerhalb der Gruppe der Selbständi-
gen ein höheres Gewicht erhalten. '

Der überdurchschnittlich hohe Einkommensz~wachs

der Selbständigen bei einer im ganzen schwachen
Einkommensentwicklung wird' nicht selten als Indiz

,dafür genommen, daß es den Unternehmern nicht an
Gewinnen für mehr Investitionen fehle. Dafür spre­
che auch, daß die Gewinnentnahmen von Einzel­
unternehmen und' P~rsonengesellschaften in den
letzten Jahren stark zugenommen haben. Dabei wer-

, den Finanzierbarkeit und Rentabilität von Investi­
tionen leicht verwechselt. Da!über hinaus muß man
auch das folgende sehen: Die Entwfcklung der Ent­
nahmen hat p.ur' lockeren Kontakt mit der Entwick-

, lung der Unternehmereinkommen. In Zeiten sich be­
schleunigenden Strukturwandels gibt es Unterneh­
mer, die ihre Investitionschancen auch 'auf mittlere
Frist pessimistischer einschätzen als andere. Sie ent­
nehmen liquide Mittel, um sie dann in Staatspapie­
ren anzulegen oder anderen Unternehmen als Dar­
lehen oder Beteiligungen zur Verfügung zu stellen..
Auch Kapitalverzehr zu Konsumzwecken der Unter­
nehmer rechnet zu den Entnahmen. All dies wird
dann so gezählt, als ob sich Me Unternehmerein­
kommen .so entwickelt hätten wie die Entnahmen.

.1 Verfügbare~ Einkommen 2)--
in jeweiligen in konstanten

Preisen Preisen 3)

Ja1;lr Ver- ' I Ver-
änderung änderung

MrdDM gegen- gegen"
über dem . Mrd DM Iüber dem
Vorjahr Vorjahr
invH - .. invH

1960 187,9 . 247,5
1961 206,8 +10,1 '263,5 +6,4
1962 224,0 + 8,3 276,8 +5,1
1963 240,4 + 1,3 288,6 +4,2
1964 263,1 + 9,5 308,1 - +6,8
1965 293,4 +11,5 332,6 +8,0
1966 ' 311,3 + 6,1 340,2 ' +2,3
1967 318,6 +2,4 342,2 +0,6
1968 343,6 + 1,8 362,5 +5,9

1969 381,9 +11,1 39?,4 +9,1

1970 425,9 +n5 425,9 +1,7

1971 471,5 '+10,7 447,3 +5,0

1972 524,4 +11,2 - 471,1 +5,3

1973 571,9 + 9,1 479,8 +1,8

1974 620,5 + 8,5 486,6 +1,4

1975 681,2 + 9,8 503,1 +3,4

1976 721,5 - +' 5,9 510,3 +1,4

1977 763,9 + 5,9 520,4 +2,0

1978 4) 809,1 + 5,9 537,6 +3,~

Zur Entwicklung des verfügbaren Einkommens
der privaten Haushalte 1). '

,1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.
2) Ohne nichtentnommene Gewinne oder Unternehmen ohne eige-

ne Rechtspersönlichkeit. .
3) Deflationiert mit dem Preisindex des Privaten Verbrauchs

(1970 = 100).
i) Eigene Schätzung.

11·
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Datum

1971

15. Dezember

1978

- 4. Januar

19. Januar

10. März

13. März

,16. März
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VI. Geldpolitik: Mengenziel weit übertroffen

133. In dem Bestreben, der Politik der- Geldmen­
gensteuerung im Verlauf eines' Jahres eine klare·
Grundlage und der Wirts!=haft einen Orientierungs­
rahmen zu geben, gibt die Bundesbank seit 1914 für
jedes Jahr im voraus eine Zielgröße für die' Expan­
sion der Zentralbankgeldmenge an. Für 1918 war
angekündigt worden, daß unter den von der Bun­
desbankangenommenen Bedingungen die Zentral­
bankgeldmenge, diese zu. konstanten Reservesätzen
gerechnet, im Jahresdurchschnitt um etwa 8, vH über
der des Vorjahres liegen sollte (Tabelle 18).

,
Maßnahmen der Deutsch~nBundesbank

Mit Wirkung vom 16. Dezember senkt die Bundesbank den Diskontsatz von 3112 °/0 auf
3 Ofo und den Lombardsatz von 4 Ofo auf 31/2 Ofo.

I
Mit Wirkung vom 1. Januar 1978 werden d~e Reservesätz~ für den Bestand an Auslands­
verbindlichkeiten erhöht. Für Sichtverbindlichkeiten wird der Mindestreservesatz auf
20 vH (vorher 12,75 vH), für befristete Verbindlichkeiten auf 15' vH (vorher 8,95 vH)
und für Spareinlagen auf 10 vH (vorher 5,65 vH) erhöht.

Der Zuwachs der Auslaj1dsverbindlichkeiten der Banken unterliegt' ab 1. Januar 1978
einer gesonderten Mindestreserve von 80 vH. Gebietsfremde dürfen inländische Wert- ,
papiere mit Laufzeiten von über zwei bis zu vier Jahren nicht me)l;r erwerben. .

Die Bundesbank gibt auch für das Jahr 1978 ein Geldmengenziel an. Sie glaubt, "daß
dem Ziel eines kräftigen realen Wachstums und hoher Beschäftigung bei gleichzeitig I

weiterer Eindämm1].ng der Inflationstendenzen '" aIn besten Rechnung getragen wird,
wenn die Zentralbankgeldmenge mit einet Rate wächst, bei der sie im Jahresdurchschnitt
1978 um etwa 8 vH höher sein wird als 1977".

Die Zinssätze für nicht vor Fälligkeit rückge'bbare unverzinsliche Schatzanweisungen
(U-Schätze) werden', nach Laufzeit differenziert, um 0,1 bis 0,2 Prozentpunkte gesenkt..

Zwischen dem amerikanischen Schatzamt und der Deutschen Bunde~bank wird eine Ver­
einbarUng getroffen, wonach die Bundesbank dem Währungsstabilisierungsfonds des
Schatzamtes eine Kreditlinie' einräumt, auf die für Zwecke der Intervention am Dollar­
Markt gezogen werden kann, Diese Kreditlinie tritt zu der bereits bestehenden gegen-
seitigen Kreditvereinbarung hinzu. ' .

Die Bundesbank beschließt, daß die Kreditinstitute ab 1. März 1978 ihre jeweiligE1n' Be­
stände an inländischen gesetzlichen Zahlungsmitteln auf die Mindestreserve anrechnen
können. Die Anrechnung des durchschnittlichen Bestandes an inländischen Zahlungs­
mitteln ist auf 50 vH des Reserve-Solls begrenzt.. Gleichzeitig entfallen die günstigeren
Reservesätze für ·Nebenplatzverbindlichkeiten. Um die mit dieser Neuregelung verbun­
dene liquiditätsmäßige Entlastung auszugleichen, werden die Mindestreservesätze. für
Verbindlichkeiten gegenuber Gebietsans,ässigen um 8 vH erhöht.

Die Bundesbank kauft wieder Handelswechsel mit vereinbartem Rückkauf nach 10 Tagen.
Der Zinssatz beträgt 31/4 Ofo.

Die Bundesbank und das Federal Reserve System vereinbaren, ihre bestehende gegen­
seitige Swap.-Kreditlinie um 2 Mrd $ auf 4 Mrd $ zu erhöhen. Gleichzeitig wird vom
amerikanischen Schatzamt der Verkauf von 600 Mio Sondeiziehungsrechten an, die
Bundesbank zur Beschaffung von D-Mark vorgesehen.

Die Zinssätze für nicht vor Fälligkeit rückgebbare U-Schätze werden je nach Laufzeiten
noch einmal um 0,1 bis 0,2 Prozentpunkte gesenkt.

------- -----
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no c h Tabelle 18

18. Mai

19. Juni'

29.Jimi

8. September

19; Oktob~r

1: November

Die MiIidestreservesätze für Inlandsverbindlichkeiten der Kreditinstitute werden am
1. Juni 1978 um 7 vH gesenkt. Für Auslandsverbindlichkeiten gelten :wieder die gleichen
Mindestreservesätze. Die Zuwachsmindestreserve für Auslandsverbindlichkeiten wird
aufgehoben. Damit wird den KrediÜnstituten Liquidität in Höhe von rund 41/2 Mrd DM
freigegeben.

Die Wechselpensionsgeschäfte werden wieder eingesteI1t.

Die BundesbankstiInmt gemäß § 17 BBankG der zeitweiligen Anlage von überschüssigen
Guthaben des Bundes bei der Bundesbank am Geldmarkt zu.

Die Rediskon!k~ntingentewerden zum 1. Juli um 3 Mrd DM erhöht.

Die Zinssätze für nicht vor Fälligkeit rückgebbare U-Schätze werden je nach l:aufzeit um'
0,4 bzw. 0,75 Prozentpunkte angehoben. .

Die Bundesbank erhöht zum 1. November die Mindestreservesätze für Inlands- und Aus-
landsverbindlichkeiten der Kreditinstitute um 9 vH. J

Die Swap~Kreditliniezwischen der amerikanischen Notenbank und der Deutschen Bundes­
bank wird auf 6 Mrd $ erhöht. Ferner übernimmt die Deutsche Bundesbank 600 Mio Son-
derziehungsrechte vom amerikanischen Schatzamt. ....

,Da sich der erwartete konjunkturelle Aufschwung
verzögerte und die Höherbewertung der D-Mark an
den' Devisenmärkten noch einmal einen großen
Schritt: in Richtung Stabilisierung des Geldwerts
sicherte, ließ die Bundesbank eine wesentlich stär­
kere monetäre Expansion zu (Tabelle 19). Frühzeitig
machte sie bekannt, daß unter den gegebenen Um­
ständen an.eine Einhaltung des Mengenziels für. das
Jahr 1978 nicht mehr zu denken sei. Das Ziel einer
mittelfristig möglichsf stetigen Ausweitung der
Geldmenge ist unter dem Eindruck, der aktuellen
Widrigkeiten zunächst in q.en. Hintergrund getreten.

134. Das Geldmengenziel für 1978 war im Dezern­
ber 1977 gesetzt worden.. Es verlangte eigentlich
eine Dämpfung der monetären Expanpion im Ver­
lauf des Jahres 1978. Denn wegen der starken Aus­
weitung der Zentralbankgeldmenge in' den letzten
Monaten des Jahres 1977 . lag die Geldbasis Ende
1977 bereits um 4,9 vH über dem Jahresdurchschnitt
1977 (Schaubild 22). Sollte das angestrebte Ziel nicht
üperschritten werden,. hätte die Geldbasis im Ver­
lauf des Jahres 1978 um nicht viel mehr als 5 vH
erweitert werden dürfen. Im vergangenen Jahr war
sie um mehr als 10 vH gestiegen.

.Diese Angaben beziehen sich auf die Zentraibankgeld­
menge in der Abgrenzung des Sachverständigenrates
(bereinigte' Zentra1bankgeldmenge oder Geldbasis . ge­
nannt; Anhang V Abschnitt C). Deren Qröße weicht aus
einer Reihe von Gründen von der "Zentralbankgeldmenge
zu konstemten Reservesätzen", wie sie die .Bu,nde'sbank
verwendet, ab. Die Zielgröße der Bundesbank von 8 vH
bedeutete' für 1978 eine Ausweitung der bereinigten Zen­
tralbankgeldmenge in der' Abgrenzung des Sachverstän-·
digenratesum 7 1/2 vH.

135. Der hohe Uberhang am Jahresende 1977 war
das Ergebnis einer Entwicklung, die sic\! auch 'im

neuen Jahr fortsetzte. Durch die Vertrauenskrise
in bezug auf den US"Dollar war die D-Mark zu einer
bevorzugten Anlagewährung geworden. Im Verlauf
der Spekulationswelle im letzten Vierteljahr 1977
kaufte die Bundesbank Devisen im Werte von
12,4 Mrd DM und bis Ende März dieses Jahres noch
einmal für 7,2 Mrd DM..

Obwohl die Bundesbank bei fl~xiblen Wechselkur­
sen nicht zur Intervention verpflichtet ist, sah sie
sich zu diesem Eingreifen am Devisenmarkt ver­
anlaßt. Dabei stand das Ziel im Vordergrund, durch
solche Devisenkäufe und späte.re Verkäufe über­
mäßig starke und unnötige Schwankungen im Wech~

selkurs zu verhindern. Solche Versuche sind grund­
sätzlich mit der Ungewißheit darüber belastet, ob
ei~e akt4elle Wechselkursbewegung Teil einer erra­
tischen Kursschwankung ist oder Teil eiJ;ler länger­
fristigen Entwicklung. Im Falle des Devisenzustroms
s,eit dem Herbst 1977 erwies sich die anfangs vor­
herrschende Meinung, es handele sich nur um ein
Pr'oblem der Kursglättung, als Irrtum. Nur teilweise
konnte die Bundesbank zuvor ,angekaufte Devisen
bei wieder steigender Kurstendenz am Markt unter-
bringen. .

136. Die Bundesbank versuchte, den Zustrom von
Auslandsgeld auch dadurch abzuwehren, daß sie die
Geldanlage von Ausländern im Inland erschwerte.
Die Reservesätze' für den Bestand an 'Auslandsver­
bindlichkeiten der Banken wurden Anfang des Jah­
res nahezu verdoppelt, und der Zuwachs' an Ver­
bindlichkeiten gegenüber dem Ap.sland mit einer
gesonderten Mindestreserve von 80 vH belegt. :pes
weiteren wurde Ausländern llUn auch der Erwerb
von inländischen 'Wertpapieren mit einer Laufzeit
zwischen, zwei und· vier 'Jahren nicht' mehr ge­
nehmigt. Damit durften Ausländer Titel mit einer
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Tab e ll e 19
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Zur Entwicklung der Zentralbankgeldmenge 1)

"

I
, Bereinigte

Entstehung (+), bzw. Vernichtung (-) von Zentralbank-
Zentralbankgeld durch Änderung der geldmenge

(Geldbasis) 6)

Bestiminungsgründe Verwendung'

Zeitraum Zu-
sammen Refi- Wert- I

Wäh- nanzie- papier- Kredit- Ur- saison-
rungs- rungs- be- gewäh- Son- ' Bar- Bank- ;prungs- berei-
reser~ kredite stände rung stigen 5) . geld- reser- werte nigt 7)
ven 2) an Ban- dllr an den umlauf ven

, ken 3) Bundes- Staat 4)
bank

Bestand in Mrd DM

Durchschnitt 1976 104,69 91,32 11,12 5,65 - 2,96' - 0,44 60,33 44,36 104,21 X

Jahresende 1976 114.16 93,00 19,74 1,34 + 3,09 - 3,01 65,75 48,41 112,10 107,97
Durchschnitt 1977 111,63 86,71 18,35 0,86 + 2,52, + 3,19 65,86 45,77 113,37 X

Jahresende 1977 117,87 94,50
,

14,26 + +0,68 6,68 1,75 72,40 45,48 123,80 118,96
DurchsChnil:t
Jan bis Sep 1978 117,40 90,80 18,12 2,08 - 1,01, + 7,41 '13,01 44,39 123,58 124,03
Januar 1978 117,75 90,10 16,16 6,89 + 2,09 + 2,51 69,51 48,24 121,11 119,70

Veränderung gegen Vormonat in Mio DM

1977 Januar -2025 ' + 400 -'-3529 - 99 + 299 ;+- 904 ' -2988 + 963 -2123 + .607
Februar -1900 - 600 -1572 - 122 + 479 - 85 - 913 - 987 . -1 852 +1 ql
März - 673 + 900 +4411 - 107 -4671 -1206 + 5Q3 --:1176 + 425 '+ 239
April

,
+ 811 - 500 +2149 - 122 - 430 - 286 +1139 - 328 + 799 .+ 409

Mai +1112 -1200 -3687 '- 38 +5947 + 90 + 713 + 399 +1124 + 911-
, Juni - 997 + 500 - 40 - 20 -1678 + 241 + 621 --: 1 618 +13,24 +1230

Juli +3426' +1000 +5523 - 14 - 659 -2424 +3194 + 232 +3423 +1137
August + 46 + 700 + 254 - 79 + 117 - 946 - 548 + 594 + 40 +1440

September -4624 -1300 -4287 - 14. -1150 + 2127', + 62 -4686 + 208 , + 934

Oktober
' ,

+ 56 +1600 + '352 23 + + + +- ~ 973 - 90Q ·12 44 21 122

November +1487 +1300 -3905 - , 14 +3693 + 413 + ,319 +1168 +1408 +1593

Dezember +6995 +'6200 -1143 - 12 +2619 - 669 . +4530 +2465 +6908 + 641

1978 Januar - 123 +3500, +1898 + 10 -4594 - 937 -:-2888 +2765 -2690 + 741

Feb:roar -2539 + 600 -1884 - 5 -1523 + 273 - 26 -2513 -1566 +1779

März +1809 +2100 +5248 + 137 -5043 - 633 +1702 + 107 +1853 + 657.

± 0 -·400
.

+3395 + '+ +April -1 8'T1 - 19 -1105 517 - 517 18 897

Mai +1569 -3100 +1307 +. 255 +2836 + 271- +1339. + 230 +1520 + 997

Juni -3246 ,- 700 + 261 + 862' -2962 '- 707 + 538 -3784 +'1102 +1211

Juli +2599 + 800 + 230 +1524 +1141 -1096 +2627 - 28 +2610 - 92

August + 617 +1400 -1683 +1184 -1027 + -743 - 92 + 709 + 606 +1827

September + 622 +2300 +2300 + 41 -4474 + 455 + 133 + 489 + 636 +1530,

1) In der Abgrenzung des SaChverständigenrates: BarlJeldumlauf und Zentralbankguthaben der Banken.
2) _ der Auslandsforderungen der Bundesbank unter Berücksichtigung des Ausgleichspostens zu anderen als transaktions-

bedingten Veränderungen der Währ~ngsreserven(hauptsächlich Zuteilung von IWF-Sonderziehungsrechten und Änderungen des
DM-Wertes der Währungsreserven aufgrund von Paritätsänderungen). Jahresdurchschnitte und Jahresendstände ohne Berücksich­
tigung der Neubewertung der Währungsreserven.

3) Saldiert mit dem Bestand an Mobilisierungs- und Liquiditätspapieren im Besitz der Banken.
4) Kredite und Forderungen der Bundesbank an öffentliche Haushalte abzüglich Einlagen (einschließlich Sondereinlagen) öffentljcher

Haushalte. ' '
5) Unter anderem Einlagen von Nichtbanken bei der Bundesbank.
6) Bereinigt um den Effekt von Mindestreservesatzänderungen; siehe Anhang V, Abschnitt C.

. 7) 'Saisonbereinigung nach dein Census-Verfahren II', Version X-lI. .. -
Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank
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S c hau b i 1d 22

ZUR ENTWICKLUNG DER ZENTRAlBANKGElDMEI'IGE ,
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saisonbereinigt.- 3) Veränderung der Zenlralbankgeldmenge in den jeweils letzlen sechs 'Monaten auf Jahresrale umgerechnet. ' '

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank
SR ~B01l2
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Schaubild 23

Prozent
15

AUSGEWÄHLTE ZINSSÄTZE IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
Prozent

15

3

4

6

5

8

9

14

12

11

13

1.0

••••••••.••••••.•.••••••- •••••••••.,---lI-J----,-----------'-------'''\;;:-----'--------------j
. Diskontsatz

~ ..,.~ .
• ' #-: ~/ .•~ ...

~ ~ _...;. ~.-
~-----------------'\r;;+.l\:'/'-.9,- ---,. -'

.....~':jL.~~ ~ ~

3

5

7

Dreimonatsgeld
'.

9

8

10

12

13

14

11

_ 6

2 2

0
JUli .. Dez, Jun . Dez ·Jun Jun Dez· Jun

0
.Mär :Sep .Mär Sep Mär Sep Mär Sep., Mär Sep

1973 1974 1975 1977' 1978

1) Bis April 1975 Ergebnisse der Zinserhebungen bei rund 500 ausgewählten Kredilinstituten bzw. Filialen von Kredilinstituten: Die dargestellten Zinssätze sind Durchschnitte
aus Zinsgrößenklassen, zusammengewogen mit der prozentualen Verteilung nach der Häufigkeit der gemeldeten Zinssätze. Ab Mai 1975 Durchschnittssätze als ungewogenes
arithmetisches Mittel aus den innerhalb der Streubreite iiegenden Zinsmeldungen. Die Streubr~ite wird ermittelt, indem jeweils 5vH der Meldungen mit den höchsten und den
niedrigsten Zinssätze'n ausgesondert werden.- 2) Kontokorrentkredite unter 1Mio DM.- 3) Festgelder unter 1Mio DM mit vereiilbarter Laufzeit von 3 Monaten.

Quelle: Deutsche Bundesbank
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Hohe Nac~fragenaCh Geld
, " ,.

140. 'DieZent~alb~rikgeld~eng'e. im sinne 'der Bun~
desbankbÜdet ab, in welchem Maße 'die Bundes~
b'ank. eine Nachfrage nach Zentralbankgeld für
Zviecke der BargeldhaltUhg und der Alimentierung

,von Einlagen-Kredit-Beziehungen, die über die Ban­
ken laufen, befriedigt hat (genauer: eine Nachfrage
nach Zentralbankgeld, soweit' sie sich nicht aus Än­
derungen der Miridestreservevors~hriftenergibt).

Wieviel Geld in der Haridlier Unterp.ehmen und

139. Schon im Juli nahm die Nachfrage nach D-Mark
an den Devisenmärkten Wieder zu. Im Oktober er~

reichte d~r Zustrom von' Auslandsgeld seinen vor-

läuiigen Höhepunkt. Anders als im Winter mußte die
Bundesbank diesmal in erster Linie zur Stützung der
Währungen im Europäischen Währungsverbund in­
tervenieren. Von den 13 Mrd DM, die die Bundes­
bank in der Zeit von Anfang Juli bis Mitte Oktober
für Devisen ausgab, entfielen über 10 Mn;l. auf so~che
Stützungskäufe. Um einer -weiteren Steigerung der
Nachfrage nach D-Mark zuvorzukommen, wurde im
Oktober, die D-Markgegenüber den Währungen des

137. Aufgrund der Interventionen am Devisen- Währungsverbundes aufgewertet (Ziffer4Sj. Diese
markt floß den Banken in hohem Maße Zentralbank- ,Seite des Marktes berUhigte sich daraufhin. .

geld zu, das diese in erster Linie zum 'Abbau von Die Devisenzuflüsse haben erneut zu einer starken
Verbindlichkeiten gegenüber der Bundesbank nutz- Ausweitung der Zentralbankgeldmenge geführt.
ten. Auch die Uberschußreserven nahmen zu: Nur Zwar ist· der Bundesbank Hilfe vom Staat zuteil
ein Teil wurde Basis der weiterhin raschen mone- geworden, der wieder beträchtliche 'Mittelbei ihr
tärep. Expansion. Möglicherweise in der Hoffnung stillegte. Dies konnte jedoch nur als vorübergehend
.auf einen baldigen Devisenabfluß, möglicherweise . angesehen werden und war auch nicht ausreichend,
aus Sorge vor einer Zinswirkung, welche einen An- die Ausweitung aufgrund der Devisenzuflüsse zu
reiz für weiteren Kapitalzustrom geschaffeil hätte kompensieren. :Auch daß das zugeflossene Geld nicht
und auch konjunktu:rell unerwünscht erschien, ver-,' 'bei den Banken blieb, diese es vielmehr ,vorwiegend
zichtete die Bundesbank darauf, durch Offenm<;lrkt-. zum Abbau ihrer 'Rediskontkredite und Lombard­
verkäufe oder an~ere -Maßnahmen die Zentralbank- 'kr'edite verwe:n:deten, konnte die B~denken,der Bun­
geldmenge auf ihren Zielpfad, zurückzuführen. Statt desbank, daß die Ausweitung der Geldmenge nun
am Devisenmarkt' zu intervenieren, hätte die Bun- doch zu groß würde, nic~t zerstreuen. Immerhin lag
desbank auch selbst mehr Zentralbankgeld . durch' in der Erhöhung der freien Liquiditätsreserven der
Offenmarktkäufe schaffen können. Der Effekt bei Banken, die sich aus den Devisenzuflüss.en ergeben
der Zentralbankgeldmenge wäre derselbe gewesen, hatte, das Potential für eine stärkere Kreditvergabe;
der Einfluß auf den Wechselkurs' möglicherweise und ang'esichts der erwarteten konjunkturell.en Be~
nicht geringer (Ziffer·412). . lebung mußte man damit rechnen, daß dieses auch

verstärkt in Anspruch genommen werden würde.
Daher hat die Z~ntralbank iIil Oktober in' großem
Umfang Mobilisierungstitel abgegeben. Die kurz"
f~istigen Papiere, die ihr für Offenmarktoperationen
noch zur Verfügung standen, waren jedoch zu ge­
ring, als daß mit ihnen die. Zunahme der Bankep.- '
liquidität so stark hätt~ gedämpft werden können,
wie es die ,Bundesbank wünschte. So ents~hloß sie
sich, die Mindestreservesätze zum ersten November
um' 9 vH zu erhöhen. Gleichzeitig wurde allerdings

, betont, daß damit k~ine Wende hin zu einer restrik­
tiveren Geldpolitik beabsichtigt sei, sondern. daß
ledig1ich eine _weitere Beschleunigung der monetä­
ren Expansion verhindert werden sollte.

Währe~d der ersten 9 Monate ist die bereinigte
Zentralbankgeldmenge, rechnet man auf Jahresraten
hoch, um fast 11 vB angestiegen. Um etwa den
gleicheJ;l Satz lag sie im Durchschnitt dieser 9 Mo­
nate über' den 'entsprechende'n Werten des Vorjah­
res. Die Zentralbankgeldffienge zu konstanten Re­
servesätzen in der Abgrenzung der Bundesbank'
übertraf die Vorjahreswerte um 111/2 vB.

Restlaufzeit unter vier Jahren nicht mehr kaufen;
Trotz dieser Maßnahmen; die entweder die Rentabi­
lität oder die' Zulässigkeit ausländischer G,eldanla,­
gen in der Bundesrepublik beschränkten, hielt der

,Zustrom'von Auslandsgeld zunächst an, Ausländer
legten jetzt ihre Mittel in längerfristigen Titeln an.
Dies trug zur Zinssenkung am Kapitalmarkt bei
(Schaubild 23).

138. In der Tat kam es im Frühjahr zu einer
'Wende. Der US-Dollar hatte im März einen so
.niedrigen Wert erreicht, daß zunächst die Erwartung
schwood, die Höherbewertung der D-Mark werde

,sich fortsetzen. Sogleich schlug nun das Zinsgefälle
zwischen Inland und Ausland auf die Kapitalströme
durch. Ausländisches Kapital' begann zurückzuflre-,
ßen. Die Bundesbank reagierte darauf, indem sie im

'Zuge einer allgemeinen Senkung der Mindest­
reservesätze und einer Erhöhung der Rediskontkon­
tingente die Mindestreservesätze für ausländische
Einlagen denen für inländische Einlagen anpaßte.
Die Ausweitun'g der BankenÜquidität hielt die Bun­
desbank ,für' nötig, um eine mäßige weitere mone­
täre Expansion von dem inzwischen allerdings sehr
hohen Niveau deJ:' Geldversorgung aus. zu ermög­
lichen.

Zumindest teilweise in Reaktion auf den Abfluß aus­
ländischen Kapitals begannen die Zinsen ain Kapital­
markt zu steigen. Offenbar entstand dadurch um- .
gehend die Erwartung weiterhin steigender Zinsen.
Die Anleger hielten sich zurück. Daß sich die Rendi­
ten festverzinslicher Wertpapiere nach Laufzeiten
stärker 'auffächerten, spricht ebenfalls dafür. In dem
Bestreben, dieser-Zinssteigerung, die zunächst Aus­
druck einer bloß temporären Stoc~ung ain Kapital- .
markt zu sein schien, entgegen'zutreten, erwarb die'
Bundesbank Wer~papiere.im Offenmarktge%chäft,' so
daß ein Einschwenken auf den Zielpfad für die Ex:­
pansion der Zentra,lbankgeldmenge weiterhin up.ter­
'blieb.
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Schaubild 24

ZUR ENTWICKLUNG DES GELDVOLUMENS
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in vH des Brultosozialprodukls2)

SR 780718

141. Zu beobachten ist, daß 'in diesem Jahr in' un­
ge-wöhnlich hohem Maße Geldvermögen in Form
von Bargeld und Sichteinlagen gehalten wurde. Und
über diese Mittel wurde im Durchschnitt' auch we­
niger häufig disponiert als in sIen vergangenen Jah­
ren. Der nun schon lange anhaltende starke Anstieg
des Verhältnisses von, Bargeld und Sichteinlagen
zum Bruttosozialprodukt läßt darauf schließen, daß
es sich bei dieser hohen Kassenhaltung auch nicht
in erster Linie um Kassen:haltung unter dem Ge-

nicht in der Stärke der gesamtwirtschaftlichen Aus­
gabene:x:pansion. Der konjunkturelle Aufschwung ist
hinter dEm Erwartungen zurückgeblieben, die noch,
für die Zielvorgabe der Bundesbank Ende letzten
Jahres mit maßgeblich gewesen waren. Daher muß
D;lan fragen, inwieweit die starke monetäre Expan­
sion in diesem Jahr bloß Reflex eines ungewöhnlich
reichlichen Geldangebots gewesen ist. Allerdings
auch weiter: Warum führten die hohen Geldbestände
in der Wirtschaft nicht zu entsprechend höheren
Ausgaben? Und soweit es dazu nicht gekommen ist
~ steht dies jetzt bevor? . ,

Als Ausgangspunkt mag durchaus die VorstelluIJ.g
dienen, daß im Prinzip jene, denen Zentralbankgeld
zufließt, es entweder selbst ausgeben oder, von nor­
mal~r Kassenhaltung einmal abgesehen, es als Kre.·
dit vergeben und anderen damit Ausgaben ermög­
lich~n, ,nötigenfalls bei sinkenden Zinsen. Seit lan­
gem wird daher darauf gewartet, daß von dem nicht
erst in diesem Jahr, sondern schon seit mehreren
Jahren 'stark ausgeweiteten Geldangebot ein' kräfti­
ger DI'uck in Richtung höherer Ausgaben ausgeht.
Seit 1914 steigt die Zentralbankgelqmenge stärker
an als das Sozialprodukt. Auch'1918 ist es noch ein­
mal so gewesen (Schaubild 25).

Allerdings: Zumindest teilweise ist die Notwendig­
keit oder die Neigung, sich .vergleich~weise hoch.
liquide zu halten, lediglich Ausdruck der noch
unbefriedigenden Konjunkturlage, also der im gan­
zen geringen Ausgabeneigung in der Wirtschaft. Je
weniger die Geldbesitzer dazu neigen, ihr Geld
selb'st auszugeben, oder bereit sind, es .auch bei ge­
sunkenen Zinsen auf der Basis eines längerfristigen
Kredits andere ausgeben zu lassen, um io größer
stellt sich rein rechnerisch bei einem bestimmten
SozialprodUkt der Bedarf der Wirtschaft (einschließ-

'lich der Banken) an 'Zentralbankgeld dar. Man muß
dabei aber sehen, daß das Sozialprodukt ja seiner­
seits nur deshalb nicht größer ist" weil die Aus­
gabeneigung gering ist. Das eigentliche Problem ist

, also ausschl~eßlicheine geänderte Ausgabeneigung,
nicht der mit ihr wechselnde "Bedarf" an Zentral­
bankgeid. Ob und inwieweit man 'einer ungenügen­
den Ausgabeneigung am besten dadurch aufhilft,'
daß die Geldpolitik auf das 'geldseitige Korrelat der
niedrigen Ausgabeneigung, die, hohe Geldnach~rage,

nämlich, mit einem hohen Geldangebot antwortet,
ist eine andere und ,durchaus umstrittene Frage ­
umstritten V(egen der ungelösten Problel;lle der Do- .
sierung' und des Timing und wegen der Sensibilität
der Inflationserwartungen (Ziffer ·401). Andere, kon­
junkturunabhängige ,Faktoren, die die Geldnq:ch-

, frage mitbestimmen, sin~ jedoch zu bedenken.'

... .:..

Sc h a ub i I d 25
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Daß in'diesem Jahr zusätzliches Zentralbankgeld,so
stark nachgefragt wurde, und zwar so stark über die
schon großzügig bemessene Zielgröße der Bundes­
bank hinaus, und das Geldvolumen so kräftig aus­
geweitet wurde (Schaubild 24), hatte seinrm Grund

I) Bereinigt u,m den Effekt von Mindeslreservesatzänderungen. Quellefür
Grundzahlen: Deutsche Buodesbank.- 2) In jeweiligen P[eisen.- 3) Bei
Normalauslastung in Preisen'von 1970, inflationiert mit dem Preisindex
für das Bruttosozialprodukt; eigene Schätzung.- 4) Bargeidumlauf(ohne
Kassen)Jestände der Kreditinstitute) und Sichteinlagen inländischer Nicht­
banken (ohne Zentralbankeinlagen öffentlicher Haushalte). - 5) Dhne Kas­
,senbestände dei Kreditinstitule.- 6) Eigene Schätzung.

Quelle für Geldvolumen und Bargeldumlauf : Deutsche Bundesbank

privalen' Haushalte (Bargeld und kurzfristig~ Bank­
einlagen) aus einer bestimmten Mynge Zentnilbank­
geld wird und wie intensiv die jeweils vorhandene
Getdmenge für 'Ausgaben: genutzt wird, h<j.t die
Geldpolitik allerdings nicht unter Kontrolle. Was
hier an Änderungen zu beobachten ist, kann daher
seine Ursachen sowohl auf d~r Seite des Angebots
an Geld als auch auf der Seite der Nachfrage nach
Geld haben. '

1967 68 69 70 71 72 73 74' 75 76 n 78 6)

in vH des Produktionspotentials3)
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sichtspunkt von Ausgaben ,handelt, die für dem­
nächst geplant sind.

142. Eine hohe Gelc~nachfrage ist vor allem' in
einer starkEm Ausdehnung des Bargeldes, ,insbeson­
dere zu Beginn des Jahres, zum Ausdruck gekom­
men. Zwar hat sich im weiteren Verlauf des Jahres
der. Ap.stieg des Bargeldumlaufs .wieder.verlangsamt;
doch dies ändert wenig an dem Bild, daß Bargeld im
Vergleich zu früheren Jahren, in denen es dm:ch
geänderte Zahlungsgewohnheiten weniger wichtig,
geworden "'{ar, erneut an Bedeutung gewonnen hat.
Schon seit '1976 steigt d'er Bargeldumlauf stärker als
di!'l Sichteinlagen. ,Sonderfaktoren mögen dabei

,allerdings eine wesentliche Rolle spielen. Mög­
licherweise stieg der Bedarf an Zentralbankgeld
dadurch, daß D-Mark-Noten außerhalb der'
Bundesrepublik qls eine' Art Nebenwährung
gehalten werden. Insofern Zentralbankgeld hier
gebunden ist, kann es nicht fur die inländische'
Nachfrage wirksam w~iden. 'Eine weitere Ursache
für die ungewöhnlich starke Zlinahme des Bargeld­
umlaufs in den, letzten Jahren mag in den relativ'
gestiegenen Einkommen von Personengruppen m1t
traditionell hoher. Bargeldhalhing,' vor al.lem I den
Reptnern, liegen. Ebenso sind gestiegene Bankge­
bühren und auch vermehrte Schwarzarbeit verinut­
lieh Gründe dafür, daß höhere' Bargeldbestände ge­
halten werden. Der Bedarf an: Zentralbarikgeld steigt
durch solche Vorgänge. Ein~ Quantifizierungder
einzelnen Faktoren ist jedoch nicht'möglich.'

143. Mangel an Ausgabebereitschaft wird in erster
Linie bei den Unternehmen deutlich. Wahrend sie
sich normalerweise gegenüber den übrigen Sektoren
der' Wirtschaft per Saldo mit ständig steigenden
Beträgen verschulden, liegt ihre Nettokreditauf-'
nahme heute deutlich niedriger als etwa, 1974, dem
letzten Jahr "Vor der Rezession: Hinter den geringe­
ren Nettobeträgen verbirgt sich dabei, daß die Geld­
vermögensbildung sich deutlich erhöht hat, die
Kreditaufnahme der Unternehmen hingegen, nach
einem starken Rückgang im Jahr 1975, wieder ,auf
dem Niveau von 1974 liegt. Hier zeigt sich, sieht
man ,von möglichen Sonderfaktoren ab, daß die
Unternehmen' zu wenige· Investitionschancen als,
rentieriich ans~hen, jedenfalls nicht als SQ- rentier­
lieh wü~ etwa, berücksichtig,t man den Unterschied
im Risiko, eine Anlage von. Geld in der Form von
SÜmtspapieren.Ein zusätzliches Motiv kann sein,
daß die Unternehmen sich· aus Unsicherheit über
die künftige wirtschaftliche Entwicklung besonders
liquipe halten wollen.

I

Bei den privaten Hausp.alten hingegen war die 'Be-
I reitschaft, Einkommen oder E,rsp,arnisse ,auszugeben .

und sich für den Kauf von Konsumgütern auch.zu
verschulden, weiterhin hOCh (Ziffern 78 ff.). Darüber
hinaus wurde ein verhältnismäß,ig großer Teil der
Mittel, die· von den privaten Haushalten· gespart
wurden, auf Bausparkonten eingezahlt. Diese· Form
der Geldvermögensbildung ~teht ip. engem Kontakt
mit der regen Baunachfrage .und bindet im übrigen
kein· Zentralbankgeld, weil. Bausparkassen, keine
Miridestreserven halten müssen.

86

,144. Zu den SonderfaktorE!ll, die in diesem Jahr
möglicherweise zu einer 'erhöhten Geldnachfrage
geführt haben, werden a1.j.ch Veränderungen in der
Neigung internationaler Unternehmen, vergleichs­
weise hohe Kassen,bestände in D-Mark zu halten,
g~zählt. Statistiseh läßt sich dies nur schwer .be­
legen.

Bis .jetzt sind· in, diesem Jahr d~e reservepflichtigen Ver­
bindlichkeiten der inländIschen Banken gegenüber Ge­
bietsfremden merldich schwächer gestiegen als die In­
landsverbindlichkeiten. So sind etwa' die reservepflichti­
gen Sichteinlagen von. l~ländern in den ersten drei
Quaitaien 1978 um 14 vH gegenüber der gleichen Zeit.
im Vorjahr gestiegen, Sich teinlagen , von Ausländern da­
gegen nur um5 vH. Diese Entwicklung dürfte allerdings'
nicht zuletzt auf die hohen Mindestreservesätze für Aus­
landsverbindlichkeiten der Kreditinstitute zurückzuführen
sein, die von Jan'!-ar bis MaU978 gal,ten.

Deutlich zugenommen hat: im Rahmen der Auslandsver­
bindlichkeiten der Banken der Anteil der auf D-Mark lau­
tenden Einlagen. Besonders stark fiel dieser Anstieg bei

, den längerfristigen Verbindlichkeiten aus. Ende 1976 be­
trug der Anteii der auf D-Mark lautenden Einlagen noch
54,5 vH, Ende 1977 schon 60,5 vH. DeJzeit liegt er bei
63,9 vH. Aber: dies spriCht zwar für eine größere Nei­
gung, D-Mark zu halten, der Zentralbarikgeldbedarf der
B9nken erhöht sich durch solche'. Umschichtungen je-'
doch nicht.

Ein zusätzlicher Zentraibankgeldbedarf entsteht rein rech­
nerisch auch, dann nicht, wenn im Zusammenhang mit,
einer beabsichtigten Umschichtung von Dollar- in D-Mark­
Anlagen der Wechselkurs des Dollar gegenüber der
D-Mark so lange sinkt, ~is die Absicht, diese Umschich­
tung vorzunehmen, wieder aufgegeben wird. Die erhöhte,
wegen der Wechselkursänderung nicht wirksam gewor7
dene Nachfrage nach D-Mark ist aber gleichwohl für die
Geldpolitik von Bedeutung (Ziffern 403 f.). .

145. Daß nach wie vor die Neigung, Geldveimögen
zu bilden und zu halten, im ganzen genommen hoch
ist, bekommt seine voÜe konjunkturelle Bedeutung .
erst dadurch,- daß zugleich die Neigung, Geld, das
man nicht für Ausgaben benötigt; direkt und langfri-,
stig z~ verleihen, weiterhin nicht besonders groß ist.
Noch immer, müssen die Kreditbeziehungen zwi­
schen Geldverniögensbesitzern und Kreditnehmern
auch heim langfristigen Kredit 'zu einem außeror­
,dentlieh hohen Teil über Banken laufen, wobei diese
die Risiken. der Fristentransformation -zu überneh­
m~n. haben. Kapitalniarktmittel, die aus Bankeinla­
gen stammen, "kosten" aber nun einmal - anders
als Direktkredite ~ Zentralbankgeld ,in der' Form
von Bankreserven. Auch dies ist ein Grund, warum
die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes, hier die
Umlaufsgeschwindigkeit der Zentralbankgeldmenge, ... . . ,
ni.o.nrlrT let......... '-' ............~ ~~ ...
Schon 1977 erwarben die Nichtbanken für .rund
10' Mrd DM weniger fe~tverzinsliche Wertpapiere
als 1976, und in den ersten neun Monaten dieses
Jahres wiederum 21/2 Mrd DM weniger als im ver­
gleichbaren Zeitraum des Vorjahres. Dies war an­
scheinend vor allem Folge der·erheblichen Unsicher­
heit über die zukünftige Zinsentwick~ung.Sie führte,
wie in 'den vergang~nenJahren, mehrfach zu An­
lagezurückhaltung am Rentenmarkt. Die Zinsen; die
im Frühjahr ,auf ein sehr niedriges Niveau ge~allen
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waren, stiegen alsbald wiEfder rasch an, und die
durchschnittlichen 'Laufzeiten, die zu Beginn des
Jahres deutlich länger geworden waren, wurden
wieder kürzer (Schaubild 26). Erst im Herbst began­
nen die Zinsen wieder etwas zu sinken,anscheinend
eine Folge von verstärktem Kapitalzufluß aus dem
Ausland.

'146. Auch die Fristen der Geldanlage bei Banken
sind kürzer geworden: S9 erhöhten die Unterneh~,

men .im ersten Halbjahr 1978 ihre Bargeldbestände
und Sichteinlagen um 8 Mrd DM und verminderten_

S c hau b i I d 26

ihre Termineinlagen um 9 Mrd DM. Ebenso haben
die privaten Haushalte sich weiterhin sehr liquide
gehalten. Diese Art der Geldvermögensbildung bin­
det aber in hohem MaßeZentralbankgeld, ,Bargeld
sogar in vollem Umfang: Aber auch die Verkürzung
der Geldanlage bei den Banken erhöhte den Zen­
tralbankgeldbedarf, da die Mindestreservesätze um
so höher sind, je kürzerf,ristig' die Einlagen sind.
Außerdem vermindern sich bei den Banken wegen
des Liquiditäts- und Zinsänderungsrisikos Bereit­
schaft und Möglichkeit zu längerfristigen AU$lei­
hungen. Die Folge ist, daß im Prinzip die Kondi-

, tionen, zu denen diese Kredite vergeben werden, für
die Kreditnehmer schlecht~Hwerden öder jedenfalls
nicht um soviel günstiger, als es sonst" möglich
wäre.

Jahre Jahre
11 .----:-r-----'------r----~~---, 11

NETTO-ABSATZ, LAUFZEIT UND EMI SSIONSRENDI TE'
VON WERTPAPIEREN

147. Die hoh~ Geldvermögensbildung in Teilen der
Wirtschaft hat dazu beigetragen,' den Kreditbedarf
der Wirtschaft im ganzen z:u erhöhen,. Das wird

'vor allem darin deutlich, daß in den letzten Jahren
die B~I).kkredite an Unternehmen un,d Privatperso­
nen stärker gestiegen sind als das Bruttosozialpro­
dukt. Sinkt nämlich bei den einen die Bereitschaft
Geld auszugeben, so bleiben dadurch 'bei den ande­
ren, seien es Unternehmen oder private Haushalte,
Einmihrrien aus. Zum Teil haben diese in' der Folge
selbst ihre Ausgaben gemindert. In dem Maße, in
dem, sie das nicht wollten oder, jedenfalls kurzfri­
stig, nicht konnten, mußten sie, Kredit aufI).~hmeI).,

es sei denn, sie konnten auf angesammelte Geldver-·
mögen zurückgreifen. Soweit die Kreditbeziehung
über Banken läuft, wird Zentralbankgeld gebunden.
Außerdem erfordert jede kreditfinanzierte Ausgabe
LiquidÜätsvorsorge, die" bei eigenfinanzierten Aus­
gaben nicht in gleichem Maße notwendig ist.

Allerdings .ist gerade die zu beobachtende Verände­
rung der Fristenstruktur bei den mindestreserve-

. pflichtigen Bankeinlagen <im ehesten als Ausdruck
eines reichlichen Geldangebots und nicht einer
veränderten' .Geldnachfrage. anzusehen. Denn die
niedrigen Zinsen für Einlagen und Kredite kürzerer
Fristigkeit mindern den Anreiz zu rationeller Kas­
senhaltung.

9 ,

o

Netto":'Absatz I)

o

Gleitende 3-Monatsdurchschnitle
~OO ~OO

9 r------,------'-----,--.,...---,-------, 9

D~rchschnittliche Laufzeit von Neuemissionen 21

o
Prozent Prozent'

11 r-'----.-------r----~--:----, 11

o

148. Während die Anlagefristen kürzer wurden,
blieben die Unternehmen weiterhin vor allem an
längerfristigen Kredi~en interessiert. So haben sich
im ersten Halbjahr 1978 ihre' langfristigen Bankvei­
bindlichkeiten .um rund 5 Mrd DM erhöht., Zur
gleichen Zeit bauten sie ihre kurzfristige Verschul­
d)ing ~m rund 21/2 Mrd DM ab. Konsolidierung hatte
offensichtlich' bei vielen Unternehmen noch immer
Vorrang,vor zusä,tzlichen Investitionen. Es sind aller­
dings auch die gesunkenen Zinsen, die diesen Kon:so~

lidierungsprozeß treiben.' Der Nachteil ist, daß, auf
diese ,WElis~ Mittel, die für· längere Fristen angebo­
tenwerden (Anlagebereitschaft), ohri,e zusätzliche
Investitionen absorbiert werden.

I) Brutto-Absatz abziiglich Tilgu~g.- 210hne Wertpapiere mit einer lauf·
zeit bis einschi. vier Jahre.- 3) Rendite der im Berichtszeilraum erstma:
lig abges~tzten festverzinslichen Wertpapiere inländischer Emittenten.

Quelle: Deutsche Bundesbank
SR 780717,

149. Eine' außerord,entlich bedeutende Rolle im
Aktivgeschäft der BankEm' spielte auch in ,diesem
Jahre wieder der' Staat. Seine Schuldenposition bei
,den Banken hat er im erstem Halbjahr noch einmal
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ren Falle wäre die Anlage von Geldvermögen 'bei
B'l-nken und' am. Kapitalmarkt weniger attr'aktiv ge­
wesen, der Anreiz, vor dem Investitionsrisiko, in den
sicheren Staatskredii auszuweichen, geringer. All
dies hätte jedenfaÜs dann ein plausibler Ablauf im
monetären Bereich sein können, wenn es auf andere
Weise als mit hohen Staatsdefiziten gelungen wäre,
die Ausgabeneigu:qg in der Wirtschaft zu erhö!J.en.

Vor ,allem waren es die beiden ,Spekulationswellen
- die erste im Winter und Frühjahr, die zweite im

. .

um 11 Mrd DM erhöht. Mit 10 Mrd DM hat er dabei
allein. für 6 MrdDM mehr längerfriStige Kredite
direkt bei Banken- aufgenommen als in der entspre­
chenden Zeit des Vorjahres. Di~ kurzfristigen For­
derungen der Banken an den'· Staat haben sich da­
gegen kaum erhöht. Direkt bei den Banken au't­
genommene kurzfristige ~redite hat der Staat sogar,
wie die privat'en Unternehmen, mehr getilgt als neu
aufgenommen. Der Anteil, den der Staat am gesam­
ten Mittelaufkommen der Banken beansprucht, hat
.weiter zugenommen. -

"152. Die Möglichkeit, den Unternehmen Geldver­
mögen in der Form von Eigenkapital zur Verfügung

.zu stellen, hat auch in diesem Jahr mir eine unteni'e­
ordnete Rolle gespielt; Die, Ausstattung der Unter­
nehmen mit Eigenkapital,hier bezogen auf die je­
weilige Bilanzsumme, nimmt seit langem ab. Bei der
noch immer vergleichsweise geringen Investitions­
neigung d'er Unternehmen konnte man allerdings
meinen, daß auch der Bedarf an zusätzlichem Eigen-,
kapital von außen gering war. Da in der Tat außer­
dem die Ertragslage etwas besser war, und - was
noch wichtiger 'ist - die Unternehmen über akku­
muliertes Geldvermögen a'us mehreren' Jahr;eIl der
Investitionszurückhaltung verfügen, ~ konnten sie
ihre Investitionen sogar in ungewöhnlich hohem
Maße ohne Aufnahme zusätzlicher Kredite finan-,
zieren. Iin ersten Halbjahr 1918 betrug die. Eigen­
finarizierungsquote im Sinne der Bundes1;>ank 91 vHj
sie war damit wesentlich. höher als ein Jahr zuvor,
als diese Quote bei 861/2 vH lag. Freilich darf die
geringe Investition~neigung ihrerseits nicht unab­
hängig von -q.er unbefriedigenden Eigenkapitalaus­
stattung gesehen werden (Ziffer 51). Nimmt man da-
bei ins' Bild, daß die Unternehmen' im Durchscnnitt

151. Der erhöhte Finan:z;ierungsbedarf des Staates mit höheren Investitionsrisiken zu rechnen haben
war Ausdruck der unbefriedigenden Konjunktur- als früher, so wird plausibel, daß sie großenteils nur
lage und des Versuchs, diese durch staatliche Defi- investieren, sofern sie ihre Eigenkapitalbasis ver~
iitpoli'tik zu bessern. Der Staat hat selbst mehr aus-', breitern können. Wäre mehr Geldvermögen in der
gegeben und außerdem den Privaten weniger Ein- Form von Eigenkapital angeboten worden, hätte sich
kommen abgenommen, beides ;in der Erwartung, die Investitionsneigung möglicherweise deutlicher
damit deren AusgabeneigUlig, anregen zu können erholt. Trotz der Körperschaftsteuerreform, die erst
(Ziffern 195 ff.). Dies mag auch tatsächlich die Wir- jetzt voll wirksam ist, war den Unternehmen die,
kung gewesen sein. Insoweit haben dann auch Pri- Beschaffung, von Eigenkapital aber offensichtlich
vateteilweise einen geringeren 'Kreditbedarf, weil noclI zu teuer. Wie im v~rgangenen~ Jahr wurden
sie wegen erh'öhter Einnahmen Ausgaben tätigen in' den ersten sechs Monaten dieses Jahres nur in
können, ohne sich verschulden zu müssen. Es muß sehr geringem Umfang neue Aktien emittiert. '
,aber auch gesehen werden, daß bei geringerer Kre-
ditnachfrage des Staates, insbesondere bei geringe- Erst in der zweiten Jahreshälfte hat sich die Nach­
rer Nachfrage nach Krediten mit langen Laufzeiten, frage nach Aktien deutlich verstärkt; der Index der
die hohe Geldvermögensbildung der Privaten einen Aktienkurse stieg auf neue Höchstwerte, und .der
größeren Druck atif die Zinsen ausgeübt und auf Absatz junger Aktien belebte sich wieder. Auch
diesem, Wege möglicherweise auch zu vermehrten wird wieder ein geringerer Teil der Gewinne aus
privaten Ausgaben geführt hätte. Den Banken hätten den Unternehmen entnommen. Diese Indizien be­
sich weniger Möglichkeiten gebot~n, den Anlage- kräftigen, daß die Hoffnungen auf einen konjunk­
druck andrängender Einlagen durch den Erwe.rb ver- turellen Aufschwung stärker geworden r>ind.

~ gleichsweise hochverzinslicher Staatsanleihen oder
durc}1 Bankkredite an den Staat aufzufangen. Kllrz: l ' ~53.. Der Einfluß d~r Beziehungen mit dem Ausland

'An den Kreditmärkten wären rentable Anlagemög- auf die Entwicklung der monetären Situation der
lichkeiten knapper gewesen. Die Banken hätten ver- Wir;tschaft ist zwiespältig zu beurteilen. Es waren
mutlich, um für ihre Einlagen dennoch Anlagen zu Einflüsse, die zunächst von einer hohen, aber wech­
finden, die Konditionen für die Kreditvergabe·.lo~- s~lhaften ausländischen Nachfrage nach D-Mark
kern- müssen. Möglicherweise hätten sie auch, um ausgingen, dann jedoch auch von dem zusätzlichen
ihreZinsspanne 'nicht noch weiter schrumpfen zu Geldangebot bestimmt waren, 'das die zusätzliche
lassen, die Habenzinsen weiter gesenkt und damit" Nachfrage zum Teil bediente.
weniger Einlagen angez~ge:h. 'Im einen Falle hätte
man im Gefolge billigerer Kredite möglicherweise
mehr private Au~gaben erwarten können, im' ande-',

150. Am Kapitalmarkt, an dem der Staat zu Beginn
des Jahr.eS erhebliche Mittel aufnehmen konnte,
übte er im w~iteren Ver1auf des Jahres .Zurückhal­
tung (TabE;!lle 20). Die. öffentlichen Emissionen wur­
den der Lage am Kapitalmarkt flexibel angepaßt.

Der Anteil des Absatzes von Wertpapie~en öffent­
licher Stellen am gesamten Nettoabsatz fiel in den'
ersten neun Monaten 'dieses Jahres um 'fast 11 Pro-

,zentpunkte geringer aus als 1911, betrug aber immer
, noch nahezu 65 vH. Läßt man Eigenbestandsverän­

derungen der Emittenten und Interventionen der
Bundesba,nk außer acht, die in der Regel auf Kurs-

. pflege zurückgehen; und bezieht man den Netto­
absatz ledi(rlich auf das MittelaufkomII1en des Mark­
tes, so hat sich dieser Anteil allerdings sogar noch
erhöht, nämlich um reichlich 6 Prozentpunkte auf
mehr 'als 83 vB. Dabei lagen die Laufzeiten der Pa- .
piere, öffentlicher Stellen leicht über denen der Pa­
piere.privater Emittenten.
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Tab e 11 e 20

,Mittelaufkommen und Netto-Absatz festverzinslichl;!r Wertpapiere
inländischer Emittenten

Mio DM Nominalwert

Netto-Absatz festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten 2)
"

Bankschuld- I
Kapital-

- verschreibungen 4) markt- Nach-
Mittel- Anleihen beanspru- ' richJlich:

Zeitraum auf- Industrie- der öffent·' chung Verände-
kommen 1) ~nsgesamt obliga- ,darunter lichen durch rung,des -, ti<;men 3)

zusammen Kommunal· Hand inländische Aktien-, ~bligatio- öffentliche umlaufs,nen Stellen 5) ,

1967 137'19 15321 892 9338 5384 5094 10478 1631
"

1968 18072 17795 - 70 14166 ' ,8429, 3700, 12129 2054

196,9 '12850 , 13479 -164 13033 'i' 542 610 8152 2647

1970 14385 15059 220 12769 7941 2069, 10010 1770'

1971 20565 21267 1463 15341 7335 4464 11799 4108

1972 34426 35043 799 26~38 13109 7402 20511 4064

1973 25038 26825 -525 23005 4563 4365 8928 2823
;

-370
,

92661974 24638 26655 20989 6033 15299 3611

1915 ·40481 AO n"lA _-ICe. "r Ct'l1 Il':) ncn 1.., .4"71 ':)"7 A An r ':)1:1")
":r:U .:J~":t .UU ..J~ V~~ ~ü V,V;:} 1. ..... ~, ~ vi. ":1":t}J ,J u,J~

"

1976 54393 48361 -545 32023 21419 16883 ,38302 2696

1977 ' 50503 50474 -417' 29699' 16651 21191 ' 37842 4095

1!177 1. Vj. 13795 13575 - 49 9498 5415 4'125 9540, 612

2.Vj. 10496 10894 - 28 5083 3170 5840 9010 573

3. Vj. 12168 12894 -178 7598 4055 5473 9528 1307

4. Vj. 14044 13111 -162 7520 4011 5753 9764 1603

1978 1. Vj. 17132 18267 -192 14870 7991 3588 11579 580 '

2.Vj. 6320 10'722 -274 ' 7240 3408 3756 7164 64
I

3. Vj. ' 8690 12701
I -229' 9215 4362 . 3716 8078 1010

1978 Jan 8542 8675 ....:. 45 7932 3935 787 4722 187

Feb 5993 6251 - 47' 4789 2957 1509 - 4,466 58

. Mär 2597 3341 -100 2149 1099 1·292 2391 335

,Apr ,420 1695. - 80 1357 460 418 878 108

'Mai 426 2612 - 71 2621 1308 62 1370 - 56

Jun 5474 6415 -123 3262' 1640 3 ~76 4916 12

. Jul -3091 1128 - 10 1691 792 -553 239 214
I

Aug 3819 4134 - 69 3937 1817 ' 267 2084 333

Sep 7962 7439
,

-150 3587 1753 4002 5755
;

463

1) Netto-Absatz (zu Kurswerten) inländischer Rentenwerte plus/minus Verä~c\eru~gen der, Eigenbestände der Emittent~n a:bzfrglich
Erwerb durch 'die Bundesbank (zu Buchwerten). ' ,

2) Bruttoabsatz abzüglich TlIirung. Negatives Vorzeichen: Tilgung übersteigt den im Berichtszeitraum neu abgesetzten Betrag.
3) Einschließlich Wandelschuldverschreibungen Emittenten."
4) Ab 1969 ohne Bank-Namenssdmldverschreibungen.
5) Kommunalobligationen und Anleihen der öffentlichen Hand.'

Quel\e: Deutsche Bundesbank
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Sommer und Herbst dieses'Jahres -, in deren Ver­
lauf eine stark erhöhte N,!-chfrage nach D-Mark
wirk,sam wurde, zugleich aber auch ein erhöhtes An­
gebot an D-Mark von seiten der Bundesbank. Der
Marktausgleich wurde dabei jedoch immer wieder
erst bei einem kräftig heraufgesetzten Wechselkurs
für die Mark er,reicht, obwohl die Bundesbank teil­
weise' mit hohen Beträgen am Devisenmarkt. inter­
venierte. Die Aufwertung der D-Mark I beeinträch­
tigte' die Ertragserwartungen und damit die Aus- '
.gabeneigung der inländischen. Wirts.chaft und be­
wirkte so indirekt, daß diese ihre Liquidität erhöhte.'
Der von der Bundesbank in D-Mark umgewandelte
Mittelstrom aus dem Ausland vergrößerte die liqui­
dität der Wirtschaft direkt.

Ein besonderes Problem .bildete die Wechselhaftig-.
keit in der Geldanlage der Ausländer. Solange spe­
,kulatives Geld ungehindert 'in die heimische Wirt­
schaft fließen konnte, wurde es wie erwähnt über­
wiegend kurzfristig bei Banken angelegt. Als die
Bundesbank zu Beginn des Jahres den Zufluß kurz­
fristigen Geldes' durch administrative Maßnahmen
behinderte und die Ausländera'ls Antwort darauf
mehr längerlaufende Titel kauften, hatte dies zwar
zunächst positive Wirkungen auf den Kapitalmarkt­
zins; 'dieser erreichte im April einen sehr tiefen
Starid. Mit dem Abflauen der Spekulationswelle und
dem Rückfluß von Auslandsgeld stieg der Zins je­
doch in der Folgezeit wie'der an,; was zugleich die
Erwartung weitet steigimder Zinsen auslöste und
damit Zurückhaltung bei den, inländischen. ~nlegern
am Kapitalmarkt. In der Folge haben dann per Saldo
zunächst wieder Inländer dem Ausland mehr länger­
fristige Kredite gewährt als umgekehrt. Doch im
späteren Verlauf des Jahres änderte sich das Bild·
im Zuge der neuerlichen 'Spekulation ~bermals.Im

September überwog der langfristige Kapitalimpcirt
deutlich. InJändis~he festverzi~sliche- 'Wertpapiere
waren von Ausländern 'stärker gefragt, und auch
die Zinsen gaben etwas nach. Im ganzen hat das '
Ausland vermutlich zu einer Verunsicherung der Er-,
wartU:ngen und zu einer. uns'te1:igen Entwicklung der
Kapitalmarktzinsen beigetragen. Niederschlag des-

. sen ist eine erhöhte Geldnachfrage. '

154. Nimmt man alle Faktoren, die in diesem Jahr'
Angebot und Nachfrage von Geld beeinflußt haben, .
zusammen, so hätte zu ihnen allerdings durchaus ein
weiterer Fortgang der Zinssenkung am Kapitalmarkt
gepaßt, z'umal die Inflationsrate deutlich sank. Eine
wichtige Ursache dafür, daß es tatsächlich nicht so
kam" ist auch in der Situation der Banken zu, suchen.
Noch zu Beginn dieses Jahres haben sich die Ban­
ken, wie schon 19tt,· in beträchtlichem Maße· am

, :Markt für festverzinsliche 'Wertpapiere engagiert.
,Solange die Banken bei schwacher Konjunktur die
.zukümtige Kreditnachfrage der Unternehmen noch
als gering einschätzen, sind ihnen solche Anlage­
möglichkeiten auch besonders willkommen. Mit zu­
nehmendem Anteil staatlicher Papiere ini Port~­
feuille und auch steigender Zuversicht, daß ein Auf­
,schwung bevorsteht, halten sich die Banken. am

, Markt für öffentliche Titel allerdings zurück, um der
Zu erwartenden Kreditnachfrage . ihrer privaten
Kundschaft entsprechen zu können. Bei' der Schwä~

90

cheerscheinung des Kapitalmarktes im Frühjahr wa­
ren es zunächst noch die Nichtbanken .gewesen, die
weniger Rentenwerte als im vergangenen Jahr er~

war,ben. Die Banken schränkten ihren Erwerb kaum
ein, teils weil sie mit Emissionshäusern, kapitalmäßig
oder auf andere Weise verbunden waren oder auch

- selbst Verpflichturigen aus Konsortialgeschäften,
hatten, teils möglicherweise auch, um einen zu plötz­
lichen Kursverfall bei den, festverzinslichen Wert­
papie~en in ihrem Bestand zu, verhindern. Im weite­
ren Verlauf des Jahres haben jedoch auch die Ban­
ken trotz guter Liquiditätslage weniger Titel als im
Vorjahr gekauft. Nicht' zuletzt· dies dürfte mitbe­
stimmt haben, daß der Anstieg der Zinsen diesmal
keine nur' vorübergehende Erscheinung, war. Der'
gegenwärtige Kapitalmarktzins muß, nimmt man
die .gegenwärtige Inflationsrate für die künftige, als
sehr hoch bezeichnet' werden. '

155. Die Kreditvergabe an inländische Unterneh­
men und an Privatpersonen hat sich im Laufe' des
Jahres schon beschleunigt. Doch nicht nur die Inan­
spruchnahme von Krediten hat sich gekräftigt. Auch
die Zl,lsagen für Kredite und Dar~ehen haben dieses
Jahr erheblich stärker zugenommen als yor Jahres-.
frist. Bis zum September war d,er. Umfang' der Zu­
sagen nahezu doppelt so hoch wie im entsprechen­
den Vorjahreszeitraum. Das spricht dafür, daß auch
steigende Al,lsgaben geplant sind.

Zahlungsbilanz im Zeichen der Nachfrage
nach D-Mark

156. Im Jahre 1978 wurd,em: an den DevisenmärkÜm
überwiegend mehr D-Mark mi.chgefragt' als ange­
boten. Die Bundesbank intervenierte kräftig. Ihre
Nettoauslandsaktiva erhöhten sich in den ersten
neun' Monaten um 'fast i Mrd DM. Bis in die erste
Novemberwoche kamen noch 10 Mrd DM hinzu.
Dennoch ergab sich eine starke Höherbewertung der
D-Mark im Laufe des Jahres.

Hinter der starken Nachfrage nach D-Mark stand,
wie erwähnt, zumindest vordergründig nicht nur die
Nachfrage nach kurzfristigen D-Mark-Anlagen, son­
dern auch nach längerfristigen. In den ersten 'neun
Monaten oetrug der Ubersthuß im kurzfristigen und
langfristigen Kapitalverkehr zusammen rund 6- Mrd
DM. Während beim kurzf.ristigen Kapitalverkehr
auch schon vorher Nettoimporte zu verzeichnen
wa'ren, hatten beim langfristigen Kapitalverkehr seit
vielen Jahren die Exporte ,überwogen; _Dies war
1978 nicht mehr 'der, Fall. Bis einschließlich Septem­
ber 1978 betrug der Ubersdluß beim langfristigem
Kapitalverkehr 0,1 MrdDM, verglichen mit Netto­
exporten von 11 Mrd DM,im gleichen Zeitraum 1977
(Tabelle 21), '

. 157.' Aber nicht nur im Zusammenhang mit dem
internätionalen' Kapitalverkehr übertraf die Nach­
frage nach D-Mark das Angebot, sondern weiterhin
auch beim Leistungsverkehr. Die Leistungsbilanz der'
Bundesrepublik wies in den ersten.. neun Monaten
1978 wieder einen Uberschuß von mehr als 61/2 Mrd
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Zur Entwicklung der Zahhmgsbilanz
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Ta bell e 21

Leistungsbilanz Kapitalbilanz 5) ,
Stati- Aus-

stisch ' gleichs-

nicht auf- posten

lang- kurz- glieder- zur Aus- Devisen-Zeitraum Dienst- Uber- lands- ,ins- ' Handels- leistungs- tragungs- ins- fristiger fristiger bare positio:n bilanz 8)
- gesamt Ir bilanz 2)' bilanz 3) bilanz 4) gesamt, Trans- deraktio- ,

nen'G) Bundes-
Kapitalverkehr bank 1)

1965 - 6223 ' + 1203 - 'I 049 - 6371 + 2142 + 1137 + 1005 +2798 - - 1283

1966 + 488 + 7958 - 1175 - 6295 - 599 - 342 - 257 +2063 - + 1952

1967 +10006 +16862 - 434 - 6422 -11 848 -c- 2930 - 8918 +1702 - - 140
')

1968 +11856 +18372 + 796 - 7312 - 6125 -11 201 '+ 5076 +1278, - + 7009

1969 + 7498 +15584 + 664 - 8750 '-18679 ~23 040 + 4361 + 919 - 40.99 -14361,

1970 + 3 ~83 +15670 - 2728 - 9759 +15113 - - 934 +16047 +3616 + 738 +22650
1971 + 3082 -1-'15892 ' - 1314 -11497 +10 614 + 6293 ' +' 4 322 +2659 - 5370 +10986

1972 + 2474 +20278 - 3795 -14009 +12017 +15551 - 3535 '+1200 I - 495 +15195

+
"

1973 +11496 +32979 -,5641 -15842 +13226 +12950 271 '+1706, -10279 +16149

1974 +25365 +50846 - 9128 -16353 -24835 - 5182 -:19052 -2437 - 7231 - 9137
"

19,75 '+ 9801 +37276 - 9986 -17489 -11 879 -16831 + 4952 - 141 '+ 5480 + 3260

1976 + 9690 +34469 - 6794 -17985 + 211 - 317 + 528 -1112 - 7489 + 1301

1971 + 8583 +38436 -11 637 -18217 + 34 -12876 +12910 +1 ~34 - 1880 +2570

1971 1. V~. + 2265 + 8905 - 2631 - 4009 - 3673 - 1 170 - 2503 +2004 - + 596

2. Vj. + 2598 + 9462 - 2310 - 4553 - 5672 - 6878 + 1206 +1666 , - - 1408

3.Vj. - 4716 + 7958 - 7469 '- 5205 + 4862 - 3000 + 7862 - 215 - - 68

4. Vj. + 8430 +12112 + 714' I 4450 + 4517 - 1828 + 6345 .. -1621 - 7880 + 3451

1978 1. Vj. + 3270 + 8687 - 180 - 5237 + 1570 + 3151 -' 1581 ' - 295 -, + 454!?

2. Vj. + 4058 , +10255 - 1294 - 4902 - 6084 - 5028 - 1056 -2098 - " - 4123-
3.yj. - 707 +'9596 - 6255 - 4048 +10534 +. -19q8 + 8565 -3508 ' - + 6320

I) EinschließJldt der hier nicht gesondert ausgewiesenen Ergänzungen zum Ware~verkehr.
2) Spezialhandel nach der amtlichen Außenhandelsstatistik ; Einfuhr cif, Ausfuhr fob.
3) Ohne die im eH-Wert der Einfuhr enthaltenen Fracht-, und Versicherungskosten.
4) Insb~sondere: Offentlidte Leistungen a,n internationale Organisationen, Uberweisungen ausHindischer Arbeitskräfte, UnterstützungszahlUli-

gen, Renten und Pensionen (Eigene Leistungen: -). '
5) Kapitalexport: -.
G) Saldo der nicht erfaßten Posten und statistisdtenErmittlungsfehler im Leistungs- und Kapitalverkehr (= Restposten). 'Angaben im 3. Vier-

teljahr 1978 vorläufig und mit dem Vorjahr nicht voll vergleichbar. ' '
7) Gegenpostim' zu Veränderungen der Auslandsposition der Bundesbank, die 'nicht auf 'den Leistungs- und' Kapitalverkehr mit 'dem Ausland

zurückgehen: Hauptsächlidt Zuteilungen von IWF-Sonderziehungsrechten und Änderungen ,des DM-Wer'tes der Auslandsposition, der Bun-
desbank auf Grund von Paritätsändeningen. '

8) Veränderung dei, Netto-Auslandsaktiva der Bundesbank einschließlich der deutschen Reservep~sition im IWF und der Sonderziehungsrecht.e
(Zunahme: +). ' ' " '

Quelle: Deutsdle Bundesbank

I,
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160. - Anfang November kamen die. Währungsbe­
hörden der Vereinigten Staaten, der Schweiz,'Japans
und der Bundesrepublik überein, umfassende Maß­
nahmen zur Stützung des Dollar 2lU ,ergreifen; des­
sen Kurs gegenüber .der D-Mark erhöhte sich dar­
aufhin in starken Sprüngen um 9 vB. Was die ame·
rikanische Regierung im Rahmep. dieses Stützungs­
programms einleitete, kommt einer - sp'äten - -

.. ~ 1ATo-nrlo ;n H.....o ... 1AT"h","nrrc:nnlitil,- rrl"i",h nil" -..r"r.,
~i;;~~;n ··~jt~·~t;~ ~~ii~~··ih;;·zi~h~~-~~~:~cht; b'ei~ I
Internationalen Währungsfonds stark in Anspruch
nehmen und in' den kommenden' Monaten erstmals
auch Währungsanleihen an ausländischen· Kapital­
märkteJ;1, vor alle;Ill in der Bundesrepublik, in Japan,
und in der Schweiz (bis maximal 10 Mrd Dollar)

'aufnehmen. Deren Erlös kann dann ebenfalls zur,
Stabilisierung des Dollarkurses an den Devisen­
märkten verwendet werden. Die Vereinigten Staa­
ten wählen damit einen Weg, auf dem sie eine Ab­
deckung ihrer ,Leistungsbilanzdefizite durch zusätz-

, '

DM auf. Im" gleichen Zeitraum des Vorjahres war
'sie nahezu ausgeglichen gewesen.

158. Unschärfe kommt i'n das Bild des Kapitalver­
kehrs durch den sogenanntep. Restposten der Zah­
lungsbilanz, der statistisch nicht weiter aufglieder­
bar ist und nicht zuletzt Änderungen in der unmit­
telbar mit dem internationalen Handel verbundenen'
Kreditgewährung, etwa bei den Zahlungszielen,'
widerspiegelt, soweit diese niCht getrennt in der.
Bilanz des kurzfristigen Kapitalverkehr~erfaßt wer­
den. Der Restposten' weist derzeit für die ersten
neun Monate .des Jahres 1978 einen Nettokapital­
export von rund 6 Mrd DM aus.

159. Zu noch sehr vi~l g.rößeren Kapitalbewegun­
gen wäre' es vermutlich gekommen, hätte es nicht

. Spielraum für Wechselkursb'ewegungen gegeben.
Von Ende September 1977, bis Ende März 1978 stieg
der Kurs derD-Mark gegenüber dem Dollar .um
14 vH. Ende Oktober lag er noch einmal um 17 vB
über dem Stand yon Ende März. Auch innerhalb des'
europäischen Währungsverbundes traten nach dem
Sommer stärkl'lre Spannungen auf. Nachdem die
Bundesbank eine Zeitlang kräftig am Devisenmarkt
interveniert hatte, wurde die D-Mark dann im Rau­
men de~ europäischen Währungsverbundes leicht
aufgewertet (Ziffer 45), Von der allgemeinen Auf­
wertungstendenz der D-Mark in diesem Jahr wich
jedoch die Kursentwicklung gegEmuber dem Schwei­
zer Franken und dem Yen deutlich ab. Ende Oktober
1978 lag der Wert der D-Mark gegenüber dem
Schweizer Franken um 10 vH unter dem Stand von
Ende 1977i im Herbst hatte die Abwertung vorüber-

.gehend sogar 18 vB betragen, Der Wert der D-Maik
gegenüber dem Yen lag- Ende Oktober um 10 vB
.unter dem. Jahresendstand:·

,Die Abwertung der D-Mark gegenüber diesen bei­
den Währungen verhinderte jedoch nicht, daß sich
im Verhältnis zu allen W elthandelsw~hrungen eine
kräftige Au,fwertung errechnete. Die (gewogene)
Aufwertung der D-Mark vom Oktober 1977 bis zum'
Oktober 1978 betrug rund 10 vB.
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liehe Kapitalimporte mit marktgerechter Verzi'nsung
suchen. Ferner wollen sie auch durch erhöhte Gold­

, verkäufe ab Dezember kurzfristig einen Beitrag zur
. Defizitdeckung leisten.

VII.. Verminderte Wettbewerbsfähigkeit?

161. ·Mit der anhaltenden Böherbewertung der
D-Mark an den Devisenmärkten, die sich in den letz-

.ten Monaten wieder deutlich beschleunigte, hat die
Sorge um eine mögliche Beeinträchtigup.g der Wett- .
bewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen weiter
zugenommen.

Zur Beurteilung der Wettbewerbsfähigkeit des
Außenhandelssektors eines Landes müs?en jedoch
neben der Wechselkursentwicklung weitere Fakto­
ren mit im Bilde sein, vor alleni die Preisverände­
rungen der Ausfuhrgüter und die Kostenentwicklung
im internationalen Vergleich. Da darüber hinaus auch
die Lieferfähigkeit, das Angebotssortiment, Qualität
und 'Service mit darüber entscheiden. wie konkur­
renzfähig Unternehmen im Auslandswettbewerb
sind, muß auch berücksichtigt werden, wie sich die
Marktanteile der inländischen Anbieter am Welt-'
markt verändert haben (JG 76 Ziffern,I.55 ff.).

162. In den vergangenen, Jahren' konnte die starke
Aufwertung der D-Mar'k zum Teil nur durch Preis­
zug~ständnisseder Exporteure ~ufgefangenwerden.
Damit hat sich' die reale Bewertung der DcMark auf

, Preisbasis, sie ergibt sich aus der" um Wechselkurs-
.änderungen bereinigten Differenz zwischen dem An­
stieg der, Preise der Ausfuhr von ausländischen und
inländischen Produkten, vergleichsweise wenig er­
höht (Schaubild '21). Nimmt man den gesamten Zeit­
raum von 1970 bis 1978, so beträgt die reale Höher­
bewertung lediglich 5 vH, dies entspricht 0,6 vH im .
Durchschnitt je ,Jahr. Seit 1975 ist. übl'lrhaupt keine'
nennenswerte Veränderung in der realen Bewertung
der D-Mark mehr zu beobachten. Die Exporteure
sind seitdem offensichtlich' bestrebt, trotz der Wech­
selkursentwicklung ihre Preise in ausländischer.
Währung nicht stärker anzuheben als ihre auslän­
dischen Konkurrenten.

163. Ein anderes Bild ergibt sich, wenn man die
Aufwertung der D-Mark mit der Differenz' im An­
stieg der Lohnstückkosten zwischen dem Ausland
und dem Inland vergleicht. Die so gemessene reale
Höherbewertung ~er D-Mark fiel wesentlich größer
aus i sie betrug, legt man den Zeitraum von 1970 bis
1978 zugrunde, im Durchschnitt 2 vH je Jahr. Wäh­
rend noch in den .;fahren von 1913 bis 1975' der- ..A...n" ­
stieg der Lohnkosten im .inland sehr viel stärker
hinter dem .im Ausl~nd zurückblieb. als di~s der
Aufwertung. der D-Mark entsprochen hätte, nimmt
die reale Höherbewertung auf Lohnkostenbasis seit
dieser Zeit wieder merklich zu. .

Die EntWicklung der Lohnstückkosten, ;die wir unseren
Berechnungen zugrunde gelegt' haben, muß jedoch nicht
vollständig mit der Entwicklung der Gesamtkosten je Pro"
dukteinheit übereinstimmen. ',Zwar sind die Lohnkosten
der wichtigste KostenbestandteiI,dennoch mögen Verän­
derungen der anderen Koslenkompon.enlen nicht in allen
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165. In den letzten Jahren war somit die Bereit­
scllaft der Unternehmen 'groß, Exportmärkte auch
bei geringeren Stückgewinnem zu b~liefern als An­
fang der siebziger Jahre. Dies erklärt mit, warum
die Marktanteile deutscher Exporteure an der Aus-'
fuhr ihrer wichtigsten Handelspartner heute nicht
kleiner, sondern sogar größer sind als damals.
Welche Faktoren diese Entwicklung bis 1976 im ein- •
zeInen bestirrimt~n, 'haben, wir bereits früher' dar­
gestellt (jG 16 Ziffer 159). Seit dieser Zeit sind die'
deutschen Exporte erneut stärker gestiegen als die
Weltausfuhr, erst in diesem Jahr konnten keine
weiteren Marktanteile mehr hinzUgewonnen werden.

vermuten, daß die Gewinnmargen deutscher Expor­
teure stärker unter Druck geraten sind als die ihrer '
ausländischen Konkurrenten. "
Fü~ einen merklichEm Rückgang der Gewinnmargen
im Export der Bundesrepublik spricht die Gewinn-,
entwicklung .im 'verarbeitenden Gewerbe, das den
Außenhandelssektor uI1-senir WiJ.;tschaft weitgehend
abdeckt. Die Gewinnmargen sind dort seit Ende der
sechziger Jahr,e bis auf eine leichte Zunahme im
Jahre 1916 ständig zurückgegangen, während andere
B'ereiche der Wirtschaft, vor allem in letzter Zeit,
wieder ,bessere;Gewinne machten (Z,iffer 66).

166. Hinter der im Vergleich zur' nominalen Wech­
selkursentwicklung recht geringen realen Höherbe­
wertung der D-Mark gegenüber dem gewogenen
Durchschnitt der Wiihrungen der wichtigsten Han-

, d~lspartner 'stehen sehr viel stärkere Verändepin­
,gen in der realen Bewertung g'egenüber einzelnen
Währungen' (Schaubild 28). Sie reichen von einer
realen Aufwertung de'r D-Mark gegenüber dem US­
Dollar seit 1910 von 10 vH auf Kostenbasis und
16 vH auf Preisbasis bis hin zu einer reaiEm Abwer­
tu:p.g gegenüber dem Schweizer Franken, um, rund
30 vH auf Kostenbasis und 24' vH auf Preisbasis.
Besonders deutlich, wird die ,reale ,Höherbewertung'
auf Kostenbasis auch gegenüber dem Pfund Sterling
und die reale' Abwertung auf, Kostenbasis gegen­
über dem Yen'.
Aus' dieser starken' Streuung in der realen Höher­
bewertung der' D-Mark gegenÜber' einzelnen Wäh-.
rung~n dürften für den Außenhandelssektor bes~h­
dere, Anpassungsprobleme resultieren, die bei einer
Orientierung am gewogenE;!n Durchschnitt der Hö­
herbew,ertung nicht angemessen zum Ausdruck kom­
men können, Vermi~dertenExportchancen vor allem
in den Vereinigten Staaten und in Großbritannien
stehen zwar auf anderen Märkten,' so zum Beispiel
in der Schweiz und in den Niederlanden, bessere
Absatichancen gegenüber. Diese zu nutzen, bringt
jedoch zumindest vorübergehend Anpasslmgsschwie­
rigkeiten mit sich. Eine ande're Strategie kann, auch
darin gesehen werden, daß in zunehmendem Maße
Direktinvestitionen in dEm Ländern erfolgen, gegen-'
'über deren Währung die D-Mark eine besonders
starke reale Aufw:ertung erfahren hat (Ziffer 111). '

167. Von den Auswirkungen der Höherbewertung
der D-Mark waren 'nicht nur die Exporteure betwf­
fen, sondern, auch die inländischen p'roduzenten,
die' auf den heimischen Märkten mit ausländischen

, Anbietern in Konkurrenz stehen.
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Industrieländern, zusammengewogen mit den jeweiligen Vorjahresantei len
der Länder an der Weltausfuhr (ohne Staatshandeisländer).- 21Anteil der
Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland an der Gesamtausfuhr der 14
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1970' 1971 1972 1973 1974 1'975 '1976 '1977 1978 3)
o

95

105

115

110

.120

17,0 !-----+-!----'----4,~!C_----_!

100

LogJ~aßstab '
1970= 100

125

S c hau b i I d 21

164.' Wegen der stärkeren realen: Höherbewertung ,
der D-Mark auf Kostenbasis als auf Preisbasis ist zu

17,~ I--------fj~---'--T_-+---'--:._=::-rl17,5

Arilhm.Maßstab Arithm.Maßstab
vH ' Marktanteile deutscher Exporteure2) , vH

IB,5 r-------,-----,...---------,'IB,5

IB,O 1-----'----+--...:,------11------1 IB,O '

16,5 !-~----+-----_f_------j 16,5

Ländern gleich gewesen sein. Berechnungen der OEeD,.,
die einen gewogenen Durchschnitt aus Lohnsiückkosten
und (i~portierten) Materialstückkosten 'als Indikator für
die Kostenentwicklung im Inland und im Ausland heran­
zieht, führen zu eine'r ähnlichen Entwicklung der realen
Bewertung der. D-Mark. Die reale Aufwertung auf Basis
dieses Kostenvergleichs fällt nach diesen Berechnungen
aber etwas geringer aus.

, Bei dem' hohen Anteil von Vorleistring~nam Produktions­
wert des Exportsektors wirr:! die Beurteilung der realen
Bew,ertung der D-Mark auf Lohnkostenbasis dadurch nicht
wesentlich beeinträchtigt, daß wir für unsere Berechnun"
gen die Lohnsiückkosten in der Gesamtwirtschaft heran-,
ziehen: Vergleichsl'echnungen, mit den' - für nicht alle
Ländererhi;iltlichen - Lohnstückkosten in der' veral'bei­
tenden Industrie haben zu kejnen nennenswerten Abwei­
chungen in der realen Höherbewertung der D-Mark ge-

, fühit (JG 76 Ziffer 156);
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iUR REALEN BEWERTUNG DER D-MARK GEGENÜBER AUSGEWÄHLTEN LÄNDERN I)
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1) Wechselkursbereinigte relative Veränderung der Durchschnittswerte der Ausfuhr bzw. der Löhnstückkosten der Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem jewei'
ligen land.- 2) Eigene Schätzung. " " . .

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank, 011'/, OECD, UN
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schen Direktinvestitionen im Ausland haben hinge­
gen zu 'Beginn der siebziger Jahre und' dann wieder
nach ,1975 deutlich zugenommen. Per' Saldo hat die
Bunäesrepublik seit 1975 in Form von Direktinvesti­
tionen in steigendem Maße Kapital exportiert, wäh­
rend es in den Jahren zuvor zu Kapitalimporten
gekommen war (Scha~bild29). '

-0,5 -0,5'
1~~~~M~OO~~~mnn~NWWn.

+3 , I----+-i-------\--++-I------II--'----------j +3

1) Saldo von Neuanlage und Liquidation,

, Quelle: Deutsche Bundesbank
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ZUR ENTWICKLUNG DER DIREKTINVESTITIONEN1)

170. Für den ziemlich kontinuierl~chenAnstieg der
AuslandsaIilagen deutscher Investoren: seit Ül60 las­
sen'sich verschiedene Ursachen anführen. So dürften'
bei den steigenden Exporten der :Bundesrepublik
vor allem absatzorientierte Direktinvestitionen ein
großes Gewicht gehabt haben. Sie wurden 'bei Un-

, \

,ternehmensbefragungen in der Verga~genheit am
häufigsten als Motiv' für Auslandsinvestitionen ge­
nap.nt. Die sich mehrenden protektionistischen Maß­
nahmen in der Welt könnten deutschen Unterneh­
men in 'den letzten Jahren verstärkt Anlaß zu In-

, 168. ,Ein Teil dessen, was 'seit Ende der sechziger
Jahre an, Verminderung der Wettbewerb'sfähigkeit
eintrat, war wohl als unvermeidliche' Korrektur der
zuvor bestehenden Unterbewertung der D-Mark
'anzusehen. Bis 1972 konnte dieser Prozeß wohl als
abgeschlossen gelten. Seither hat sich der Wett­
bewerb~druck aber weiter verschärft, und es, bedarf
heute größerer Anstrengungen der heimischen ,An­
bieter, als früher,' ihre Marktanteile zu halten oder
neue hinzuzugewi!-l~en.

Direktinvestitionen - von der Aufwertung geprägt"

169. ',V~rän:derteWettbewerbsbedingungen in einem
Land haben auch ihren Einfluß auf (,He Bilanz der

" Direktinvestitionen. Bis 1974 sind die' Inv'estitionen
von Ausländern' in der Bundesrepublik kräftig ge­
stiegen. Nach einem abrupterr Rückgang im Jahre
1975, der nicht zuletzt rezessionsbedingt war, haben
sie sich nicht mehr nennenswert erhöht. Die deut-

Von 1970 bis 1978 ist die Importquote, das ist der
Anteil der Importe an der Gesamtnachfrage, preis­
bereinigt von 17 vB auf knapp 201/2 vH gestiegen.
Ein Anstieg dieser Quote ist für sich genommen
freili.ch noch kein Indiz für eine venilinderte Wett­
bewerbsfähigkeit inlfj.ndischer,Produzenten auf dem

'Binnenmarkt, sondern zu einem erheblichen Teil
auch Ausdruck einer iIitensiveren weltwirtschaft­
lichen Arbeitsteilung. Denn im gleichen Zeitraum
sind auch die Exporfe wesentlich stärker gestiegen
als, die inländische Produktion. Bemerkenswert ist
allerdings, -daß ausländische Anbieter in der Rezes-

, 'sion von 1975' anders als 1967' zusätzliche Markt­
anteile imln,lcirid gewinnen konnten.

Der zunehmehde Wettbewerbsdruck für inländische
Produzenten zeigt sich an der E~twicklung in einzel­
nen Wirtschaftsbe,reicb.en recb,t deutlich, so zum Bei-

'spiel in den Verbrauchsgüterindustrien, aDer auch in
den' Investitionsgüterindustiien, deren Produkte ,als
besonders' wettbewerbsfähig gelten. Während die
Inlandsumsätie in, diesen beiden Bereichen zusam­
mengenOIhmen seit 1970 preisbereinigt kaum noch
zugenommen haben, konnten die ausläIj.dischen Kon­
kurrenten bei diesen Erzeugriissen ihren Absatz "im
Inland fast verdoppeln. Das Verhältnis von Importen
zum' Inlandsumsatz, gieichsam ein Indikator für den
Marktanteil ausländischer Anbieter, hat sich, nimmt
man q.ie beidenGütergruppen zusammen, von 18 vH '
im Jahre i97ü auf über 35 vB im Jahre i918 erhöht.

Deutlich geringer war dagegen im gleichen Zeitraum
der Anstieg der deutschen Expqrte in diesen Gü­
tergruppen.' Preisbereinigt konnten diese zwar ge­
genüber 1970 um die Hälfte gesteigert werden; das
war jedoch ein. erheblich geringerer Zuwachs' als

,der, den ausländische Anbieter im Inlimd erzielten.
Teilweise. dürfte' dies darauf zurückzuführen sein,
daß im Inlandsgeschäft die Erzeugerpreise vor allem
bei den .Investitionsgütern sehr viel stärker ange­
hoben wurden' als dH~ Importpreise, teilweise auch
darauf, daß'bei de-r ~nhaltenden weltweiten lnv'esti­
tionsschwäche die Absatzchancen für Ausi:üst~mgs-
'güter besonders ~ngünstigwaren. '
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vestitionen in den Abnehmerländern gegeben haben.
Außerdem spielen für Direktinvestitionen im Aus­
land der Wun'sch nach Sicherung von Rohstoffliefe­
rungen, eine besondere Investitionsförderung' in
,einzelnen Ländern oder Unterschiede in der Er­
tragsbesteuerung 'eine, Rolle.

171. Angesichts der Vielzahl möglicher Motive für
Direk.tinvestitionen im Ausland ist eine Verände­
rung i~ der BÜanz der Direktinvestitionen nicht

, ohne weiteres als Ausdruck einer veränderten Wett­
bewerbssituatioil des Standorts Bundesrepublik zu
sehen. Immerhin: Für die· Entsclieidung deutscher
Investoren über Standorte, im Ausland dürfte die
anhaltende Höherbewertung 'der D-Mark in den.
letzten Jahren zunehmend an Gewicht gewonnen
haben. Beträchtliche Verschiebungen in der: geo­
graphischen Verteilung der Direktinvestitionen sind
nämlich zu' beobachten. Insbesondere Länder, ge­
genüberderen Währungen die' D-Mark real' an
Wert gewonnen hat, wie die Vereinigten Staaten,
Kanada, Großbritannien und auch die Entwicklungs­
länder in Latein-Amerika wurden nunmehr bevor­
zugt. Während in den Jahren 1972' bis 1974 nur

'knapp 25 vH aller Direktinvestitionen auf diese
Länder entfielen, stieg dieser Anteil für' den Zeit-,
raum von· 1975 bis 1977 auf über die H'älfte. Die
Direktinvestitionen in Ländern, geg~nüber deren
Währungen die D-Mark real abwertete, waren hin­
gegen zumeist rückläufig.

172. Die kräftige Aufwertung der D-Mark ist sicher
auch, für den Rückgang ausländischer Direktin:vesti­
tionen in der Bundesrepublik .bedeutsam gewesen,
der seit Mitte der siebziger Jahre zu beobachten ist.
Die amerikanischen Direktinvestitionen: nahmen be­
sonders stark ab. Der starke Rückgang der ausländi­
schen Direktinvestitionen hing aber auch damit zu~,

sammeri, daß die OPEC-Länder, wohl wegen engerer
Finanzierungsgrenzen, 'ihr Engagement in der Bun­
desrepublik direkt und indirekt wieder stark ein­
schränkten. '

VIII. Finanzpolitik: Nachfragestützend

173. Die Fiminzpolitik des Jahres 1978 stand im
Zeichen der Beschlüsse, die 1977 den 'Kurswechsel
zu einer stärker expansiven Ausrichtung der öffent-,

, lichen Haushalte gebracht hatten. ' .

Noch bis weit in das vergangene ,Jahr hinein waren
die öffentlichen Haushalte' von dem Bestreben ge-

.~ -- - --- -kennzeic1)net ge'\'!esenr rasch die- hohen Defizite zu
verringern, die in den Jahren zuvor entstanden

- waren. In einem überraschenden Maße hatten sich
seit 1~75 die Parlamente bei der 'Aufstellung der
Haushaltspläne und die ;Regierungen bei deren
Vollzug auf eine zurückhaltende Ausgabengeba­
rung umgestellt; gleichzeitig waren die Steuerein­
nahmen nach' der Rezession kräftig angestiegen.
Beides zusammen hatte dazu geführt, daß 1976 urid
1977 die Kreditaufn~hme des Staates stark verrin­
gert worden war. Im nachhinein zeigte sich, daß
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das erreichte Maß an Konsolidierung zu groß war
angesichts konjunktureller Auftriebskräfte, die ·sich
1977 als sehr schwach erwiesen. Die Finanzpolitik
sah sich daher im Laufe des Jahres 1977 gezwun­
gen, kurzfristtg die Konjunktur ~ieder mehr :zu
stützen und die Wachstumsimpulse. zu stärken.
Die Entwicklung der öffentlichen Ausgaben und
Einnahmen im Jahre 1978 wurde' wesentlich von
den Maßnahmen geprägt; die in dies'er Situation im
Vorj ahr ergriffen worden waren.

174. Mehrere "PrQgramme" sollten iin Jahre .1978
kumuliert Wirkung entfalten (Tabelle 22): Das Pro­
gramm fVr Zukunftsinvestitionen voin .Frühjahr
1977, das Steueränaerungsgesetz vom Sommer 1977,
das Steuerentlastungsprogramm vom Herbst 1977
und das Energiesparprogramm, das allerdings erst
nach langwierigen Verhandlungen zwischen Bund
und Lände'rn zur Mitte des Jahres 1~7~ in Kraft,
trat. Aber auch die Ansätze für Ausgaben,' die von
diesen Programmen nicht berührt waren, wurden in
den Haushaltsplänen der Gebietskörperschaften
kräftig angehoben. Alle steuer- und ausgabenpoliti­
schen Maßnahmen zusammengenommen sollten für
dieses Jahr Impulse von einer solchen Stärke erge­
ben, ,daß der finanzpolitische Spielraum im Herbst
1977 aiIgemein als verbraucht angesehen wurde.

Im Schwerpunkt zielten die Maßnahmen darauf ab,
möglichst direkt auf die gesamtwirtschaftliche Nach­
frage einzuwirken, sei es 'über zusätzliche Staats­
ausgaben, sei es über Steuersenkungen. Gleichzei­
tig aber sollten manche der Regelungen, die in, den
finanzpolitischen Programmen' enthalten' waren,
auch auf Dauer zu einer Verbesserung der Investi­
tionshedingungen für die privaten Unternehmen
beitragen. Für eine Wirksamkeit der kurzfristigen
Initialzündung. wie der Verbesserung der mittelfri­
stigen Wachstumsbedingungen wurde eine hinrei­
chende Unterstützung durch die' Lohnpolitik für
notwendig gehalten.

175. Obwohl der Staat zunächst einmal das Seine
für die gesamtwirtschaftIiche Entwicklung getan zu
haben schien,' entbrannte im Frühjahr dieses Jah­
res, als die erwartete konjunkturelle Beschleuni­
gung auszubleiben drohte,' erneut eine Diskuss~on

um zusätzliche' finanzpolitische Maßnahmen; auch
das Ausland drängte immer stärker auf eine noch
expansivere Wirtschaftspolitik in der Bundesrepu-

, blik: In c).er Offentlichkeit wurde ein breites Spek~

trum von wirtschaftspolitischen Vorschlägen disku­
tiert. Die einen forderten abermals eine Erhöhung
der Staatsausgaben, andere wollten über mas'sive
'Steuersenkungen die. private Nachfrage anregen.,
Der Ruf' nach Steuererleichterungen wurde auch
dadurch gestärkt, daß die Veränderungen am Ein­
kommensteuertarif, die gerade erst zu Anfang des
Jahres in 'Kraft getreten waren, die eigentlichen
Strukturprobleme des Tarifs nicht gelöst hatten.
Außerdem wurden finanzpoÜtische Maßnahmen zur
Verbesserung 'der Investitionsbedi;ngungen gefor-
dert. '

Mitte des Jahres entschloß sich die Bund'esregie­
rung, für die .kommenden Jahre eine Fortsetzung
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Tab eil e 22

23. März 1977

11. Juli 1977

16. August' 1,977

4. November 1977

27. Juni 1978

28. Juli 1978

Programm}ür Zukunftsinvestitionen '

Zusätzliche Investitionsausgaben von' Bund, Ländern und Gemeinden in den Jahren 1978
bis 1981 (13,8 Mrd DM). Schwerpunkt der Ausgaben: Verbesserungen im Verkehrssystem,

,rationelle und umweltfreundliche Energieverwendung, wasserwirtschaftliche Zukunfts-
vorsorge, Verbesserung der Wohnumwelt und Berufsbildung. ' .

, .
,Gesetz über steuerliche Vergünstigungen bei der Herstellung oder, Anschaffung bestimm-
,ter Wohngebäude ' '

- Ausdehnung der Abschreibungsbegünstigung des § 7 b Einkommenst~uergesetz' auf
Anschaffung von bereits bestehenden Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern und
Eigentumswohnungen bis zu b~stimmtenHöchstbeträgen . " '

- Befreiung derartiger Anscljaffungen bis zu bestimmten, Höchstbeträgen von der
Grunderwerbsteuer (jeweils'ab I. Januar 1977)

Steueränderungsgesetz 1977

- ErhÖhung der Umsatzsteuer um 1 bzw. um 1/2 Prozentpunkt auf 12 vH bzw. 6 vH
- Erhöhung des Kindergeldes für das zweite Kind um 10 DM auf 80 DM, fü~ das dritte

und jedes weitere Kind um 30 DM auf 150 DM "
- Erhöhung der Sonderausgaben-Höchstb~trägefür Vorsorgeaufwendungen
- Einführung bzv{. Erhöhung von Freibeträgen in der Gewerbesteuer
- Senkunq der Vermöqensteuersätze bei natürlichen Personen von O:i' vH auf 0,5. vH

und bei "juristischen Per.sonen von 1 vB. auf 0,7 vH
- Sonstige Steuerrechtsänderungen (jeweils ab I. Januar 1978)

,
Gesetz zur Steuerentlastung und Investitionsförderung

'- Anhebung des Weihnachtsfreibetrags um 300 DM auf 400 DM .
- Erhöhung des Grundfreibetrags von 3000 DM (6000 DM für Verheiratete) auf 3300,DM

(6 600 Dl\1) , . ,
- Einführung eines allgemeinen Tariffreibetrags in Höhe von '510 DM (1020 DM für

Verheiratete), jeweils ab I. Januar 1978
- 'Verbesserung der degressiven Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des

Anlagevermögens (ab I. September 1977.) ,
- Wiedereinführung der degressiven Gebäude-Ab,schreibung für alle Bauherren (ab

I. September 1977)

Energiesparprogramm

Zuschüsse für energiesparende Investitionen in Gebäuden sowie (alternativ) Abschrei­
bungserleichterungen (vom I. 7. 1978 bis 30. 6: 1983)

Beschlüsse zur 'Stärkung der Nachfrage und zur Verbesserung des WirtscIiaitswachstums

- Einkommensteuer: Erhöhung des Gnmdfreibetragsvon 3000 DM (Ledige) I 6l;l00 DM
(Verheiratete) auf3 690 DM 17380 DM: Volle Beseitigung des Tarifsprungs beim Ul:ier­
gang aus der proportionalen in die progressive Besteuerung (ab 1979). Einführung des,
sogenqnnten begrenzten Realsplittings bei, der Besteuerung von unterhaltsverpflichte­
ten Geschiedenen (ab 1979)'. Erhöhung des zusätzlichen Sonderausgaben-Höchstbetrags
für Versicherungsbeiträge (ab 1980), ' ,

- Umsatzsteuer: Erhöhung der SteueTsätze v:on 6 vH/12 vH auf 6,5 vH/13 va ab I. Juli
1979 " '. " '

~,Gewerbesteuer: Abschaffung der Lohnsummensteuer und Ernöhung des Freibetrags bei
der Gewerbeertragsteuer ab 1980 '

-,- Kindergeld: Erhöhung des Kindergeldes für das 3. und jedes w,eitere Kind ab 1979
um 45 DM auf 195 DM. Ab 1980 Erhöhung des Kindergeldes für das 2. Kind um 20 DM
auf 100 DM '.' '

- Rentenversicherung: Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze für· Schwerbehinderte
ab 1979 auf das 6I. Lebensjahr und ab 1980 auf das 60. Lebensjahr ' , '

- Mutterschutz: Verlängerung der Freistellungnach der GebUrt um 4' Monate auf
,6 Monate ,sowie entsprechende Verlängerung des Kündigungsschutzes. In' ~em zu­
sätzlichen Zeitraum betragen die Leistungen 750 DM je Monat;, sie werden vom Bund
getragen ' " ,,'

- Prüfung von zusätzlichen Maßnahmen zur Förderung von Existenzgründungen ' .
- 'yerstärkling der Ausgaben zur,förderung von Forschung und Entwicklung bei gewerb-

'lichen Unternehmen '
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der expansiven Finanzpolitik vorzusehen. Das Pa­
ket vO,n Maßnahmen, das Ende Juli im Anschluß an
die Bonner Weltwirtschafts-Konferenz beschlossen
WUrde, sollte in seiner Wirkung auf das öffentliche
Defizit etwa einem Prozentpunkt des Bruttosozial­
produkts entsprechen (Tabelle 22). Hinter diesem
gloöalen Effekt verbirgt sich indes eine 'Fülle un­
terschiedlicher Maßnahmen, die zudem zeitlich ver­
setzt in Kraft treten sollen; teilweise wurden bereits

,für das Jahr 1980 Entscheidungen getroffen. Wie
die Programme in der Vergangenheit besteht dieses
Paket vor allem aus einer Kombination von nß,ch­
frage- .und wachstumspolitischen ,Maßnahmen; hin~

zu kommen sozialpolitische Neuerungen und eine
Anhebung des Kindergeldes. ' '

Offen:'jichtlich in Erwartung eines Nachfrageman­
gels über mehrere Jahre gehen -die Planungen für
die ,Finanzpolitik bis, 1982 von' Verschuldungsspiel­
räumen aus, die viel höher liegen als das; was 'bis­
her geplant war. Anders ,als früher gibt es dieses
Mal wenig Anzeichen dafür, daß die jetzt' neu en't=
stehenden hohen öffentlichen Defizite mittelfristig
zurückgeführt 'werden sollen;; es sei denn, man
nimmt die mäßige Ausgabenexpansion 'in den: Pla­
nungen des Bundes für die Jahre ab 1980 als In­
diz für die Expansipn de~ öffentlichen Gesamtha)-ls-'
haltes und sieht diese als dauerhaft an (Ziffer 307),

Diese Entwicklung stellt eine Umkehr, gegenüber
den l~tzten Jahren dar. Seit ,1974 waren 'die Inve­
stitionen der Gebietskörperschaften nIcht mehr aus­
geweitet ,worden, so daß ihr Anteil an den Sta~ts­
ausgaben ständig ab,genommen hatte (Schaubild 30).
Die neue_ Ausrichtung, der Finanzpolitik wirkt sic.h
für ~iie Bauwirtschaft schon seit dem letzten Jahr
deutlich positiv a~s (Ziffern 97 ff.).

177. Der Staat gibt 'aber in diesem Jahr nicht nur
für Sachinvestitionen, erheblich mehr: aus als 1977;
alle großen Ausgabenbereiche sind von der, expan­
siven Ausgabenpolltik in, 'diesem Jahr betroffen.

, Insgesamt rechnen wir' damit, daß die Gebietskör­
perschaften I) in diesem Jahr 43Ph Mrd' DM aus­
geben; das' sind 81/2 vH 'mehr als im Vorjahr. In den

,Jahren 1976 und 1977 hatten die Steigerungsraten
nur 4;0 vH und 5,4 vH betragen.

In d~r Summe von 431 1/2 Mrd DM Staatsausgaben sind die
. Zahlungen nicht enthalten, die der Bund in Höhe von 1,5
Mrd DM den Rentenversicherungsträgern überweist, nach­
dem ihm 1974 uryd 1975 entsprechende Beträge gestundet'

, worden waren. Im Jahr 1978 wird 'die damais eingegan­
gene Schuld 'nur noch getilgt; die eigentlichen Ausgaben
(mit gleichzeitiger Kreditaufnahme bei den Rentenver­
sicherungsträgern) sind den Jahren' 1974 und 1975' zuzu­
rechnen.

I) Einschließlich Lastenausgleichsfonds, 'ERP-Sonderver­
mägen so'wie Anteile -Jer Ausgaben der Europäis~hen
Gemeinschaften.

179. Der Bund gibt voraussichtlich in diesem Jahr
mit 1881

/2 Mrd DM rund 9112 vH mehr aus als im

Deutlich aufgestockte Ausgabenpläne

178. 'Diese, Ausgabensteigerung hat dazu geführt,
daß der" Anteil der Gebietskörperschaften am 'ge­
samtwirt,schaftlicheri Produktionspotential, also die
Staatsquote, nun wieder erhöht wordeJ? ist. In den
Jahren 1976,und 1977 hatten Bund, Länder und, Ge­

, ' 176. ' In den Haushaltsplänen für 1978 wurden die meinden jeweils ihre Ausgaben weniger erhöht, als
Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden geN' das .pro·duktionspotential, bewertet' man es zu je­
genüber den vorhergehenden Finanzplänen deutlich weiligeiJ. Preisen, gewachsen war. Diel? war, eine'
erhöht. Für den Bereich der öffentlichen Investitio- Reaktion auf die 'Erhöhung de'r Staatsquote in den
nen war dies schön vor dem allgemeinen finanzpo- Jahren 1974 und: 1975 und gleichzeitig ein Beitrag
litisch'en Kurswechsel eingeleitet worden; im FrÜh-' zur Rückführung der hohen Defizite in den öffentli-
jahr,1977 hatte die Bundesregierung, das' "Mehrjäh-'chen Haushalten gewesen. '

rige öffentliche IIivestitionsprograinm zur wCl;chs- In die so abgegrenzte Staatsquote sind auch die
'tums- und umweltpolitisc:hen Vorsorge (Programm Ausgaben, wie zum Beispiel' Transferzahlungen,
für' ZukunftsinvestitionEm)" 'beschlossen, das' di.e einbezögen, mit denen der Staat die Ausgabefähig­
Investitionshaushalte ,der Gebietskörperschaften keit privater Haushalte und Unternehmen erhöht"
kurz- und mittelfristig aufstocken sollte. Nach eini- ohne selbst direkt Güter und Dienste zl,l kaufen.

. "gen Schwierigkeiten zu Beginn kam das Programm Läßt mandie~e Ausgaben unberücksichtigt, und
zügig in Gang, so daßschan 1977 rund 4

1
/2 Mrd DM stellt man statt dessen ausschließlich auf die direkte

an Aufträgen vergeben werden." konnten; für das Nachfra:ge des Staates ab, also auf die Ausgaben
Jahr 1978 ist mit einer Auftragsvergab~ von etwa für Personal, Sachmittel und Sadiinvestitionen, so
6

1
/2 Mrd DM zu rechnen. 'Bis Ende des Jahres 'Ner- ,zeigt sich, daß auch die Staatsquote inrliesem 'Sinne

den nahezu vier Fünftel 'der auf die Gebietskörper- im Jahre 1978 wieder leicht ansteigt: Sie war aller- ,
schaften entfallenden" Programmteile (insge,samt, ",. ., A " dings bereits seit 1974 ständig zurückgegangen;
~~app 14 Mr.d DM1 auftragswuksam s~m; ~Ie, uso, dieser Unterschied' zur weiter abgegrenzten Staats-
f~hrun,~, ,d,er mvest!ve? Maßnahmen wud, SIch aller- I"quote ist darauf zurückzuführen, daß die Maßnah­
dmgs bIS 1981 erstrecken. " men,. die 1975, z,u', der :tarken Ausweitung des, öf-

Soweit die bisher: 'vorliegenden statistischen Daten fen~~lc~en DeTflzllS gefuhrt hatten" vOr allem aus
eine Aussage zulassen, scheint es weitgeheIid ge- 'z)lsatzhchen,' ran,sferausgaben und, Steuererleichte-
lungen zu sein, den Investitionen dieses Programms rungen bestanden.'
zusätzlich zu den ohnehin geplanten Investitionen
einen Platz in den öffentlichen Haushalten zu ver­
schaffen. "Für das laufende Jahr kann so mit einer
Zunahme' der öffentlichen, Investitionstätigkeit um
etwa 141h vB gerechnet werden, die allerdings nicht
vollständig ihren Niederschlag in den Haushalts;

, daten dieses Jahres finden wird,
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,1) Ausgaben, der öffenlliche'n Haushalte in vH des Produ~1ionspotentials in 'Preisen von 1970: inflationiert mit dem Prei~index' des Brullosozialprodukts.- 2) Bereinigt um
die buchmäßigen Auswirkungen der Kindergeldreform; eigene Schätzung.- 3).Personalausgaben, laufender Sachaufwand und Sachinvestltionen der öffe'ntlichen Haushalte
in'vH des Produktionspotentials in Preisen' von 1970, i,nflationiert mit dem Preisindex des Bruttosoziaiproduk1s.- 4) Durch die buchmäßigen Auswirk~rigen der Kinder- ,
geldreform sind die Angaben ab 1975 mit denen der vorausgegangenen Jahre nicht vergleichbar.- 5) Die gestunde,ten tuschüsse an die Soziaiversicherung 'sind zum
Zeitpunkt der Stundung und nicht zum Zeitpunkt der Zahlung a!s Ausgaben gebucht.- 6) Sc~älzungen nach Teilergebnissen,- 7) Eigene Schätzung" '.

Quelle für Grundzahlen: BMF
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Vorjahri bei dieser Schätzung gehen wir aufgrund
der Ausg!ibenentwicklung in den ersten drei Quar­
talen .d,avon aus,' daß die Ausgaben insgesamt um
etwa 1/2 vH höher sein werden ·als. geplant. Zwar
ist im Haushaltsplan einschließlich des Na01trags­
haushalts eine Steigerungsrate von lO,4 vH aus-

;gewiesen, aber diese enthält .·auch die nachgeholten
Zahlungen an die Sozialversicherung sowie eine'

. rechnerische Ausweitung des Etats durch eine ge­
änderte Buchung der Gewährleistungen 1). Außer­

.dem fallen 1978 wie im Vorjahr noch Ausgaben für
·Maßnahmen im Rahmen ·der· Konjunkturprogramme
der Jahre 1974 und 1975 an.

180. Auch die Länderhaushalte sind seit Mitte des
Jahres .1977 stärker expansiv angelegt als in den
Vorjahren. Gegenüber den tatsächlichen Ausgaben
des Jahres 1977 sehen: ,die Planungen. der Länder
für 1978 eine Zunahme um 11!h vH auf 1801/2 Mrd
DM vor. Nach dem bisherigen Jahresverlauf - bis
Ende September nahmen die Länderausgaben nur
um gut 9 vH zu -. ist allerdings damit zu rech­
nen, daß die Länder ihre Pläne nicht voll realisie­
ren und insgesamt etwa 177112 Mrd DM ausgeben
werden; das sind 91/2 vH mehr als im Jahre 1977. .

181.; Für die Gemeinden bedeutet die Erhöhung der
:Ausgaben von' Bund und Ländern teilweise, daß sie
zusätzliche Einnahmen erhalteni die Zuweisungen
von Bund und Ländern nehmen - unter anderem
im Rahmen des Programms für Zukunftsinvestitio­
nen - um fast 17 vH zu. Daher werden die Gemein­
d~n nach unserer Schätzung trotz mäßiger Steuerzu­
wächse (+ 4. vH) mit 1181/2 Mrd DM rund 6 'vH
mehr ausgeben als im Vorjahr;

Die Schätzungen für die Entwicklung. der' kommunalen
Ausgaben sind mit noch größerer Unsicherheit behaftet

· als ·sonst. Denn in diesem Jahr ...:- teilweise auch schon·
1976 ~nd 1977 - werden die kommunalen Krankenhäuser
in der Haushaltsansatzstatistik und, in 'der Vierteljahres­
statistik nicht mehr 'erfaßt, da sie seit Beginn dieses Jahe

res alle zu kaufmännis~herBuchführung verpflichtet und
'damit, aus dem Berichtskreis der Finanzs'tatistik herau.sge-

· fanen sind. I!erzeit liegen keine mit den VOfjahren ver­
gleichbaren finanistatistischen Angaben für die Gemein­
dim vor.

182. pen globa~en Zuwachsraten des Gesamthaus:
halts und, der' Haushalte der einzelnen Gebietskör­
persc1).aften liegt eine stark unterschiedliche Verän-'
derung der' einzelnen Ausgabenarteri zugrunde (Ta"
belle 23). Erstmals seit sieben Jahren werden die
Ausgaben der Kapitalrechming, also die Ausgaben

1). ,Die Ausgaben im Rahmen von Bürgschaften, Garan-.
Heil. und sonstigen· Gew:ährleisiungen wurden in der
Vergangenheit mit den' entsprechenden Einnahmen
verrechnet. Da die Einnahmen stets überwogen, ergab
sich. im Haushaltsabschluß ein, Betrag, .der negativ bei

'den Ausgaben gebucht wurde; im Jahre 1977 waren
dies 592 Mill DM. Im Haushaltsplan für 1978 ging man
zu einer Brutto-Veransd:l1agung der Eimiahmen und
Ausgaben für Gewährleistungen über. Damit wurden
nun 600 Mill DM mehr Ausgaben ausgewiesen, als es
bei der bisherigen Budiungsweise der Fall gewesen
wäre; die rechnerische Steigenmgsrate gegenüber' dem
Vorjahr ist von daher um 0,4 Prozentpunkte·überl.1öht.

.' '.
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für Sachinvestitionen, Investitionszuschüsse, Dar­
lehensvergaben und dergleichen, mit 11,112 vH stär­
keJ: steigen als die Ausgaben der laufenden Rech­
I?-ung (+71/2 vH); zu denen die Ausgaben für die im
öffentlichen Dienst Beschäftigten, für den laufenden
Sachaufwand, die Subventionen an Unternehmen, die
Transferzahlungen an private Haushalte und die
Zinsaus'gaben gebören.

'183. Di,e bereits erwähnte Ausweitung der staat­
lichen Sachinvestitionen hat zu dieser Entwicklung
wesentlich beigetragen. Aber in diesem Jahr wer­
den auch mehr Darl~hen und Zuschüsse für Investi­
tionen vergeben und mehr Ausgaben für sonstige
Vermögensübertragungen sowie .für Beteiligungen
getätigt (+13 vH auf 331/2. Mrd DM). Dies geschieht
teilweise· für Projekte im Rahmen des Programms
für Zukunftsinvestitionen, teilweise außerhalb dieses
Progr~mms für Maßnahmen der regionalen und sek­
toralen Wirtschaftspolitik,' für zusätzliche' Entwick­
lungshilfemaßnahmen sowie für zusätzliche Investi­
tionen ider Bundesbahn.

.184. Die Bundesbahn erhält in diesem Jahr aber I

nicht nur zusätzl~che Investitionshilfen, sondern auch
mehr Zuschüsse für- laufende ·Ausgaben. Insgesamt
fließen ihr in diesem Jahr rund· 13 i /2 Mrd DM 'aus
dem Bundeshaushaltzuj das sind, 19 vH mehr als
1977. Die strukturellen Probleme der Bundesbahn,

·die durch das bisherige Ausbleiben eines' kräftigen
gesamtwirtschaftlichen Aufschwungs verschärft wer- .
'den, sind nach wie vor offensichtlich nicht gelöst.

185. Die zusätzlichen Zuschüsse an die Bundesbahn
haben' mit dazu beigetragen, daß die laufendenUber­
tragungen des Staa:tes in diesem Jahr kräftig zuneh­
men (+10 vH), Diese hohe Zuwachsrate ist außer­

.dem zum einen auf die Zuweisungen an die Sozial-'
versicherungsträger zurückzuführ'en, die im Zusa~­

menhang mit der Ubernahme der Rentenversiche­
rungsbeiträge für die Arbeitslosen durch den Bund
zusätzlich zu den regelmäßigen Anpassungen 'aufge­
stockt wurden. Zum anderen .wurden aber auch ver­
mehrt Subventionen gezahlt und unter den Transfer­
zahlungen an' private Haushalte sind besonders die
Kindergeldzahlungenund -die Ausgaben 'für Wohn­
geld und AusbildungSförderung in dies~m Jahr ge­
steigert "{orden (Tabelle 24).

186. Im Gegensatz. zur allgemeinen Ausgaben­
entwicklung ist die Steigerung der Personalausgaben .
mit 5112. vH in diesem Jahr geringer als 1977 (+6,6
vH) ausgefallen, obwohl die Gebietskörperschaften
ihren Personalbestand etwa um 11/2 vB ausweiten;
in1 Iet~ten Jaht -war die Zahl der bEdrn -Siaat Be- ­
schäftigten nahezu unverändert geblieben. Da aber

. diese Stellen erst im Jahresverlauf be.setzt .wurden,
haben sich die zusätzlichen Ausgaben 'nicht schon
seit Jahresbeginn in den öffentlichen Haushalten
niedergeschlagen. Zudem sind die Löhne und Gehäl­
ter im öffentlichen Dienst mit linear 4,5 vH weniger
angehoben worden als 1977.

187. Wie im Vorjahr machen die Zinszahlungen
des Staates 1978 etwa 5,3 vB- seiner Ausgaben aus.
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Tab e 11 e 23

1975 1976 2) I 1977 2) 1978 3) 1976 2), 1977 2) 1978 3)

. Art der Ausgaben bzw. Einnahmen
MrdDM Veränderuflg gegenüber'

dem Vorjahr in vH .

Ausgaben (ohne Schuldentilgung) 4} 5} 362,4 376,8 397,2 431 1/2 + 4,0 + 5;4 + 81/2 '

Laufende Rechnung .............. 286,5 302,9 322,5 34B + 5,7 + 6,5 + 71/2 .

davon: ,
Personalausgaben ............. 118,1 124,5 132,7 .1 401/2 + 5,4 + 6,6 + 51/2-
Sacha~fwand G) ....... '.... 0'.' 52,9 54,5 58,2 63 + 3,1 + 6,7 + 81/2
Laufende ,Ubertragungen 5) ..... 101;1 10.6,0 110,7 12Jl/2 + 4,9· +,4,4 +10

Zi~s~ahlUIi.gen . ••••••••• 0,0 ••••• 14,5 17,9 20,9 23 +23,3,. +17,0 +19

Kapitalrechnung ..' ............ , . . 75,8 73,4 74,0 821/2 - 3,1 + 0,8 +1J112

davon:

Sachinvestftionen .............. 4~;Ö 44,0 44,4 49 -,4,4 + 0,9 +101/2

Vermögensübertragungen ••••• 0 18,1 19,4 20,7 221/2 + 6,9 + 7,1 + 8112

Gewährung von Darlehen,
liBeteiligungen ................ , 11,6. 10,1 8,9 ":"'12,9 -11,9 +24

Saldo im' Verrechnungsverkehr'7) + 0,1 + 0,6 :t- 0,7 + 1 X X X

Einnahmen (ohne Kreditmarkt- und
. Rücklageinittel) 4) ..... '............. 296,1 333,0 368,9 391 +12,5. +10,8 + 6

Laufende Rechnung
-

+12,6 '+11,1 +............. , ' 285,8 321,7 ;357,4 379 6

darunter: Steuern S) ........... 242,2 272,1 303,2 . 3191/2 . +12,3 +11,4 + 51/2

Kapitalrechnung '.... : ........... , 10,,4 11,3 11,5 ' .i Jlf2 + 9,1 + 1,9 +. 1/2

Saldo der durchlaufenden Mittel :t- 0,0 + 0,2 + 0,0 + 0 X X X

Finanzierungssaldo ................ -66,3 -43,7 -:-28,3 -401/2 X X X

Nachrichtlich:

Finanzierungssaldo einschließlich In-
vestitibnszulage des Konjunkturpro-
gramms volp. Dezember 1974 ..... , -66,4 -47,9 -32,0 -'-4Jl12 X X X

I). Bunt)., Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, EG-Anteile, Länder und Gemeinden/Gemein'deverbände; IshWerte.
2) - Schätzung nach Teilergebnissen.
3) .Eigene Schätzung.
4j Gesamtausgaben bzw. Gesamteinnahmen nacli. Abzug der von-GebietskörperS,chaften (Zuweisun~;m, Darlehen, Dar-

lehensrückflüsse). . '
5) 1975 einschließlich gestundeter Zuschüsse an die Sozialv~rsicherul~g (2,5 Mrd DM); 1978 ohne die Zahlung früher gestundeter

ZuschUsse an die Sozialversicherung '(1,5 Mrd DM). ' ,
, ej Einschließlich militärischer Beschaffungen und Anlagen.. ,

7) Saldo noch nicht verrechneter Zuweisungen und Ubertraglmgen zwischen den Ebenen der <:;ebietskörperscli.aften.
B) Kas'senmäßige Steuereinnahmen ,zuzüglich der zeitlich b~fristeten Investitionszulag,? des Konjunkturprogramms vom Dezember.

1974 (§ 4 b EStG). .
Quelle: BMF
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Tabelle 24

Datum~

1977

Deutscher Bund~stag~ 8. Wahlperiqde

,Fillanzpolitisch wichl~ge Ereignisse

I ,

15. November

8.19. Dezember,

21. Dezember

1978

1. Januar

5. Januar

27. Januar

8. Februar

21. bis 23. Februar

15. März

'13. April

14. Juni

1. Juli
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Die Bundesregierung verabschiedet den sechsten SubventiQnsbericht.

Der Arbeitskreis "Steuerschätzungen" erwartet für 1977 insgesamt ein Steueraufkommen
von 299,3 Mrd DM, 11,6 vH mehr als im Jahre 1976. 'Für 1978 v!,!ranschlagt er unter Be­
rücksichtigung der Steuerentlastungsmaßnahmen u.nd unt~r der Voraussetzung einer Z,u­
nahme des Bruttosozialproduktsum 7,1 vH ein Aufkommen von 311,,4 Mrd DM; das sind
13,6 Mrd DM weniger, als noch im August erwartet worden waren, aber immer noch
4,0 vH mehr als 1977.' . ,

Die Bundesr.egierung legt einen 'Entwurf .zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes '
vor. Er sieht eine einfachere Steuererhebung - obligatorische Jahreszahlung -:undeine
Reihe von" Steuererleichterungen vor. Um die hieraus zu erwartenden Steuerausfälle
auszugleichen, sqll der Steuersatz für Personenkraftwagen um 4,2 vH angehoben werden.

'.
Lohnsteuerz.ahler und Einkommenste~erzahler,können höhere Vorsorgeaufwendungen
als Sonderausgaben geltend machen; bei der Ermittlung der Steuerschuld-,werden höhere
Grundfreibeträge sovi'ie neu eingeführte Tariffreibeträge berücksichtigt. Im Rahmen der
Vermögensteuer und der Gewerbesteuer treten Steuererleich;'terungen in Kraft. Fi.j.r Um-

.sätze gelten erhöhte Mehrwertsteuersätze. Kindergeld und Wohngeld werden erhöht. ,

Die BU,ndesregierung legt einen Geset~entwurf vor, der mehrere VerbesserulJ,gen des
Investitionszulagegesetzes enthält. Insbesondere ist darin eine ,Verdoppelung des Zu­
lagensatzes von 7,5 vH auf 15 vH für begünstigte Investitionsaufwendungen bis zur
Höhe von 500000 DM im, Wirtschaft.sjahr im Bereicb,der Forschungs- und Entwicklungs­
zulagen vo'rgesehen sowie eine Ausdehnung der Begünstigung auf Gebäude, die zu _1/3

bis 2/3 der' ForsChung und Entwicklung, di~nen,. sowie auf bestimmte immaterielle Wirt-
schaftsgüter, die der Forschung und Entwickhmg dienen, '

Der Bundestag verab~chiedet den Bundeshaushalt 1978 mit einem Haushaltsvolumen von
188,7 Mrd DM, das sind 10,4 vH mehr als das vorläufige Ist-Ergebnis 1977. Die Netto­
Kreditaufnahme soll 30,8, Mrd DM, d'er Finanzierungssaldo 31,3 Mrd DM betragen.

Die Bundesregierung besChließt den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Mineral­
ölsteuergesetzes. Danach soll die Steuer auf leichtes Heizöl von 1 DM auf 2 DM je 100 kg
erhöht werden; ferner soll,en dieselbetriebene,Anlagen zur Stromerzeugung und Wärme­
gewinnung künftig ~it dem geringer besteuerten Heizöl betrieben we,rden,dürfen.

~er Arbeitskreis "Steuerschätzung~n'"~rwartet für 1978 ein u:n 4,1 vB auf 311,7 MrdDM,
für 1979 ein um 7;1 vH auf 333,7 Mrd DM ansteigendes Steueraufkommen. Die Steuer­
qu6te bleibt nach dieser Schätzung mit 24,37 vH nach 24,39 vH nahezu konstant; bis 1982
wird ein Anstieg auf 25,01 vH erwartet. .

Die Bundesregierung beschließt den Entwurf eines Umsatzst~uergesetzes1979. DIe Neu­
fassung des Gesetz~s soll die B~messungsgrundlagen für -die Mehrwertsteuer an das
vorgesehene harmonisierte Umsatzsteuersystem der EG anpassen. Aus der ,Vielzahl von
Einzelregelungen .sind die Einbeziehung der Kleinunternehmer in das Mehrwertsteuer-
system sowie die Besteuerung der Vorauszahlungem hervorzuheben., .'. ,

Der' Finanzplanungsrat erörtert die künftige wirtschaftliche Entwicklung und den ,weite- .
. ren Kurs der Finanzpolitik. Erste Uberleg1,lngen zur Aufstellung der· Haushaltsentwürfe
1979 werden angestel~t. "

- Die' Bundesregierung ,besdlließt den Entwurfeines Steueränderungsgesetzes ,1978, in dem
im Rahmen verschiedener Gesetze insbesondere die Verteiiung kinderbedingterErleicil­
terungen zwischen ge'schiedenen Eltern neu geregelt wird:,i

Der, Bundestag verabschiedet einen Nachtrag zum 'Bundeshaushaltsplan 1978, der u. a.
eine, Aufstockung der Kokskohlebeihilfe sowie zusätzliche Investitionshilfen für die
Steinkohleproduktion ,enthält. Die Mehrausgaben in Höhe von: 0,94 Mrd DM' werden
durdJ. Kürzung anderer Al,lsgaben gedeckt.

, ,

Das erste Gesetz zur Änderung des Wohnungsmoderriisierungsgesetzes tritt in Kraft
("Energiesparprogramm"). Es sieht ZUschüsse für energiesparende Investitionen in Wohn­
häusern sowie (alternativ) Abschreibungserleichterungen '{or. Für die Jahre 1978 bis 1982
betragen,die Kosten für Bund'u~dLänder insgesamt 41/2 Mrd DM. .
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n 0 c h Tabelle 24

1978

16.117. Juli

\ 18. Juli .

24./2S'. Juli

2S. Juli

28. Juli

, 28. Juli

1. August

8. September

20. Oktober

Auf dem Bonner Wirtschaftsgipfel kündigt die deutsche Delegation an, daß sie als Bei­
trag zur Abwehr der weltweiten Störungen des wiJ:tschaftlicheri Gleichgewichts ihren,
gesetzgebenden' Körperschaften bis En<j.e August zusätzliche, quantitativ substantielle
Maßnahmen ·in Höhe von bis zu 1 vH des Bruttosozialprodukts vorschlagen wird, um
eine Stärkung der Nachfrage und eine höhere Wachstumsrate zu erreichen. ' ,

Der Bundestag. verabschiedet das '21. Rentenanpassungsgesetz: Die Renten aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung und die Altersgelder in der Altershilfe für Landwirte werderi
zum 1. Januar 1979 um 4,S vH und zum 1. Januar 1980 und 1981 jeweils um 4 ·vH erhöht.
Wegen der schlechten' Finanzlage der Rentenversicherung richten ,sich die Anpassungs-,
sätze in diesen drei Jahren nieht nach der bisher verwandten Rentenformel; diese soll
ab 1982 wieder Verwendung finden. Der Beitragssatz in der gesetzlichen Rentenversiche­
rimg wird zum 1. Januar 1981 von 18 vH auf 18,S vH erhöht. .

Der Arbeitskreis "Steuerschätzungen" revidiert seine Steuerschätzungerl. Für 1978 wird
nunmehr ein um S,4 vH auf 31S,SMrd DM, für 1979 ein um 6,8 vH auf 336,8 Mrd DM
steigendes' ,Steueraufkommen erwartet; die Steuerquote wird auf 24,76 vH (1978) und
24,69 vH (1979) geschäht. Bis 1982 wird ein Anstieg' der Steuerquote auf 2S,30 vB er-
wartet. .

Der .Finanzplanungsrat berät die Entwicklung der öffentlichen H1l.Ushalte im laufenden
. , Jahr sowie die Ausgabehplanungen. für das J,ahr 1979.' Außerdem wird die' Entwicklung

des Staatsdefizits in den kommenden Jahren diskutiert.

Das Bundeskabinett beschließt den Entwurf des Haush.altsplans für eias Jahr 1979. Die
Ausgaben sollen gegenüber 1978 um 8,4 vH ansteigen, der Finanzierungssaldo soll
36,1 !vIni Divf lH:~tldyell. ' . ',' ",r, ' _' • •

Gleichzeitig wird der Finanzplan für die Jahre 1978 bis 1982 beschlossen. Der Finanzie­
rungssaldo soll bis 1982 auf 30,S Mrd' DM zurückgeführt werden; die Ausgabensteigerung
soll 6 vH im Jahr 1980, S vH im Jahr 1981 und 4112 vH im Jahr 1982 betragen.

Das Bundeskabinett legt Beschlüsse zur Stärkung der Nachfrage und zur Verbesserung
des Wirtschaftswachstums vor. Die 'Maßnahmen, die in den Jahren 1979 und 1980 in
Kraft treten sollen, führen gegenüber den bisherigen Plänen zu Mehrausgaben des Bun­
des von 4,7 Mrd DM in 1979 und 6,4 Mrd DM in -1980. I)as' Ste)leraufkommen der Ge­
bietskörperschaften wird 1979 um etwa 71/2 Mrd DM und 1980 um etwa -8112 Mrd DM

.vermindert. -

Die Erhöhung der Steuer auf leichtes Heiiöl von 1 DM auf 2 DM je 100 kg tritt in Kraft.

Der' Entwurf des' Haushaltsgesetzes 1979, wird im Bundestag eingebracht. .Er sieb,t Aus­
.gaben in Höhe von 204,6 Mrd DM (+8,4 vH)' und ,Einnahmen in Höhe von 168,6 Mrd DM
(+7,1 vH) vor. Das Finanzierungsdefizit beträgt 36,0 Mrd DM.

Der. Bundestag sti~mt den Rechtsänderungen zu, c;lie Bestandteil des Maß'nahmenpakets'
vom 28. Juli sind. Dabei bleibt aber noch offen, wie ab 1980 die Kompensation der Lohn- .
summensteuer-Ausfälle bei den Gemeinden I erfolgen soll, die derzeit diese Steuer noch
erheben. ' .," ,

.Der Anteil ist nicht weiter angestiegen, da trotz hö­
herer Kredltaufnahme die gegenüber 1977 zumindest,
zeitweise stark gesunkenen Zinssätze, dazu beitru­
gen, daß der Anstieg. der' Zinsausgaben (um'lO vH

. auf'23 Mrd DM) nur wenig größer als der allgemeine
. Ausgab~nanstieg ist. . .'

Nur gerinl;!er Rückgang der Steuerquote ,

188. Die 1911 beschlossenensteuerp.olitischen Maß-'
nahmen ließen für 1918 I ein kräftiges Sinken der
Steuerquote erwarteni' di~se w'ar im vergangeiJ.en
Jahr noch um 1,2 Prozentpunkte auf 25,0 vH ange­
stiegen. Im ersten Vierteljahr 1918' fielen die Steuer- .
eingänge Jedoch um 91/2 'vH höher aus als ein Jahr

zuvor, ein Sinken der Steuerquote zeichnete. sich
deswegen zunächst noch nicht ab., Im weiteren Jah­
resverlauf nahmen die Steuerzahlungen dann aber
weniger stark zu. Wir gehen davon aus, daß über
das. ganze Jahr gerechnet das 'Steueraufkommen mit

.3181/2Mrd DM die Steuereingänge im Jahr 1977 uII).
61/2 vB übertreffen wird (Tabelle 25). '

Da gleichzeitig, das Brut.tosozialprodukt um 1 vH
steigt, bedeutet dies eine nur geringe Abnahme der
Ste!1erquote auf 24,8vH. Stellt man in Rechnung,
daß die Steuerzahlungen 1918 erheblich weniger als
im Vorjahr durch Investitionszulagen gemindert
worden sind und bereinigt man das Steueraufkom­
men. in beiden Jahren 'um diese Einflußgröße, . so
ist e,s 1918 um 51/2 vH angestiegen und die Steuer­
quote von 25,3 vH auf24,9 vH ge~unken.
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Das Aufkommen der wichtigsten Einzelsteuern 1)

1975 I 1976 I 1977 I 1978 2) 1976 I 1977 1 1978 2) 1977 I. 1978 3)

Ver-
:;;teuerart . ände-

MrdDM' Veränderung invH~) MrdDM rung
I

in
, , vH~)

Jahr Januar pis Oktober
Gesamtsteuer-
aufkommen ........... ' 242,1' 267,9 299,5 3181/2 +1O!7 +11,8 + 6112 .

Lohnsteue'r 71,2 '80,6 90,8 ' ,9P/2 ' +1.3,2 +12,6 +. 1/2 70,5 71,0 + o~,.......... ,I'

Veranlagte \

Einkommensteuer· ... 28,0 30,9 . 35,5 38 +10,2 + 15,1 + 6112 26,3 28,2 -1;- 7,4

~örperschaftsteuer .. 10,1 11,8 16,8 191/2 +17,8 +'42,1 +1.5' ' 11,9 14,5 +21.,7

Steuern vom Umsatz. 54,1 ,58,5 62,7 731/2 ..L 8,1 + 7,2 +J7. 51,4 60,3 +17,4\

Mineralölsteuer . . ... 17,1' 18,1 19,2 201/2 +,5,8 + 5,9' + 61/2 14,5 15;3 + 5,8,

Januar bis Juni
- .

+14,5
I

Gewerbesteuer 5) .... 17,9 20,1 '23,0 ,24 +1.2,4 +. 5 .11,0 11,5 + 4,7

Nachrichtlich: , 1

Bereinigtes Gesamt-
303,2 3191/2 +1.2,3 +11,4 + 5112steueraufkommen 6) . . 242,2 272,1 .

1) Kassenmäßige Einnahmen.
2) Eigene Schätzung. ,
3) Vorläufige Ergebnisse.
~) Veränderung gegenüber dem ,entsprechenden Vorjahreszeitraum.

'5) Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapital.
6) Kassenmäßige Steuereinnahmen zuzüglich der zeitlich befristeten Investitionszulage des Konjunkturprogramms 'vom Dezembe,r

1974 (§ 4 b EStG). ' , ' ,
Quelle: BMF ,

189. Das Steueraufkomm'en geht in diesem Jahr \Im etwa,
7 Mi.'d DM über das hinaus, was n'och lm'Dezember letzten
Jahres den Haushaltsberatungen zugrunde gelegt wurde.
Wie schon ,in den vergangenen Jahren war es vor allem
die Ent",iicklung der ,Gewinn.steuern, die, angesiChts feh­
lender' statistischer Unterlagen, über ,die Entwicklung der
Bemessungsgrundlagen und den ,Veranlagungsstc;md, nur
unzureichend vorausgeschätzt ,werden konnte (JG 77 Zif­
fer 152)., Hinzukam eine Vielfalt 'sich häufender Steuer~
rechtsänderungen, deren Auswirkung auf das Steuerauf­
kommen stets nur ungenau ermittelt werden kann; neben
den Gewinnsteuern waren' hiervon in diesem Jahr aU'<::h
die Lohnsteuer, die Umsatzsteuer und die Verm'ögensteuer
betroffen.

190. Der Ri,ickgang der Steuerqt;lote in ,diesem Jahr
ist 'zu ,einem großen Teil darauf, zurückzuführen,

'daß die Lohnstel.lereiimahrrien nahezu stagnierten
(+ 1/2 vH),' denn die Lohnsteuer trägt zum gesamten
Steueraufkommen fast drei Zehntel.bei. In Jahren
ohn,e Steu'errechtsänd~rungen steigt das Lohnsteuer­
aufkommen wegen der Struktur des Steuertarifs .fast
doppelt so schnell an wie die Summe der Löhne und
Gehälter (Ziffer 211) i in diesem Jahr aber ist es
deutlich hinter' deren Entwicklung (+51/2 vH) zu­
rückge'blh~ben. Das ist die Folge derJ;:rhöhung de~
Grundfreibetrages, der Einführung eines Tariffreibe­
trages sowie der Erhöhung des Weihnachtsfreibetra- .
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ges, die sich 'kassenmäßig in diesem Jahr erstmals
voll' auswirkt.' Die durchschnittliche Belastung der

, Löhne und ,Gehälter mit Lohnsteuer, die soge:qannte
Lohnsteuerquote, ist von 15,8 vH auf 15,0 vH zu­

,rückgegangen.

I

191. Bei den Gewinnsteuern (Einkommensteuer der
'Veranlagten, Kapitalertragsteuer, Körperschaftsteu­
er uhd Gewerbesteuer)' gibt es in diesem Jahr eIne
Vielzahl von Besonderheiten. Nach wie vor ist un­
klar, wie sich, <;I.ie Körperschaftsteuerreform auf das
Ausschüttungsverhalten der Unternehmen und damit
auf die Entwicklung des Aufkommens an Ein~om­

mensteuer und Körperschaftsteuei auswirkt. In die-'
sem Jahr ka'nn erstmals bei' der Festsetzung der
Vorauszahhlngen auf die Einkommenst,euer' berück­
si'chtigt -weiden; daß" die Steuerzahler Sfeuerguf-­
schriften voflegen werden, die sie ,nach dem neuen
Körperschaftsteuerrecht zusammen mit den Baraus­
schüttungen der Kapitalgesellschaften erhalten. Die
Vbrauszahlungen waren außerdem an den geänder­
ten Tarif anzup'assen. Im vergangenem Jahr konnten
die Steuerpflichtigen noch' 3,1 'Mrd DM an Investi­
tionszulagen des I(onjunkturprogramms von 1914

. von ihren SteuerzahlungeiJ. abziehen, in diesem' Jahr
, sind es nur gut 1 MrdDM. Auch dil:i im letzten Jahr
beschlossen·en AbschieibungseIleichterungen und·die'
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'neuen beziehungsweise erhöhten Freibeträge in der
Gewerbesteuer wirkten sich im Ergebnis steuermin- '
dernd aus. Andererseits werden weiterhin hohe Ab­
schlußzahlungen für frÜhere Veranlagun~j,szeiträume
entrichtet, so daß sich das Aufkommen der Gewinn­
steuern insgesamt noch einmal um "fll2 vH erhöhte,
nachdem es'.im Vorjahr sogar um 21 vH gestiegen
war. Aus all diesen Gründen ist auch in diesem Jahr
der Zusammenhang 'zwischen den Veränderungen
der Gewinnsteuerzahlungen und den Veränderungen
des Bruttoeinkommens aus Unternehmertätigkeit
und Vermögen sehr gering; dieses war im Vorjahr'
um 3,5 vH gestiegen', in dies'em Jahr nimmt es um
etwa 81/2 vH zu.

192., Daß sich trotz der Stagnation des Lohnsteuer­
aufkommens noch eine beträchtliche Zunahme der g('l­
samten Steuereinna4men der Gebietskörperschaften
ergibt, ist außer auf höhere Einnahmen aus Gewinn­
steuern zu einem großen Teil auf die seit Beginn des
Jahres erhöhte Mehrwertstem;r zurückzuführen. Die­
se Steuererhöhung fü~ sich genommen führt" zu Mehr- ,
einnahmen von etwa' 51/2 Mrd DM in diese~ Jahr,
so daß sich der Anteil der Steuern vom Umsatz (ein-'
s'chließlich Einfuhrumsatzsteuer) am Steueraufkom­
men von 20,9 vH auf 22,9 vH erhöht; 'demgegenüber
sinkt der Anteil der Steuern vom Einkommen von

,48,4 vH auf47,9 vH (Ziffern 206 ff.).

193~ Die Steuereinnahm~n der Länder nehmen in
diesem Jahr mit 6,9 v:R- stärker zu als die des Bun­
des (+6,2 vH), da die Länder in diesem Jahr einen
größeren Anteil am Umsatzsteueraufkommen als im'
Vorjahr erhalten; außerdem muß der Bund 1978
wesentlich mehr Steuern an die Europäischen Ge­
meinschaften abführen. Die Gemeinden werden von
den Steuerausfällen im Bereich der Gewerbesteuer
und der, Lohnsteuer be'sonders getroffen; 'ihre Steu­
ereinnahmen sind aaher nur etwa 4 yH höher als
1977. Freilich. sind die Gemeinden über den Finanz­
ausgleich immer ,auch an, den Steuereinnahmen dei
Länder beteiligt; insofern kompensiert die Mehr-'
wertsteuererhöhung auch einen' Teil der Steueraus­
fäll~, die durch die steuerpolitischen Maßnahmen des
Jahres 1977 bei den Gemeinden hervorgerufen wor-'
den sind.

194. Den Gemeinden fließen im übrigen auch etwa
60 vH 'der sonstigen öffentlIchen Einnahmen zu, das
sind unter anderem die Einnahmen aus Gebühren,
aus Beiträgen, aus wirtschaftlicher Betätigung ,und
dergleichen. Diese kommunalen Einnahmen nehmen
in diesem Jahr nur um etwa 4 vH zu, nachdem sie,
im Vorjahr noch ':- teilweise 'im Zus'ammenhang mit
Gebührenanhebungen - um 5,9 vH gestiegen waren.

Trotzdem fallen bei diesen Einnahmearten - nimmt
man alle öffentlichen Haushalte zusammen - in die­
sem Jahr umfangreiche Mehreinnahmen an; die Sum­
me der, sonstigen EinnahIDen nimmt um 81/2 vH auf'
gut 11, Mrct DM zu., Dies ist unter anderem auch
darauf zurückzuführen, daß die Bundespost in die­
sem Jahr ihre gesetzlichen Gewinnablieferung-en an
den Bund (62/a vH der Betriebseinnahmen, das sind
derzeit etwa 2,1 Mrd DM) wieder aufni~lII1:t. Außer-

dem ist knapp 1 Prozentpunkt der Erhöhung dadurch"
bedingt,' daß die Einnahmen im Zusammenhang mit

'staatlichen Gewährleistungen jetzt - wie bereits er­
wähiü - anders gebucht werden.

Öffentliche Haushalte im Zeichen des Kurswechsels

195. Da die Gebietskörperschaften'in diesem Jahr
ihre Ausgaben um erheblich mehr steigern, als ihnen

'an' zusätzlichen Einnahmen zufließt, ist mit einem'
Anstieg des Finanzierungsdefizits 'auf 41 1/2 Mrd DM
zu rechnen. Das Defizit, das zum allergrößten Teil',
über Aufnahme zusätzlicher 'Kredite, in' geringem
Umfang auch über Rücklagenentnahmen und Münz­
einnahmen zu finanzieren sein wird, geht 'um 9112
Mrd DM über das des Vorjahres hinaus; im Jahre
1977 hatte es no'ch .um fast 16'Mrd DM abgenommen.

'In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge­
samtrechnungen nimmt das Finanzierungsdefizit in,
diesem Jahr um 81/2 Mrd DM auf 35112 Mrd DIvl zu
(Tabelle 31).

196. Mehr aIs zwei Drittel der zusätzlichen öffent­
lichen Kre~lite werden 1978 vom Bund aufgenom­
men. Wir gehen davon aus, daß der Finanzierungs­
saldo des, Bundes 28 Mrd DM erreichen wird. Rech­
net man die nachgeholten Zuschüsse an die Sozial­
versicherung den Ausgaben dieses Jahres zu, so sind
'es 291/2 Mrd' DM; im Vorjahr waren es 22,6 Mrd
DM gewesen. Das Defizit der Länder wird um reich­
lich 4112 Mrd DM auf etwa 13 Mrd DM ansteigen.
Hingegen laufen, unsere Schätzungen für die Ge­
meinden darauf hinaus, daß diese 1978 kaum noch
mehr ausgeben als si~ einnehmen; schon imlet4ten
Jahr war das Defizit in den Gemeindehaushalten mit
2,1 Mrd DM im Vergleich zur erst~n Hälfte der sieb­
ziger Jahre sehr· gering, ausgefallen. Die Angaben
für Länder und Gemeinden sipd allerdings aus den
genannten Gründen noch mit großer Unsicherheit
behaftet. '

197. Daß das Finanzierungsdefizit der Gebietskör­
'perschaften in diesem Jahr nicht noc'!l viel größer
ausfällt, hat seinim 'Grund darin, daß wie erwähnt
die Steuern reichlicher flossen, als in den Haushalts­
plänen.angesetzt worden war, und daß die -Ausga~

ben der Länder und Gemeinden weniger als geplant
zunahmen. Immerhin: Eine Zeitlang war in der Of-,
fentlichkeit ein voraussichtliches' Finanzierungs­
defizit der G~bletskörperschMtEmvon w~it rilehr als
6Q Mrd DIy1 (nach 32, Mrd DM im Vorjahr) diskutiert
worden. ,1 '~ ,

Die Ankündigung ,selbst einer so stark steigenden
Verschuldung des Staates hat die Offentlichkeit dies­
mal sehr viel weniger 'irritiert, als es im Jahr 1975
der Fall gewesen war. Die Erfahrun'g der erfolgrei­
chen KonsolidierungspoÜtik in den beiden voran­
gegangenen Jahren hatte offensichtlich die schlimm­
sten .Befürcntungen hinsich'uich der Solidarität der
Staatsfinanzen überwunden und dem Staat wieder
etwas mehr konjunkturpolitisch,en Handlungsspiel­
raum verschafft.
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198. Wie stark er diesen Spielraum durch die Haus­
halte der Gebietskörperschaften 1918 in Anspruch
genommen hat, darüber sagt das Finanzierungsdefi-'
zit der 'öffentlichen Haushalte allerdings" nicht viel
aus. Denn man muß davon ausgehen, daß auch unter
Bedingungen eines gesamtwirtschaftlichen Gleich­
gewichts ein Teil. der Staatsausgaben durch Kre;
dite fiJ:lanziert wird. Außerdem sind die Haushalts-

·Tab e 11 e 26.

. größen zum Teil bloß Reflex d!=r jeweiligen kOll­
junkturellEmLage und insoweit nicht Ausdruck einer
aktiven Finanzpolitik. Für die konjunkturellen Im­
pulse,. die 1'918" von den öffentlichen Haushalten aus­
gegangen sind, steht daher nur der Teil des Finan­
zierungsdefizits, den nicht .auch . ein konjunktur­
neutraler Haushalt 'aufweisen würde (Tabellen 26
und 21).

Finanzierungssaldo und konjunktureller Impuls der öffentlichen ~aushalte

MrdDM

1966 1972 '1. 1973 1974 1975 l.' 1976 1977 1978

1. Konjunkturneutrale Komponenten
"des. Finanzierungssaldos

. (a) Potentialorientierte Kredit-
aufnahm.e 1) •..•••.•....••... ~6,7 -10,9 -12,2 -13,5 ' ,-14,8 -16,1 -17,0 -18,0

(b) Auslastungsbedingte Steuer-
mehreinnahmen bzw. -m.inder-

6
i
,2einnahmen 2) . ...,., .......... ---:1,7 + '0,4 + 1,1 -18,3 -13,1 -14,5 -14,9

(c) Inflationsbedingte Steuermehre
einnahmen 3) ............... + 4,8 + 4,4 + 4,2 + 4,0 1,7 + 0,3 .+ 4,2

(d) .-Änderungen im Deckungs-
beitrag der "Sonstigen Ein-

.nahmen" 4) ..
+ 1,8 + 1,2 + .1,2 - 0,4 + 1,9 + 3,4 + 5,4. .................

1. (a) bis (d) Konjunkturneutraler
. Finanzierungss,aldo 5) . .......... -8,4 3,8 - 5,3 -14,2 -29,4 -28,9 -27,8 -23,1

(= Finanzierungssaldo des kon-
junkturneutralenHaushalts)

11. Tatsächliche"r Finanzierurigssaldo
ohne konjunkturpolitische Sonder-
steuern und Investitionszulage des
Konjunkturprogramms vom De-

"":'8,4zernber 1974 .................... -13,9 -11,6 -28;0 -66,3 -43,7 -28,3 -40,6

Ha. Tatsächlicher Finanzierungssa-ldo
, einschließlich konjunktur-

politischer Sondersteuern und In-
vestitionszulage des Konjunktur-
programms vom Dezember 1974 -8,4' -19,6 9,8 .-25,4 -66,4 -47,9 -32,0 -41,7

1.)(11. Konjunktureller Impuls der
öffentlichen Haushalte ...... +10,1 + 6,3 +13,8 +36,9 +14,8 + 0,5 +17,5' .

(expansiv,: +; kontraktiv: -)

1.;(IIa. Konjunktureller Impuls unter
Einrechnung der konjunktur-
politischen Sondersteuern und
Investitionszulage des Kou-
junkturprogramms .vom De- .

+ +37,0 '+19,0zember 1974 ................ +15,8' 4,5 +11,2· + 4,2 +18,6

· 1) , aus "denl FinaTIzierungssaldo deos Basisjahres, abzüglich auslastungsbedingter Steuermindereinnahmen 1966, und mit dem
Anstieg des Produ,ktionspotentials ·zu konjunkturneutralen Preisen fortgeschrieben. Die Größe (a) stellt eine ZusammenfassUIl;g
der in Tabelle 23 des JG 73 ausgewiesenen _ längerfristigen Kreditaufnahme und 'der Änderungen im
Deckungsbeitrag dieser Komponente dar. Methodische Erläuterungen siehe Anhang V, Absehnitt D. .

· 2) . als der Teil der Vollbesehäftigungssteuereinnahmen, der einer Abweiehung ,der jeweiligen Auslastung des Produktions-
potentials vom mittleren'Auslastungsgrad (97,25 vH) zuzureq:,.nen ist. Nicht berücksichtigt ist dabei, daß die jeweilige Steuerquote
auslastungsbedingt von de_r "konjunkturneutralen" Vollbesehäftigungsquote abweiehen

3) ~Erreehnet als der Teil der VollbeschäftigungssteUllreinnahm'i'n, der einem Anstieg des Preisniveaus zuzurecbnen ist, insoweit
dieser über -die "konjunktu'rneuttale" Steigerungsrate hinausgeht (bzw. ihr zurückbleibt). Nicht berücksichtigt ist dabei, daß
die jeweiJige Steuerquote inflationsbedingt von der "kan junkturneutralen" abweichen kann. . "

4) als Abweichung der tatsächlichen "Sonstigen Einnahmen"· von den "Sonstigen Einnahmen" im Basisjahr, fortgeschrie-
ben mit 'dem Anstieg des Produktionspotentials zu konjunlcturneutralen Pnlis~n.

5) . in der Summe durch Runden der Zahlen.
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sen wäre. Da sich im Vorjahr rechnerisch nahezu
kein Impuls ergeben hatte, b~trägt die Veränderung

, des Impulses gegenüber dem VorjahF'rund 17 Mrd
DM. Etwa die gleiche Zunahme ergibt sicp., wenn
man die Ausgaben und. Beitragseimiahmen der So­
zialversicherung als Teil des staatlichen Sektors mit
in die B-echnung ein)J~zieht.

Wie bi~her gehen wir bei :unseren am Wachstum
des g,esamtwirtschaftlichen Produktionspotentials
orientierten Rechnungen zum konjunkturneutralep.
Haushalt davon aus, daß ein Ausgabe- und' Ver­
schuldungsverhaltendes Staates, wie es für die'
sechziger Jahre kennzeichnend war, .als Bezugs­
größe geeignet ist. Ein solches Verhalten wurae zu·
letzt, berücksichtigt man Wachstum und Geldwert­
schwund sowie die jeweilige Konjunkturlage, im 200. Die Höp.e des konjunkturellen Impulses gibt in­
Jq.hre 1977 wieder erreicht.' dessen nicht vollständig wieder, was 1978 vom Staat
Eine 'weitere Vorgabe ist nötig: S6ll d~r Staat nicht getan worden ist,um die gesamtwiitschaftliche Ent­
in,seinen Haushaltim eine noch vermeidbare Geld- wicklung zu be,einflussen.
entwertung vorwegnehmen und damit realisieren Erstens werden auch in diesem Jahr voraussicht­
helfen, so ist für die Beurteilung der öffentlichen lich wieder 'mehr Aufträge im Rahmen des Pro;
Haushalte' in konjunktureller Sicht statt von dem .gramms für Zukunftsinvestitionen vergeben, als sich
tatsächlichen von ein~m gleichsam konjunkturneu- in den Haushaltsdaten in der Form von Inve~titions­
tralen Anstieg eies gesamtwirtschaftlich~n Preisni-, ausgab~n niederschlägt; in den kommende~ qeiden
veaus auszugehen. Für das Jahr 1978 l1.atten wir Jahren wird dann ein gegenläufiger Effekt wirksam
,dafür eine, Rate von 21/2 vH angesetzt (JG '17 Zif- werden.
f,er 409). "

Zweitens ist in Rechnun'g 'zu stellen, daß ,die Wir-
Folgt man' diesen Festlegungen, so ergibt sich aus kungen der Maßnahmen, die im vergangenen und
den Rechinungen, die in den Tabellen,26 und ,27 in diesem Jahr, die Investitionsbedingungen verbes.
im einzelnen verdeutlicht sind, daß in diesem Jahr 'sert 'haben, mir sehr unvollkommen erfaßt werden,
'ein Betrag von 171

/2 Mrd DM für den konjunkturel-' wenn auf die Einnahmen und Ausgaben in den öf­
len Impuls steht, ,der von, den öffentlichen Haus- ,fentlichen Haushalten" abgestellt wird; die Körper-,
halten ausgeht., . schaftsteuerreform, die Erleichterungen im Rahmen
De; Betrag, wird nenne~swert"kleiner; wenn man die Er- der Gewerbesteu~r' und die Abschreibungserleich­
höhung des Deckungsbeitrages, den die sonstigen Ein- terungen haben vermutlich im Kalkül. der Unter­
nahmen für den Haushaltsausgleich leisten, als etwas an· nehmen eine größere Bedeutung, als in den Verän­
sieht, was einer ,Erhöhung der volkswirtschaftlichen derungen der öffeJ;ltlichen Einnahmen zum Ausdruck
,Steuerquote durchaus vergleichbar ist. Dies ließe sich von kommt. '
der Art d,er ,meisten Komponenten der sonstigen Einnah-
mim her, insbesondere Gebühren, Beiträge, Gewinne öf- Drittens ist zu berücksichtigen,' daß' 1!;}78 gleich­
fentlicher Unternehmen und dergleichen; durchaus recht- zeitig eine Senkung der Lohn- und Einkommensteuer
fertigen, wenn man davon auszugehen hätte, daß eine und, eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 'vorgenom- ;
Erhöhung des Deckungsbeitrages dauerhaft, also 'nicht men wurden. Soweit hierdurch der Finanzierungs­
durch die Konjunkturlage 'oder durch vorübergehend saldo des Staates unberührt bleibt, wird' in' unserem'
wirksame Sonderfaktoren bedingt ist. Lange Zeit war eine Konzept kein Impuls nachgewiesen, obwohl der
solche Erhohung des Deckungsbeitrhges der sonstigen Austausch, einer einkommensbezogenen Steuer ge-
Einnahmen nicht festzusteIlen. Dauerhafte Anderungen in '
den Bestimmungstaktoren eier sonstigen Einnahmen, etwa Igen eine verbralichsbezogene Steuer sicherlich
ein verstärktes Kostendeckungsstreben im 'Gebührenwe-' nicht ohne Einfluß auf 'die konjunkturelle Lage und
sen, können eine dauerhafte Anderung in der Struktur die mittelfristigen Wachstumsbedingurigen ist.
der Staatselnnahmen bewirken. Dem wäre dann auch' bei Schließlich ist nicht auszuschließen, daß' die Maß­
der konjunktureIlen Würdigung der öffentlichen Haus- nahmen; die von der BundesJ;egierung Ende Juli für
halte Rechnung zu tragen.. Die Probleme, die beim Ab- 1979 d 1980 b hl 'd b ·t· Iun esc ossen wur en,' erel s 1m au-schätzen einer dauerhaften Veränderung des peckungs-'
beitrages der sonstig,eI! ,Einnahmen auftreten, sind nicht fenden Jahr die privaten Entscheidungen beeinflus-
gering. Wir haben bisher die wenigen Jahre einer starken ,sen. Teilweise bestand ja von 'vornherein Einver­
Erhöhung dieses Deckungsbeitrage,s noch nicht zum Anlaß nehmen über die von der 'Bundesregierung g~plan­
genommen, einen Teii davon, etwa einen, Trfmdwert, in, ten Maßnahmen, wie über die Reform des Einkom­
den Rechnungen zum konjunkturneutralen Haushalt zu mensteuertarif~und die Erhöhung des Kindergeldes;
berücksichtigen. Wir geben aber' zu bedenl{en" daß, hält die privaten' Haushalte' konnten darauf vertrauen,
man im übrigen unsere Schätzung der auslastungsbeding- daß ihre Einkommen im nächsten Jilhr steuerlich
ten Mindereinnahmen des Staates für tragfähig, der der-, ,entlastet' werden. Offen war ~ndes lange Zeit, wel­
zeitige Abstand der öffentlichen Kreditaufnahme vom cher finanzielle Ausgleich für die Gemeinden gefun­
Yerschuldungsverhalten des Staates in den sechziger Jah-

aen wird, die von, der geplanten Abschaffung der'
,ren wegen des hohen Deckungsbeitrages der sonstigen Lohnsummensteuer ab, 1980 besonders betroffen

"Einnahmen unter Umständen um mehrere IvÜ11iarden ge-
ringer zu veranschlagen ist,'als es der von uns errechnete sind. DieWahi des Ausgleichsverfahrens hat ,au'ch
konjunktureIle Impuls für das Jahr 1978 ausweist. Nicht Rückwirkungen auf Art und Umfang, der Steuer­
stark berührt würde 'aIlerdings die Veränderung des ,belastung d.er Unternehmen ab 1980.
konjunktureIlen Impulses von Jahr zu Jahr.

199. Ein konjunktueller, Impuls von 171/2 Mrd DM ,
in diesem Jahr bedeutet,daß der Staat direkt und'

. • • . - I I

ind~rekt etwa .1,3 vHdes Produktionspotentials mehr
in Anspruch nimmt, als konjunkturneutral gewe~

,Sozialversicherungen: Konsolidierung eirigeleitet

201. Das Sozialversicherungssystem. befindet sich
derzeit in einer Phase der Konsolidieruilg. Nachdem
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Tab e 11 e 27

Die Haushalte der Gebietskörperschaften in konjunktureIler Sicht 1)

MrdDM

I 1966 I 1972 I 1973 I 1974 I 1975 I 1976 2
)] 1977 2

) 'I 1978 3
)

321,9 '. 350,0

1 143,6 1215,3
(1) Produktionspotential in jeweili-

gen Preisen 4) ..

'(2) Produktionspotential bei "kon-
o junkturneutraler" Erhöhung des
Preisniveaus des Bruttosozial­
produkts im jeweiligen Jahr 5)

(3) Staatsausgaben bei gleicher
Staatsquote wie ,im· Basisjahr
1966 ...........•.............., ,

508,9

508,9

145,6

848,9

828,2

237,0

941,2. 1041,6

922,9 1 023,2

264,1 292,8

1 124,9 1223,0

1291,8

1290,7

.. 369,4

1381,3

1 363,1

390,1

(5)

(6b)

(6a)

303,2 319,5 ,

317',5 330,1

- 3,7 - 1,1

1 255,21 325,6

275,0

286,9

272,1

- 4,2

1 189,4

256,5

242,2

252,9

- 0,1

1094,0

239,6

241,6

230,1

995,1

+ 2,6

191,8" 219,3

805,4 897,5

1!J7,0 224,8

186,2 207,5

- 5,7 + 1,8

112,7

114,4

.494,9

(4) Bruttosozialprodukt bei Normale
auslastung des' Produktions-
potentials 6) ..••..•••..•••••••

-Vollbeschäftigungssteuer- " .
"ürnahmen bei glefche.r Steuer­
quote wie im Basisjahr 1966 ..

(6) Vollbeschäftigungssteuer­
einnahmen bei gleicher, Steuer­
quote wie im jeweiligen, Jahr 7)

nachrichtlich: tatsächliche
Steuereinnahmen ohne konjunk­
turpolitische Sondersteuern und
Investitionszulage des Konjunk­
turprogramms vom Dezember'
1974 ... 0•••••••••••••••••••••••

I

nachrichtlich: konjunktur­
politische Sondersteuern und
Investitionszulage des Konjunk­
turprogramms vom Dezember
1974' .

('?) Mehreinnahmen aufgrund erhöh­
ter Steuerquote
(6);((5) .. + 5,6 +11,8' +11,5 ,+ 3,6 +11,9 +27,3 +23;7

(8) Konjunkturneutrales Haushalts­
volumen
(3) + (7) .'•...•••..••.....•.....

(9)' Tatsächliche Staatsausgaben 8) ..

(10) Konjunktureller Impuls 6)
(9) ;/. (8) •..••.•••........•...

242,6

252,7

+10,1

275,9

282,2

+ 6,3

304,4

318,2

+13,8

325,5

362,4

+36,9

362,0
, . 376,8

+14,8

396,7

397,2

+ 0,5

41'3,8

431,3

+17,5

(10a)

(11)

(12)

nachrichtlich: Konjunktureller
Impuls unter Einrechnung der
konjunkturpolitischen Sonder­
steuern und der Investitions­
zulage des Konjunktur­
programms vom .Dezember 1974
(10) ;/. (6b) .

Ex post: Der Abweichung der
. realisierten von der Konjunktur­
neutralem Staatsquote entspre-
chen ... 10) '•• , .••.•••.•.••••••.••

Veränderung des konjunkturel­
len Impulses gegenüber dem

'jeweiligen Vorjahr ..... :. '.....

+15,8

+ 4,0

+ 4,5

+- 0,8

- 3.8

+11,2 +37,0 . +19,0

• + 8,4 +31,4 +17,1

+ 7,5 +23,0 -22,0
~ --- - ~~ ...

+ 4,2

+ 0,2

-14,3

. +18,6

+12,0

+17,0

1) , Bund, Länder, Gem~inden/Gemeindeverbände,Uffa, Laste"nausglelchsfonds, ERP·Sondervermögen und EG-Anteile. - Zum Ko~.
zept des 'konjunkturneutralen Haushalts siehe Anhang V. Abschnitt D. Differenzen in den Summen durch Rundung.

2)' Schätzung nach Teilergebnissen.
3) Eigene Schätzung.
4) Produktionspotential in Preisen von 1970; inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts. ,
5) Produktionspotentialin Preisen von 1970, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts im jeweiligen Vorjahr und

der "konjujlkturneutralen", Erhöhung des Preisniveaus im jeweiligen Jahr:
6) Normalauslastungsgrad, (97,25 vH); zur Definition siehe Anhang V, Abschnitt A.
7) Anstelle der in früheren Gutachten verwendeten tatsächlichen Steuereinnahmen (siehe dazu JG 73 Ziffer 213). Bei der Ableitung

des konjunkturneutralen Ausgabenspielraums, der durch eine' 'Änderung der 'steuerlichen Einnahmenregelungen entsteht, bleibt
unberücksichtigt, daß die tatsächliche Steuerquote nicht unbedingt .derjenigen entsprechen muß, 'die sich ,bei Vollbeschäftigung

'und "konjunkturI:\eutralem'" Preisanstieg ergäbe. '
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n 0 c h Tabelle 21

1966, 1972 I. ,1973 1974 I .1975' I 1976 2
) I 1977 2) 1978 3)

Zum Vorjahresvergleich
vH

.+ 4,0 + 5,0

+2,6 +2,9

+3,5 ,,+2,5

+3,9 -1,3

+4,2

+8,6

-4,8 ,....:.0,0

+5,4

+5,3

+2,8

+4,0

-9,5

+4,0

+2,2

, -0,1

2,9

2,7

+13,9

+ 2,3

+ 2,9

'+ 5,0

-0,3

- 0,5

+12,8

+ 7,9

+ 3,5

1,6

+ 2,2

+ 4,5

+ 9,2

I

+11,7

4,6

+,5,1

+11,6

+ 3,6

+ 7,1

,+ 3,0

Steigerungsrate

(a) der tatsachiichen Staatsausgaben .
(9) gegenüber dem 'jeweiligen .
Vorjahr , +4,1

(b) des konjunkturneutralen FIaus­
haltsvolumens (8) gegenüber den
tatsächlichen Staatsausgaben im
jeweiligen Vorjahr (9) .... ; ....

. Bestimmungsfaktoren von ,tb) 11)

(~) Wachstumsrat~ d~s Ptoduktions­
potentials in Prelsen von 1970 ..

(d) "Konjunkturneutrale" Erhöhung
des Preisniveaus des Brutto- .
sozialprodukts : ',. '..

(e) Veränderung des Ausgaben­
spielraums durch Abweichung
der Steuerquote (13) von der des
jeweiligen Vorjahres ' .

,(f) Basiskorrektur: Veränderung des
Ausgabenspielraums durch Ab­
weichung der realis~erten Staats­
quote (17) von der konjunktur­
neutralen (14) im jeweiligen Vor-
jahr 12) •••••••••••••••••••• " •••

(13) ,Volkswirtschaftliche
SteuE;!rquote: .@.

(4)
100 23,12 23,82 24,43 24,28 23,45 24,12 25,29 24,90

(i4) Konjunkturneutrale
StaCitsquote: J.!i

(2)
100 28,61 29,30 29,90 29,75 28,94 29,60 30,73 , 30,36

(15) Beanspruchte
Staat'squote:

(9)
(2j: 100 28,61 30,51 30,58 31,10 32,22 30,81 30,77 31,64

(16) Konjunktureller Impuls,
bezogen a,uf qas Produktions-
J?otential in (2) (15) ;/., (14)

(17) Real~sierte Staatsquote: m.100 28,61

+1,22

29,77

+0,68 '+1,35 +3,28 +1,21

29,98 30,5,5' 31,69 31,01

+0,04

30,75

+1,29

31,22

, 8) EIgenfinanzierte Ausgaben.
9) Expansiv: +; kontraktiv: -.

10) Gleichbedeutend mit dem konjunkt~rellen Impuls auf der Basis der tatsächlichen Preissteigerungen (siehe Anhang V,
AbsChnitt D). . .

11) (b) ergibt sich als Zusammenfassung der Komponenten (c) bis (f). Wegen der überwiegend multiplikativen Verknüpfung der
Kömponenten ist (b) nicht genau gleich' der Summe' aus (c) bis (f) (siehe h,ierzu Anhang V, Abschnitt D).

12) Dies ,entspricht den. Komponenten (f) und (g) in Tabelle 18 des JG 71, die aus Vereinfachungsgründen zusammengefaßt wor-
den sind. '
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,sich im vergangenen Jahr der Finanzierungssaldo
(in der Abgrenzung, der Volkswirtschaftlichen Ge-,
samtrechnungen) noch von +1.4 Mrd DM au.f - 3,5
Mrd DM verschlechtert hatte, führen in diesem Jahr
die vielfältigen Maßmihrrien, die, der Gesetzgeber
1977 ergriffen hat, Zu efnem allmählichen Abbau des
Finanzierungsdefizits. Faßt man die Einnahmen und
AU,sgaben aller Sozialversicherungsträger 1) zusam­
men, so ist in diesem Jahr 'noch mit einem Fehl­
betrag von etwa 21/2 Mrd DM zu rechnen. '

'Dabei ist jedoch zu beachten, daß dieser Rück­
gang des Defizits darauf zurückzuführen ist, daß der
Bund seine Zuschüsse an die Sozialversicherungs­
träger in -diesem Jahr über das gewohnte AusqJ.aß
hinaus um zusätziiche 1 1/2 Mrd DM erhöht. Ohne
diesen Vorgang hätte ,das ;Defizit der Sozialver:siche­
Tung gegenüber dem Vorjahr noch einmal zugenom­
men.

Der Finanzierungssaldo der, Sozialversicherung '. weist im
Zeitablauf typische JJ.nderungen auf, weil Einnahmen und,
Ausgaben unterschiedlich mit der wirtschaftlichen Ent­
wicklung verknüpft sind. DiL Beitragseinnahmen, die über
80 vH der gesamten Einnahmen ausmachen, folgen bei
konstanten Beitragssätzen unmittelbar den Arbeitseinkom- ,

, men und der Beschäftigtenzahl; demgegenüber si{!d die
Staatszuschüsse, das sind knapp -15 vH der' Einnahmen,
nur mit einer gewissen Verzögerung an die Veränderun­

,gen der Arbeitseinkqmmen gebunden, teiiw'eise werden
sie an der Höhe des jeweiligen Defizits ausgerichtf1t.

Entwicklungen am Arbeitsmarkt, ihreiseits abhängig von
Konjunktur, Inflation und Wa,chstum, s'chlagen siCh des­
halb vory,iiegend in gleichzeitigen und gleichgerIchteten
Entwicklungen der Beitragseinnahmen nieder. Für die
{lusgaben gilt das nich't, vor allem deshalb, weil ,Renten­
versicherung und Arbeitslosenversicherung eine beson-

. dere, Ausgabendynam'ik haben. Die Ausgaben der Rentim­
versicherung hängen im wesentlichen ab von der Zahl der
Rentner, 'der Höhe ihrer individuellen Rentenansprüche
und ~ nach der bisherigen Praxis der Ren~enanpassung­
vor allem von den Löhnen und Gehältern früherer jahre;
sie folgen der Arbeitsmarktentwicklung deshalb zwar im
wesentlichen gleichgerichtet, aber zeitlich verzögert. Für
längerfristige 'Bewegungen sil1;d außerdem Veranderuizgen
der Bevölkerungsstruktur von besonderer Bedeutung. Die
Ausgaben der Arbeitslosenversicherung werden vor allem'
von der Zahl der. Arbeitslosen und der Höhe ihrer Lei­
stungsansprüche bestimmt; sie folgen der Beschäftigungs­
entwicklung deshalb zwar ungefähr gleichzeitig, aber im
wesentlichen entgegengerichtet. " '

Die unterschiedliche Dynamik von Einnahmen und Aus­
gaben führt, wenn sich 'Entwicklungsprozesse ni,cht ,zufällig
kompensieren, zu Defiziten oder Uberschüssen im Sozial­
versicherungssystem. Stabilisierungspolitisch 'kann das er­
wünscht sein, etwa dann, wenn ..:- wie, bei der Arbeits­
losenversicherung - die Ausgaben b~i abnehmendem Be­
schäftigungsgrad steigen und umgekehrt. Gleichen siCh die
JJ.nde'rungen von Einnahmen und. Ausgaben aber, über_
mehrere ,Ja~7re hin\veg nicht aus, g~b.t·e::; anhaltende und
möglicherweise sogar steigende Uberschüsse oder Defizite,
die dem Staat Anlaß zu korrigierendem 'Eingreifen geben.
Die Beschlüsse zur Sanierung der Rentenversicherung; die
'1977 und 1978 gefaßt worden sind,' sollten ein derartiges
längerfristig angelegtes Defizit'beseitigen. '

1) Gesetzliche Rentenversicherung, Gesetzliche Kranken­
versicherung, Gesetzliche Unfallversicherung, Arbeits~

losenversicherung, Altershilfe für Landwirte, Zusatz­
versicherung im öffentlichen ~ienst.
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202. Die Rentenversicherung, deren Defizit in die­
I sem Jahr ohne neue gesetzliche 'Maßnahmen stark

gestiegen wäre, wurde durch die folgenden, 1977
beschlo,ssenen And~rungenentlastet:

Erstens wurde der, Termin für die Rentenerhö­
hung vom L Juli dieses Jahres auf, den L Januar
1919' verschoben.. Damit fand in diesem Jahr'
erstmals seit 1958 keine Erhöhung. der Renten
statt. Mit dieser 'Versch.i,ebung des 'Erhöhungs­
termins wurde 'die Regelung wieder eingeführt,
die, bis 1912 gegolten hatte; damals waren zwei
Rentenerhöhungen in einem Jahr, zum i. Januar
und zum L Juli, durchgeführt worden: Damit
hatte der negative Einfluß der steigenden Infla­
tionsrate 'auf die relative, Einkommenslage der
Rentner gegenüber den Erwerbstätigen, das' so­

'genannte Rentenniveau, kompensiert werden sol-
len. Dieser 'Einfluß hatte sich dadurch ergeben;
daß die Renten seit 1958 stets nur mit einer zeit­
lichen Verzögerung von -durchschnittlich vier
Jahren an die Veränderung der Löhne und Ge­
hälterde,r Erwerbstätigen ang'epaßt wurclen.Upl­
gekehrt stieg mm seit einiger Zeit bei niedrige­
ren Inflations- und Wachsturrisraten das Renten­
niveau deutlich an; dies führte bei gleichzeitig'
steigendem Verhältnis von Rentnern zu Beitrags-'
zahlern dazu, daß Maßnahmen zur finanziellen
Entlastung. der Rentenversicherung notwendig
wurden,', .,

Zweitens erhalten die Rentenversicherungsträger.
seit Mitte des Jahres für die Arbeitslosen Ren-

.ten~ersicherungsbeiträge yo~ der Bundesanstalt "
für Arbeit. Auf diese Weise wirkt sich die, ge-: '

,samtwirtschaftliche Beschäftigungslage weniger'
. auf die Einnahmen der Rentenversicherung aus.
Die finanziellen Lasten der derzeit hoh~n Ar­
beitslosigkeit werden dadurch allerdings bei der'
Bundesanstalt für Arbeit verstär~tspürbar: '

Drittens brauchen, die Rentenversich,erungen seit
Mitte letzten Jahres weniger Krankenversiche­
rungsbeiträge für, die Rentner zu entrichten; die '
medizinische Versorgung der· Rentner geht nun
stärker zu ·Lc~.sten der Krankenversicp.erungsträ­
ger. . ' '

Infolge dieser Maßnahmen wird das Finanzierungs-,
defizit der Rentenversicherungsträger in diesem
Jahr nicht weite:c' steigen, sondern gegenüber ,dem
Vorjahr um etwa 2112 Mrd DM _auf gut 1 Mrd DM

,zurückgehen. " .

203. 'Trotz' der einschneidenden Rechtsänderungen,
die 1911 und 1918 in Kraft traten, erg'ab sich in der
mittelfristigen Vorausschau für die . Rentenversi­
cherungen weiterhin eine finanzielle Lücke, die
nicht allein ,aus dem Vermögen der Rentenversiche-'
rungsträger gedeckt werden konnte. Bei gleichblei­
be:p:dem Rechtsstand hätte die langsamere Zunahme
der Arbeitnehmereinkommen, die gegenüber der bis­
herigen Vorausschau 'erwartet wurde~ ab dem kom­
menden Jahr wieder 'Zu Stefgerungen des 'Renten­
niveaus und damit zu finanziellen Problemen für
die Rentenversicherung geführt., So 'sah sich der Ge­
setzgeberin, diesem Jahr abermals gezwungen, Maß-
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ben, so daß sich ein Finanzierungsüberschuß von
31/2 Mrd DM ergeben ,.hatte. 'Im letzten Jahr nahm

'cier Dberschuß bei -nur mäßigem Ausgabenanstieg ,
(+41/2 vH) sogar noch etwas zu, obwohl dil~ 'Zahlun­
gen der Rentenversicherung' für die Krankenversi­
cherung der Rentner seit Mitte des Jahres rückläu­
fig gewesen waren. Im laufenden Jahr ist diese An­
derung des Finanzausgleichs zwischen den Sozial-

, , '

Mit der Reduzierung der Anpassungsraten wird
'zwar das' Rentenniveau dauerhaft gesenkt' (Ta-'
belle 28). Ob 'der finanzielle Entlastungseffekt - der
noch' durch einige andere Maßnahmen verstärk.t
wird 1) - rei<;ht, die Einnahmen und Ausgaben ,der
Rentenversicherung in den nächsten Jahren auszu­
gleichen, hängt ,aber davon ab, wie stark die Arbeit-'
nehinereinkommen in {den nächsten Jahren' zuneh-

1) . Angaben für' Nettorentenniveau. zürnTeil vorläufig. Renten­
betrag im Kalenderjahr; Abzug (1968, 1969) und RÜckzahll\ng
(1972) des Krankenversicherungsbeitrages berücksichtigt.

2) Rentenbetrag am 1. Juli des Jahres. .
3)' Für Bestandsrenten in der Rentenversicherung. der Arbeiter

und der Angestellten bei einer perSÖI1lichen Bemessungs­
grundlage von 100 vH (DurchschiIittsverdienst).'

4) Durchschnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versich~r­
ten; das Nettoarbeitsentgelt ist d'araus berechnet durch Ab­
zug der dur.chschnittlichen Belastung aller abhängig Beschäf­

'tigten mit Lohnsteuer und Sozialbeiträgen entsprechend den
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, ab 1970 eigene Be-
rechnung. ' ,

5) Eigene Schätzupg.

Tab e 11 e 28

Rentenniveau 'I)

Altersruhegeld 3)

Monatliche
' gemessen am

Rente 2r Brutto- Netto-

Jahr 1) arbeitsentgelt 4)
----

. bei 40 aniechnungsfähigen
Versicherungsjahren

DM vH

1957 214,10 ' 50,9 59,3

1958 214,10 48,2 56,7

1959 227,10 48,6 -57,1

1960 240,60 47,3 56,3

1961 253,60 .45,3 54,3

1962 266,30 43,6 - 52,5

1963 283,90 43,8 53,0

1964 307,10 43,5 53,0

1965 335,90 13,7 52,7

1966 363,80 44,1 54,0

1967 392.90 46,1 56,7

1968 424,50 4ö,b 57,4

1969 459,80 45,7 57,9

1970 489,00 44,0 56,9

,1971 515,90 41,5 54;6

1972 600,40 43,5 57,3

1973 668,60 41,6 56,6

1974 743,50 41,6 57,4

1975 826,00 43,2 59,5

1976 916,90 , 44,8 63,3

1977 '1 OP8,10 46,3 66,2

1978 } 5' 1 008,10 46;1 65,4
, 1979 ' ) 1053,50 45,6 64,4

I

1) 'An weiteren Maßnahmen sindinsbesonctere zu nennen:
Freiwillige Beiträge führen künftig nur dann zu dyna­
niischenRentenansprüchen, wenn sie in einer gewissen
Re,gelmäß~gkeit·entrichtet werden. Ab 1979' ist jede
Beschäftigung, der regelmäßig mindestens '15 Stunden
in der Woche' nachgegangen :wird, versicherungspflich­
tig - ohne Rücksicht auf die Höh~ des Entgelts. Kurz­

,fristige Aushilfsbeschäftigungen innerhalb eines Jahres
werden zusammengezählt und sind versicherungspflich­

\tig, wenn sie mehr als' 50 Arbeitstage oder 2 Monate
bestanden. ,Die Höchstgrenze der Rentenzahlung im
Falle des Zusammentreffens von Unfall- und Alters­
renten ist herabgesetzt worden. Die 'in einembe~timm-

, tell., Jahr jeweils neuen Renten sollen künftig nicht
mehr hi;iher festgesetzt werden als die jeweils -laufene
den Renten. '

, 204. I . Die finanzielle Entwicklung der Krankenver­
sicherungen wurde in den Jahren 1976 und 1977 we­
sentlich dadurch geprägt, daß die Begrenzung des
Ausgabenanstiegs, ,die durch ,das .Kostendämpfungs­
gesetz des Jahres .1977 bewirkt werden sollte; be­
reits im Zusammenhang mit der Diskussidn um die-.
s~s Gesetz eingesetzt hatte. Schon 1976 war der
Ausgabenanstieg (+ 9,2 yH) wesentlich hinter der
Zunahme der Ein,nahmen (+ 15,5 vH) zurückgeblie-

men werden. Nach Berechnungen der Bundesregie- ,
rung werden beispielsweise zusätzliche Maßnahmen
daim erforderlich sein, wenn die Durchschnittsent­
gelte dei Versicherten dauerhaft mit 5 vH oder we­
nig~r' I zunehmen und die Beschäftigungslage sich

, nicht v'erbessert. Das Strukturproblem, der Renten~

versicherung,' das darin besteht,' daß, die Rela­
tion von Renten zu Erwerbstätigenentgelten und da­
mit auch die finanzielle Lage der Rentenversiche­
rung von Inflation und Wachstum abhängt; ist also
weiterhin nicht gelöst (JG 77 Ziffern 427 ft:).

nahmen zur 'finanziellen Sicherung der Rentenver­
sicherung zu ergreifen.' ;Erstmals wurde nun vorge­
seh~n, daß die Rentenaripassungeri nicht den Ein­
'kommenserhöhungen in den vOJ;'hergegangenen Pe­
rioden folgen sollen, sondern die Erhöhungssätze
wurden nach Maßgabe der finanziellen Lage der 'I
Rentenversicherung festgesetzt Im Jahre 1979 sollen
die Renten um 4,5 vH,' 1980 und 1981 jeweils um
4,0 vH erhöht werden. Ab 1982 soll die Renten­
anpassung 'dann wied~r den allgemeinen Einkom­
J.11enssteigerungen nach der bisherigEm Rentenformel
folgen. Außerdem soll 1981 der Beitrags~atz, mit
dem die Einkommen der Versicherten belastet wer­
den, von 18 vH auf 18,5 vH angehoben werden.

I Durch die Veränderungen von' Renten- und' Beitrags"
recht wird die Renten:versicherimg für die Jahre
1978 bis'1982 insgesamt um etwä37 Mrd DM finan­
zielI- entlastet, das sind rund 51/2 vH der in diesem
Zeitraum anfallenden Ausgaben der Rentenversiche­
rung. '
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'versicherungen zu Lasten d.er Krankenversicherun­
gen verstärkt wirksam, da sie jetzt für das g,anze
Jahr gilt. Trotzdem erlaubt~ es die günstige, Ausga­
benentwicklung einigen Krankenverslcherungsträ­
gern, im Laufe dieses Jahres ihre Beitragssätze zu
senken. Insgesamt kann in diesem Jahr mit einem
Einnahmenüberschuß 'der Krankenversicherungen
von mehr als 1 Mrd DM gerechnet werden. Schwer
abzuschätzen. ist, ob die Regelungen des Kosten­
dämpfungsgesetzes auch dauerhaft auf eine Stabili­
s~etung der Ausgabenentwicklung hinwirkenund so
ein Ansteigen der Beitragssätie ,der Krankenver­
sicherung verhindern werden.

205., Bei der Bundesanstalt für Arbeit hatte sich
1971 ein Dberschuß in Höhe von 0,3 Mrd DM erge­
ben. Da die Arbeitslosenzahl im laufenden Jahr
unter der des Vorjahres bleibt und' der Anteil',der
Leistungsempfänger an den Arbeitslosen zurück­
geht, wird de.t Haushaltsabschluß im lilufenden Jahr
trotz einer kräftigen Steigerung der arbeitsmarkt~

politischen Ausgaben, trotz' des 'schlechten W'etters
und der Streiks zu Jahresbeginn zumindest wieder'
kein Defizit aufweisen. Allerdings ist das nur mög­
lich, weil der' Bund die Kosten der Reiü~nversiche­
rungsbeiträge für die Arbeitslosen übernommen ).lat,
'die ab Juli 1978 von der Bundesanstalt für Arbeit
zu entrichten sind. Auch 1979 wird der Bund diese
Kosten (insgesamt etwa 3 Mrd DM) zu einem großen
Teil übernehmen müssen. . '

IX; Zur Entwicklung der Abgabenbelastüng

206. Der Abgabendruck, der auf den :Bürgern lastet, ,
führt immer wieder zu heftigen politischen Ausein­
andersetzungen. Gerade in den letzten Jahren war
neben konjunkturpolitischen Motiven der Wider­
stand gegen die hohen Abgaben Hauptgrund dafür,
daß mehrfach Maßnahmen zur steuE;lrlichenEntlastung
ergriffen wurden; Im Vordergrund dieser Diskussion
steht der Umfang der Steuerlast, die traditionell als
das Verhältnis des Steueraufkommens zum B;rutto­
sozialprodukt gemessen w~rd.

Die Entwicklung, der auf dem kassenmäßigen Steuer-·
aufkommen beruhenden Steuerquote zeigt keinen
eindeutigen Trend mehr, nachdem sie in den sechzi­
ger 'Jahren etwas über das 'durchschnittliche Niveau
der fünfziger Jahre angestiegen war {Schaubild '3.1). '
Sie ist vielmehr immer wieder zwischen 22 vH und
knapp 25 vH hin und her geschwanktj im langfristi.
gen Durchschnitt liegt sie bei etwa 23 1/2 vH. Auch
ist festzustellen, daß alsbald steuersenkende Maß­
nahmen ergriffen wurden, wenn die Steuerquote
über 24 vH gestiegen war. Dies geschah unlängst im
Zusammenhang mit 'der Einkommensteuerreform
1975 und zuletzt wieder für die Jahre 1978 und 1979.
Dabei ~st, allerdings, zu beachten, daß die Steuer­
quoten seit 1975 gegenüber denen' der Vergangen- .
heit überhöht sind, .da seither .nicht mehr Kinder­
freibeträge das Aufkommen an Lohn- und Einkom­
mensteuer mindern, sondern Kindergeld ge~ahlt
wird. Aber auch wenn man die Steuerquote um, die-
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sen Betrag' bereinigt, war sie im Jahre 1977 auf ein'
'überdurchschnittlfches'Nive<;iu angestiegen. Die steu-,
erpolitischen Maßnahmen, die' seitdem zur Ent­
lastung bei der Lohn- und Einkommensteuer, bei der'
Gewerbesteuer,' bei der L9hnsummE;lnsteuer, bei der
Grunderwerbsteuer und bei der Vermögensteuer
geführt haben, werden die Steuerquote bis 1979 vor­
aussichtlieh .wieder auf einen, Stand, zurückführen,
der etwa dem langjährige!) Durchschnitt entspricht;­
bei dieser Berechnung ist di~ für 1979 geplante Er­
l].öhung der Umsatzsteuer schon berücksichtigt wor:
den. .

Einen etwas anderen Verlauf zeigt' die Steuerquote
in . der, Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge­
samtrechnungen. Sie ist längerfristig etwas gestie­
geI;! (Schaubild 31).

Der Grund für- das etwas höhere Niveau der Steuerquote
in der Abgrenzung. der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
.Iiungen li~gt' darin, daß dort im Gegensatz zur Finanz­
statistik auch Abgaben der Europäischen ,Gemeinschaften
sowie der sogenannte Kohlepfennig zu den .Bteuern ge­
zählt werden; imßerdem stellen die ,Volkswirtschaftlichfm
Gesamtrechnungen für die Lohn- und Einkommensteuer
sowie für die Kqrperschaftsteuer Beträge ein, wie sie kas­
senmäßig entstanden wären, wenn nicht Arbeitnehmer­
sparzulagen und lnvestitionszulagen von 'den Steuerzah­
lungen 'in Abzug gebracht worden wären. Da all diese
Unterschiede zur Finanzstatistik im Zeitablauf steigende
Bedeutung erlangt haben, ergibt sich hier im Gegensatz
zur kasserimäßigen Steuerquote ~her ein leicht steigender
Trend.

207. Fraglich ist, ob' die Steuerquote, gleichv.iel in wel­
cher" Abgre.nzung, die staatliche Abgabenlast richtIg ab­
/;liIden kann. Besonders bei langfristigen Vergleichen tre­
ten Probleme auf, wenn beispielsweise d~r Staat ein be­
stimmtes Verhalten zeitweise 'mit Hilfe steuerlicher Be­
günstigungfm, zeitweise über, direkte Zahlungen zu för­
dern versucht; nur im ersten FaIJ wird die Steuerquote
berühr-t. Die oben angeführte Reform des FamiIienlasten­
ausgleichs i.st nur ein Beispiel von ,vielen derartigen Ver-
änderungen im ZeitablaUf,.. '

Schließlich ist stets zu berücksichtigen, daß Abgaben nic~t

die einzige Last sind, die der Staat seinen Bürgern auf­
erlegt. Vielfach vers licht er auch, mit Hilfe von Auflagen
und. sonstigen oftmals kostenwirksamen Regelungen de­
ren Verhalten in einer bestimmten Richtung zu verändern.

- Zum Teil werden, wie .bei der Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfall, 'auch Zahlungsverpflichtungen' ,auf Private ver-
lagert. '

, ,
I;Jer Subventionsbericht 'der Bundesregierung gibt alle
zwei Jahre einen Uberblick über sämt1~che Steuervergün­
sfigungen. Wegen vielfältiger We'chselwirkungen zwi­
schen den verschiedenen Vergünstigungen und Steuer-

, arten ist es aber nicht möglich, mit Hilfe der Angaben,
die sich dort über Steuerausfälle finden, ein um Steuer-
1-' . .

,ausfälle infolge -von· Steuervergünstigungen .~Iberejnigtes'l -
Sieueloufküülnlen zü ermitteln.

208. Auch Beiträge 'zur' Sozialversicherung können
weit überwiegend als staatlich festgelegte Zahlungs­
verpflichtungen gekennzeichnet werden. Zwar sind
.dIe einzelnen Zweige der Sozialversicherung prinzi­
piell als Versicherungen organisiert, so daß vom
Grundsatz her jeder Leistung des Versicherten auch
eine, Gegenleistung der Versicherung gegenüber­
stehtj das mag zu geringerem Widerstreben' gegen
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1) In jeweiligen Preisen; bis 1959 ohne Saarland und Berlin.-·2) Steuern an den Staat und tatsächliche Sozialbeiträge an den Staat; 1950 bis 1959 Sozialversicherungsbei- .
träge ohne unterstellte Einzahlungen in fiktive Pensionsfonds der Beamten (In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen).-' 3) Bereinigt um die buch-

. mäßigen Auswirkungen der Kindergeldrelorm; eigene Schätzung.- 4) Kassenmäßiges Steueraufkommen (In der Abgrenzung der FInanzstatistik) einschließlich EG-Anteile
und Investitionszulage aus dem Konjunkturprogramm vom Dezember 1974; bis 1959 ohne Saarland und Berlin.- 5) Ab 1960 ohne Verwaltungsgeblihren.- 6) Rentenver-

. sicherung der Arbeiter, Rentenversicherung der Anges.tellten und Knappschaftliche Rentenversicherung.- 7) Eigene.SchätZung.
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diese Abgaben führen. Hervorzuheben sind' jedoch
der Zwangscharakter diese.r Beiträge, und das große
Maß an Umverteilung zwischen den Mitgliedern der
Sozialversicherung, das nicht auf versicherungsbe­
dingten Regelungen beruht. Von. daher scheint es
,gerechtfertigt, neben der Steuerquote auch die Ent­
wicklung der Sozialbeitragsquote bei einer Analyse
der Entwicklung .der gesamten Abgabenlast zu be~
rücksichtigen. ' - ,

Nach einem Niveausprung in den Jahren, 1957 'und
1958 blieb die Sozialbeitragsquote bis 1965 nahezu
konstant. Im Gegensatz zur Steuerquote war dann
aber im Bereich der Sozialversicherung von 1965 bis
1977 ein klarer Trend zu einer höheren Abgabenbe-
lastung fes,tzustellen. '

209! Dieser Trend" schlägt auch durch, wenn man
Steuerquote und Sozialbeitragsquote zur Abgaben­
quote zusammenfaßt. Den bisherigen Höchststand
hatte diese im Jahre 1977 erreicht; in den Jahren
1978 und 1979 sinkt sie durch die vielfältigen steuer­
politischen Maßn~hmen zunächst einmal wieder. . '

210. Der Blick auf Steuerquote und Sozialbeitrags-'
quote verdeckt freilich die vielfältigen Bewegungen,
die zwischen' den Bestandteilen dieser Quoten stati:.­
finden und deren Entwicklung bestimmen. Für die
Merklicb.keit der 'gesamten Abgabenlast ist dabei
von Bedeutung, ob solche Abgaben, d,te für die Pri­
vaten besonders fühlbar sind, stark zuneh:gJ.en.. Zwar
gibt' es .keine genauen Maßstäbe für die MerklIch­
keit von Abgaben; man kann aber davon ausgehen,
daß die Abgaben' um so stärker in das Bewußtsein
der Abgabepflichtigen treten, je dir~kter 'sie den
einzelnen Bürger belasten.

. ,211. Unt,ersucht man -unter' diesem 'Gesichtspunkt
die Veränderungen in der Struktur des Steuersy­
stems, die bei mittelfristig kaum veränderter Steuer­
quote an den 'Veränderungen der Relation der Steu~

erarten zum Bruttosozialprodukt verdeutlicht wer­
den können, so fällt im, langfristigen Vergleich auf,
wie stark die Bedeutung der Steuern vom Einkom­
men (Lohnsteuer, veranlagte Einko~mensteuer,Kör­
perschaftsteuer und andere) im Zeitablauf zugenom­
men hat (Tabelle 29). Diese Entwicklung ist aus-,
schließlich auf die große Dynamik der Lohnsteue,r
seit Anfang der sechziger Jahre zurückzuführen\
während die Einkommensteuer der i Veranlagten
langfristig etwa wie das Bruttosozialprodukt anstieg
und die Körperschaftsteuer als reine Gewinnsteuer
ihrem Anteil nach lange Zeit eher abnahm. Die
Lohnsteuer hatte in den fünfziger Jahren ein ähn-
liehes Gevvicht v;ie die Steuern vom Vermögens-
besitz (Vermögensteuer, Grundsteuer, Lastenaus­
gleichsabgaben) 'und d~e Einkommensteuer der Ver­
anlagten; die Bedeutung der umsatzbezogenen Steu­
ern und der Steuern vom Verbrauch und Aufwand
war damats' viel größer. Vom Beginn der sechziger
Jahre .an aber stieg das L6hnsteueraufkommen er-

. , , heblich stärker als das Sozialprodukt. 'Heute erbringt
die Lohnsteuer nahezu 30 yH des gesamten Steuer­
aufkommens, im Jahre 1960 waren "es noch 12 vH
gewesen.
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Die ,Entwicklung der Lohnsteuer ist auf verschiedene
Einflußfaktoren zurückzuführen:,' '

- Der Anteil der Arbeitnehmer an der Gesamtzahl
der Erwerbstätigen ist im Zeitablauf stark gestie­
gen.' Im Jahre 1960 bettug er 77,2 vB, 1978 etwa
85,4 .vH. Insoweit korri.mt in dem Anstieg der
Lohnsteuer zum Ausdruck, wie stark sich die Er­
werbstätigep.struktur geändert hat. Dagegen hat
die Steigerung der durchschnit~lichenLöh~e und
Gehälter im Vergleich zum Bruttosozialprodukt
nur wenig zu dem, erhöhten Gewicht der Lohn­
steuer beigetragen.

- Am wichtigsten für die zunehmende Bedeutung
der Lohnsteuer fst die progressive Ausgestaltung
des Steuertarifs. Werden keine Änderungen am

.Tarif vorgenommen, so nimmt das Aufkommen
an Lohnsteuer .stets stärker zu als die Summe
der Löhne und Gehälter,. aus der sie ztl entrich­
ten ist. Dies gilt unabhängig davon, ob der Stei­
gerung der Löhne und Gehälter ein realer Zu­
wachs des Sozialprodukts entspricht oder ob sie
lediglich auf inflationäre Prozesse zurückzufüh- '
ren ist.' -

, - Schließlich ist zu beachten, daß die· Aqgrenzung
zwischen Lohnsteuer und Eink9mmensteuer recht
willkürlich ist. Sobald ein bestimmtes Einkommen
erreicht ist, kann der Arbeitnehmer zuviel ge-

'zahlte Steuern nicht mehr im Wege des, Lohn­
steuerjahresausgleichszurückerhalten --.:... a~so zu
Lasten des Lohnsteueraufkommens -; sondern
muß eine Einkommensteuererklärung abgeben,
und Steuerrückzahlungen gehen danp zu Lasten
des Aufkommens an veranlagter Einkommen~

steuer. Derartige Erstattungen machten 1978 über
, 5 Mrd DM aus.

Die Tarifreform von 1975 hat an der Dynamik der
Lohnsteuer nichts geändert. Sie, brachte zwar eine
Unterbrechung des Anstiegs" aber anschließend
nahm die Lohnsteuer auch unter qem neuen Tarif
wieder doppelt so schnell zu wie das Sozialprodukt.
Schon 1977 kam es deshalb zu Maßnahmen, die die­
ser 'Entwicklung teilweise sofort, teilweise 1978 Ein­
halt gebieten sollten, und ab 1979 wird ein neuer
1'arifgültig sein. 'Erstmals seit Mitte der füI).fziger
Jahre wird die Lohnsteuer zwei Jahre hintereinan­
der (1978 und 1979) 'langsamer als das Bruttosozial­
produkt zunehmen.

212. Trotz der hohen Elastizität der Lohnsteuer
stagnierte die Steuerquote im längerfristigen Ver-'
gleich nahezu, da andere Steuern diese Bewegung
der Lohnsteuer kompensierten.

Die- Steuern :vom Verbrauch und .l~,,"ufv;[and, die inl
wesentlichen mengenbezogen sind, gehen sowohl
ifIl Verhältnis zum' nominellep. Sozialprodukt als
auch' in Relation zum gesamten Steueraufkommen
zurück, wenn die Steuersätze nicht nach Maßgabe

. der Preissteigerungen regelmäßig angehoben wer­
den. In der Vergangenheit haben zwar manche Ein­
zelsteuern, wie' die Mineralölsteuer, zeitweise eine'
große Dynamik entfaltet,' da der Verbrauch der be­
steuerten Güter' außerordentlich zunahm; auch
Steuersatzanhebungen spielten. bei dieser Entwick-
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Tab eil e 29

Zur Elastizität ausgewählter Steuerarten

Kassenmäßige~ Steueraufkommen in vH des Bruttosozialprodukts 1)

Jahr

1952

'Ül53

1954

,1955
, 7)

1956

1957

1958

1959

1960

196'1

1962

1963

~964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

1974

1975

1976

1977

'1978 }
1979 B)

Steueni

,vom Einkommen 2) vom auf den
,Verbrauch

' vom
vom Gewerbe- Vermögens-

insgesamt darunter Umsatz 3) und betrieb 5) besitz 6)
Lohnsteuer Aufwand 4)

8,0 2,5 6,2 4,8 1,9 2,3

8,3 2,4 6,0 4,8 2,0 2,4

'7,8 z',3 '6,0 4,6 2,0 2,5

7,2 2,3 6,1 4,6 2,0 2,3

:J,4 2,6 6,1 ,4,6 ' 2,0 2,2

7,4 , 2,3 5,8 4,5 2,2 1',9

7,1. 2,4 5,6 4,4 2,2 1,8

,7,3 2,2 5,7 4,5 2,4 1,9

8,1 2,7 5,7 4,6 ' 2,5 1,6

9,0 3,2 5,7 4,7 2,5 1,6

9,3 3,4 5,6 4,7 2,4 1,6

9,5 3,6 ,5,6 4,8 2,4, 1,4

9,4 3,8 5,5 4,8 2,4 1,4

9,0 3,7 5~6 ' 4,8 2,3 1,3

9,1 3,9 '5,4 4,8 2,3 1,2

8,9 4,0 5,3 5,3 2,2 . 1,3

9,2 4,1 4,9 5,0 2,2 1,2

9,6 4,5 6,3 4,9 2,6 1,1

9,2 5,2 5,8 4,5 1,8 1,1

9,5 5,7 5,8 4,3 1,9 1,0

10,3 6,0 5,8 4,5 2,1 0,9

11,1 6,7 5,5 4,5 2,2 0,9

11,5 7,3 5,4 4,2 2,2 0,9

10,9 6,9 '5,4 4,1 2,0 0,9

11,2 7,2 5,3' 4,0 2,1 0,9

" ,12,2 7,6 5,3 4,0 2,2 1,0

11,9 7,1 5,8 3,9 2,1- 0,9

11,4 6,9 ' 6,0 ' 3,8 2,1 0,7

,. ,

1) In jeweiligen Pr~isen. ,
2) Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, nichtveranlagte Steuern vom Ertrag, Körperschaftsteuer, Abgabe Notopfer Berlin, Er-

gänzungsabgabe; ab 1975 einschließlich Investitionszulage aus dem Konjunkturprogramm vom Dezember 1974.
3) Umsatzsteuer, Mehrwertsteuer, Einfuhrumsatzsteuer, Versicherungsteuer u. a.
4) Mineralölsteuer, Tabaksteueri Branntweinabgaben, Kraftfahrzeugsteuer u'. a.
5) Gewerbesteuer,' Schankerlaubnissteuer,
6) Vermögensteuer, Grundsteuer, Lastenausgleichsabgaben u, a. '
7) Ohne Saarland und Berlin.
B) , Eigene Schätzung.

'lung eine Rolle. Beides hat nicht ausgeglichen; daß
der größte Teil der Steuern vom Verbrauch und
Aufwand im Trend eine langsamere Entwicklung, als
das Sozialprodukt aufweist.

213. ' 'Das Aufkommen der umsatzbezogenen St~uern
wird zwar von inflationären Prozessen nicht be-

, rührt, da die Umsätze ,entsprechend der Inflation an-

, .

steigen. Im Trend hat' es aber aus dEm unterschied­
lichsten Gründen doch etwas langsamer als das So­
zialprodukt zugenommen. Sq ist der Anteil der um­
satzbezogenen Steuern am, Steueraufkommen bis
1911 auf 21 vH gesunken, nachdem er Anfang d'es
Jahrzehnts noch 25112 vH betragen hatte. Die Anhe­
bung des Umsatzsteuersatzes in den Jahren 1978
und 1979 führt allerdings dazu, daß dieser Rück-
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gang im Anteil wieder wettgemacht, wird; im Jahre
1980 nimmt der Anteil sogar weiter zu, da dann die
geplante Steuererhöhung ,des Jahres 1979 erstmals
für ein ganzes Jahr gültig sein wird.

214. Die Steuern und Abgaben-vom Vermögens­
besÜz sind in ihrem Anteil' langfristig zurückgegan­
gen. Dies ist im wesentlichen darauf zurückzuführen,
daß die Lastenausgleichsabgaben, die in den fünfzi­
ger Jahren in absoluten Beträgen festgesetzt wur­
den, im Laufe der Zeit an Gewicht verloren' haben;
auch wurden viele, Lastenausgleichsschulden vorzei­
tig abgelÖst, so daß das Aufkommen in späteren
Jahren sogar absolut rückläufig war. Außerdem ver­
lor die Grundsteuer immer mehr an Bedeutung.

\ ,

215. Die Zunahme der Quote der Sozialbeiträge
seit Mitte der sechziger Jahre ist ebenso wie die
der Quote der Lohnsteuer teilweise auf einen zuneh­
menden Anteil der Arbeitnehmer and~m Erwerbs­
tätigen zurückzuführen. Schon bei konstanten Bei­
tnlgssätzen hätte die Sozialbeitragsquote aus die-

. sem Grunde zugenommen; gieser Effekt wurde durch
die Anhebung der Beiträge in den einzelnen Ver­

. sicherungszweigen verstärkt (Schaubild 32).

Zunächst wurde der Beitragssatz der Rentenver­
, sicherUiIlg 1) schrittweise 'amgehoben. Von 195~ bis

1) Die Angaben gelten für die Rentenversicherung der'
Arbeiter und die Rentenversicherung der Angestellten,
nicht: für die knappschaftliehe Rentenversicherung; dort
beträgt der Beitra,gssatz seit 1957 unverändert 23,5 vH.

1967 hatte er 14 vH betragen, bis' 1973 stieg er'
auf 18 vH ani dies'er Satz gilt bis heute. Der Anteil

,des Bundes an der Finanzierung der Ausgaben der
Rentenversicherung hat sich im Zeitablauf verrin­
gert. Zu der Erhöhung der Beiträge war es trotz
eines ,zeitweise sinkenden Bruttorentenniveaus ge­
kommen, weil das Verhältnis zwischen der Zahl
,der Rentner und der Zahl' der Beitragszahler stark
zunahm und die Leistungen der Rentenverskherung
Anfang der siebziger Jahre"deutlich verbessert wur-
den. '

Seit 1970 ist der Anstieg der Sozialbeitragsquote
auch durch die Kostensteigerungen im Gesundheits­
wesen verstärkt worden. Im Jahre 1970 waren die
Beitragssätze in den Krankenversicherungen im
Durchschnitt noch von 8,5 vH auf 8,2 vH gesenkt
worden, da die Kosten der Lohnfortzahlung für
Arbeiter im Krankheitsfall von der Krankenver­
sicherung auf die Arbeitgeber Übertragen worden
waren. Seitdem bewirken Mehrausgaben, sowohl
aufgrund von' Leistu~gsver:besserungenals auch in-

:folge einer stärkerEm Inanspruchnahme dIeser Lei­
stungen, daß der durchschnittliche Beitragssatz bis
1977 auf 11;4 vH anstieg. Er ist 1978 nach unserer
Schätzung unverändert geblieben. und wi~d 1979
voraussichtlich etwas zurückgehen: .

Schließlich kam in den sie1Jziger Jahren hinzu, daß
auch die Arbeitslosenversicherung mehrfach ihre
Beitragssätze erhöhte. Zunächst war es die Verbes­
serung ihrer Leistungen, seit 1975 dann zusätzlich­
die Unterstützung für die groß'e Zahl der Arbeits:

. losen, die die ~rhöhungder Beitragssätze riotwendfg
machte.

S c hau b i I d 32

AUSGEWÄHLTE SOZIALBEITRAGSQUOTEN, .

Sozialbeiträge1) in vH des Bruttosozialprodukts2j
vH
8

vH
,....------,--------,---.-:-------,---------r------.----------,8

Arbeitslosenversicherung

"""---

4

2

6

--
"~

~J_;..----___1--~./
Rentenversicherung3) / ~

4' I----'-------Ir-=~'-----I-----_+-------,--_+---,----~'""--__,___--___j

---_........,~~ ....",..---""I.._'",.~....-' .

I ~ankenversicherung' /'--11----· -""·""·-";I;--~' ,- -1

6

, 2

o I--~.,--,--......,r-~.,--r-..-I+--r--.-,-,.-+--r--r-,-,.--t--r-r-.,.-r-+--.,--,--.-,;-/ 0
1950 51 52 53 54 55 56 57' 58 59 60 61 62, 63 64 65 66 67 68 69, 70 71 72 73 74 75 76 77 784)794)

1) Sozialbeiträge an den Staat (in der Abgrenzung der Voli",'lirlschaftllChen Gesamtrechnungen),- 2) In je\';eiligen Preisen; bis 1959 ohne Saarland und Berlin.- 3) Rentenver-
sicherung der Arbeiter, Rentenversicherung der Angestellten und Knappschaftliche Rentenversicherung.- 4) Eigene Scnälzung. •
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216. Die starke Steigerung der Abgabenquote, ins­
besondere von Mitte d.er sechzigei: Jahre bis 1971,
war also zur Hauptsache auf die zusätzliche Be­
lastung' der Einkommen aus unselbständiger Arbeit
mit Lohnsteuer und Sozialbeiträgen zurückzuführen,
während die anderen Abgabearten in .ihrer Bedeu­
tung eher stagnierten 'oder sogar abnahmen. Da bei
den direkten Abzügen vom, Einkommen die Merk­
lichkeit höher ist als bei Steuern, die indirekt über
Preiserhöhungen zu Einbußen bei den Realeinkom­
,men führen" ist wegen der Änderung in der Be­
lastungsstruktur die Merklichkeit der Abgabenlast
trotz einer im wesentlichen unveränderten Steuer­
quote angestiegen.

;!17. Die Zunahme der Belastung der Haushalte mit
Lohnsteuer und, Sozialbeiträgen läßt sich an der
Abgabenentwicklung in einzelnen typisierten Haus­
halten im Zeitablauf ve~deutliche~ (Schaubild 33).

Um diE\ Abgabenbelastung der Arbeitnehmerhaus­
halte im Zeitablauf darzustellen, wurden vier fiktive
Haushalte ausgewählt:

I. Ein lediger Arbeiter mit einem Einkommen, das
in all~n Jahren 20 vH Über der Bruttolohn- und'
-gehaltssumme je durchschnittlich beschäftigten
Arbeitnehmer liegt. Der Zuschlag von' 20 vH
soll schätzungsweise ausgleichen,daß qie rech­
mirischEm Durchschnittsentgelte gegenüber den
tatsächlichen zu niedrig ausgewi'esen werden,
weil die Einkommen der nicht vollbeschäftigten
Arbeitnehmer mit in die. DurchschnittsJ?erech­
nUl!g einhezogen sind.

II. Ein verheirateter Arbeiter mit zwei nicht beo<
rufstätigen Kindern; die Ehefrau ist ebenfalls
nicht berufstätig. Das Einkommen entspricht
dem des Haushalts I (mittleres Einkommen).

III. Ein Arbeiter mit dem gleichen Familienstand
wie im Haushalt II, aber mit einem Eip.kommen,
das in allen Jahren halb so groß ist wie das
deS Haushalts I (niedriges Einkommen).

IV. Ein Arbeiter mit dem gleichen Famil~enstand

wie im Haushalt II, aber mit einem Einkommen,
das in allen Jahren doppelt so groß ist wie das
des Haushalts I (hohes Einkommen).,

Als Abgaben wurden die Lohnsteuer, das Notopfer
Berlin, die Ergänzungsabgabe zur Lohnsteuer und
die Beiträge zur Sozialversicherung, nicht aber der
rÜckzahlbare Konjunkturzuschlag und die zeitlich
befristete Stabilitätsabgaoe in die Rechnung einbe­
zogen. Außerdem war ,zu berücksichtigen, daß in
dem betrachteten Zeitraum (1950 bis 1979) die Rege­
lungen des Fa,milieI).lastenauSgleichs geändert wur­
den; von 1961 bis 1974 wurde teilweise Kindergeld
gezahlt, teilweise wurden Kinderfreibeträge bei der
Lohnsteuerberechnung berücksichtigt. Um eine, im
Zeitablauf vergleichbare Reihe zu erhalten, wurde
in allen Jahren das jeweils gezahlte Kindergeld als
'"negative" Steuer an,gesehen. .

218,. Die durchs~hnittliche BelastuJ;J.g des Einkom~
mens hat in allen ausgewählten Haushalten außer
im Haushalt' III bis 1971 zugenommen. Für den.

Alleinstehenden (Haushalt I) gilt dies seit 1950, für
die anderen Haushalte seit Anfang _der. sechziger
Jahre. Diese Entwicklung wurde allerdings durch
die Änderung' des Steuertarifs und die Reform des
Famil~enlastenausgleichs im Jahre 1975 unterbro­
chen. Auch 1978 ging die Abgabenquote' als Folge
der Erhöhung verschiedener Freibeträge .sowie des
Kindergeldes, in allen Haushalten zurück. Die ge­
plante Änderung des Steuertarifs im Jahre ,1979
wird sich uneinheitlich auswirken; für die Haushalte
II und III ergibt sich keine weitere Verminderung
der' Abgabenlastj für Haushalt n nimmt die durch­
schnittliche Belastung sogar wieder zu, während die
Haushalte I und IV wie schon 1978 deutlich entlastet
werden. ,

Die Unregelmäßigkeiten im Verlauf (l.er Abgaben­
quote des Haushalts III (mit niedrigem Einkommen)
sind darauf zurückzuführen, daß 1961 das Kinder­
geld für das zweite Kind eingeführt wurde' und daß
dieser Haushalt die Einkommensgrenze in 'bezug auf
das' Kindergeld im Jahr 1970 überschritt, im Jahr
1971 aber wieder von der Anhebung dieser Ein­
kommensgrenze profitierte.

219. Stellt man die Frage, wie stark in den einzel­
nen Jahren 100 DM belastet worden wären, wenn
die einzel~enHaushalte diesen Betr~g im -Mona.t ~u­
sätzlich verdient hätten, so ergibt sich längerfristig
betrachtet ein unei.nheitliches Bild. Für jeden I;Iaus-.
haltstyp 'gelten unterschiedliche Niveaus, Trends
und Schwankungen der sogenannten Grenzbela­
stung. Maßgeblich sind im Einzelfall

- der Zeitpunkt, zu dem das zu' versteuernde Ein­
ko~men den Grundfreibetrag überschreitet (bei­
spie,lsweise bei Haushalt II ab 19.60, bei Haus-
halt III ab 1970) i '

die Wirkung' der steigenden Grenzsteuersätze
bei ,steigendem Einkommen ("direkte Progres­
sion") für solche SteUerpflichtigen,' deren 'Ein­
kommen höher liegt als das .Einkommen, ,bis zu
dem zusätzliche Einkommen mit einem konstan­
ten Steuersatz belastet werden (beispielsweise
die Haushalte lund IV seit 1968);

- der Zeitpunkt, zu dem das Einkommen die Bei­
tr.agsbemessungsgrenze bei einem der Sozialver­
sicherungszweige über- oder unterschreitet
(Haushalte I und II in dEm Jahren 1958 und' 1978) j

der ZeitpUnkt, zu dem das' zu versteuernde Ein­
kommen die Einkommensgrenze der Ergänzungs~

abgabe überschreitet (Haushalte I u,nd IV 1m
Jahre 1972) i

\ , -
der Zeitpunkt, zu dem das zu versteuernde Ein-
kommen die" EinkcHnmeilsgrenze überschreitet,
die es bis 1974 beim Kind,ergeld gab (Haushalt III
im Jahre 1969).

Gemeinsam ist allen Haushaltstypen, daß ihre
Grenzbela,stung zumindest seit Anfang der siebziger
Jahre, teilweise auch schon eher, wesentlich zuge­
nommen hat. Die Verän~erungen im Steuertarif seit
1971 haben daran bei den hier ausgewählten Haus­
halte!). wenig- geändert. '
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S c hau b i 1d 33 .

DURCHSCHNITTLICHE UND GRENZBElASTUNG1) DES EINKDMMENS
FÜR AUSGEWÄHLTE HAUSHAlTSTYPEN2)

Durchschnittliche Belasfung vH
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1) Unter Berücksichtigung von Lohnsteuer (Lohnsteuerklasse ibZI'l.III/2), Notopfer Berlin; Ergänzungsabgabe, Sozialbeiträgen, Kindergeld.
2) Haushaltstypen:

I = Lediger Arbeiter, Einkommen 20 vH höher als die Bruttolohn- und -gehaltssumme je durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer (Inländer); für 197B und 1979 eigene
Schätzung. '. . .

It ~ Verheirateter Arbeiter mit2.Kindern; Einkommen wie Haushaltstyp 1..
11I - Verheirateter Arb~iter mit 2 Kindern; 50 vH des Einkommens von Haushaltstyp I.
IV "Verheirateter Arbeiter mit 2 Kindern; 200 vH des Einkommens von Haushaltstyp I.

ö) Zusätzliche Steuerbelastung in vH des Einkommenszuwachses. .

SR 780723
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Zu beachten ist, daß die dargestellten Kurven eine
Anschauung von typisierten· Verläufen vermitteln
sollen und nicht ohne weiteres verallgemeinert wer­
den können. Für andere Haushalte würden sfch an­
dere Verläufe der Abgabenquote und.der Grenzbe­
lastung über die Zeit ergeben..

220. Die Entwicklung der Belastung zusätzlichen
Einkommens in der Zeit kann anhand 'der Abgaben­
last ausgewählter Haushalte nur in Grenzen ver­
deutlicht werden. Einen umfassenderen EinbIlek gibt
ein direkter Vergleich der Einkommensteuertarife
im Zeitablaufi dabei bleiben allerdings die Sozial­
beiträge .unberücksichtigt.

uin eÜe verschiedenen Tarife 1) miteinander verglei­
chen zu kannen, mußte berücksichtigt werden, daß
eine D-Mark früher nicht mehr einer D-Mark im
Jahre 1919 entspricht, weil allgemeine Preissteige­
rungen, die sich auch jn der· Einkommensentwick­
lung niederschlugen, die D-Mark ständig entwertet
haben. Dieser Inflationseffekt wurde berücksich­
tigt, indem sämtliche Steuertarife ,so inflationiert
wurden, daß sie vom Realeinkommen her 'mit dem
Tarif vergleichbar sind, der ab 1. Januar 1919 aller
Voraussicht nach gültig sein wird. Schaubild 34
zeigt also, wie vergleichbare Einkommensbeträge
imZeitablauf nach den verschiedenep. Tarifen ge­
mäß den Grenzsteuersätzen der. Einkommensteuer
unter~6rfenwurden. .

Bei der Interpretation sollte beachtet werden, daß
es problematisch sein kann, sämtliche Einkommen
nach Maßgabe desselben Preisindex vergleichbar

, zu inachen. Denn, es ist ·nicht aus'zuschFeßen, daß
sich bei den verschiedenen Einkommensklassen 'die
inflationä~en Prozesse in ·unterschiedlichem .Ma~e
'ausgewirkt haben.

221. Der Tarif des Jahres 1953 unterscheidet sich
von· den Tarifen, die später gegolten haben,· durch
die 'stufenweise Veränderung des Steuersatzes, der
für zusätzliche Einkommensbeträge Anwendung fin­
q.et. Zudem beträgt der Grenzsteuersatzbei sehr ho­
hen Einkommen bis zu 80 vH - ein Belastungssatz,
der bei den damals sehr. nohen Steuervergünstigun­
gen im Einkommensteuergesetz wohl selten effektiv
wurde. Im übrigen ähnelt dieser Tarif - sieht man
von den Stufen einmal. ab - stark einem Tarif mit
durchgehender Progression.·

Die späteren Tarife begannen mit dem Zugriff auf
das Einkommen der Steuerzahler sämtlich bei einem,
hÖheren Einkommen als der Tarif von 1953; dieser
Eingriff setzte dann aber auch sogleich viel stärker
ein, die Grenzbelastung betrug zwischen 19 v-H und
22 vH. Allen diesen Tarifen gemeinsam ist 'auch die
untere Proportionalzone des Tarifs, das heißt, bis zu
ei-nem bestimmten Einkommen bleibt' der Gren.z­
steuersatz konstant. Auffällig ist, wie eng beieinan­
der die vergleichbaren Eiinkommensbeträge liegen,

1) Anfang der fünfziger Jahre unterlag der 'Steuertarif
vielfachen Änderurigen; beispielhaft wurde für diese
Zeit der Tarif ausgewählt, der in der zweiten Hälfte
des Jahres 1953 gegolten hat.

die das Ende' dieser sogenannten Proportiönalzone
kennzeichnen.

Im Anschluß an diese ZQne mit ,konstantem Grenz­
steuersatz fanden die häufigsten und die bedeutsam­
sten 'Tarifänderungen statt. Die im unteren Teil des
Schaubildes angeg!,!benem. Einkommenssteigerungen
machen auch' deutlich, daß dieser, Bereich von der"
Zahl der Betroffenen her mit der· Zeit immer grö­
ßere Bedeutung erlangte. Die Tarifreform, die 1919
in ,Kraft treten soll, stand fast ausschließlich im Zei- '
ehen der Diskussion um deI! Tarifver1auf in diesem
Bereich. So wie 1965 wurde nun wieder ein Tarif
gefunden, der keinen Sprung, wohl aber einen Knick
in der Veränderung der Belastung zusätzlichen Ein­
kommens zeigt.

Von einer bestimmten Einkommenshöhe ab geht
dieser Tarif in der Belastung zusätziichen Einkom­
mens' über alle bisher angewandten Tarife hinaus.
Bei einem Vergleich mit dem Tarif von 1965, ist
allerdings- zu beachten, daß dieser nur bis 1961 in
der dargestellten Form der Besteuerung zugrunde
gelegt wurde. Im Jahre 1968'wurde die Ergänzungs­
abgabe eingeführt, die für zu versteuernde Einkom­
men ab 16020 DM (bzw. 32040 DM für Verheiratete)
eine zusätzliche Belastung eines Mehrverdienstes
in Höhe von 3 vH der Einkommensteuer brachtej
das bedeutet, daß der, dargestellte Steuertarif ab

·1968 die Grenzbelastung für hÖhere Einkommen et­
was unterzeichnet.

Die eigentliche Neuerung des Tarifs 1919 gegenüber
dem zuvor ,gültigen Tarif liegt in der Verminderung
der Grenzbelastung iin Anschluß an die sogenannte
ProP9rtionalzone. Da. aber der Tarif bei dem glei­
chen nominellen Einkommensbetrag in einen Spit- ­
zensteuersatz von 56'vH mündet, hatte ,dies notwen­
digerweise zur Folge, daß die Grenzsteuersätze im
Anschluß' an die Prqportionalzone jetzt stärker als
früher, allerdings zunächst auf. deutlich niedrige­
rem Niveau, ansteigen.

222~ ,Der' Tarifvergleich zeigt, wie' bei von der Kauf­
kraft her vergieichbaren Einkommen Einkommens­
zuwächse im Zeitablauf unterschiedlich besteuert
wurden. Die Tendenz zu höherer Grenzbelastung zu­
sätzlichen Einkommens ~m Laufe der Jahre ist deut-'
lieh sichtbar. Wepn dieser Befund aber mit ein An­
laß für die Veränderungen am Steuertarif in den
letzten Jahren war, dann zeigt' Schaubild 34, da'ß
sich hieran nichts Wesentliches geändert hat. Dies
wäre auch nur bei drastischen. Veränderungen des
Steuertarifs moglich, was gleichzeitig - falls nicht
die Steuerquote stark gesenkt werden sollte - ent­
sprechende Veränderungen '·im Steuersystem zur
Folge haben müßte.

Berücksich.tigt man zusätzlich, daß heute allgemein
auch höhere Realeinkomm~nbezogen werden als zu
den' Zeiten, in denen die anderen Tarife Gültigkeit
erlangten, daIin ist die Feststellung ei)1er im Durch­
schnittgestiegenen Grenzbelastung verstärkt gültig.
Die· Steigerung q,er durchschnittlichen, realen Löhne

,und Gehälter in der Zeit wird an der Veränderung
des zu versteuernden Einkommen:s des Haushalts I,
die in Schaubild 34 aufgezeigt wird, verdeutlicht.
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1) Oie zu versteuernden Einkommenwurden durch Berücksichlig'ung der seit dem Inkrafttreten der jeweiligen Tarife,bis zum 1. 1. 1979 eingetretenen Preissteige­
rungen \Preisindex für die Lebenshaltung eines 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalls mit mittlerem tinkommen) vergleichbar gemach\.- 2) Für Unverheiratete
(Grundtabelle).- 3) Gemäß Gesetzentwurf, der Bundesregierung vom 22.,9. 197B (Bundestagsdrucksache 812118) Allgemeiner Tariffreibetrag in Höhe van 510 DM
in den Tarif eingearbeitet.- 4) Zusätzliche Steuerbelastung in vH des Einkommenszuwachses,- 5) Zu versteuernder Einkommensbetrag eines ledigen Arbeit­
nehmers mit einem Einkommen von 20 vH über der Bruttolohn- und -Gehaltssumme je durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer (Haushaltstyp I;siehe
Textziffer217).
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223.' Alles in allem kann auch der Tarifvergleich
einen Eindruck davon vermitteln, wie sich im Zeit­
abiauf die für die Steuerzahler bedeutsame Bela­
stung iusätzlichen Einkommens verändert hat:. Nicht
aber geht aus ihm hervor, zu welcher durchschnitt­
lichen Belastung der verschiedenen Einkommen die
einzelnen Tarife geführt haben. Daß auch diese an­
gest~egen ist, ging bereits aus der Analyse der Ent-

wicklung des Lohristeueraufkommens hervor. Zu ­
betonen ist aber, daß sich die steigende durch­
schnittliche Belastung und die steigende Grenzbela­
stung seit etwa 1960 ergeben haben, obwohl die
Steuerquote im wesentlichen.unverändert geblieben
.ist. Die zunehmende B"e~astung der, Einkommens-.
erzielung ist also von abnehmender Belastung der
Einkommensverwendung begleitet gewesen.

.,
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ZWEITES .KAPITEl

Die voraussichtliche Entwicklung

I. Die wirtschaftspolitischen
Rahmenbedingungen

224." Zu den' Aufgaben' des Sachverständigenrates
gehört es, eine Vorausschätzung der wirtschaft­
lichen Entwicklung für das kommende Jahr vorzu­
legen. Wir teilen die Ansicht, daß die Möglichkei­
ten, quantitative Angaben über die künftige Ent­
wicklung zu gewinnen,' eng begrenzt "sind. Darauf
haben wir in allen unseren Gutachten mit. Nach­
druck hingewiesen. Unsere Prognosen beruhen auf
Informationen aus der Vergangenheit. Soweit diese
etwas über die Zukunft aussagen, sind sie gleich~

wohl unsicher; denn Plän'e können. geändert, bereits
getroffene Entscheidungen revidiert werden. Wir
können nur versuchen, aus dem breiten Band der
möglichen Entwicklungen jene' heJ;auszufinden, die
wir aufgrund von Uberlegungen und Erfahrungen für
die wahrscheinlichste halten. Aber auch eine solche
Prognose ist nicht das eigentliche Ziel, sondern nur
das Mittel, um Fehlentwicklungen so früh wie mög-

. lich zu erkennen und Wege aufzuzeigen, diese so­
weit.wie möglich zu vermeiden..

225; Prognosen der wirtschaftlichen Entwicklung
sind immer bedingte Aussagen, die auf bestimmten
Anri.ahmen über das Verhalten der am Wirtschafts­
prozeß, Beteiligten fußen. Die Prognose mag die
endogen . bestimmten konjunkturellen Tendenzen
zutreffend beschreiben, aber sie kann trotzdem

.eine Fehlprognose sein, wenn sich die Rahmendaten,
auf denen sie beruht, im nachhinein als falsch oder
überholt erweisen. Zu den exogenen Größen, die bei

, jeder ProgIiose vorgegeben werden müssen, gehören
vor allem der Kurs der Wirtschaftspolitik und

. außenwirtschaftliche Einflüsse. . .

Im Rückblick zeigt sich, daß die konjunkturelle Ex~

pansion im Jahre 1978 im ganzen etwas verhaltener.
war, als wir es angenommen hatten. Nach der Jah­
reswende geriet der Aufschwung entgegen unseren
Erwartungen ins Stocken, und erst in den Sammel'­
monaten setzte er sich wieder fort. Das reale Sozial­
produkt ist nach c!em bisherigen Kenntnisstand
allerdings .nur wenig schw;ächergestiegen, als es
unserer besten Setzuna entsnrochen hätte. nämlich- -, • - .... - .&. •

um 3 vB statt um 31/2 vB. Verhältnismäßig klein v{ar
,der Prognosefehler auch bei den einzelnen Größen,
,bis auf zwei Ausnahmen: Bei der Einschätzung der

. Exportkonjunktur waren i wir etwas zu optimistisch
und bei der Einschätzung der dämpfenden Einflüsse
auf den Preisau~trieb etwas zu vorsichtig. Beides
läßt sich mit unerwarteten Veränderungen außen­
wirtschaftlicher Rahmendaten erklären. Die Höher­
bewertung der D-Mark ging deutlich über das hin­
aus, was wir in die Annahmen dei Prognose an
realer Aufw.ertungstendenz eingestellt hatten.
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226. Bevor wir unsere Prognose ~rläut.ern, seien die
Annahmen über das Verhalten der wirtschaftspoli-

, tischen Instanzen dargelegt. Grundlage hierfür sind,
wie immer,' die bereits getroffenen Entscheidungen
der staatlichen Stellen und, soweit solche Entsch'ei­
dungen- noeh ausstehen, die bekanntgewordenen,
Planungen und Absichtserklärungen, also der wirt­
schaftspolitische Status quo: -

~ Bei der Finanzpolitik sind zunächst die Maßnah-
men zu berücksichtigen,' die von der Bundesre­
gierung im Juli beschlossen wurden. Obwohl sie
vom Gesetzgeber noch nicht' verabschiedet wor­
den sind, haben wir unterstellt, daß sie so, wie
derzeit vorgesehen, in Kraft tre'ten werden. Im
übrigen gehen wir davon aus, daß die öffent­
lichen Haushalte entsprechend den gegenwär-

, tigen 'Planungen vollzogen werden. Für den
~ffentlichen Gesamthaushalt rechnen wir mit
einer Steigerungsrate der Ausgaben von 61/2 vH.

Was die Geldpolitik anlangt, so hat' die Bun­
desbank bisher kein quantitatives Geldmengeri­
ziel für 1979 verkündet. Wir haben angenommen,
daß' sie sich weiterhin an mittelfristigen Be­
zugsgrößen orientiert und dabei' die monetäre
Expansion allmählich so zurückführt, daß bei
Wahrung des erreichten Stabilisierungserfolges
Spielraum für eine weitere. konjunkturelle Er­
holung bleibt. Sie wird ·dabei die Ausweitung
der Geldmenge stärker drosseln, wenn die Kon­
junktur an Fahrt gewinnt, und' sie wird dieg.
weniger tun, wenn die Nachfrage nach D-Mark
aus dem Ausland abermals stark zunehmen
sollte. Unsere konkrete Annahme ist, sie werde
die Expansion der Zentralbankgeldmenge so
steuern, daß diese im Jahresdurchschnitt 1979 um
etwa 8 vH bis 9 vH über dem Jahresdurchschnitt
1978 liegen wird. I?as wirdalsbald eine deutlic1}e
Dämpfung der derzeit sehr ralSchen monetären
Expansion erfordern.

- Bei' der Währungspolitik sind wir von der An-.
nahme ausgegangen, daß sich der Wechselkurs
der D-Mark gegenüber dem gewogenen Durch­
schnitt der Währungen der Partnerländer und be­
reinigt um die DifferenZen in den Inflationsraten
nicht verändert (keine reale' Veränderung des
Wechselkurses). Die Wahrscheinlichkeit, daß es
so kommt, darf man nicht für sehr groß halten.
Andere Entwicklungen h'aben indes keine grö­
ßere Wahrscheinlichkeit für sich. Die Bedingt­
heit der Prognose wird an dieser, Stelle be~on­

ders deutlich.

227. Außerdem haben wir unterstellt, daß es 1979
zu keinen weiteren administr<;itiven Beschränkungen
im internationalen Handel kommt. Wir gehen im
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Gegenteil davon aus, daß die Verhandlungen über
Zollabbau und Handelserleichterungen im Rahmen
des GATT erfolgreich abgeschlos~enwerden.

11. Die voraussichtliche Entwicklung.
der Auslandskonjunktur

228. In der Weltkonjunktur überwiegen im Herbst
1978 die expansiven Einflüsse. Produktion und
Nachfrage zeigen in den meisten LäI)-dern 'eine auf­
wärt~gerichtete Tendenz, und die Erwartungen der
Unternehmen haben sich gefestigt, daß die wirt­
schaftliche Expansion in den nächsten Monaten an- .

hält. Der sich anbahnenden Belebung in Europa'
steht allero.ings· gegenüber, daß die Auftriebskräfte
in den Vereinigten Staaten schwächer werden und
dort Abschwungskräfte die Oberhand' gewinnen
könnten, und daß in Japan eher mit einer Verlang~

samung des Produktionswachstums ..zu rechnen ist.
, Diese retardierenden Einflüsse sind .zu berücksich­
tigen. Wir halteri daher für wahrscheinlich, daß
sich 1979 für die konjunkturelle Lage in der Welt
im ganzen' keine Besserung ergibt (Tabelle 30).
Nimmt man die Vereinigten Staaten aus, so dürfte
der Zuwachs des realen Sozialprodukts der westli­
chen Industrieländer 1979 mit rund 31/2 vH aber et- .
was größer ausfallen ,als' in diesem Jahr. Der Preis­
auftrieb wird dabei voraussichtlich nicht mehr wei­
ter nachlassen; in einigen Ländern wird ~r sich

Tab e 11 e 30

Die voraussehbare wirtschaftliche Entwicklung in westlichen Industrieländern

I

Anteil am

Brutto- .'
sozial-' Export Brutto- , Wareneinfuhr Verbraucher-

produkt der sozialprodukt, (Volumen) 2) preise 2)
Land der Bundes- (real) 2)

OECD- republik
Länder 1) ,

1977 1978 ., 1979 191'8 I 1979 1978 I 1979

vB Veränderung gegen.über dem Vorjahr in vH

Bundesrepublik
,

, Deutschland ............ 10,6 X 3 31/2' bis 4 51/2 6· 21/2 - I 2112
Belgien ................ 1,6 7,9 2 3 4' 5 5 5
Dänemark .............. 0,9, 2,2 1 21J2 P/2 31/2 91/2 7

Frankreich ............ 7,9 12;3 3 31/2 5 61/2 91/2 9

Großbritannien 5,0 .5,3 3 21/2 8 6 81/2 10

Irland •••••• 0.0 •••••••••• 0,2 0,3 7 6 15 10 8 9

Italien ................ 4,0 6,8 2 4 1 81/2 13 12

Niederlande ............ 2,2 10,1 2 3 3112 - 4 41/2 4

EG 3) ........ ::....... ·1 32,4 4'4,9 2112 31/2 5 6 7 7

Veretnigte Staaten ..... , 38,9 6,7 4 I 2 bis 21/2 9 3 7 8

Japan .................. 14,1 1,1 6 5 6 8 4 3112
Kanada • °0 " •• "," ••••••••• 4,1' 0,8 3.1/2 4 31/2 21/2' 8 7.
Osterreich .............. 1,0 5;3 P/2 3' -1 6 4 3

Schweden ............ ;. 1,6 3,2 2 31/2 \ '-5 4 10 7

Schweiz ................ 1,2 4,6 P/2 1/2 , 81/2 ' 3 PI2 1

Insgesamt 3) · .. ·: .... · .. 1. 93,3 66,6 31/2 3 51/2 5 61/2 61/2

,

1) In Preisen Wechselkursen von 1977; Quelle: ,OECD.
2) Eigene Schätzung aufgrund von Unterlagen internationaler O'rganisationen;
3) Bruttosozialprodukt und Preise zusammenge\vogen mit den Anteilen am nominalen Bruttosozialprodukt der OECD-Länder des

Jahres 1977; Einfuhr zusammengewogen mit den, Anteilen an der Wareneinfuhr der. OECD,-Länder insgesamtim ~ahre 1~77.
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wieder beschleunigen. Die, Arbeitslosigkeit dürfte
in keinem Land nennenswert abnehmen..

, 229. Die Probleme der außenwirtschaftlichen Un­
gleichgewichte und "der Inflationsbeschleunigung in
Europa haben in den vergangenen zwei Jahren an
'Gewicht verloren. Eine verstärkte Expansion
brauchte von daher in den einzelnen l.ändern nicht
binnen kurzem wieder, an Grenzen' zu stoßen. Im
Bild sollte auch sein, daß' die Gefahr einer weite­
ren Verunsicherung durch Unruhe auf den Devisen-

. märkten geringer wird, wenn die' Vereinigten s.taa­
ten energischer ,als bisher den inflationären Tenden­
zen entgegentreten. Insofern wäre die Wirkung

, einer Abschwächung der Wirtschaftstätigkeit in den
Vereinigte:p. Staaten nicht uneingeschränkt als dämp­
fend für die Weltkonjunktur im nächsten Jahr an­
zusehen.

230. In Europa hat siclt in diesem Jahr die Zu­
mlhme von' Nachfrage und Produktion, die seit der
Jahreswende 1977/18 zu erkennen gewesen war,
zwar bis zum Herbst nicht ,im gleichen Tempo fort­
gesetzt, aber die Auftragsbestände und die Erwar­
tungen der Unternehmen bezüglich de:r: zukünfti­
gen Produktion haben sich weiter verbessert. Bis-'
lang ist jedoch die konjunkturelle, Belebung noch
stark .von Impulsen der öffentlichen Haushalte
gestützt und der Stabilisierungserfolg von Eil).­
griffen des Staates in die Preis- und Lohnbildung
mitbestimmt; noch ist unsicher, ob marktbestimmte
Expansionskräfte, insbesondere private Investitio- I

nen; an die Stelle der 'öffentlichen Nachtrage tre­
~en, und dashEiißt nicht zuletzt, ob es gelingt, Lohn-

, erhöhung.enzu vereinbaren, 'die die Expansion und:
die erreic;:hten Stabilisierungserfolge nicht, gefähr-
dßn. '

Die Regierungen planen, zu Beginn des Jahres 1979
ein neues Europäisches Währungssystem zu grün­
den. Wie dieser Plan im einzelnen verwirklicht wird, '
ist derzeit noch offen. Für das kommende ,Jahr ·er-

'warten wir von daher noch keinen entscheidenden
Einfluß auf die konjunkturelle und die stabilitäts­
politische Situation in den Ländern der Europäischen
Gemeinschaft. 1 '

231. Für <len Welthandel erwarten wir nur eine
geringfügig stärkere Zunahme als in diesem Jahr.
Die europäischen Länder dürften im .zuge der kon-,
junktu,rellen Erholung ihre Einfuhr wieder stärker
erhöhen, wobei insbesondere Rohstoffe mld Zwi­
schenprodukte vom Aufbau größerer Läger'profitie­
ren werden. Japan dürfte sogar deutlich mehr Güter
importieren, nicht zuletzt, weif zu der Aufwertl1ng
des Yen ein Abbau von Handelshemmnissen hinzu­
k<;>mmt. Auf der anderen Seite sind von der Import­
nachfrage der Verei'nigten Staaten ins Gewicht fal­
lende dämpfende Einflüsse zu erwarten. Für die Ent­
wickl~ngsländerist bei den sich abzeichnenden Nach­
fragetendenzen in den Industrieländern zwar mit
einer mäßigen' Verbesserung der Export~rlöse zu
rechnen; angesichts der hohen Leistungsbilanzdefi­
zite der nichtölexportierenden Länder dürfte sich
deren Importnachfrage jedoch nur wenig beleben.
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Die Nacp.frage der ölexportierenden Lä:nder, deren
Erlöse besonders von' dem D6llarverfall betroffen
,varen, wird dem Welthandel ebenfalls keine großen
Impulse geben. Lediglich die amerikanischen Export~

in diese Länder könnten deutlicher zunehmen, da
der'Kursverfall des Dollar stärker war, als den Preis­
Iiiveaudifferenzen zu anderen Industrieländern ent­
spricht, und die Olförderländer ihre eigenen Exporte
durchweg in Dollar abrechnen. Im ganzen erwarten
wir, daß das Volumen des Welthandels 1979 um
5 vH bis 51 /2 vH höher sein wird als in diesem Jahr.

232. In den Vereinigten Staaten wird die konjunk-
'turelle Situation entscheidend davon beeinflußt

werden, wie energisch die wirtschaftspolitischen
'Instanzen die Inflation bekämpfen. Schritte zu einer
Dämpfung der expansiven Kräfte sind mit der Dis- ,

, kontsatzerhöhung auf 9,5 % und der Verminderung'
des geplanten Haushaltsdefizits um 10 Mrd Dollar
für das nächste Jahr bereits getan worden. Unsicher
ist noch, ,wie stark die höheren Zinssätze die Nach­
frage vermin,dern werden. Dies gilt vor allem für
'die 'Wohnungsbaunachfrage, die schon 1978 nur noch
verhalten stieg. Eine erhebliche Abschwächung hal­
ten wir hier für wahrscheinlich. Auch der private
Konsum wird von der ZiIiserhöhung vermutlich ge­
dämpft werden, zumal ein nennenswerter Teil der
Verbrauchsausgaben mit Krediten finanziert wird.
Entlastend dürften jedoch' die heschlossenen Steu­
ersenkungen wirken, die ein Volumen von rund 20
Mrd Dollar haben. Demgegenüber, werden die Ex~

'porte der Vereinigten Staaten aufgrund der verbes­
serten Wettbewerbsfähigkeit eher verstärkt expan­
dieren.' Die Investitionsgüternachfrage schließlich
zeigt bisJang noch keine Zeichen einer Ahs<;1iwä­
chungj die Auftragseingänge stiegen bis in den
Herbst hinein kräftig, so daß erst im Verlauf des
nächsten Jahres mit einer Abflachung der Investi­
tionstätigkeit gerechnet. werden könnte. Alles in
allem' dürfte die Zuwachsrate des Sozialprodukts
197~ noch bei 2 vH bis 2 1/2 vH liegen.

233. In Japan sind bislci.ng Anzeichen einer Be­
schleunigung' des Nachfrageanstiegs weitgehend aus­
geblieben. Die i,iberaus starke Aufwertung des Yen
hat die Exportaussichten verdüstert und die Wett~

bewerbschancen ausländischer Anbieter auf' dem
japanischen Markt vergrößert. Die seit Mitte die­
ses Jahres, zu beobachtende Tend~nz rückläufiger
Exporte dürfte sich auch im nächsten 'Jahr fortset­
zen. Da sich die Ertragslage der Unternehmen im .
Außenhandel weiter verschlechtert hat, ist auch für
1979 kaum eine Belebung der Investitionstätigkeit
der privaten' Industrie wahrscheinlich. So werden
es im kommenden Jahr '\Aliede~um die offentliehen
Investitionen und die Finanzierungshilfen der öf­
fentlichen Hand im privatenWdhnungsbau sein, die
die Konjunktur stützen. Auch 'der private Verbrauch'

.dürfte sich kauIn stärker erhöhen als in' diesem
Jahr. Obwohl eine weit 'schwächere Zunahme des
Sozialprodukts nicht ausgeschlossen erscheint, rech­
nen wir noch mit einer Steigerungsrate von rund
5 vH, nicht zuletzt, weil die Regierung anscheinend
darauf eingestellt ist, zu erneute'n Stimulierungs­
maßnahmen zu greifen, wenn die marktbestimmten
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Auftriebskräfte eine solcl).e Expansion nicht ermög­
lichen 'sbllten.

234. In Frankreich scheint in jüngster Zeit das
Tempo der konjunkturellen Belebung wieder zuzu­
nehmen, nachdem zur Mitte 'des Jahres die 'Erho,
lung ins Stocken geraten war. Die Erwartungen der
Unternehmen haben sich zuletzt etwas verbessert,
die Konsumnachfrage ist weiterhin kräftig. Für 1919
kann man eine leichte"Belebung der Investitionen
erwarten, da ·die Ertragslage günstiger als vor einem
Jah~ ist und sich Bedarf an Ersatzinvestitionen auf­
gestaut haben dürft~. Bedeutsam ist aber auch hier,
daß moderate Lohnabschlüsse erreicht werden müs­
sen, wenn' es nicht zu einem Konflikt mit dem Sta­
bilisierungskurs der Regierung' kommen soll.. Die
Nachfrage, aus dem" Ausland dürfte 1919 weiter gün­
stig sein. Die Importe werden allerdings stärker als,
die Exporte zunehmen. Die, Anstöße, die von den
öffentlichen Haushalten ausgehen, werden ,voraus­
sichtlich'gering bleiben, aber die mittelfristige Wirt­
schaftspolit,ik der Regierung, die darauf zielt, den
marktwirtschaftlichen Auftriebskräften mehr Raum
als in der Vergangenheit zu geben, könnte eine
stärkere wirtschaftliche Dynamik begünstigen. Für
.1919 rechnen wir damit,' daß die Zuwachsrate des
Sozialprodukts mit 31/2 vH etwas höher sein wird
als in diesem Jahr.

235. Mehr noch als in anderen Ländern wird in
Großbritannien die wirtschaftliche Entwicklung des
konun.'enden jahres vom Ergebn~s der Tarifverhand­
lungen bestimmt werden. Zu labil' sind noch die Ex­
porterfolge und zu gering ist noch die Dämpfung des
Preisauftriebs, als daß erneut Lohnsteigerungen, die
die aktuelle Inflationsrate, deutlich übertreffen, im
Wege einer Belebung des privaten Konsums die
negativen, Kostenwirkungen überspielen könnten,
wie es in die,sem Jahr aufgrund günstiger Umstände

'offensichtlich gelang '(Ziffer 15). Eine Beschleunigung
der Inflation und eine folgende Abwertung des
Pfundes würden die gerade eingeleitete konjunk­
turelle Erholung womöglich schon im nächsten Jahr
enisthaft gefährden. Da mäßige Lohnerhöhungen
derzeit nicht wahrscheinlich sind, ist' anzunehmen,
daß sich die Inflation auch bei einer restriktiveren
Geldpolitik, wie sie sich, mit der jüngsten Erhö.hung
des Diskontsatzes von 10 % auf 12112 % abzeichnet,
wieder etwas beschleunigt. Die Investitionsbelebung,
die sich in diesem Jahr fortgesetzt hat, dürfte sich
dann 1919 'abflachen. Die Wettbewerbsfähigkeit der
englischen Exporteure würde' sich wieder verschlech­
tern. Die jüngsten, Umfragen über Geschäftserwar­
tungen und Investitionsplän'e deuten eine solche Ent­
wicklung bereits an. Der Zuwachs, des Sozialprodukts
dürfte geringer sein als 1918; nach unserer schät­
zung wird er etwa 21/2 vH betragen.

236. In Italien zeigt sich nach einem konjunkturel­
len Rückschlag im vergangenen J:ahr seit Anfang
1918 eine deutliche Belebung. Die Erwartungen der
Unternehmen habel?- sich in den letzten Monaten
weiter verbessert. Insbesondere das Exportgeschäft,

,expandiert kräftig. Zwar ist der hohe Leistungs­
bilanzübersc~uß dieses Jahres durch eine sehr ge-

ringe Importzunahme zustande gekommen" doch
dürften auch im nächsten Jahr trotz eines verstärk­
ten Anstiegs der Einfuhr' außenwirtschaftliehe Pro­
bleme .den Fortgang der konjunktu,rellen Erholung
,kaum hemmen. Die private Investitionstätigkeit, die
zwei Jahre lang rückläufig gewesen war, könnte im
Verlauf des nächsten Jahres bei weiter steigender
Nachfrage und Produktion die Auftriebstendenzen
verstärken. Noch ist dies allerdings nicht sicher"
zumal die Ergebnisse der Lohnverhandllingen noch
ausstehen und nach wie vor ungewiß ist, ob der
Versuch der Regierung erfolgreich sein wird, die'
strenge Bindung der Löhne an den Geldwertschwund
zu ~ockern. Nach einem Anstieg des Sozialprodukts
um 2 vH im Jahre 1918 erwarten wir für 1919 ,einEm
Zuwachs in der Größenordnung von 4 vH. Der Preis­
auftrieb :wird nicht nennenswert ve~mind~rt werden
können.

237. In den kleineren europäischen Ländern 'wird· '
sich die konjunkturelle Lage 1979 wahrscheinlich
deutlich verbessern.

In den Niederlanden und in Belgien dürfte sich die
,Ausfuhr nach zwei Jahren der Abschwächung wie­
der etwas beleben, da die Preissteigerungsraten ge­
sunken sind und die Abwertung in der "Schlange"
eine gewisse ~ntlastung gebracht 'hat. Viel wird für
die Exporte dieser Länder allerdings auch davon
abhäng'en, ob sich die Konjunktur in der Bundes­
republik' ,deutlich erholt. In den Niederlanden wird
der Impuls der privaten Investitionsnachfrage aller
Voraussicht nach erheblich geringer sein als in den
beiden vergangenen Jahren, so daß es dort insge­
samt nicht zu einer durchgreifenden Belebung kom­
men dürfte, sondern nur zu einem Wechsel in den
konjunkttIrstützenden Kräften.

In Schweden und in Dänemark werden Inflationsb~­

kämpfung und Rück~ichtnahme auf außenwirtschaft­
liehe Ungleichgewichte im kommenden Jahr die Be­
lebung der Binnennachfrage weniger stark behin­
dern als 1918, und die Exporte werden, wie schon
in diesem Jahr, recht kräftig expandieren.

Wenig günstige Aussichten für die konjunkturelle
Entwicklung im Jahre 1919 hat die Schweiz. Die
enorme Aufwertung im Verlauf der letzten beiden

, Jahre hat die Exportchancen der schweizer Unt~r-

, nehme;n > und deren Investitionsbereitschaft erheb-,
lieh gemindert. Auch die Einnahmen aus dem Tou­
rismus sind stark rückläufig. Fik 1919 kann daher
nicht mit einem nennenswerten Zuwachs des Sozial­
produkts gerechnet werden.

238. Der Preisauftrieb in den westlichen Industrie­
ländern wird sich 1919 voraussichtlich nicht weiter
abschwächen. Die preisdämpfende 'Wirku.ng, die in

,diesem Jahr von sinkenden Rohstoffpreisen und
für die europäischen Länder von' der Abwertung des
Dollar ausging, wird 1919 abklingen. Die Rohstoff­
preise sinken seit Spätsommer dieses Jahres nicht
mehr, und di€l Bemühungen der Vereinigten Staaten, ,
den Preisauftrieb zu begr~nzen, dürften zu einer all­
mählichen Stabilisierung des Dollarkurses beitrag~n.

Auch von den Lohnstückkosten ist eine Entlastung
kaum zu erwarten. Zwar werden noch einige kleine
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Länder, dank weiter sinkender Lohnkosten, merk­
liche Erfolge erzielen können, doch wird sich der,
Geldwertsch~und'in den Vereinigten Staaten noch
und in Großbritannien wieder beschleunigen; iri
Frankreich und in Italien dürfte er sich kaum noch
vermindern. Für die westlichen Industrieländer ins­
gesamt ist wohl davon auszugehen, daß die Preis'-
,steigerungsrate bei rund 61/2 vH verharrt; für Euro­
pa dürfte sie im Vergleich der Jahresdurchschnitte
1978,und 1979 unverändert bei 7 vH liegen.

239. Die Arbeitslosigkeit wird auch 1979 nicht nen­
nenswert vermindert werden können. Während sie
in der Bundesrepublik und in Italien geringfügig sin­
ken dürfte, werden kleinere Länder, möglicherweise
auch Großbritannien und Frankreich, ein weiteres
Ansteigen nicht verhindern können. In den Vereinig­
ten Staaten dürfte bei sehr geringer Produktivitäts­
zunahme die Beschäftigung zwar noch ansteigen, die

, A,rbeitslosenquote aber nicht weiter sink~n.

Wir können nicht ausschließen, daß Unsicherheit
und Enttäuschung erneut die Oberhand gewinnen
und die Konjunktur einen ähnlichen Verlauf nimmt
wie in den letzten, drei Jahren, in denen der Auf­
schwung immer wiedeJ:" zu versanden drohte und,
immer wieder neu gestützt werden mußte.

242. Gegen eine solche Skepsis spricht jedoch die
überraschenc~hohe Zuversicht der Unternehmen. Sie
zeigt sich bisher vor allem'in s'olchen Indikatoren,
die Stimmung' und 'Erwartung wiedergeben" aber
auch ·schon in Nachfrage' und Produktion. pies
deutet darauf hin, daß. die endogenen Aufschwungs­
kräfte diesmal stärker und die Aussichten für den
Erfolg der konjunkturpolitischen Maßnahmen besser
sind als in den vergangenen Jahren.

Es ist vor allem die bessere Grundstimmung in der
Wirtschaft, die uns veranlaßt, auf eine Verstärkung
der konjunkturellen Auftriebskräfte zu setzen.

243. Im Jahre 1978 war' es vor aÜem die Nachfrage
aus dem Inland, die den Konjunkturverlauf be­
stimmte. Das muß, wenn die Konjunktur an Schwung
gewin.nen soll, auch 1979 so bleiben. Unter den ver­
änderten außenwirtschaftlichen Bedingungen darf
man nIcht in gleicher Weise wie früher auf die
Nachfrage aus dem Ausland als Schrittmacher des
Aufschwungs bauen..

244. Für eine'deutliche Belebung 'der Auslandsnach­
frage sehen wir derzeit jedenfalls wenig Anzeichen.
Zwar ist der Zustand der Weltwirtschaft etwas bes­
ser als vor einem Jahr: In den meisten Ländern,
die für den deutschen Export Bedeutun'g haben, sind
die' Aussichten für eine konjunkturelle Belebung'
gestieg~n, nicht zuletzt, weil in diesen Ländern Fort­
schrit,te bei der Stabilisierung des Preisniveaus und
beim Ausgleich der Leistungsbilanz .erzielt worden
sind (Ziffern 1 H.). D.oc~ muß man davon .ausgehen,
q.aß die kräftige Höherbewertung der D-Mark den
exportintensiven Bereichen eine Verschlechterung
ihrer Wettbewerbsposition gebracht hat~

111. Die voraussichtliche Entwicklung
der Binnenkonjunktur

245. Im J:ahre 1978'haben die deutschen Exporteure
gerade dort Einbußen hirrnehmen müssen, wo .an
sich ihre Stärken liegen, bei Investitionsgütern. Mit
der Erholung der Konjunktur wird jedoch die Inve-

.stitionsbereitschaft· in den anderen Ländern wieder
zunehmen. Da dies vor allem für westeur9päische

Die konjunkturelle Erholung ist von Unruhe an' . Länder gilt, die den größten Teil der deutschen Ex­
den Devisenmärkten überschattet. Zwar scheint porte aufnehmen, besteht für die lrivestiti,onsgüter­
der Kursverfall des amerikanischen Dollar im hersteller eine gute Chance, den Absatz im Ausland
Herbst die Unternehmen weit weniger verun- zu steigern. Dagegen sind aus dem Auslandsgeschäft
sichert zu haben, als dies offenbar im Frühjahr mit den Staatsharidelsländer'n und mit den Entwick­
der' Fall war. Dabei mag' die Erwartung mit- lungsländern wohl keine ~ennenswertenImpulse zu
spielen, es werde früher oder später zu einem erwarten, da deren Devisenlage weiter angespannt
Kursanstieg kommen. Es ist aber nicht auszu- bleiben wird. Sehr unsicher sind die Aussichten für
schließen, daß sich erneut Enttäuschung einstellt, di€l Ausfuhr in die Vereinigten Staaten, und zwar
w.emi ein zu den Bedingungen der Gütennärkte nicht nur wegen des niedrigen Dollarkurses, son­
besser passender Doll\lrkurs ausbleibt. dern auch wegen der noch nicht hinreichend über-

schaubaren Konjunkturentwicklung.
Ungewiß ist zudem,' ob die Verbes'serung der
Angebotsbedingungenannält. Unsicherheit be- Alles in allem gehen wir davon aus, daß sich die
steht dabei nach wie vor über den Kurs der Nachfrage aus dem Ausland zwar wieder belebt,

- Lohnpolitik. das Expansionstempo' aber nach :wie vor -verhalten

241. Wenn wir zögern, die EntwIcklung der letzten'
.Monate uneingeschränkt· zur Grundlage unserer
Prognose zu machen, so vor allem aus folgenden
Gründen:

- Die konjunkturelle Dynamik kommt· noch immer
zu einem großen Teil von der· Wirtschaftspolitik.
Noch läßt sich nicht hinreichend beurteilen, ein
wie großer Teil der Belebung lediglich. auf kon­
junkturpolitisch.e Maßnahmen zurückzuführen
und wieviel davon einer größeren Eigenäynamik
zuzurechnen ist.

.240. In der Bundesrepublik gibt es 'seit den Som­
mermonaten Anzeichen einer konjunkturellen Er­
holung: Nachfrage und Produktion haben sich spür­
bar belebt, und der Kosten- und Preisanstieg hat,
weiter nachgela.ssen. Vor allem aber: Der in der
ersten Jahreshälfte verbreitete Konjunkturpessimis­
mus ist gewichen und hat einer mehr-von Zuversicht
getragenen Einsch,ätzung der konjunkturellen Ent~

wicklung'Platz gemacht.

12.6
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bleibt., Für den Jahresdurchschnitt rechnen wir mit
einer Zunahnie der' Ausfuhr von Waren und Dien­
sten um 4 vB, nach 31/2 vH im .,Jahre 1978,

246. 'Die expansiven Impulse,' die von der Finanz­
politik ausgehen, werden 1979, noch größer sein als
in diesem Jahr. Sie ergeben 'sich ni,cht nur aus den
Steuersenkungen, die vorwiegend den privaten
Haushalten zugute kommen, sondern auch aus der
Steigerung der Staatsau:;;gaben in nahezu allen Be-

. reichen (Ziffern 173 ff,). Nach' unserer Schätzung
'w~rden ,die Ausgaben der' Gebietskörperschaften

das hohe Niveau dieses Jahres nochmals um 61/2 vH
überschreiten, Demgegenüber rechnen wir bei den
Einnahmen nur mit einem Anstieg, um 5 vH. Das
Finanzierungs'defizit wird sich weiter erhöhen, und
zwar von 41 1/2 Mrd DM 'auf 491/2 Mrd DM (Tabel­
le 31),

Bei den Sozialversicherungen werden sich dagegen
infolge der Sanierungsmaßnahmen Einnahmen und
Ausgaben nahezu ausgleichen,

Berücksichtigt mim bei der konjunkturellen Wer­
tung des Defizits, daß ein Teil der öffentlichen Aus­
gaben immer durch Versch~ldung finanziert wird

,'r a bell e 31

Einnahmen und Ausgaben des Staates 1)

Scbätzung für das Jahr 1978 und Prognose für das Jahr 1979

1977 1978 I 1979

Mrd .DM , Veränderung gegenüber
dem Vorjahr in vH

Einnahmen insgesamt , 0 ••••• , • , , '. , " • , , ••

Steuern, .. , ... ,. 0""" •• 0 ••••, •• , •••• , •••••••• " 0 •••• 0."

Sozialbeiträge "." , , .. ,'0 , , , , , , ••••• '. , 0 • ' •••• , •

Sonstige laufende Einnahmen .. : .... , '. 0 • , • , , •••••••••••••

Vermögensübertragungen und Abschreibungen'",.": .. ,,

Ausgaben insgesamt .. , .. "., .... ,.', ' .... , .... , .. " .. " ..

Staatsverbrauch , ..... ".""'., ,, .. 0 •• , •• , , , • , , , •••••

Einkommensübertragungen .. "".,., " " .

Private Haushalte , .. ,:., ... , .. , , .. ,:""":"",,,.

Unternehmen und übrige Welt, '. , . , , , .. , : ,

Zinsen .. ,., .. , ,., , .. , ", .. " " , ,

V!,!rmögens'übertragungen "" ,." '..... , .. , " , , . , " .. ".

Investitionen ""."" ... ,."., .. "" .. " ..... , .. "." .. ,

Finanzierungssaldo 2) 0 •• """,." ••••• , •• ,., •• "" •• " ••••

Sozialversicherung, 0'., ••• ",."., ••••• ,.",."", •• ,., •••

Gebietskörperschaften , .. , "" , .. ".

534,1

313,6

185,8

21,5

13,2'

564,7

240;1

234,0

194,0

40,0

20,7

29,7

40,2

-30,6

- 3,5

-27,1

+ 6

+ 51/2

+ 6112
+ 5~/2

1

+'7
+ 61/2

+ 7

+ 6
+10112 '

+12

.:..- 71/2

+141/2

Mrd DM'

-38

- 21/2

-351/2

+ 5

+ 41/2

+ 61/2

+1JI/2
+ 21/2 '

+ 6

+ 61/2

+ 5

+ 5

, + .5

+11

+ 31/2

+ 81/2

I '

Nachrichtlich:

Gebietskörperschaften in der Abgrenzung der Finanzstatistik

Einnahmen 3) ,', ..•. " ,.",.,.".,.", ",

Steuern 3) ".,: . ; ....• , ' '. , .. , . , ." ... , . , .....• , , ..

Sonstige Einnahmen : .. ,.,." .. ", 0 •••••• ; , •••••• 0 ; , •

Ausgaben ,.", ~ . , , . , . , , , . , . , .. , , , , , , .. , , , . 0 ,', " • 0 •• , , , ,

Finanzierungssaldo 2) , ,',., .. ,. '. , .. , " ' 0 ',I

365,2

299,5

65,7

397,2

-32,0

390 4101/2

3181/2 ,333

71 1/2 771/2

431 1/2 460

-41 1/2 ' -491/2 .

1) In der Abgrenzung der VolkswirtschaftlicheiJ. Gesamtrechnung~n(einschlil:,ßIich Sozialversicherung). '
,2} Uberschuß: +, Defizit:-,

3} Investitionszulage des Konjunkturprogramms vom Dezemher'1974 von den Einnahmen ,abgesetzt (1977: 3,7 Mrd DM, 1978: 1,1
Mrd DM, 1979: 0,3 Mrd DM),
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und der Staat 'infolge der Unterauslastung des Pro­
duktionspotentials noch immer Steuerausfälle "hin­
nehmen muß, so verbleibt ein Betrag von 26 Mrd
DM; der nach unserem Konzept des konjunkturneu­
tralen Haushalts für den expansiven Impuls des öf­
fentlichen Gesamthaush~lts steht. Er ist um 9 Mrci.
DM höher als im Jahre 1978.

247. Zu den' Komponenten der Inlandsnachfrage,
bei denen auch 1979 mit einer deutlichen Aufwärts­
bewegung zu rechnen ist, gehört nicht zuletzt der
private Verbrauch. Das Vertrauen der privaten
Haus'halte in die wirtschaftliche Entw:icklung ist ge-

. genwärtig groß; das zeigen nicht nur Ergebnisse
von Umfragen bei den Verbrauchern, sondern auch
die hohe Verschuldungsbereitschaft. Hinzu kommt,
daß die von' der Bundesregierung vorgesehenen
Maßnahmen in. der Bauptsache' auf eine Stützung
der Verbrauchsnachfrage zielen. Außerdem weiden
zu Beginn des nächsten Jahres die Renten erhöht,
wodurch die Kaufkraft vor allem: von Haushalten
mit kleinen Einkommen gestärkt wird. Aus den An­
nahmen unser~r Prognose, insbesondere aus· den
'Annahmen über die Lohnentwicklung (Ziffer 256), '
ergibt· sich eine etwa gleich starke Zunahme des
,verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte
wie im Jahre 1978. Da vieles dafür spricht, daß die
.Sparquote weiterhin niedrig bleibt, rechnen wir
auch für den privaten Verbrauch mit einer ähnlich
hohen Zuwachsrate wie .1978; wir ,veranschlagen sie,
in realen Größen gerechnet, ·auf 31/2 vH.

248. ,Zuversichtlich beurteilen wir auch die Bau­
konjunktur. Die Nachfrage nach Bauleistungen hat
inzwischen so viel Eigendynamik entwickelt, daß sie
nicht mehr allein von s.taatlichen Konjunkturpro-

. grammen getrieben wird. Freilich ist nicht zu er­
warten, daß sie ihr hohes Tempo hält.

- Im Wohnungsbau ist der zuvor steile Anstieg der
Nachfrage deutlich flacher geworden. Dies gilt
v~r allem für die Nachfrage nach Eigenheimen.

.Offenbar. hatten viele Bauherren Vorhaben in
Erwartung steigender Preise und steigender Zin­
sen vorgezogen. Ein gewisses' Gegenwicht dazu
könnte der Mietwohnungsbau bilden, der erst
jetzt wieder in Gang zu kommen scheint.

- Im öffentlichen Bau werden vom Programm für
Zukunftsinvestitionen -soweit es neue Auf­
träge betrifft - nur noch geringe Impulse aus­
gehen. Die Bestände an bereits vergebenen Auf­
trägen sind allerdings so groß, daß öffentliche
Stellen erwägen, die weitere Auftragsvergabe
zu strecken, um Ubersteigerungen auf dem Bau­
markt zu vermeiden. .

- Im gewerblichen Bau zeichnet sich dagegen eine
weitere, wenn auch verhaltene Zunahme der
Nachfrage ab. Hierfür spricht vor allem die zu­
n!=hmende Investitionsbereitschaft in solchen Be-'
reiChen, deren Investitionen, wie zum Beispiel
im Handel, g~ößtenteilsaus Bauten bestehen..

249. Die Bauproduktion wird 1979 jedoch vor allem·
von den Produktionsmöglichkeiten bestimmt wer­
den. Dabei scheint weniger der Mangel an Geräte-
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kapazitäten als der Mangel an Arbeitskräften, der
wegen des Anwerbestopps für ausländische Arbeit­
nehmer kurzfristig nicht behoben werden kann, die
Grenzen für die Ausweitung der Produktipn zu set-·
zen. Deshalb rechnen wir damit, daß die realen
Bauinvestitionen im; Verlauf des Jahres' 1979 etwas
langs~mer zunehmen werden als '1978; beim Ver':
gleich der Jahresdurchschnitte .ergibt sich indes_
mi~ 51/2 vH eine etwas höhere Rate (1978: 41/2 vH).

250. Die gute BaukotIjunktur darf nicht\ darüber'
hinwegtäuschen, daß das Investitionsklima im gan­
zen noch recht labil ist. Die Investitionsneigung
vor allem in der gewerblichen Wirtschaft ist, wie
die Entwicklu,ng der Auftragseingänge bei den lnve­
stitionsgüterherstellern zeigt, bisher nur wenig ge­
stiegen und dabei recht unstet gewesen. Erst im Sep-

,tember haben sich die' Inlandsbestellungen beim
Maschinenbau überaus kräftig er:höht. Dies reicht
jedoch allein nicht aus, um daraus auf eine deutliche

. Beschleunigung der Investitionstätigkeit zu schlie-
ßen. .

Die Verbesserung der Erträge und der Absat~~rwar­
tungen hat in letzter Zeit die Investitionsbereit- '.
schaft sicherlich gefördert. Doch scheint auf initt- '
lere Sich.t bei, den Unternehmen rioeh Skepsis zu
überwiegen. Dies spricht dafür, daß sie nach den
Erfahrungen der letzten Rezession weiterhin eine
yorsichtige Investitionspolltik betreiben, und daß
sie sich stärker als früher von der Sorge leiten las­
'sen, es könnten erneu~ Ubeikapazitäten entstehen.
Ein solches Verhalten ist selbst in Bereichen zu be­
obachten, die ihre Absatzchancen derzeit als gut
einschätzen.

251 .. In die gleiche Richtung' weist die Voraus­
schätzung der Bruttoanlageinvestitionen 'nach Wirt­
schaftsbereichen, die das Ho-Institut aufgrund von
Plandaten .der Unternehmen und von anderen Info'r­
mationen vorgenommen hat, und ·die - bei verhält­
nismäßig geringen Abweichungen in der Breite­
auf eine verhaltene Zunahme der Investitionstätig­
keit hindeuten. Danach ist für 1979 in den meisten
großen vVirtschaftsbereichen mit einer Zuwachs­

.rate der realen Anlageinvestitionen zwischen 5 vH
und 7 vH zu rechnen, was im Mittel lfngefähr der
Zuwachsrate des Jahres 1978 entspricht. Ausp.ahmert

. davop. sind auf der einen Seite die Bauwirtschaft, die,
rund ein ,Viertel mehr investieren will (nach einem
Plus von 20 vH im Jahre 1978), und auf der anderen
Seite die Energiewirtschaft und der Bergbau, bei de- .
'nen sich nur eine geringe Zunahme abzeichnet, so- '
wie die, Landwirtschft, die ihre 'Investitionen vor­
aussichtlich. einschränken wird: .

Bemerkensv;ert ist, daß nicht nur diejenigen \"lirt-­
schaftszweige einen überdurchschnittlichen Anstieg
ihrer Investitionen pl9-nen, die - wie die Bauwirt­
schaft, die Baustoffindustrie, der Fahrzeugbau und
die Hersteller von Büromaschinen und Datenverar­
beitungsgeräten ......::. ihre Kapazitäten gut ausgelastet
haben, sondern auch einige .Bereiche, die sich in
einer Umstrukturierung befinden und durch eine
Modernisierung der Produktionsanlagen Anschluß
an die internationale Konkurrenz zu gewinnen su­
chen. Hierzu zählen unter anderem die Textilindu~
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Schaubild 35
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strie, aber auch die Eisen- und Stahlindustrie, die
erstmals seit längerer Zeit wieder verstärkt inve­
stiert. Hingegen bewegen sich die geplanten Zu­
wachsraten in der elektrotechnischen Industrie ...:....
und auch dies erscheint uns bemerkeI).swert - nur
im-Rahmen des Durchschnitts.

Nach wie vor nennen die Unternehmen als wichtig~

ste Gründe für Investitionen die Rationalisierung
und die Ersatzbeschaffung. Dennoch fällt auf, daß
das Motiv der Kapazitätserweiterung wied~r zuneh­
mend Bedeutung erlangt.

,
In _unsere PIognose haben wir für den Jahresdurch-.
schnitt 1979 eine Zunahme der realen Ausrüstungs~

investitionen 'um 6112 vH eingesetzt, was etwa den
Zuwachsraten im DurchsChnitt der beiden voran­
gegangenen Jahre entspricht (Schaubild 35).
. . I

252. Die verfügbaren Informationen über die. In­
,vestitionsplanungen der Unternehmen beruhen auf
dem Stand vom Spätsommer. Uber die tatsächliche
Höhe der .Investitionsbudgets wird aber häufig erst
später entschieden. Das· heißt, daß die Ansätze noch
geändert werden könnenj in den Jahren 1977 und
1978 wurden sie nach oben korrigiert und dies,
obwohl der Konjunkturverlauf eher ungünstiger war
als erwartet. .

253. Zum Bild eines Konjunkturaufschwungs gehört
di~ Erwartung eines. beschleunigten Lageraufbaus.
Die Verbesserung der Absatzaussichten wird zu
einer stärkeren Aufstockung der Läger bei Roh­
stoffen,· Vorprodukten und Fertigwaren führen; zu­
sätzliche Nachfrage ergibt sich außerdem daraus,
daß bei steigender' Produktion mehr Vorprodukte
im Produktionsprozeß gebunden werden. Doch hat.
es den Anschein; als ob lagerzyklische Einflüsse der­
zeit weit weniger die Rolle eines Konjunkturverstär­
kers spielen, als dies, früher der Fall war. Die An­
wendung der elektronischen Datenverarbeitung bei
der Lagerhaltung hat zu beachtlichen Rationalisie­
rungserfolgen geführt, was sich in einer" Senkung
der Lagerquote zeigt. Die zyklische Komponente
eines verstärkten Lageraufbaus im Aufschwung wird
also 'durch. die Trendkomponente eines verminderten
Lageraufbaus gedämpft. Wir haben dem dadurch
Rechnung getragen, daß wir die Nachfrage aus der
Lageraufstockung mit 71/2 Mrd DM nur wenig hö~

her angesetzt hapen, als sie vermutlich 1978 war
(51/2 Mrd DM).

254. Der verhältnismäßig geringe Zuwachs beü den
Vorratsinvestitionen rührt zum Teil auch daher, daß
wir keinen Anlaß für einen spekulativ~n Lagerauf­
bau sehen. Bei einer nur schwach aufwärts,gerichte­
ten Industrieproduktion in der Welt durfte das Preis~

niveau auf den Rohstoffmärkten nur leicht nach
oben tendieren. Die Einfuhr von Rohstoffen und Vor­
produkten wird' sich daher voraussichtlich nur im
Rahmen 'der Steigerung der Industrieproduktion be­
wegen. ~eitaus kräftiger wird dagegen die Zunah­
meder Einfuhr, von Fertigwaren sein, und zwar bei
Investitionsgütern und bei. Konsumgütern gleicher­

.maßen. In' diesen, Bereichen werden die Anbieter
aus dem Ausland aufgrund der Verbesserung ihrer

129.
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Tabelle 32
,

Die wichtigsten Daten der Volkswirt

Schätzung für das 2. Halbjahr .1978

Absolute Werte

J I I
1978 1979

Einheit 1977 1978 1979
1. Hj. I 2, Hj, 1. Hj. 1 2.Hj.

Verwendung des Sozialprodukts j.

In jeweiligen Preisen:
Privater Verbrauch . '., ....... MrdDM 668,& 710,5 755,5 339;7 370,5 360,5 395,5
Staatsverbrauch .............. MrdDM 240:1 256,0 272,5 116,2 140,0 124,5 148,0
Bruttoanlageinvestitionen . '. 00 MrdDM 250,2, 274;0 305,5 124,7 149,5 137,5 167,5

Ausrüstungen .............. MrdDM 99,9 107,0 118,0 50,2 57,0 54,0 63,5
Bauten •• 0"0 •••••••••••••••• MrdDM 150,3 167,0 187,5 74,5 92,5 83,5 104,0

Vorratsveränderung .......... Mrd DM, ' +11,2 + 8,5 +11,5 + 7,3 ,+ 1,0 + 9,0 + 3,0
Außenbeitrag ................ MrdDM +28,6 +34,0 +28,0 +18,1 +16,0 +14,5 f13,5

Ausfuhr ................... MrdDM 329,2 344,0 365,5 168,0 176,0 176,5 189,0
Einfuhr .................... MrdDM 300,6 310,0 337,5 149,9 160,5 162,0 175,5

Bruttosozialprodukt ,' ... 0..00·1 MrdDM 1 198,7 1283,0 1 373,5 605,9 677,0 646,0 727,5

In Preisen von 1970: " I
Privater Verbrauch 0.0 0C .... 0 M.dDM 455,5 ' 472,0 489,5 227,~ 245,0 235,5 254,0
Staatsverbrauch .............. MrdDM 143,1 147,5 151,0 70,9 76,5 72;5 78,0
Brl].ttoanlageihvestitionen . 0.. ' MrdDM 180,8 189,5 200,5 87,5 102,0 92,0 109,0 .

Ausrüstungen .............. MrdDM 74,7, 78,S, 83,5 36,9 41,5 38,5 45,0
Bauten .................... MrdDM 106,1' 111,0 117,0 50,6 60,5 53,0 64,0

Ausfuhr ..................... MrdDM 233,2 241,5 251,5 118,5 . 123,0 122,0 129,5
Einfuhr •• 0"' •••• ~ ••••••••••••• MrdDM 206,3 217,5 230,5 105,5 112,0 111,5 118,5

Bruttosozialprodukt . :, " 0.... ,I Mrd DM , 813,8 838,5 869,5 '403,1 435;5 416,0 453,5

Preisentwicklung
Private. Verbrauch ........... 1970 = 100 146;8 150,5 154,5 149,6 151,5 153,0 155,5,
Bruttosoziaillrodukt .......... 1970 = 100 147i~ 153,0 158,0 150,3 155,5 155,5 160,5

Entstehung des .sozialprodukts

Erwerbstätige ................ 1000 24970 25005 25130 24902' 25110 24995 25240
Arbeitszeit ••••••••••••• '"0 ••• Stunden

Arbeitsvolumen Mrd Std.
...............

Produktivität . ............... . DM Je Std.

Bruttoinlandsprodu~tin Preisen I
von 19700 ". 000000" 00000"0. Mrd DM 813,8 837,5 868,5 435,0 415,0' 453,0

Verteilung des Volkseinkommens I
Brutto,einkommen

aus unselbständiger Arbeit Mrd DM
aus Unte'rnehmertätigkeit und
Vermögen" "0."0:... 0.. 00 Mrd DM

670,9

263,6,

710,0

285,5

755,0

307,0

341,3 368,5

161,5

363,0

134,0

392,0

172,5'

223.,0

140,5

564,51

211,0

103,0

209,0

128,;i

530,0 - 497,0

92,4

465,7,

, 197,7434,0

221,0

406,5

199;7,

, 382,3MrdDM

MrdDM

~ettosozialproduktzu Faktor- 1 __ : I

kosten. 0" 0. : 0.... :' , ',,, 0, . 0'1 JVlra UM I, 934,,5 ~ 995,5 i 06i,5

Nettoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit 2)
aus Unternehmertätigkeit und

,Vermögen 0 000' 00". 0000.00

Verfügbare. Einkommen I
der privateri Haushalte 3) ", 00" MrdDM ,I 763,9· ~ 809,0 , 862,0 386,4 422,5 410,5 451,5

1) 'Einschließlich Veränderung der Arbeitstage.
!j 7gehaltssumm.e. ..
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Tab e 11 e 32

schaftliehen Gesamtrechnungen

und Vorausschau auf das Jahr 1979

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH

,- I I -I

1978

'I
1979

1977 1978 1979
1. Hj. I 2. Hj. 1. Hj. I 2. Hj ..

Verwendung des Sozialprodukts
In jeweiligen Preisen:

Privater Verbrauch .......... + 7,0 + 61/2 + 6112 + 6,9 + 51/2 + 6 + 6112
Staatsverbrauch .............. + 5,6 + 61/2 + 6119 + 4,9 + 8 + 7 + 51/2
Bruttoanlageinvestitionen ..... + 7,6 + 9112 +lPh + 8,1 + 101/2 +10119 +12

Ausrüstungen .............. +10,2 + 7' +10, + 8,9 + 6 + 8 +12
Bauten ................... + 6,0 +11 +12112 + '7,6 +14 +12 ' +12112

Vorratsveränderung ..........
Außenbeitrag ......... "." ..... ..

Ausfuhr ................... + 5,6 + 41/2 + 6 + 5,0 + 4 + 5 + 71/2

Einfuhr .................... + 6,5 + 3' + 8112 + 2,7 + 4 + 8 , + 9112

Bruttosozialprodukt ........... 1 + 6,3 + 7 + 7 + 6,7 + 7112 + ,6112 + 71/2

In Preisen von 1970: I
:riv~ter .Verb:auch .......... + 3,1 + 31/2 + 3112 + 4,0 +3 + 31/2 + 31/2

::>taatsveroraucn .............. ,+ i,ü + 3 +' 2 i h + 2,9 + 3 + ·l.l12 + 2
Bruttoanlageinvestitionen ..... + 4,1 + 5 + 6 + 4,0 + 51/2 , + 5 + 61/2

Ausr,üstungen .............. + 7,7 + 5 + 6112 + 7,0 + 3 + 5 + 8
Bauten .......' ............. + 1,7 + 41/2 + 5112 + 2.0 + 7112 + 5 + 6

Ausfuhr ..................... + 3,9 + 31/2 +4 + 4,3 + 3 + 3 + 5
Einfuhr ...................... + 4,3 + 51/2 + 6 + 6,0 + 5 + 6 + 6

Bruttosozialprodukt .... : ...... 1 + 2,6 -+ 3 +31/2bis4 + 2,8 + 3 +3bis31h +4bis41h

Preisentwicklung .
Privater Verbrauch .......... + 3,8 + 21/2 + 2112 + 2,8 + 21/2 + 2 + 3
Bruttosozialprodukt . .' ........ , + 3,6 + 4 + 3 + 3,8 + 4 + 31/2 + 3

Entstehung des Sozialprodukts \

Erwerbstätige .. , ............ ~ - 0,3 + 0 + 1/2 + 0 + 1/2 + 1/2 + 1/2
Arbeitszeit 1) ................. - 0,9 - 1 - 1/2 , - 0,5 - 1 - 112 - 1/2
Arbeitsvolumen .............. - 1,1 - 1/2 ± 0 - 0,5 - 1 ± 0 ± 0
Produktivität ................ + 3,9 + 31/2 -+ 31i2 + 3,1 + 4 + 3 + 4

~~~tt~~~ban~.s:.r~.~~~~ ~~. ~~~~s.e.~ I + 2,8 + 3 + 3112 + 2,6 + 3 + 3 + 4

Verteilung des Volkseinkomme~s
. ,

Bruttoeinkommen
aus tinselbständiger Arbeit .. + 7,1 + 6- + 61/2 + 5,8 + 6 + 61/2 + 61/2

aus Unternehmertätigkeit und
+Vermögen ................. 3,5 + 81/2 + 7112 + 6,5 +10 + 8 +' 7

~oest:~~oz~~l~.r~.~~~~ . ~~.. ~~~:~~~I + 6,1 + 61/2 + 61/2 + 6,0 + 7 + 7 + 6112

Nettoeinkommen
I'

aus unselbständiger Atbeit 2)' + 5,8 , , + 6112 + 61/2 + 6,0 + 61/2 + 61/2 + 7
aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen ................. - 0,7 +101/2, + 101/2 + 7,7 +i3 + 111/2 + 9

Verfügbare Einkommen
..... 1

",

der privaten Haushalte 3) + 5,9 + 6 + 6112 + 6,3 + 51/2 + 6 +7

3) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit.
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, '

Wettbewerbsposition ih~e Marktanteile weiter erhÖ-
hen kö'nnen. '

Insgesamt rechnen wir für 1979 mit einer Zunahme
des Importvolumens von Waren und Diensten um
6 vH, nach 51/2vH im Jah~e 1978 (Tabelle 32).

255. Alles zusammen fügt sich zum Bild einer kon-'
junkturellen Aufwärtsbewegung, bei der die reale
Gesamtnachfrage 1979 deutlich höher sein wird als
1978. Zwar wird ein Teil der Zunahme wieder durch'
vermehrte 'Einfuhren ged~ckt, doch bleibt Raum für

. eine stärkere Ausweitung der Produktion, der vor-'
aussichtlieh auch ,genutzt werden wird,' Das reale,
Sozialprodukt wird nach unserer Schätzung im
Jahresdurchschnitt 1979 um 31/2 vH bis 4 vH zuneh­
men, , gegenüber 3 vH im Jahresdurchschnitt '1978.
Wie immer in Phasen anziehender Konjunktur un­
terzeichnet dabei der Vergleich der Jahresdurch­
schnitte die konjunkturelle Dynamikj im Jahresver­
lauf ist die Beschleunigung größer.

,Da die Zunahme der Produktion über das Wachstum
des Produktionspot'entials - wir veranschlagen es
auf rund 3 vH - hinausgehen wird, zeichnet sich
erstmals 'seit 1976 wieder eine Zunahme des Aus­
lastungsgrades der Produktionskapazitäten ab. Auch
dies wird die Investitionsbereitschaft festigen.

Die bessere Auslastung der Kapazitäten bedeu~

tet, daß wieder mehr Arbeitsplätze besetzt werden
können. D'enn nur ein Teil der Mehrproduktion läßt
sich durch, eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität
erreichen. Es ist indes schwElr 'ab~uschätzen, wie
viel~ Arbeitskräfte zusätzlich eingestellt werden.
Der Produktivitätszuwachs ist keine feste Größe,
sondern ergibt sich aus dem Wechselspiel von Kapa­
zitätsauslastullg, technischem F()ftschritt, Kosten~

druck und anderen Faktoren.

256. Nach unserer Einschätzung tut sich die Lohn­
politik nach wie vor schwer, den bes~häftigungs-'

poJitischen Erfordernissen Rechnung zu tragen.
Gleichwohl ist nicht zu übersehen, daß, eine An­
passung im Gange ist, auch wenn ·sie sich in klei­
nen Schritten vollzieht.' Bei qer Durchrechnung der
Prognose, sind wir davon ausgegangen, daß sich

. 1979 die Erhöhung der effektiven Stundenverdienste, .
unter Einschluß aller tariflichen und außertarif­
lichen, Nebenleistullgen, in der Nachbarschaft des­
sen bewegen wird" was 1978 zustande gekommen'
ist. Dabei haben wir' angenommen, daß die tarif­
lichen Stundenverdienste etwas weriiger stark an­
gehoben werden als in diesem Jahr.

257. Wie groß der Beschäft[g1,1ngseffekt ist, der sieh
daraus ergibt, daß die realen Stückkosten schritt­
weise weiter aesenkt werden, ist nur arob zu auan­
tifizieren. Wi~ sind davon ~~sgegangen'; daß· die
Produktionsleistung je Stunde 1979 nicht stärker
steigt als im Jahre 1978. Dies begründen wir mit
de'r Vernmtung, daß die Unternehmen ihren Perso-

\ nalbestand in den vergangenen Jahren dem niedri­
gen Grad der Kapazitätsauslast1mg angepaßt haben
und bei einem Anstieg des Auslastungsgrades mehr
Personal einstellen müssen.
Daher erwarten wir, daß 1979 die Anzahl der Er­

, werbstätigen zum .ersten Mal seit d,er Rezession
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wieder nennenswert zunimmt. Im Jahresdurchschnitt
veranschlagen wir diese Zunahme 'auf 100000 ,bis
150000 Personen.

258. Die, Zunahme der Beschäftig~ng reicht fljeilich
nicht aus, um den Arbeitsmarkt spürbar zu entla­
sten: Dies gilt, um so mehr, als die Anzahl der Schul­
abgänger weiter steigen und das Angebot an Ar­
beitskräften vergrößern wird. Nach unseren Schät~

zungen wird die Anzahl der Per~onen, die, in' den
Erwerbsprozeß eintreten, um 50 000 höher sein als
die Anzahl jener, die aus dem Erwerbsprozeß aus-'
scheiden. Immerhin rechnen wir damit, daß die An­
zahl der Arbeitslosen, die bei den Arbeitsämtern
registriert sInd, im Jahresdurchschnitt erstmals die
Millionengrenze nennenswert unterschreiten wird.

Allerdings ist es schwer,' den voraussichtlichen
Rückgang der Arbeitslosigkeit zutreffend abzuschät­
zen. Denn hierbei spielen nicht nur konjunkturelle,
sondern auch so zufällige Einflüsse wie die Witte­
rung eine Rolle: So steigt in einem harten Winter

,die Arbeitslosig,keit in den witterungsabhängigen
Außenberufen für eine begrenzte Zeit ,stärker als
sonst, während ein, milder Winter sie niedriger
hält. Zudem wird' die Anzahl der registrierten Ar­
beitslosen auch dadurch geringer, daß Personen,
die nicht mehr an einem Arbeitsplatz inte'ressiert
sind, ip die "Stille Reserve" abwandern oder von
der Möglichkeit zum Bezug .von vorgezogenem

. Altersruhegeld Gebrauch machen und aus dem
Kreis der Erwerbspersonen ausscheiden.

Aufgrund unserer Einschätzung der konjunkturellen
Entwicklung halten wir einen Rückgang der Anzahl
der Arbeitslosen von Jahresende 1978 bis Jahres­
ende 1979 um knapp 100000 für die beste Setzung.
Obwohl der Rückgang etwas stärker ist als der im
Verlauf des Jahres 1978, ist auch dies ein zu klei­
ner Schritt zur Lösl;mg der beschäftigungspolitischen
Probleme. '. .

259. Als gut betrachten wir dagegen die Aussicht,'
daß die Erfolge, die in den letzten Jahren bei der
Bekämpfung der Inflation erzielt worden sind, im
großen un<:l ganzen verteidigt werden, können. Aller­
dings halten wir 'für wahrsc;heinlich, daß die' Preis­
steigerungsrate, im Verlauf des Jahres 1979 wieder
zunehmen wird. Die Preise für Nahrungsmittel dürf­
ten wieder anzielien, und was die Preise für -indu­
striell erzeugte Güter anbelangt, könnte man ange­
sichts der konjunkturellen Situation möglicherweise
sogar eine deutliche, Beschleunigung des Preisan­
stiegs erwarten.

Dennoch glauben wir, daß bei d~n Angebots- und
Nachfragebedingungen, wie wir sie für, das Jahr,
1979 einschätzen, die Preiserhöhungsspielr'äume nicht .
nennenswert größer sein werden als' im Jahre 1978.
DabeI setzen wir darauf, daß die p'reisdämpfenden
Effekte der Höherbewertung der D-Mark nachwir­
ken, die schon in diesem Jahr eine wichtige Rolle
bei der Stabilisierung gespielt haben. '

260. Bei Nahrungsmitteln kann man zwar nicht
noch einmal mit einem ähnlich starken Rückgap.g
der Erzeugerpreise rechnen wie 1978, als er für
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nahezu stabile Verbraucherpreise sorgte. Bei nor­
'malen Ernten ~ürften die Erzeugerpreise für pflanz­
liehe· Erzeugnisse zumindest leicht nach oben ten­
dieren; bei tierischen Erzeugniss,en könnte der An­
stieg aufgrund von produktionszyklisch bedingten
Verknappungen sogar deutlicher ausfallen. Das muß
allerdings nicht bedeuten, daß die Verbraucherpreise
im gleichen Tempo steigen, zumal der Handel in
letzter Zeit seine Spanne merklich ausweiten konnte.

. Insgesamt rechnen wir mit ·einem Anstiegd~r Nah­
rungsmittelpreise im 'Jahresverlauf um 21/2 vH (1978:
1/2 .vH). '

261. Bei den Wohnungsmieten wird sich der An­
stieg vermutlich im bishe'rigen Tempo -fortsetzen.
Eine Verknappung von Wohnungen, die die Mieten
nach oben drücken könnte, zeichnet sich bislang
nicht ab. I;>ie starken Preissteigerungen am Baumarkt

,werden sich nicht sofort in,der Breite auswirken. Die
Mieten dürften im Jahresv'erlauf mit einer Rate von
3 vH steigen (1978: 21/2 vH bis 3 vH).

262. Die Preise für Dienstleistungen werden zum
Jahresbeginn vor allem wegen der Anhebung der
Rundfunk- und Fernsehgeb:lihren, der Kfz.-Versiche­
rungsprämien und einiger PostgebÜhren 'verstärkt
steigen. Werden die Löhne, düi in diesem Bereich
als Kostenfaktor ein besonders großes Gewicht ha­
ben, so' erhöht" wie wir für die Prognose angenom­
men ,haben, dann erwarten wiI~ für deli weiteren
Verlauf-des Jahres 1.979 bei diesen Preisen etwa den
gleichen Anstieg wie im Verlauf des Jahres 1978.
Für das ganze Jahr 1979 haben wir mit einer Rate
von 4 vH gerechnet (1978: 31/2 vH).

263. Entscheidend ist fr'eHich die ~reisentwicklung

bei den sonstigen Waren, die knapp die Hälfte aller
im Preisindex für die Lebenshaltung erfaßten Waren
'und Dienste ausmachen. Es sind dies in c;ler Regel
'Waren aus gewerblicher Produktion, die erfahrungs­
gemäß yerändertmgen im Preisklima zuerst anzei-

,gen. Wir sehen auch hier keine Anzeichen für eine'
deütliche Verstärkung des Preisanstiegs, jedenfalls
nicht bei der in der Prognose angenommenen Ent­
wicklung der Nachfrage und der Kosten. Der Handel ­
'hat 'seit einiger' Zeit zu nahezu stabilen Preisen ein­
kaufen.können, nicht nur bei ausländischen, sondern
auch bei inländischen Produzenten. Wir setzen hier
nach 'wie vor auf den scharfen Wettbewerb, der dazu

. zwingt, die' günstigen Einstandspreise weiterzuge­
ben. Dies schließt nicht äus, daß die Preise zum Teil
wieder starker anziehen, während bei anderen kei-
'ne Erhöhung durchgesetzt werden kann. '

Die Erfahrungen aus früheren Konjunkturzyklen las­
sen es jedenfalls nicht als überwiegend wahrschein­
l~ch erscheinen, d'aß es ohne kräftigen Aufschwung,
ohne hohe Kapazitätsauslastung und ohne beschleu­
nigten Kostenanstieg rasch zu einem' Wechsel in der

.
Preistendenz bei Waren aus industrieller Produktion
kommt. Unter solchen Umständen herrscht im allge-

.meinen noch eine zurückhaltende Preispolitik der
Unternehmen vor'. Das, heißt nicht, daß es auch 1979
so ,sein muß. In weiten Bereichen der Industrie
werden die Gewinnmargen nicht als befriedigend an­
gesehen, so' daß eine Besserung der Nachfrage ra­
scher zu einer Reaktion bei den Preisen führen
könnte als früher. Gleichzeitig ist jedoch der Wett­
bewerb, namentlich mit ausländischen Anbietern
schärfer, und das Risiko, bi:ü höheren Preisen Markt­
anteile zu'verlieren, grÖßer.

Wir erwarten deshalb bei den Preisen für sonstige
Waren eine gegenüber 1978 kaum erhöhte Steige­
rungsrate. Wir veranschlagen sie auf 21/2 vH.

264. Alles in allem rechnen wir für den Preisindex
für die Lebenshaltung im Jahresverlauf nur mit einer
geringen Beschleunigung des Anstiegs, und zwar
von 2 vH bis 21/2 vH in diesem auf knapp 3 vH im
nächsten Jahr. Wegen des geringen Uberhanges am
Jahresende 1978' wird die Steigerungsrate von Jah-·
resdurchschriitt 1978 zu Jahresdurchschnitt 1979 mit
21/2 vH nicht höl).er sein als von Jahresdurch'schnitt
1977 zu Jahresdurchschnitt· 1978. Davon entfallen
0,3 Prozentpunkte auf die Erhöhung 'des Mehrwert­
steuersatzes zum 1. Juli 1979; für die Anfang 1978
in Kraft getretene Mehrwertsteueranhebung hatten
wir im Preisanstieg dieses Jahres 0,6 Prozentpunkte
veranschlagt.

Noch einmal sei auf die Annahmen hingewiesen, die
unserer Prognose, der Preisentwicklung im kommen­
den Jahr hinsichtlich der Lohnpolitik und vor allem
hinsichtlich der Geldpolitik zugrunde liegen (Ziffern
256 und 226). Die Vorstellung, daß die Geldpolitik
auf Stabilitätskurs bleiben wird, ist ausschlaggebend
für unsere Erwartung, daß der Wettbewerb be.i rea­
giblern Wechselkurs nicht an Schärfe verliert. Daß
die Gründung des neuen Europäischen Wä,hrimgs­
systems die Inflationserwartungen und dann auch
die WechselkuTssituation alsbald grundlegend ~n­

dern. könnte, hat unse~e Pro~nose nicht mitbestimmt.

265. Bestätigt die Entwicklung unsere Annahmen
über Nachfrage, Produktion, Kosten und Preise, dann
wird das Bruttoeinkommen aus Unterneh~ertätig­
keit u;nd Vermögen nur wenig stärker steigen als
das Brutto~inkommen aus' unselbständiger Arbeit,
Die Lohnquote wird sich also weit weniger zurück­
bilden als im Jahre 1978. Der Grund dafür ist vor
allem darin zu sehen, daß wir im nächsten Jahr mit
keiner weiteren Kostenentlastung ber Importgütern
rechnen. Nach der merklichen Verb~sserung der
Terms of Trade im Jahre 1978, die sich in höheren
Gewinnen niedergeschlagen hat, wird es 1979 aller
Voraussicht nach wieder' zu einer leichten Ver­
schlechterung des Verhältnisses von Ausfuhrpreisen
zu Einfuhrpreisen kommen. .

"
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DRITTES KAPITEL

Beschäftigung, Wachstum, Währung

I. Zur beschäftigungspoUtischen Diskussi.on

266. Mit den Steuer- und' Ausgabenbeschlüssen
vom Herbst 1977 und vom Sommer 1978 ist die Poli­
tik der Nachfragestützung an die Grenze dessen
gegangen, was der Staat unter den gegenwärtigen
Bedingungen zur Ankurbelung der Konjunk~ur lei­
sten kann. Die konjunkturelle Belebung, die seit
dem Sommer 1978 im Gange ist, verspricht für 1979.
mehr Beschäftigung. Daran knüpft sich Hoffnung;
daß dies der Beginn eines allmählichen Prozesses
der Besserung am Arbeitsmarkt ist. Noch herrscht
jedoch Skepsis vor, ob die Bedingungen für ein
kräftiges und stetiges Wachstum, das die drängen­
den B'eschäftigungsprobleme der kommenden Jahre
lösen kann, gesichert sind. Die Gefahr, daß die Be­
lebung nicht von Dauer sein wird, liegt' auf der
Angebotsseite der Volkswirtschaft, bei der Neigung,
Arbeitskräfte einzustellen, die' Kapazitäten auszu­
weiten und neue Märkte zu erschließen. Hier sieht
der Sachverständigenrat die wichtigsten Ansatz­
punkte für eine mittelfristig angelegte Wirtschafts­
politik, die mehr Beschäftigung durch ein stärkeres
Wachstum der Investitionen zu erreichen sucht.

267. D'aß dies der richtige Weg zur Vollbeschäfti-'
gung ist, wird freilich bestritten. In einer noch stär­
keren Nachfragestutzung von seiten des Staates'
und in einer forcierten Verkürzung der Arbeitszeit
wurden und werden andere mögliche Wege ge­
sehen. Eine wichtige Scheidelinie zwischen den ver­
schiedenen Therapievorschlägen verläuft bei der
Frage, wie man den Zusammenhang zwischen L6hn­
höhe und Beschäftigup.g sieht und welche Anpas­
sungsaufgabe die Lohnpolitik , übernehmen kann.
Wer das Niveau der Lohnkosten beschäftigungs­
politisch für wenig relevant oder eine beschäfti-

, gungsorientierte, Lohnpolitik für nicht vertretbar
hält, wird nach einer Therapie suchen, -in der die
staatliche Besch~ftigungspolitikoder die Arbeitszeit­
politik die Hauptrolle, spielt. Eine Stütze finden sol-

'ehe Therapievorschläge in einem, Nachfragepessi­
mismus, der sich in der Skepsis äußert, daß die
Expansion der, privaten Nachfrage in Zukunft mit
dem Fortschritt der Arbeitsproduktivität nicht mehr
Schritt halten könne. Wer in den Löhnkosten eine
fÜI Produktion- und Beschäftigung entscheidende
Größe sieht und den Gewerkschaften immer noch
jene Flexibilität zutraut, die sie häufig bewiesen
haben, wird darauf setzen, daß -das Beschäftigungs­
problem über ein kräftigeres Wachstum gelöst wer­
den kann. Solange in der Bevölkerung, der Wunsch
nach mehr Gütern und Leistungen nicht sichtbar
gegenüber einer Vorliebe für mehr Freizeit zuriick­
tritt, kann man annehmen,' daß ein Weg, der über
'mehr Wachstum führt, auf einem allgemeinen Kon­
sensus beruht.
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268. Der' Sachverständigenrat hatte dafür gewor­
ben, daß die Wirtschaftspolitik das Ziel der Voll-'
beschäftigung über kräftigeres Wirtschaftswachstum
anstreben soll. Seine Konzeption bestand aus einer
auf Verbesserung der Angebotsseite zielenden Poli­
tik,. die' in der: Situation des J ahtes 1977 durch eine
staatliche Initialzündung von der Nachfrageseite her
unterstützt werden sollte. Diese Konzeption setzte

'als9 nicht einseitig auf die Lohnpolitik und auf
wachstuml'politische Maßnahmen, sondern in hohem
Maße auf die konjunkturbelebende Wirkung einer
expansiven Finanzpolitik. Diese Doppelstrategie
war es, die uns 1977 angemessen schien. Verwirk-

,lichen ließen sich davon die Nachfragepolitik und
einige Maßnahmen der staatlichen AngebotspolItik.
Das Kernstück der angebotsoriehtierteri Politik, ein
Kurswechsel der Lohnpolitik auf beschäftigungspoIi­
tische Ziele, überforderte ,die Tarifparteien. Die
Lohnpolifik verfolgt in erster Linie verteilungspoli­
tische Ziele. Mittelfristig braucht zwischen diesen
Zielen nicht unbedingt ein Konflikt zu beste,hen. Es
sind aber gerade die kurzfristigen, vermeintlichen
Verteilungsvorteile, um die so heftig gerungen wird.
Daß der Sachverständigenrat mit, seinen Aussagen
zur Beschäftigungswirkung der Lohnpolitik in diesen
zum Teil erbittert geführten Streit der Parteien hin­
eingezogen wird, kann ihm nicht recht' sein, liegt
aber wohl in der Natur der Sache,.

269. Zur Debatte steht, welche Rolle der Angebots­
politik 'im Rahmen 'der Beschäftigungspolitik zufal­
len soll. Die Diskussion über das letzte Jahresgut-,
achten befaßte sich im wesentlichen' mit diesem
Thema. Wir werden zu' den kritischen Argumenten
Stellung nehmen. Das soll vor dem Hintergrund
einer Diagnose der anstehenden Beschäftigungspro­
bleme geschehen. Denn Aufgabe des Sachverstän­
digenr,ates ist es nicht, abstrakte Erörterungen an-

,zustellen, sondern in einer konkreten Situation .die
Handlungsalternativen aufzuzeigen und zu begrün­
den. Es gibt einen breiten Fächer von möglichen
Erklärungen für Ungleichgewichte. Nur weil sie als
Denkmöglichkeiten existieren, sind sie noch nicht
relevant. Erst die situationsbezogene Diagnose muß
zeigen, ob das der Fall ist.

Zur Problemdiagnose

270. Die Wirtschaftspolitik verfolgte. in den letzten
Jahren einen Kurs, der mehr Beschäftigung' über
ein beschleunigtes Wirtschaftswachstum anstrebte.
Allerdings hat, sie nicht mit ausreichender Konse­
quenz auf eine Verbesserung der Angebotsbedin­
gungen hingewirkt, sondern vielmehr den Schwer­
punkt ihrer Anstrengungen auf die ~achfrageseite
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gelegt. Mit Hilfe staatlich gestützter Nachfr~ge ge­
lang es schließlich, die Konjunktur wieder zu be­
leben. De~noch ist nicht zu übersehen, daß sich seit
der Rezesssio.n von 1975 auch die Rahmenbedin'gun­
gen für das wirtschaftliche Wachstum allmählich
verbessert haben:

Die Zinsen sind gesunken und der Finanzierungs­
spielraum der Wirtschaft für Investitionen ist
groß. "

---:- Die Preissteigerungsrate in der Bundesrepublik
ist auf den niedrigsten Stand seit Ende der sech­
ziger Jahre gesunken.

" In zahlreichen, wenn auch kleinen Schritten ,hat
die Wirtschaftspolitik in den letzten Jahren die
Angebotsbedingungen verbessert, .insbesondere
steuerliche Investitionshemmnis'se abgebaut und.
die Anreize für Neuerungen erhöht.

Die Problemländer Westeuropas konnten sowohl
ihre Leistungsbilanzdefizite vermindern als auch
ihre Inflatibn dämp~en, so daß auch dort die Aus­
gangslage für einen neuen Aufschwurigbesser
geworden ist.

Rohstoffe und viele andere ausländische' Vorlei­
stunge'n sind für die deutsche Wirtschaft billiger
geworden" teils als Folge eine~ Dberangebots auf
den Weltmärkten, teils als Folge der Aufwertung
der D-Mark,

271. Ob die Verbesserung der Rahmenbedingungen
ausreicht, um für den, Aufschwung über das Jahr
1979 hinaus eine tragfähige Basis zu schaffen, kann
gegenwärtig, ;kaum jemand sagen. Zweifel sind je­
doch angebracht. Die Labilität des Dollar und die
hohen Staatsdefizite belasten die Zukunftserwiutun­
gen. Das Niveau der realen Lohnkosten Jst immer,
noch weit höher als vor der Rezession und daher
vermutlich mit Vollbeschäftigung noch nicht ver­
einbar. WelChe Lohnpolitik tdie Gewerkschaften in
Zukunft verfolgen werden, ist ungewiß. Eine of~ene

Frage ist auch, inwieweit die bisher erreichte Ver­
besserung der Angebotsbedingungen in einem neuen
Aufschwung wieder zunichte gemacht wird, ·etwa
dadurch, daß ern~ut inflatiqnäre Kräfte wach wer­
den. Dennoch scheint richtig zu sein, daß sich mehr
Zuversicht durchgesetzt hat,' jedenfalls was die
kurzfristigen Aussichten anlangt. Das trifft insbe­
sondere für Binnenbereiche zu, die von den V or~
gängen an den Devisenmärkten, eher begünstigt als
behindert worden sind: !

272. Die jüngste konjunkturelle Belebung unter­
scheidet sich von derüüherer Aufschwungsphasen '
vor allem dadurch, daß die Wende ohne außenwirt­
schaftlic;he Impulse zustande kam. Die ungebrochene
Expansion in der Automobilindustrie und der Auf­
schwung in der Bauwirtschaft, im Handwerk und in
den Dienstleistungsbereichen werden vorwiegend
vom Binnenmarkt getragen. Außenhandelsintensive
Bereiche wie die Stahlindustrie, die Chemiefaser­
industrie, der Schiffbau und die Textilindustrie lei­
den unter schwierigen Anpassungsproblemen. Ob
sich ein stärker binnenwirtschaftlich geprägtes

'Wachstum der deutschen Wirtschaft herauszubilden
beginnt,' kann ·in Anbetracht der 'massiven staat­
lichen Stützung der Binnennachfrage noch nicht'
gesagt werden. Für wahrscheinlich halten darf man
jedoch, daß sich der Stau an unbewältigtem Struk- .
turwandel, der sich im Gefolge der Rezession ge­
bildet hatte, allmählich abbaut. Wenn es richtig ist,
daß die sektoralen Anpassungsprobleme vor allem
auf die kaum reversible reale Höherbewertung der
Mark und Änderungen der internationalen Arbeits­
teilung zurückgehen, dann kommt dem Wachstum in
den Binnensektoren in Zukunft eine größere Bedeu­
tung zu als in der Vergangenheit. Sollen die Markt­
kräfte diesen Prozeß steuern, muß von der Kosten­
entwicklung her Spielraum gelassen werden für
stärkere Produktionsanreize in den Binnenbereichen.
Eine erfolgreiche Umstrukturierung hat man sich

,großenteils', aber nicht allein in' Richtung auf die
Binnenwirtschaft vorzustellen. Auch in den unter
internationalem Konkurrenzdruck stehenden Berei­
chen können Unternehmen ihre Wettbewerbsfähig­
keit verbessern, indenl- sie sich vermehrt auf Güter
spezialisieren, bei deren Produktion die Standort­
vorteile der 'Bundesrepublik ausgeschöpft werden - '
die Qualifikation der Arbeitskräfte und die Fähig­
keit der Unternehmen, neue Technologien und neue
Produkte auf den Markt zu bringen. '

273. Offenbar haben viele Unternehmen erhebliche
Schwierigkeiten gehabt, aus der Tatsache, daß so
günstige Produktionsbedingungen :wie in den sech­
ziger Jahren so leicht nicht wiederkehren, die not­
wendigen Konsequenzen zu ziehen. Nachdem der
Kostenvorsprung der sechziger Jahre aufgegeben
werden mußte und die Bundesrepublik in techno-,
logischer und wirtschaftlicher Hinfjicht in die Grup­
pe der am höchsten entwickelten Länger aufgerückt
ist, kommt es mehr denn je auf Neuerungen und
damit zusammenhängende Investitionen an, wenn
die Wirtschaft aus sich heraus zu mehr Dynamik
zurückfinden soll. Die Eigendynamik und damit die
Bewältigung des Strukturwandels muß heute vqri
den InvestitionE)n kommen, die die Produktionstech­
nik und die Güte'rver!50rgung autonom auf ein neues
Niveau heben. ' .

274. Im Mittelpunkt der wirtschaftspolitischen Dis­
kussion stehen nicht di~se autonomen Investitionen,
sondern vielmehr jene sogenannten induzierten In­
vestitionen, die auch oder vorwiegend in Abhangig­
keit vom ,Auslastungsgrad der Kapazitäten getätigt
werden. Die induzierten Investitionen bestimmen die
Investitionstätigkeit vor allem dann, wenn die Nach­
fragestruktur und die Produktion,stechnik keinem
starken W,andel unterworfen sind. Ob und vor allem
wann sie getätigt werden, hängt nicht zuletzt, von
der Entwicklung d~r Nachfrage auf bereits erschlos.
senen Märkten ab. Je mehr der Strukturwandel zur
Erschließung neuer, Märkte und .zur Anwendung

,neuer Techniken zwingt, um -so mehr werden jedoch
die autonomen Investitionen zur Schlüsselgröße für
das wirtschaftliche Wachstum.

275. Die' autonomen Investitionen bestehen aus
einer Vielzahl versc;hiedenartiger Investitionen, und
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die Motive der Untern\3hmen, sie vorzunehmen, sind
. in der Praxis vielschichtig und schwer 'klar voneih­
'ander, zu scheiden. Dies hat seinen Grund nicht zu­
letzt darin, daß die Durchsetzung von Neuerungen
in der Wirtschaft nicht mehr allein Aufgabe und
Chance einer dynamischen Unternehmerpersönlich­
keit ist, sondern das Ergeb~is eines arbeitsteiligen
Innovationsprozesses zwischen größeren und kleine­
ren Unternehmen. Dabei mögen die 'Innovationen im
Vordergrund stehen, die aus dem .Konkurrenzkampf
zwischen den Unternehmen entstehen. Es darf aber
nicht aus dem Blick kommen, daß große und kleine
Unternehmen im Innovationsprozeß auch zusammen­
spielen und sich ergänzen, sei es, daß sie als Zu­
lieferer Innovationen beim Marktpartner möglich
machen, sei es, daß sie als· Abnehmer zur Verbesse­
rung einer Innovation beitragen, uni diese am Markt
durchsetzen zu können. Aber auch innerhalb der
l!nternehm~n gibt es innovatorische und nachah­
mende Teile, und der Innovationsprozeß durchläuft
verschiedene Phasen. Zu jeder sind Investitionen
erforderlich. .
'. .

Investitionen im innovatorischen' Bereich umfassen
die Phasen der Forschung und Entwicklung, des Auf­
baus, von Pilotanlagen und der Erstausrüstung von
Fertigungsstätten, aber auch die Investitionen für
die Schulung von Mitarbeitern für Fertigung, Ver­
kauf und Service des neuen Produktes. Schließlich
kann man auch die Lagerinve~titionenzUr Erstau;-.
rüstung der Läger mit dem 'neuen Produkt. dazu
rechnen. Auch die Einführungswerbung gehört zu
den autonomen Investitionen.

276. So gesehen, ergibt sich die Unterscheidung
von autonomen und induzierten Investitionen aus
der Zusammenfassung sehr differenzierter Investi­
tionsyorgänge in den Unternehmen unter dem Ge- '
sichtspunkt des II.movationsprozesses.

Induzierte Investitionen sind einmftl solche Investi­
tionen, die ,von dem Nachfragesog verursacht wer­
den, der im Gefolge innovatorischer Prozesse e:rit­
steht: Setzt sich eine Innovation' erfolgreich im
Markt durch, dann schafft sie sich gleichsam wie
in ~inem Ansteckungsprozeß w.eitere Nachfrage; die
zu Erweiterungsinvestitionen führt. Die zusätzliche
Nachfrage bewirkt aber auch, daß sich andere An­
bieter nachstoßend mit veränderten oder auch ver­
besserten Produkten um sie bemü4en. Wenn darauf-

. hin der Innovator seinerseits wieder Investitionen
vornimmt, die zur Verteidigung seiner Wettbewerbs­
positionen dienen, sind auch diese als induzierte In­
vestitJonen zu bezeichnen. Letztlich,' sind diese. In­
vestitionen aber alle auf die zusätzliche Nachfrage
zurückzuführen, die durch -den ursprünglichen In:ho­
vationsstoß hervorgerufen wurde. Zu dieser Gruppe
der induzierten Investitionen gehören die Entwick­
lungsaufwendungen, die für die differenzierende
Produktnachahmung erforderlich 'sind, aber auch die
Investitionen in Gebäude und maschinelle Anlagen
für die Fertigung des Imitationsprodukts und die
Lagerinvestitionen. In den ursprünglich innovatori­
schen Bereichen der Unternehmen ebenso wie in
den imitativen um:fasse~, sie die Pliasen der Produkt­
'verteidigung, insbesondere also Rationalisierungs-
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inve~titionen, Investitionen zur' Produktverbesse­
rung und Produktvariation.

Von diesen auf .eine letztlich angebotsseitig ver­
ursachte Nachfrageerhöhung zurückzuführenden -In­
ves~itionen sind diejenigen induzierten Investitionen
zu unterscheiden, die von einem. autonomenN'ach­
fragestoß ausgelöst werden. Dabei handelt es sich
um Erweiterungsinvestitionen. Diese können die bis­
herige Produktionsweise unverändert lassen. ~ie

können aber auch mit Rationalisierungsinvestitionen
verbunden sein und so zu einer geschleunigung des
technischen Fortschritts b~itragen.

:pamit kommt die quantitativ sicherlich außerordent­
lich wichtige Teilmenge der Ersatzinvestitioneh ins
Bild. Der Zeitpunkt, zu dem Ersatzinvestitionen vor­
genommen werden, ist nicht' fest vorgegeben. Er
kann hinausgeschoben werden und er wird insbe­
sondere dann hinausgeschoben. werden, wenn die
Ängebotsbedingungen schlecht und die Erwartungen
hinsichtlich der längerfristigen Nachfrage unsicher
sind. Weniger eine vorübergehende Nachfragebele­
bung,' als vielmehr eine Festigung der Erwartung,
daß bei auskömmlichen Ertrags-Kosten-Relationen
produziert und dauerhaft verkauft werden kann,
dürfte dazu führen,daß· bisher vertagte Ersa.tzinve­
stitionen na;chgeholt ;werden. Es ist daher auch bei
den Ersatzinvestitionen ein unmittelbarer Zusam­
menhang zwischen den Angebotsbedingungen, na­
.mentlich also dem Kostenniveau, .und der Investi-
tion~tätigkeHanzune~men. .

277. Innerhalb der aptonomen Investitionen sind
zwei Gruppen zu unterscheiden: Einmal solche, die
für das Auffinden n'euer Produkte erforderlich sind, '
also Forschungsinvestitionen, aber auch die Investi­
tionen in,Pilotanlagen sowie Gebäude und Maschi­
.nen im e:r;tgeren Sinn~. Man kann sie als die' offen­
siven innerhalb '9,er" autonomen Investitionen be­
zeichnen. Daneben gibt es aber auch solche Investi­
tionen, die dazu dienen, Auflagen und Anforderun­
gen an Produktsicherheit, Arbeitssicherheit und Um- ,
weltschutzzu erfüllen. Dabei darf freilich nicht
übersehen werden, daß die Unternehmen, die die
entsprechenden Investitionsgüter herstellen, selbst
sehr innovativ sein können. Ja, häufig wird sogar
auf diesen Gebieten ein Schwerpunkt für ~ffensi:v'e
Investitionen inder Wirtschaft gesehen.

278. Bei zunä~hst als gegeben angenommenem In­
vestitionsvolumen eines Unternehmens ist der An­
teil, der autonomen Inve~titionenum so geringer, je
mehr Mittel in imitierenden Be:reichen eingesetzt
und je mehr Mittel in den Phasen der Produkterhal­
tUTIg und tvlarktsictlerung eingesetzt 'werden. Je
höher außerdem der Anteil der durch Auflagen ver­
anlaßten Investitionen innerhalb der autonomen ist,

, um so kleiner ist der Anteil der Mittel, die als offen­
sive Investitionen zur Entdeckung und Entwicklung
neuer Produkte und Verfahren zur Verfügung ste­
hen. Der Anteil. der Investitionen für Arbeits- und
Produktsicherheit innerhalb des gesamten Investi­
tionsbudgets ist heute in zunehmendem Maße .:von
gesetzli,chen Vorscnriften und Auflagen bestim!ilt.

'Entschieden werden kann daher nur noch über die
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Aufteilung der Mittel auf offensive und induzierte
Investitionen. Bei gegebenem Budget ist dies eine
Grundentscheidung im Unternehmen.

279. Das Investitionsbudget im ganzen ist selbst­
verständlich nicht einfach vorgegeben. Es läßt sich
aber auch nicht beliebig durch Außenfinanzierung
ausdehnen., Der Spielraum für Außenfinanzierung
ist mitbestimmt von der Selbstfinanzierungskraft.

, Unternehmensseitig ist' diese jedoch ihrerseits Er­
gebnis der' Investitionsentscheidungen in der Ver­
gangenheit. Je mehr in der Vergangenheit für
Marktsicherung ausgegeben wurde, um so geringer
d"4rften im allgemeinen die Selbstfinanzierungsmit­
tei sein, die in der Gegenwart für InvestitiQnen zur
VerfÜgung stehen, weil zu wenig in gewinnträch­
tige Produkte investiert wurde und die Produkte,
die ~an so erhalten hat, nach einiger Zeit dann',
ganz oder teilweise aufgegeben werden mußten.

280. Dies begründet auch die Sorge, die heute un­
ter den Unternehmen verbreitet ist: Die aktuellen
Probleme der Rentabilitätssicherung und der Erhal­
hing von Arbeitsplätzen könnten die langfristigen
Aufgaben der Entwicklung neuer Produkte und der
Erschließung neuer Tätigkeitsbereiche über Gebühr
in <;len Hintergrund drängen. Die qefahr, daß kurz­

,fristige' Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit und
damit der Arbeitsplätze die SiCherheit der Arbeits­
plätze ,auf ,lange Sicht aufs Spiel setzen könnte,
wird gesehen. Ihr steht die Befürchtung 'gegenüber,
bei zu starker Dotierung der off~nsiven Investitio­
nen nicht genügend Investitionsfi?ittel zu haben,
um die Rentabilität derjenigen Produktbereiche
sichern zu können, die sich in 'der Reifephase oder
in der Abschwungsphase ihres Lebenszyklus befin-

, den, und" sich gegen vorstoßenden W ~ttbewerb der
Konkurrenten verteidigen müssen. In den Unter­
nehmen ist es Aufgabe der strategischen Planung,
ein Gleichgewicht zwischen den autonomen 'Investi­
tionen und den Investitionen in' den iniitativen und
erhaltendEm Bereichen dergestalt herbeizuführen,
daß die Innovationsrate im Unternehmen ausreicht, '
um die Rentabilität des, Unternehmens und seine
Arbeitsplätze zu sichern.

"

281. Der Wirtschaftspolitik stellt ,sich die Aufgabe,
Rahmenbedingungen zu schaffen, unter denen sich
ein Gleichgewiclit von autonomen und induzierten
Investitionen herausbildet, das die Stabilitäts- und
Wachstumsziele der Volkswirtschaft erfüllt. Das
heißt, es soll sich ein ausgewogeneS Verhältnis
zwischen expansiven jungen Aktivitäten auf auch
weltweit expandierenden, Märkten einerseits und
ertragssicheren etablierten Aktivitäten' mit ver­
gleichsweise hohem Arbeitskräftebedarf anderer­
seits herausbilden können. Förderung von For­
schung und Innovation kann das erleichtern. Akti­
vitäten dagegen, die sich einer stagnierenden Nach- "
frage gegenübersehen, die hohen Löhnen' auch auf
Dauer nicht gewachsen sind, deren internationale
Wettbewerbsfähigkeit also nachhaltig gefährdet ist,
sollten nicht durch staatliche Wirtschaftspolit~k am

,Leben erhalti:m werden.

282. Einer solchen angebotsseitig orientierten Wirt­
schaftspolitik erwachsen von der Nachfrage her

. keine Schwierigkeiten. Mit steigendem verfügba­
rem Einkommen wächst der Spielraum für innova­
torische Kaufentscheidungen. Die Bereitschaft, neue
Produkte und Problemlösungen zu erproben", wird
auf der Seite der Nachfrage größer. Aber' auch die
Bereitschaft, für neue Produkte höhere Preise zu
bezahlen, nimmt bei wachsendem Wohlstand zu.

"Damit steigt der Anreiz für die Unternehmen, sol­
che Produkte anzubieten.

'283. Die Konzeption der Angebotspolitik wird häu­
fig mißverstanden, insbesondere der Zusammen­
hang zwischen der Angebotspolitik und Beschäfti­
gung. In der Diskussion spielt dIe Vorstellung eine
große Roll~, daß es vorwiegend auf diej'enigen in~ .
duzierten Investitionen ankomme, für die der Staat
günstige Bedingungen schaffen könne, indem er
für mehr Nachfrage sorgt. Die" deutsche Wirtschaft
befindet sich jedoch in einer Phase des Struktur~

wandels, dessen Bewältigung entscheidend davon
abhängt, ob genügend a~tonome Investitionen ge-'
tätigt werden. Hier Hilfe zu leisten, ist, Aufgabe der
Angebotspolitik. '

284. Nachfragepolitik und Ange):lOtspolitik werden
überdie's häufig- <!ls unvereinbare. Gegensatze hin­
gestellt. Das gibt ein falsches Bild. Wer die auto­
nomen Investitionen,' in der gegenwärtigen Situa­
tion für besonders wichtig hält und auch einen Teil
der induzierten Investitionen letztlich als von die­
sen bestimmt ansieht, braucht nicht zu leugnen, daß,
es auch Investitionen gibt, die primär von de~ ak­
tuellen Nachfrage abhängen\ Wenn der Sachver­
ständigenrat die Ursachen des Beschäftigungspro­
blems vor' allem auf der Angebotsseite sielit, so
bedeutet das nicht, daß er einzig und allein auf die
Angebotspolitik setzt. Er hat es auch nicht getan,
sondern in der konkreten Situation des Jahres 1977
eine Doppelstrategie für richtig gehalten, die so~

, wohl die Angebotsseite wie die ,Nachfrageseite ein-
bezog., '

285. Dem ~achverständigeIirat ist unterstellt wor­
den, er erwarte einen Aufschwung allein von der
Lohnpolitik. Dies ist eine grobe Vereinfachung.
Kennzeichnend für das Konzepf des Rates ist ,die
Ausrichtung auf die mittelfris,tigen Beschäftigungs-

, probleme. Es ging also nicht nur und nicht einmal
in erster Linie um die' Frage, wie ein" Aufschwung
In Gang gesetzt werden kann, sondern..darum, wie
er sich so, festigen kann, daß auf mittlere Sicht
Vollbeschäftigung möglich wird. In diesem Kon'-'
zept war der Lohnpolitik die Aufgabe zugedacht,
von der Kostenseite her mehr Produktion' rentabel
zu machen. Für die primären' Auftriebsimpulse zu
sorgen, war nach diesem Konzept jedoch Sache des
Staates. Der Sachverständigenrat hatte im Spätsom­
mer 1977 in einem Sondervotum ausdrücklich ge~

raten: "Was die gesetzgebenden Körperschaften an
Maßnahmen beschließen werden, sollte den ge-
samtwirtschaftiich möglichen Rahmen ausschöp-
fen, weil ein kräftiger Impuls nötig ist, " (JG 77 '
Anhang IV, Ziffer 13) .. ,Der expansive Impuls, der
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in der Finanzpolitik für das Jahr 1978 angelegt
war, betrug in der Tat fast 20 Mrd DM. Die posi­
tiven Wirkungen, die eine :zurückhaltende Lohn­
politik damals hätte haben können, beruhten im
übrigen nicht allein auf der unmittelbaren Kosten­
dämpfung, sondern auch 'auf dem Signalcharakter,
den eine solche Lohnpolitik für die Erwartungen
der Investoren gehabt hätte (JG 77 Ziffer 356).

286. Auch nachdem die konjunkturelle Erholung
weitere Fortsc.:hritte macht, bleibt die Aufgabe be­
stehen, von der Kostenseit€ her eine solide Basis
für ein kräftigeres Wachstum zu schaffen. Damit
stellt sich erneut die" Frage, ob nach wie vor die
Notwendigkeit besteht; die Re.allöhne zu korrigie­
ren. Der Sachverständigenrat hat in der Vergangen­
heit diese Frage nie ohne yorbenalte bejaht, son-

, dern dafür geworben, daß die Tarifparteien das zur
Vollbeschäftigung passende Lohimiveau im Rah­
men der Tarifautonomie herausfinden müssen. Eine
wissenschaftliche Methode, mit der festgestellt wer­
den könnte, wie hoch' das vollbeschäftigungskon­
forme Lohnniveau ist, gibt es nicht. Wenn aller­
dings Unterbeschäftigung herrscht und alle mittel­
fristigen Ana~ysen die Erwartung begründen, daß
sich das Problem von selbst nicht löst, und gleich~

zeitig festgestellt werden muß, daß die realen Lohn­
stückkosten auf einem Niveau sind, bei dem es
Vollbeschäftigung in der Bundesrepublik noch nie
gegeben hat (Ziffer 125), ,so läßt sich die Verm~tung

nicht einfach von der Hand ,weisen, daß das Kosten­
niveau korrigiert werden muß.

.Die Diskussion um die Lohnpolitik

287. In der Kontroverse um die Beschäftigungs­
politik wird häufig in Frage gestellt, daß die Lohn­
politik einen Beitrag zur Beseitigung der Arbeits­
losigkeit leisten kann. Möglicherweise sei es ganz
falsch, in der Therapie bei den Löhnen anzusetzen,
weil die Ursache der Unterbeschäftigung ebensogut
auf den Gütermärkten liegen, könne. Auc;h sei es,
sehr unsicher, ob, wie und in welchem Zeitraum eine
zurückhaltende Lohnpolitik auf die Bes'chäftigung
wirke. Denn eine solche PoÜtik könne die Massen­
kaufkraft mindern oder vorwiegend Rationalisie­
rurigsinvestitionen zum Ergebnis haben. Außerdem
müßte befürchtet werden, daß der bewegliche'Wech­
selkurs eine positive Beschäftigungswirkung nicht
mehr zulasse. Schon die Unsicherheit bei Diagnose

,und Wirkungsanalyse schließe ~indeutige Aussagen
über die Zweckmäßigkeit einer bestimmten Politik
aus.

Unsicherheit darüber, auf welchen Ursachen Fehl­
entwicklungen beruhen und wie dies,e beseitigt wer­
den können, kann jedoch kein Argument sein, ei~e

bestimmte Strategie nicht in Betracht zu ziehen.
Sicheres Wissen gibt es nicht. Jeder Lösungsansatz
für das Beschäftigungsproblem ist letztlich mit Un­
sicherheit l:lehaftet, die abgeschätzt und vor allem
gegen die Unsicherheit abgewogen werden muß, mit
der bei anderen Lösungsansätzen zu rechnen wäre.

138

288. Ein gravierender Einwand gegen eine zurück­
haltende Lohnpolitik lautet, daß eine Kostensen­
kung nur in dem Fall zu einem höheren Beschäfti­
gungsgrad führt, in d!=m die Ursache der Arbeits­
losigkeit tatsächlich in einem zu hohen Lohnniveau
liegt. Das sei aber keinesWegs sicher. Denn auch die
Güterpreise könnten aufgrund von Marktmacht starr
oder überhöht sein, mit der Folge, daß die Kapazi­
dten nicht voll genutzt werden und Arbeitslosigkeit
auftritt. Die angemessene Therapie bestehe in die­
sem Fall in 'einer Erhöhung des gesamtwirtschaft­
lichen Nachfragevolumens bis zu dem Punkt, 'bei
dem auch bei den herrschenden Güterpreisen die
Kapazitäten wieder voll ausgelastet werden. Hilf­
reich wäre auch eine Intensivierung des Wettbe­
werbs, der die Güterpreise -nach unten drückt. Daß
auch dieser Fall möglich ist, ist nicht strittig. Doch
es geht nicht um 'die denkbaren Fälle, s'~ndeni. dar­
um, welcher Fall in der gegebenen Situation rele­
vant ist.

289. Es gibt gewichtige Anhaltspunkte dafür, daß
die gegenwärtige, Arbeitslosigkeit nicht zuletzt,
wenn auch'nicht ausschließlich, mit Störungen auf
dem Arbeitsmarkt zu tun hat, weil sich bestimmte
Probleme als P:r:6bleme eines zu hohen Lohnniveaus
da,rstellen. Die realen Lohnkosten, etwa gemessen
an der Reallohnposition der Arbeitnehmer, haben ein

, N'iveau, das weit höher ist als in all 'd~n Jahren, in
denen Vollbeschäftigung .geherrscht hat. Zu diesem
Anstieg der realen Kosten, der in die erste Hälfte
dieses Jahrzehnts fiel, hatte nicht nur die interne
Lohnentwicklung beigetragen, sondern auch die In­
,tensivierung des Wettbewerbs von außen, die von
der Höherbewertung der D·Mark ausging. Das läßt
deutlich werden, daß die andauernde Arbeitslos{g­
keit mit einer zunehmenden Erstarrung der Güter- .
märkte 'kaum in Zusammenhang gebracht werden
kann. Zugleich muß gesehen werden, daß nicht nur
die realen Lohnkosten, sondern auch die Markt-

, risiken, gestiegen sind, weil seit' der Rezession der
Bedarf an Strukturwandel größer gewordl;ln ist. Ei­
gentlich müßten diese zusätzlichen Risiken durch
niedrigere Kosten abgefangen werden können. Ein
Indiz gegen die Diagnose, qie die Ursache auf den
Güterinärkten vermutet, ist im übrigen das Mißver­
hältnis, das zwischl;ln' den starken expansiven Im­
pulsen, von seiten des Staates, die 1975, 1976 und
1978 wirksam waren, und dem kaum nennenswerten
Rückgang der Arbeitslosigkeit best~ht. Zumindest
scheint die Chance, Arbeitslosigkeit mit ,;keynesia­
nischen" Mitteln zu beseitigen, nicht sehr groß zu
sein. Nur 1976 gab es zeitweilig einen leichten An­
stieg der Beschäftigungj damals waren auch die
realen Lohnkosten gesunken.

290. Obwohl sehr viel für die Diagnose angebots­
bedingter Unterbeschäftigung spricht, kann man nicht
ausschließen, daß n:eben Angebotsproble~en auch
autonomer oder daraus resultierender Nachfrage­
mangel im Spiel ist und die Expansionserwartungen
so stark dämpft, daß daraus ein selbständiges Kon­
junkturproblem erwächst. Weil uns im Sommer 1977
eine .solche Situation - vorzuliegen schien, hielten
wir die Doppelstrategie für angeme,ssen. Eine nur an'
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der Nachfrage ansetzende Politik würde bei über­
wiegend angebötsbedingter Arbeitslosigkeit keine
wirkliche Abhilfe schaff,en. Da sie die eigentlichen
Probleme ungelöst 'ließe, setzte sie sich dem Zwang
aus, laufend neue Expansionspr9gramme nachschik-

, ken zu müssen.

291. 'Das Kaufkraftargument ist immer wieder in
die Diskussion geworfen worden. Es bringt die
Sorge zum Ausdruck, eine Verlangsamung des Lohn­
anstiegs könne die Massenkaufkraft so stark schwä­
chen, daß positive Beschäftigungswirkungen davon
nicht zu erwarten seien. Der Sachverständigenrat
hat in seinem letzten Jahresgutachten zu zeigen
versucht, daß diese Sorge unbegrundet'ist, und zwar
a,?-ch dann, wenn die Kostensenkung, die durch die
Lohnzurückhaltung zustande kommt, nicht unmittel­
bar die Beschäftigung erhöht (JG 17 Ziffern 288 ff.).
Unsere Begründung war: Ein Minderanstieg der
Bruttolöhne schwächt die nominale Inlandsnachfrage
bei weiterri nicht in gleichem Umfang, weil vom
aruttoentgelt Steuern und Sozialversicherungsbei­
träge abgehen und vom Nettoentgelt ein Teil ge­
spart, ein and~rer für Importe ausgegeben wird. Die
reale Inlandsnachfrage wird noch weniger gemin­
dert, da der geringere Anstieg der Bruttolöhne und
der Lohnnebenkosten in v,ollem Umfang das Kosten-'
niveau entlastet und dies den Preisauftrieb dämpft.
Schon dann, wenn die prozentuale Minderlohnstei­
gerung nur etwa zur Hälfte in der Form einer Min­
derpreissteigerung weitergegeben wird, braucht mit
einem Ausfall an realer Inlandsnachfrage überhaupt
nicht gerechnet zu werden. Dabei spielt eine wich­
tige Rolle, daß ein großer Teil des verfügbaren Ein­
kommens - insbesondere die Sozialeinkommen und
die Einkommen aus Geldvermögen - nominal fest"
liegt und erst nach einiger Zeit an einen langsame­
ren Anstieg der Löhne und Preise angepaßt wird.
Die Relevanz dieses Realwerteffektes ist angezwei­
felt worden.

292. Einmal ist kritisch, betont worden, er beruhe'
nicht auf einem echten Einkommenszuwachs, weil
das, 'was die einen real' zugewinnen, andere real
verlieren. Das ist für einen großen Teil des Real­
werteffekts auch sicher richtig und vom Sachver-

. ständigenrat nicht bestritten worden (JG 17 Zif­
fer 302). Was die Bezieher von Sozialeinkommen
in realer Rechnung mehr erhalten, muß früher oder
später von den Beitragszahlern oder Steuerzahlern
real getragen werden. Ahnliches gilt für die Ein­
kommen aus Ge~dvermögen, denen Geldschulden
des Staates gegenuberstehen. Der Realwerteffekt
beruht jed0ch gerade auf der Dberlegung, daß die
Gegenbuchung später vorgenommen wird. Er sorgt
für eine Uberbrückung der Zeit, in der die Kosten­
entlastung noch nicht zu mehr rentabler Produktion
geführt hat. Und was die Unternehmen als Geld­
'schuldner angeht, so mögen sie, sich zwar wegen
der Verlangsamung des, Preisniveauanstiegs einen
höheren Realwert ihrer Schulden und ihres Kapital"

'dienstes ausrechnen. Es ist jedoch ein Realwert, der
sie weniger drückt als vorher, weil sich ihre Er­
tragsaussichten aufgrund der Kostenentlastung ver-

bessert haben. Sie erleiden bei einer Mindersteige­
rung der Löhne gewiß keine Vermögenseinbuße.

293. Der Realwerteffekt wird eigeriartigerweise ge­
rade von' denen als illusionär bezeichnet und dann
gegen die lohnpolitische Argumentation des Sach­
verständigenrates ins Feld geführt, die ansonsten
für eine noch expansivere Nachfragepolitik eintre­
ten. Die Wirksamkeit gerade der Nachfragepolitik ,
beruht aber darauf, daß ihre Kosteneffekte erst rela­
tiv" spät sichtbar und spürbar werden; sonst käme
es gar nicht zu einem Nachfrageanstieg. Illusionen
werden bei einer expansiven Nachfragepolitik ge­
nutzt und oftmals mißbraucht, indem Vertrauen auf
einen stabilen Geldwert enttäuscht wird. Ganz an­
ders verhält es sich mit einer Politik der Kosten­
dämpfung, bei der zwar, auch Illusionen genutzt
werden; diese werden aber hier nicht .enttäuscht, da
keine inflatorischen Gefahren ,heraufbeschworen,
sondern viellnehr verringert werden. Und die Sen­
kung des realen Kostenniveaus erleichtert es, die
Gegenbuchung später zu begleichen,' da sie mehr
Wachstum und damit im ganzen mehr Einkommen

,inögJich macht. Diese Politik zielt also auf eine
Lösung des Problems beim Kostenniveau und nicht
darauf, es zu überdecke'n.

294. Ein emderer Einwand besagt, daß die Hoffnung
auf den Realwerteftekt wegen der Starrheit vieler
Preise nach unten überzogen sei. Dbersehen wird
dabei jedoch, daß der Realwerteffekt nicht notwen­
dig durch Preissenkung zustande kommen Illuß, son­
dern auch dann eintritt, wenn das Preisniveau lang­
samer steigt als sonst. Nur wenn die Nominallöhne
überhaupt nicht mehr steigen würden, wären in
größerem Umfang Preissenkungen notwendig, um
die reale Kaufkraft zu sichern. Der Sachverständi­
genrat haUe jedoch keine Lohnpause im Auge, son­
dern eine Verlangsamung des Lohnanstiegs, ver­
bunden mit einer etwas geringeren Verlangsamung
des Preisniveauanstiegs. Die Trägheit, mit der Preis­
senkungen vorgenommen werden, spielt dann keine
große. Rolle, weil es nur darum geht, daß die Preise
etwas weniger erhöht werden als sonst. Ein Rest
an Unsicherheit darüber, daß der Realwerteffekt
groß genug ausfallen könnte; maggleiehwohl be­
stehen bleiben. Es wäre dann nicht auszuschließen, .
daß doch Nachfrage ausfällt und daraus 'Unsicher­
heit bei den' Investoren erwächst. Dieser Unsicher­
heit stünde zwar immer noch der positive Rentabi­
litätseffekt gegenüber, um den es bei einer zurück­
haltenden Lohnpolitik in der Hauptsache geht.
Wenn aber die Beschäftigungswirkungen einer ver­
besserten Rentabilität auf sich warten lqssen, bleib-t
ein Restrisiko. Auch um diesem Restrisiko. vorzu­
beugen, hielten wir die Doppelstrategie für eine.
sitmitionsgerechte Kom;eption. \

295.· Einem populären Argument zufolge führt eine
zurückhaltende Lohnpolitik nur zu höheren Unter­
nehmergewinnen, die dazu benutzt würden, Arbeits­
plätze wegzur.ationalisieren. Eine "Verminderung des
Kostendrucks kanri aber schwerlich' ein Grund für
Rationalisierungsinvestitionen sein. Eher, trifft das
Gegenteil zu. Rationalisierungsinvestitionen stehen
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häufig mit autonomen Neuerungen in Verbindung
, und haben keinen oder nur einen geringen Kontakt
mit dem aktuellen Kostenniveau. Das Tempo, mit
dem sie vorgenommen werden, mag gleichwohl
durch den Druck der Lohnkosten bestimmt werden.
Lohnpolitische Zurückhaltung mindert daher den
Anreiz für Rationalisierungsinvestitlonen. Daß durch
eine zurückhaltende Lohnpolitik 'die Gew~nne und
die Finanzierungsspielräume der Unternehmen ver­
bessert werden, ist für sich genommen kein Anreiz
ftir. 'solche Investitionen, es sei denn, Rationalisie­
rungsinvestitionen sind vorn Selbstfinanzierungs­
spielraum mit abhängig. Den Selbstfinanzierungs­
spielraum ,zu begrenzen, um Rationalisierungsinve­
stitionen zu verhindern; wäre jedoch ein gefähr­
liches Spiel. Denn zugleich würden dadurch Ersatz­
iiwesÜtionen ·und Erweiterungsinvestitionen .getrof­
fen. Im allge~einen sind höhere c:;ewinne kein
Grund, eine Rationalisierungsinvestition vorzuneh­
men, die bei niedrigeren Gewinnen unterblieben ist.
Diese hätte ja die Gewinnsituation schon vorher
verbessern können.

296. I Im übrigen sind Rationalisierungsinvestitionen
unter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten kein
Vorgang, durch den Beschäftigungsprobleme ver­
größert würden. Der Sachverständigenrat hat sich
dazu mehrfach geäußert. Rationalisierungs~nvestitio­

nen helfen Kosten senken und sichern damit die
Wettbewerbsfähigkeit der Produktion. In einer offe­
nen Wirtschaft sind sie häufig das einzige Mittel,
mit dem die Produktion am inländischen Standort
verteidigt werden kann. Sie fünren zwar nicht selten
zu Entlassungen in den Bereichen, die rationalisie­
ren. Gerade eine zurückhaltende Lohnpolitik ver­
bessert aber die Bedingungen dafür, daß die Arbeits- .
~räfte, die ihren Arbeitsplatz verloren haben, an
anderer Stelle der Volkswirtschaft einen neuen
Arbeitsplatz finden können.

Lohnpolitik und Wechselkurs

297. Die beschäftigungspoIitische Autonomie eines
Landes wird bei flexiblen Wechselkursen als bedroht
angesehen. Das Kostenniveau, so wird argumentiert,
könne für den internationalen Wettbewerb nicht
gesenkt werden, .weil der Wechselkurs Kostenvor­
teile, etwa aus einer zUTückhaltenden Lohnpolitik,
sogleich wieder durch eine Aufwertung beseitige.
Eine zurückhaltende Lohnpolitik müsse deshalb wir- .
kungslos bleiben. Im übrigen sei auch ein zu hohes
Niveau der Lohnkosten in den unter Auslandswett­
bewerb stehenden Bereichen der Wirtschaft kaum
vorstellbar, weil der Wechselkurs über eine Ab­
wertung für einen Ausglei<;h.sorge.

Im Prinzip stellt dieses Argument' den Zusammen­
hang zwischen Lohnhöhe und Beschäftigung nicht in .
Frage, sondern nur die Möglichkeit, daß das' Inland
eine andere Kostenentwicklung haben kann als das
Ausland. Es bleibt durchaus offen,. ob derzeit nicht
das Kostenniveau in allen Ländern höher ist, als mit
Vollbeschäftigung vereinbar wäre.'
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298. Zunächst 'muß man sich vor'Augen halten, wie
eine auf Kostensenkung zielende Lohnpolitik den'
Wechselkurs beeinflussen könnte. Anpassungsvor­
gänge gibt es sowohl auf den Gütermärkten wie auf
den Kapitalni~rkten.

Wenn es der inländischen ·Wirtschaft gelingt, sich
einen Kostenvorteil gegenüber dem Ausland zu ver­
schaffen, kann sie im internationalen Handel.billiger
anbieten. In dem Maße, wie ihre Güter stärker Ilach­
gefragt werden, wird auch ihre Währung mehr be­
nötigt. Es kommt zu einer Aufwertung, die den
Wettbewerbsvorsprung zu nivellieren tend.iert.

. ,
Soweit der Kostenvorteil nicht im Preis weitergege­
ben wird, verb~ssert sich die Rentabilität am inlän­
dischen Standort. An der Nutzung der vermehrten
Produktionschancen. beteiligt sich lJ.icht nur inländi­
sches, sondern auch ausländisches Kapital. Es ist der
Kapitalimport,' der in diesem Fall eine Aufwertung' I

auslöst. Der Kapitalzustrom wird 'anhalten, bis die
RentablIität der inländischen' Produktion keinen
Vorsprung. mehr hat, ein weiterer Kapitalimport.also
nicht mehr lohnend erscheint. Dieser Anpassungs­
,vorgang hebt den mit der Kosten~enkungangestreb­
ten Beschäftigungsanstieg nicht auf, sondern bewirkt
nur, daß 'der' Kapitalzustrom nicht unbegrenzt weiter­
.geht. Am Ende des Prozesses gibt es zwar 'keinen
Kostenvorteil mehr gegenüber dem Ausland, das
Niveau von Produktion und Beschaftigung ist aber

. höher. als am Anfang.

Es wird nun befürchtet, daß durch einen Zustrom
spekulativen Geldes vor allem im Bereich des kurz­
fristigen Kapitalverkehrs die Anpassung des Wech­
selkurses sehr schnel.l vor sich gehen kann. Unter
diesen Umständen ist es in der Tat möglich, daß we­
der der Marktanteil der inländischen Anbieter sich
erhöht, noch die Rentabilität sich verbesser't. Eine
positive Beschäftigungswirkung der Lohhzurückhal­
tung käme nicht zustande, oder allenfalls längerfri­
stig als Folge einer Zinssenkurigstendenz und ,gün­
stiger Austauschverhältnisse .gegenüber dem Aus­
land.

Diese Möglichkeit ist jedoch nur gefährlich, wenn.
die G~ldpolitik sie nicht verhindern kann, sie' also
eine Aufwertungstendenz zulassen muß, die stärker
ist als die internationalen Unterschiede in den Preis­
steigerungsraten. Um dieser Tendenz entgegenzu­
treten, braucht sie keinen inflatorischen Kurs einzu­
schlagen, sondern muß nur unverändert das Preis­
niveau zu realisieren trachten" das sie von Anfang
an angestrebt hat. Gelingt es ihr, dies~n Preisniveau­
Standard zu realisieren, wird zwar der internatio­
nale Wettbewerb immer noch für einen Ausgleich
der Güterpreise sorgen, der Kostenvorteil in Form
des Rentabilitätseffekts kann sich aber voll auswir­
ken. Er verschwindet nur in dem tv1aße, wie Inve­
stitionen und Beschäftigung zunehmen.

. ,

299. Bei festen Wechselkursen ist es nicht nötig
und nicht möglich, einen eigenen Preisniveau-Stan­
dard zu realisieren. Der Standard ist das internatio­
nale Preisniveau. Ein inländischer Kostenvorteilläßt .
sich ungestört in einen Wettbewerbsvorsprung oder
einen Rentabilitätsvorteil umsetzen. Allerdings: Ein
IIlflationsgefälle vorn Ausland zum Inland kann hin-
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zukommen, dem Inland also einen zusätzlichen künst­
lichen Standortvorteil verschaffen. Die Inflationsdif­
ferenz begünstigt den vorstoßenden Wettbewerb in­
ländischer Anbieter auf ausländischen Märkten und
erhöht die Rentabilität der inländischen Unterneh­
men. Die Beschäftigungswirkungen einer zurückhal­
tenden Lohnpolitik sind bei festen \A/echselkursen
daher vergleichsweise groß. Der internationale Pr,eis­
zusammenhang läßt sich jedoch niCht auf Dauer un­
terbrechen. Im Zuge einer allmählich einsetzenden
'Anpassungsinflation- werden die künstlichen Stand­
ortvorteile wieder beseitigt, es sei denn, eine Auf­
wertung erweist sich schon vorher als unumgänglich.
Der künstliche Standortvorteil hat vorübergehend
die J3eschäftigung auf Kosten des Auslandes erhöht.
Dies muß in der Regel mit,Devisenmarktinterventio­
nen Qder einem unfreiwilligen Kapitalexport erkauft
werden. In einem Festkurssystem .ist eine solche
Politik der Unterbewertung d~r Währung möglich.

Die Erfahrungen mit dem System von Bretton Woods '
'haben gezeigt, wie groß die Probleme sind, die sich
aus einer künstlich. verzögerten Anpassung der
Wechselkurse ergeben können, wenn sich in, der Zwi­
schenzeit die Produktionsstruktur an falsche Rah­
menbedingungen anpaßt. Werden diese dann
schließlich doch geändert, sind strukturelle Beschäf­
tigungsprobleme die Folge.

~OO. Skeptiker werden sich von solchen grundsätz­
lichen Uberlegungen nicht überzeugen lassen, son­
dern au,f das für die deutsche Wirtschaft in den letz­
ten Jahren wenig vorteilhafte Zusammenspiel von
Wechselkursen, Preisen und Kosten verweisen. Tat­
sächlich war der im .internationalen' Vergleich ge­
mäßigte Anstieg des Kostenniveaus in der Bundes­
republik von' einer Aufwertungstendenz begleitet,
die' zeitweise sogar über das hinausging, was den
Kostendivergenzen zwischen Inland und Ausland
entsprochen hätte, so daß die unter Auslandswett­
bewerb stehenden Bereiche der Wirtschaft im inter­
nationalen Vergleich einen Rückgang der GewInn­
margen hinnehmen mußten (Ziffer 164). Zu fragen
ist; , .

- ob die {nterne Kostenentwicklung tatsächlich die
Ursache für die reale Aufwertungstendenz war
oder

- ob beide Tendenzen nur in einem losen Zusam­
m'enhang standen, also mehr oder weniger zu~

fällig zusammenfielen. '

Wenn der erste Fall zuträfe; könnte m'an sagen, daß
die beschäftigungspolitische Autonomie aufgrund
der bisherigen Erfahrungen ernsthaft gefährdet. ist. .
Im zweiten Fall hätte die Lohnpolitik trotz widriger
außenwirtschaftlicher Umstände eine Chance, zum
Anstieg der Beschäftigung im Inland beizutragen.

301. Um herauszufinden, welche Vermutung zutref-'
fen könnte, sollen auch andere Industrieläp.der in
die Betrachtung einbezogen werden. Die Informa­
tion über die Veränderung der realen Bewertung
ihrer Währungen auf Preisbasis und auf Kosten­
basis, die in Schaubild 3 enthalten' sind, lassen fol­
gende Grundlinien sichtbar werden:

- Die reale Bewertung der Währung auf Kosten­
basis zeigt für eine Gruppe von Ländern, der
die Bundesr~publik, Belgien, die Ni.ederlande,
die Schweiz und Japan angehören, seit Beginn
der siebzigerjahre einen zum Teil sehr starken
AJ.1stieg. In einzelnen 'Jahren gab es auch rück­
läufige Bewegungen. Die reale Bewertung auf
'Pr~'isbasis war in diesen Ländern ebenfalls nach
oben gerichtet. Der Anstieg fiel jedoch schwä­
cher aus als bei der realen Bewertung auf Ko­
stenbasis. Durchweg hatten diese Aufwertungs­
länder daher negative Rentabilitätseffekte ' zu
verzeichne!)..

- Die reale Bewertung der Währung auf Kosten­
basis 'z~igt für, eine zweite' Gruppe von Ländern,
die aus den Vereinigten Staaten, Italien un,d
Großbritannien besteht,'· während' der siebziger
Jahre einen mehr oder weniger starken Rück­
gang. Vorübergehend kam es auch einmai zu

,einem Anstieg. Im Einklang mit dieser Tendenz
ging auch die reale Bewertung auf Preisbasis zu­
rück, freilich nic1).t so ·stark wie die reale Bewer­
hing auf Kostenbasis, 'so daß sich in den Abwer­
tungsländern 'durchweg positive' Rentabilitäts­
effekte ergaben. .

Die unterschiedlichen Grundlinien in den Verände­
rungen der' realen Bewertung der ,einzelnen· Wäh­
rungen finden sicher zu einem Teil ihre Ursache
darin, daß zu Beginn der siebziger Jahre die inter­
nationalen Kosten- und Preisrelationen sehr stark
verzerrt waren. Darauf darf man aber wohl nicht
mehr zurückführen, daß sich diese unterschiedlichen
Entwicklungen in den letzten Jahren fortgesetzt ha­
ben. Vielmehr scheint es von der Konstitution eines
Landes in bezug auf die Stabilitätspolitik abzuhän­
gen, ob es sich einer Aufwertungstendenz oder
eine.r Abwertungstendenz ausgesetzt steht.

302. In der Bundesrepublik scheint sich somit auf­
grund eines Zllsammenspiels von Kosten, Preisen
und Wechselkurs die Rentabilität verschlechtert zu
haben. Es fällt jedoch schwer, die interne Kostenent­
wicklung als entscheidende Ursache der Tendenz zu
einer realen Höherbewertung der 'D-Mark anzu­
sehen. Nur wenn sich die Rentabilität im Vergleich
zum Ausland verbessert hätte, könnte man für eini­
germaßen begründet halten,.daß die Btindesrepublik
von ihrer Kostenentwicklung her in den Aufwer-
tungssog geraten ist. '

Uberzeugender erscheint. dagegen die These" daß
die reale Aufwertungstendenz derD-Mark die län­
gerfristige Bewertung zum Ausdruck bringt, die das
Ausland der Fähigkeit der Bundesrepublik, ihr
Preisniveau zu stabilisieren, entgegenbringt. Der

, Wechselkurs. ist seit einigen jahren in bezug auf
das Tempo des bisherigen Stabilisierungsprozesses '
sichtbar in der Führungsrolle. In einem solchen Pro­
zeß .muß man kurzfristig auch mit Uberreaktionen
des Wechselkurses rechnen, insbesondere dann,
wenn sich gleichzeitig die Inflation in wichtigen
Partnerländern beschleunigt. Die Fähigkeit, den Ko­
stenauftrieb in Grenzen zu halten, ist in der Bim-
,~esrepublik zwar größer als im Ausland, war aber,
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offenbar nicht auf der Höhe des vom Ausland vor­
gegebenen Stabilisierungsdrucks. Die Lohnpolitik
hat diesen immer erst nachträglich zur Kenntnis ge­
nommen und sich bei den nötigen Korrekturen
schwergetan.

Kaum jemand würde beispielsweb~e sagen wollen,
daß das Ausmaß der Höherbewertung des Jahres
1978 in ursächlichem Zusammenhang mit der Lohn­
runde dieses Jahres steht. Vielmehr scheint es die
Vertrauenskrise zu sein, in die der Dollar geraten
ist, die die D-Mark zu eIner Zi:Ifluchtswähiung hat
werde'n lassen. Für die Wirtschaftspolitik gibt es in
einer solchen Situation kaum eine Alternative. Denn
in einer Politik, die Inflation erzeugt, um die Auf­
wertungstendenz zu brechen, kann kein Sinn liegen.

Eine chronische Aufwertungstendenz ist länge.rfristig
zwar nicht ohne reale Vorteile, ~eil sich das Aus­
tauschverhältnis mit dem Ausland dadurch in der
Regel verbessert und Kapital billiger angeboten
wird. Damit Produktion und Beschäftigung aber
nicht beeinträchtigt werden, sonde'rn wieder kräfti­
ger steigen können, mÜßte die' Aufwertung den
Kostenauftrieb ebenso stark dämpfen wie den Preis­
auftrieb.. Man kann für wahrscheinlich halten, daß

. eine zurückhaltendere Lohnpolitik in der Bundes­
republik die Chance gehabt hätte, die Kompression
der Gewinnmargen in den außenhandelsintensiven
Bereichen g.eringer ausfallen zu lassen.

303. Die Binnenbereiche der Volkswirtschaft wer­
den. von den Vorgängen an den Devisenmärkten
nicht direkt getroffen, von der Kostenseite ,her sogar
begünstigt, weil importierte I<ostengüter und dem
internationa,len 'Wettbewerb ausgesetzte Inlandsgü­
ter durch die. Aufwertung billiger werden. Stehen
die Außenbereiche unter scharfemWettbewerbs~

druck, die Binnenbereiche aber nicht, si? ändern sich
die Preisrelatione;n zugunsten der Binnenwirtschaft.
Möglicherweise müss~n die Verbraucherpreise rela­
tiv steigen. Solche Veränderungen der Preisstruktur
können kein Anlaß sein, lohnpolifisch ei~en Aus­
gleich zu verlangen. Denn eine Rentabilitätsverbes­
serung in der Binnenwirtschaft ist eine Vorbedin­
gung für den Anpassungsprozeß, durch den sich die
Wachstumsdynamik von den Außensektoren a1,lf die
Binnensektoren verJagert. Es gibt Anzeichen dafür,
daß dieser Prozeß in den vergang'enen Jahren ein
Stück vorangekommen ist. ..

11. Zur finanzpolitischen Diskussion

3ü4. Auf mittlere Sicht hat es die Finanzpolitik vor
allem mit zwei Problemen zu tun. Zum einen zeich­
net sich eine höhere öffentliche Kreditaufnahme auf
Dauer abj das wäre neu in der Geschichte der Bun­
desrepublik und soll deswegen auf seine Wirkungen
hin untersucht werden. Zum anderen sind wichtige .
Änderungen in der Besteuerung vorgenommen 'wor­
den oder stehen für die nächste Zukunft zur Ent­
scheidung an; weil dabei Grundsatzfragen berührt
werden, .verdienen .dIese' Maßnahmen auch unter
längerfristigem Aspekt Aufmerksamkeit.
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Höhere Defizite auf Dauer?-

305. Die Verschuldung des Staates hat in den .sieb~

ziger Jahren drastisch zugenommen (Schaubild 36).
Der Schuldenstand der öffentlichen Haushalte, der
sich von 1950 bis 1962 und von 1962 bis 1970 ver­
doppelt hatte, verdreifachte sich von 1970 bis 1978.
Auch wenn man in Rechnung stellt, daß wirtschaftli­
ches Wachstum den Spielraum für staatliche.Kredit­
ailfmihme erweitert und Inflation den Wert derabso­
luten Schuldenbeträge gemindert hat, bleibt es da­
bei, daß die Staatsverschuldung in den siebziger
Jahren stark angestiegen ist. 'Das Finanzierungs­
defizit des öffentlichen Gesamthaushalts, gemessen
am gesamtwirtschaftlichen Produktionspotential,
machte im Durchschnitt der Jahre 1962 bis 1967 etwa
1112 vH aUSj im Durchschnitt der Jahre 1974 bis 1979
werden es·etwa 31/2 vH sein.

Die starke Zunahme der öffentlichen Verschuldung
hat einen kräftigen Anstieg der Zinsausgaben mit
sich gebracht. Während der Anteil derZinsausga­
ben an den Gesamtausgaben der Gebietskörper­
schaften 1962 nur 2,8 vH betragen hatte, war er bis
1978 auf 5,3 vH gestiegen und wird 1979 voraus­
sichtlich 5,5 vH erreichen. Vergleicht man die Schul­
denaufnahme in den siebziger Jahren von Land zu'
Land, dann befand sich die Bundesrepublik bei der
Kreclitaufnahme, gemessen als Anteil am Sozialpro-.
dukt, mit an der Spitze der rndustrieländer (Tabelle
33). Bei einem solchen Vergleich der Situation in ver­
schiedenen Ländern sollten freilich die unterschied­
liche Ausgangssituation nach dem Kriege sowie das'
Tempo der Schuldenaufnahme seitdem nicht aus dem
Bild bleiben. Schlüsse auf den Spielraum für eine
weitere Zunahme der Verschuldung in der Bundes­
republik könne~ aus einem solchen Vergleich aIier-
dings nicht gezogen werden. .

306. In der Entwicklung der Haushaltsdefizite spie­
geln sich· zu einem Teil auch Konjunkturverlauf und
staatliche Konjunkturpolitik. Vor allem seit Mitte
der. siebziger Jahre prägen Steuerausfälle infolge
der lang anhaltenden Unterauslastung des gesamt­
wirtschaftlichen Produkti9nspotentials und expansi­
ve Impulse der Finanzpolitik zur Nachfragestützung
und zur Wachstumsförderung die Entwicklung der
staatlichen Kreditaufnahme. Soweit der Anstieg der
Haushaltsdefizite auf konjunkturbedingten Einnah­
menausfällen beruht, fällt er bei einer Analyse der
mittelfristigen Entwicklung der Staatsverschuldung
nicht so sehr ins Gewicht, weil er sich von selbst
zurückbildet, wenn im Zuge eines nachhaltigen Auf-

. schwungs wieder eine normale Auslastung des, Pro­
duktionspotentialserreicht wird. Das gil~ in gewis­
sem Umfange auch für Ausgabensteigeri.mgen, die
sich bei schwacher Konjunktur automatisch ergeben;
die:se sind allerdings noch schwerer abzuschätzen.
VorübergehEmd sind die fiskalischen Lasten einer
Rezession jedoch keineswegs (JG 76 Ziffern 228 ff.).
Bereinigt man dje tatsächlichen Defizite um l:iie kon­
junkturellen Einnahmenschwankungen, dann bleibt
als "bereinigtes" Defizit das, was in den Haushalten
der Gebietskörperschaften an Impulsen. zur Beein­
flussung der konjunkturellen Entwicklung und an '
Dauerverschuldung angelegt. ·ist. Anders als kon-
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, Quelle für Grundzahlen: BMF, Deutsche Bundesbank
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T,a bell e 33
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Internationaler Vergleich der Größenordnungen der öffentlichen Verschuldung
und des' Zinsendienstes

Gesamtverschuldung 1) Ende 1977 in vH Finanzie- Zinsendienst in vH
des Bruttoso;lialprodukts rungs- der Ausgaben

davon'entfallen auf die
saldo in vR
des j eweili-

Land
Zeiträume gen Brutto- ,Staat (Bund)

sozialpro- und nachge-

insgesamt dukts im Staat (Bund) ordnete

bis 1948 1949 bis Durchschnitt ' 1977 Gebiets-
1977 2) körper-der Jahre schaften 19761973 bis 1977

Bundesrepublik Deutschland 27 2 25 3,5 5,0 5,3

Belgien ••• • ••••• 0 ••••••••• 52 11 ,41 2,1 7,7
Dänemark •••••..•••••••••• 0' 29 3 26 2,2 1,9 2,3,

Frankreich ................. . 15 a). - 2 13 b) 1,6 c) 2,1

Großbritannien ............ 63 20 43 6,5 8;5 10,9

Italien .................... 53 52 -11,2 cl ' 8,1 7,9

Japan ..................... 28 28 4,2 6,6 5;4

Niederlande ............... 40 10 30 2,0 4,8

Norwegen .......... , ... ".". 42 4 38 6,2 4,6 ,4,3

Osterreich .................... 27 a) 1 26 b) , 1,2 d) 4,5

Schweden
,

39 4 35 4,0 4,6........... , .....
Schweiz ................... 31 7 24 1,7 4,0 6,6

USA ...................... 52 15 37 1,5 8,3 6,3

1) Bund (Staat) und ,nachgeordnete Gebietskörperschaften; ohne Verschuldung dE;!r Gebietskörperschaften untereinander.
2) Rechnerisch ermittelt, indem der Schuldenstand des Jahres liJ48 von dem neuesten Schuldenstand in Abzug gebracht wurde.
a) 1976.' ,
b) 1949 bis 1976.
c) 1973 bis .1976.
d) 1973 bis 1975.

Quelle: BMF

junkturbedingte Einnahmenausfälle bilden sich ex­
pansive Impulse bei ~iner konjunkturellen Belebung
nicht von selbst zurück. Die Entwicklung dieses "be­
reinigten" Defizits -, bezogen auf das I Produktions­
potential - ,zeigt in den siebziger Jahren eine we­
niger dramatische Zunahme als die des tatsächlichen
Defizits; die' deutliche Tendenz zu einer höheren
staatlichen Kreditaufnahme bleibt aber bestehen
(Schaubild 36).

307. Wieweit sich diese stark angestiegene Kredit­
aufnahme des Staates wieder zurückbilden wird, läßt
sich nur schwer abschätzen. Anhaltspunkte für die
weitere Entwicklung der" öffentlichen Verschuldung
bieten die mittelfristigen Finanzpläp.e dßr Gebiets­
körperschaften, in denen der mittelfristige Kurs der
Firranzpolitik offengelegt werden soll. Da kein zu­
sammengefaßter Finanzplan für dE;ln öffentlichen Ge­
sanithaushaltvorliegt, gehen wir, um ein Schätzurteil
über die EnJtwicklungstendenzen für die öffentliche
Verschuldung zu gewiIlJIlen, vom Finanzplan des
Bundes für die jahre bis 1982 aus. Dort ist unter der
AnnaJ;1me eines nachhaltigen Aufschwungs - im
Durchschnitt der Jahre 1918 bis 1982 ist ein reales
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Wirtschaftswachstum von 4 vH und ein Anstieg des
gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus um 3 vH unter­
steHt - eine nur moderate Rückführung der Netto­
kredilaufnahme von, 35112 Mrd DM im Jahre 1919
auf etwa 30 Mrd DM im Jahre 1982 vorgesehen.
Nimmt man für Länder und Gemeinden an, daß sie'
insg~samt gesehen bei der Zurückführung • ihrer
Defizite' ähnlich vorgehen, dann zeichnet sich für'
das Jahr 1982 im ,öffentlichen Gesamthaush9-lt
ein Finanzierungssaldo in der Größenordnung von
40 Mrd, DM bis 50 Mrd DM ab. Dies ist weit mehr,
als sich bei einem Fortschreiben der Kreditaufnabme
nach dem Verschuldungsverhalten des Staates in
den sechziger Jahren ergäbe, das wir auch für die
potentialorientierte Kreditaufnahine in miseren
Rechnungen zum konjunkturneutralen Haushalt zu­
grunde legen. SoUte die Finanzpolitik einem solchen
Kurs folgen, dann würde diß' Kreaitaufnahme des
Staates im Verhältnis zum So'zialprodukt in dem
Jahrfünft, das von der aktuellen Finanzplanung ,er­
faßt ,wird - also von 1918 bis 1982 - noch "etwas
höher ausfallen als in dem Jahrfünft zuvor, und dies,
obwohl in den beiden Zeiträumen vermutlich ganz
unterschiedliche Aufgaben zur Lösung anstanden
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beziehungsweise anstehen. Waren es in den Jahren
von 1973 bis 1977 vqr allem konjunkturelle Pro­
bleme, die man zu bE!wältigen suchte, s'o dürften in
den vor uns Üegenden Jahren wohl Wach~tumspro­
,bleme dominieren,

308. Aus ökonomischer Sicht gibt'es keine leicht zu
bestimmenden Grenzen dafür, wieweit der Staat.'
seine Ausgaben .durch Kredite finanzieren' kann.
Eine Änderung im Finanzierungsverhalten'des Staa­
tes' in dem -Sinne, daß Kredite an die Stelle von
Steuern treten, muß daher von den Wirkungen her
beurteilt werden, dil~ davon zu erwarten sind; wich­
tig ist außerdem, wie die Chancen einzuschätzen
sind, allfällige Nebenwirkungen abzufangen.

Bei unseren Dberlegungen gehen wh' von folgenden'
G!,"undannahmen aus:

- Wir' halten dafür,. daß dem wirtschaftlichen
Wachstum für 'eine Lösung der anha]tenden Be­
schäftigungsprobleme' ein hoher Rang zukommt
und daß 'deshalb eine Einschränkung der privaten ,
Investitionen nicht gewollt ist.

, .
Die Erfahrung lehrt, daß eine stark expansiv an­
gelegte Finanzpolitik dadurch unwirksam :wer­
den oder gar kontraproduktiv wirken kann, daß
steigende Defizite die Erwartung höherer Zinsen
wecken;' die Furcht vor zunehmenden" Inflations­
raten, einer anschließenden Stabilisierungskrise

,und später ansteigenden Steuerlasten ,beflügeln
und so negativ auf die Gewinnerwartungen der,
Unternehmen und die Einkommenserwarturigen
der private~Haushalte durchschlagen.

~ Außer'dem· geben die, Erfahrungen der letzten.
Jahre Grund zu der Annahme, daß eine' Erhö­
hung der volkswirtschaftlichen Steuerquote auch
in Zukunft auf erheblichen Widerstand stoßen
wird. ' ,

- Schließlich ist davon auszugehen, daß es aus ver­
teilungspolitisch~n,Gründen Grenzen für eine
erhöhte Kapitalbildung über Selbstfinanzierung
gibt.

309. Der Spielraum, der durch eine auf Dauer a,n­
gelegte Erhöhung der Kreditaumahme für zusätz.,'
liehe Staatsausgaben oder für, Steuerentlastungen
entsteht, wird oft überschätzt. Schulden bringen
Zinsverpflichtungen mit sich, 'so daß ein mit der Zeit
zunehmender Teil. der dauerhaft erhöhten Kredit-

'aufnahme durch dauerhaft höhere Zinszahlungen
aufgezehrt wird. Wieviel dies sein wird, hängt zum
einen vom Tempo des wirtschaftlichen Wachstums
und zum anderen davon ab, wie hoch der Zinssatz

. ist, zu dem die Staatsschulden verzinst werden müs­
sen. Für die Zeit des Dbergangs auf einen höheren
'Verschuldungspfad ist freilich in jedem Falle wegen
der verzögerten' Anpassung der Zinslasten ' Spiel­
raum für mehr Staatsausgaben oder, Steuerentiastun­
gen gegeben. Im Zuge der Anpassung verengt dieser
sich jedoch; in diesem Maße muß entweder die Aus­
gabenexpansion oder die Steuerentlastung zurück­
genommen werden. Soll der Spielraum ungeschmä­
lert bleiben, muß ~iie staatliche Kreditaufnahme stän­
dig beschleunigt zunehmen. Dieser dritte Weg stieße.

auf stabilitätspolitische und wachstumspolitische Be­
denken. Der zweite Weg, die wachsenden'Zinslasten
über Steuererhöhungen zu finanzieren, wäre nur
dann möglich, wenn angenqII).men werden dürfte,
daß der Steuerwiderstand in der Zukunft wesentlich
geringer sein wird, al,s er in der Gegenwart ist. Der
erste Weg, eine Verminderung der künftigen Aus­
gabenexpansion" ist im Prinzip gangbar, Man müßte
allerdings Spielraum dafür sehen oder schaffen, und
dabei ist zu bedenken, daß über die Staatsausgaben
durcli langfristige Verpflichtungen weitgeh~nd dis­
poniert ist, und bei dem geringen Rest von Staats­
ausgaben; der für politisches Handeln zur Verfüg~ng
steht, führt nicht erst ein~ Erhöhung der Zinslast um '
volle Prozentpunkte 'zu 'spüroaren ,Einschränkungen,
Auch hier könnte es nicht darum gehen, einfach dar­
auf zu setzen, daß künftig etwas leicht fällt, was
heute große Anstrengungen erfordert.

310. Aus stabilitätspolitischer Sicht stehen gegen­
wärtig wegen unterausgelasteter Kapazitäten und
sinkender Preissteigerungsraten einer vergleichs­
weise hohen Kreditaufnahme des Staates wenig Be­
denken entgegen. Hielte der Staat die erhöhte Kre­
ditaufnahme aber aUf Dauer, also auch bei einer nor­
malen AuslastLing des Produktionspotentials durch,
wären stabilitätspolitische Probleme wahrscheinlich.
Zumindest lehrt dies die Erfahrung, Anfang der sieb,
ziger Jahre führte der Versuch, eine erhöhte Staats­
quote zu realisieren, ohne daß die -Bürger darauf
.vorbereitet waren, daß dies einen Verzicht, sei es'
freiwillig oder über Steuererhöhurigen, in der _priva­
ten Beanspruchung des Produktionspotentials erfor­
derte, zu einem Zusammenstoß der steigenden An­
sprüche und bes,chleunigte die Inflation (JG 75 Zif­
fer 290).

Bedenkeri muß man auch, daß eine dauerhafte Er­
höhung der staatlichen Kreditfinanzierungsquote den
konjunkturpolitischen Han'dlungsspielraum des Staa­
tes einschränken kann. Die Höhe der Defizite, die in
den öffentlichen Haushalten entstehen können, ohne
daß die Zukunftserwartungen von privaten Haus­
halten ,und :Unternehmen beeinträchtigt werden" ist
nicht unbegrenzt. Zwar läßt sich der Spielraum der
Finanzpolitik quantitativ nicht angeben, er mag sich
auch im Zeitablauf ändern; aber es leuchtet wohl
ein, daß das, was davon in konjunkturell normalen
Zeiten in Anspruch genommen wird, der Finanzpo­
litik fehlt, wenn gegen eine Rezession anzugehen
·ist. Die ErfahrungeI). 'des' Jahres 1975 haben' gezeigt,
daß es solche Grenzen der Rezessionsbekämpfung ,
mit fiminzpolitischen Mitteln gibt; und weil auch für
die, Zukunft konjunkturelle Rückschläge nicht aus­
zuschließen sind, ist es nicht ratsa~, den Spielraum,
der in diesem Sinn für Defizite in den öffentlichen
Haushalten besteht, auf dem Wege einer erhöhten
Normalverschuldung des Staates auszuloten.

311. Bedenken gegen eine dauerhafte Erhöhung der
staatlichen Kreditfinanzierung kommen vor. allem '
aus wachstumspolitischer Sicht, Eine verstärkte Kre­
l;I.itaufnah,me der öffentlichen Hand ist, hält man eine
starke Zunahme der privaten Investitionen für nötig,
riur unbedenklich, wenn die öffentliche Kreditauf­
nahme nicht private Investoren verdrängt, die mit
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dem Staat um die anlagebereiten Mittel konkurrie­
ren. Wachstumspolitisch unbedenklich wäre es bei-,
spielsweise, wenn der Staat mit den zusätzlichen
Krediten ein~ Steuersenkungfinanziert, von der vor
allem die Investitionen begünstigt werden, derart,
daß sich der private Kreditbedarf entsprechend ver­
mindert. Dies ist aber wohl ein Sonderfall und kein
besonders realis"tischer.

Wenn infolge der erhöhten staatlichen Kreditaufnah­
me die Zinsen steigen, könnten Kapitalimporte am
Kapitalmarkt Entlastung bringen; der Zinsauftrieb
hielte sich in Grenzen. Das erhöhte Kapitalangebot
würde dazu führen,' daß durch die erhöhte Kredit­
auf~ahme weniger private Investitionen verdrängt
werden als ohne die Kapitalimporte. Die. erhöhte
Kreditaufnahme des Staates würde insoweit mittel­
'bar vom Ausland finanziert. Allerdings ist zu be­
denken, daß die Aufwertung, die mit. dem Kapital­
import verbunden" wäre, den Zwang zum Struktur­
wandel verstärken würde. Anpassungsdruck ent­
stünde vor allem in den außenwirtschaftlichen Be­
reichen; der Umfang von rentablen Produktionsmög­
lichkeiten: verringerte sich in der Exportwirtschaft
und iri den Sektoren der Binnenwirtschaft, deren
Produkte mit Importgütern konkurrieren. Mehr oder
weniger begünstigt würden die übrigem Bereiche der
Volkswirtschaft. Dieser Prozeß wäre sicher mit ne­
gativen Wirkungen fÜr die pitvaten. Investitionen
verbunden - freilich nur für die Zeit der Anpas­
sung. Die Dauerwirkung wär.e, daß von dem künfti­
gen Volkseinkommen ein Teil für Zinszahlungen an
das Ausland abgezweigt werden muß.

Eine Beeinträchtigung der privaten Investitionen in­
folge einer erhöhten staatlichen Kreditaufnahme ,auf
Dauer könnte, sieht man von der außenwirtschaft­
lichen ,Verflechtung ab, darin vermieden werden,
wenn' zugleich die Spielräume für eine Investitions­
finanzierung aus Unternehmensgewinnen, größer
würden. Dm dies zu erreichen, müßte die Lohn­
pqlitik eine nachhaltige Verschiebung in den Ver­
teilungsrelationen zugun~tender Gewinneinkomm~n
zulassen, und' zwar über das hinausj was sich bei
geringerer staatlicher Kreditaufnahme I als vollbe~

schäftigungskonform erweisen würde. Da es der
Lohnpolitik ohnehin schon s'chwerfällt, zu einem'
volibeschäftigungskonformen Kostenniveau zurück­
zufindeI)., erscheint dieser Ausweg nicht besonders
realistisch.

Eine Verdrängung der privaten Investitionen fände
auch nicht statt, insoweit durch ein verändertes
Sparverhalten der Priväten das Kapitalangebot' ent­
sprechend ausgeweitet würde. Der 'Staat könnte
diese Mittel für "seine Zwecke aufnehmenj er niüßte
sich dabei' freilich gegen private I"..Tachfrager von Ka=
pital durchsetzen. Ob er das tun sollte, ist allerdings
keineswegs selbstverständlich. Eine Entscheidung.
zugunsten einer staatlichen Verwendung müßte da­
durch begründet sein, daß die Bürger- die Staats~

leistungen, die mit diesen Mitteln finanziert werden
höher bewerten als die privaten Gütern gewidmeten
Investitionen, die dann ausfallen würden. \

Es wird auch behauptet, daß der 'Staat bei I einer
Erhöhung der S,parquote die am Kapitalma,rkt zu-
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sätzlich angebotenen Mittel nicht nur aufnehmen
könne, sondern sogar' an sich ziehen müsse, um
eine dauerhafte Nachfragelücke und 'damit Unter­
beschäftigung zu venneiden. Abgesehen davon, daß
eine Tendenz zu einer langfristig ansteigenden Spar~

quote heute kaum auszumachen ist, ist es keinesfalls
zwingend, daß die zusätzlichen Ersparnisse nicht
auch von Privaten nachgefragt würden. Die private
Kapitalnachfrage, mit .der der Staat auf dem Kapi­
talmarkt in \Vettbewerb steht, ist nämlich nicht von
vornherein auf ein bestimmtes Ausmaß begrenzt.
Die Bereitschaft von Unternehmen und von privaten
Haushalten, Kapitalmarktmittel- aufzunehmen, hängt

· vielmehr von' den Konditionen ab, zu denen dieses
Kapital' angeboten ~ird, und außerdem davon, was
die Privaten von der Verwendung dieser Finanzie­
rungsmittel an Gewinn und an Nutzen erwarten.

Die Forderung 'nach einer höh;eren Kreditfimlnzie­
rungsquo.te des Staates wird. auch damit begründet,
daß privates Kapitalangebot und private Kapital-

· nachfrage der Art nach auseinanderfallen. Diepri­
vaten Sparer bevorzugten festverzinsliche Anlagen;
die Unternehmen suchten vor allem. risikotragendes
Kapital und böten unsichere Beteiligungserträge. Im
Prinzip wird _die Transformation von Sparkapital
(Geldkapital) in Beteiligungskapital vom Markt
durch e"ine Anderung der jeweiligen Rendite vorge­
nommen. Wenn gleichwohl im Falle einer Erhöhung
der Sparquote bei dieser Transformation Schwierig­
keiten auftreten würden, könnte die Bildung von

· Eigenkapital attraktiver gemacht werden, beispiels­
weise durch And~rungeriim Steuersystem.

312. Für die Beurteilung der wachstumspolitischen
Wirkungen einer höheren Kreditfinanzierungsquote
auf Dauer käme es auch darauf an, ob mit der ver­
änderten .. Finanzierungsstruktur der öffentlichen
Haushalte eine Veränderung der Ausgabenstruktur
einhergeht. Eine Beeinträchtigung des wirtschaft­
lichen W~chstums aufgrund des Zurückdrängens
von privater Kreditnachfrage 'könnte vermindert
werden, wenn der Staat in seinen Haushaltsplänen
solchen Ausgaben ein höheres Gewicht einräumen
würde, die dem Wachstum förderlich sind'. Dies kön-

'nen sowohl Ausgaben sein" die unmittelbar zu
einem verstärkten Wachstum des gesamtwirtschaft­
lkhen Produktionspotentials beitragen, als auch sol­
che, die dazu führen, daß die Privaten mehr Produk~
tionsmöglichkeiten schaffen' oder diese besser nut­
zen.

313. .' Nimmt man die Wirkungen zusammen (die
Zinslasten, die Beschränkung deskonjunkturpoliti­
schen Potentials, die Verdrängung von private.n In­
vestitionen beziehurigs"\"leise die Veränderung der
Einkommensverteilung), die von einer erhöhten
staatlichen Kreditaufnahme vermutlich ausgeh~n, .
und bezieht die Bedingungen ein (Steuerwiderstand, '
Sensibilität in bezug auf Inflation un<~ Streit um 9,ie
Verteilung),' von denen wir ausge'gangen sind,', dann
überwiegen die Bedenken gegen eine deutliche und
dauerhafte Erhöhung der Kreditfinanzierungsquote
des Staates. Eine erhöhte staatliche Kreditaufnahme
paßt auf die pauer nicht gut in 'ein Konzept, das
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Vollbeschäftigung durch Wachstum zu erreichen
sucht. Die Gefahr, daß das wirtschaftliche Wachs­
tum bee,in"trächtigt wird, mag man gegenwärtig für
gering haltenj sie, würde .aber um so deutlicher wer­
den, je näher die Volkswirtschaft an die Normalaus7
lastung ihres Produktionspotentials käme. Im Hin­
.blick darauf gewinnt eine gegenwärHg,e Entschei­
dung über, die Höhe der Kreditfinanzierungsquote
ihr G:ewicht.

Fraglich' ist auch, ob eine' höhere Kreditfinanzie~

rungsquote ohne Gefahren für die gesamtwirtschaft­
liche . Stabilttät durchgehalten werden 'kann. Die
Antwort dürfte nicht zuletzt davon abhängen, ob
die' private Sparneigung' mittelfristig' wieder an­
steigt. Wenn der Sta~t - wie er es Anfang der

. siebziger Jahre getaB' hat - auch bei normal ausge­
lasteten Kapazitäten auf einer erhöhten Kreditfinan­
zierung seiner Ausgaben beharrt, ohne daß die Pri~

vat~nRaum hierfür geben, besteht die Gefahr, daß
wieder Inflation, oder, :wenn die Geldpolitik nicht
nachgibt, Unterbeschäftigung entsteht.

Alle diese B~denken richten sich geg'~n höher~ Kre­
ditfinanzierung des Staates. auf Dauer und nicht da­
gegen, daß die staatliche Kreditnachfrage vorüber­
gehend höhet ist. Die aktuelle Kreditaufnahme eines
Jahres ist im Zusammenhang mit der konjunkturel­
len Lage zu sehen. Die aktuellen Defizite werden
deshalb an anderer Stelle dieses Gutachtens gewür­
digt (Ziffern 414 ff.). In mittelfristiger Sicht geht es
um die Frage, wie weit die staatliche Kreditfinanzie­
rungsquote zurückgeführt sein soll, wenn die kon­
junkturellen Schwächetendenzen überwunden sind.
Ohne weiteres das zum Programm zu machen, was
sich gegenwärtig an Tendenzen in der mittelfristi"l
gen 'Finanzplanung abzeichnet, wär-e nicht unbe-

, denklich:.

314.· Soll die erhöhte Kreditfinanzierungsquote zu­
. rückgeführt 'werden, dann ist zunächst zu frag~n,
was an Wachstumsimpulsen in der Finanzpolitik be-

"reits angelegt ist oder was noch. getaI]. werden
könnte, um über verstärktes wirtschaftliches Wachs­
tum die Konsolidierungsaufgabe zu erleichtern, wo­
bei freilich zu beachten ist, daß Steuern und Staats­
ausgaben . nicht in erster l,inie Instrumente. der
Wachstumspolitik sind. Gleichwohl: Da geringes
Wachstum zu einem wirtschaftspolitischen Problem

"geworden ist, muß die FinanzpoliÜk'der wachstums­
politischen Aufgabe bei der Gestaltung yon Steuern
und Staatsausgaben mehr als bisher Rechnung tra­
gen. Ein Konsolidierungsheitrag allerdings .ist von
einem be'schleunigten Wachstum - das durch Um-'
strukturierung von Ausgaben und Steuern oder auf
anderem Wege bewirkt wird - nur dann zu erwar­
ten, wenn im Zuge des Wachstums die Ausgaben-'
pläne nicht 'an die wachstumsbedingt steigenden
Steuereinn.ahmen angepaßt werden; bei, gleicher
Steuerquote müßte die Expansionsrate der Staats­
ausgaben also hinter der Wachstumsrate des Pro­
duktionspoten~ialszurückbleiben..

315. .. Durchaus fraglich ist,' ob zum Abbau der staat­
lichen ,Kreditfinanzierung auf eine Erhöhung der
Steuerquote gesetzt werden ~ann. Zwar steigen die

'\

Steuereingänge bei unverändertem Steuerrecht
meist etwas stärker als das Bruttosozicl.lprodukt, wo­
durch es zu ein'em Anstieg 'der Steuerquote kommt,
gleich~eitig steigt aber auch - wie die jüngsten Er­
fahrungen zeigen - das Drängen auf steuerliche
Entlastung. Sollen außerc),em weitere Schritte hin zu
einer Senkung wachstumshemmender Steuern unter­
nommen werden, ·dann dürfte für eine Rückführung
staatlicher Kreditfinanzierung über Steuererhöhun­
gen nicht viel Spielraum bleiben.

316. . Das Schwergewicht der Ifonsolidierungsbemü-.
hungen müßte dann auf der Ausgabenseite des'
Staatshaushalts liegen. Auch dabei gibt es Hinder­
nisse und Gefahren. Aber die Chancen für eine
Konsolidierung stehen hier möglicherweise doch
besser als bei Steuererhöhungen und bei der Um­
strukturierun:g von Ausgaben und' Steuern. Außer­
dem sprechen, die zuvor erörterten wachstumspoliti­
schen Gesichtspunkte dafür, eine Dämpfung der
Ausgabenexpansion 'für die wirksamste Form der
Konsolidierung zu halten (SG 18 Ziffer 28; An­
hang IV).

31-7. ,Was das Tempo anlangt, mit dem die Kredit­
finanzierungsquote zurückgeführt werden könnte,'
so müßte darüber anhand der Einschätzung der kon­
junkturellen Entwicklung, ger;J.auer: derEntwicklung
der Unternehmensinvestitionen entschieden werden.
Kräftige A\lftriebstendenzen. könnten Anlaß sein,
die Rückführung der staatlichen Defizite zu be­
schleunigen. (Sicherlich sollten dann die Staatsaus­
gaben nicht schneller expandieren als das Produk­
tionspotential wächst.) Bei konjunkturellen Schyvä­
chetendenzen wäre zu erwägen, die Rückführung
der staatlichen Defizite zu strecken. Allerdings
müßte die Grundlinie klar sein, und an die Gründe,
die eine Abweichung davon' rechtfertigen, wären
hohe Anforderungen zu stellen.

,318. Angesichts dessen, was man in den Ja4ren 1916
und 1911'an Konsolidierung erreicht hat, er~cheint

auch eine Rückführung der staatlichen Kreditfinanzie­
rungsquote auf das Niveau der sechziger Jahre nicht
von vornherein ausgeschlossen, und, wenn man sich
mehr Zeit ließe, nicht unrealistisch. Eine so bemes~

sene Konsolidierung könnte beispielsweise bis 1982
weifgehend erledigt sein, wenn die Zuwachsraten der
Staatsausgaben, die sich derzeit. nach den Finanz­
planungen abzeichnen, fÜr jeweils zwei Jahre um
einen ganzen Prozentpunkt und .tür jeweils zwei
Jahre um einen halben Prozentp,unkt geminder:t wür- ,
den. Die Behauptung, daß ,Konsolidierung, in abseh­
'barer Zeit nicht möglich sei, hat so gesehen nicht
viel für sich. Daß die Finanzpolitik den Konsolidie­
rungskurs steuern sollte, hat 'der Bundestag am
13. April dieses Jahres.in einem einstimmigen Be­
schluß bekundet.· Darin wird die Bundesregierung
aufgefordert, "darauf hinzuwirken, daß der Haushalt
des Bundes unter Berücksichtigung 9-es Artikels 115
des Grundgesetzes dauerhaft konsolidiert wird; da­
zu muß der Schu~denzuwachsmittelfristig abgebaut
werden und die Neuverschuldung des Bundes nied­
riger liegen als bisher".
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Beseitigung des Tarifsprungs, nur für kurze Zeit ver­
tagt w'ar.

319. 'Was im vergangenen Jahr an Beschlüssen ge­
faßt worden ist und was in diesem Jahr an endgülti­
gen Entscheidungen noch erwartet werden kann,
führt, zusammen genommen, zu beachtlichen Steuer­
senkungen. Aber auch Änderungen im Steuersystem
sind damit verbunden. Hierin kann man eine Ant­
wort auf probleme der Besteuerung sehen, die seit
Jahren bestehen, sich über die Zeit verschärft haben,
bisher jedoch nicht oder nur in Teilen gruncisätzlich
angegangen worden sind. Zu diesen Problemen zählt
der Anstieg in der Belastung mit direkten Abgab~n;
hie'r soll die Reform des Einkommensteuertarifs zum
1. Januar'nächsten Jahres Entlastung b,ringen. '

Als besondere Aufgabe' stellt sich für die Steuer­
politik, die Bedingungen für Wachstum und Beschäf­
tigung auf mittlere Sicht zu verbessern; nach einer
Reihe von Steuerrechtsänderungen, die diesem Ziel
gewidmet waren, steht jetzt eine Änder:ung der Ge-
werbesteuer an.' '

Entlastung bl;li derLohn- und Einkommensteuer

'320. Nicht so sehr die Steuerquote, die seit den
fünfziger Jahren im Durchschnitt nur wenig ange­
'stiegen ist, im Jahre 1977 allerdings (auch bei Be~
rücksichtigung der Veränderung im Familienlasten­
ausgleich von 1975) einen besonders hohen Stand

, erreicht hatte, sondern die Verlagerung der Steuer­
last zu den einkommensabhängigen ,Steuern, 'und

I dies fast ausschließlich zur Lohnsteuer hin, hat der,
,Entwicklung der Abgabenlast einen dramatischen
Akzent gegeben (Ziffern 206 ff.). Hinzu kommt" daß
die Sozialbeitragsquote seit den sechziger Jahren um
5 Prozentpunkte angestiegen ist.

nie Abgabenlast hat also objektiv zugenommen;,
aber sie ist offenbar' auch merklicher geworden.

, Wahrscheinlich hängt das in erster Linie mit der
:aelastung des Einkommenszuwachses (Grenzbela­
stung) zusammen, die in den letzten zehn Jahren
ständig angestiegen ist. Die Forderung nach einer
steuerlichen Entlastung der Einkommen wurde im­
mer drängender.

321. Der Staat hat darauf in den letzten Jahren mit
einer Vielzahl von Neuregelungen im Rahmen der
Lohn- und Einkommensteuer reagiert. Die Besonder­
heit der im Herbst 1977 beschlossenen Maßnahmen
war die Einführung eines Tariffreibytrages. Aber we­
der dadurch noch durch die Anhebungdes Weih"
nachtsfreibetrages ist das Hineinrücken der Einkom­
men in den Progressionstarif entscheidend hinaus­
geschoben worden. Bei unveränder'tem Einkommen­
steuerrecht wäre Ül79 wahrscheinlich die Hälfte der
Lohnsteuerpflichtigen mit' ihrem Einkommen über
den' Tarifsprung von 22 vH auf 30,8 vH hinweg in
den Bereich steigender Gr;enzsteuersätze vorge­
rückt, der für Ledige bei einem zu versteuernden
Einkommen von 16000 DM und für Verheiratete bei
einem Einkommen, von 32 000 DM beginnt. Schon
im Herbst 1977 war dah~r vorauszusehen, daß die
Reform 4es Einkommensteuertarifs, besonders die-
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322. Das Steuerprogramm vom Herbst ,dieses Jah­
res hat dann mit der Tarifreform auch die Beseiti­
gung des Tarifsprungs gebracht; der Tariffreibetrag
ist beibehalten worden.

Zusammen mit den tarifpolitischen'Maßnahmen, die
in den Jahren 1977 und 1978 in Kraft getreten sind,
hat das zu einer Senkung der durchschnittlichen Be­
lastung in allen Einkommensgruppen geführt, und
zwar um so stärker, je niedriger das Einkommen ist.
In absoluten Beträgen hat die :ßntlastung mit, der
Höhe des Einkommens allerdings zugellommen.
Durch die Tarifreform sind die Grenzsteu'ersätze ab
einem Einkommen von 48000 DM für Ledige und ab
einem Einkommen' von 96 000 DM für Verheiratete
nicht verändert worden. Vermutlich hat diese Rege­
lung fiskalische Gründe. Der Einnahmenausfall sollte
nicht noch größer werden. Der' Belastungsverlauf
wird dadurch in d~m Sinne geändert, daß im Bereich
des Progressionstarifs zwar das Niveau der Grenz­
steuersätze gesenkt wird, der Anstieg der Grenz­
steuersätze nun' aber' steller ist' als zuvor.' Im Be­
lastungsgefühl der Bezieher von Einkommen, die
jetzt in diesem Bereich liegen, wird vermutlich der
Entlastungseffekt diesen, Struktureffekt überdecken.
Die Steuerpflichtigen, deren Einkommen, in Zukunft
,in diesen Bereich vorrücken, werden den steilen An­
stieg der Grenzsteuersätze vielleicht ,eher als Un­
gereimtheit empfinden. Man darf daher vermuten,
daß in nicht zu ferner Zukunft dieses steile Anstei­
gen der Grenzsteuersätze die steuerpolitische Dis­
kussion erneut anfachen wird.

Mit der Entlastung, die der neue Einkommensteuer­
tarif bringt" werden vermutlich auch Leistungs-'
hemmnisse abgebaut. Die wachstumspolitische Wir­
kung, die davon erwartet werden 'kann, ist jedoch
geringer zu veranschlagen als oie einer entspre­
chenden Entlastung bei Steuern, die vor allem die
Investitionen treffen.

Abbau der Gewerbesteuer

323. Für mehr wirtschaftliches Wachstum sprechen
gegenwärtig in erster Linie beschäftigungspoliti­
sche GrÜ~de. Der Staat kann dazu beitragen, 'indem
er die InvestitionsbediIigungen verbessert. Hierfür
ist in der Bundesrepublik in den letzt~n Jahren be­
,reits eine' Vielzahl, von steuerlic;hen Maßnahmen
ergriffen worden. Gegenwärtig geht es um eine Sen-

I kung der Ge'werbesteuer, die dazu führen soll,' mehr
Investitionen rentabel zu machen. Als konkrete,
Maßnahme hat die Bundesregierung insbesondere
beschlossen, die Lohnsummensteuer abzusch(~.ffen.

324. 'Die Gewerbesteuer belastet - gesamtwirt­
schaftlich gesehen - sowohl,den Konsum als auch
die Investitionen und die Ausfuhr. Zum Teil ist sie
eine ertragsabhängige ' Steuer (Gewerbe~rtrag­

steuer), zum Teil aber auch eine ertragsun~bhängige
Steuer (Gewerbekapitalsteuer und Lohnsummen-
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steuer). Die ertragsunabhängigen Teile belasten die
Verwendung von Kapital und Arb~it unabhängig
vom Unternehmenserfolg. Ertrag~uRabhängigeSteu­
ern beeinträchtigen die InvestitionsIieigung der Un­
ternehmen stärker als ertragsabhängige (JG 7-1
Ziffern 438 ff.).

Aber nicht nur wachstumspolitische Gründe spre-'
chen gegen die Gewerbesteuer. Sie verursacht be­
denkliche Steuerkraftunterschiede zwischen den
Gemeinden und verleitet diese infolge der starken
Konjunkturreagibilität der Gewerbeertragsteuer zu
prozyklischem Ausgabenverhalten. Schließlich hat
die Gewerbesteuer al).ch steuersystematische Ar­
gumente gegen sich und gilt als bürgerferne Steuer.

Es gibt aber auch Argumente für die Gewerbe­
steüer. Sie ist die ergiebigste originäre Gemeinde­
steuer. Daher stellt sie ein wesentliches Bindeglied
zwischen den Gemeinden und dem ortsansässigen,
Gewerbe dar. Ihre Ergiebigkeit macht es so schwer,
einen geeigneten Ersatz zu finden. '

Diese Argumente sprechen gegen eine vollständige
Abschaffung der. Gewerbesteuer. Sie sprechen in­
dessen nicht gegen einen Abbau der Gewerbe­
steuer in Höhe der Gewerb'esteuerumlage. Denn die
Gewerbesteu~r wird zwar im ganzen von den Ge­
'meiden erhoben, steht aber dem Aufkommen nach
teilweise dem Bund und den Landern zu. Die Auf­
hebung der Gewerbesteuerumlage würde also weder
die Finanzautonomie noch das Steueraufkommen'
der 'Gemeinden und auch nicht d~ren Interesse am

, ,

ortsansässigen Gewerbe berühren.

325. . Dieses' Jahr hat bei der Gewerbesteuer neue
Regelungen in den Bemessungsgrundlagen gebracht.
Bei der Gewerbekapitalsteuer ist die Besteuerungs-'
freigrenze in einen (auf das Zehnfache erhöhten)
Freibetrag umgewandelt und bei der Lohnsummen­
steuer erstmals ein Freibetrag eingeführt worden.
Außerdem hat man bei der Gewerbeertragsteuer
den Freibetrag ,für Einzelunternehmen und Perso­
nengesellschaften etwas angehoben. Für übernäch­
stes Jahr ist eine, weitere Erhöhung des Freibetrages
bei der Gewerbeertragsteuer und, wie' erwähnt, die
Abschaffung der Lohnsummensteuer vorgesehen.

326. Gegen die Erhöhungen des Freibetrages bei
der: 'Gewerbeertragsteuer sowie die Einführung des

,Freibetrages bei der, Gewerbekapitalsteuer und bei
der Lohnsummensteuer sind ernstzunehmende Ein­
wände erhoben worden. Es wird selbstverständlich
nicht bestritten, daß diese Maßnahmen kleinere
Unternehmen steuerlich entlasten; aber es sei, so
heißt es, dies der falsche Weg, die Gewerbesteuer­
belastung zu senken, ,weil das Interesse der Ge­
meinden an kleineren Unternehmen abnehme, wenn
diese kaum noch Gewerbesteuer zahlen. Nimmt
man dies für gegeben, so könnten sich ansteigende
Freibeträge bei der Gewerbesteuer in. der Tat
schädlich auswirken, und es ist nieht auszuschlie­
ßen, daß die Nacht~ile, die aus dem fiskalisch be­
dingten Desinteresse der, Gemeinden erwachsen,
die Vorteile überwiegen, die sich aus der Steuer-
entlastung ergeben. '

327. Hohe Wogen in der öffentlich(;ln Diskussion
hat der Beschluß der Bundesregierung geschlagen,
die Lohnsummensteuer abzuschaffen, die nur von
rund 800 deutschen Gemeinden und vorwiegend im
Ruhrgebiet erhoben wird. Zugunsten dieser Maß­
nahme wird angeführt, daß die Lohnsummensteuer
erstens ertragsunabhängig sei und zweitens Ar-
beitsplätze vernichte. .

Richtig an dem ersten Argument ist, daß ertrags­
unabhängige Steuern die Investitionsneigung stär­
ker dämpfen· als ertragsabhängige Steuern. Das
spricht für die Abschaffung der Lohnsummensteuer
- freilich auch für die Beseitigung der Gewerbe­
kapitalsteuer. Gegen diese ist außerdem eiilzuwen-,
den, daß sie im Zusammenwirken mit der Gewerbe­
ertragsteuer eine Doppelbel'astung der Erträge des
Produktionsfaktors Kapital mit sich bringt.

Richtig an dem zweiten Argument ist, daß eine Ab­
schaffung der Lohnsummensteuer einer Kostensen- .
kung' gleichkommt und damit mehr Produktion und
Arbeitsplätze rentabel werden läßt. Zugleich wird
für die Zukunft der Rationalisierungsdruck in den
von der Lohnsummensteuer entlasteten Betrieben
gemildert.

328. Gleichwohl ist es nicht selbstverständlich, daß
am Anfang des Abbaus der Gewerbesteuei die Ab­
schaffung der Lohnsunimensteuer stehen soll.

Gegen die Beseitigung der Lohnsummensteuer hat es
vor ~llem Wid,erspruch gegeben, weil der Ausgleich
'der Steuerausfälle bei de~ betroffenen Ruhrgemein­
den und die bundesweite Diffundierung der steuer­
'lichen Entlastung, die mit' der Abschaffung der
Lohnsummensteuer verbunden wäre, sehr kompli­
zierte Finanzausgleichsprobleme mit sich bringen.'
Es hat erhebliche Schwierigkeiten bereitet, in kur­
zer Zeit eine befriedigende Regelung zu ,finden.

pie Abschaffung der Lohnsummensteuer wäre auch
dann bedenklich, wenn dies die erste 'Stufe eines
Planes sein ~ollte, die den Abbau der Gewerbe­
steuer über die Beseitigung ihrer Teilsteuern zum
Ziele hat. Als nächstes wäre dann wohl, wie bereits
nachdrücklich gefordert, die Abschaffung der Ge­
werbekapitalsteuer zu erwarten, so daß nur die Ge­
werbeertragsteuer bestehen bliebe. Würde man hier
mit dem Abb,au in der Weise fortfahren, daß Teil- .
vorschriften aufgeh9ben werden,.und dabei mit der
Zulassung des Abzugs d~r Zinsen auf Dauerschul­
den beginnen, dann bliebe für die möglicherweise
iiemlich lange letzte Abbauphase eine Sonderabga­
be auf den Unternehmensgewinn, alsO eine Steuer,
die die Eigenkapitalfinanzierung benachteiligt.

Schließlich könnte auch ein. steuersystematischer
Grund gegen' die Abschaffung. der Lohnsummen­
steuer vorgebracht werden: Ein Ertragsteuer­
system ,ist seiner Idee nach auf eine (gleichmäßige)
Belastung aller Faktorerträge gerichtet und die
Entlastung der Erträge nur eines Faktors also so
gesehen keineswegs plausibel. Die aktuelle Bedeu­
tung dieses Arguments wird man freilich nicht
hoch veranschlagen dürfen, weil die Lohnsummen­
steuer ·in der Bundesrepublik nur vOn rund einem.
Zehntel der Gemeinden erhoben wird.

149



Drucksache 8/2313 Deutscher Bundestag --:.. 8: Wahlperiode

329. Der Bundesfinanzminister hat zum Ausgleich
der Steuerausfälle, die infolge der Abschaffung der
Lohnsummensteuer entstehen würden, und als Vor­
kehrung zur Gewerbesteuerentlastung auch in den
,Gemeinden, die keine LohnsumJhensteuer erheben,
ein aus fünf Elementen bestehendes Kombination~­
modell vo'rgelegt. Danach soll der Anteil der Ge­
meinden an der Einkommensteuer zu Lasten von
B"qnd und Ländern erhöht und der Gewerbesteuer~

Umlagesatz gesenkt werden. Die daraus resultie-.
renden Mehreinnahmen würden dem Ausfall an
Lohnsummensteuer 'zwar in der Summe, nicht aber
in der Verteilung auf die einzelnen Gemeinden ent-.

.sprechen. Daher sieht das KombinaÜonsmodell vor,
daß di~ Ausfälle bei der Lohnsummensteuer von den
betroffenen Gemeinden" zu einem weiteren Teil
durch eine Erhöhung der Hebesätze bei der' Ge­
werbesteuer nach Ertrag und Kapital ausgeglichen
werden. Verbleibende Steuerausfälle könnten nur
durch ZuweIsungen der einzelnen Länder an ihre

· Gemeinden im Rahmen des Finanzausgleichs gedeckt
werden. Da nach dem Kombinationsmod~llauch die­
jenigen Gemeinden,. die keine Lohnsummensteuer
erheben, in den Genuß der Erhöhung des Anteils
der Gemeinden an der Einkommensteuer und der
Senkung der Gewerbesteuerumlage komm~n wür­
den, g,eht die Bundesregierung davon aus, daß diese
Gemeinden die zusätzlichen E~nnahmen dazu ver­
;wenden, über eine Senk4ng der Gewerbesteuer­
hebes"ätze die dort ansässigen BetI:iebe zu entl!:lsten.

: .

330. Die kritisch'en Punkte 'dieses Vorschlags liegen
offenbar im Mitwirken der Länder und der Gemein­
den. Beim Ausgleich der Lohnsummensteuerausfälle
mag es Streit daI:über geben, wieviel dazu die be­
troffenen Gemeinden durch eine Erhöhung der Hebe~
sätze bei der Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapi­
tal beitragen wollen und wieviel davon die Länder
über Zuweisungen an die Gemeinden im Rahmen

· d~s Finanzausgleichs zu übernehmen bereit sind. Bei
Gemeinden, die keine Lohnsummensteuer erheben,
könnte es woh~ vorkommen, daß" sie zögern, die
Mehreinnahmen voll als Entlastung bei der Ge­
werbesteuer weiterzugeben. Wenn all diese Hinder­
nisse überwunden werden könnten, gäbe es eine
über das ganze Bundesgebiet ausgedehnte, in der
Verteilung freilich ungleichmäßige Entlastung der
Betriebe bei der gewerbesteuer.

Zu fragen bliebe dann, wie man .sich einen weiteren
· Abbau der Gewerbesteuer vorstellen könnte, 'ohne

daß dabei wiederum so gravierende "Fin'!-nzaus­
gleichsprobleme entstehen würdeil. Man könnte dar­
an denken, die Gewerbesteuerumlage schrittweise
abzubauen. Die Steuerausfälle; die Bund' und Län­
dern da.raus entstünden, ließen sich durch eine Er­
höhung der Mehrwert?teuer ausgleichen.

Zu den Auslandseftekten der Körperschaftsteuer

331. Mit der Einführung des Anrechnungsverfah­
rens hatte die Körperschaftsteuerreform unter ande­
,rem die Begünstigung ausländischer Muttergesell­
.schaften nach dem alten Körperschaffsteuerrecht be­
seitigen wollen. Inzwischen ist Streit um die Frage
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entbrannt, ob der Gesetzgeber in der Behandlung
ausländischer Anteilseigner an inländischen Kapi­
talgesellschaften' hinter dem angestrebten Ziel zu­
rückgebliebel). oder gar über das Ziel hinausgeschos­
sen· sei. Diese Frage wird unterschiedlich beantwor­
tet, je nachdem, ob in die. Belastungsrechnung nur

. die ausländischen Muttergesellschaften oder auch
deren Anteilseigner einbezogen werden und ob man
unterstellt, daß die Anteile inländischer Kapitalge­
sellschaften von ausläridischen Muttergesellschaften
gehalten werden oder ob !:lusländischer Streubesitz
vorliegt.

Wer die Ansicht vertritt, daß die Wettbewerbsfähig­
keit auf der Unternehmensebene ohne Berücksichti­
gung der Situation bei den Anteilseignern betrach­
tet werden muß, kommt zu dem Ergebnis, daß die
ausländischen Muttergesellschaften nach wie vor
Wettbewerbsvorteile ~egenüber im Inlandsbesitz
;stehenden Unternehmen haben. Ebenso wie im In­
land sollte auch im Ausland die steuerliche Gesamt­
belastung von Unternehmen und Anteilseignern im

"Bild sein. Dann ergibt sich, daß ausländische Mutter­
gesellschaften und ihre Anteilseigner ~usammen

nach dem neuen Körperschaftsteuergesetz schlechter
gestellt· sind als inländis'che Unternehmen und ihre
Gesellschafter. Die Belastung eines ausländischen
Kleinaktionärs ist durch die Körperschaftsteuerre­
form gegenüber der eines inländischen Kleinaktio­
närs erheblich,gestiegen, da er die Steuern auf. aus­
geschüttete Gewinne nicht anrechnen kann.

332. Die Bundesregierung sucht eine Lösung nicht
in der Ausdehnung des Anrechnungsverfahrens auf

.ausländische Anteilseigner, sondern in der Revision
der Doppelbestem;rungsabkommen. Sie erwägt" eine
Senkung de:r Kapitalertragsteuer für ausländische
Anteilseigner. Durch Doppelbe'steuerungsabkommen
müßte allerdings gewährleistet sein, daß der aus~·

ländische Fiskus auch den nachgelassenen Teil oder
Kapitalertnfgsteuer auf die Ertragsteuer. des aus-·
ländischeh Steuerpflichtigen anrechnet.

333. pie Körperschaftsteuerreform hat auch in man­
chen Pällen eine relative Benachteiligung bei den
Erträgen aus ausländischen Investitionen deutscher
Unternehmen gegenüber Erträgen' aus 'inländischen
Investitionen gebracht. Auch dieses Problem unter­
streicht die B~deutung, die der Anpassung der gel­
tenden Doppelbesteuerungsabkommen an die du~ch

die Körperschaftsteuerreform geschaffene Rechtslage
zukommt. '

Zur Doppelbelastung bei ,der Vermögensteuer

334. Die Belastung der Unternehmen mit ertrags­
unabhängigen Steuern ist in den gewinnschwachen
Jahren der' Rezession besonders fühlbar geworden.
Trotz der Senkung der Verm.ögensteuersätze zum

. 1. 1. 1978 wird weiterhin eine Miriderung dieser
Belastung gefordert. Von einer Erfüllung dieser For­
derungen wird ein posit{ver Effekt auf die iInvesti­
tionstätigkeit der Unternehmen ~rwartet, da die'
Vorabbelastung des Gew~nns durch vermögensab-
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hängige Steuern sich als Bremse für Investitionsent­
scheidungen auswirkt,

In der Diskussion ist vor allem die Doppelbelastung
der Kapitalgesell~chaftendurch die Vermögensteuer.
Ein Vorschlag, 'diese zu beseitigen, geht dahin, das
Anrechnungsverfahren auch für die Vermögensteuer
von Kapitalgesellschaften einzuführen. Ein anderer
zielt auf, die Abschaffung' der Vermögensteuer für

, . I

Kapitalgesellschaften. Ein dritter, möchte immerhin
die Abzugsfähigkeit der Vermögensteuer von der
Bemessungsgrundlage bei der Körperschaftsteuer
hergestellt sehen. Der 'Sq.chverständigenrat macht
sich keinen dieser Vorschläge zu eigen. Er weist
jedoch, dar'auf hin, daß auch wachstumspolitische
Gründe für eine Beseitigung oder doch wenigstens'
eine Erleichterung der Doppelbel,astung bei der Ver­
mögensteuer sprechen.

in. Zur währungspplitiSchen',Diskussion

'Eine Rolle ist unbesetzt

335. ,Mit dem Dbergang zu beweglichen Wechsel­
kursen zwischen den meistenWelthandelswährun­
gen im Frühjahr 1973 hatten die wichtigsten Mit-

. glieder des internationalen Währungsfonds den von
den einen als inflatorisch, yon, den an,deren als de­
flatorisch empfundenen Anpassungszwang des Wäh­
rungssystems von Bretton Woods aufgekündigt.

Heute muß inan feststellen:

--,- Die Lände,!", die sich zu mehr' autonomer Stabi,li­
sierungspolitik befreit fühlten, sahen ihre Erwar­
tmigen bestätigt.

-..:. Die Länder, die sich zu mehr autonomer Beschäf­
tigungspolitik befreit fühlten, 'sahen ihre Erwar-
tungen enttäuscht. \. . ,

Die Befreiung zu efner Politik, die um einer höheren
Beschäftigung willen mehr Inflation in Kauf nimmt,
erwies sich als Illusion. Daß dies auf die Dauer kein
Konzept für die Wirtschaftspolitik sein könnte, war

, ,zwar auch schon vorher erkennbar gewesen. Doch
unter den Bedingungen' flexibler Wechselkurse er­
lebten einige Länder eine so rasch sich drehende
InfIations-Abwertungs-Spirale, daß eine Umkehr im
Denken unumgänglich wurde. Dies durfte im hin-

',zip nicht überraschen. In der wissenschaftlichen Dis­
kussion, die dem Dbergang zu beweglichen Wech­
selkursen voranging, war die.Möglichkeit einer über
den Wechselkurs sich selbst verstärkenden Inflation
als Folge einer laxen nationalen Stabilitätspolitik
nie umstritten. Tatsächlich war man aber nicht dar­
auf vorbereitet, als es so kam. Dabei muß man be­
denken, daß' das alte Weltwähiungssystem an der
Divergenz mächtiger inflatorischer Kräfte, z'erbro­
ehen war. Um so gefährlicher war bei diesem Erbe
die Illusion, bewegliche Wechselkurse würden es
leichter machen, Beschäftigungspolitik ohne Rück­
sicht auf den Geldwert zu treiben. Die IÜusion ver­
flog rasch. Manche Länder l;>egannen, sich den 'mittlee

ren Disziplinierungszwang des Festkurssystems, den
sie lange Zeit als Deflationsdruck beklagt hatten,
zurückzuwünschen. Denn jetzt waren "freiwillige"
Stabilisierungsaktionen nötig. In der Summe'nahmen '
die Beschäftigungsprobleme in der Welt zu. Das
schlug auf alle zurück, auch auf die Länder, die ihre
Stabilisierungsprobleme verp.ältnis:riJ.äßig schnell in
den Griff bekommen hatten. Diese Länder erlebten'
außerdem, daß ihnen im Zusammenhang mit den ho­
hen internationalen Unterschieden in den Inflations-

, raten von den Devisenmärkten eine Höherbewertung
der Währung vorgegE;!ben wurde, die ihnen bei der
Stabilisierung ,des Preisniveaus ein Tempo auferleg­
te, hinter dem auch sie mit der binnenwirtschaftli"
chen Anpassung des Kostenniveaus ' zurückblieben.
So ist es jetzt diese Gruppe von Läp.dern, die sich

, über Deflationsdruck beklagt.

Im ganzen haben wir ,heute g'roße international~ Un­
terschiede im Inflationstempo und eine unbefriedi-,
gende Lage der Weltkonjunktur, aus d~r niema'nd so
recht einen Ausweg weiß. Alle sind 'auf sich selbst ge­
stellt und müssen hoffen, daß sie durch isolierte,
aber gleichgerichtete Anstrengungen,' die allen ge­
meinsam zugute kommende Wohltat einer ,guten
Weltkonjunktur z~stande b~ingen.,

336. Unter den gegebenen Umständen und vlcgcn
der schlimmen Erfa;tuungen in der Spätzeit des Sy­
stems von Bretton Woods kommt, eine Rückkehr zu
einer ähnlichen Weltwährungsordnung zweifellos
derzeit nicht in Betracht. Fast jeder konzediert auch,
daß diemarktbestimmte Beweglichkeit der Wechsel­
kurse vermutlich eine entschei<;l.ende Voraussetzung
dafür war, daß die Weltwirtschaft mit den außeror­
dentlichen Zahlungsbilanzproblemen, die sich vor
allem aus dem Olpreisschock der Jahre 1973I'T4 erge­
ben haben, einigermaßen zufriedenstellend fertig ge­
worden ist. Den Erwartungen der Währungspolitiker
entsprochen hat ebenfalls, wie die Unternehmen mit
beweglichen Wechselkursen zu leben gelernt haben.
Die ~efürchtungen, die in dieser Hinsicht vorher
weithin bestanden haben, die Befürclttung etwa,
daß Unsicherheit über- die kün~tigen Wechselkurse
den internationalen Handel prinzipi,eli stark' beein­
trächtigen inüsse, haben sich nicht als berechtigt' er­
wiesen.

337. Das Ungenüge an dem System 'bewegÜcher
Wechselkurse hat letztlich seine Gründe darin, daß
sich nicht einmal in bezug auf die wichtigsten Wech­
selkursrelationen in der Welt einigermaßen stabile
mit,tel-oder gar langfristige Erwartungen bilden
konnten: Die Stabilität solcher längerfristigen Erwar­
tungen war es ja,' von der über die ihnen entspre­
chende Stabilität der Wechselkurse an den Termin­
märkten Stabilität oder jedenfalls' Stetigkeit' in der
Bewegung ,auch der Wechselkurse an den Kassa­
märkten erhofft ~orden wal;. Diese Hoffnung hat
getrogen. .

Tatsächlich haben sich auch ,die längerfristigen Wech­
selkurserwartungen als sehr sensibel erwiesen, na­
mentlich in bezug auf Inflationstendenzen. Und über
die hochreagiblen Entscheidungen im internationalen
Kapitalverkehr - Entscheidungen darüber, in wel-

151



Drucksache 8/2313, Deutscher Bundestag ~ 8. Wahlperiode

eher Währung man Geldvermögen hält - kann es
dann mehr als nur vorübergehend zu Wechselkurs­
änderungen von so starkem Ausmaß kommen, daß
d'er güterwirtschaftIiche Anpassungszwang, der dar­
aus auf dein Wege über den internationalen Han­
del für die Volkswirtschaft erwächsti nicht lt~icht zu
rechtfertigen ist., Es können strukturelle Anpassun~

, gen sein, die in solchen Fällen erzwungen werden.
Es können Anpassungen des Preis- und Kostenni­
veaus sein. Die Bewegung der Wechselkurse, die ei­
gentlich Veränderungen der gesamtwirtschaftIichen
Bedingungen eines Landes nur konstatieren, sollte,
karin sie diktieren. Wohlgemerkt, dies ist nicht der
Regeltal!. Aber man kann ihn auch nicht einfach als
Ausnahme qualifiZieren.

Im Prinzip kann die nationale Geldpolitik solchen
Tendenzen en'tgegenwirken, allerdings wohl l{alim ,
im Sinne der Feinsteuerung, sondern' allenfalls im
Sinne der Vermeidung schwer'er gesamtwirtschaftli­
cher Störungen (Ziffer 407).

338. Daß die Instabilität der längerfristigen Erwai~
tungen heute so ausgeprägt ist, kann allerdings nicht'
als unmittelbare Folge ~er Aufkündigl).ng des alten
Festkurssystems angesehen werden. Es hätte gut an- "
ders kommen können. Unter den Gründen, die man
dafür anführen kann, daß es so kam, wie es gekom­
men ist, ragt einer hervor, die Tiftsache nämlich, daß
die Vereinigten Staaten nicht in der Lage waren,
dem Dollar nach der Aufkündigung des Festkurs-"
systems die Rolle de facto zu sichern, die ihm vor­
her de jure zukam .:....-' die Rolle der unbezweifelteri
Leitwährung. Angeschlagen war der Dollar in die­
'ser Rolle allerdings schon vorher; das hatte zum
Zusammenbruch des, alten 'Weltwährungssystems

'nicht zuletzt beigetragen, und mit diesem Erbe ist
auch das Nachfolgesystem nicht fertig geworden.

339. Auch ein Währungssystem auf der Basis be­
weglicher Wechselkurse braucht, das hat die Erfah­
rung der letzten fünf Jahre gelehrt, dringend einen
Wertmaßstab, den möglichst viele akzeptieren, mit
dem international" gerechnet, wird, auf den inter­
nationale Kontrakte abstellen; eine Währung, in der
international monetäre Reserven gehalten werden.
Eine Maßstabwährung muß von ihrem inneren Wert
her nicht abs'olut stabil sein, aber doch stabil genug,
um als Wertmaßstab und als Hauptm,edium der in­
ternationalen GeldvermÖgenshaltung niemals in
Frage gestellt zu werden.

Es mag durchaus unnötig sein, daß viele Länder eine
völlig stabile Relation ihrer nationalen Währung zu
einer solchen Leitwähruna, atifrechterhalten. ,Aber
die tv1öglichkeit und die Zv{~ckmäßigkei.trdies zu tun,
sollte nicht von der Instabilität der Leitwährung ab­
hängen, sondern ausschließlich von den stabilitäts­
politischen Bedingungen des jeweiligen Landes. Ent-'
scheidend ist allein, daß eine Währung mit Maß­
stabs'qualität angebote:p. wird. W~hrscheinlichwären
es sogar sehr ' viele" L,änder, die freiwillig ihre
Geldpolitik streng' an dem Ziel ausrichten würden,
eine bestimmte Kursrelation 'zur' Leitwährung durch­
zuhalten. Denn diese Länder würden" damit zwar
ihre geldwertpolitische Autonomie wieder zuguI1sten
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einer wechselkurspolitischen Zielsetzung aufgepen,
was bei einer stabilen Leitwährung auch nicht schwer­
'zufallen brauchte, sie würden jedoch beschäftigungs­
politisch an Spielraum gewinnen.

340. Die Rolle einer internationalen ,Leitwährung
dieser, Qualität ist gegenwärtig nicht mehr besetzt.
Das ist nur vordergründig 'in erster" Linie, ein Pro-

" blem der amerikanischen Leistungsbilanz. Denn man"
könnte es mit gleicher Berechtigung auch umgekehrt
sehen und sagen: Die Finanzierung der amerikani­
schen Leistungsbilanzd~fizitewürde überhaupt keine
Probleme aufwerfen, wenn der Döllar als Leitwäh­
rung nicht in Frage gestellt wäre. Der Kern des Pro­
blems ist die amerikanische Inflation. Die riesigen
Dollarbestände in der Welt durch Inflation entwerten
unst Leitwährungsland I;>leiben - das geht nicht zu­
sammen.

Die Vereinigten Sta'aten haben die Rolle des Leit-
'währungslandes im Grunde seit Beginn der isola­
tionistischen Politik des IIbenign neglect" abgelehnt.
Daraus hat sich d,ie seit Jahren latente und dann im­
mer wieder auch akut werdende Vertrauenskrise in
bezug auf den, Dollar ergeben. Diese Vertrauens­
krise hat auch die Grenzen dieser Politik' aufgezeigt.'
Wollten die Vereinigten Staaten die Dollarbestände
in der Welt inflatorisch entwerten, so r:p.üßte dies
den Vertrauensschwund weiter beschleunigen. Sie
müßten bereit sein, einen Dollarkurs zu akzeptieren,
bei dem sie ihre Exportwaren verschleudern würden'
und enorm hohe Einfuhrpreise zu bezahlen hätten,
von den Folgen für die politische' Position der Ver­
,einigten Staaten einmal ganz ,abgesehen. Wollten
sie das, was von der Leitwährungsfunktion des Dol­
lar geblieben ist, allmählich abbauen, also nach und
nach Dollarbestände repatriieren, so mj.ißten sie eine
Zeitlang enorme Leistungsbilanzüberschüsse erwirt­
schaften. Dies aber setzte vermutlich keine andere
Politik voraus als eine Strategie der Wiedergewin­
nung der 'vollen Leitwährungsfunktion für den Dol­
lar, nämlich Inflationsbekämpfung und,damit Stabili­
sierung der Bereitschaft in der Welt, weiterhin hohe
Geldvermögen in Dollar zu halten und' - abneh- .
mende ,amerikanische Leistungsbilanzdefizite
durch Kredite zu finanzieren.

341. Die Vertrauenskrise in bezug auf den Dollar,
wird manifest in der Suche nach Alternativen. Keine
andere ,Welthandelswährung kann jedoch die Leit­
währungsfunktion 'übernehmen. Die Flucht in den
Schweizer Franken, in die' D-Mark, in den Yen ist
vorläufig, i~ Weltrnaßstab gesehen, eher die par­
tielle Flucht, in eine Wartestellling als die Konsti­
tuierung neuer Leitwährungen. In regionalem Rah­
men vfächst diesen \Alährungen allerdings Leitw.äh­
rungscharakter zu, im em;opäischen Raum vor allem
der D"Mark, die anders als der Schweizer Franken
nicht nur als Wertaufbewahrungswährung, sondern
auch als Maßstab für die Orientierung der Geld­
politik' anderer Länder Bedeutung erlangt hat. Ein
breit angelegter Wechsel hin zu einem Weltwäh­
rungssystem mit - de facto - multiplen Leitwäh­
rungen müßte von den Ländern, deren Währungen
diese R,olle übernehmen sollen, gewollt sein. Denn
ein solcher Wechsel kÖ!1nte ohne einen weiteren
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rapiden Dollarkursverfall nur' vollzogen werden,
wenn die Zentralbanken dieser Länder einen erheb­
lichen Teil der Dollarbestä~de aufnehmen würden,'
die andere auflösen möchten. Die Bereitschaft zu
diesem Wechsel gibt es nicht, und das hat auch gute
Gründe. Die Gründe' sind politischer wi~ ökonorni~
scher, Art. V'Ias die Bundesrepublik angeht, S9 hat
diese zwar im Welthandel ein etwa ebenso großes
Gewicht wie die Vereinigten Staaten. Aber die ge­
samtwirtschaftliche Ba~is, für die Ubernahme von
Leitwährungsfunktionen in der Welt ist doch zu' ge­
ring.

'342. Im Lichte dieser Probleme, der Vertrauens­
krise in bezug auf den ,US-Dollar ~nd dem - von

,ihr abhängigen - Ungenüge an beweglichen Wech­
selkursen 'muß man die Pläne sehen, in Europa zu
einer neu~n Währungsordnung zu kommen.

Im Grunde 1st es nicht die Bundesrepublik, die in
besonderem Maße zu klagen hätte über, die Erfah­
rungen mit der Beweglichkeit 4er Wechselkurse.
Sie gehört zwar zu den Ländern, die 'seit einiger
Zeit vom Aufwertungsdruck 'ihrer Währung beson­
ders herausgefordert sind. Dieser Aufwertungsdruck
hat aber auch ein unerwartet hohes Maß an Stabili­
sierung gebracht. Und die Terms-of-Trade-Gewinne
aus der Höherbewertung'der Mark sind ohne Zwei­
fel ebenfalls von Gewicllt. Die währungspolitischen
Voraussetzungen für einen Fortgangund eine Har-,
monisterung der wirtschaftlichen Stabilisierung in '
ganz Europa zu verbessern, ist jedoch gemeinsames

. Interesse aller Länder der Europäi!?chen Gemein­
schaft.

Diese Bereitschaft voraussetzend, hat der Sachver­
ständigenrat in setnein Jahresgutachten 1976117 ein
Konzept für eine harmonisierte Geldpolitik in Eu­
ropa zur Diskussion gestellt (JG 76 Ziffern 475 ff.).
Dabei sind wir davon ausgegangen', daß der Wille
zu einer harmonisierten Geldpolitik Basis jedes
neuen Anlaufs sein muß, mit den Problemen der
Währungspolitik ,und allgemein der Stabilitätspoli­
tik besser fertig zu werden. Unser Konzept' ließ 'sich

'kennzeichnen als das' einer stabilitätsorientiert~n

a1:mestimmten, Geldmengenpolitik der europäischen
Länder, abgesichert durch den Harmonisierungs­
zwang, der von einem unter Vorbehalt stehenden In­
terventionsversprechen der Notenbanken in bezug
auf die Wechselkurse ausgehen soll.' Eine ganze
Reihe weite~er Konzepte ist von anderen Seiten in
die Diskussion gekommen. Sie u~schließen vor al­
lem unterschiedliche Möglichkeiten der Einführung
einer europäischen Parallelwährung.

Die europäischen Regierungen, die in' diesem'Jah'r
die Schaffung eines Europäischen Währungssystems
(EWS) vereinbarten, haben einerseits den Anschluß
an das, bestehende Festkurssystem des Europäischen
WährungsveI:bundes gewahrt, wollen jedoch zu­
gleich den Rahmen schaffen für eine Entwicklung,
die längerfristig über ein System "fester, aber an­
passungsfähigerWechselkurse i

• hinaus zu einer Eu-
ropäischen Währungsunion f]1hrt. "

343. Ein neues 'System von Spielregeln für den Be­
reich der Währungspolitik und' der Geldpolitik in'

Europa setzt, wenn. erwartet werdE!n soll, daß die
Spielregeln eingehalten werden, voraus, daß bei
allen Teilnehmern das langfristige Interesse an der
Einhaltung der Spielregeln größer ist als die Ver­
suchung, diese im Falle eines kurzfristigen Interes­
senkonflikts zu verletzen oder aus dem System aus­
zuscheiden.

In der Vergangenheit waren die gemeinsamen In­
teressen der europäischen Länder, an einer konse­
quenten Harmonisierung ihrer, StabiIitätspolitik in
diesem Sinne nicht tragfähig. Wenn 'viele dies heute
anders sehen, auch in der Bundesrepublik, so hat
dies offensichtlich folgende Gründe:

- Alle \europäischen Länder haben erfahren, daß
, ungelöste Stabilitätsprobleme ,in' ein~m größeren

Teil Europas negative Auswirkungen auch auf
Wachstum und Beschäftigung in allen anderen
Ländern haben.

- Die Anpassungsbereitschaft, ,die in bezug auf"
eine konsequent stabilitätsorientierte Vvirt­
schaftspolitik zu verlangen wäre, wird heute
nicht mehr nur als störende A:q.passungspflicht"
sonde'rn auch als hilfreiche Objektivierung einer:
bestimmten stabilit~tspolitischenGrundlinie emp­
funden.

- Alle europäischen Länder haben ein Interesse
daran, dem Anpass;ungsdruck zu entgehen, der
von Wechselkursbewegungen ausg,eht, wenn die­
se sich gegenüber den güterwirtschaftlichen Ur­
sachen, von denen sie,ausgelöst sein mögen, ver-

"selbständigeIl·

- Alle eur,opäischen Länder, nicht zuletzt die Bun­
desrepublik, haben ein/Interesse daran, der Ten­
denz entgegenzutreten, daß die D-Mark de facto
europäische LeitwäbrUl;lg wird.

.Alle diese Gründe sind plausible Gründe. Eine ande­
re Frage ist, ob es hinreichende Gründe sind. '

Zu den Plänen für ein Europäisches Währungssystem

344. Das geplante Europäische 'Währungssystem,
wie es sich seit den Bremer Beschlüssen des Euro­
päischen Rates vom 7. Juli abzeichnet" enthält drei

'wesentliche Elemente: eine .Änderung d~s innerge­
meinschaftlichen Wechselkurssystems, die Erweite­
rung des' EuropäischEm Fonds für Währungspoliti-.
sche Zusammenarbeit zu einem Europäischen Wäh­
rungsfonds und die Einführung einer Europäischen
Währungseinheit. '

Die Änderung des Wechselkurssystems soll darin
bestehen, daß zwischen den Währungen'des jetzigen
Europäischen Währungsverbundes und denjenigen
EG-Währungen, die in der Vergangenheit aus dem
Verbund ausgeschieden sind, wieder Paritäten und
Bandbreiten fixiert werden. Inwieweit nur die Band­
breiten unmittelbar zwischen den Mitgliedswährun­
gen, oder auch die Bandbreiten gegenüber der Euro­
päischen, Währungseinheit (EWE) verbindlich wer­
den, ist noch nfcht entschieden. In jeäem Falle wer­
den wohl verbindliche Bandbreiten unmittelbar zwi-

153



Drucksache 8/2313 Deutscher Buqdestag -'-' 8. Wahlperiode

schenden Mitgliedswährungen fixiert.' Aber es
scheint die Absicht zu bestehen, außerdem gegen-,
übe~ der Europäischen Währungseinheit' zumindest
unverbindliche Bandbreiten zu definieren, die als
Frühindikator'für die.innergemeinschaftliche Wech­
selkurssituation (Divergenzindikator) dienen 'und
Konsultationen zwischen den Mitgliedern auslösen
sollen. Die Konsultationen sollen nicht unverbindlich
sein, sondern in jedem Falle zu Maßnahmen führen.
Die Umwandlung des Europäischen Fonds fürWäh­
rungspolitische Zusammenarbeit in einen Europäi­
schen Währungsfonds s()ll gegenüber d~n bisherigen
Regelungen folgende Veränderungen bringen:

- Die kurz- und mittelfristigen Kreditlinien, die die
Zentralbanken der Mitgliedsländer einander über
den Fonds gewähren, sollen von 15 Mrd Euro­

'päischen Währungseinheiten (etwa 40 Mrd DM)
auf 25' Mrd Europäische Währungseinheiten (et­
wa 65 Mrd DM) aufgestockt werden.

, - Die, Laufzeit der kurzfristigen Kredite, die ohne
Auflagen vergeben werden, soll von derzeit drei
(nach Verlängerung sechs) Monaten auf künftig
maximal neun oder gar zwölf Monate verlängert
werden. '

- Dir Zentralbanken d~r Mitgliedsländer sollen
einen Teil ihrer Dollar~ und Gold-Reserven ­

,geplant sind 20 vH - ,beim 'EuropäischenWäh~

rungsfonds hinterlegen"und im Gegenzu'g in glei­
cher Höhe Ziehungsrechte auf den Fonds erhal­
ten, die jederzeit ohne Auflagen in Anspruch ge­
nommen werden können.

- Sowohl die Kredite des Fonds als auch die, Zie­
hungsrechte aufgrund der hinterlegten Devisen~

reserven sollen in' der .Europäischen Währungs-
einheit ausgedrückt werden. .

,Mit der Einführung der Europäischen Währungsein­
heit wird die als Währungskorb definierte (neue)
Europäische Rechnungseinheit (ERE) , die bereits seit
einiger Zeit von mehreren Gemeinschaftsinstitutio­
nen verwendet wird, zum ersten Mal auf den Wäh­
rungsbereich übertragen. Sie soll im geplanten Euro­
päischen Währungssystem zunächst nur die Rolle
eines offiziellen Wertmaßstabes 'bei, Wechselkurs-

'änderungen (Leitwährungseinheit) und eines offiziel­
len Wertaufb~wahningsmittels(Reservemedium der
ZelJ.tralbanken) erfüllen.

345. Die Pläne für das Europäische Währungs­
'system können interpretiert werden als' ein Ver­
such, durch die Vereinbarung fester, aber noch an­
pas'sungsfähiger Paritäten die Wechselkursänderun­
gen in der Europäischen Gemeinschaft zu verringern,

, damit auf lä,ngere Sicht eine Währungsunion mit un­
widerruflich festen Wechselkursen und völlig unein­
geschränkter ,Konvertibilität', zwischen den Mit­
gliedsländern realisiert werden' kann. Die Pläne zie­
len, zunij.chst nicht a,uf die Dbertragung von geld­
politischen Kompetenzen an Gemeinschaftsinstitu­
tionen und die Schaffung einer gemeinsamen Wäh­
rung ,ab, sondern auf die Angleichung 'der Geldpoli-
tik der Mitgliedsländer. " ,

D,as Ziel, Wechselkursänderungen bei noch, anpas­
sungsfähigen Paritäten zu verringern, kann man ver-'
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mutlich auf Dauer nur dadurch erreichen, .daß zu der
Verabredung über die Fixierung der Wechselkurse
verbindliche Vera,bredungen hinsichtlich einer auf­
einander abgestimmten Geldmengenpolitik zwischen
den beteiligten Ländern treten sowie Sanktionen für
den Fall, daß diese Verabrequngennicht eingehalten
werden. Die bisherigen Pläne enthalten keine expli­
zite geldpolitische Ergänzung, wohl 'aber über ,die
verbindlichen Konsultationen starke Einwirkungs­
möglichkeiten der Gemeinschaftsorgane auf die'
Geldpolitik der einzelnen Mitglieds'länder.

Unabhängig davon ist zu prüfen, ob und inwieweit
die neue Europäische Währungseinheit eine~ An­
satzpunkt zu verstärkter Automatik bei, de:r; An­
näherung der Geldpolitik zwischen den Mitglieds­
ländern bieten könnte.

346. Mit den Plänen für das' neue' Europäische
Währungssystem werden, große Hoffnungen' ver-

. bunden. '

Erstens verspricht man sich von der,Fixierung fester,
aber noch anpassungsfähiger Paritäten einen heil­
samen Stabilisierungsdruck auf die Wirtschaftspoli-:
tik der Länder, die gegenwärtig noch mit hohen
Preissteigerungsraten zu kämpfen haben. Die außen.­
wirtschaftliche VerankerUITlg soll den Regierungen
dieser Länder die notwendige Rückendeckung ge­
ben, die Stabilisierung weiter voranzutreiben. Aller­
dings soll der Anpassungszwam.g zunächst nicht allzu
stark sein, damit die"Stabilisierungspolitik in den
betreffenden ,Ländern nfcht überfordert wird und
n'icht eine Stabilisierungskrise oder e1n erneutes
Ausscheiden von einzelnen Ländern aus dem Euro­
päischen Währungssystem programmiert wird.

Zweitens glaubt man, daß der internationale Handel
zwischen den Mitgliedstaaten in dem geplanten
Währungssystem geri:p.geren Wechselkursrisiken

, ausgesetzt sein wird. Dies wäre dann der Fall, wenn
'der Harmonisierungsdruck eine wesentliche Verrin~ ,
gerung der Wechselkursänderungen in der Gemein­
schaft zur Folge hätte. Kommt es z'u' dieser Harm,o~
nisierung nicht, so mögen die. dann nötigen abrupten
Wechselkursänderungen auf Dauer ein höheres
Wechselkursrisiko beinhalten als die vom Markt
bestimmten Wechselkursänderungen 'bei frei beweg­
lichen Wechselkursen.

Drittens erwartet man, nicht vom Markt bestimmte
Wechselkurse werden' die nationale beschäftigungs­
politische Autonomie erhöhen. Lohnzurückhaltung
,der nationalen Tarifpartner sowie 'staatliche Maß­
nahmen, die mit angebotspolitischen Mitteln den An­
stieg des nationalen Kostenniveaus vermindern, hät­
ten kurzfristig eine stärkere Wirkung auf Absatz

. und BeschäftIgung, denn anders als 1?ei. frei "beweg­
lichen Wechselkurs'en könnte dieser Vorstoß im in­
ternationalen Wettbewerb nichtohne parallele oder
nachstoßende Aktion in anderen Ländern (das heißt:
nicht ohne Beschäftigungserhöhung in allen Län­
dern) egalisiert werden: Wird nämlich der Wechsel­
kurs festgehalten, so kann 'die Verbesserung der in-

,ternationalen Wettbewerbsfähigkeit, die' ein Land
durch den geringeren Anstieg seiner Exportgüter-,
preise erlangt'hat, nur durch eine 'entsprechende
'Verlangsamung a1,lch des ausländischen Kosten- und
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flationsiaten könne. nur dadurch erkauft· werden,
daß ein ,Anstieg der Inflationsraten inden anderen

. Ländern hingenommen wird, Zwar wird im Zusam­
menhang mit den Devisenmarktinterventionen, die
erforderlich sind, um' den Wechselkurs innerhalb der
vereinbarten Bandbreiten zu halten, die Zentralbank-'
geldmenge in dem unter Abwertungsdruck stehen­
den Land verringert. lJoch werden i'nfolge der ge­
planten 'großzügigen Beistandsregelurigen die Gren-

. zen für die Interventlonsmöglichkeiten eines Lan­
des erst sehr spät wirksam, so daß von daher der
Anreiz, die Zentralbankgeldmenge alsbald so zu be­
grenzen, daß es gar nieht oder nur zu geringfügigen
Interventionen kommt, nicht groß genug ist. Die Er­
höhung der Zentralbanlcgeldmenge, die aus den In­
terventionsverpflichtungen in dem Land resultiert,
dessen Währung unter Aufwer,tungsdruck steht,

. kann von der betreffenden Zentralbank -' zumal
wenn sich' die vorherrschenden' Erwartungen auf ei~
ne Paritätsänderung richten -, nicht mehr neutrali­
siert werden, ohne daß der Wechselkurs die' Band-·
breiten erneut zu überschreiten tendiert. und infol­
gedessen weiter interveniert werden muß, es Sei
denn, im' Ausland werde, die Zentralbankgeldmenge
beträchtlich reduziert und damit die Erwartung ei­
ner Paritätsänderung erstickt. Sind die Interventions­
regeln für die Mitgliedsländer symmetrisch, so wäre
für die Gemeitlschaft insgesamt auf DalJer eine An­
gleichung der nationalen Inflationsraten auf mittle­
rem Niveau zu' erwartEm. In der Tat kann, was die
Stabilitätsländer angeht, eine Asymmetrie zugunsten
von mehr Geldwertstabilität nur darauf beruhen,
daß der Verlust '~on Devisenreserven (oder der
Zwang zur' Aufnahme von Devisenkrediten) kurz- '
und mittelfristig die Bereitschaft zur Ausweitung der
Zentralbankgeldmenge in den betroffenen Ländern
eher eingrenzf, als ein ständiger DevIsenzustrom die
Bereitschaft, die Geldmenge immerfort, auszudehnen,
in anderen Lände~n zuneI1-men läßt.

Preisniveauanstiegs wettgemacht werden. Die Mög­
lichkeit, gegenüber dem Ausland nicht nur auf Un­
ternenmens- 'und Branchenebene, sondern im gesam­
tEm Außenhandelsbereich gleichzeitig einen Wett­
bewerbsvorspung ,zu erzielen,' könnte den intema­
tionalen Stabilitäts- und Wachstumswettbewerb be­
leben. Okonomisch sinnvoli und vertretbar ist diese
Strategie allerdings nur dann, wenn der 1y1ehrexport;
der durch die Preis- und Lohnniveauzurückhaltung
eines Landes ermöglicht wird,nicht dauerhaft durch
Anhäufung von Devisenreserven oder andere For­
men des staatlichen K,apitalexports oder durch staat­
lich subventionierten Kapitalexport ausgeglichen zu

, werden braucht.

Viertens hofft man, daß bei einer Verringerung der
innergemeinschaftlichen Wechselkursänderunge.n die
Kapitalbewegungen, die aus einer Verschiebung der .
Währungspräferenzen zu Lasten des Dollar resul­
tieren, sich _gleichmäßiger als bisher auf die ver­
'schiedenen Währungen verteilen können. Dazu
kömnte es kommen, wenn Paritätsänderungen zwi­
schen den Mitgliedswährungenweitgehend auszu-

· schließen wären, vor allem keine eindeutigen Erwar­
ttmgenhinsichtlich der Richtung der Wechselkurs-

·entwicklung einzelner europäischer Währungen mehr
aufkämen. Ist jedoch, abzusehen" daß einige Mit­
gliedsländer längerfristig wesentlich mehr Geldwert­
stabilität erreichen werden als andere, würden, ihre
Währu.ngen auch weiterhin die bevorzugten Flucht­
währungen sein.

·Fünftens scheint die Vorstellung verbreitet, das ge­
plante EuropäisclieW~hrungssystemwerde zur Lö­
sung des Dollarproblems beitragen. Ein solcher 'Bei­
trag könnte darin bestehen, daß im Wettbewerb der
Währungen entweder der Wechselkurs des Dollar
durch eine entsprechende Politik der Vereinigten
Staaten stabilisiert wird oder daß der Dollar - ins­
besondere in Europa - von den europäischen Wäh­
rungen zurückgedrängt· wird. Beides zusammen
dürfte .nicht.gleichzeitig möglich sein. Welche Ent- Zweitens: Wenn auf irgendeine - bisher nicht er­
wicklung sich einstellt, hängt von dem Verhalten kennbare - Weise dafür Sorge getragen würde, daß
der amerikanischen Geldpolitik .ab, aber auch da- die Länder mit geringenPreissteiger:ungsraten ei­
von, ob es unter dem geplanten Währungssystem zu nem verstärkten' Inflationsdruck .nicht ausgesetzt
mehr Geldwertstabi~itätauf Däuer' in Europa kommt. werden, so würde die stabilste Währung im neuen
Schließlich und vor alleni. werden außerökonomische Europäischen Währungssystem - wie schon im bis~
Gründe für das geplante Europäische Währungssy- herigen Europäischen Währungsverbund - eine
stern geltend gemacht. Insbesondere angesichts der . Führungsrolle übernehmen. Denn' solange niehtim

·Beitrittsverhandlungen mit den 'drei sÜdEmropäischen voraus verbindliche Absprachen über eine Harmo-'
Ländern sei 'das Währungssystem dringend notwen- nisierung ,der Geldpolitik getroffen: werden, ist ein
dig, um den politischen Zusammenhalt der Gemein- System fester Paritäten wie das geplante Europäische
schaft zu stärken oder auch nur zu erhalten. Neue Währungssystem ohne eine Leitwährung auf die
Impul~e seien auch wegen der allgemeinen. Unzufi-ie- . Dauer vermutlich schweren Belastungsproben aus­
denhelt mit der gemeinsamen Agrarpolitik erforder-, gesetzt. Ohne eine Leitwährung bleibt unklar, weI­
lieh, die zu großer Europamüdigkeit führe. Stillstand ehe Länder ihre Geldpolitik primär danach ausrieh­
in der politischen Integration bedeute in der gegen- ten müs'sen, daß sie ihre Währungsparität aufr~cht
wärtigen Situation 'Rückschritt. Diese Argumentation erhalten' können, und welches Land seine Geldpoli­
setzt voraus, daß die Ausgestaltung und' Wirkungs-
weise de.s neU:en .Systems einen Erfolg erwarten läßt. tik primär unter. dem Gesichtspunkt der GE;!ldwert-

stabi.lisierung betreibt, was zur Funktioristüchtigkeit
des gesamten Systems notwendig ist. Es wird 'daher,
befürchtet, daß das System des Europäischen Wäh­
rungsverbundes, nicht auf eine Gruppe von Ländern .
übertragen werden kann, die - wie die Europäische
Gemeinschaft -;- mehrere poiitisch~ökonomischetwa
gleichgewichtige Partner einschließt. .

. 347. Die Plän~ für das neue Europäische Währungs­
system haben auch Anlaß zu schwerwiegenden Sor­
gen gegeben.

Erstens: Es besteht die Befürchtung, der erhoffte
Stabilisierungsdruck in Ländern mit noch hohe~ In-
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Die Europäische Währungseinheit, wie sie bisher
konzipiert wurde,' löst das "Leitwährungsproblem"
nicht.

Drittens: Wenn die Mitgliedsländer nicht 'bereit sind,
die geld- und stabilitätspolitischen Verpflichtungen,
einer' verringerten Wechselkursflexibilität uneinge­
schränkt zu erfüllen, so könnte ihre Neigung wach­
sen, den internationalen Kapitalverkehr weite,r zu
beschränken oder, soweit neue Barrieren nicht er-'
rlchtet werden', den Abbau bereits bestehender Be- '
schränkungen zu verzögern oder zu verhindern. Be­
schränkungen des Kapitalverkehrs stehen zweifellos
nicht nur einer unter Produktivitäts- und Risikoge~

sichtpunkten' optiJ:p.alen räumlichen Verteilung des
Einsatzes knapper Ersparnisse im Wege, sie können
auch den meist mit Direktinvestitionen verbundenen
internationalen Technologietransfer und den interna­
tionalen Warenaustausch behindern. Zudem sind sie
mit dem Ziel, eine Währungsgemeinschaft, ja letzt­
lich eine Währungsunion zu errichten, nicht verein­
bar.

Viertens: Es wird- befürchtet, daß sich im geplanten
Europäischen Währungssystem nur die kurzfristi­
gen' Fluktuationen der· ipnergemeinschaftlichen
Wechselkurse, nicht aber deren längerfristige Ent-

, wicklung verändern könnten und daß an die ?telle
laufender Wechselkursänderungen wieder wenige
abrupte Wechselkursänderungen treten würden. Die
Marktteilnehmer wären' durch die Fixierung von
Paritäten und Bandbreiten dann. nicht vor den - auf
der nationalen geldpolltischen 'A:utonomie 'beru-

, henden ~ Wechselkursrisiken geschützt,. sondern
ühersie hinweggetäuscht worden,

Fünftens: Wl:!gen des direkten Preiszusammenhangs
über ,cÜe Märkte 'besteht die Gefahr einer interna­
tionalen Inflationsübertragung in einem 'Festkurs­
system auch dann schon" wenn die Devisenmärkte
noch im Gleichgewicht sind. Die Bundesrepublik
liefert fast die Hälfte ihrer Exporte 'inLänder der
Europäischen Gel)1efnschaft. Entsprechend groß
wäre ihre direkte Abhängigkeit von der Preisent­
wi~klung in diesen Ländern, wenn mit dem Fest­
kurssystem ernst g:emacht wird.

Schließlich wird zu bedenken gegebe'n, daß ökono­
mische Konstruktionsfehler des neuen Systems auch
die außerökonomis'chen Zielsetzungen gefährden
müßten. Im Falle eines Scheiterns wäre die Chance
eines währungspolitischen Neubeginns für Jahre
vertan und die Idee der europäischen Integration
aufs neue durch währungspolitisch~'Fehler diskre­
ditiert.

348. Die BefÜrchtung, daß das geplante Europäisch~
, Währungssystem die Bewahrung stabilitätspoliti­

scher Erfolge einiger,Mitgliedsländer er:schweren
oder gar unmöglich machen könnte, hängt mit der

. Erwartung zusammen, daß die Bedingungen, die sta­
bilitätsbewußteres Verhalten aller Mitgliedsländer
sichern würden, nicht hart genug sein möchten. Es
sind die Bedingungen aufzuzeigen, qnter denen die­
ser Sorge geringere Bedeutung beigemessen wei~

den könnte.
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349, Geht man davon aus" daß den Devisenreser­
ven eines Landes und der Bereitschaft zur Auf­
nahme von· Devisenkrediten wegen der Ziil~beIa~

stung engere Grenzen gesetzt sind als der Bereit­
schaft, Devisenreserven zu akkumulieren, so ist für
die Härtung des Europäischen Währungssystems
von besonderer'Bedeutung, ob die Interveritionsver­
pflichtung i5tets zweis~itig und ~ymmetrisch oder in
der Regel einseitig gilt. Werden die Bandbreiten
unmittelbar zwisc1}en den Währungen der Mitglieds­
länder fixiert, so kann eine Währung nur dann an
ihren Interventionspunkt gelangen, wenn 'gleichzei­
Üg mindestens eine andere Währung den entgegen­
gesetzten Interventionspunkt erreichtj die Interven­
tionsverpflichtung ist daher grundsätzlich zweisei­
tig und symmetrisch. Da Beistandskredite und Devi­
senkredite am Markt mit der Zeit'nur zu immer

, ungünstigeren Bedingungen zu erhalten sein wer­
, den, würde das Mitgliedsland" dessen Währung im

Interventionsfall am stärksten na'ch unten von sei­
ner Parität abweicht, auf Dauer seine G'eldpolitik
dem wechselkurspolitischen Zwang .ent!,prechend
verändern oder aber abwerten müssen. Werden di~

Bandbreiten gegenüber einer Korbwährungseinheit
definiert (Korbsystem) , so ist unsicher, ob auch nur
dieser Anpassungsdruck immer wirksam wird. Denn
in diesem Falle kommt es nur zufällig dazu, daß zwei
Währungen gleichzeitig und entgegengesetzt an
ihre Bandgrenze .stoßen. Die Interventionsverpflich­
tung trifft - bei gleicher Bandbreite gegenüber der
Korbparität für alte Währungen -' immer nur das
Mitgliedsland, dessen Währung sich am weite­
sten vom Gemeinschaftsdurchschnitt entfernt hat.

. Weicht etwa die Währung de,s Landes mit der ge­
ringsten Inflationsrate am stärksten vom Gemein­
schaftsdurchschnitt ab, so ist für kein .anderes
Land, nicht einmal für das mit dem größten' Geld­
wer:ischwund, ein, Anreiz gegeben, seine Geld­
politik anzupassen, und· zwar selbst dann nicht,
wenn nur s~ine Währung von der intervenierenden
ZentralbaIik aufgekauft würde; denn dieses Land
wäre s'einerseits nicht' zu Interventionen verpflich­
tet. Allerdings: weicht dieWähruhg 'des Landes
mit dem höchsten Preisniveauanstieg am stärksten
vom Gemeinschaftsdurchschnitt ab, so' wäre allein
die' Zentralbank dieses Landes' zu Interventionen
verpflichtet. Das· Risiko, einseitig' intervenieren zu
müssen, ist also im Prinzip fi).r Länder mit schw&-'
cherer und Länder mit stärkerer Währung gleich'
groß. Solange die durchschnittliche Inflationsrate
hoch ist, liegt darin allerdings kein Trost für. die
Bundesrepublik. Die Wahrscheinlichkeit, daß sie
du~ch ,Interventionen D-Mark an den Markt geben
muß, ist groß. Kern des Korbsystems ist es, daß der
'Vvährungs-Durchschilitt einen" starken I Artpassungs­
druck auf 'eine abweichende Währung ausübt. Dies
paßt zu dem Ziel, eine Konvergenz der Inflations­
raten zu erreichen und damit Paritätsändt?rungen
möglichst unwahrscheinlich zu machen. Es paßt
nicht zu de~ Ziel einer Konvergenz der Inflations­
raten auf niedrigem Niveau. Neben dem reinen
'Korbsyste~ als ,Basis der Intervehtionsregeln gibt
es vielfältige Möglichkeiten, durch ergänz~ndeVer­
einbarungen aus einem System der. bilateralen Pa­
ritäten de facto ein Korbsystem zu machen. Unter'
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dem GesiChtspunkt der Härtung des 'Systems wären
sie allesamt nachteilig.

350. Soll vermieden werden, daß das geplante Eu­
ropäische Währungssystem zu einer, erneuten Be­
schlel1nfgun'g der Inflationsraten in anderen Mit­
gliedsländern führt, so müßte vor allem dafür Sorge

'getragen werden, daß die Mitgliedsländer mit ho­
hein Geldwertschwund, verpflichtet werden, ihre
Geldpolitik anzupassen, bev:or es noch zu Interven­
tionen am Devisenmarkt kommt. Werden die ver­
bindlichen' Bandbreiten unmitt(i!lbar zwischen den
Mitgliedswährungen fixiert, so könnten die zusätz­
lich vorgesehenen, engeren Kursbänder um die
Korbparitäten die, Funktion haben, für die Abwei­
chungen der einzelnen Währungen von ihrer Pari­
tät nach unten unverbindliche Minimalkurse("Sta­
bilisierungspunkte") ,zu markieren. Erreichte die
Währung eines Mitgliedslandes die~Em Stabilisie­
rungspunkt, so hätte es Absprachen darüber z,u tref­
fen, inwieweit es seine Geldmengenpolitik verän­
dern ,müßte, wenn bei nachfolgendem Erreichen
eines unteren Iriterventionspunktes die symmetri­
sc;hen Interventionen mid der Anspruch auf den
währungspolitischen ,Beistand erhalten bleiben, sol-

, len.

351. Kommt es zu Verkäufen am Devisenmarkt,
könnte die Regel sein, daß diese in erster Linie durch
die Aufnahme von Devisenkrediten an den privaten
Geld- und Kapitalmärkten zu finanzieren sind. Diese

, Lösung hätte den Vorteil; daß so eine marktgerechte
Verzinsung der Devisenkredite sichergestellt wäre.
"Beistandskredite vom Europäischen Wahrungsfonds
brauchten nur eine sehr kurzfrist~ge Laufzeit zu ha­
bem und könnten hauptsächlich dazu dienen, den
Zeitraum zu überbrücken, der verstreicht, bis Devi­
senkredite am freien Markt beschafft'sind. Auch für
diese kurzfristigen Beistandskredite vom Europäi~

schen Währungsfonds könnte eine marktgerechte
Verzinsung vorgesehen sein. Eine stabilitätswidrige
Geldpolitik würde dann nicht durch Subventionen
belohnt.

352. Werden die Beistandskredite des Fonds in
europäischen Währungseinheiten abgerechnet, so
würde nur eine Sicherungsklausel für den Fall, von
P,aritätsänderungen,' gewährleisten, daß die Empfän­
gerländer nicht durch Abwertung ihrer Währung den
Wert ihrer Verbindlichkeiten - ausgedrückt in De­
visen - verringern' können, sie sich aber bei e,iner
Aufwertung der Währung eines anderen Landes
nicht einer 'Erhöhung amälliger Verbindlichkeiten
in eigener Währung gegenübersehen. Eine solche
Klaus~l müßte vorsehen, daß der Betrag einer a'b­
oder aufwertenden Währung, der ip. den zur Ver­
rechnun:g verwendeten Währungskorb eingeht, ent­
sprechend der Paritätsänderun'g erhöht oder'verrin­
gert wird, so !faß das' Gewicht der Währung im Korb
für Zwecke des Saldemausgleichs unverändert bleibt.
In' diesem Falle entspräche die Paritätsänderlmg ge­
genüber den einzelnen Währungen der Paritätsände.-
rung gegenüber der Korbwährungseinheit.. '

353. Werden die offiziellen Beistandskredite in der
Europäischen Gemeinschaft weiterhin subventionie.rt,
so würden'nur Vorkehrungen, die darauf hinauslau­
fen,' daß die Kreditlinien mög'lichst knapp zu halten
und Kredite nur unter strikten wirtschaftspolitischen
Auflagen gewährt werden, gewährleisten ,können,
daß dieser Liquiditätsspielraum das' System niCht
aufweicht.

354. Eine 'Härtung würde es bedeuten, wenn De­
.visenkredite des Europäischen, Währungsfonds
grundsätzlich in derselben Mitgliedswährung zuruck­
zuzahlen wären, in der sie aufgenommen wurden.
Damit würde sichergestellt, daß die Devisenmarkt··
interventionen nicht permanent, sondern nur für die
Dauer qes Kredits eine Erhöhung der Geldmenge im
Geberland zur Folge haben.

355. Um die Uberlebenschancen des geplanten Eu­
ropäischen Währungssystems stünde ,es schlecht,
wenn es nicht gelänge', eine Harmonisierung der
Geldpolitik in der Gemeinschaft zu erreichen (JG 76
Ziffern 496 ff.). Sollten sich die von den Zentralban-'
kem vereinbarten Zuwachsraten der Zentralbank­
geldmenge als unvereinbar mit den fixierten Paritä-'
ten erweisen, so könnte eine asymmetrische Anpas.­
sungspflicht gelten derart, daß die Zentralbank des

... Landes, dessen ""/ährung den Stabilisierullg-:spunkl
erreicht, -, vorbehaltlich einet Paritätsänderung ­
verpflichtet" wäre, mit den ihr zur Verfügung. stehen­
den Instrumenten die Expansion derZentralbank­
geldmenge so stark zu reduzieren, wie notwendig
erscheint, um die Währung innerhalb der Bandbrei­
ten zu halten. Ein Land, .dessen Währung einer Auf­
wertungstendenz unterliegt, wäre dagegen nur dann
verpflichtet, das 'Ye~einbarte und vorangekündigte
Geldmengenziel zu überschreiten, wenn die, gewo­
gene Aufwertung gegenüber seinen Haupthandels­
partnern in der Welt die entsprechenden Unterschie~

de in den Inflationsraten so erheblich überstiege, daß
mit einiger Sicherheit auf eine unerwartete Ände­
rung der Neigung zur :f(assenhaltung in seiner VYäh­
rung geschlossen werden könnte. Ein derartiger An­
passungsmechanismus würde es erlauben, allfälligen'
Ver?chiebungen der interij.ationalen Währungspräfe­
renzen geldpolitisch Rechnung zu tragen (Ziffern
403 ff.).

356. Die Wahrscheinlichkeit, daß das neue System,
erfolgreich ist, dürfte zunehmen, wenn die Anzahl
der Mitglieder zu Anfang klein ist und dann allmäh­
lich erhöht wird. Je mehr Mitglieder' am Anfang da­
bei sind, desto höher ist zunächst der Durchschnitt
und die Streuung der Inflationsraten für die Gruppe
und desto_weiter der Weg, den die Länder mit den
höchsten Inflationsraten zurücklegen müssen, um
der Geldwertstabilität nahe zu kommen. Treten da­
gegen zunächst nur wenige' der Lände.r, die aus dem
Europäischen Währungsverbund ausgeschieden sind,
dem neuen System bei, so ist die Chance, daß die
Rückkehr zur Stabilität gelingt, größer und die Ge­
fahr, daß sie eine Erhöhung-der durchschnittlichen
Inflationsrate inden Ländern des Währungsverbun­
des bewirken werden, geringer. Je größer dann all­
mählich der Stabilitätsblock würde, um so größer
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würde auch seine Assimilationskraft in bezug' auf
w.eitere Mitglieder.

357. Soll die Fixierung von Patit.ätE!ll dazu. dienen,
die Wechselkurserwartungen zu stabilisieren und,
somit die Währungsspekulation zu dämpfen, so darf
es nicht zu häufigen Paritätsänderungen kommen.
Dennoch hätte es keinen Sinn, Paritätsanpassungen'
zu verzögern oder gar zu unterbinden, wenn deut­
lich wird, daß eine Harmonisierung der, Geldpolitik
nur um den Preis höherer Inflationsraten in den sta­
bilitätsorientierten Mitgliedsländern oder um den
Preis einer überstürzten Stabilisierung und eines ver­
meidbaren Beschäftigungseinbruchs in den anderen
Iv1itgliedsländern möglich ist. Gelingt die Harmoni­
sierung der Geldpolitik nicht, so hat es wenig Sinn
zu versuchen, die Bandbreiten mit Hilfe 'verstärkter
Devisenmarktinterventionen einzuhalten. Die Ge-·
fahr, daß dies deimoch geschieht, darf man gleich­
wohl gerade in der Bundesrepublik nicht gering ein­
schätzen. In dem geplanten Währungssystem, wäre
das ~ntervenÜonspotential selbst bei restriktiyeil

, , Regeln hinsichtIichdes währungspolitischen Beistan­
'des so enorm' groß, daß die Bundesbank kaum hof­
, fen könnte, ihre geldpolitische Grundlinie mit Hilfe
kompensierender geldpolitischer Maßnahmen durch­
halten zu kÖlJ.nen, wenn auch nur ein größerer Teil
dieses Potentials, im Zusammenhang mit der Erwar­
tung einer wolbegründeten Änderung der D-Mark­
Parität in Bewegung geriete. Für die Möglichkeit,
in solchen Fällen rechtzeitig, nach Möglichkeit so­
gar vorbeugend die Parität ändern zu können, müßte
ausreichender Spielraum gewährle'istet bleiben..

358. Daß dieser Spielraum gegeben seinw:ird und
rechtzeitig genutzt wird, versteht sich nicht von

, 'selbst. Zu den geplanten Regelungen soll gehören,
daß Paritätsänderungen nur im Einvernehmen der
Partner des Europäischen Währungssystems 'vorge­
nommen werden dürfen. Dies würde zumindest de
facto eine Ändenung der deutschen Geldverfassung
bedeuten. Zwar gibt es eine entsprechende.. unauffäl­
lig zustande gekommene Vorschrift auch' schon im
Europäischen Währungsverbund. Sie hat dort jedoch
eine weniger einschnürende, Bedeutung, da das Ge­
wicht der Buncj.esrepublik in der Gruppe der Länder
des Europäischen Währungsverbundes groß ist.

Eine Änderung der deutschen Geldverfassung be­
deutete es auch, wenn über vielfältige Detailregeluri­
gen zur IntervEmtionspflicht der- Bundesbank und
zur Unterordnung der deutschen Geldpolitik unter
die Erfordernisse einer Aufrechterhaltung bestimm­
ter Wechselkurse die geldpolitische Verantwortung
der Organe der Deutschen Bundesbank ausgehöhlt
würde. Die quasi-gesetzgeberisch~'Tätigkeit der

, Organe der Europäischen Gemeinschaft erlaubte es,
hier schrittweise Verän9-erungen vorzunehmen, die
je für sich wenig bedeutend erscheinen mögen, die
im ganzen jedoch die Grundlage der Stabilitätspoli­
tik in der Bundesrepublik einschneidend verändern
können.

Sehen muß' man auch, daß das Europäische Wäh­
rungssystem die Verteilung der ,Gewicl;1.te in der

, Stabilitätspolitik auf Kosten der autonomen Bundes-

lSß

,bank und zugunsten, der Bundesregierung verschi~­
ben würde. Denn die Kompetenz für Entscheidungen
über Paritätsänderungen und damit über Änderun­

'gen der Interve'ntionspflicht der Bundesbank läge
bei der Bundesregierung. Wer diese Kompetenz hat,
ka'nn im KonflikUi:1.11 letztlich die Grundlinie der
Geldpolitik in all den Fällen bestimmen, in denen
ein Devisenzustrom oder ein Devisenabstrom bei.
unveränderter Währungsparität die Grenzen einer
autonomen Geldpolitik markiert. Insoweit bedeutete
die Gründung des Europäischen Währungssyste'ms
eine Rückkehr zu den Bedingungen der 1973 aufge-'
kündigten Weltwährungsordnung.

I . ,

Zur Weiterentwicklung
des Europäischen Währungssystems

359. Die Schaffung' einer 'Europäischen Währungs­
einheit, die von den Mitgliedszentralbanken als in­
ternationales Reserveaktivum gehalten wird, ist für
das Funktionieren des neuen Wechselkurssystems
nicht wesentlich oder erfordE;lrlich. Man mag daher
in der neuen Währungseinheit in erster Linie einen
,Ansatzpunkt für eine später zu schaffende Gemein­
schaftswährung sehen. Diese Möglichkeit ,scheidet
im Prinzip au~h dann !;licht aus, wenn das Ziel, die
Wechselkurse zwischen den Mitgliedswährungen zu ­
stabilisieren, 'nicht erreicht wird. Zu erörtern ist,
was in dieser Entwicklungslinie, begiime man damit
nun früher oder später, angelegt -ist und wie sich
eine allmähliche zunehmende Verwendung der Euro­
päischen Währungseinheit in das vorgesehene Wech­
selkurssystem einfügen könnte,.

360. Soll die Europäische Währungseinheit .über­
haupt private Geidfunktione'n übernehmen, so legen
die Erfahrungen mit Währungskorbeinheiten auf
den internatiomllen Kapitalmärkten allerdings den
Schluß nahe, daß ihr dies in ausreichendem Maße
nur gelingen würde, weim sie gleichzeitig alle drei
klassischen Geldfunktionen (Wertmaßstab, Wert­
aUfbewahrungsmitt'el, Zahlungsmittel) erfüllen darf.

361. Eine Währungsunion ~wischen verschiedenen
Ländern ,ist dann verwirklicht, wenn ein System un­
verrückbar fester Wechselkurse ohne Bandbreiten
(Wechselkursunion) verbunden mit der Freiheit des
Kapitalverkehrs (uneingeschränkte. Konvertibilität),
zwischen, ihnen besteht oder in allen beteiligten
Ländern nur eine Währung (Einheitswährung) um­
läuft. Der Unterschied zwischen einer Wechselkurs­
union und einer Einheitswährung besteht darin, daß
in ,einer Wechselkursunion Unsicherheit hinsichtlich
no"" TT"""l'n.,..,.i;r"llrh;=t-ro'b-Ä;+ >, rlOT' l.ATo",..hcal1rllTca hac+onon
_..... U~.LVt.,....L.L\.i.\"'UI.U,.L~ .L" 1I,..L .1. y, ~L.L .;.10. .L ;..,,> ...

bleiben kann, solange noch jedes Land eine eigene
Währung besitzt. Meinen es die Länder' der, 'Euro­
päischen Gemeinschaft ernst mit dem Ziel der Errich­
tung einer Währungsunion, so wäre es daher zweck-'
mäßig,' wenn sie sich zur Schaffung einer Gemein­
schaftswährung entschlössen, die' die bisherigen
nationale Währungen vollständig ersetzte (Einheits­
währung) . Offen wäre dann allerdings noch, ob der
lJbergang zu einer Gemeinschaftswährting abrupt
oder allmählich ~ifolgen sollte. F4f den Weg eines
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allmählichen Ubergangs I gibt es durchaus gute
Gründe: .

~ ·Widerstände. gegen die Wä,hrungsunion und die
Verwendung einer Gemein,schaftswährung ließen
sich mildern, wenn ein solch\,!r Int~grationsprozeß

über eine Reihe von Jahren verteilt wäre.

Di~ \"lirtschaftspolitik in einzelnen· Ländern
stände. bei einem zeitlid~gestreckten.Prozeß der
Währungsintegration weniger vor der Notwen-

. digkeit, .um einer deswegen etwa fÜr erforderlich
gehaltenen ~tabilisierungder Altwährung willen
eine Stabilisierungskrise in· Kauf nehmen' zu
müssen. Die Beteiligten in allen Ländern könnten
sich auf die Währu.ngsvereinigung einstellen und
sich auf dem Weg dahin ~unehm'en:d der neuen
- möglichst stabilen - Gemeinschaftswährung
bedienen.

- Die gegenwärtig in den jeweiligen nationalen
Währungen bestehenden Forderungen und Ver­
bindlichkeiten müssen bei einer allmählichen

.Währungsvereinigung nicht auf die neue Ge­
meinschaftswährung umgestellt werden, sondern
können weitgehend in der Ubergangszeit aus­
laufen. Für. den Gesetzgeber vermindert sich in-'
soweit die Entscheidungslast und der ErmessE'!lls­
spielraum hinsichtlich dererforq,erlichen Anpas­
sung bei einer Währungsumstellung, namentlich
der Ulll:S,Lellung bei den Zinsen, die ja mehr oder
weniger vollständig die Inflationsrate einer
Volkswirtschaft einschließen.

. 362.' I?e:r Prozeß einer alimählichen Währungssub­
stitution könnte durch die wirtschaftspolitischen In­
stanzen oder durch den Markt gesteuert werden.
Für eine marktwirtschaftliche Lösung 'gibt es gute
Gründe: Die Gemeinschaftswährung würde sich als.
erstes bei jenen durchsetzen, die am intensivsten
nach Schutz vor de:(Il Wertverfall und dem Infla­
tions-' und Wechselkursrisiko ihrer nationalen Wäh­
rung verlangen. Sie' würde steh weiterhin dort aus­
breiten; wo Geld- .und. Wechselkursillusion kaum
oder gar nicht mehr vorhanden ist und wo die na­
tionale Geld- und Wechselkurspolitik somit ihre
Wirkung auf das Beschäftigungsniveau bereits weit­
gehend oder ganz verloren hat. Sie könnte schli'eß­
li,ch einen Autom~tismu~ in Gang halten und dafür'
sorgen, daß nicht immer wieder politische Entschei­
dungen auf dem Weg zur Einheitswährung notwen­
dig werden. Eine Abdankung der nationalen Geld­
politik brauchte dies keineswegs' zu bedeuten. Wäh­
rend der politische Handlungsbeda'rf minimiert
würde, wären die politischen Handlungsmöglichkei­
ten, dem Abwahlprozeß entgegenzuwirken qder ihn
zu steuern, nach wie vor, gegeben. Die nächstlie­
gende Maßnahme in dieser Hinsicht wäre eine Geld­
politik, die die Inflationsrate der nationalen, Wäh­
rung senkt. ..

363. Der Ecu würde, sorgt man für dessen Stabili­
tät, nicht nur mit den nationalen EG-Währungen
konkurrieren können, sondern auch mit anderen
Währungen; hierbei ist besonders an den Dollar,
namentlich den 'Eurodollar, ,zu denken. Angesichts
der ungelösten Dollarprobleme könnte dies für die

. . I

EG-Mitgliedsstaaten sogar ein Grund sein, iiie Schaf­
fung einer Gemeinschaftswährung zu befürworten.
Um zu verhindern, daß eine Verschiebung der Wäh­
rungspräferenzen vom Dollar zum Ecu zu einer un­
beabsichtigten Arw~rtung'der amerikanischen Wäh-;
rung führt, würde das Dollarangebot von den Ver­
einigten Staaten entsprechend der Verringerung der
Dollarnachfrage gedrosselt werden müssen.

qleichviel ob es dazu kommt oder nicht, daß die
Ausweitung des Dollarangebots aus' diesen Gründen
gebremst wird, würde eine Ver'schiebung der Wäh­
r;ungspräferenzen vom Dollar zum Ecu einen realen
Transfer über den Leistungsverkehr von den Ver­
einigten Staaten zur Europäischen Gemeinschaft .er­
forderlich machen.

Wird ein Verfall des Dollarkurses zugelassen, so
werden Dollarbestände in der Welt aUfgeiöst, gleich­
sam in die Vereinigten Staaten repatriiert, und es,
kommt im Zusammenhang mit einer deutlichen Ver­
schlechterung des Verhältnisses der amerikanischen
Exportpreise im Verhältnis zu den Importpreise:p.
alsbald zu diesem Realtransfer. Der Realtransfer
wird über einen längeren Zeitraum. gestreckt, wenn
durch eine Verknappung des Dollarangebots von
seiten der Vereinigten Staaten oder durch eine Er­
höhung des Ecti-Angebots in Europa der Zins für
amerikanische Wertpapiere im Verhältnis zum Zins
für eurupiiische 'Wertpapiere so stark steigt, daß
Kapitalanleger veranlaßt werden, DollarposiÜonen
zu halten oder neu aufzubauen. Die insoweit er­
höhten amerikanischen Zinszahlungen an das Aus­
land müßten dann in Zukunft durch erhöhte Exporte
amerikanischer Güter und Dienstleistungen verdient
oder durch verminderte' Importe eingespart werden.

364. Soll die Einführung einer Europäischen Wäh­
rung überhaupt sinnvoll· sein, so müßte frühzeitig
eine europäische Geldverfassung beschlossen wer­
den, die Gewähr dafür böte, daß der Währungszu-

'sammenschluß Europa nicht zu einer Inflationsge­
, meinschaft macht. Die Aussicht,daß der Ecu sich Zll

einer stabilen Einheitswährung entwickelt, würde
seine Attraktivität schon während der Phase des
Währungswettbewerbs erhöhen. Wäre eine solche
Aussicht nicht begründet, so könnte der Ecu, wenn
überhaupt, nur als private ~echnungsein!;J.eit Ver­
breitung finden ~ und auch dies nur, wenn er den
Mitgliedswährungen in dieser Funktion glekhge­
stellt würde.

365. Ninlmt man den Plan 'füi: ein EiJ.ropäisches
Währungssystem, die Ziele auf kurze und auf län­
.gere Sicht, die ,sich miUhm verbinden, die Probleme,

, die aus se.iner Realis'ierung erwachsen können, noch '
einmal im ganzen ins Bild, so ist deutlich zu sehen,
daß der Plan auf die Vorstellung hin angelegt ist,"
die Bedingungen für eine Harmonisierung der Wirt­
schaftspolitik in Europa würden sich durchgreifend
ändern :lassen. Diese Vorstellung hat ~enig Dek­
kungdurch die Erfahrung. Die Erfahrungen mit dem
Wer~er-Plan I Anfang der siebziger Jahre legen
Skepsis nahe. Inzwischen hat man 'zwar hinzulernen
können. Von den internationalen Unterschieden im
Inflationstempo her ist die Ausgangssituation aber

I
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eher schlechter als ·damals. Das -Europäische Wäh­
rungssystem wird die Bedingungen für seinen Er­
folg auch nicht einfach aus sich selbst heraus hervor­
bringen. So ist sehr viel auf die Zuversicht der Poli­
tiker gestellt, die Bedingungen für einen Erfolg noch
schaffen und dann ern.alten zukönneh. .

, Unabhängig von der Frage, ob ein Teil der Partner­
länder ein We'chselkurssystem bei Konvergenz' der
Inflationsraten auf mittlerem Niveau zum Ziele ha­
ben könnte, muß man wohl für realistiscp halten,
daß die Länder, die noch hohe Inflationsraten haben,
ihr Risiko in der Gemeinschaft vorläufig vor allem
als -ein Beschäftigungsrisikö ansehen und ihrerseits
fÜI: zumutbar halten, daß um'gekehrt die Länder mit
niedriger Inflationsrate bereit sind, ein Geldwert­
risiko einzugehen. Richtig ist: Im Erfolgsfalle wer-
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den alle gewinnen, nicht zuletzt bei Wachstum und
Beschäft~gung.Und ohne Risiko ist auch die Chance
möglicherweise nicht zu haben. Aber es handelt sich
.um ein Risiko besonderer Qualität. Der hohe Rang
des Ziels der Geldwertstabilität gehörte zu den
gn.indlegenden·Bedingungen, unter denen die Wirt­
.schaft der Bundesrepublik entstand und Erfolg hatte,
Soll es bei diesem hohen Rang bleiben, so müßte
das Europäische Währung'ssystem von vornherein

( auf einen Konsens der Partner gegründ~t sein, daß
Politik zur Wahrung· der Geldwertstabilität den
Rang einer Spielregel hat. Der n~ue ·Anlauf zu mehr
europäischer Integration mag vielfältige Formen er­
höhter Solidarität unter den Partnern verlangen.
Ausdrücklich sollte gelten; daß Solidarität auf .Ko­
sten des Geldwerts nicht verlangt werden darf.
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I. Die stabilitäts- und wachstumspolitische
Situation

366.· . Nach dem Gesetz über die Bildung eines Sach­
verständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung soll' der Sachverständigen­
rat untersuchen, "wie im Rahmen der marktwirt­
schaftlichen Ordnung gleichzeitig Stabilität des
Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand und" außen­
wirtschaftliches Gleichgewicht bei stetigem und an­
gemessenem Wachstum gewährleistet werden kön-
nen". .

~u den Zielen

367. Die wirtschaftliche Entwicklung wird im Jahre
1979 wahrscheinlich befriedigender verlaufen als
im Jahre 1978. Es zeicl1.net sich äuch eil! ällmäh..
li~her Anstieg der Beschäftigung ab, der wenigstens
die Hoffnung nährt, daß Arbeitslosigkeit in Millio­
nenhöhe kein Dauerproblem bleiben wird. Gleich­
wohl werden in den nächsten, Jahren noch große

'beschäftigungspolitische Anstrengungen nötig sein.
Denn die konjunkturelle Belebung ist bislan,g zu
wesentlichen Teilen bestimmt von den Wirkungen
staatlicher Anregungsmaßnahmen. Getragen wird
die Expansion in erster Linie durch die. binnenwirt­
schaftliche Nachfrage. Zum ~rsten Mal in der Nach­
kriegszeit ist eine konjunkturelle Erholung ohne
den Sog der Auslandsnachfrage, ja sogar unter
widrigen außen'wirtschaftlichen Umständen in Gang
gekommen. Unsicher ist noch, wie die privaten In­
vestoren auf einen solc;hermaßen veränderten Ab­
lauf 'der Konjunktur reagieren, werden. Zwar sind
die Finanzierungsmöglichkeiten günstig und die In­
vestitionsbedingungen durch Steuerrechtsänderun­
gen verbessert woiden, aber erst im Laufe des näch­
sten Jahres muß sich zeigen, ob die Unternehmen

,soviel Eigennachfrage, für Investitionen und Vor­
räte, entfalten werden, wie für einen stetigen An­
stieg der Beschäftigung notwendig erscheint. Vom
Preisklima her werden sich die Gewinnmargen in
vielen Bereichen' kaum erhöhen lassen, vor allem
dort nicht, wo der internationale Wettbewerb 'scharf
bleibt und mögliche neue Preisauftriebstendenzen in
Schach halten wird. Ein inflationär'er. Anstieg von
Preisen und Kosten kann vermieden werden.

368.' Trotz der zu erwartenden Resserung am Ar­
beitsmarkt, wird das Ziel eines hohen Beschäfti­
gungsstandes wiederum am stärksten verletzt sein.
Eine Rückkehr zur Vollbeschäftigung wird Zeit be­
anspruchen. Auf verbesserte Beschäftigungsc~ancen

warten die Arbeitslosen und eine zunehmende Zahl
von Berufsanfängern. Außerdem gibt es nach' wie

vor viele,' die dann wi'eder nach Arbeit drängen,·
wenn dies mehr Erfolg als jetzt verspricht. Die
Arbeitslosen einzugliedern wird schwieriger, weil.
die Problemgruppen unter den Arbeitslosen größer
werden. Die durchschnittliche Dauer der Arbeits­
losigkeit nimmt zu. Qualifizierte Arbeitskräfte, ins­
besondere Facharbeiter; haben dagegen wenig
Schwierigkeiten, einen Arbeitsplatz zu finden. Auch
regionale Unterschiede treten immer mehr hervor.
In Regionen des Bundesgebietes, die ihre Pro'duk­
tionsstruktur vor .allem auf solche Güter ausgerich~

tet haben; die' auf den inlän:dischen Und ausländi-'
sehen Märkten gut abzusetZen sind, liegt die Ar-'
beitslosigkeit bei weniger als 2,5, vH; auch viele von
den Arbeitslosen, die anderswo als schwer vermit­
telbar gelten, sind dort anscheinend wieder in Ar­
beit. In weniger wettbewerbsfähigen 'Regionen liegt,
die Arbeitslosigkeit weit über dem Bundesdurch-
schnitt. '

369. Obwohl es ernstzunehmende Probleme struk­
tureller Arbeitslosigkeit gibt, kann von einer Er­
starrung des Arbeitsmarktes nicht die Rede sein.
Schon seit 1976 finden ebenso viele Personen, die
einen Arbeitsplatz verlieren oder aufgeben, wieder
einen neuen Arbeitsplatz. Im Jahre 1977 waren das
fast sechs Millionen Arbeitnepmer, davon wurdE!ll
2,3 Millionen vom Arbeitsamt vermittelt. Das anhal­
tende Ungleichgewicht am Arbeitsmarkt stammt aus
den Jahren 1974 und 1975, als erheblich mehr Be-

, schäftigte ihren "Arbeitsplatz verloren, als neu ein­
gestellt wurden. Eine Umkehr dieser Entwicklung
'steht noch aus.' Um das Ungleichgewicht zu besei­
tigen, müssen in großer Anzahl neue Arbeitsplätze
geschaffen \verden. Alle Anstrengungen, di~ Investi­
tionsneigung weiter zu festigen, dürfen deshalb
nicht nachlassen. Maßnahmen der Arbeitsmarktpoli­
tik kömi.en hier keinen Ersatz schaffen, sondern
haben flankierende Bedeutung.

370. Die jüngste Belebung der Nachfrage birgt die
Chance in sich, das Wachstum' des Pr.oduktions­
potentials wieder .anzuregen. In den -letzten Jahren
sind Ersatzinvestitionen. zurückgestellt worden" die
allmählich nachgeholt werden dürften. In der Regel
erhöhen auch Ersatzinvestitionen die Kapazität. Es
kommt aber vor allem darauf an, daß die Unterneh­
men Mut fassen, in neuen Aufgabenbereichen zu
investieren, so daß. daraus eine Dynamik. entsteht,
die dann auch Erweiterungsinvestitionen in der
Breite mich sich zieht. Ziel muß es sein, die Wachs­
tumsrate des Produktionspotentials, die gegenwärtig
etwa 3 vH beträgt, zumindest für einige Jahre deut­
lich zu erhöhen. Anders kann die gegenwärtige und
künftige Nachfrage nach Arbeitsplätzen nicht be­
friedigt werden. Es geht dabei nicht um Wachstum

.' I
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an sich oder um jeden Preis, sondern darum, den
Arbeits- und Erwerbswünschen der Bevölkerung
ausreichend Chancen einzuräumen. Das wird ver­
mutlich nicht auch einen beschleunigten Anstieg des
Einkommens je Beschäftigten bedeuten. Die Wirt­
schaft muß vielmehr in die Breite wachsen. Durch­
aus wahrscheinlich ist, daß das Einkommen je Kopf
in Zukunft langsamer wachsen wird als in der Ver­
gangenheit.

, .
371. Als -eindrucksvollen Erfolg kann die Wirt­
schaftspolitik die weitgehende Stabilisierung des
Preisniveaus buchen._ Die Preissteigerungsraten ha-
'b~n die niedrigsten Werte seit Ende der sechziger
Jahre erreicht. Dem Ziel eines stabilen Preisniveaus
ist die Bundesrepublik recht nahe gekommen, zumal
man berücksichtigen muß, daß bei der -Messung des
Preisniveaus nicht alle Qualitätsverbesserungen er­
faßt werden können. Auch soweit die Erhöhung des
Preisniveaus ,auf einer Anhebung der Mehrwert­
steuer beruht, darf in ihr nicht ohne wl;!iteres eine
Inflationskomponente gesehen weJ;den (JG 74 Zif­
fer 391). Die letzte Strecke bis zur Geldwertstabilität
ist yermutlich nur langsam zurückzulegen.

Dem Stabilisierungsprozeß -kam im Jahre 1978 :<:u­
gute, daß die Ernte außerordentlich günstig ausfiel
und die rasche Aufwertung die EinfUhr verbilligte.
Aber auch wenn diese günstigen Bedingungen das
Jahr 1979 über nicht anhaiten, und in einzelnen Be­
reichen mit einem erheblich verstärkten Preisan­
stieg gerechn:et werden muß, k,ann der StabÜisie­
rungserfolg' bewahrt werden, wenn die Wirtschafts­
politik wachsam bleibt. Die Gefahr, daß es im gan­
zen ungünstiger kommt, ist jedoch nicht von der
Hand zu weisen. Risiken für den Geldwert lauern an
vielen Stellen; Vor allem von der Ausgestaltung des
geplanten europäischen Währungssystems wird es
abhängen,- ob die Bundesrepublik ihren Stabilisie­
rungserfolg dauE:)rhaft verteidigen kann.

372. In den letzten Jahren ist das Tempo des Sta­
bilisierungsprozesses vor allem von der Höherbe­
wertulJ,g der D-Mark bestimmt worden. So sehr ei­
nerseits diese rasche Rückkehr zu mehr Geldwert­
stabilität erwünscht war, sosehr muß man für wahr­
scheinlich halten, daß der Prozeß niCht ohne Frik­
tionen' ablief. Lohnerhöhungen Wurden Jedenfalls
'mehrmals vor dem Hintergrund -der Erwartungen
über eine Preisniveausteigerung verein,bart, die' sich
im nachhinein' als zu hoch erwiesen. Nachdem der
Stabilisierungsprozeß ziemlich weit fortgeschritten

'ist" m'ag es dim Akteuren an den Devisenmärkten
weniger' lukrativ erscheinen,' mit ihren Erwartungen
den binnenwirtschaftlichen Faktoren 'des Stabilisie-
rungsprüzesses voranzueilen und diesen damit zu
forcieren. Die Erfolgsbedingungen für eine am Be-,
schäftigungsziel orientierte Politik -der Kostendämp­
fung im Inneni. würde dadurCh besser werden (Zif­
'fern 300 ff.).

373. Das Ziel des außen'{Virtschaftlichen Gleichge­
wichts ist gegenwärtig nicht gefährdet. Das muß au~h­

nicht befürchtet werden, solange die Wechselkurse
überwiegend flexibel sind und die Volkswirts'chaft
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sich des Vertrauens ihrer Partner sicher sein kann.
Trotzdem ist die heimische Wirtschaftsentwicklung'
in diesem Jahr wiederholt von außen gestört wor­
den. Für die Zukunft sind ähnliche Gefahren nicht
auszuschließen. Die Bundesbank sah sich mehrmals
veranlaßt, zugunsten des Dollar' zu ' intervenieren,
und mußte 'in erheblichem Umfang Devisen aus dem
Markt nehmen, um die Währungen von Ländern des
Europäischen Währungsverbundes zu stützen. Das
Dberschreiten des Geldmengenziels hat im wesentli­
chen au/3enwirtschaftliche Ursachen. Die Höherbe­
wertung der D-Mark auf den Devisenmärkten sicher­
te ihren inneren Wert, aber nur um den Preis einer
unerwarteten Ertragsschmälerung in den Wirtschafts­
bereichen, die der internationalen Konkurrenz aus­
gesetzt sind.' Mit weniger als 1 vH des Bruttosozial­
produkts Übersteigt deI" Leistungsbilanzüberschuß
keinesfalls einen Wert, den man für ein entwickeltes
Industrieland, von dem -man einen langfristigen Ka­
pitalexport erwarten kann, als normal ansehen :mag.
Daß der 'Leistungsbilanzüberschuß in diesem Jahr
nicht durch einen langfristigen Kapitalexport ge­
deckt. ist, muß im Zusammenhang mit den spekula­
tiven Einflüssen auf den Devisenmärkten gesehen
werden.

374. Im weltwirtschaftlichen Rahmen stellt sich die
Bundesrepublik neben der Schweiz als eine Stabili­
tätsinsel darj sie ist aber offenbar ebensowenig wie

. andere Länder in der Lage, die ArbeitslosigkeIt rasch
zu beseitigen. Weltwirtschaftliche Spannungen erge­
ben sich daraus, daß zwei so wichtige Welthandels­
länder wie die Vereinigten Staaten und die Bundes-'
republik mit unterschiedlichen wirtschaftspolitischen
Konzeptionen' versu.chten, ihre Beschäftigungsproble­
me zu lösen. Die Vereinigten Staaten haben beschäf­
tigungspolitische Erfolge verzeichnen können; aber
nur' um den Preis einer Inflationsbeschleun,igung, de­
ren 'interne und .externe Folgen jetzt einen Restrik­
tionskurs unausweichlich machen. Die Bundesrepublik
suchte nach einem inflationsfreien Weg zur Vollbe­
schäftigung, der länger und mühsamer ist, aber
die Chance birgt, daß ,am Ende ein dauerhafter Er­
folg steht. Gleichwohl sah sich die Bundesrepublik
dem Drängen ihrer Partner -ausgesetzt, für mehr
Nachfrage im Irmern und damit auch nach außen zu
sorgen. Sie hat sich bemüht, diesem Drängen auf der
Bonner Weltwirtschaftskonferenz bis an die Grenze
ihrer eigenem Grundsätze entgegenzukommen. Das
Dollar-Pr~blem läßt sich auf diese Weise freilich
nicht lösen. Es ist zu tief verwurzelt in den inneren
Bedingungen der amerikanischen Volkswirtschaft.
Seine Auswirkungen erweisen sich immer mehr als
Wachstumshem1p.nis, auch für die deutsche Wirt­
schaft; die als Fliehburg für fremde Währungen über­
fordert ist, weil sie mit ihrem eigenen' Kostenniveau
schon genug zu kämpfenhat.

Zur Grundlinie

375. Nach der Hektik der vergangenen Jahre muß
die Wirtsch~ftspolitik zu mehr Konstanz zurückfin­
den. ,Einen weiterEln Handlungsbedarf für die Kon­
junkturpolitik sehen wir nicht. Bis _weit ins Jahr
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1919 hinein wird die konjunkturelle Erholung durch
Impulse der Finanzpolitik gefördert werden. bann

.muß sich erweisen, 01> die Konjunktur auch ohne
staatliche Stützen auskommen kann. Im Jalue 1916
hatte sich gezeigt, daß die Auftriebskräfte im priva­
ten Bereich den Aufschwung nicht tragen konnten,
als der Staat sich zurückzog. Seither'sind die Ange­
botsbedingungen im zahlreichen kleinen Schritten ver­
bessert worden, ab-er noch ist nicht sicher, daß der
Boden für ein spontanes Wachstum genügend vorbe­
reitet ist. Die Wirtschaftspolitik darf nicht davon ab­
lassen, die· Wachstumsbedingungen weiter zu ver­
bessern. Das ist auch dann nicht falsch, wenn der
Aufschwung kräftiger ausfallen sollte, als gegen-
wärtig abzusehen ist. .

'376. .Die weltwirtschaftliche Konstellation erlaubt
gegenwärtig nicht, darauf zu setzen, daß vom Ex­
port her der Aufschwung schon bald unte!stützt
werden wird. So sind es vor allem die vom Binnen­
markt abhängigen Bereiche, von denen die Eigen­
dynamik kominen muß. Mit eIner realen Expansion,
wie sie. in Tempo 'und Struktur jet~t angelegt ist,
würde die ~undesrepublikauch einen nennenswer­
ten Beitrag zur Lösung der wirtschaftlichen Pro­
bleme ihrer Handelspartner leisten. Vermehrte
Einfuhren der. Bundesrepublik erhöhen 'das Einkom­
men in den Partnerländern, "vergrößern deren ,Il1i­

.portkapazität und damit die Exportchancen der
deutschen Wirtschaft. Wenn die Partnerländer
ihrerseits ihre günstigeren Ausgangsbedingungen
wahren und nutzen, dann könnte sich durch eine
wech~elseitige Verstärkung schließlich auch die.
internationale Konjunkturlage wieder bessern. ,Die
Weltkonjunktur muß dabei stärker von den euro­
päischen Ländern getragen werden, weil die Ver­
einigten Staaten zu Stabilisierungsanstrengungen
genötigt sind, und sie daher weniger als in den ver­
gangenen Jahren die Weltkonjunktur stützen wer­
den.

377. Nutzen kann die Bundesrepublik ihre Export­
chancen .freilich nur, wenn die Exportwirtschaft
nicht an Leistungsfähigkeit verliert. Aus dem welt­
wirtschaftlichen Strukturwandel - den starlren Än­
derungen der Wechselkurse und dem Vordringen
von Entwicklungsländern auf den Märkten der tra­
ditionellen Industrieländer - hat sich ein starker
Druck auf die Exportbere'iche ergeben. Wenn, sie im
internationalen Wettbewerb nicht Boden verlieren
wollen, sind weitere Anstrengungen um Neuerun­
gen erforderlich und eIne stärkere Orientierung auf
solche Produkte, die ein reiches Industrieland wie
die Bundesrepublik mit hochqualifiZierten Arbeits­
kräften auch bei hohem Lohnniveau. wettbewerbs­
fähig produzieren kann. Dies geht nicht von heute
auf morgen und würde. durch eine zurückhaltende
Lohnpolitik erleichtert werden. Mit dem Druck auf
die ~xportbereiche ging zunächst ein Teil der Dy­
namik verloren, die früher so häufig von der' Ex­
portwirtschaft ausgegangen war. Der Staat ist mit
expansiven Haushalten und nach und nach mit mehr.
wachstumspolitischeiJ. Maßnahmen in die Bresche
gesprungen.

378~ Auf mittlere Sicht. läßt sich diese Rolle des'
Staates jedoch nicht fests'chreiben. Wir haben an
anderer Stelle dargelegt, w~lche Probleme aus einer
auf Dauer erhöhten staatlichen Kreditaufnahme er­
wachsen können (Ziffern 305 ff.). Defizite der ge­
genwärtigen Größenordnung gewinnen ihre Recht­
fertigung aus der Notwendigkeit,' in der Phase des
Ubergangs, auch' des Ubergangs zu einem stärker
binnenwirtschaftlich getragene~ Wachstum, für Im- .
pulse zu sorgen., Mit ·fortschreitender konjunktu­
reller Erholung muß sich der Staat wieder zurück­
ziehen, damit die aufkommende Dynamik der Pri­
vatwirtschaft sich entfalten kann. Von der Finanz­
politik, nicht nur der des Bundes, wird Augenmaß.
verlangt. Baut der Staat seine stützenden Impulse zu
schnell ab, könnte daraus erneut eine Konjunktur­
bremse werden. Zieht er sich nicht schnell genug
'zurÜck, könnte er den Spielraum für private "Aktivi­
täten einengen und damit als Wachstumsbtemse

· wirken. Maßgebend für den konjunkturpolitischen
Rückzug des Staates köp.nte, die Entwicklung der

· Unternehmensinvestitionen s~in. Deren Anstieg
kann: als Indiz dafür gelten, in welchem Maße sich
die'Eigendynamik der Wirtschaft festigt.

379. Bei der Festlegung des finanzpolitischen Kur- .
ses erscheint e!'j ratsam, die wachstumspolitischen
Anstrengungen weiter zu verstärken. Das heißt
nicht, daß wir neue Programme für angezeig.t hiel­
ten. Mehr Klarheit über die künftige Struktur der
Bestetlerung zu schaffen, ist mö'glicherweise wich­
tiger, als umgehend noch die eine oder andere
Steueränderung zu beschließen. Auf der Ausgaben­
seite erscheint es im Interesse des wirtschaftlichen
Wachstums ratsam, den Ausgaben, die geeignet.
sind, die Anpassung von Unternehmen und Arbeit­
nehmern an den Strukturwandel zu fördern, höhe­
ren Rang zu geben. Eine neue 'Dynamik des Investie­
rens ist angesichts der drängenden Beschäftigungs­
probleme .unabdingbar. Dort wo der Staat die
Neuerungstätigkeit der privaten Wirtschaft wirk­
sam unterstützen kann, sollte er nicht zögern. Zö­
gern sollte er dagegen bei Ausgaben, die von ihm

·zur Erhaltung einer überkommenen Produktions­
struktur gefordert werden. Die Flucht nach vorne zu
finanzieren, ist hier im Zweifel billiger als die Ver­
teidigung von I'roduktionsbereichen,· die im Struk­
turwandel auf Dauer nicht überleben köm~en.Not­

leidende' Bereiche sollten nur noch vQm Staat un­
terstützt werden bei Maßnahmen,' mit denen sie ihr
Pröduktionsprogramm neuen Marktbedingungen
anpassen, ~obei weiterhin als Grundsatz gelten
II?-üßt~, daß .der Staat nicht mit in die unternehme­
rische Verantwortung eintreten soll.

380. Damit die Unternehmen in Zukunft :auch risi­
kobehaftete Investitionschancen in, größerem Maße'
nutzen könne~,' brauchen sie eine ausreichende'
Eigenkapitalausstattung. Im längerfristigen' Tr~nd
ist der Anteil des Eigenkapitals am eingesetzten

.Kapital erheblich zurückgegangen (Ziffer 51). Eine
normale Kapitalstruktur läßt sich zwar kaum be-,
stimmen, doch die zu beobachtende Entwicklung
stützt wohl die verbreitete These, daß die Eigen­
kapitaldecke heute zu dünn sei, als daß es möglich
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wäre, einen hohen Anteil riskanter Investitionen zu
,tätigen. Die Bereitschaft' zu mehr risikobehafteten

, Investitionen wäre jedoch zur Wiedererlangung der
Vollbeschäftigung nötig.

Den Möglichkeiten der Selbstfinanzierung über
höhere Gewinne sind vo~ verschärften Wettbewerb
und von den Einkommensansprüchen der Arbeit- ,
nehmer her Greriz~n gezogen. So würde es in ho­
hem Maße darauf ankommen, daß sich die Unter­
nehmen über Außenfinanzierung genügend Eigen­
kapit9-1 beschaffen können. Da aber die Gewinne
letztlich auch über die Attraktivität der Unterneh­
men für Anleger entscheiden, die dem Unternehmen
EigenKapital im Wege der AußEmfinaniierung zur
Verfügung stellen könnten, ergeben sich auch von
daher GrenZeIl. Die Grenzen werden noch enger
gesteckt, wenn der Staat' Mittel zur Finanzierqng
größerer Defizite an sich zieht, und dies etwa' ge­
rade deshalb, weil es an Wachstumsdynamik fehlt.
Er vergrößert dann' d~e Probleme, die es zu lösen.
gilt. Denn diese Mittel stehen den Unternehmen
weder als Eigenkapital noch als Fremdkapital zur
Verfügung. Auch deshalb" kann auf eine Konsoli­
dierung der hohen Staatsdefizite nicht verzichtet
werden.

, 'Für die Anleger ist es durch die Reform der Kör­
perschaftsteuer rentabler geworden, sich an Kapi­
talgesellschaften zu beteiligen, aber für die Unter­
nehmen' bestehen bei der Eigenkapitalfinanzierung
nach wie vor steuerliche Nachteile gegenüber der
Fremdfinanz'ierung. Die Unternehmer und die Ar­
beitnehmer könnten sich auf eine tarifve'rtragliche
GewinnbeteiliQ"ung einIgen, wie sie der Sachver­
ständigenrat schon meh~mals erörtert hat (JG 76
Ziffern 361 ff.). Das hätte nicht nur verteilungspoliti­
sche Bedeutung, sondern würde auch den Bedarf
der Unternehmen an Eigenkapital vermindern. Er­
wogen wird derzeit, steuerlich den Anreiz' für Ar­
beitnehmer zu erweitern, sich in verstärktem Maße
am risikotr~genden Kapital zu beteiligen. Der

. Staat könnte außerdem, im Rahmen der Reform des
Steuersystems weitere Möglichkeiten nutzen" den
Unternehmen die Ubernahme von Risiken zu er­
~eichtern (JG n'Ziffern '436 ff.). Bei der Förderung
der Wachstumsdynamik von unten können schließ­
lich auch haftende Darlehen oder Bürgschaften des
Staates helfen, wie sie derzeit zur Förderung von
Unternehmensgründungen geplant, werden· (Zif-

,fer 435). 'I

Die Verbesserung der Möglichkeiten der Eigenka~
pitalfinp.nzierung und die MinderUl~,g des Eigenka­
pitalbedarfs gehören zu den Hauptaufgaben einer
1v"/irtschaftspolitil~, die zu einem hohen ·Beschäfti­
gungsstand zurückführen soll.

381. Die Geldpolitik muß in den nächsten Jahren'
das wiedergewonnene Vertrauen in die Stabilität
des Geldwertes verteidigen.' Bei zunehmender Aus­
lastung des Produktionspotentials muß sie zeigen,
daß, sie inflationären Preisauftriebstp.ndenzen ent­
gegenwirken kann:. Die Bewährungsprobe könnte
schon im Jahre 1979 anstehen. Angesichts 'der ak­
tuellen Widrigkeiten mag e's Mühe kosten, das Kon-,
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zept der mittelfristig orientierten Geldmengenpolitik
durthzv.halten.

Die gewiß nicht leichte Aufgabe der Geldpolitik be-
. steht darin, weithin sichtbar ihr Geldwertziel zu be­
folgen und es zu verteidigen, wenn aus binnenwirt­
schaftlichen Grül].den. das Drängen nach einem er­
höhten Geldangebot, sei es aus Gründen des Nach­
fragesogs oder des Kostendrucks, mit diesem Ziel in
Konflikt gerät. Sie muß aber auch· eine angemessene
Antwort find~n, wenn sich a,us einer verstärkten
internationalen Nachfrage nach D-Mark eine Auf­
wertung ergibt, die stärker auf die inländischen
Preise drückt, als kurzfristig ohne nachteilig~ Fol­
gen für die Beschäftigung verkraftet werden kann.

Die" Vorankündigung eines Geldmengenziels kann
gerade dann, wenn es um der Geldwertstabilität wÜ­
len notwendig ist, andrängende Geldwünsche abzu­
wehren,' sehr hilfreich sei~. Die Bundesbank sollte
deshalb trotz der Schwierigkeiten, die daraus er­
wachsen, daß Abweichungen notwendig sein kön­
nen, bei diesem Konzept bleiben:

382. Mit Beginn, des Jahres 1979 wollen ~lie Bun­
desrepublik 'und andere europäische Länder zu ei-

, nerri neuen Europäischen Währungssyst~mmit' fest­
gelegten Interventionsverpflichtungen ' übergehen.
Der Neubeginn wird von der Hoffnung getragen,
daß die institutionelle Stabilisierung der Wechsel­
kurse zwischen den Währungen der 'beteiligten Län­
(ler den Zwang zu einer wirtschaftlichen Stabilisie­
rung schafft. Die Gefahren für· die Bundesrepublik
liegen darin, daß sie ihren eigenen Währungsstan- .
dard zugunsten eines wentger stabilen Gemein-,
schaftsstandards aufgeben muß. Damit dies nicht ge­
schieht, halten wir eine weitgehende Härtung des
Gemeinschaftsstandards .durch das Regelwerk des
geplantem Währungssystems fü~ gebote,n.

11. Wirtschaftspolitik für 1979 und danach

Lohnpolitik

383. Die Lohnpolitik steht in den nächsten Mona­
ten,vor der Aufgabe, einen Ausgleich zu finden zwi­
sch~n den' Erwartungen der Arbeitnehmer auf hö­
here Realeinkommen, mehr Freizeit und bes'sere Ar­
beitsbedingungen einerseits und einem möglicher­
weise, noch ungedeckten Korrekturbedarf . beim Ko­
stenniveau andererseits. In ,einer Situation der kon­
junkturellen 'Erholung müßte diese Aufgabe leichter

, zu lpsen se'in als bei darniederlieg~nderKonjunktur.
Die Tarifparteien müssen jedoch im Auge' haben,
daß die Kraft und die Dauer des Aufschwungs auch
'{on ihren Entscheidungen abhängt. Häufig ist es
nicht allein dieProzentzahl eines Tarifabschlusses,
die das, Investitionsklima bestimmt, sondern auch
die Erwartungen auf mittle're Sicht, die sich im Zu­
s,am)ilenhang damit bilden.

384. In den Jahren seit der Rezession von 1975 ist
die Gewöhnung an niedrigere Lohnsteigerungsraten'
gelungen. Die, Angebotsbedingungen konnten von
den Ertrags-Kosten-Reiationen her verbessert wer-
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den, allerdings ,nur in, kleinen Schritten. In unserem
letzten Jahresgutachten hatten wir dafür geworben,
daß die Lohnpolitik auf die Möglichkeit setzen soll.:'
te, durch einen größeren Schritt rascher zu deut­
lichen Erfolgen beim Beschäftigungsziel zu komme;n.
Dies hat eine heftige öffentliche Diskussion ausge­
löst. Man kann den Eindruck gewinnen, daß - außer
unter außergewöhnlichen konjunkturellen Umstän­
den - nicht mehr als eine allmähliche Änderung
der lohnpolitischen Grundlinie konsensusfähig ist.
Die Lohnabschlüsse dieses Jahres werden anschei­
nend weithin, also nicht ,nur bei den Gewerkschaf­
t!=m, als situationsgerecht gewertet ode'r. hingenom­
men. Wenn dies zutrifft, so. wäre das für die zentrale
Frage der W'iedergewinnung von Vertrauen in ,die
Lohnpolitik auf längere Sicht schon ein wichtiger
Vorgang. Allerdings kommt in dem vorherrschenden
Urteil i,iber eÜe ,Lohnpolitik dieses Jahres die Situa­
tion derjenigen Unternehmen nicht hinreichend zum
Ausdrück, die bei dem' gegenwärtigen und für die
Zukunft erwarteten Kostenlüveau auf die Dauer
keine oder nur verminderte Absatzchancen sehen
und daher ihre Produktion einschränken oder auf­
geben oder Neues nicht beginnen, alle'mal zumin­
dest Investltionszurückhaltung üben.

,385. Es ist allerdings möglich, daß die in den letz­
ten Monaten aufgekommene Zuversicht über die
KOlljunkturentwicklung i979 die Probleme des Ko­
stenniveaus in den Hintergrund drängt und die kom­
mende Lohnrunde stattd!,!ssen von der Sorge der
Gewer~schaften geprägt wird, die Entwicklung feIer
Löhne könnte im Zuge eines kräftigen Aufschwungs
den Anschluß an die GewiJnnentwicklung verlieren:
So verständlich diese Befürchtungen angesichts von'
Erfahrungem in der Vergangenheit auch sind, 'es
'wäre 'riskant, wenn die Tarifabschlüsse von ihnen
bestimmt würden. In unserer Prognose für 1979 ha­
ben die Gewinne nur einen geringen Vorlauf. Und
noch hat gegenwärtig jede Prognose für das kom­
mende Jahr, ihre Grundlage weniger in den Auf­
tragsbüchern als im Stimmungswandel der Unterneh- ,
men. Dieser kann auch wieder umschlagen, zum Bei­
spiel wenn die Erwartungen hinsichtlich der Lohn­
runde enttäuscht werden. Die Tarifparteien müssen
die Möglichkeit ernst nehmen, daß sie einem AUf­
schwung die Grundlage entziehen, wenn' 'sie ihn in
den Tarifabschlüssen bereits vorwegnehmen. Es ge­
hört eigentlich zu den Kennzeichen eines beginn.en­
den Aufschwungs; daß er mit einem deutlichen Vor­
lauf der Gewinne verbunden ist.

386. Man muß auch sehen, daß bei einer Laufzeit
der Tarifverträge von zwölf Monaten, wie sie die
Regel ist, die Risiken für die Arbeitnehmer begrenzt
sind. Und es ist im Blick zu halten, daß grundsätzlich
nicht nur die Arbeitnehmer, sondern auch die Un­
ternehmen mit den Tarifabschlüssen Risiken einge­
hen. Gegenwärtig ist nicht äuszuschließen, daß sich
Lohnerhöhungen, die zunächst· als maßvoll erschei­
nen, durch einen anhaltenden Aufwertungsdruck auf
die D-Mark oder durch eine schwache Weltkonjunk-

.tur, im nachhinein als zu hoch erweisen.

387. Die beschäftigten Arbeitnehmer sind bei der
Lohnpolitik der letzten Jahre gewiß nicht ins Hin-

tertreffen geraten. Die Reallöhne liegen im Jahr 1978
um mehr als 8 vH über dem Niveau 'des Rezessions­
jahres von 1975. nie rasche Stabilisierung- des Preis­
niveaus hat den Arbeitnehmern in den letzten Jah­
ren mehr als einmal einen unerwarteten Reallohn­
anstieg gebracht. Auch' für 1978 ist durch das Zu­
sammenspiel von Wechselkurs und Preisniveau
mehr an Reallöhnen herausgekommen,. all> während
der Lohnrunde absehbar war. Das sollte das Klima
der nächsten Lohnrunde günstig beeinflussen.

388., Im Jahre 1979 dürfte der Geldwertschwund
vermutlich noch niedrigeI' bleiben (Ziffer 259). Wir

,rechnen für den Jahresdurc,hschnitt mit einem An~

stieg der' Verbraucherpreise um 21/2 vB. Zu berück­
sichtigen ist dabei, daß - wie schon 1978 - ein Teil
der Preiserhöhung auf die Anhebung der Mehrwert7

steuer zurückgehen wird, die zum l..Juli 1979 zum
partiellen Ausgleich von Steuersenku'ngen an ande­
r~r Stelle vorgesehen ist. Sie sollte k,einen Einfluß
auf die Tarifabschlüsse haben. Im Verlauf des Jah­
res werden vor allem die Preise für Nahrungsmittel
und administrierte Dienstleistungen etwas schneller,

'steigen. Der Druck, den der Wettbewerb von außen
auf die Preise der IndustrieWaren ausübt, wird aber
vermutlich nur w!,!nig nachlassen., Im Jahre 1978
standen die Erlös-Kosten-Relationen in der Industrie
wegen des scharfen Außenwetthewerhs vreiter unter
Druck. Die Industrie wird mit ihren Investitionen

. aber nicht abseits stehen, dürfen, wenn' eine neue
Dynamik dEls' Investierens aufkommen solL Die
Lohnpolitik wäre gut beraten, wenn sie die Unter­
schiede i.n der Preisentwicklung zwischen der Indu7'
strie und den übrigen Bereichen nicht außer acht
ließe.

'389. Den Produktivitätsanstieg im kommenden
Jahr sollt~ man nicht schon von vornherein als hoch
einschätzen. Im Zuge einer konjunkturellen Bele­
bung wäre normalerweise aufgrund einer verbesser­
ten Kapazitätsauslas~ung ein beschleunigter Pro­
duktivitätsanstieg zu erwarten. Diesmal rechnen wir
unter den Annahmen unserer Prognose jedoch nicht
damit, insbesondere, weil and(:!rs, als sonst in Auf­
schwungsphasen die Unternehmen ihren Personal­
stand' weitgehend an die niedrige Kapazitätsaus­
lastung aJhgepaßt haben. Eine weitere Verbesserung
im Verhältnis der AusfuhJ1preise zu den Einfuhrprei­
SelIl ,ist im Jahre 1979 zwar niCht ausgeschlossen,
aber nicht besonders wahrscheinlich. Sie wäre im
'übrigen mit eIner .erneuten Hölierbewertung der

. D-Mark verbunden, die in den außenwirtschaftlichen
Bereichen zu einem Druck auf d,ie Gewinnmargen
führen würde.

Begrenzt-wird ,der Verteilungsspielraum vermutlich
durch, steigende Kapitalkosten. Die Wirtschaft, die
immer kapitalintensiver produziert, um den Pro-'

'duktivitätsanstieg erwirtschaften zu können, wird
kaum mit eine'm 'Ausgleich durch einen dauerhaften
Rückgang des Realzinses rechnen können. Die Ta­
rifparteien sollten daher den Spielraum für Lohn­
erhöhungen vorsichtig' einschätzen "und im Blick

. haben, daß ein erneuter Kostendruck die Auftriebs­
kräfte schwächen kann und damit auch das. min­
dert, was sonst verteilbar wärr.
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390. Als Grundlinie für die Lohnpolitik im Jahre
1979 halten wir Tarifabschlüsse für angemessen, die
im gesamtyrirtschaftlichen Durchschnittqnter denen
des Jahres 1978 liegen. Unserer Prognose haben wir
allerdings Tarifabschlüsse als Annahme zugrunde
gelegt, die nur etwas, niedriger sind als die vqn
1978. Der Beschäftigungsanstieg, den wir für 1979
erwarten, hält sich daher in engen Grenzen. Wenn
schein ein, größerer Schritt zur Verbesserung der
Angebotsbedingungen nicht erreichbar sein sollte,
so wäre es doch im Interesse von Investitionen und
Beschäftigung geboten, die Lohnpolitik der kleinen

'Schritte in Richtung auf eine allmähliche Korrektur
,des Kostenniveaus fortzusetzen.

391. Die starke Differenzi,erung, der Konjunktur
nach Branchen und Region.en mag es, nahelegen,'
atich bei den Lohnabschlü~sen stärker als in den
letzten Jahren zu differenzieren. Es gibt jedoch
Gründe, mit der Differenzierung nicht so weit ~u'

gehen, daß in Branchen, denen es gl.1t geht, die
Lohnerhöhungsspielräume voll ausgeschöpft werden.
,Allzuleicht könnte sich die Produktion in diesen
Bereichen so' stark verteuern, daß, wenn nicht kurz-'
fristig, so doch langfristig Nachfrage, wieder ver­
loren geht. In Branchen mit strukturellen Schwie­
rigkeiten und in Regionen mit überdurchschnittlicher
Arbeitslosigkeit sollte die, Lohnpolitik vorsichtiger
sein als im allgemeinen. Eine starke Differenzierung
nach Qualifikatiorisgruppen wäre im Prinzip eben­
fall~ marktgerecht, scheint aber auf große Schwie­
rigkeiten zu stoßen.

"

392. Im öffentlichen Dienst sind in diesem Jahr die
Abschlüsse etwas niedriger ausgefallen als in' der
privaten Wirtschaft. Von allen Bereichen hat der
Staat am wenigsten Schwierigkeiten, seinen Perso­
nalbedarf ZU decken, Wenn er bei' der Besoldung

, Geld spart, kann er, mehr Personal einstellen und
mehr zur Verbesserung der W,achstumsbedingungen

, ausgeben und so ebenfalls zur Lösung der Beschäfti-
gungsp~oblemebe~tragen. ' ,

393. In kommenden Tarifauseinandersetzungen
wird es nicht nur um Lohnerhöhungen, sondern auch
um 'die Verkürzung der Arbeitszeit gehen. Die Ge­
werkschaften haben die Verkürzung der wöchentli­
chen Arbeitszeit und ',die Verlängerung des Urlaubs
zu einer zenttaleri Forderung gemacht, auch in der
Erwartung, daß qie Beschränkung der Arbeitszeit es
erleichtern würde, die Beschäftigungsprobleme zu

'lösen. Zu dieser Strategie haben wir mehrfach Stel­
lung genommen und erörtern sie auch an anderer
Stelle dieses Gutachtens (Ziffern 468 ff.; SG 78 Zif­
fern 31 H., Anhang IV).

Es scheint unter den Tarifparteien Einverständnis zu ,
. bestehen, daß Vereinbarungen über Lohn und ,Ar-
, beitszeit im Zusammenhang zu sehen sind und daß
es darum geht, wie Lohn und Arbeitszeit gegenein-
ander' aufzurechnen sind, im besonderen 'inwieweit
also die zusätzlichen Kosten, die den Unternehmen
durch die V~rkürzung 'der Arbeitszeit entstehen,
durch einen zusätzÜchen' Produktivitätsanstieg auf­
gewogen werden, den eine Zunahme der Arbeits- '
leistung nach sich zieht.
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Probleme der Lohnfindung a,uf mittlere Sicht

394. Es herrscht Unl?icherheit darüber, wie weit
das gegenwärtige. Kostenniveau von dem entfernt
ist,das zu Vollbeschäftigung passen würde. Das
müssen letztlich die Tarifparteien herausfinden. Es
erweist sich jedoch als außerordentlich schwierig"
das reale Lohnniveau zu korrigier~n.

Die Gewerkschaften dürften einen Korrekturbedarf
kaum anerkennen, zumindest nicht ausdrücklich, ob­
wohl sie den Kostenaspekt der Löhne grundsätzliCh
nicht bestreiten. Sie respektieren' durchaus, daß
Löhne von' den Unternehmen "verkraftet'" werden
müssen. Erst im nachhinein stellte sieh häufig her­
aus, daß die Abschlüsse zl;! hoch waren.'

,395. Ein Korrekturbedarf ,auf der, Lohnseite ' wird
vor allem dann nicht akzeptiert, wenn ,die Arbeits­
losigkeit auch andere Ursachen als die einer starken
Lohnste'igerung in der Vergangenheit hat. Zählt man
jede sichtbare Änderung von' Bedingungen, von de­
nen die Beschäftigung abhängen kann,' zu den mög­
lichen Ursachen' der Arbeitslosigkeit, so kommen
nicht alle'in der deutliche Anstieg der· realen Lohn­
kosten; sondern auch ein verschärfter außenwirt­
schaftlicher Wettb'ewerb, dadurch ausgelöste Struk-,
turprobleme, Vermachtungstendenzen auf einzelnen
Märkten, das dichter, gewordene Netzwerk von in­
vestitionshemmenden Vorschriften und Rechtsrisi­
ken sowie vieles andere mehr als Ursache in Be­
tracht: In vielen Fällen ist es jedoch kaum möglich,
beschäftigungshindernde Entwicklungen dfrekt zu
,korrigieren. Strukturveränderungen sind in der Re­
gel irreversibel,' und staatliche Regulierungen wer­
den nicht. ohne 'Gqmd eingeführt und aufrechterhal­
ten. Eine reale' Veränderung des Wechselkurs,es
kann nicht ohne weiteres rückgängig gemacht wer­
den. Die Ursachen von Fehlentw{cklungen und die
MögÜchkeiten zu deren Beseitigung liegen nicht
immer auf derselben Ebene. Eine Anpassungsstrate­
gie etwa in Form einer staatlichen Angebotspolitik,
die Risiken mindert, die Neuerungsanstrengungen
uzid die Mobilität, fördert, kann indirekt helfen. Da
hier die Mittel begrenzt sind und die Wirkungszeit­
räume hmg sein können, müssen die Tarifparteien
die Aufteihing der Anpassungsaufgabe letztlich un­
ter sfch ausmachen. Die Aufgabe der Unternehmen
besteht darin, mehr Produktionschancen und mehr
Beschäftigungsmöglichkeiten zu ers'chließen. Auf­
gabe der Arbeitnehmer ist zu akzeptieren, daß sie
nur die Löhne durchsetzen dÜrfen, bei' denen aus­
reichend viele Unternehm~n ihre Aufgabe erfüllen
können.

396. Falsche Erwartungen hinsichtlich der Preis­
und Konjunkturentwick~UIigwaren in den letzten
Jahren häufig ein Grund.für Lohnabschlüsse, die im
nachhinein zu einem stärkeren Anstieg der Real­
löhne geführt haben, als ursprünglich abzusehen'und
möglicherweise auch beabsichtigt war. Die Lohn­
runden der Jahre 1974, 1976 und 1978 standen unter
dem Eindruck von Preiserwartungen, die' sich hinter­
her als 'zu hoch erwiesen haben. Zur Zeit der Lohn­
runde der Jahre 1975 und 1977 wurden die Kon­
junkturaussichten jeweils günstiger beurteilt, als
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sich dann' später als realistisch herausstellte. So hat
sich über die' Jahre hinweg ein reales Lohnniveau
herausgebildet, das in dieser Höhe von den Gewerk­
schaften möglicherweise nicht erwartet worden war.
Eine Korrektur zu niedriger Abschlüsse bereitet
weniger Schwierigkeiten als eine Korrektur zu ho­
her Abschlüsse. Reale Besitzstände, wie immer sie
auch zustande gekommen sein mögen, werden ver­
teidigt. Für die Gewerkschaften, die den Korrektur­
bedarf durchaus einsehen mögen, ist es schwer, sich

, einen Erfolg, der in haiten Tarifauseinandersetzun­
gen erstritten wurde und der sich im nachhinein als
zu hoch erwies, in der nächsten Tarifrunde anrech­
nen zu lassen. Es sind ja nicht selte'n Teile eines Pro­
zentpunktes, um die ein Arbeitskampf geführt wird.
Die Verhandlungsposition in künftigen. Lohnrunden
würde entscheidend geschwächt werden, wenn offi­
ziell eingestanden werden müßte, daß der vorange­
gangene Arbeitskampf eigentlich umsonst war.

397. Bei hoher Unsicherheit über die künftige Ent-
, wicklung der Preise und der'Produktivität ist es ver­
ständlich, daß die 'Gewerkschaften Risiken von' sich
und ihren Mitgliedern fernhalten wollen. Stabilere
gesamtwirtschaftliche Bedingungen für die' Einkom­
menspolitik können aber. von der Wirtschaftspolitik
nicht garantiert werden.' Aus' diesen und anderen
Gründen läßt sich die Qualität der Wirtschaftspro­
gnosen nicht so leicht verbessern. Dies legt es nahe,
nach neuen Wegen der Lohnfindung zu suchen.

398. Eine Chance, die Prognoserisiken zu mindern ,
und zugleich de~ Interesse der Unternehmen an
einer möglichst sicheren Kalkulationsgrundlage stär­
ker entgegenzuk<?mmen, also Tarifverträge für län­
gere 'Zeit möglich zu machen, läge darin, daß die
Tarifparteien bei den Tarifabschlüssen eine Revi­
sion~klausel vereinbarten und sich im Übrigen von
einer vorsichtigen Einschätzung der künftigen wirt­
schaftlichen Entwicklung leiten ließen. Die Revi­
sionsklausel längerfristiger Tarifverträge könnte
Neuverhandlungen oder 'ein vorzeitiges Kündigungs­
recht vorsehen für den Fan, daß bestimmte gesamt­
wirtschaftliche oder branchenspezifische Indikato­
n~n einen vorher festgelegten Wert übersteigen.
Auf die Indikatoren müßte man sich b.ei Abschluß
des Tarifvertrags ebenso einigen wie auf die Werte,
bei denen der Revisionsfall eintritt.

399. Mit den Revisionsklauseln könnten Befürch­
tungender ArbeItnehmer Rechnung, getragen wer­
de~, daß sie im Zuge eines Aufschwungs, der stärker
ausfällt, als von Anfang an abzusehen ist" verte'i­
lungspolitisch ins Hintertreffen geraten., Sind die
festgelegten Kriterien für' den Revisionsfall, ,nach
denen die Verträge sich öffnen, erfüllt, müßte in An­
betracht der verändertEm Lage neu verhandelt wer-'
den. Es könnte entweder der Abschluß für die wei­
tere Laufzeit des Tarifvertrages korr~giert 'oder eine
Pauschalzahlung vereinbart werden. Solche, Revi­
sionsklausein böten die Chance, daß, die Gewerk­
schaften in Zeiten eines beginnenden Aufschyvungs
oder eines noch unsicheren Stabilisierungserfolges
vorsichtige'Abschlüsse besseJ.:vertreten können.

400. 'Für die Unternehmen wären derartige Tarif-'
verträge attraktiv, weil sie gesamtwirtschaftlicher
Unsicherheit in bezug auf die Ertragsaussichten bes­
ser Rechnung tragen und zugleich für das unterneh­
m~nsspezifische Risikokalkül eine, längerfristige
Grundlage schaffen könnten. Längerfristige Verträge
müßten wohl im voraus festgelegte Stufenerhöhun­
gim vorsehen; damit ,die EnhyiCklung der Tariflöhne
nicht den Kontakt zu dem verliert, was verteilbar
ist. Die Arbeitgeber mögen befürchten, daß durch
solche Revisionsklauseln jeder überraschende Ge-

,winn in Neuverhandlungen gleichsam zur Disposi­
tion gestellt wird. Das könnte aber nicht gemeint
'sein. Wie die Gewerkschaften müßten die Arbeitge­
ber Vorteile und Nachteile abw~gen. In den ver­
gangenen Jahren war es mehrfach, so, daß iIl1 vor­

, aus Einkomrnen, vert\'!ilt wordEm sind, die dann-
und möglicherweise deshalb - gar nicht entstehen
konnten. Und: Eine allfällige Veränderung der Be­
schäftigung, die bei den ursprünglich vereinbarten
Tariflöhnen realisiert worden ist, würde den Tarif-

,parteien in den Neuverhandlungen Anhaltspunkte
p,afürbieten, 'wie groß der vollbeschäftigungskon­
forme Verteilungsspielraum tatsächlich ist.

401. Wenn in Tarifvereinbarungen, Modelle ent­
wickelt würden, die gegebenenfalls Pauschalzahlun­
gen 'oder korrigierende Tarifanhebungen in eine
Gewinnbeteiligung oder eine Vermögensbildung ZU"

gunst~n der Arbeitnehmer überführten, wäre mög­
licherweise ein zusätzlicher Anreiz für längerfristige
Tarifabschlüsse geschaffen. Der Sachverständigenrat
hat zuletzt in seinem Jahresgutachten 1976/17 ein
Konzept der Gewinnbeteiligung mit begrenzter Haf­
tung erörtert. Uns schiene dieses Konzept auch ge­
eignet, im Zusammenhang mit neuen' Formen der
Lohnfindung den Verteilungsstreit zu entspannen.
Der Staat könnte die steuerlichen Vorbedingungen
für eine Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer ver­
bessern, damit ein solches Modell auch von dieser
Seite her attraktiv ist '(JG 76 Ziffern 378 f.).

Geldpolitik

402.' Die Bundesbank hat auch 1978 eine monetäre
Expansion zugelassen, in deren Verlauf die Zentral­
bankgeldmenge abermals und diesmal sehr deutlich
die gesetzte Zielmarke übertraf. Das hat ihr nicht nur
Zus~immung, sondern auch Kritik eingetragen. Diese
Kritik wurzelt in der Sorge,

'- daß bei einem ständigen Uberschreiten des Geld­
mengenziels die stabilitätspolitische , Glaubwür­
digkeit der Bundesbank leiden müsse und

- gaß im Zuge einer monetären Expansion, die nun
schon mehrere Jahre deutlich über die Expansion

I der volkswirtschaftlichen Gesamtausgaben hin­
ausgehe; 'allmählich ein, inflatorisches Potential
aufgebaut worden sei, das die Bundesbank nicht
rechtzeitig und ohne unerwünschte Nebenwirkun-

. gen wieder beseitigen' kÖnne, wenn der allseits
gewünschte konjUnkturelle,Aufschwung Kraft ge­
winnt.
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Diese Argumente 'sind ernst zu nehmen. Man gäbe
ihnen jedoch übergroßes Gewicht, verlangte man, die
Buncj.esbank müsse bereit sein, aus Gründen einer
rigorose,n Durchsetzung ihres Geldmengenziels auch
offensichtlich Unvernünftiges zu tun.

403'. Was die Glaubwürdigkeit der Bund~sbank an­
gesichts des wiederholten Dberschreitens ihres Geld­
mengenziels angeht, so kann diese darauf verwei­
sen, daß sie· selbst ein Geldmengenziel, das ,unbe­
dingt einzuhalten sei, bisher nicht verkündet hat.

Abweichungen selbst von einem zunä~hst gut be­
gründeten ,Geldmengenziel lassen sich wohl in drei
Fälle~ rechtfertige,n, und zwar

(1)' Abweichungen tür kurze Zeit.. wenn wegen irre-'
gularer Schwankungen im. Geldbedarf der Banken
andernfalls eine unnötige Liquiditätsanspannung bei
den Banken die Folge wäre. Die Einh'altung einer
Jahreszielgröße . wird dadurch in der Regel auch
nicht gefährdet. . .
(2) Abweichungen für eine mäßig lange Zeit, wenn
die, gesamtwirtschaftÜche Nachfrageexpansion sehr
unbefriedigend ist oder' zu werden droht und zu­
gleich deshalb oder aus andere'n Gründen eine Ge­
fährdung des Ziels der· Geldwertstabilität ausge-

, schlossen werden kann. In solchen Fällen auf der
Einhaltung einer' Zielgröße zu beharren, hätte zu
viel gegen sich und zu wenig für sich.

(3) -Abweichung~n für endgültig oder' vorüberge­
hend, wenn international eine unvorhergesehene
dauerhafte oder vorübergehende .Änderung in der
Neigung zur Kassenhaltung in D-Mark zu beobach:
ten ist. Einem erhöhten Bedarf an Zentralbankgeld,
der sich so. ergeben kaTIlll, nicht entsprechen, hieße.
Deflationsdruck erzeugen.

404.. Für die Zeit seit dem Herbst 1977 scheinen so­
wohl der Fall (2) als auch der Fall (3) von Bedeu­
tung gewesen zu sein. Ändeningen in der Neigung,
Kassenbestände oder sonstige Geldanlagen in D­
Mark zu halten, und Änderungen im Saldo der deut­
schen Leistungsbilanz entsprachen einander nicht:
Der daraus resultierende Aufwertungsdruck auf den
Wechselkurs der Mark war stärker, .als den'inter­
nationalen Unterschieden im Kostenauftrieb . ent­
sprochen 1:?-ätte und schuf zugleich die sichere und
- wie sich inzwischen gezeigt hat - berechtigte'
Erwartung, daß der Anstieg des Preisniveaus 1978
abermals geringer ausfallen würde als zunächst an~

gestrebt. Unter' diesen Umständen war es ange­
bracht, daß diß Bundesbank mehr Zentralbankgeld
zur Verfügung stellte, als ihrem Geldmengenziel
ent.sprüchen hätte.

405. . Die geldpolitische Steuergröße der Bundesbank; die
"Zentralbankgeldmenge zu konstanten Reservesätzen"
schließt' die Mindestreserven der Banken auf Einlagen 1(0'11

Ausländern nicht ein. Dies bringt es mit sich, daß der Be­
darf an Zentralbankgeld, der im Zusammenhang mit Aus-.
ländereirilagen entsteht, gleichsam außerhalb des jewei­
ligen Geldmengenziels zusätzlich befriedigt ,wird. Ver~'
schiebungen in der Währungsvorliebe international täti­
ger Unternehmen wird auf diese Weise jedoch nur teil­
weise au·tomatisch Rechnung getragen. Nicht automatisch
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berücksichtigt wird insbesondere .eine veränderte Nei­
gung, Kassenbestände in einer bestimmten Währung zu
halten, inSOweit die Nachfrage nach dieser Währung
gar nicht zum Zuge kommt, weil der Wechselkurs auf
die Devisenbewegungen, die aus einer veränderten Wäh­
rungsvorliebe resultieren, reagiert und deshalb viele, die
an sich auch die Währung hatten wechseln wollen' hier­
auf nun verzichten. Insoweit kommt es dann ~wa; riicht
zu einem Deflationsdruck aufgrund der Absorption eines
Teils der Geldmenge durch erhöhte Kassenhaltung im'
Zusammenhang mit der Verschiebung in der Währungs­
vorliebe, wohl aber zu einem Deflationsdruck durch die
Wechselkursänderung. Aus diesen Gründen dürfte es
richtig sein, sich bei der Diagnose von Anderungen in
der Nachfrage nachD-Mark nicht allein an' beobacht­
baren Anderungen monetärer Bestände im Zusammen­
hang mit Auslaridstransaktionen ,zu orientieren, sondern

.gravierende reale Veränderungen des Wechselkurses· zu­
sammenfassend als Indiz. aller Tendenzen im internationa­
len Geld- und Kapitalverkehr anzusehen, die die Frage
nach einer konterkarierenden Antwort ,der .GeIdpolitik
aufwerfen.

4Q6. . Wohlgemerkt: Es kann nicht darum gehen,
jeder realen Veränderung des Wechselkurses geld­
politisch entgegenzuwirken. Allmähliche reale Ver­
änderungen des Wechselkurses können wohlbe­
gründet sein, etwa wenn es gilt,' Leistungsbilanz­
ungleichgewichte zu 'beseitigen; oder wenn sich die
Struktur der Auslandsnachfrage zugunsten oder zu-

. ungunsten eines Landes verschiebt. Auch alle Rich­
tungsänderungen in den internationalen. Kapital­
strömen erfordern- prinzipiell eine reale Verände­
rung der Wechselkurse. Das gleiche gilt für Ver­
schiebungen zwischen Währungsgebieten bei der
Kassenhaltung zumindest vorüpergehend selbst
dann, wenn der daraus entstehende zusätzliche
Geldbedarf von der Notenbank befriedigt wird.
Aber: In allen diesen Fällen muß die Volkswirt­
schaft eine -Anpassung über die Änderung der Preis­
relationen finden. Hierbei wäre nicht die Geldpoli­
tik gefordert. Starke und abrupte reale Verände-.
rungen des Wechselkurses hingegen weisen darauf
hin, daß der international~ Geld- und Kapitalver­
kehr eine überstürzte Anpassung zu c4ktieren ten­
diert. Dann muß die Geldpolitik dein vom Wechsel­
kurs ausgehenden Deflations- oder Inflations'druck
entgegenwirken und kann es in der, Regel auch,
ohne. eine Gefährdung, des Geldwerts beziehungs­
weise des Beschäftigungsstandes befürchten zu
müssen. .

Andererseits können auch schon Wechselkursände­
rungen, die mit internationalen Unterschieden im
Kostenauftrieb durchaus korresp~ndieren, ein Pro­
blem darstellen. Das ist etwa der Fall, wenn. bei
einer zurückhaltenden Lohnpolitik Wechselkurs-'
änderungen behindern, daß djese Politik beschäfti­
gungswirksaril wird· (Ziffer 298).

407. Hinsichtlich des Beharrens auf einem einmal
verkü!ldeten qeldmengenziel Vorbehalte akzeptie­
ren h.eißt nicht lei.chthin die Sorgen beiseite schie-'
ben, die sich aus einer Geldpolitik abseits des gera­
den Weges mittelfristig orientierter Mengensteue­
rung ergeben. Und obwohl die Vdrbehalte weitrei­
chend sein können, heißt es auch nicht,' daß die
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Bundesbank am besten ein Geldmengenziel . gar
nicht erst verkündet..

Ein Geldmengenziel darf "bedingt" ·sein. " "Unbe­
dingt" sein müssen nur der Wille und die Fähigkeit'
der Bundesbank, auf mittlere Sicht den Geldwert zu
sichern und das V~rtrauen, daß es. sich so verhält,
zu befestigen und zu rechtfertigen. Und wenn die '
Bundesbank trotz guter Gründe für ihre Zielabwei­
chungen Sorge um ihre Glaubwürdigkeit haben

,müßte, so wäre dies Problem doch nicht dadurch
beseitigt, daß sie ein Geldmengenziel nicht mehr
verkündet. Aus einer ganzen Reihe von Gründen

. raten wir vielmehr dazu, daß die Bundesbank an
dem Konzept mittelfristig orientierter und jährlich
vorangekündigter Geldmengenziele als Basiszielgrö­
ßen dE!r Geldmenge~steuerung festhält.

Erstens: Das Konzept der Geldm~ngensteuerung

mit vorangekündigten Zielgrößen hat. in den zu­
rückliegenden schwierigen Jahren, die im Zei­
chen einer allmählichen, aber stetigen Senkung
der Inflationsrate standen, trotz der häufigen
Zielabweichung den Erwartungen Führung gege­
ben und den Kurs der Bundesbank zu verdeut­
lichen erlaubt. Die öffentliche Dis'kussion über
diesen Kurs hatte eine klare Grundlage. Im gan­
zen konnte die Bundesbank ihrer auf Stabilität
zielenden Grundlinie fast unangefochten, treu'
bleiben. Die Zielabweichungen nach oben brach­
ten sie' trotz der lang anhaltenden Konjunktur­
schwäche sogar eher in die Rolle desjenigen, der
eine möglicherweise zu nachgiebige Geldpolitik
zu verteidigen hat.. " '

Zweitens: Der Bedarf an einer die öf~entlicheDis­
kussion zentrierE;liJ.den Zielgröße der Geldpolitik
besteht fort. Die Rückl>:.ehr zu einer niedrigen In­
flationsrate ist zwar geschafft. Doch die Sta):Jili­
tätserwartungen brauchen weiterhin Führung.
Sie dürften noch labil sein. Die Bewährungspr'obe
der neuen Geldpolitik in einem kraftvollen Auf­
schwung steht noch aus, eine schwierige Auf­
gabe, falls dann die Stabilisierungshilfe einer
fortgesetzten realen Höherbewertung der D-Mark
au~fallen sollte.

Drittens: Neue Verunsicherung kann auch auf­
kommen, wenn das ExperiII\ent des geplanten
Europäischen Währungssyste;rp.s begonnen wird.
Daß dieses Experiment im Zeichen des Willens
zur Stabilität stehen soll, muß durch Kont!nuität
im Konzept der Geldmengenpolitik unterstrichen
werden: . ,

Viertens: Wenn es Vorbehalte gibt, dIe einem
Geldmengenziel beigegeben werden dürfen, so
sind dies doch nicht in erster Linie Vorbehalte
hinsichtlich des Pfades der monetären Expansion
auf mittlere Sicht. Von der Unsicherheit der bin­
nenwirtschaftlichen und außenwirtschaftlichen
Faktoren, .die eine dauerhafte Änderung in der
D-Mark-Kassenhaltung bewirken; können und
die besser zu berücksichtigen man wohl nur all~

mählich lernen kann, einmal abgesehen, sollte
das Prinzip der mittelfristigen Orientierung der
Geldmengenpolitik nicht strittig sein. Das erfor­
dert eine· Basiszielgröße. Auch begründete Ab­
weichungen hiervon machen in der Regel ei~e

·Rückkehr zum mittelfristig angestrebten Pfad
nötig, wenn auch nicht notwendigerweise im sel­
ben Jahr. Je. mehr Vorbehalte zugunsten vor­
übergehender Abweichungen es gibt, um so
wichtiger wird die Ori'entierungshilfe, die eine
mittelfristige Zielvorstellung bietet. Auf den
Rechtfer.tigungszwang, den Abweichungen von
einer vorangekündigten Basiszielgröße auslösen,
sollte ebensowenig verzichtet werden wie auf
die Chance, daß eine zielkonforme, aber auch
eine hinsichtlich ihrer Zielabweichungen wohl­
begründete Politik ,die wirtschaftlichen Erwar-

· tungen stabilisieren und koordinieren hilft. ..

Fünftens: Mit den Vorbehalten, die einem Geld­
mengenziel beigegeben werden .dürfen, is~ nicht
gemeint, die Geldpolitik solle nun auch' offen
sein für Aufgaben der konjunkturpolitischen
Feinsteuerung. Dies wäre ein gefährliches Miß­
verstä.ndnis. Das Urteil über 'die Wirkungen der
Geldpolitik auf Produktion und Beschäftigung ist
sowohl im Hinblick auf deren Ausmaß als auch
im, Hinblick auf deren zeitliches Profil viel z.u un­
sicher, als daß .die Geldpolitik mit der Aufgabe
·der konjunkturellen Feinsteuerung betraut wer­
den dürfte. ,Ausreichend sicher ist 'nur das Urteil,
daß die konjunkturellen Wirkungen, die von ei­
ner dauerhaften Änderung des Geldangebots aus­
gehen können, wenn durch sie die' monetäre Ex­
pansion. vom Wachstum des gesamtwirtschaftli­
chen Produktionspotentials abweicht, früher oder
später in eine Veränderung des Preisniveaus
übergehen mÜ·ssen. Dies ist die zentrale Einsicht,
die im 'Zweifel einen Vorrang der mittelfristigen
Orientierung der Geldpolitik -begründet, welche
konkret eine Orientierung an einem nur sehr
langsam sich ändernden Wachstum des gesamt­
wirtschaftlichen 'Produktionspotentials sein soll.
Ein konjtinkturpolitischer 'vorbehalt sollte daher
die Vorankündigung eines Geldmengenziels nur in
bezug auf eine schwerwiegende Störung des ge­
samtwirtschaftlichen 'Gleichgewichts begleiten
und nicht etwa in bezug auf jeqwede konjunk­
turelle Bewegung. Gegenüber allen kleineren und
mäJ3ig .großeiJ. Störungen ~uß das Prinzip der
Stetigkeit der monetären Expansion Vorrang ha- .
ben.

Sechstens: Ein Verzicht a1,lf die FestIegung eines
mittelfristig orientierten Geldmengenziels würqe
vermutlich erneut der Vorstellung Vorschub lei-·
sten, 'die Bundesbank hätte die Aufgabe und die
Fähigkeit, in jeder Situation für dEm jeweils "op­
timalen" Kompromiß zwischen den Zielen der
Geldwertstabilität und der Beschäftigungssiche­
rung zu sorgen. Das ist jedoch nicht ihre Aufga­
be und kann es nicht sein, wie die Erfahrung ge­
lehrt hat. Das Grmidprinztp der' Geldmengen­
steuerung durch eine autonome Zentralbank ist
die Objektivierung der Geldversorgung in de~

Sinne, daß die Privaten, aber auch der Staat (als
Fiskus) ihre Pläne und Ansprüche auf der Basis
eines vorgegebenen Geldangebots ,zu koordinie"
ren haben, eines Geldcingebots, das seinerseits
zum, .jeweiligen gesamtwirtschaftlichen Produk­
tionspotential passen muß. Nicht hingegen sollen
die Privaten und' der Staat mit· ihrer Neigung, es
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immer wieder der Inflation zu überlassen, ihre
· Pläne und Ansprüche stimmig zu machen, über
die Geldnachfrage das Geldangebot bestimmen.
Die aus mittelfristiger Orientierung gewonnenen
Geldmengenziele sind der, sichtbare Ausdruck
dieses' Prinzips. Beugt man sich der Ubermacht
kurzfristig bedeutsam erscheinender U~stände,
verzichtet man deshalb auf eiri vorangekündigtes
Geldmengenziel - der Eindruck könnte nicht
ausbleiben, .GeldpoÜtik müsse eben doch, auch
nach Auffassung der Bundesbank rundum ein an
'den Umständen des Tages und der unmittelbar
übersehbaren Zukunft o'rientiertes Geschäft sein.
Die bedeutsamsten Wirkungen der Geldpolitik,
di~ Wirkungen auf den Geldwert, liegen aber
meist gerade nicht in der unmittelbar überseh­
baren Zukunft.

Siebentens: Die Kapitulation vor der Unvorher­
sehbarkeit von 'Problemen,' die zugegebenerma­
ßen bei mittelfristig orientiertet Geldmengenpoli- .
tik nicht leicht gelöst werden können, würde die
Geldpolitik zurückwerfen auf die Orientierung an
Ersatzindikatoren, von denen nur abgeraten wer­
den kann.· Mehr und mehr würde sie vermutlich

,gedrängt werden, kurzfristige Orientierungs­
sicherheit bei den Zinsen. zu suchen. Zinsen kön-

· nen diese Orientierungssicherheit jedoch nicht
geben. Zinsen müssen sich/bewegen, und welches
die jeweils richtigen Zinsen sind, weiß auch
die Bundesbank nicht genau genug. Zudem: Die
Bundesbaf;lk kann zwar die Zinsen beeinflussen,

· aber über den Tag hinaus ist dieser Einfluß nicht
einmal dem Vorzeichen nach eindeutig, wenig­
stens bei den langfristigen Zinsen nicht, auf die

'es vor allem ankäme - es sei denn, 'die Geldpo­
litik wäre gleichmütig gegenüber ihren möglichen

· inflatorischen Folgen. Mit den Zinsen verhält es
sich nicht sehr viel besser als mit der Beeinflus­
sung der Wechselkurse. Schließlich: Geldpolitik
als Zinspolitik steht nicht zuletzt unter dem
Dauerdruck fiskalischer Interessen an niedrigen
Zinsen. Und wenn also stets streitig ist, welches
die richtigen und die wahrscheinlichen Zinsen
sind - wie könnte die Bundesbank, hätte sie
erst'einmal den Weg zu einer verstärkt zinsorien­
tierten Geldpolitik eingeschlagen, solche~ Druck
entgehen? Sie kann es nur, wenn man bei dem
Prinzip bleibt, daß Zin'sen als Marktergebnis hin­
zunehmen sind. Wegen der rasch ansteigEmden

· Staatsschuld wird dieser Gesichtspunkt vermut­
lich auch in der Bundesrepublik an Bedeutung
gewinnen., .

- Achtens: Schon sehr alt ist die Idee, 'd~r Steue­
rungsauftrag der Gel(jpolitik könnte von ·vorn-.
herein über die Geldmenge hinausreichen und I

. direkt. auf eine zielgerechte Beeinflussung der
volkswirtschaftlichen' Gesamtnachfrage abstellen.
'So naheliegend dies erscheinen mag, so wenig
spricht die Erfahrung dafür, daß ein solcher Auf­
trag sich' erfüllen .ließe. -Hier verhielte es sich im
Prinzip niellt anders als bei der konjurikturpoliti­
schen Feinsteuerung. Die Wirkungskette monetä­
rer Impulse ist zu lang und im einzelnen zu un­
übersichtlich, als daß sich die Geldpolitik von ei-

·nem solchen Auftrag Orientierungssicherheit ver-
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sprechen dürfte. Die Verantwortung der Noten­
bank muß an etwas gebunden werden, was sie
auch. verantworten kann. Das ist die monetäre
Expansion.

Neuntens: Kommt es zu dem geplanten Europäi­
schen Währungssystem, so wird eine konsequent·
stabilitätsorientierte Geldmengensteuerung -in
Europa zu dessen Erfolgsbedingungen gehören.
Nur sie kann das Vertrauen schaffen, das die fest-.

.gelegten Wechselkurse zu marktgerechten Wech-
selkursen werden läßt, im günstigen Fall schon
im Vorlauf zur harmonisierten Stabilisierung der '
Preisniveaus. Einigte man sich hingegen, was die'
Geldpolitik angeht, auf das Prinzip einer Harmo­
nisierung der Zinspolitik in Europa, so wäre da­
mit jedwedes Inflationsniveau in Europa verein­
bar; Und mit dem Prinzip einer Steue~ung der
volkswirtschaftlichen Gesamtnachfrage mag zwar
e~ne' Harmonisierung der Wünsche verhältnismä­
ßig leicht gelingen, kaum aper eine Harmonisie­
rung der Realität.

Vorangekündigte Geldmengenziele als Führungs­
hilfe für die Geldpolitik, für die Diskussion über die
Geldpolitik sowie für die gesamtwirtschaftlichen Er-

. wartungen, die sich mit der Geldpolitik verbinden,
werden erst unnötig, wenn eine Politik, die, in je­
weils mittelfristiger Betrachtung, ihre Stabilitätsziele .
in bezug auf den Geldwert erreicht, fest eingeubt ist
und entsprechend feste Erwartungen begründet .hat.
Dann werden gelegentliche unerwartete Verände­
rungen, des Preisniveaus von selbst nicht mehr als
Beginn eines inflatorischen oder eines deflatorischen
Prozesses mißverstanden werden. Dies wiederum
würde die Wirkungsmöglichkeiten. der- Geldpolitik
für Zwecke der Konjunktursteuerung vergrößern,
und man könnte ihr in dieser Hinsieht allmählich
rinen etwas weniger eng gefaßten Auftrag geben,
als es heute schon möglich erscheint - vorausge­
setzt allerdings; daß wir bis dahin be:;;ser gelernt
haben, 'Intensität und zeitliche Verteilung ,der Wir­
kungen der Geldpolitik auf Produktion, Beschäfti­
gung und Preisniveau abzuschätzen,

.408. Es ist also das. Prinzip der mittelfristigen
Orienti~rung der Geldpolitik, an dem unbedingt
festgehalten werden sollte. Dies erfordert zweifel­
los eine gewisse' Robustheit gegenüber der Ver­
suchung, auf die wechselnden Umstände des Tages
allzu elastisch zu reagieren. Wird deutlich, daß diese
'Robustheit der Stabilität des Geldwerts dient, so
braucht man eine übergroße Irritation auf den Kre­

.ditmärkten nieht zu befürchten, namentlich; nicht
auf .den Märkten für langfristig anlagesuchendes
Kapital.

409. Bei der Aufgabe, für das Jahr 1979 ein Geld­
mengenziel . als mittelfristig orientiertes Basisziel
der Geldpolitik vorzugeben, ist die Bundesbank vor
allem vor zwei' Fr.agen gestellt.

- Wie rasch' kann die Geldpolitik, ohne uner­
wüns'chte . Friktionen liervorzurufen, ,nach der
,starken monetären Expansion der jüngsten Ver­
gangenheit .zu einem Expansionspfad zurückstre­
ben, der zum Wachstum des gesaintwirtschaft-
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lichen Produktionspotentials paßt? Mit anderen
Worten: Wie stark soll sie dem Problem des
Tempowechsels Rechnung tragen?

Inwieweit hat man davon auszugehen, daß in~

zwischen eine Uberversorgung mit Zentralbank­
geld eingetreten ist, absorbiert zwar durch eine
derzeit im gesamtwirtschaftlichen . Durchschnitt
ungewö):mlich hohe Kassenhaltung, aber doch
Uberversorgungzu nennen insoweit, als die
Zentralbankgeldmenge hinausgeht über das, was
bei Vollauslastung der Produktionskapazitäten
und wieder nbrmalisie'rter Kassenhaltung ohne
Gefährdung der Geldwertstabili~ät angeboten
werden dürfte?

Unterstellt sei zunächst, aus· d,er zweiten Frage her­
aus erwüchsen überhaupt keine Korrekturaufgaben.
In diesem Falle hielten wir es für angemessen, die
weitere monetäre Expansion allmählich so zu dämp­
fen, daß diE; .bereinigte Zentralbankgeldmenge im
Verlauf des gesamten Ja.hres 1979 nicht stärker zu­
nimmt,' als dem Wachstum des gesamtwütschaft­
lichen Produktionspotentials (etwa 3 vH) zuzüglich
einer - gemessen am Preisindex für das B"i-utto­
sozialprodukt ,- weiter ermäßigten Inflationsrate
(etwa 3 vH) entspräche. Die monetäre Expansion'
würde dann im Verlauf des Jahres 1979 hinter die
Expansion des nominalen Sozialprodukts zurückfal­
len, und zwar zunehrr{end. Dies paßte 'zu der Vor­
stellung, daß im konjunkturellen Aufschwung nicht
nur die Auslast'ung der Produktionskapazitäten zu­
nimmt, sondern auch die Ausnutzung einer gegebe­
nen Geldmenge, die durchsChnittliche Kassenhaltung
also. sinkt oder, was dasselbe ist, die Umlaufsge­
schwindigkeit des Geldes steigt. Drückt man einen
solchen Expansionspfad durch das aus, was er· für
die Veränderung der jahresdurchschnittlichen Zen­
,tralbankgeldmenge bedeuten würde,So \ergibt si~h

- unter der vorläufigen Annahme, daß am Jahres­
ende 1978 die bereinigte Zentralbankgeldmenge um
etwa 5 vB über dem Bestand im Jahresdurchschnitt
1978 liegen ·wird - eine Jahreszuwachsrate von
8 vHbis 9 vH.

.410. Die Unterstellung, daß die gegenwärtige Geld­
versorgung, b~zogen auf das Produktionspotential,

, nur "normal" ist, dürff:~ allerdings zu optimistisch
sein (Ziffern 140 ff.). Und insoweit das der Fall ist,
Üegen in. der gegenwärtigen K,!ssenhaltung eben
nicht nur konjunkturbedingte, sondern auch geld­
angebotsbedingte' 'Reserven. Das Finanzierungspo­
tential für künftige Nachfrage, das heute schon
vorhanden ist, wäre entsprechend größer. Damit es
!licht zur Finanzierung von Preisst~igerungen zur .
Verfügung steht, inüßte es bei der weiteren monetä­
ren Expansion angerechnet werden, rechtzeitig,
wenn auch nicht abrupt. Die Crux ist, daß es nach
wie vor nicht möglich erscheint, in empirisch einiger~

ma'ßen verläßlicher Weise anzugeben, wie groß die­
ser Korrekturbedarf ist. Man kann sich an das, was :
"normale" Zentralbankgeldversorgung heißen mag, .
nur herantasten. Vermeidet die Bundesbank abrupte
Kurswechsel, läßt aber keinen Zweifel daran auf­
kQmmen, daß' nüttelf~istig der Kurs auf Geldwert­
stabilität festliegt, i so 'halten sich die Risiken, die

in solcher Unsicherheit liegen, auch in vertretbaren
Grenzen. Konkret besagt dies: Ein Geldmengenziel

·für das Jahr 1979 in der Größenordnung, wie sie
unter Ziffer 409 erläutert ist, sollte unter dem Vor- '
behalt der Abweichung nach unten stehen für den
Fall, daß der kon.junkturelle Aufschwung sehr kräf­
tigzu werden tendiert'- ein Vorbehalt im Zeichen
der Normalisierung des Geldangebots.

411. Ein zweiter Vorbehalt wird sich auf die Wech­
selkursentwicklung beziehen müssen. Hält etwa die
Tendenz zur Höherbewertung der D-Mark an den
Devisenmärkten an und geht sie' überdies deutlich
über das hinaus, was durch die internationalen Un­
terschiede im Inflationstempo erklärt: wird, so darf
das als Indiz für eine Nachfrage nach D-Mark an­
gesehen werden, die mit ausreichender Sicherheit
inflationsfrei zusätzlich befriedigt werden kann.

· 412. Dies heißt nicht, daß die Bundesbank inent­
sprechendem Umfang an den Devisenmärkten inter­
venieren müßte oder sollte. Interventionen an den'
Deyisenmärkten sind nur nützlich, wenn die Bun­
desba'nk hoffen kimn, dadurch am besten zu einer

,Stabilisierung fehlgeleiteter Erwartungen beitragen
zu können. Die Erfahrungen, stützen solChe Hoffnung
kC!-um. Eine Notenbank, die aus wirtschaftspolitischen
Gründen und nicht - wie etwa der private Markt­
teilnehmer - aus Interesse an Kur~gewirinen am
'Devisenmarkt kauft und verkauft, ist von vornher­
ein in einer unterlegenen Position. Sie bietet eine
Einladung' zur risikoarmen Spekulation gegen sich
selbst. Die Kursverluste zu l;>ekritteln, die die Bun­
desbank immer wieder nicht nur an ihren Altbestän-

· den an Devisen, sondern auch an neu hinzugekauf~

. ten erlebt, mag unangemessen sein angesichts der
wohlerwogenen gesamtwirtschaftlichen Motive, aus
denen heraus die Bundesbank zu handeln hat. Aber
diese Kursverluste sind nicht nur der Ausweis fur
Vermögensverluste, sie sind möglicherweise auch
der Ausweis für eine unzweckmäßige Wahl unter
den geldpolitischen Mitteln. Hat man yor,' die an­
drängende D-Mark-Nachfrage von Ausländern (teil­
weise) zu befriedigen, so mag es zweckmäßiger sein,
das dann nÖtige zusätzliche Zentralbankgeld außer­
halbder Devisenmärkte ,bereitzustellen, das Ge­
schäft der· Gegenspekulation aber .den Privaten zu
überlassen.

413. Was die Faktoren angeht, die die Zinsentwick-
· lung in der nächsten Zukunft bestimmen werden - .
eine Zinsprognose ist selbstverständlich Jlnmöglich-,
so ist das Bild nach wie vor uneindeutig. Die Zins­
entwicklung hat die weitere Senkung der: Inflations- '
rate nicht mit vollzogen. Die Realzinsen sind sogar
wieder gestiegen, und dies, obwohl sie' aucli schon
vorher, hält man sich an längerfristige und inter­
nationale Vergleiche, keineswegs niedrig zu nennen
waren. Offensichtlich haben~ sich Vorstellungen; die
Periode der Zinssenkungen· sei endgültig zu' Ende,
diesmal stärker befestigt als in den Phasen vorüber­
gehender Angebotsstockung am :Kapitalmarkt in den
Jahren zuvor. Sie haben möglicherweise auch mehr
Stützung von den quantitativen Faktoren. Die staat­
liche K,apitalnachfrage ist noch ·einmal stark gestie-

1ri'
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gen, und zwar anscheinend nicht mir vorübergehend.
Hinzu kommt die Konjunkturbelebung im privaten
Bereich. Hier ist 'der Konflikt angelegt, in dem die
Geldmengenpolitik ihre Bewährungsprobe im Auf­
schwung sehen könnte. Doch es gibt auch Gründe,
die der Erwartung, 'mit dem Fortgang des koajunktu-

, rellen Aufschwungs müsse es zu einer raschen Zins~

steigerung kommen, entgegenstehen. Die konjunktu­
relle Belebung' ist vorläufig' noch verhältnismäßig
stark von eigenfinanzierter. Nachfrage getragen. Das
kann noch eine Zeitlang anhalten, zumal wir eine
spektakuläre Zunahme der Investitionsneigung für
die nächste, Zukunft nicht vo.raussehen. Außerdem:

, Bei anhaltendem Kapitalzustrom käme' es von daher
eher zu einem Druck auf d'ie Zinsen. Bleibt zudem
wegen niedriger Importpreise die Inflationsrate ge­
ring, sollte man nicht für unwahrscheinlich halten;
daß weitere private Anleger ihre Reserve überwin­
den und von der kürzerfristigen Geldanlage zur län­
gerfristigen überwechseln. Fi.~r die Zeit danach hängt
dann alles davon ab, ob der Staat rechtzeitig einen
Weg findet, s~ine DE;'!fizite zu vermindern. Je' früher
dieser Weg deutlich wird, um so besser fÜr die Er­
wartungen, die die ZinseIitwickluJ;lg nun einmql ent­
scheidend prägen.

Finanzpolitik

414. 'Die Finanzpolitik steht weiterhin vor der Auf-
gaoe, ale nocn :;cuWdcüell 1I..UilJUU!\.LUlt::Ht::U r>.Ul­

triebskräfte zunächst durch 'expansive Impulse zu
stützen, gleichzeitig aber die Wachstumsbedingun­
gen für den privaten Sektor zu .verbessern, um zur
Lösung' der mittelfristigen Bes,chäftigungspröbleme
beizutragen und ,auf mittlere Frist ,den Abbau der
hohen Haushaltsdefizite zu betreiQen, die in diesem
Jahr und den nächsten ,Jahren entstehen werden
(Ziffern 304 ff.).

415. Im vergangenen Jahr hat die Finanzpolitik
ihren Kurs geändert und versucht, mit Steuerentla-"
stungen und durch eine verstärkte Expansion der
öffentlichen Ausgaben der Konjunktur, neuen An­
trieb' zu geben; außerdem hat sie weitere Maßnah­
men zur Verbesserung der Wachstumsbedingungen
eingeleitet. Geinessen anunserem Konzept des kon­
junkturneutralen Haushalts gingen von den öffent­
lichen Haushalten im Jahre 1978 expansive Impulse
in Höhe von gut 17 Mrd DM aus; im Jahre ,1977
hatte es so gut wie keine Impulse gegeben (Ziffern '
198 f.). Ungewiß war, ob dieser erneute Versuch,
Investition, Produktion und Konsum über eine star-

keAusweitung der staatlichen Defizite zu beleben,
zu einem sich selbst tragenden Aufschwung führen
würde, oder ob die 'konjunkturelle Entwicl\lung
bald wieder an Kraft verlieren und auf ein unbe­
friedigendes Niveau zurückfallen würde. Diese Un­
sicherheit wurde verstärkt, als sich mit .der ,kräfti­
gen Höherbewertung der D-Mark die Aussichten
für eine, Sti,itzUng des Aufschwungs durch die
Außenhandelsentwicklung verdüsterten; auch von
der' Lohnpolitik kam weniger Unterstützung, als

" ~ur Uberwindung' der anhaltenden Beschäftigungs­
probleme durch mehr Wachstum nötig gewesen
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wäre (Ziffern 59 ff.). Hinzu kam das Drängen der
ausländischen Partner auf eine expansive Politik
in der Bundesrepublik, von der diese sich einen
Beitrag zur Uberwindung ihrer eigenen wirtschaft­
lichen Probleme versprachen.' So sah sich die Fi­
nanzpolitik vor eine Entscheidung über den weite­
ren Kurs gestellt, noch' bevor die bereits angelegten,
expansiven Impulse ihre, Wirkung voll entfalten
konnten. Handlungsbedarf für die Finaazpolitik hat
der Sachverständigenrat in dieser Situation im Hin­
blick, auf eine Verbesserung der Wachstumsbedin­
gungen, nicht im Hinblick auf eine zusätzliche
Nachfragestützung gesehen (SG 78 Ziffern 12 ff.;
Anhang IV). Im Zusammenhang mit einem solchen
Prqgramm der Wachstumsförderung schien es je­
doch wichtig, für einen mittelfristigEm Ausgleich
von Ausgabenerhöhung-en und Steuerentlastungen
durch Ausgabenkürzungen oder Steuererhöhungen
an anderer Stelle zu sorgen, damit die Wachstums­
kräfte nicht durch einen erneuten Anstieg der be­
reits hohen öffentlichen Defizite behindert würden.

416. Der Kurs der Finanzpolitik für 'die Jahre 1979
und 1980 wlfrde durch die Beschlüsse der Bonner
Weltwirtschaftskonferenz UIIld deren Konkretisierung

, in den "Maßnahmen zur StärkUlIlg der Nachfrage und
zur .verbesserung des Wirtschaftswachstums" ab­
g'i!steckt (Ziffer 175). Statt einer allmählichen Zu­
rückfüh,rung der staatlichen Nettokreditaufnahme,
,wie es die vorjährigen Finanzpläne vorgesehen hat-
.... 1.-_ ~_.1. 1 !!_'_:;.I. _: , ~,.._~ -T"" __1_O_'1 _

der staatlichen Defizite geplant.' Die Finanzpolitik
für die Jahre 1979 und 1980 bleibt damit weiterhin
und verstärkt auf eine Stützung der Nachfrage g€!,­
richtet.

417. Was im Jahr 1979 an konjunkturellen Impul­
sen von den öffentlichen Haushalten ausgehen wird,
läßt sich im einzelnen noch schwer ,abschätzen.
Anhaltspunkte für die Entwicklung der öffentlichen
Ausgaben liefern die Entwürfe der Haushaltspläne.
Sie liegen aber nur für den Bund und einige Länder
vor. Nach dem 'bisherigen Verlauf der Haushalts~ ,
beratungen, ist zu erwarten, daß, die Haushalts­

'ansätze in diesen Entwürfen vor der Verabschie­
dung hoch etwas gekürzt werden. Informationen
über die Haushaltspläne der Geineinden für das
nächste Jahr liegen uns nicht vori auch die An­
gaben über deren Haushaltsführung im laufenden
Jahr sind wegen' Veränderungen' in der 'Finanz­
statistik nur wenig aussagekräftig (Ziffer 181).

t '

Wir sind in unserer Prognose von einem Anstieg
der öffentlichen Ausgaben von 61/2 vH ausgegangen.
Danach würden die Ausgaben der Gebietskörper­
schaften im Jahr 1979 etwa 460 Mrd DM betragen~

Bei der, Steuerschätzung haben wir zugrunde gelegt,
daß der neue Einkommensteuertarif zum 1. 1. 1979
in Kraft gesetzt und der Mehrwertsteuersatz 'zum
1. 7. 1979 um ein~n Prozentpunkt angehopen wird

,(beziehungsweise um einen halben Prozentpunkt
beim ermäßigten Mehrwertsteu~rsatz). Nach ,unse­
rer Schätzung werden die Steuereinnahmen auch
1979 nur verhalten steigen, und zwar um' 41/2 vH
auf etwa 333 Mrd DM. Die' volkswirtschaftl.icIte,i'
Steuerquote, die Steuereinn~hII;l.en,in 'ihrem Ver-, ,
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hältnis :z.um Bruttosozialprodukt also, geht Weiter
zurück. Wir schätzen" daß sie .im nächsten Jahr
241/4 vH betragen wird; im 'Jahre 1977 hatte sie bei
25,3 vH gelegen. Abermals sei angemerkt, daß das
Ergebnis der Steuerschätzung mit großen Vorbe­
halten versehen werden muß. Vor allem die Aus­
wirkungen der Steuerrechtsänderungen lassen sich
aufgrund, der unzureichenden Datengrundlage nur
grob abschätzen (JG 77 Ziffer 152). Das Defizit des
öffentlichen Gesamth~ushaltsbeträgt' im Jahre 1919
nach, unserer Schätzung etwa 491/2 Mrd DM.

Durch den Rückgang der Steuerquote wird der
, Spielraum für eine konjunkturneutrale Inanspruch­

nahme des Produk"tionspotentials durch den' Staat
geringer.' Anders gewendet: Von einem gegebenen
Ausgabenvolumen gehen bei niedrigerer Steuer­
quote stärkere expansive Impulse aus. Nach unserer
Rechnung zum konjunkturneutralen Haushalt wä­
ren bei einem, Rückgang derSteuerquote auf 241/4

vH, einem zu erwartenden Wachstum des Produk­
tionspotentials von 3 vH und einem konjunkturneu-

, tralen Anstieg des Prei,sniveaus (gemessen am Preis­
index für das Bruttosozialprodukt im Jahresdurch­
schnitt)' von 21/2 vH Ausgaben der Gebietskörper­
schaften in Höhe von ,etwa 434 Mrd DM konjunktur­
neutral zu nennen. Die Differenz ,zu d~m von uns
erwarteten Staatsausgaben steht für den konjupk­
tUl'ellen Imp,uls, der 1979 nach dieser Rechnung
von den Haushalten der Gebietskörperschaften vor­
aussichtlich ausgeh'en wird. Im kommenden ,Jahr
beträgt er etwa 26 Mrd DM, das sind etwa 9 Mrd
DM mehr als im lautenden Jahr und rund 26 Mrd'
DM mehr als im Jahre 1977 (Tabellen 34 und 35).
Unschärfen, die aufgrund der' Rechenregeln zum
konjunkturneutralen Haushalt einzuräumen sind,
betreffen zwar die absoluten Beträge, nicht aber die
Tendenz, einer, Zunahme der expansiven Impulse
(Ziffer 198).

418. Zur Stützung der konjunkturellen Auftriebs­
kräft,e war für 1978 ein hoher expansiver Impuls
angemessen. Inzwischen zeichnet sich aber eine
konjunkturelle Belebung ab, und diese dürfte auch
die, Entwicklung im 'kommenden Jahr tragen. Des­
h\llb halten wir nicht für dringlich, daß der expap.-'
sive Impuls im nächsten Jahr um ?o viel höher aus­
fällt als im Jahre 1918, wie sich gegenwärtig ab­
zeichnet. Im Rahmen ein~s mittelfristigen Konzepts
zur Stärkung der Wachstumskräfte erscheint es da­
her vernünftig, daß erwogen wird, im Zuge der
Haushaltsberatungen bei den Ausgabenans'ätzen für
das nächste Jahr noch mäßige Kürzungen vorzuneh-. ' '.
men.

Zu einer solchen mittelfristigen Strategie gehört
auch mehr Stetigkeit in der Finanzpolitik. Ein kon­
junkturpolitisch motiviertes Vorziehen von staat­
lichen Ausgaben kann zu einer besseren Nutzung
der Kapazitäten führen. Sind diese weitgehend aus­
gelastet, dann sollte der Staat seine Ausgaben 'auf
die Expansionsrate 'zurück!nehmen, die mÜ,telfristig
geplant ist. Die kräftige Erhöhung der staatlichen
Investitionsausgaben hat - verstärkt' durch die
staatliche Förderung vorn. Energiesparmaßnahmen im
Wohnungsbau - ber«;!its einen starken Anstieg der

,Bauaufträge' bewirkt (Ziffern 91 f.). Engpässe in der
Bauausführung und Preissteigerungstendenzen ma­
chen deutlich, daß hier von zusätzlichen Maßnah­
men kurzfristig-nur wenig zusätzliche BaUleistungen
zu erwarten sind.

419. Der starke Anstieg der konjunkturelleIL Im­
pulse im Jahr 1978 ergibt sich sowohl aus Ent­
lastungen bei der Lohn- und Einkommensteuer als
auch aus der Ausweitung der öffentlichen Ausga­
ben. Aber auch die' Bedingungen für die privaten
Investitionen wurden verbessert. Erweiterte Mög­
lichkeiten für eine degressive Abschreibung und
höhere Abschreibungssätze, eine Verdoppelung der
Investitionszulage zur Förderung von Forschungs­
und Entwicklungstätigkeit ;und mehr Mittel für
Existenzgründungsprogramme (Ziffer 435) schlagen
quantitativ in den Haushaltsplänen zwar weit weni-

, ger' zu Buch als die Maßnahmen zur Stützung der
Nachfrage;-ihre Wachstumswirkung läßt sich jedoch
an der Veränäerung der, Defizite, die sie 'in den
Haushaltsplänen hervorrufen, nur unzureichend ab­
lesen.

420. Der erneute Anstieg der expansiven Impulse,
den wir für das Jahr 1919 erwarten,' resultiert zum
größeren :reil aus Steuerentlastungen. Obwohl die
.Änderungen de!i Eirn.kom~ensteuerrechts vom Herbst
1977 den Lohnsteuerzahlern und den Einkommen­
steuerpflichtigen im laufenden Jahr deutliche Ent­
lastungen gel;>racht haben, hielt die Diskussion um
eine weitere Eindämmung der Einkommensteuerbe­
lastung an, Im Rahmen der Maßnahmen der Bundes­
regierung zur Stärkung der Nachfrage und zur Ver­
besserung des Wirtschaftswachstums ,wurde eine
Reform des Einkommensteuertarifs beschlossen,
durch die der allseits beklagte Sprung bei den
Grenzsteuersätzen beseitigt :wird, Infolge dieser
Neuregelung werden die Lohn- und Einkommen­
steuerpflichtigen nachhaltig entlastet; allein für
1919 schätzt das Bundesfinanzministerium die Aus­
fälle an Lohn- und Einkommensteuer' auf 10 Mrd
DM. Dieser steuerlichen Entlastung stehen zusätz~
liehe Beiastungen der privaten Haushalte durch die
Erhöhung der Mehrwertsteuersätze gegenüber. Mit

, der Mehrwertsteuererhöhung ist jedoch kein voIler
Ausgleich' der Ausfälle bei der Einkommensteuer ge­
plant; außerdem s~Il die Einkommensteuersenkung
bereits qis zum 1. Januar 1979, die Mehrwertsteuer­
erhöhung dagegen erst zum 1. Juli 1919 in Kraft
treten. Für das kommende Jahr ergibt sich daraus
eine deutliche Stärkung der Kaufkraft der privaten,
Haushalte. Auch die beschlossenen' sozialpolitischen
und fani.ilienpolitischen Maßnahmen, vor allem die
Anhebung ,des Kindergeldes, werden die Haushalts­
einkommen erhöhen.

421. Die wachstumspolitischen 'Akzente, die die
Bundesregierung im Rahmen ihrer Beschlüsse ge­
setzt hat, sind auf weitere Steuererleichterungen so­
wie zusätzliche Maßnahmen zur FördeTIllllg von For­
schung, Entwicklung und Innovationen gerichtet.
Die Mittel für die direkte Förderung von Forschungs­
projekten wurden aufgestockt, die Haushaltsansätze
für die Forschung in der Kompetenz von Bundes-
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Tab e 11 e 34

Deutscher Bundestag - 8.Wahlperiode

Die Haushalte der Gebietskörperschaften 1919 in konjunktureller Sicht 1)

Staatsausgaben bei' gleicher Staatsquote wie im Basisjahr 1966 (3)

I Einheit I
MrdDM

1978,1

390,1

1979

Vollbeschäftigungssteuereinnahmen bei gleicher Steuerquote wie im
Basisjahr 1966 (5) ',' .

Vollbeschäftigungssteuereinriahmen'bei gleicher Steuerquote wie im
jeweiligen Jahr (6) .

nachrifhtlir;:h: tatsächliche Steuereinnahmen 'ohne Verrechnung der Investi·
tionszulage vom Dezember 1974 (6a) .

Investitionszulage des Konjunkturprogr'amms vom
Dezember '1974 (6b) .

Mehreinnahmen aufg~und erhöhter. Steuerquote (7) , ; .

Konjunkturneutrales Haushaltsvolumen (8) .

Tatsächliche Staatsausgaben (9) ...............................•..........

Konjunktureller Impuls (10) .

nachrichtlich: konjunktureller Impuls des Haushalts unter Einrechnung der
Investitionszulage des Konjunkturprogramms vom
Dezember 1974 ............•.............................

Ex post: Der Abweichung 'der realisierten von der konjunkturneutralen
Staatsquote ent.sprechen (11) .

veranderung des konjunkturellen Impulses gegenu1:J"erirem Jewei:ti1feII- --I
Vorjahr (12) ' , '. \ .. ..

Zum Vorjahresvergleich

MrdDM 306,5

MrdDM 330,1

MrdDM 319,5

MrdDM - 1,1

M'rdDM' +23,7

MrdDM 413,8

MrdDM 431,3

MrdDM. +17,5

MrdDM +18,6

MrdDM +12,0

MrdDM I +11,0

327,9

344,2

- 0,3

+16,3

433,7

460,0

+26,3

+ 8,8

Steigerungsrate

(a) der tatsächlichen.Staatsausgaben gegenüber 'dem jeweiligen Vorjahr ...

(b) des konjtinkturneutralen Haushaltsvolumens gegenüber den tatsächlichen
Staatsausgaben im jeweiligen Vorjahr: , .

Bestimmungsfaktoren von (b) .

(c) Wachstumsrate des Produktionspotentials in Preisen von 1970 ,

(d), "Konjunkturneutrale" Erhöhung des Preisniveaus des ~ruttosozial·

produkts ; ,' , ,

(e) Veränderung des Ausgabenspielraums durch Abweichung der Steuer-
quote von der des jEiweilig!=n Vorj,alires ,' : .

(f) Basiskorrektur: Veränderung des Ausgabenspielraums durch Abwei­
chung der realisierten Staatsquote von der konjunkturp.eutralen im
jeweiligen Vorjahr .

Volkswirtschaftliche Steuerquote (13)

Kon]unkturneutrale Staatsquote (14)
I

. - -', I Beanspruchte Staatsquote (15) ,'. ;: .-.- ,' -.. .- .' .. , 'I

Konjunktureller Impuls bezogen auf das Produktionspotential (16) .

Realisierte Staatsquote (17)

vH + 8,6 + '6,7

vH + 4,2 + 0,6

vH + 2,9 +. 3,0

vH + 2,5 + 2,5

vH - 1,3 - 2,1
,

, '

vH - 0,0 - 2,9

vH 24,90 24,27

vH 30,36 29,74

.,._TT

.\
'Q1 l:A __ q 1 l:A

'In. vl,U"::t ..,.I,....r:l:

vH +. 1,29 +. 1,80

vH 31,22 31,32

1) Eigene Schätzung. Bund, Lastenausgleichsfonds;" ERP-Sondervermögen, Uinder,' Gemeinden/Gemein'deverbände und EG-Anteile. ­
Die in Klammern eingefügten Zahlen weisen auf das Berechnungsverfahren in Tabelle '27 hin. Methodische Erläuterungen siehe
Anhang V, Abschnitt D. - Differenzen in den Summen Rundung. '-
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Ta b.e II e 35

Finanzierungssaldo und konjunktureller Impuls der öffentlichen Haushalte 1919 .

MrdDM

.I 1978· I 1979

-18,0 -19,3

-14,9 -13,2

+4,2 + 2,3

+ 5,4 + 7,2

-23,1 ~22,8

I. Konjunkturneutrale Komponenten des Finanzierungs­
saldos 1)

(a) Potent1alorientierte Kreditaufnahme "".,' ... ,.,

(b) Auslastungsbedingte Steuermehreinri~hmen bzw.
-mindereinnahmen ".,.".",.,.",.,." ... " .. "

(c) Inflationsbedingte Steue.~mehreinnahme~ .'"., ..

(d) .Ä;nderunge~ im Deckungsbeitrag der "Sonstigen
EInnahmen. " .. "" ... ,., .... ,,',, .. ,., •.. ,,, ...

1. {al bis (d) Konjunkturneutraler Finanzierungssaldo .,

(= Finanzierungssaldo des konjunkturneu­
tralen Haushalts) .

lI,Tatsächlicher Finanzierungssaldo 2)

lIa. nachrichtlich: tatsächlicher Finanzierungssaldo unter
Einrechnung der Investitionszulage des
Konjunkturprogramms vom Dezember
1974 " .. ',. '.,. ,.""", .. " ..... , ... ,.,

I. ;/, II. Konjunktureller Impuls der öffentlichen Haushalte:
(expansiv: +; kontraktiv: -:-)

-40,6

+17,5

-49,1

+26,3

,
I.;/, lIa, ·nachrichtlich: konjunktureller Impuls unter Einrech-

nung der Investitionszulage des Kon­
junkturprogramms vom Dezember 1974 .. . + 18,6 +26,6

1) Methodische Erläuterungen siehe Tabelle 26 und Anhang V. Abschnitt D,
2) Verrechimng der Investitionszulage des K'onjunkturprogr~mm~yom Dezember· 1914.

ministerien· erhöht; außerdem sind Zuschüsse z·u den
Personalaufwendungen im Forschungs- und Entwick- .
lungsbereich kleiner und mittlerer Untemehmeill vor-
gesehen, .
Das Schwergewicht der Technologieförderung liegt
nach wie vor bei der direkten Projektförderung, die
unter anderem den Nachteil hat, daß hier kleine
und mittlere Unternehmen weniger leicht zum Zuge
kommen können. Mit der Novellierung des Investi­
tionszulagengesetzes - durch die der Salz der Zu­
lage .für Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen
verdoppelt, die Bemessungsgrundlage für die Forde­
rung erweitert und die Zweckbindungs!,{lauseln ge­
lockert wurden -, mit der Einführung von Zuschüs- .

. sen für Vertragsforschung und mit den erwähnten'
Zuschüss·oo zu Personalaufwehdungen im For­
schungs- und Entwkklungsberei.ch ist immerhin der
Anteil der indirekten Forschungsförderung erhöht
und die Förderung kleiner und mittlerer Unterneh-
men auch gezielt verbe·ssert worden, .

Neben den Bemühungen des Bundes gibt es in eini­
gen Bundesländern landeseigene Programme zur.
Förderung von Entwicklungsvorhaben in vorwie­
gend mittelständischen Untemehmeni in weiteren

Bundesländern sind solche Brogramme geplant. In­
wieweit die Verstärkung der staatlich~n Technolo­
gieförderung von den. Unternehmen angenommen

,wird und inwieweit es gelingt, der Wirtschaft mit
diesen Maßnahmen nachhaltige Wachstumsimpulse
zu geben, muß abgewartet werden, Wachstumsimc
pulse l:)rauchen Zeit, um sich' entfalten zu können,

422. Was die steuerpolitischen Beschlüsse betrifft,
. so zielt vor allem die Abschaffung der Lohnsum­
mensteuer auf wachstumsfördernde Impulse, Damit
im Zusammenhang sollen Än9-erungen· im Finanz­
ausgleich stehen, die auch den Gemeinden, die keine
Lohnsummensteuer erheben,' und das sind die mei­
sten, . eine Senkung der .Gewerbesteuer erlauben
würden,

423. In den Beschlüssen vom Juli dieses Jahres ist
·eine mittelfristige Erhöhung der Haushaltsdefizite.
angelegt. Um zu vermeiden; daß dauerhaft erhöhte
Defizite das wirtschaftliche Wachstum beeinträchti­
gen, müßte möglichst bald klar werden, wie und in­
nerhalb welcher Zeit der KonsolidierungslJedarf ge­
deckt werden soll (Ziffern 305 ff:),
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ßungen, Konkurse und Vergleiche steigt. Während
die Anzahl der Insolvenzen von Unternehmen in den
Jahren von 1955 bis 1969 bei rund 4" 000 jährlich lag,
stieg sie in den Jahren von 1970 bis 1974 an und
liegt seit 1975 bei über 9 000 jährlich. Immer gerin~

ger sind die Aussichten geworden, Unternehmen, die
in die Krise geraten sind, mit Hilfe oer Gläubiger
fortführen zu können:' Die A;nzahl der Vergleiche,
die früher einen beachtlichen Anteil an den Insolven­
zen hatten, ist seit einigen Jahren sehr niedrig.

Marktpolitik

429. Steigende Wettbewerbsintensität kommt am
deutlichsten in einer Verminderung der Gewinrimar­
gen von Unternehmen zum Ausdruck.' Auf vermach­
teten Märkten werden Monopolrenten erzielt; --auf
Mä!kten mit wirksamem Wettbewerb werden Pio­
niergewinne schnell aufgezehrt, und Kostenvorteile
müssen an die Abnehmer weitergegeben werden.

425. Wettbewerbspolitik soll ,bewirken, daß die Eine Untersuchung der' Ja:q.resabschlüsse von Indu­
marktwirtschaftlichen Strukturen für Suchprozesse strieaktiengesellschaften zeigt, daß die auf das Ge-.
und Anpassungsprozesse offen und flexibel bleiben'. samtkapital bezog'enen Gewinne und Fremdkapital­
Sie soll bewirken, daß es attraktiv ist, neue Produk- zinsen in den' Jahren von 1960 bis 1971 deutlich ge­
te, Problemlösungen und Verfahren einzusetzen und sunken sind. Dabei ist es größeren Unternehmen
zum Erfolg zu führen und das damit verb'undene . offenbar leichter gefallen als kleineren, ihre Ge-
Risiko zu übernehmen. Das ist die offensive Kompo- winne im zunehmenden Wettbewerbsdruck zu· ver-
nente der Marktpolitik. Auf der anderen Seite wirkt teidigen~ Noch deutlicher zeigt sich diese Differen­
Marktpolitik Versuchen entgegen, Marktstru~huen zierung, wenn man die Eigenkapitalrentabilität der
zu verfestigen ·und den Wettbewerb auszuschalten. Aktiengesellschaften betrachtet. Sie hat sich insge-,
Das ist die defensive Komponente der staatlichen samt erheblich vermindert; die kleineren Aktienge­
Wettbe-yverbspolifik. Im wirtschaftlichen Struktur- seIlschaften haben J'edoch wesentlich größere Einbu­
wandel-ist-es-wich~,-aß-bei-de--I<...~A-fll=n-Beft--in--h

L'\J' u .~......~. ßen hinnehmen müssen als .die größeren. .
einem ausgewogenen Verhältnis stehen.

424. Bei wirksamem Wettbewerb ;versuchen die Un­
ternehmen; vorstoßend M-arktvorteile gegenüber
ihren Mitbewerbern zu erringen. Das geschieht, in­
dem den Abnehmern neue und bessere Produkte und

'Dienstleistungen angepoten werden. Bei wirksamem
Wettbewerb sehen sich die Unternehmen aber auch
bald durch nachstoßenden Wettbewerb genötigt, ihre
Vorteile an die Konsumenten weiterzugeben. Wirk­
samer Wettbewerb ist daher sowohl Innovations­
wettbewerb als auch Preiswettbewerb.

. Wettbewerb ist Selbstzweck wie Mittel zum Zweck.
Der SachverstäIidig~nratsieht ihn nicht einseitig in­
strumental, wenn er hier seine Bedeutung für eine
auf Wachstum und Stabilität ausgerichtete Wirt-
schaftspolitikbetont. .

Verschärfter Wettbewerb

426. Hoffnungen darauf, daß die Wettbewerbspo­
litik. zur Lösung der Beschäftigungsprobleme beitra­
gen könnte, setzen sowohl diejenigen, die von einer

.Verbesserung der Rentabilitätslage der Unterneh-
men .eine -Erhöhung ihrer Investitionen im Inland
lITwarten, als auch diejenigen, die die Gewinne als
überhöht ·ansehen, weil sie eine zunehmende Ver­
machtung der, Märkte konstatieren. Die Indizien' da­
für, daß sich die Wettbewerbsintensität in den letz­
ten Jahren erheblich veränilert hat, werden von die­
sen Gruppen zum Teil unterschiedlich gewürdigt.

427. In der zunehmenden Anzahl von Fusionen,
der steigenden Neigung zur Gründung von Gemei:tJ.­
schaftsunternehmen und zum Abschluß von Koopera­
tionsverträgen werden von den einen Zeichen einer
zunehmenden Vermachtung der Märkte gesehen, die
anderefi -werteü sie als AusdrUCK intensiveren \l/ett­
bewerbs. In Zeiten größeren Wettbewerbsdrucks
nehmen die Versuche zu, sich ihm durch Aufgabe der
wirt~chaftlichen Selbständigkeit oder durch Zusam-,
menarbeit mit anderen gan~' oder teilweise zu ent­
ziehen. Wer nicht rechtzeitig erkennt, daß er den
verschärften Wettbewerbsbedingungen . nicht, . ge­
wachsen ist, scheidet aus dem Markt aus.

428. Verschärfter Wettbewerb wird dann zum
"Auslesey,re'ttbewerb": Die Zahl der Betriebsschlie-

430. Der Wettbewerb auf dem Binnenmarkt der
Bundesrepublik hat an Schärfe und Intensität in den

'letzten Jahren zugenommen. Dies ist nicht nur auf
die durch die Freigabe der Wechselkurse herb,eige­
führte Verschärfung des international~I]. Wettbe­
werbs zurückzufü~ren,der die inländischen Unterneh­
mer stärker auf den heimischen Markt verweist und
den deutschen Markt für ausländische Exporteure
interessanter gemacht hat. Zur Verschärfung des
Wettbewerbs hat auch beigetragen, daß sich das
Wachstum der Wirtschaft deutlich verlangsamt hat.
Auf stark expandierenden Märkten ste,t1t der Wett-

. bewerb um den Zuwachs an Nachfrage im Vorder­
grund. Marktanteilsverschiebungen kommen zustan­
de; ohne daß ein Unternehmen Abnehmer verlieren
müßte. Auf stagnierenden Märkten zielt die Konkur­
renz nicht vorwiegend auf die zusätzlich für das Pro­
dukt zu gewinnenden Kunden, sondern ist darauf
gerichtet, Abnehmer von Wettbewerbern abzuzie­
hen: Marktanteilsgewinne sind immer mit Nachfra- ,
geverlusten b~i Wettbewerbern verbunden.

431. Ein Unternebmen wendet in einer Situation
verschärften Wettbewerbs unterschiedliche Strate­
gien zugleich an. Teilweise wird die Sicherung des
'Unternehmens in einer offensiven Strategie gesucht,
teilweise in einer Verteidigungsstrategie. Die Unter­
nehm'en versuchen, ein ausgewogenes Verhältnis
zwischen diesen beiden Strategien' zu finden. Die'
Wettbewerbspolitik kann die Bedingungen beeinflus­
sen, unter denen dieses Gleichgewich~ zustande
kommt (Ziffer 281):
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Für mehr offensive Marktpolitik

432.. Marktpolitik. kann di~ Bedingungen für inno­
vatorische Prozesse verbessern. Je besser diese sind,
um so 'wichtiger ist, daß der nachstoßende 'Wettbe­
werb Wirksamkeit entfalten kann. Innovatorische·
Prozesse werden verstärkt durchg~führt, wenn aus­
reichend viele Unternehmen neu gegründet werden
und bestehende Unternehmen auf neue Märkte vo'r-
stoßen. .

433. Es wird dahe~ als ein beunruhigendes Zeichen
angesehen, daß die Anzahl de,r Selbständigen ,auch

.außerhalb der Landwirtschaft über Jahre hinweg' ab­
genommen hat und teilweise ein Uberschuß von aus­
scheidenden über neu, gegründete' Unternehmen zu
verzeichnen ist.

434; Der Rückgang der Anzahl,der Selbständigen
außerhalb der Landwirtschaft betrifft vor allem den
Hailldel, aher auch das verarbeite~de Gewerbe und
d~s Baugewerbe. Allein im Handel ist die Anzahl
der ,Selbständigen zwischen 1960 und 1977 um mehr
a~s 250000 zurückgegangen, im verarbeitendem Ge­
werbe um mehr als 100000. Nu'r im Dienstleistungs­
bereich hat deren Anzahl zugenommen, und zwar'
um über 50 000.

Aus dieser Entwicklung wird die Forderung abgelei-'
tet, die Iv1:arktpolitik solle die Bedingungen verbes­
sern, unter denen es zu'r Gründung von Unterneh­
men und daz,u kommt, daß die Erfolgsaussichten sol­
cher Gründungen günstig eingeschätzt werden kön­
nen.

435. Der Sachverständigenrat hat bereits mehrfach
für eine Förderung von Unternehmensgründungen
geworben. Er hat dies vorwiegend wachstumspoli­
tisch begründet (JG' 76 Ziffer .323;, JG 77 Ziffern 446
ff.). Er hat dabei auch davor gewarnt; einfach mehr
Mittel für Subventionen' zu fordern. Von gleichem
Rang ist, daß sich junge Unternehmen am Markt so
rasch durchsetzen können, daß die hohen Anlauf:
v'erluste in der Startphase von Pioniergewinnen ab­
gelöst werden.

In der Startphase eines Unternehmens haben Finan­
zierungsprobleme eine besonders große Bed~utung.

Die Bundesregierung und, die Landesregierungen
haben Programme für die Gründung selbständiger
Existenzen geschaffen und die dafür vorgeseh~ne~
Haushaltsmittel nicht unerheblich aufgestockt. Die
Erfahrungen haben gezeigt, daß die Hauptproblerne
bei der Gründung einer selbständigen wirtschaftli­
chen Existenz, der Mangel an Eigenkapital und' die
Belastungen durch Zins-' und Tilgungsverpflichtun~

gen gerade in der Startphase, in der Anlaufverluste
unvermeidlich sind, mit Hilfe der bisherigen Pro­
gramme nicht ausreichend angegangen werden konn­
ten. Die Bunde~regierung bereitet jetzt ein Pro­
gramm zur Erleichterung der Eigenkapitalbeschaf­
fung für Existenzgr]1ndungen, vor. Danach sollen zeit-·
lieh befristet staatliche Mittel mft Eigenkapitalcha­
nikter gewährt werder:t. Der Eigenkapitalcharakter
dieser Mittel kommt darin zum Ausdruck, daß keine

. dinglichen Sicherheiten für sie bestellt werden müs-

sen und daß s~e im Konkursfall voll' haften. Fremd­
kapitalcharakter haben sie insoweit, als die Mittel
verzinslich ~egeben werden. Es wird damit g!=!rech­
net, daß dieses Eigenkapitalhilfeprogramm die Grün­
dung von rund 12000 selbständigen'Existenzen jähr­
lich ermöglichen könnte. '

Der Erfolg von Unternehmensgründungen hängt
aber nicht nur "on einer ausreichenden Eigenkapital­
basis ab. Ungenügende Kenntnisse rechtlicher Re­
gelungen, aber auch mangelnde Ausbildung in den
Methoden der Unternehmensführung sind es, die in
vielen Fällen das Uberleben der jungen Unterneh-

.men gefährden. Diese Gefahrenquellen sollen durch
den Ausbau des Beratungswesen~ für kleine und
mittlere Unternehmen beseitigt werden. Hierbei ist,
nicht nur an einen quantitativen Ausbau der Be­
ratungsförderung gedacht; sondern vor aiIe~ an
Maßnahmen zur Verbesserung der Wirksamkeit des
Beratungswesens. Die Erfahrungen zeigen, daß dies
vordringlich ist. '

436. Vorstoßender Wettbewerb kommt nicht nur
von neu gegründeten Unternehmen. Er kommt auch'
von ausländischen Unternehmen, die auf den deut­
schen Märkten Fuß fassen. Es liegt im Interesse
eines LandeSt das in so starkem Maße exportori~n-

'tiert ist wie die Bundesrepublik, d.aß der Zugang zu
den deutschen Märkten offen g~halten und, SCVlsit

noch Hemmnisse bestehen, weiter, geöffnet wird.
Dies geschieht durch Verstärkung der Harmonisie-'

,rungsbemühungen im Bereich der Europäischen Ge­
meinschaft und durch weitere Liberalisierung des
Handels auch mit Staatshandelsländern. Hier liegen
freilich besondere Schwierigkeiten. '

I

437. Für die .Dynamik der Märkte sind letztlich
neue. 'produkte und Dienstleistungen entscheidend,
gleichgültig, ob sie von ,neu gegründeten oder von
bestehenden Unternehmen stammen. Die Förderung
expansiver neuer Branchen durch Innovationsförde­
rung und Schaffung von Wettbewerbsbedingungen,
unter denen sich eine hohe Innovationsrate einstellt,
sind Aufgaben einer: ~ffensiven Marktpplitik.

Für eine hohe Innovationsrate in der WirtSchaft ist
es wichtig, daß Neuerungen sowohl von großen als
auch von kleineren Unternehmen kommen. Der För­
derung der Forschungstätigkeit in kleineren und
mittleren Unte'rnehmen kommt hohe wettbewerbs­
politische Bedeutung zu. Die ,Bundesregierung ,be­
'reitet ein Programm für die Gewährung :von Zu­
. schüssen und Aufwendungen für das in Forschung
und Entwicklung tätige Personal von kleinen und'
mittleren Unternehmen des Produzierenden Gewer­
bes vor. Die Mittel sollen von der Arbeitsgemein­
,schaft Industrieller Forschtingsvereinigungen e. V.
(AIF) im Auftrage des Bundesministers für Wirtschaft
verwaltet werden. Die Forschungsaufwendungen
müssen dazu dienen, in technologischer Hinsicht
neue oder verb~sserte Erzeugnisse oder Verfahren
zu gewinnen, die die wirtschaftliche Leistungsfähig­
keit des Unternehmens verbessern sollen. '

438. Der Erfolg von Innovationen wird' davon be­
stimmt, daß sich die neuen Produkte schnell am
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Markt durchsetzen und einen ausreichenden Markt­
ante.il gewinnen, um die hohen Anlaufverluste wäh­
rend der ersten Jahre zu tilgen und schließlich Ge­
winne abzuwerfen. Von neuen Gütern' eines Unter­
nehmens we~den auch auf expandierenden Märkten
häufig Marktanteile erreicht, di.e über' den Grenzen
liegen, bei denen das Gesetz 'gegen Wettbewerbs­
beschränkungen eine marktbeherrschende Stellung
vemiutet. Da auf diesen Märkten das Risiko des
nachstoßenden Wettbewerbs groß ist,' mag es im
Rahmen einer' offensiven' Marktpolitik vertretbar
erscheinen, die' innovatöris&en Unternehmen: nicht
alsbald mit dem wettbewerbsrechtlichen Risiko der
Preisaufsicht zu belasten. Es kommt hinzu, daß sich
Vergleichspreise für innovatorische Güter, wie sie
im Preisaufsichtsverfahren ermittelt werden müssen, '
praktisch kaum ermitteln lassen (JG 76 Ziffer 385).
Die Verfolgung von Behinderungsmißbräuchen ist
dagegen gerade auf innovatorischen Märkten' wich­
tig, um zu verhindern, daß, der Innovator den Markt­
zugang für nachsto.ßende Konkurrenz behindert.

439. Verbreitet ist die Ansicht, daß der Innova­
tionswettbewerb an Intensität verliert, wenn Groß­
unternehmen durch den Ankauf kleinerer Unterneh­
men auf einem Markt Fuß zu fassen suchen. Es' sei
daher geboten, dem Eindringen von Großunterneh-'
men auf vorwiegend mittel!5tändische Märkte' Ein­
halt zu gebieten, um die kleinen' und mittleren Un­
ter,nehmen in ihrer Innovationstätigkeit nicht zu ent­
mutigen.

Größe an sich stellt noch keine Gefährdung des
Wettbewerbs dar. Dies ist die Grundlinie; von der
der Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung
des Geset~esgegen'Wettbewerbsbeschränkungen
ausgeht. Der Gesetzentwurf behalt auch dort, wo die
Vermutungstatbestände an Größenmerkmale , an­
knüpfen, den Bezug zur ,Marktbeherrschung und zur
Ausübung von M,acht als ordnungspolitische LegF

, tlmation für die Fusionskontrolle bei. Er knüpft al­
lerdings die Vermutung, daß Marktmacht mit Größe
gleichzus,etzen sei, an' den Fall, daß ein Unterneh­
men mit Umsatzerlösen von mindestens 2 Mrd DM
ein Unternehmen kauft, das auf einem mittelstän­
disch stIiukturierten Markt tätig ist. Diese Vermu­
tung wird auf die plausible Annahme gestützt,' daß
'das große Wettbewerbspotential, über das große
Unternehmen verfügen, einen absdireckenden Ef­
fekt auf kleinere' :tv~itbewerber hat und diese zu
einem weniger vorstoßenden Wet~bewerbsverhalten

veranlaßt. Die Großunternehmen werden durch den'
, neuen Vermutungstatbestand, der Fusionen auf der­

artigen Märkten weitgehend unterbinden dürfte; auf,
den- 'lieg des vAlach5tu~s vün innen' !J.e:raus bEzie­
hungsweise darauf ver~iesen; auf mittelständischen
Märkten auf dem Umweg über den Erwerb eines aus­
ländischen Unternehmens Fuß zu fassen. In' jedem

-Falle wird die Zahl der Wettbewerber auf dem bis­
her mittelständisch 'strukturierten M,arkt, zunächst
erhöht und damit der Wettbewerb intensiviert.

440. Zu einer offensiven' Marktpolitik gehprt' es
auch, deutschen Anbietern und Nac~fragernden Zu-
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gang zu den internationalen Märkten offenzuhalten.
Dem dient, daß die Bundesregierung im internatio­
nalen Rahmen - so in der Europäischen Gemein­
schaft, in der laufenden GATT-Runde, den UNCTAD­
Konferen~en,und bei der Seerechtskonferenz - für

, freien ,Welthandel, eine weitere Liberalisierung 'der
Handelsströme und für den Abbau nichttarifärer
Hahdelshemmnisse eintritt. Diese Bemühungen
könnten durch institutionelle Verbesserungen in der
internationalen Wettbewerbsordnung gestützt wer~

, den. Das wurde zunächst zwar ausschließlich für die
Kontrolle der Tätigkeit VOJ;l multinationalen Unter-'
nehmen gefordert, wird nunmehr aber auch unter
dem Gesichtspunkt einer verbesserten Aufsicht über·

, internationale Kartelle und zur Eindämmung staat­
lich bewirkter Wettbewerbsverzerrung diskutiert,

Für wirksamere t\IIaßnahmen gegen Vermachtung

441. Mangel an Bereitschaft, in neue risikoreiche "
Märkte einzudringen, aber auch als ungenügend
eingeschätzte Erfolgsaussichten mögen' vor allem in
den weniger stark wachsenden Bereichen der Wirt­
schaft eine Politik der Verteidigung und Festigung
yon Marktpositionen begünstigen. Nicht selten wird
die Gefahr des Verlustes von Arbeitsplätzen, zur
Rechtfertigung von Wettbewerbsbeschränkungen
herangezogen. Erstarrung dieser Märkte ist vielfach

,die Folge. Nicht überall, wo man Erstarrung von
Märkten beobachtet, hat dies allerdings auf der An­
bieterseite seiile Ursache. Auch Nachfragemacht im
Bereich von Handel und Industrie kann' zur Ver­
krustung' von Märkten beitragen. Die NoveHierung
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
soll die Instrumente der Marktpolitik so verbessern,
daß derartigen Vermachtungstendenzen besser ent­
gegengewirkt werden kann. Hierzu sollen vor allem
die Verbesserung der Mißbrauchsaufsicht über
marktbeherrschende Untenlehmen sowie die Ver­
:besserung der Fusionskontrolle dienen.

,442. Aucl,!. staatliche Eingriffe tragen zur Verfesti­
gung von Marktstrukturen bei. Staatliche Subven­
tionen an notleidende Unternehmen können eine
Verminderung des Anpassungl'drucks' bei den be­
troffenen Unternehmen,. möglicherweise aber auch
'ein Nachlassen ,des ,Leistungswillens bei den Unter­
nehmen zur Folge haben, die sich düpiert vorkom­
men müssen, wenn der' Staat einen Konkurrenten,
der sich als unterlegen erwiesen hat, wider die

. Spielregeln des Marktes wieder aufrichtet. Sie sind
daher wettbewerbspolitisch uJ;lerwünscht, sosel:,J.r sie
aus sozialen und arbeitsmarktpolitischen Gesichts­
punkten kurzfristig gerechtfertigt erscheinen. Staat­
liche Förderung notleidender Branchen bindet Res­
sourcen in, Bereichen, in d'enen sie nicht zur Bewäl- '
tigung des Strukturwandels beitragen können. Die
Genehmigung von Strukturkrisenkartellen mit Um­
strukturiemng~auflagen fügt einem, ordnungspoli­
tisch problematischen Instrument ein zweites hinzu:
die EInbindung des Staates, in die unternehmerische
Verantwo~tung:,
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44;. uds Angeoo't an ArOeltsplatzen reICht gegen..
wäitig für Vollbeschäftigung nicht aus. Es gibt in
der Arbeitslosigkeit .erhebliche regionale Unter­
schiede. Wachstumspolitik, die zu mehr Arbeits­
plätzen insgesamt führt, und regionale Strukturpo­
litik, die die Einrichtung von Arbeitsplätzen dort,
begünstigt, wo die Beschäftigung suchenden Men-,
schen wohnen, haben mithin arbeitsmarktpolitische
Bedeutung. Sie mildern ,die Anpassungslasten im
Strukturwandel, die der einzelne, aber auch die Ge-
samtheit, zu tragen haben. '

kann ein Land nur allgemein wirkende Regelungen
ergreifen, um sich gegen Marktstörungen zu schüt­
·zen. Die Abänderung soll dazu führen, daß diese
Schutzklausel auch selektiv gegen einzelne Markt­
störer angewandt werden kann. Kommt es nIcht zu
der gewünschten Veränderung, werden die Versu­
che, .•,freiwillige" Selbstbeschränkungsabkommen'
abzuschließen, möglicherweise versÜirkt fortgesetzt.
Dies ist wettbewerbspolitisch unbefriedigend. Eben~

so upbefriedigend ist allerdings die Möglichkeit,
daß die neue Schutzklausel gegen einzelne "Markt­
störer" protektionistisch mißbraucht werden könnte.

448. Die Möglichkeiten der ArbeItsmarktpolitik, auf
das Angebot an Arbeitsplätzen' einzuwirken, sind
begrenzt. Auf kürzere und' mittlere Sicht ist dieses
Angebot nach Umfang und Struktur durch die pro­
duktionstechnischen Gegebenheiten und die ökono­

'mischen Bedingungen des Marktes bestimmt. Dies
gilt vor allem in den fertigungsnahen Bereichen. Bei
Verwaltungs- und Führungstätigkeiten läßt auch
ein ration€!ller Arbeitsablauf mehr Gestaltungsmög-­
lichkeiten zu. Die Erfahrungen mit neueren Formen
der Arbeitsorganisation zeigen, daß das Angebot
an Arbeitsplätzen im Betrieb nicht starr ist und daß
Arbeitsinhalte in gewissem MaL3e flexibel sind. Auf
längere Frist gilt ohnehin, daß das Angebot an Ar­
beitsplätz~n auch von den Einstellungsentschei~

dUl).gen in der Vergangenheit mitbestimmt wird.

449. Das Angebot an Stellen 'wird bei gegeb~ner
. Arbeitsmenge ·von der Arbeitszeitregelung beein­

flußt. Der Sachverständigenrat hat sich zu Fragen
der Vermehrung von Stellen üher Arbeitszeitver­
kürzung mehrfach geäußert, zuletzt in seinem Son­
dergutachten vom Juni dieses Jahres (SG 78ZÜ~
fern 31 ff.j AJIJ.hang IV). Er hat dabei darauf hinge~

wiesen, daß die verschiedenen Formen der· Arbeits­
zeitverkürzung in unterschiedlichem Ausmaß zur.

Gegen Protektionismus

445.' Die laufende GATT-Runde wird zeigen, ob ßer
·protektionistische Trend gebremst werden kann. Im
Mittelpunkt dieser Verhandlungen steht der'Abbau
nichttarifärer Handelshemmnisse. Insbesondere geht
es um eine internationale Vereinbarung über Re­
geln für die Gewährung staatlicher Subventionen an
Industrieunternehmen und Branchen sowie über den
allmählichen Abbau wettbewerbsverzerrender Sub­
ventionen. Der Abschluß einer solchen Vereinba­
rung ist für die .Aufrechterhaltung des freien Welt­
handels wichtig. Von gleichem Rang ist eine Ver­
einbarung über die Regeln, nach .denen Staaten
Ausgleichszölle erheben können, uni Wettbewerbs­
verzerrungen bei der' Einfuhr zu begegnen. Es wird
angestrebt, die Zulässigkeit solcher Ausgleichszölle
von dem Nachweis des Schadens für. die heimische
Wirtschaft abhängig zu machen und internationale
Institutionen zu schaffen, die einen solchen Scha­
densnachweis prüfen.

Von der Europäischen Gemeinschaft' wird ferner
eine Revision der Schutzklausel des GATT-Vertra­
Q"es angestrebt. Nach der bisher geltenden Klausel

, 444.,. Auch die Europäische' Gemeinschaft greift
mehr und mehr zu protektionistischen Maßnahmen.
Auf wichtigen Märkten wird der Imp'ort durch Li­
zenzpflichten und freiwillige Selbstbeschränk~mgs­
abkommen behindert, zum. Teil um den Erfolg von
Strukturkrisenkartellen handelspolitisch abZUSi­
chern. Ende des Jahres 1977 war das Welttextilab­
kClmmen erweitert und um vier Jahre verlängert

· worden. Im Rahmen dieses Abkommens hat die
Europäische Gemeinschaft mit 23 Textillieferländerh
bilaterale Selbstbeschrärikungsvereinbarungen' ge­
troffen. Mindestpreise und ein Strukturkrisenkartell
sollen die Strukturanpassung der Stahlindustrie er­
leichtern. Europäische Chemiefaserhersteller haben
ein Krisenkartell angemeldet. Der Europäische
Agrarmarkt ist dem internationalen Wettbewerb
seit jeher w~itgehendentzogen. .

443. Nicht nur durch Subventionen versuchen die
Staaten, wirtschaftliche Schwierigkeiten in bestimm­
ten' Branchen' und' Bereichen der Wirtschaft zu er-

· leichtern oder .zu überwinden. Häufig $ind es auch'
protektionistische Maßnahmen, mit denen der hei­
mischen Wirtschaft zu Lasten ausländischer Anbie­
ter geholfen werden soll. Seitdem die wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten weltweit zugenommen ha­
ben, mehren skh derartige Maßnahmen im inter­
nationalen Handel, und dies, öb~ohl immer ";'ieder
bekundet, wird, 'wie notwendig es sei, den freien
Welthandel zu erhalten und zu verbessern. Es gibt
eine große Anzahl von Importbeschränkungen der .
verschiedensten Formen in fast allen Ländern.. Das ArbeitsmarktpoHtik
GATT-Sekretariat' hat. eine Schätzung vorgelegt,
wonach allein. die von Industrieländernseit 1974 446. Arbeitsmarktpolitik hat 'in der gegenwärtigen
neu eingeführt~n Handelsbeschränkungen 3 vH bis Situation nach wie vor großer Arbeitslosigkeit .

. 5 vH des Welthandels betreffen. Das Erlahmen der einen hohen Rang. Ihre Fortentwicklung ist eine
Widerstände gegen die Versuchung, sich durch Pro" wichtige Aufgabe für die nächsten Jahre. Arbeits­
tektionismus zu helfen, ist ein.e sehr beunruhigende, marktpolitik ve.rbessert die S~tua~ion der Arbeit­
Entwicklung der letzten Jahre. . suchenden, erleIchtert den AusgleIch von Angebot

,und Nachfrage am Arbeitsmarkt und kann auch ver­
suchen, das Angebot a).1 Arbeitsplät:z;en zu beeinflus- \
sen.

179



DrucksacheB/2313 Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

'Schaffung neueF Arbeitsplätze führen können. Der
Beitrag von Teilzeitarbeit und Verlängerung der
Bildungszeit. wäre höher anzusetzen als d,er anderer
Formen der Arbeitszeitverkürzung. 'Allerdings führt
Arbeitszeitverkürzung nicht in jedeni Falle zu einer
Vermehrung des Stellenangebots. Gibt es zu wen~g

Fachkräfte und können deshalb die Unternehmen
ihre Produktion nicht ausweiten, dann können von
Arbeitszeitverkürzung sogar negative Wirkungen
für die Beschäftigung insgesamt ausgehen.

450. Obwohl es 1978 erheblich mehr betriebliche
Ausbildungsplätze gab als im vergangenen Jahr und
in einzelnen Berufen und Regionen nicht alle freien
AusbÜdungsplätze besetzt werden konnten, muß im
Blick bleiben, daß' das Angebot an Ausbildungsplät­
zen nach' wie, vor in einer Reihe von Berufen und
Regionen deutlich hinter der Nachfrage '?:urück~

bleibt. Es erscheint als sicher,' daß die Anzahl' der
angebotenen Ausbildungsplätze insgesamt die Nach­
frage 1978 nicht um mehr als, 12,5 vH übersteigt.
Käme die Bundesregierung Anfang kommenden Jah­
res zu der Uberzeugung, daß mit einer wesentlichen

. Verbesserung' der Ausbildungssituation nicht' zu
rechnen sei, dann wären die Voraussetzungen für
die Erhebung einer Ausbildungsplatzabgabe gemäß
Ausbildungsplatzförderungsgesetz erfüllt; sie würde
zur, Förderung betrieblicher und zur· Unterhaltung
überbetrieblicher Ausbildungsplätze zu verwenden
sein.
Zur Verbesserung des Angebots für Problemgruppen
kommt eine direkte Förderung von Ausbildungs­
plätzen in Betracht. Es wird auch erwogen, zusätz-

, liehe AusbiIdungsplätze für Mädchen in Berufen zu .
fördern, die nach traditionellem Verständhis bisher
,Männern vorbehalten waren.

, Das Angebot an Arbeitsplätzen für Jugendliche, die
kein AusbiIdungsverhäitnis eingehen wollen~ ist
nicht ohne Einfluß auf künftige Arbeitsmarktpro­
bleme. Jugendliche" die Arbeit als Ungelernte einer
Berufi:iausbiIdung vorziehen, gehören zu der GrUppe
Nichtqualifizierter, deren Beschäftigungsrisiken er­
heblich höher sind als die der qualifizierten Arbeits­
luäfte. Maßnahmen, die dazu die,nen, Arbeitsplätze
für diese jüngeren Arbeiter mit Bildungsinhalten •
anzureichern und damit die Fortbildungsbereitschaft
der Jugendlichen zu entwickeln, können Instru­
mente einer präventiven Arbeitsmarktpolitik sein.

, ,

451. Die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen ist
eine weitere angebotswirksame Maßnahme. Auf be­
stimmten Teilarbeitsinärkten wie dem ,der Frauen
trägt sie dazu bei, einen besseren Ausgleich von

. , Angebot und Nachfrage herbeizuführen. Der öffent­
liche Dienst 11at begünnen, die' Einrichtung solcher
Arbeitsplätze voranzutreiben. Die Einrichtung von
Arbeitsplätzen für ältere Menschen, auf denen die'se
mit altf:rsabhängig gestaffelten Arbeitszeiten ein-;
gesetzt werden sollen; wird diskutiert. Dies wäre
eine Maßnahme, durch die das Angebot an Arbeits­
plätze,n der Arbeitsfähigkeit von Mitarbeitern an­
gepaß~wird.

452. Besondere Schwierigkeiten bereitet es, ein An­
,gebot an Arbeitsplätzen hervorzubringen; das den

180

Möglichkeiten und Fähigkeiten besonders benach­
teiligter Gruppen unter den Arbeitsuchenden, wie
Behinderten oder auch Alteren, ,entgegenkommt.
Hier bedarf es nach den vorliegenden Erfahrungen,
auch des Auslandes, nicht unerheblicher Mittel,

.wenn es gelingen soll, die Unterschiede in der Lei-,
-stungsfähigkeit von Mitgliedern' der Problemgrup­
pen zu den anderen Arbeitskräften zu über~rücken,

es sei denn, man wollte den Weg einer sÜirken=in
Lohndifferenzierung beschreiten. Der Eingliede­
rungsbeihilfe kommt hier eine erhebliche Bedeutung
zu. Anscheinend haben es große Unternehmen lei,ch­
ter, Arbeitsplätze den speziellen ErforderI1issen von
Arbeitskräften aus Problemgruppen anzupassen. Ein
überproportionaler Anteil an den Eingliederungs­
beihilfen wird von Großunternehmen in Ansprpch
genommen. Es w:äre zu prüfen, wie das Angebot an
solchen Arbeitsplätzen im' Bereich der mittleren und
kleinen Betriebe verbessert werden kann.

453. Die Nachfrage nach ,Arbeitsplätzen hat sicb.
, nach mehreren Jahren hoher' Arbeitslosigkeit deut­
lich verändert. Ein wachsender Teil der Arbeits"
losen hat sinkende Chancen, rasch wieder eine Be-

, schäftigung zu finden (Ziffer 107). Mit der Verbesse­
rung des Schutzes der Beschäftigten vor Verlust
.ihres Arbeitsplatzes - 'so wichtig und wünschens­
wert das war und ist - wurden die Anpassungs­
lasten der Unterbeschäftigung verstärkt d~njenigen'

auferlegt, die keinen Arbeitsplatz haben. Das trifft
unter Umständen gerade diejenigen hart, die selbst
zur Gruppe der besonders Geschützten gehören"
aber ?-rbeitslos sind. Es wird nicht. darum gehen kön­
nen, den Schutz der Arbeitsplätze für Beschäftigte
wieder zu lockern. Die Rückwirkungen, die diese
Maßnahmen für die Arbeitslosen haben, können
aber nicht übersehen werden. Die notwendige und
wohl gewollte Folge ist, daß sich die Arbeitsmarkt­
politik dieser Problemgruppen annehmen und' ihre
Beschäftigungschancen verbessern muß.

454. Arbeitskräfte ohne berufsqualifizierenden Ab­
schluß haben gegenüber besser ausgebildeten ein
größeres Risiko, 'den Arbeitsplatz zu verlieren, und
eine geringere Chance, einen neueri. Arbeitsplatz zu
finden. Sie stellen deri. größten Anteil unter den der­
zeit Arbeitslosen. Es kommt hinzu, daß die AnzaW
der Stellenangebote fur 'beruflich Nichtqualifizierte

.im Verhältnis zu den Arbeitslosen b.esonders klein
, ist. Der Trend, daß die Anzahl der Arbeitsplätze für
, nicht qualifizierte Arbeitskräfte schneller abnimmt
als die Anzahl der nicht qualifizierten Arbeitskräfte
selbst, dürfte sich auch in Zukunft fortsetzen. Dem
wird arbeitsmai'ktpo,litisch dadurch begegnet,daß

.Anreize geboten vv"erden, Qualifikationen nachzu...
holen und· durch FortbiIdung~- und Umschulungs­

, maßnahmen fachliche Eignung zu erlangen. Im Rah­
men des Aktionsprogramms "Berufliche Bildung
und Beschäftigungslage" geben die Arbeitsämter ge-

'zielt Anregung und Hilfe, die Bildungsangebote
wirksamer zu nutzen. Die Bildungsbereitschaft vor
allem unter,den Arbe~tslosen,die aus verschiedenen
Gründen, so auch wegen geringer beruflicher Quali­
fikation, nur schw,er zu vermitteln sind, soll geweckt
und entwickelt werden.
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459. Dem besseren Ausgleich von Angebot und
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt kann eine bessere
Einschaltung und Vermittlungstätigkeit der Arbeits­
ämter dienen. Davon verspricht man sich, daß die
Information über Arbeitsplätze und ihre Inhalte und
die .Information über die ,Eignung von Arbeitsuchen­
den erhöht wird, mit der Konsequenz, daß Beset­
zungsvorschläge gezielter gemacht werden ,können.
Darüber hinaus. erwartet man eine Erhöhung der
Transparenz auf den Teilarbeitsmärkten; Hemmnisse
bei der Wiedereingliederung von Arbeitslosen s'ol­
len dadurch abgebaut werden.

460. Nach der. im Auftrag der Bundesregierung
durchgeführten Untersuchung über Arbeitsuche, be­
rufliche Mobilität, Arbeitsvermittlung und Beratung
sind bessere Vermittlungsergebnisse vor allem von
einer ,noch intensiveren Zusammenarbeit zwischen
Unternehmen und Vermittlungsdiensten der Ärbeits­
ämter zu erwarten. Die Unternehmen, insbesondere
kleinere und mittlere Betriebe, klagen über mangeln­
de 'Kooperation und wünschen engeren Kontakt mit

457. Altere Arbeitslose bilden. deshalb eine Pro­
blemgruppe für die Arbeitsmarktpolitik, weil sie nur
geringe Chancen haben, wieder einen Arbeitsplatz
zu finden. Die Arbeitsplatzsicherheit, die ältere Be­
schäftigte genießen, mindert die Chancen älterer Ar­
beitsloser, wieder Arbeit zu finden. Eingliederungs-

'beihilfen werden auch für diese Personengruppe ge­
währt.

Vielfach wird in der Vorverlegung der Altersgrenze
für den Bezug von Altersruhegeld eine Lösung der
arbeitsmarktpolitischen Probleme gesehen. Wir ha­
ben im Juhi 1978 darauf hingewiesen (SG 78 Ziffer
39 i Anhang IV), daß es sich hierbei um eine sehr
teuere Lösung handelt, die zudem nic11,t immer mit
Vorteilen für die Betroffenen verbunden ist. Einer­
seits wird auf die Vorteile einer Vorverlegung. der'
Altersgrenze besonders für Arbeitnehmer mit schwe­
rer körperlicher Arbeit hingewies~n, andererseits
mehren sich die Stimmen, die vo.r ·den psychischen
Störungen warnen, die \!!in vorzeitiges Ausscheiden
aus dem Berufsleben zur Folge haben kann. Die An­
sicht, für den früheren Eintritt in den Ruhestand

. sprächen nicht nur gewisse positive' Beschäftigungs-' .
effekte, sondern auch humanitäre Gründe, wird nicht
uneingeschränkt geteilt.. -In den neunziger Jahren

'könnte es zudem wegen· der demographischen Ent­
wicklung in der Bundesrepublik wünschenswert sein,
daß die Lebensarbeitszeit auch ausgedehnt werden
kann.

456.- Arbeitslose Behinderte und andere in ihrer
Leistung beeintr~chtigte Arbeitslose haben es be­
sonders schwer, wieder Beschäftigung zu finden~

Mit Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation wird
die vViederei,ngliederung von Behinderten in das
Berufsleben gefQnlerL E:s ist in Aussicht genül'nm.en, I
in Zukunft die Betriebe stärker an der Rehabilitation
von Behinderten zu beteiligen, weil ·so eher Aus-
sicht auf Weiterbeschäftigung-besteht.-DieBtmdes-- - 458. Die Jugendarbeitslosigkeit ist ein schweres
anstalt für Arbeitgewälirt Arbeitgebern Darlehen gesellschaftspolitisches Problem. In der Bundesrepu~
oder Zuschüsse von in der Regel bis zu 80 vH des - blik ist sie, vor allem dank des dualen Systems der
Arbeitsentgelts auf die Dauer von bis .zu zwei Jah- beruflichen Bildung, niedriger al~ in anderen Indu­
ren, wenn sie leistungsgeminderte Arbeitskräfte ein- striestaaten. Aber man kann sich damit nicht begnü­
stellen. Im Haushalt 1978 waren Eingliederungsbei- gen. Zu seiner Lösung kann die Arbeitsmarktpolitik
hilfen für 100000 Personen vorgesehen. 1977 war die . n.ur einen begrenzten Be.itrag le~sten, da die Gründe,
Inanspruchnahme .dieser Beihilfen sprunghaft auf die zur Jugendarbeitslosigkeit führen, im allgemei­
103 OPO .Fälle angestiegen. In welchem Umfang da- nen früher. angelegt sind. Durch Berufsberatung und
durch zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden, durch gezielte FörrlerUIfgs- und Schulungsmaßnah­
läßt sich schwer abschätzen. men können die Chancen der Jugendlichen, Beschäf­

tigung zu finden, aber verbessert werden.

455. Arbeitsmarktpqlitische Maßnahmen zur Ver­
besserung der Beschäftigungsmöglichkeiten für
Frauen werden in verstärktem Maße durchgeführt.
Das genannt.e Aktionsprogramm dient auch der Ver­
besserung der Beschäftigungscharicen von Frauen,
die erstmalig oder erneut in das Berufsleben eintre­
ten wollen. Durch berufskundliche Information sol­
len Frauen, die zu Büroberufen tendieren, für an­
dere Berufe interessiert werden: Durch Verstärkung
von Teilzeitbildungsmaßnahmen wird es den Frauen
in größerem Umfange als bisher möglich, an Bil­
dungsmaßnahmen teilzunehmen.

Von besonderem Rang ist die Aufgabe, das Be­
schäftigungssystem als ganzes für weibliche Arbeits­
'kräfte durchlässiger zu machen. Durch Aufklärung
wird dafür gewo-rben, daß 'Frauen auch in nicht
frauentypischen Berufen gleiche Einstellungschan­
cen erhalten wie Männer. 'Modellversuche der Bun­
desanstalt für Arbeit' zur Erschließung gewerblich­
technischer Berufe für Mädchen dienen ebenfalls
diesem Ziel.

Einarbeitungszuschüsse werden Arbeitgebern für die
Einstellung von solchen' Arbeitnehmern gewährt, die
der beruflichen Förderung am Arbeitsplatz bedür­
fen, um eine völle Leistung erbringen zu können.
Der Arbeitgeber verpflichtet sich; dem Mitarbeiter
qualifizierende berufliche Kenntnisse und Fertigkei­
ten zu vermitteln. Es wird damit gerechnet, daß die
Zahl der geförderten Personen 1978 bei etwa -4 000
liegt.
Für eingeschränkt leistungsfähige Arbeitnehnier sind
auch die Maßnahmen zur. Arbeitsbeschaffung ein
Mittel, .mit dem -diese Personen wieder in den Ar­
beitsprozeß eingegliedert werden sollen. Die Erfah­
ning zeigt, daß immerhin rund die Hälfte der Per­
sonen, die an Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffup.g
teilnehmen, anschließend Beschäftigung findet, -ein
DI~ttel in einem f~sten Arbeitsv~rhältnis.

Gelegentlich wird angeregt, das Ein~tellungsrisiko,
das der Arbeitgeber trägt, dadurch zu senken, daß
die kündigungsschutzfreie Zeit durch eine Verlänge­
rung der Probezeit erweitert wird. Es erscheint je­
doch fraglich, ob damit ein nennenswerter Gewinn
an zusätzlicher Beschäftigung. erzielt werden könnte.
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den Vermittlern. Durch häufigere, Betriebsbesuche
könnten diese eine bessere Kenntnis von den prak­
tischen betrieblichen Anforderungen erlangen, die
hel1te an Arbeitsuchende gestellt werden. Einer wir­
kungsvolleren Beratungs- und Vermittlungstätigkeit
dienen nicht nur der Erfahrungsaustausch unter den
Landesarbeitsämtern und die Erweiterung der Ver­
mittlungstätigkeit- über die Grenzen von Arbeits­
ämtern hinaus, sqndern au'ch die '1978 beschlossene

.Erhöhung der Stellenzahl für Arbeitsvermittler und
die Neuorganisation der Arbeitsvermittlung. Es ist
vorgesehen, die individuelle Betreuung der Arbeits­
losen zu verbessern, -durch eine nachgehende Be­
treuung den Vermittlungserfolg zu sichern und, die
Fachvermittlung auszubauen. Vermittlung und Be­
ratung' werden in der neuen Organisationsstruktur
miteinander verzahnl: Die Kontakte zu den Betrie­
ben 'sowie diE:; Beratung von Arbeitgebern sollen in­
tensiviert werden.

111. Alternativen/zum Status qua

mische Ausfuhr, sondern über' eine Verschlechte­
rung der .Ertragslage mehr noch die Investitionsnei­
gung in den vom Außenhandel abhängigen Berei­
chen treffen und mit abnehmender Produktion und
Beschäftigung auch 'den ,privaten Verbrauch. Nach
unserer Schätzung würde im Jahre 1979 bei einem

! Anstieg der Exporte um 21/2 vB statt um 4 vH, wie
wir in' unserer Status-quo-Prognose annehmen, der
Zuwachs des realen Sozialprodukts wegen, dieser
negativen Rückwirkungen um 1 vH niedriger aus­
fallen, und es wären annähernd 100000 Arbeitneh­
mer weniger beschäftig~ als nach unserer Prog'liose.
Auf mittlere Sicht könnte der Unterschied zwar ge­
ringer sein, weil damit gerechnet werden kann, daß .
die Unternehmen nicht ohne Erfolg versuchen dürf­
ten, sich mit verbesserten oder neuen Produkten im
Inland wie im Ausland Nachfrage zu erhalten und
zusätzliche zu' erschließen; die Rückkehr zu einem
hohen Beschäf,tigu~gsstandwürde aber wesentlich
schwerer. Um so wichtiger wäre es, daß die Anpas­
sung durch eine flexible Lohnpolitik und durch eine
Finanzpolitik erleichtert wird, die die Risiken d~
Strukturwandels mindert und die Finanzierungsmög­
lichkeiten verbessert.

463. Angesichts ihrer starken Exportabhängigkeit
kann die Bundesrepublik in keinem Fall darauf set­
zen, Vollbeschäftigung etwa allein aus eigener K~aft
zu erreichen. Deshalb muß eine Politik für Vollbe- '
schäftigung durch mehr Wachstum auch darauf hin­
wirken, daß die weltweiten Wirtschaftsprobleme ge­
löst werden und' zwar nicht im Sinne' einer kurz­
atmigen Ankurbelung der Konjunktur in den ein-'
zeInen Ländern, sondern durch die Beseitigung von
Wachstums- und Handelshemmnissen mit dem Ziel,
die internationale Arbeitsteilung. zu fördern. Der
Beitrag, den eine dadurch bewirkte größere welt­
wirtschaftliche Dynamik für die deutsche Wirtschaft
leisten kann, besteht nicht in der Zunahme des
Uberschusses in der Handelsbilanz. Das Ziel ist, daß
beide, Exporte wie Importe, höher sind. Mehr Ex­
porte bedeuten. mehr Investitionen,' Beschäftigung,
Einkommen und privaten Verbrauch und damit auch,
mehr Importe. Und mehr Importe ermöglichen es,
Produktivkräfte woande'rs,' beispielsweise in der
Exportwirtschaft, rentabler einzusetzen. Alternativ­
rechnungen zu unserer Prognose hatten folgendes
Ergebnis: Auch ohne daß der Außenbeitrag steigt,
könnt~ etwa bei' einem zusätzlichen Exportanstieg
um 11/2 Proze,ntpunkte wegen der Rückwirkungen
auf die Binnennachfrage ein Mehr an Sozialprodukt
von einem halben Prozentpunkt und zusätzliche Be­
schäftigung für 50000 bis 100000 Arbeitnehmer er­
wartet werden.

461. Folgen die Wirtschaftspolitik und die Lohn­
politik den aufgezeigten Grundlinien, so ist Spiel-,
raum und Anreiz für mehr private Investition~nund
damit für mehr Wachstum auf mittlere Sicht gege­
ben. Man kann sich' davOn keine schnellen Erfolge
versprechen. Die Förderung 'der wirtschaftlichen
Dynamik und die Begrenzung, des Kostenanstiegs
werden erst auf mittlere'Sicht die Nachfrage lIlach
Arbeitskräften so stark erhöhen, wie es für eine
Lösung des Beschäftigungsproblems nötig ist.

Immerhin, obwohl wir der Wirtschaftspolitik für
1979 nicht zu zusätzlichen Maßnahmen raten, würde
eine PoÜtik, die da~auf gerichtet ist, für möglichst'
günstige Wachstumsbedingungen zu sorgen, zusam­
men mit einer flexiblen Lohnpolitik den von uns
prognostizierten Anstieg von Produktion und Be­
schäftigung im kommendelIl Jahr wenn nicht schOl1
deutlich beschlemigen,. so doch sicherer machen.
Sie beugte der Gefahr vor, daß die konjunkturelle
Erholung wegen ungelöster Angeootsprobleme er­
nemt einen Rückschlag erleidet. Wir halten eine sol­
che neuerliche Abschwtichung .zwar nicht für die
wahrscheinlichste Entwicklung, doch für wahrsche~n­

lieh genug, daß Wirtschaftspolitik und Lohnpolitik
sie in Rechnung stellen sollten.

-
462. Eine auf mehr' Beschäftigung durch mehr
WiJ,chstum ausgerichtete Politik würde auch helfen,
den Expansionspr.ozeß im Inland abzusichern,' wenn
sich die "Yfeltwirtschaftlic4en Rahmenbedingli.i."1.gen, I 454. In der Dffentlichkeit ist nach wie vor u111stri­
erneut verschlechtern sollten. Ein neuerliches Erlah- ten, ob eine Politik der Vollbeschäftigung durch
men der Weltkonjunktur oder anhaltende Unruhe mehr Wachstum zum angestrebten Ziel führt, oder
an den Devisenmärkten würden der Exportwirtschaft ob nicht ganz andere Wege' beschritten werden müs­
neue Belastungen auferlegen und' auch den Anpas- sen, wenn auf mittlere Sicht wieder ein hoher Be­
'sungsdruck für jene Bereiche verstärken, die im schäftigungsstand erreicht werden soll. Teils wird
Inland mit auslälIldischen Anbietern konkurrieren, bezweifelt, daß die Verbesserung der Angebots­
und dies um so mehr, je s'tärker dann die Neigung bedingungen die Nachfrage nach Arbeitskräften iIp.
in den einzelnep. Ländern würde, die eigenen Ex-' notwendigen Umfang steigern kann, teils herrscht
porte zu forcieren und Importe über Handelshemm- Skepsis darüber, ob die dazu notwendigen Schritte,
nisse, zu .erschweren. Dies würde nic;ht nur die,hei- namentlich in der Lohnpolitik, ,getan werden oder
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getan werden können. Die beiden wichtigsten Stra­
tegievorstellungen hierzu sind die, Politik einer for­
cierten Arbeitszeitverkürzung, und die Politik einer
verst'ärkten staatlichen Nachfragestimulier;ung.

465. , Die 'Gewerkschaften haben, eine yerst&rkte
Verkürzung der tariflichen Arbeitszeit zum Hand­
lungsprogramm erhoben. Auch in der Vergangenheit,

,hat der, Wunsch der Arbeitnehmer nach mehr Frei­
zeit' dazu geführt, daß' der Produktivitätsfortschri~t
nicht voll für Lohnerhöhungen, sondern teilweise
für Arbeitszeitverkürzungen genutzt wurde. Aller­
dings blieb der Wunsch nach mehr Einkommen' do­
minant. Gegenwärtig wird yorgeschlagen, die Ar­
beitszeit auch zur Be;kämpfung' der' Arbeitslosigkeit
zu reduzieren. Diese Strategie basiert auf der Auf-

, fassung, daß die in der Volkswirtschaft nachgefragte
Menge' an Arbeit nach oben begrenzt sei und daß
es deswegen darauf ankomme; diese durch VerkÜr­
zung der Arbeitszeit auf mehr Personen zu verteilen.
Die Vorschläge reichen von der Verkürzung der_
Wochenarbeitszeit, der Verlängerung des Urlaubs
bis hin zur Ve:r:kürzung der Arbeitszeit für bestimm­
te 'Arbeitnehmergruppen (SG 18 Ziffern 31 ff.; An­
hang 'IV). Die Strategie einer forcierten Arbeitszeit­
verkürzung sl;ltzt darauf" daß die nachgefragte
Menge an Arbeit durch die Beschränkung, der indi­
viduellen Arbeitszeit' nicht berührt wird und düß .die
Arbeitslosen die -freiwerdende Arbeit übernehmen
können. Um ein Bild davon'zu gewinnen, ob diese
Erwartung realistisch ist, .und um die volkswirtschaft­
lichen Erträge und Kosten sichtbar zu machen, haben
wir zu unserer Status-quo-Prognose eine Variante,
durchgerechnet, d,ie über die bereits angenommene
Arbeitszeitverkürzung 'von 0,5 vH hinaus eine zu-

'sätzliche von 1,5 vH vorsieht (Ziffern 468 ff.). Dabei
haben wir unterstellt, daß die zusätzliche Arbeits­

'zeitverkürzung auf die Lohnerhöhungen angerech-,
- net, also gegenüber den Status-quo-Bedingungen'

kostenniveauneutral vorgenommen 'wird. Machte
man diese Annahme nicht, dann ergäben sich Rück­
wirkungen auf die Investitionsneigungt die nicht
Ergebnis der Arbeitszeitverkürzung als solcher, son­
dern auf den Anstieg des Kostenniveaus zurückzu­
führen wären.

466'- ,Eine zweite Alternativstrategie wird vielfach
in einer Ausweitung der staatlichen Nachfrage gese­
hen, die durch eine zusätzliche Kreditaufnahme fi­
nanziert werden soll. Sie wird aus unterschiedlichen'
Motiven vorgeschlagen. Die einen erhoffen sich von
einer noch massiveren Initialzündung des Staates,
als sie in den Haushaltsplänen für'1919 angelegt ist,
die Anstöße für einen Aufschwung, der anschließend
von der privaten Nachfrage der Konsumenten und
Investor~n weitergetragen wird. Das' Ziel ist also
letztlich auch hier die Förderung der privaten Nach­
frag'e. Andere glauben jedoch" daß der Staat nicht
nur vorubergehend, sondern, dauerhaft ,an die StelJe
der Privaten' treten müsse, da diese ihre Einkommen
nicht. voll für ihre privaten Bedürfnisse,-für Konsum- ,
güter und die dafür notwendigen ~nvestiti01?=en,,aus­
geben wollen; so daß der Staat ungenutzte Einkom­
men' aufnehmen und für öffentliche Aufgaben ver­
wenden könne und müsse.

467. Wir haben uns mit den Auffassungen beider
Richtungen in unserem letzten Jahresgutachten ein­
gehend befaßt (JG 77 Ziffern 236 ff.). Hinsichtlich'
der. kurzfristigen und mittelfristigen Wirkunge,n ei­
ner durch Kredite finanzierten zusätzlichen Auswei­
tung der Staatsausgaben haben wir andere Schätz:
urteile als die Befürworter dieser 'Strategie. Wir ha­
ben dazu noch eine zweite Variante zu unserer
Status-quo-Prognose durchgerechnet, die sich durch
einen zusätzlichen finanzpolitischen Impuls von
10 Mrd DM auf der Ausgabenseite(jer ö,ffentlichen
Hilushalte unterscheidet (Ziffern 419 ff.). Dabei ha­
ben wir berücksichtigt, daß. angesichts der hohen
Kapazitätsausla'stung in' der Bauwirtschaft die 'staat­
lichen Investitionen, die großenteils aus Bauten be- '
stehen, kurzfristig nicht mehr stark ausgeweitet wer­
den 'können. Der Variante liegt die Annahme zu­
grunde, daß die Mehrausgaben für zusätzliche Stel­
len, Sachkäufe, Sozialleistungen und mir in mäßigem
Umfang auch für zusätzliche öffentliche Investiti~nen
verwendet werden.

Strategie der forcierten Arbeitszeitverkürzung

468. Bei einer zusätzlichen Verkürzung der Arbeits­
zeit, die um 1,5 vH über die in unserer Status~quo­

Prognose angenommene hinausgeht, würde im Jah­
re 1919 nur ein Bruchteil der rein rechnerisch mögli­
chen Mehrbeschäftigung von 315 000 Arbeitnehmern

-realisiert. Denn es ist nicht zu erwarten, daß die
vorhandemen Arbeitslosen kurzfristig die freiwer­
dende Arbeit übernehmen können. Es müssen ja,
nicht nur die Diskrepaqzen zwischen den angebote­
nen und nachgefragten' Arbeitsplätzen hinsichtlich
der beruflichen Qualifikation, hinsichtlich 'der regiq­
nalen Verteilung und hinsichtlich der Arbeitsbedin­
gungen überbrückt werden, sondern die Betriebe
müssen auch die gesamte Arb~it so auf die einzelnen
Beschäftigten neu vertenen, daß sie zusätzliche Ar-

, beitsplätze anbieten können. In: kleinen' Unterneh­
men, in denen nach wie vor ein großer T~il der Ar­
beitnehmer beschäftigt ist, summiert sich die freiwer­
dende Arbeitszeit nicht einmal zu der' Arbeitszeit
einer vollen Arbeitskraft. Für mittler,e und größere

-Betriebe gilt dasselbe bei einem Teil der Berufsgrup­
pen. Und dort, wo eine Umwandlung von Arbeits­
zeit in Arbeitsplätze möglich ist, sind Anpassun­
gen bEli den Arbeitnehmern und Unternehmen not-

'wendig, die Zeit br~uchen.
,

469. Die Unternehmen dürften daher .zunächst ver­
suchen, die Verkürzung der Arbeitszeit im Rah­
men des' Möglichen durch das Einlegen von Son­
derschichten oder von' Uberstunden auszügleichen.
'Für die betreffenden Arbeitn'ehmer verwandelt Eiich
, dann lediglich tarifliche in ÜbettarifÜche' Arbeitszeit.
Dies ist wegen der Uberstundenzuschläge für die Ar"­
beitnehmer attraktiv, insbesondere für solche, die
zusätzliches 'Einkommen zusätzlicher Freizeit vor­
ziehen.

470. Die Unternehmen werden außerdem bestrebt '
sein, die Arbeitsprpduktivität zu steigern. Diese Be­
mühungen können durcha.us erfol!;Jreich sein, auch'
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wenn die Unt~rnehmen heute schon ihre vorhande"
nen Rationalisierungsmöglichkeiten weitgehend aus­
schöpfen. In einigen Branchen können die Unterneh­
men noch Produktivitätsreserven nutzen, die darin
liegen, daß ihre Kapazitäten noch nicht ausgelastet
sind. In vielen Bereichen kommt es erfahru~gsge­

mäß bei einer Verkürzung der Arbeitszeit zu einer
Erhöhung der Arbeitsintensität, zumal die Leistungs­
fähigkeit meist um so größer ist, je kürzer die Ar-
beitnehmer beansprucht werden. '

Sind diese Wege zum Ausgleich der Arbeitszeitver­
kürzung nicht gangbar' und sind keine geeigneten
Arbeitskräfte zu finden, könnten die Unternehmen
gezwungen sein, auf mögliche Aufträge zu verzich­
ten oder zumindest die Ausführung von Aufträgen
zeitlich zu strecken. Soweit nicht andere in die Auf­
träge eintreten können, würde infolge der Arbeits­
zeitverkürzung sonst mögliche Produktion und Be­
schäftigung ausfall~n.

'471; Der .letzte Fall ze~gt, daß man bei de~ Berech­
nung der Beschäftigungswirkungen einer Arbeits­
zeitverkürzung nicht ohne 'weitere~ von einem un~

. veränderten Arbeitsvolumen ausgehen kann, schon'
gar nicht auf kurze Sicht. Wegen der Grenzen in der
Austauschbarkeit von Arbeitskräften vermindert die,
Verkürzung der Arbeitszeit die Menge des zur ge- '
gebenen Nachfrage am Arbeitsmarkt' passenden Ar­
beitsangebots und hemmt insoweit die Produktions­
ausweitung selbst dann, wenn die Arbeitslosigkeit
noch hocb ist. Aber auch die Nachfrage nach Arbeits­
kräften bleibt von der Politik einer forcierten Ar­
beitszeitverkürzung nicht unberührt; falls die Nach­
frage nach Gütern zurückgeht. Dies könnte insbeson­
dere für die Investitionsneigung, aber auch für die
Nachfrage der privaten Haushaltegeit~n.

472. Da mit der Arbeitszeitverkürzung kein zusätz­
llcher Kostenanstieg verbunden sein soll, braucht sie
insoweit die Investitionsnejgung nicht zu beeinträch­
tigen. Was eine kostenniveauneutrale Verkürzung
'der Arbeitszeit für die Lohnabschlüsse bedeutet;'
muß letztlich in den Tarifverhandlungen herausge­
funden werden. Die Arbeitnehmer wehren sich mit
dem Hinweis auf die Produktivitätseffekte, die eine
Arbeitszeitverkürzung nat, gegen eine volle Anrech­

'nung auf die, Lohnerhöhungen. Die Arbeitgeber ma-
chen geltend, daß der Produktvitätseffekt die zusätz­
lichen Kosten nicht 'aufwiegt, die darin bestehen"
daß sie die Kosten für die Umorganisation und für
die Einrichtung neuer Arbeitsplätze tragen müssen,
ihre Produktionsanlagen nicht mehr so lange nutzen
können und mehr Uberstundenzuschläge zahlen
müs"sen. \'V"ir haben in l;lnse;rer Rechnung unterstellt,
,daß das Wahrscheinliche in der Mitte liegt, daß also,
eine Verkürzung der Arbeitszeit um 1,5 vHeinen ­
ebenso großen Abschlag bei den Verdiensten je Be­
schäftigten erfordert, wenn die. Lohnkosten und die
übrigen Kosten zusammengenommen nicht zusätz­
lich steigen sollen.

Eine Politik der forcierten Arbeitszeitverkürzung
kÖ,nnte indessen d~e Investitionsneigung aus an­
deren Gründel). dämpfen.. Die Unternehmen müssen,
befürchten, daß. qualifiz.ierte 'Arbeitskräfte noch

1,84

knapper werden, so daß sie für neue Produktions­
anlagen nicht die erforderlichen Arbeitskräfte finden
oder sie 'erst mit hohen Kosten anlernen müssen.
Diese Erwartung könnte manches Unternehmen ver­
anlassen, auf arbeitsplatzschaffende' Investitionen zu
verzichten. Die Verstärkung der Rationalisierungs-

,investitionen kimn hier jedoch teilweise einen Aus­
gleich schaffen.

473. Soweit die Verkürzung der Arbeitszeit nicht
durch Uberstunden ausgeglichen wird, ist das Ein~

kommen der bisher Beschäftigten geringer als sonst.
Auch, die Produktionsbehinderung ,infolge der zu­
sätzlichen Friktionen auf dem Arbeitsmarkt führt
zu Einkommenseinbußen. Das Mehreinkommen der
zusätzlich eingestellten Arbeitskräfte macht dies
nicht wett, denn der, Umfang an NeueinsteIlungen
vermindert sich ja nicht nur um den friktionsbeding­
ten Beschäftigungsausfall, sondern auch durch dü~

Einsparungen an Arbeitskräften 'als' Folge des Pro­
duktivitätsansti~gs.Zu berücksichtigen ist auch, daß

~ das verfügbare Einkommen nur bei Neueinstelhm­
gen aus der "StIllen Reserve" ·um den vollen Netto­
lohn steigt, während es bei Arbeitnehmern, die bis­
her arbeitslos waren, nur um die Differenz von
Nettolohn und Arbeitslosenunterstützung zunimmt.
Der Ausfcill an Einkommen braucht jedoch nicht zu
einem gleich großen Ausfall an Konsumausgaben zu
führen. Man kann vielmehr annehmen, daß der
Gewinn an Freizeit dazu anregt, mehr vom Einkom­
men auszugeben. Aufgewogen werden die dämpfen~'

den Einflüsse dadurch aber aller Voraussicht nach
nicht. penn noch ist 'es für die weitaus meisten
Haush,alte das Einkommen und nicht die nötige Zeit,
,was ,den privaten Verbrauch begrenzt. '

474. Da die Lohnsumme im ganzen niedriger aus­
fällt, ist das Aufkommen aus Lohnsteuer und Soz{al­
versicherungsQeiträgen geringer. Dieser Einnahmen­
ausfall geht über das hinaus, was an Unterstützung
von 'Arbeitslosen eingespart wird, die eine neue
Beschäftigung finden. Soll die Strategie der ,Arbeits­
zeitverkürzung nicht mit einer zu starken Auswei­
tung der Defizite der öffentlichen Haushalte verbim­
den sein, so kann der Staat nicht den vollen ,Betrag,
den er durch die Anrechnung der Arbeitszeitverkür­
zung bei sein~n Pe~sonalkosteneinspart, für die Ein­
stellung zusätzlicher'Arbeitskräfte nutzen.

475. Die BeschäfÜgungsbilanz 'e~ner forcierten Ver­
K:ürzung der Arbeitszeit kann auf kurze Sicht ----.-,
etwa für das Jahr 1919'- nur geringe Erfolge auf­
weisen. Folgt man einer Umfrage des Uo-Instituts,
so werden die Unternehmen. den Ausfall an· regulä­
rer Arbeitszeit zunächst weitgehend (lurch Dber~,

stunden und,Rationalisierung külnpensieren~gleich­
gültig ob 'es sich um eine Verringerung der Wochen­
arbeitsz'eit oder um eine Verlängerung 'des Urlaubs
handelt. Wir sind in unserer Rechnung davon ausge­
gangen, daß dadurch zwei Drittel des rechnerischen
Beschäftigungseffekts ,aufgebraucht werden.

Von dem verbleibenden Teil ist, möglicherweise
noch ein Abschlag, für friktionsbedingten Produk­
tions- und Beschäftigungsausfall in Rechnung zu'

, stellen.' Und schließlich: Da das Arbeitsvolumen
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kleiner wäre, als es unserer Status-quo-Prognose
entspricht, wäre auch die Bruttolohnsumme niedri­
ger, unter unseren Annahmen um etwa 4 Mrd DM,
und die Nettolohnsumme fiele um etwa 2,5 Mrd DM
geringer aus. Da diese Einkommenseinbuße kaum
durch einen entsprechenden Anstieg der Ver­
brauchsneigung wettgemacht werden dürfte, käme
es über die Verminderung des privaten Verbrauchs,
nochmals zu einer Reduktion des Arbeitskräftebe­
darfs, insoweit die solchermaßen begründete Pro­
duktionseinschränkung nicht zu einer MiI).derung
des Produktivitätseffekts der Arbeitszeitverkürzung
führt. Statt der rechnerischen Beschäftigungszunah­
me um 315000 Arbeitnehmer wäre für 1919 ein. An­
stieg der Anzahl der Beschäftigten um kaum mehr
als 60 000 bis 80 ÖOO zu,erwarten.

'476. 'Mittelfristig dürfte die Beschäftigungsbilanz
jedoch positiver aussehen. 'Im Verlauf, der Zeit wird
'es den Unternehmen möglich sein, durch Maßnah­
men der' Arbeitsorganisation Arbeitsplätze für zu­
sätzÜcheArbeitskräfte zu' schaffen, die einen Teil
der von den beschäftigten Arbeitskräften, weniger
geleisteten Arbeit i,ibernehmen. Ein vermehrtes An-,
gebot an Teilzeitarbeitsplätzen würde ,hier sehr hilf­
reich sein. Außerdem könnte die Zeit dazu genutzt

\ .
werden, die neu einzustellenden Arbeitskräfte für
die angebotenen .l\.rbeitsplätze zu qualifizieren, so­
fern sich offene Stellen auch nach längerer Suche
nicht mit den benötigten Fachkräften besetzen las­
sen. Die Uberwindung dieser Friktionen' verursacht
freilich Kosten.

Gleichwohl kann eine politik der forcierten Arbeits­
zeitverkürzurig, auch auf mittlere Sicht nicht mit der
gleichen Menge an Arbeit rechnen wie eine Politik,
bei der die Arbeitszeit nicht schneller verkürzt wird,
als dies in der Vergangenheit der Fall war, und bei
der eine Korrektur des' Kostenniveaus das für Voll­
beschäftigung notwendige Angebot an rentablen Ar­
beitsplätzen besorgt. Uberdies kOmmt auch eine Po­
litik der forcierten Arbeitszeitverkürzung nicht ohne
eine zurückhaltende Lohnpolitik ausi,denn sie hat zu
berücksichtigen, 'daß der vom Produktivitätsfort­
schritt her gegebene Verteilungsspielraum nicht
voll für ~eallohn~teigerungengenutzt werden kann,
weil die Unternehmen bei gleicher Produktion mehr
Investitionskapital für die Einrichtung zusätzlicher
Arbeitsplätze auf~'le:r:denmüssen.

477. Soweit die Politik einer forcie~tenArbeitszeit­
verkürzung mit Kosten verbunden ist - zusätzli­
chen Kapitalkosten und Kosten für die Uberwindung ,
von Friktionen -, muß sie den Beschäftigten Ein­
kommenseinbußen zumuten, ohne daß diese im glei­
chen Umfang bisher Arbeitslosen zugute kommen.
Ein Verzicht auf mögliches Einkommen und Wachs­
tum ist der Preis für die Arbeitszeitverkürzung. Er

'ist in Kauf zu n,ehmen, wenn der Verzicht auf Ein­
kommen zugunsten von mehr Freizeit den Wün­
schen der Arbeitnehmer entspricht.' Ist' dieser Ve:r­
zicht jedoch unfreiwillig, so muß sich die Politik
der Arbeitszeitverkürzung anrechnen lassen, daß'
sie Menschen daran. hindert, mit mehr Arbeit mehr
Einkommen ,zu erzielen. Zu ihrer Rechtfertigung
müßte sie darauf verweisen l.}.önnen, daß kein 'ande-

rer Weg erkennbar sei, der einen Abbau der Arbeits-
losigkeit verspricht. '

,478. Die volkswirtschaJtlichen Kosten einer forcier­
ten Arbeitszeitverkürzung zeigen sich nicht nur in,
niedrigeren Einkommen der Privaten, sondern auch
darin, daß' der Staat als Folge der verminderten Ein­
kommensexpansiön weniger Steuern und, die Sozial­
versicherung wenige'r Beiträge einnimmt, wobei die
Einspa,rungen an Arbeitslosenunterstützung den Ein­
nahmenausfall nicht aufwiegen. Dieser würde noch
vergrÖßert" wenn die Arbeitnehmer den unfreiwilli­
gen Verzicht auf Einkommen dadurch wettzumachen
suchten, daß sie in ihrer Freizeit für sich, oder für
andere arbeiten. Ein Teil der Produktion und der
Einkommenserzielung würde- dann von den Unter~

nehmen in die Himshalte verlagert. Besteuerte
Markteinko~men würden durch nicht besteuerte
Nichtmarkteinkommen ersetzt.

Zu denjenigen, die' die Kosten der Arbeitszeitverkür­
zung tragen müssen, gehören nicht zuletzt 'auch die
Rentner. Ganz abgesehen von den Finanzierungspro­

,blemen, 'die auf die Rentenversicherung zukoIIJ,men,
hat die Verwendung des Produktivitätsfortschritts
für mehr Freizeit die Konsequenz, daß die Rentner
in geringerem Ausmaß am Prqduktivitätsfortschritt
beteiligt sind, denn ihre Einkommen steigen gemäß ,
der Rentenformel nicht nach Maßgabe der Einkom­
inen je Stunde, sondern nach Maßgabe der Einkom­
men je Beschäftigten.

.Strategie der verstärkten 'Nachfragestimulierung

479. Der zusätzliche finanzpolitische Impuls in'
Höhe von 10 Mrd DM hat kurzfristig vor allem un­
mittelbare Wirkungen auf Produktion und Beschäf­
tigung, indem der 'Staat mehr Personal einstellt,'
selbst Güter kauft oder durch Einkomn)ensübertra­
gungen andere in den Stand setzt, mehr q,üter kau­
fen zu köhnen.

Uber den Erfolg dieser Strategie entscheiden indes­
sen nicht nur die unmittelbaren,. sondern auch die
mittelbaren Wirkungen. Zu beachten ·sind d'abei
nicht nur die positiven Folgewirkungen, die sich aus
den Ausgabenentscheidungen der unmittelbar Be­
günstigten für die wirtschaftliche Situation Dritter er­
gßben, sondern auch die negativen Rückwirkungen,
die die zusätzliche Versclmlq,ung des Staates auf das
Ausgabenverhalten ,der PrivCl.ten hat. Wir sind skep­
tisch, ob im Ergebnis b~i den mittelbaren Wirkungen
die positiven überwiegen.

480. Gewiß, die staatlichen Irp.pulse werden -da­
durch verstärkt,' daß. etwa die vom Staat zusätzlich
eingestellten ArbE1itnehmer Einkommen ausgeben.
Außerdem erhöht sich die Kapazitätsauslastung bei
denjenigen Unternehmen, denen die vom Staat be·
wirkte Nachfrage zugute kommt. Für die lI).vesti­
tionsbereitschaft darf man sich allerdings kurzfristig
~icht zu viel versprechen; denn nach den' Erfa,hrun­
gen der letzten Jahre reagieren die 'Unternehmen
auf einen Nachfrageanstieg l).ur verzögert und nur
dann, wenn sie ihn für dauerhaft halten. 'Gerade bei
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staatlich ausgelösten Nachfrageschüben werden vie­
, le Unternehmen an der Dauerhaftigkeit zweifeln und
zUEächst abwartend bleiben.

481. De'r höhere Kreditbedarf des Staates bedeutet
höhere Zinsen, als sie sich sonst einstellen' würden.
Da der Staat stärker als andere Kreditnehmer am
Kapitalmarkt •engagiert . ist und die Anleger dort
oftmals sehr sensibel auf Veränderungen der öffent­
lichen Verschuldung reagieren, kann der Zinseffekt
sogar größer sein, als es der tatsächlichen Beanspru­
chung der volkswirtschaftlichen Ersparnis durch den
Staat entspricht, etwa weil die, Anleg'er befürchten,
~aß die erhöhte V~rschuldung inflatorisch wirken
könnte. Der Zinsanstieg würde zinsabhärigige Aus­
gaben der Unternehmeh und der privaten Haushalte
zurückdrängen. Kapitalzuflüsse aus dem Ausland
könnten zwar den Zinsanstieg und die Inflationser~

wartungen dämpfen, zugleich würden sie aber die
Aufwertung der D-Mark verstärken und die Ab­
satz-' und Ertragserwartungen der mit ausländischen
,Anbietern konkurrierenden Unternehmen' beein­
trächtigen. Zu berücksichtigen ist schließlich, daß
sich zwar in einigen Unternehmen die Absatz- und
Einkommenserwartungen verbessern, daß sie aber
in anderen durch die Sorge gedämpft werden, daß
die erhöhten Defizite künftig zu Lasten der priva-

! ten Einkommen konsolidiert werde,n müssen.

Die Investitionsbedingungen würden sich noch wei­
ter verschlechtern, falls das Kosteniliveau nicht nur
infolge eines Zinsanstiegs; sondern auch wegen hö-

- herer Lohnabschlii,sse angehoben würde. Damit 'wäre
dann zu rechnen, wenn sich die Tarifparteien durch
die Finanzpolitik in ihrer beschäftigungspolitischen.
Verantwortung entlastet fühlten.

482. Wir befürchten daher, daß das, was die ,Fi-
, nanzpolitik durch staatliche Nachfrage' an privat~n

Ausgaben anregt, an anderer' Stelle durch Ausga­
benzurückhaltung wieder weitgehend verlorengeht.
Wir erwarten nicht,' daß die Zuwachsrate des realen
'Sozialprodukts bEd einer Strategie' der verstärkten
Nachfragestimulierung 1919 um mehr als einen hal­
ben Prozentpunkt 'höher sein würde als unter den
Bedingu~gen unserer Status-qua-prognose. Im~er­
hin könnten etwa 50 000 Arbeitnehme'r' mehr' be­
schäftigt sein. Die zusätzliche Produktion und Be­
schäftigung wäre begleitet von einem verstärkten
Preisauftrieb als Folge des Nachfrage- und Kosten-
anstiegs. ' ,

483. Zu fragen ist überdies, ob der Gewinn an Be­
schäftigung auch auf Dauer erhalten bleibt, w'enn der
finanzpolitische Impuls zwar nicht weHtr erhöht,
aber doch auf gleichem Niveau gehalten wird. Wir
sehen dies nicht als wahrscheinlich an. Denn das,
was der Staat zusätzlich an Gütern und Diensten
kaufen kann, wird allmählich kleiner, weil er nach­
fragewirksame Ausgaben durch die höheren Zins-'
zahlungen ersetzen muß, die für die zusätzliche
Staatsversch'uldung anfallen.

.Vor allem aber kann ein ,Nachfrag,eimpuls Beschäfti­
gungsprobleme, die auf der Angebotsseite, nament-,
lid). in einem überhöhtEm Kostenniveau, begründet
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sind, nur kurzfristig überspielen. Auf die Dauer be­
deutE?t eine erhöhte Staatsquote allemal eine erhöh-

,te Belastung des' privaten Sektors der Wirtschaft.
Weil sich die Gewinnerwartungen nicht deutlid~

bessern und kein Prozeß der Selbstverstärkung aus­
gelöst wird, in dem sich die Angebotsprobleme auf­
grund von Produktivitätsförtschritten, die in der er­
zielten Höhe nicht im vorhinein einkalkuliert waren,
'gleIchsam von selbst lösen, werden sich die Ange­
botsprobleme letzten Endes wieder durchsetzen.

484; Eine Politik der verstärkten Nachfragestimu­
lierung, die nicht durch Maßnahmen auf der Ange­
botsseite fundie,rt wird, 'läuft daher Gefahr, daß im
Endergebnis dem Mehr an staatlichen Leistungen
ein Weniger an privaten Ausgaben gegenübersteht.
Falls sich durch den Ausfall privater Investitionen
auch das wirtschaftliche Wachstum und d,amit die'
Expansion des Ste,ueraufkommens verlangsamt, wäre
noch nicht einmal völlig sicher,' daß sich die Versor-;
gung mit öffentlichen' Gütern überhaupt verbessert.
Für 'einen mäßigen, wenn nicht' nur vorübergehen­
den Anstieg der Beschäftigung müssen die volkswirt­
,schaftlichen Kosten in Kauf genommen werden, die
darin bestehen, daß sich der Anteil des Staates
am Sozialprodukt zwar erhöht, daß aber dieser' zu­
sätzliche 'Anteil zum' großen Teil aus Zinsverpflich­
tungen besteht und im übrigen aus Staatsleistungen,
die, nur getätigt w,erden, um den Bürgern Arbeit zu
schaffen, und nich,t deshalb, weil die' Bürger diese
Leistungen, mehr schätzen als die durch den Staat
verdrängten privaten Güter.

* * *

Minderheitsvotum

Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Gerhard Scher­
horn', hat im Jahresgutachten 1977178 (Ziffern 471 H.) und
im Sondergutachten 1978 (Ziffern' 42 H.; Anhang IV) zum
Ausdruck gebracht, daß er die von der. Mehrheit vorge-

. tragene Konzeption für Wachstum und Beschäftigung
nur mit Einschränkungen zu -teilen vermag. Er, weicht
von der Mehrheit in der Interpretation des 'Wachstums­
ziels ab, und damit auch in der Einschätzung d~s 'Weges,
der zu Vollbeschäftigung führt. Eine Wirtschaftspolitik
des qualitativen Wachstums scheint ihm nicht nur mög­
lich und gewünscht zu sein, sondern auch erfolgver­
sprechend. Die Diskussion darüber kann in. t;ien Gutach­
ten des Sachverständigenrates nicht umfassend geführt
werden. '

. Vier Fragen, in denen das Jahresgutachten 1978179 den
besonderen Widerspruch der Minderheit findet, werden
im folgenden bezeichnet:. Die Fragen nach der Bedeu­
tung des Staates für Wachstum und Beschäftigung und'
nacll der Rolle der Lohnpolitik, das' Urteil ,über die Ver­
kürzung der Arbeitszelt und über. die Entwicklung der
Nachfrage:

485. Man. l.!:-ann die Bedeutung des Staates für
Wachstum' und' Beschäftigung anders' sehen. Die
Mehrheit hebt den Widerstand gegen eine weitere
'Erhöhung der Abgabenlast sowie die Gefahr hervor,
daß, durch hohe Staatsverschuldung privater Kapi­
talbedarf verdrängt' und Inflationshucht entfacht"
werden könnten. Sie macht geltend, daß die kon-
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'junkturpolitische Manövrierfähigkeit eingeengt
würde und daß eine dauerhaft erhöhte Kreditauf~

nahme des Staates ,nur zeitweise Spielraum für
merklich mehr Staatsausgaben oder SteuererleiCh­
terungen böte (Ziffern 305 ff.). Die,se ~rgumente ha­
ben Gewicht. Die in' den' mittelfristigen Finanzplä­
nen angelegte Staatsverschuldung hätte aber we­
niger Bedenken gegen siCh, wenn der, Anteil am
Sozialprodukt (bei Normalauslastung des Produk­
tionspotentials), den die privaten Nachfrager nach
Kapital niCht in Anspruch nehmen, weil sie darauf
eingestellt sind, daß' er dem Staat für Kredite zur
Verfügung steht (potentialorientierte Nörmalver­
schuldung), heute größer wäre als in den sechzI­
ger Jahren. Ein Indiz dafür könnte sein, daß In den
siebziger Jahren das von konjunkturellen EInflüs­
sen bereinigte FinanzieJ;ungsdefizit des Staates
durchweg höher war (Schaubild 36). Auch kann
man wohl darauf vertrauen, daß die auf Geldwert­
stabilität g'erichteten, Erwartungen in der Bundes­
republik von der Wirtschaftspolitik weiter gestärkt
und die Stabilitätsbemühungen VOll der'anhaltenden
Aufwertungstendenz ,der D-Mark weiter gestützt,
werden.

486. Auch den Hinweis auf die nachteiligen Wir­
kungen einer Erhöhung der Staatsquote (Ziffern
479 ff.) kann man Z"\Alar unter den heut.igcn Be9.in-:.
gungen für gerechtfertigt halten, aber diese Bedin­
gung!;!n selbst müssen niCht von vornherein für un­
abänderlich ge.nommen .werden. Daß die Anzahl der
im öffentlichen Dienst Beschäftigten, die von 1960
bis 1974 im Durchschnitt pro Jahr up1 etwa 95000
Personen oder 3,4 vH erhöht worden war, seitdem
nur noch um 1 vH jährlich zugenommen hat, muß
nicht als Zeichen dafür gedeutet werden, daß die
Grenze für den weiteren Anstieg der Staatsquote
erreicht ist. Aber ,mit dem Anwachsen der. Staats­
bürokratie treten auch die Probleme deutlicher zu­
tage und fallen schwerer ins Gewicht, die sich aus
der off geringen Effizienz der Verwaltung einerseits
und ihrem' hohen Gestaltungs- und Belastungsan­
spruch andererseits ergeben. Der starke Widerstand
gegen. weitere Erhöhungen der Abgabe:hlast und
gegen weitere Reglementierung und Einengung pri~

vater Entscheidungen dürfte auch, darin seinen
,Grund haben. Schon jetzt wird die Behauptung er­
hoben, hinter der geringen Effizienz der öffent­
lich,en Verwaltung stehe eine verdeckte Arbeits­
losigkeit von nennenswertem Ausmaß: In dieser Si­
tuation wäre ein weiteres Ansteigen' der Staats­
quote wohl in der Tat nicht zu verantworten.

Auf der anderen Seite wird allerdings geltend ge­
macht, daß weiterer Wohlstandsfortschritt . in Be-,
reichen wie Bildung und Information, Gesundheit
und Freizeit,' Betreuung von Randgruppen und Ge-

.staltung der Umwelt nicht allein marktwirtschaft-
lieh organiSiert sein' kann; es müßten auch manche
Dienstleistungen zunehmen, die' privatwirtschaft­
lieh nicht angeboten werden können, und das in
einem Maße, das ein weiteres behutsames Anstei­
gen der Staatsquote eigentlich nötig machte. Dies
mag nur solange niCht möglich sein, wie die Offent­
lichkeit niCht davon überzeugt werden k~nn, daß
die St~atstätigkeit an den Prinzipien der Dienst-

leistung, des effizienten Mitteleinsatzes und der
Schonung privater Initiative orientiert ist. Pas wie-,
derum scheint nicht von vornherein ausgeschlossen.
Es setzt aber wohl eine grundlegende Reforp.l des
öffentlichen Dienstes voraus. Als Hauptursache für
die mangelnde Effizienz der Tätigkeit im öffent-

,liChen D'ienst werden s'eit langem die Regeln ange­
sehen, denen dieser unterworfen ist. Sie führen da- .
zu, daß auf den einzelnem dort, wo er Sachkompe­
tenz besitzt, vielfach keine Entscheidungsbefugnis
delegiert ist; daß Entscheidungsl}.ompetenz wegen

,verzweigter Mitkompetenz anderer Dienststellen
nicht mit Verantwortung verbunden ist und daß es
auch dort, wo die persönliche Verantwortung fest­
gestellt werden kann, oHtnals an Sanktionen fehlt.'
Diese Regeln bewirken, daß die Leistung nicht
- auch nicht an der Zufriedenheit der Bürger oder
an anderen Indikatoren für den g~sellschaftlichen

Nutzen der öffentlichen Tätigkeit - gemessen und'
der VergleiCh von Aufwand und Erfolg nicht ange­
stellt wird. Reformansätze hat es mehrfach gegeben.
Sie haben das Problem der Lösung nicht näher ge­
bracht.Es zu lösen, ist die. vielleicht größte Auf­
gabe; die sich der Politik dieses Landes in den kom­
menden Jahren stellt. '

487. Der Widerstand gegen die Kosten vermehrter
Staatsleistungen kaun nicht nur durch ein veränder­
tes Bild der Verwaltung in der Offentlichkeit abge­
baut werden,' sondern auch durch marktnähere Fi­
nanzierungsformen, Beiträge und Gebühren vor
allem, bei denen das monetäre Opfer in engerer Be­
ziehung zu der staatlichen Leistung steht, als es
bei Steuereinnahmen ohne Zweckbindung der, Fall
sein kann. Solche, Abgaben kÖllIJ,en nicht immer
kostendeckend sein,' da es sich ja um Leistungen
handelt, die sich privatwirtschaftliCh nicht erbrin­
gen lassen. Der Kostendeckungsgrad braucht aber
nicht gering zu sein. Die Verwendung der MittE!l,
auch der Zuschüsse aus öffentlichen Haushalten,
müßte allerdings nicht nach kameral~stischen

Grundsätzen erfolgen, sondern nach Kriterien, die
die effiziente Erfüllung' der Bedürfnisse der Lei­
stungsempfänger sicherstellen.' Manche der Mög­
lichkeiten, auf solchen Wegen die öffentlichen Lei­
stungen zu erhöhen, mögen sich b'ei näherem Hin­
sehe'n als nicht realisierbar erweisen. Gleichwohl
sollte die Warnung vor' den nachtefIigen' Folgen
erhöhter 'Staatsausgaben mit der intensiven und be­
harrlichen Frage nach den Bedingungen verbunden
bleiben, unter denen diese Folgen weniger nach­
teilig wären.

, '

~88. Der Lohnpolitik kommt in den wirtschaftspoli­
tischen Ausführungen des Sachverständigenrates
besondere Bedeutung zu; zusammen mit der Geld­
politik und der Finanzpolitik bildet sie einen Bereich

. politischer Entscheidungen,' die Jahr für Jahr als
besonders folgenreich und besonders gestaltbar be­
handelt werden. Die Analyse konzentriert sich je­
doch bei der Lohnpolitik in besonderem Maße auf
das Hervorheben wirtschaftspolitischer Grundzu­
sammenhänge, hier vor allem auf den Zusammen­
hang von Lohnniyeau und Beschäftigung. Für die Ur­
teilsbildung- in der Offentlichkeit ist dies sicherlich

18'l
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von elementarer Bedeutung, zumal derartige Zusam-·
menhänge in der wirtschaftlichen Wirklichkeit von
dritten Faktoren überlagert erscheinen. Aber. die
lohnpolitischen Folgerungen, die sich aus solcher
Analyse ableiten lassen, erhalten nach meiner Auf­
fassung erst dann Gewicht, wenn untersucht wird,

,unter welchen Bedingungen diese Folgerungen' in
'die Tat umzusetzen wären und wie solche Bedin­
gungen herstellbar sind.

489. Eine nicht genügend bea'chtete Verhaltensbe­
dingung ist meines Erachtens das Aquivalenzgefühl
der Arbeitnehmer. Wenn es zutrifft, daß ,in der Ver- .
,gangenheit die Arbeitsbedingungen den Bedürfnis­
sen der Arbeitenden nicht nachwuchsen, sondern
sich, neben gewiß nicht unbedeutenden partiellen
Verbesserungen, für mancJ;1e Arbeitnehmer sogar
in entgegengesetzter Richtung entwickelten, dann
mußte dies möglicherweise durch höhere Lohnstei­
gerungen ausgeglichen werden, weil mit der Befrie­
digung in der Arbeit auch die Reaktion auf mate­
rielle Anreize abnimmt, so daß die Einkommenstei­
gerungen höher sein müssen, um das größere Ar­
beitsleid ,zu kompensieren. Liegt hier einer der Fak-

. toren, die' die Bereitschäft der Arbeitnehmer blok­
kieren, ihre Lohnansprüche .an das geringer gewor­
dene' Wachstum der Güterproduktion anzupassen,
so ist es nicht genug, niedrigere Lohnsteigerungen
anzuraten; inan muß dann auch darüber nachden­
ken, wie die Bedingungen verändert werden kön­
nen, die diese Blockade bewirken. .

.490. Indizien gibt es genug, dieses Problem ernst
zu nehmen. Aus Unternehmen wird häufig berichtet,
daß bei den Arpeitnehmern .Bereitschaft zu spon­
taner,' interessierter, mitverantwortlich.er, sachorien­
tierter Leistung seltener werde. Es muß auch zu
denken geben, daß' die Vermutung, viele Arbeits­
lose seien nic),1t ernsthaft daran interessiert, wieder
Arbeit anzunehmen, in der breiten Offentlichkeit
so viel Verständnis findet. Nach wie vor sind es
sicher wenige, die die Ar:beit scheuen oder ableh­
nen. Aber die Zahl derer 'scheint zu steigen, die es
zwar erstrebenswert finden, eine Anstellung zu
haben, aber ihre berufliche Tätigkeit nicht 'als be­
friedigend erleben. Daß es solche Menschen gibt, ist
nicht verwunderlich, wundern müßte man sich eher,
wenn' es sie nicht gäbe. Bedenklich aber ist, daß es
sehr viele sind und. daß ihre Zahl in den letzten
Jahren, größer, geworden ist; dies ist durch Umfra­
gen erhärtet.

Abnehmendes Interesse an der Arbeit ist in man­
chen Fällen' damit zu erklären, daß für den ein-

_ . _zeInen die Arbeitsbedingungen sich verschlechtert
haben; häufiger scheint es daran zu liegen, daß die
Ansprüche gestiegen sind. Daß die Ansprüche an
die Arbeitsbedingungen steigen, entspricht den Ten­
denzen des B~därfswandels',die man in anderen Be­
reichen beobachten kann. Auch in diesem Falle
sind es letzten Endes die Arbeitsbedingungen, die
sich verändern müssen. Und es ist die Organisation,
die die Arbeitsbedingungen und damit für den ein.!
zeInen die Chancen bestimmt, seine Fähigkeiten zu
entfalten, den Produktionsprozeß mitzugestalten,
sich mit seiner Arbe'ü zu identifizieren. Auf ihre lei-
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tenden Mitarbeiter und ansatzweise wohl auch ihre­
Stammbelegschaften wenden viele Unternehmen
diese Erkenntnis schon heute an. Welche Folgen es
hat, sie nicht aIizuwenden, zeigt die zunehmende
Zahl derer, die. in einem Rückkopplungsprozeß
durch u'nbefriedigende Arheitsbedingungen zu Des­
interesse, durch Desinteresse zu hlinderer Leistungs- .
fähigkeit und mangelnder Fortbildungsbereitschaft
und dadurch wied~rum zu schlechteren Beschäfti­
gungschancen gebracht werden. Darauf vertrauen,.
daß auch diese bei kräftigerem Wachstum wieder
einen ,Arbeitsplatz finden werden, heißt die Wir­
kung dieser Prozesse unterschätzen.

491. 11). der umstrittenen 'Frage der Arbeitszeitver­
kürzung l\ommt inan zu einem anderen Urteil als
die Mehrheit des Sachverständigenrates, wenn man'
nicht wie sie davon ausgeht, daß die Verkürzung
der Arbeitszeit in einem von den Betroffenen
gar nieht gewünschten Maße 'forciert wird (Zif­
fern 468 ff.) .. Ich halte eine Entwicklung ,für minde­
stens ebenso wahrscheinlich, in der die Verkürzung
der Arbeitszeit '

nicht sprunghaft ansteigt, sondern auf den län­
gerfristigen Trendwert von etwa 1 vH pro Jahr
zurückkehrt, hinter den sie schon seit einigen
Jahren zurückgefallen ist,

sich im Einklang mit den Freizeitwünschen der
Arbeitenden einerseits und deren Einkommens­
und Güterwünschen andererseits vpllzieht,

in eine' von beiden 'Tarifvertragsparteien und
vom Staat gemeinsam getragene mittelfristige'
Konz~ption der Humanisierung der Arbeit einge­
bunden wird, durch die der Unzufriedenheit vie­
ler Arbeitnehme~mit Arbeitsbedingungen Rech~
nung getragen werden soll,die sie als langweilig·
und abstumpfend, unselbständig und entperso­
nalisierend, unbede:utend und ineffizient empfin­
den.

Die Einwände der Mehrheit treffen auf diese Varian­
te der Arbeitszeitverkürzung nicht uneingeschränkt
zu. So paßt zu einer solchen Konzeption, d~e zugleich
auf eine.Veränderung der Produktionsabläufe in den
Unternehmen' hinwirkt, die Annahme nicht so 'gut,

, daß aus Mangel an geeigneten Kräften ein nennens-
werter Teil der' ausfallenden Arbeit nicht ersetzt
wer<;len könnte. Denn ~rstens könnte es nicht· nur
durch ad hoc eingeführte Maßnahmen wie insbeson­
'dere die Ausbil<;lung von "Springern", sondern auch
im Zusammenhang mit den organisatdrischen Vor­
kehrungen zur Verbesserung der Arbeitsbedingun­
gen, beispielsweise durch Bildung teilavtonömer Ar­
beitsgruppen, zu einer etwas größeren Flexibilität
des Einsatzes von Arb~itskräften kommen. Und wo
für zusätzliche Arbeitsplätze keine Bewerber mit,
geeigneter Qualifikation verfügbar sind, :da wäre es,
zweitens, im Rahmen einer derartigen Konzeption
wahrscheinlicher, daß arbeitslose' Bewerber in flexi­
blen, überregional koordinierten Soriderprogrammen
für diese Arbeitsplätze ausgebildet, ,:"ürden, und
auch, daß mehr Betriebe nie Ausbildung selbst über­
nähmen und dafür in erhöhtem Umfang Einarbei­
tungszuschüsse gezahlt würden.· In die Bereitschaft
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der Arbeitnehmer, die Kosten der Verkürzung ihrer
, Arbeitszeit und der Verbesserung ihrer Arbeitsbe­
dinglulgen in den Lohnforderungen, zu berücksich­
tigen" brauchte weniger Zweifel gesetzt zu v;:erden.
Und, die Wahrscheinlichkeit erhöhte sich, daß die
politische Entscheidung, die Rentenformel den neuen
Gegebenheiten anzupassen, von' den Betroffenen ak­
zeptiert würde.

492. . BeschäftigungspoliÜsch gesehen ist Arbeits­
zeitverkürzung eines von mehreren Mitteln, in ei­
nem gegebenen Arbeitsvolumenmehr Beschäftigte
unterzubringen. Die Mehrheit des Sachverständigen­
rates wepdet sich- mit Recht dagegen, eine solche
Zielvorstellung ;mrGrundlage der Wirtschaftspolitik
zu machen. Aber damit allein ist das Problem, um
das es geht, nach meiner Auffassung noch nicht ab­
schließend behandelt. Denn erstens sollte man nicht
an der angedeuteten Möglichkeit vorbeigehen, daß
beschleunigte Arbeitszeitverkürzung ~m ihrer selbst
will~n begehrt wird, und auch diesen FalL zum Ge­
genstand der Untersuchung machen. Und zwei­
tens scheint es nür nicht abwegig, nach weiteren
Entwic~lullgen zu frag,en, die, kämen sie aus eige­
nen Gründen zustande, einen der Art nach vergleich­
baren Beschäftigungseffekt hätten. Zwei solche 'Ent­
wicklungen scheinen durch in der Gegenwart erkenn-
h::Jro "r.ct."l"\....:Jon'7on C"1"'\"UTn~+ "l:T ...... ,..h"T'rr,;+,,+ 0'7" r" ...... ; ..... rl":'lfl. ........
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ger,echtfertigt wäre, sie auf ihre Voraussetzungen
uhd Wirkungen hin zu prüfen: die Ausweitung des
Bildungssystems und die Vermehrung ziviler Hilfs-
dienste. "

Im ersten Falle ginge es darum, der Ungleichvertei­
lung der Beschäftigungschancen, sowohl innerhalb
einer Generation als auch zwischen den Generatio­
nen, wirksamer entgegenzutreten,: in der Schulaus­
bildung intensiver für eine breite Grundqualifikation'
zu sorgen, die in dem dafür empfänglichen Alter
Lernfähigkeit vermittelt und damit die Chance des
einzelnen erhöht, sich an wechselnde und wachsen­
de Anforderungen des Berufslebens anzupassen; und
nach der Schulzeit mehr Menschen als, bisher die
Möglichkeit zu verschaffen, als Erwachsene zeitwei­
lig in das Bildungssystem zurückzukehren, um sich
fortzubilden oder neu zu orientieren. In einem sol­
chen Fortbil.dungssystem könnte ein großer Teil des­
sen aufgehen, was heute Arbeitslosigkeit heißt (JG '
77 Ziffer 484). Es müßte keineswegs vollständig
staatlich organisiert und finanziert sein, käme aber
ohne Zuschüsse wohl nicht aus. Die Erfahrungen der
Bundesanstalt für Arbeit mit der Förderung von

"Fortbildungs- und Umschulungskur,sen sind' ermuti~'
gend: Wachstumspolitisch könnte es von großer Be­
deutung sein, auf diesem Wege' fortzufahren.

Im zweiten Falle ginge es um das nicht allzu selte"
ne Problem jener Dienstleistungen, die aus deni So- ,
zialprodukt verschwinden, weil die Wertschätzung
für sie mit dem Steigen ihrer Preise nicht Schritt
hält. Manche von ihnen werden riiCht unterlassen,'
sondern wechseln in den Bereich der "quartären"
Dienstleistu,ngen über, die' die Mitglieder der priva­
ten Haushalte für sich selbst oder füreinander durch
Eigenproduktion und Naturaltausch erbringen. An­
dere aber" und um sie geht es hier, können nur'
dann fortgesetzt werden, wenn sich eine -größere

Organisation ihrer annimmt. In Ansätzen geschieht
das beispielsweise im·Wehrersatzdienst. Aber dieser
ist offenbar dadurch belastet, daß eine Ersatzver­
wendung für Militärdienstpflichtig'e gesucht werden,
muß. Demgegenüber geht eshter um den Fall, daß
1m Prozeß des wirtschaftlichen Strukturwandels ge­
sellschaftlich erwünschte Dienste weggefallen sind
und daß es Menschen gibt, meist junge und sicher
nicht nur Männer, die. sich freiwillig dafür zur Ver­
fügung stellen würden, wenn man sie brauchte. DeT
Technische Hilfsq,ienst ist ein Beispiel dafür. Analog
dazu wäre es durchaus vorst~llhar" daß, öffentlich' '

, kontrollierte, aber nicht unbedingt öffentlich betrie­
bene Organisationen entstehen, die zivile Hilfs­
dienste vermitteln und begleiten. Auch dies könnte
eine beschäftigungspolitisch erwünschte Nebenwir-
kung haben. ' "

493. Solche Auffassungen sind mit denen der Mehr­
heit insoweit unvereinbar, als sie 'in der. Annahme
wurzeln, daß man sich die Nachfrage gerade nicht'
als eine Größe vorstellen darf, die sich d,em tech-

'nisch produzierparen Angebot belie,big anpassen
könnte. Nur wenn das s-o wäre, käme es für das
Beschäftigungsziel letztlich allein darauf an,' daß die

,vorhandene, Erwerbsbereitschaft, die zugleich Aus­
druck von Konsumbereitschaft' ist, nicht <;ladurch
brachgelegt wird, daß sie sich mit höheren Lohn-

, forderungen verbindet, als das produzierbare Ergeb­
nis den Nachfragern mich Gütern wert ist. Ich kann

, dieser Vorstellung nicht folgen. Zwar 'halte ich es
wie die Mehrheit für vernünftig,_ davon auszugehen,
daß die Summe der' menschlichen Bedürfnisse un­
endlich ist, bin aber davon überzeugt, daß der Ge­
schwindigkeit, mit der zusätzliche Wünsche nach
Konsumgütern erfüllt werden können, eine Grenze
gezogen ist; diese ist zwar immer nur für einen ge­
gebenen Zeitpunkt unverrückbar und läßt sich im
Zeitablauf immer wieder hinausschieben, aber gegen
stärker werdende Wider,stände, also in allmählich
kleiner werdenden Schritten. '
Das ha't nichts mit Sättigu~gzu tun, sonder,n mit der
Begrenztheit der naturgegebenen Produktivkräfte.
Denn wachsender Wohlstand ist mit einer Tendenz
verbunden, die Kosumansprüche auf knappere Re's­
sourcen zu richten: wertvollere Materialien, selte­
nere Stücke, arbeitsaufwendiger hergestellte Pro­
dukte zu bevorzugen, mehr knappen Boden und
Wohnraum 'zu, beanspruchen und die durch die
Knappheit der Zeit begrenzte Konsumka,pazität
durch Nutzung von Dienstleistungen zu erweitern,
beispielsweise um von zeitraubender Pflege und
Zubereitung von Konsumgütern entlastet zu werden.
Im Laufe der wirtschaftlichen Entwicklung wird die
Grenze, die, so durch die jeweilige Knappheit der
Ressourcen gesetzt ist, immer wieder 'hinausgescho,­
ben, weil Möglichkeiten gefunden werden, einzelne
Sachffüter oder Dienstleistungen durch solche zu er­
setzen, die weniger knappe Ressourcen beanspru­
chen. Wir mÜssen nicht annehmen, daß dieser Prozeß
an ein Ende kommt. Aber wir haben Anlaß zu der

.Annahme. daß· er sich nicht dauerhaft weiter be­
sc~leunigt, s()ndern an Tempo verliert.
In dem Maße" in dem 'sich die Konsumansprüche auf
Sachgüter und Dtenste verlagern, d'iedurch Massen­
produktion nicht allgemein zugänglich, gemacht wer-
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deri können, werden die Expansionschancen des
Konsums geringer. Zwar ist die Nachfrage nach Gü­
tern der Massenproduktion nicht am Ende. Mikro­

.elektronik und Kommunikationstechnik beispiels-
weise werden schon in wenigen Jahren für einen
neuen Könsumschub sorgen. Und man braucht auch
nicht zu befürchten, daß künftig keine neuen Mög-

190

-lichkeiten mehr gefunden würden, menschliche Tä­
tigkeiten durch Sachgüter zu ersetzen. Ab~r w;o die

. eig'ene Tätigkeit selbst den Gegenstand des Beda,rfs
bildet, wie vielfach im Freizeitbereich, da wird be­
sonders anschaulich, daß es die zunehmende Knapp­
heit von Ressourcen ist, dIe die Expansion des pri­
.vaten Verbrauchs verlangsamt.
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I.
Gesetz über die Bildung eines SachverstäilCligenrates

zur Begutachtung I der gesamf':l"irtschaftlichen Entwicklung

Vom 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 685)

in der Fassung des Gesetzes' zur Änderung des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutach­
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, vom 8. November 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 633) :- § 6 Abs. 1-:-, und
des Gesetzes zur Förderung der Sta):>ilität und des Wachstums der Wirtschaft, vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I

I S. 582)- § 6 Abs. 2 ' '

Der Bundestag hat das folgende. Gesetz bec

schlossen:

'§ 1

(1) Zur periodischen Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik
Deutschland und zur Erleichterung der Urteilsbil­
dung bei allen wirtscl:J.aftspolitisch verantwortlichen
Instanzen sowie in der Offentlichkeit wird ein Rat
von unabhängigen Sachverstä~digengebildet. :

, (2) Der Sachverständigemat besteht aus fünf Mit­
gliedern, die über besondere wirtschaftswissen­
schaftliche Kenntnisse und volkswirtschaftliche Er­
fahrungen verfügen müssen:

I

(3) Die Mitglieder des Sachverständigenrates dür-
fen'weder der Regierung oder einer gesetzgebenden
Körperschaft des Bundes oder eines Landes noch
dem, öffentlichen Dienst des Bundes, eines Landes
oder einer sonstigen juristischen Person des'öffent­
lichen Rechts, es sei denn als Hochschullehrer oder
als Mitarbeiter eines wirtschafts- oder sozialwissen-

o schaftIichen Institutes, angehören. Sie dürfen ferner
nicht Repräsentant ein,esWirtschaftsverqandes oder
einer Organisation der Arbeitgeber. oder Arbeit­
nehmer sein oder zu .diesen in. einem ständigen
Dienst- oder ~eschäftsbesorgungsverhältnisstehen.
'Sie dürfen auch 'nicht während des letzten Jahres vor
der Berufung zum Mitglied des Sachyerständigen­
rates eine derartige Stellung innegehabt haben..

J '

. l
aufzeigen,. welche die in Satz 2 genannten Ziele ge­
fährden. Bei der Untersuchung sollen-jeweils ver­
scp.iedene Annahmen z:ugrunde gelegt und deren un­
terschiedliche Wirkungen dargestellt und beurteilt
werden. Der Sachverständigenrat soll Fehlentwick­
lungen und Möglichkeiten 'zu deren Vermeidung
oder 'deren Beseitigung aufzeigen, jedoch keine
Empfehlungen für bestimmte wirtschafts- und sozial­
politische Maßnahmen aussprech~n..

§ 3

. (1) Der Sachverständigenrat ist nur an den duroh
dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden und
in seiner Tätigkeit unabhängig.

(2) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung
der Gutachten zu einzelnen Fragen eine abweichende
Auffassung, so hat sie die MÖglichkeit, diese in den
Gutachten zum Ausdruck zu bringen.

§ 4

Der Sachverständigenrat kann vor Abfassung sei-'
ner Gutachten ihm geeignet erscheinenden Perso­
nen, insbesondere Vertretern von Organisationen des
wirtschaftlichen und sozialen Lebens; Gelegenheit

; geben, zu wesentlichen sich aus seinem Auftrag er­
gebenden Fragen Stellung zu nehmen.

§ 5'

§ 6

(1) Der Sachverständigenrat kann, soweit er es
zur Durchführung seines Auftrages für erforderlich
hält, die fachlich zuständigen Bundesminister und
den, Präsidenten der' Deut~chen Bundesbank hören.

(3) Die Behörden' des Bundes und der Länder lei­
sten dem Sachverständigenrat Amtshilfe.

(1) Der Sachverständigenrat erstattet jährlich ein.
Gutachten (Jahresgutachten) und leitet es der Bun-

§ 2

Der· Sachver,ständigenrat soll in seinen Gutachten
die jeweilige gesamtwirtschaftliche, Lag~ und deren
,absehbare Entwicklung darstellen. Dabei soll er un­
tersuchen, wie im Rahmen der marktwirtschaftlichen (2) Die fachlich zuständigen Bundesminister und
Ordnung gleichzeitig, Stabilität des Preisniveaus,! der Präsident der Deutschen Bundesbank sind auf
hoher Beschäftigungsstand und aUßenwirtschaft- ,ihr Verlangen zu hören.
lichesGleichgewicht bei stetigem und angemesse­
nem Wachstum gewährleistet werden können. In
die, Untersuchung sollen auch die Bildung und die
Verteilung von Einkommen und Vermögen einbe­
zogen werden. Insbesondere soll der' Sachverstän­
digenrat die Ursachen ,von aktuellen und möglichen
Spannungen zwischen der gesamtwirtschaftliche'n

'Nachfrage und dem gesamtwirtschaftlichen Angebot
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desregierung bis zum 1.5. November zu. Das Jahres­
gutachten wird den gesetzgebe'nden Körperschaften
von der Bundesregierung unverzüglich vo'rgelegt
und zum gleiChen Zeitpunkt vom Sachverständigen­
rat veröffentlicht. Spät~stens acht Wochen nach der
Vorlage nimmt die Bundesregierung gegenüber den
gesetzgebenden Körperschaften zu dem' Jahresgut­
achten Stellung. In der Stellungnahme sind insbe­
sondere die wirtschaftspolitischen Schlußfolgerun­
gen, die die Bundesregierung aus dem Gutachten
zieht .. darzulegen.

(2) Der Sachverständigenrat hat 'ein zusätzliches
Gutachten zu erstatten, wenn auf einzeinen Ge­
bieten Entwicklungen erkennbar werden, welche
die in § 2 Satz 2 genannten Ziele gefährden. Die
Bundesregierung kann den Sachverständigenrat mit
der Erstattung weiterer Gutachten beauftragen. Der.
Sachverständigenrat leitet Gutachten nach Satz 1
und 2 der Bundesregierung zu und veröffentlicht sie i

hinsichtlich des Zeitpunktes der Veröffentlichung
führt er das Efnvernehmen mit dem Bundesminister

,für Wi~tschaftherbei.

§ 7

(1) Die. Mitglieder des·Sachverständigenrates wer­
den auf Vorschlag der Bundesreg~erungdurch den
Bundespräsidenten berufen. Zum 1; März eines jeden
Jahres - erstmals nach Ablauf des dritten Jahres
nach Erstattung des ersten Gutachtens gemäß § 6
A!bs. '1 Satz 1 - scheidet ein Mitglied aus. Die Rei-,
h.enfolge des Ausscheidens wird in der ersten Sitzung
des Sachverständigenrates durch das Los bestimmL

(2) Der Bundespräsident beruft auf Vorschlag der
Bundesregierung jeweils ein neues Mitglied für die
Dauer von fünf Jahre!l. Wiederberufungen sind zu­
lässig. Die Bundesregjerung hört die Mitglieder des
Sachverständigenrates 'an, bevor sie ein neues Mit~

, glied vorschlägt.

(3) Die Mitglieder sind berechtigt, ihr Am~ durch
ErklärUng gegenüber dem Bundespräsidenten nie-
derzulegen. '

(4) ..Scheidet ein ,Mitglied vorzeitig aus, so' wird
ein neues ·Mitglied für die Dauer der Amtszeit ,des I

ausgeschiedenen· Mitglieds berufenj Absatz, 2 gilt
entsprechend. .

§ 8

(1) Die BesFhlüsse des Sachverständigenrates be­
dürfen der Zustimmung von" mindestens drE:'!i Mit­
gliedern. .
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(2) Der Sachverständigenrat 'wählt 'aus seine,r
Mitte einen :Vorsitzenden für die Dauer von drei
Jahren. ' I

(3)' Der Sachverständigenrat gibt sich eine Ge­
schäftsordnung:

§ 9

, , Das Statistische Bundesamt nimmt die Aufgaben
einer Geschäftsstelle des Sachverständigemrates
wahr. Die Tätigkeit der Geschäffsstelle be'steht
in der Vermittlung und Zusammenstellung von

,Quellenmaterial, der technischen Vorbereitung, der
Sitzungen des Sachverständigenrates, dem, Druck
und der Veröffentlichung der -Gutac;hten sowie der

,Erledigung der sonst !J,nfallenden Verwaltungsaüf-
gaben. '

§ 10

Die Mitglieder des Sachverständigenrates und die
Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Ver­
schwiegenheit über die Beratungen und die vo~
Sachverständigenrat als vertraulich bezei~hnetenBe­
ratungsunterlagen verpflichteL Die Pflicht zur Ver­
schwiegenheit bezieht sich auch auf Informationen,
die dem Sachverständigenrat gegeben und als ver-,
traulich bezeichnet werden.

§ 11

(1) Die Mitglieder ,des Sachverständigenrates er­
halten eine pauschale Entschädigung sowie Ersatz
ihrer Reisekosten. Diese werden vom. Bundes-'
minister für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem
Bundesminister des Tnnern festgesetzt. ,

(2) 'Die Kosten des Sachverständigenrates trägt
der Bund.

§ 12

. Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs.l
des DrittenUberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1.952
(BundesgesetzbI. I S. 1) auch im Land Ber~in,

pieses Gesetz tritt am Tage nach sei,ner Verkün-
dung in Kraft. .
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11.
I

Auszugaus'BundesgesetzblaU. Jahrgang 196'1, TeilIS.·582

Drucksache 8/2313

Gesetz ,zur Förderung der Stabilität ~nd des Wachstums der Wirtschaft

Vom 8. Juni U:J67

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes­
rates das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Bund· tmd Länder haben. bei ihren. wirtschafts- uIid
finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu. beachten.
Die Maßnahmen sind so, zu treffen, daß sie im Rah­
men der: marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig
zur Stabilität des'· Preisniveaus, zu einem' hohen'
Beschäftigung~stand 'und. . außem~irtschaftlichem
Gleichgewicht bel stetigein und angemessenem Wirt­
schaftswachstum beitragen.

§ 2

(1) Die Bundesregierung legt im Januar eines
jeden Jahres dem Bundestag und dem Bundesrat
einen Jahreswir,tschaft$bericht 'vor. Der Jahreswirt­
schaftsbericht enthält:

1. die Stellungnahme zu deni Jahtesgutachten des
Sachverständigenrates auf Grund des § 6 Abs. 1
Satz 3 des' Gesetzes über die Bildung eines Sach­
verständigenrates zur Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung vom 14. August
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 685) in der Fassung
des Gesetzes vom 8. November' 1966 (Bundes-'
gesetzbl. I S. (33) i " ',.

2. eine Darlegung der für das laufende Jahr von
der Bundesregierung angestrebten wirtschafts­
und finanzpoli-tischen Ziele' (Jahresprojektion) i
die Jah,resprojektion. bedient sich d~r Mittel und

der Form der volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nung, gegebenenfalls mit Alternativrechnungeni

3. eine Dar-legung der für das laufende Jahr geplan­
tenWirtschafts- und Finanzpolitik.

(2) Maßnahmen nach § 6 Abs. 2 lind 3 und nach
den §§, 15 und 19 dieses Gesetzes sowie nach § .51
Abs.3 des Ei:nkommensteuergesetzes und nach § 19 c
des Körperschaftsteuergesetzes dürfen nur getrof­
fen werden, wenn die Bundesregierung gle.ichzeitig
gegenüber flem Bundestag und dem Bundesrat be- .
gründet, .daß 'diese Maßnahmen erforderlich sind,
um eine Gefährdung der'Ziele des § 1 zu verhindern.

. § 3

(1) Im Falle der Gefährdung eine.s der Ziele des
§ 1, stellt die Bundesregierung, Orientierungsdaten

.für ein gleichzeitiges aufeinander abgestimmtes Ver­
halten (konzertierte. Aktion) der Gebietskörper­
schaften, _ Gewerkschaften und, Unternehmensver­
bände zur Erreichung der Ziele, des § 1 zur Verfü­
gung. Diese Orientierungsdaten' enthalten insbe­
sondere eine Darstellung der gesamtwirtschaftlichen '
Zusammenhänge im' Hinblick auJ die gegebene
Situation.'

(2) Der BundesminJster für' Wirtschaft hat die
Orientierungsdaten auf Verl~ngen ~ines der Betei­
ligten zu erläutern.

§ 4

, I'
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111.

Verzeich,nis' der Gutachten des' Sachverständigenrates

/
Als Veröffentlichungen des Sachverständigenrates sind bisher erschienen:

. Jahresgutachten 1964/65: "Stabiles Geld - Stetiges Wachstum" (am 11. Januar
1965)" .,

Jahresgutachten 1965/66: ,,$tabilisierung ohne Stagnation" (am 13. Dezember 1965)

Jahresgutachten 1966/67: "Expansion und Stabilität" (am 30. November 1966)

Jahre~gutachten 1967/68: "Stabilität im Wachstl.]m" (am 6. Dezember 1967); darin
enthalten: Sondergutachten vom März 1967:, "Zur Konjunkturlage im Frühja,hr
1967" ,

Jahresgutachten 1968/69: "Alternativen außenwirtschaftlicher Anpassung" (am
4. Dezember 1968) , .

Jahresgutachten 1969170: "Im Sog des Booms" (am 3. Dezember 1969.li darin ent­
halten: Sondergutachten vom 30. Juni 1969 und 3. Juli 1968: ."Binnenwirtschaft­
liche Stabilität und, außenwirtsch'aftliches .Gieichgewicht" i Sondergutachten vom
25. September 1969: "Zur iohn- und preispolitii:ichen Situation Ende Sep,tember
1969"; Sonaerg:utachten vom 4. Oktober 1969: "Zur wahrungspolitischen Situation
Anfang Oktober 1969" ,

JahrE)sg~tachten 1970171:' "Konjunktur fm Umbruch - Risiken Ulnd Chancen -"
(am 3. Dezember 1970) i darin enthalten:Sonderglltachten vom 9. Mai 1970: "Zur
Konjunkturlage im Frühjahr 1970", . ,

Jahresgutachten 1971172: "Währung, Geldwert, Wettbewerb - Entscheidungen
für morgen -" (am 22. November 1971); darin enthalten: Sondergutachten vom
24. Mai 1971: "Zur kOll1]unktur-und währungspoli.tischen Lage im Mai 1971"

Jahresglj.tachten 1972173: "Gleicher Rang für den Geldwert" (am 6. Dezember
1972); darin enthalten: Sondergutachten vom 3.' Juli 1972: ,,,Zur währungspoli­
tischen Lage im Juli 1972" .

, .
Jahresgutachten 1973174: "Mut zur Stabilisierung" (am 22. November 1973); darin
enthalten: Sondergutachten vom 4. Mai 1973: "Zur kOll1junkturpolitischen Lage im
Mai 1973" '.' . ,.

Jahresgutachten 1974175: "Vol1beschäftig.ung für morgen" (am 22. November
1974); darin enthalten: Sondergutachten vom p. Dezember 1973: "Zu den gesamt-
wirtschaftlichen Auswirkungen der Olkrise" '

Jahresgutachten 1975176: "Vor dem Aufschwung" (am 24. November f975);darin
enthalten: Sondergutachten vom 17. August 1975: "Zur konjunkturpolHischen Lage

, im August 1975" .

Jahresgutachten 1976177: "Zeit zum Investieren'" (am 24. November 1976)

, Jahresgutachten 1977178': \,Mehr Wachstum -:- Mehr Beschäftigung" (am 22. No­
vember 1977)

, '

Das Sorndergutachten vom 19. Juni 1978: "Zur wirtschaftlichen Lage im Juni 1978"
ist im Annang dieses Jahresgutachtens enthalten. '

Alle Veröffentlichungen sind im Vi. Kohlhammer-Verlag-, Stuttgarrt-Mairnz, er­
schienen. '
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IV.,

Zur wirtschaftlichen Lage, im Juni 1978

Sondergutachtem. vom 19. Juni 1978

Drucksache ,8/231.3

1. Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundes­
republik wird 1978 voraussichtlich abermals hinter
dem zurückbleiben, was die Bundesregierung als'
Zielwerte angestrebt hat. Der Abstand dürfte zwar,
aufs Jahr gerechnet, nicht sehr groß sein., Aber die
Zielsetzungen für 1978' waren ohnehin nur in kurz­
fristiger Betrachtung und nur unter Berücksichti­
gung der ungünstigen'Ausgangslage ehrgeizige Ziel­
setzungen. Gemessen an der Aufgabe, auf dem Wege
zurück zur Vollbeschäftigung voranzukommen, wa­
ren es Mindest'liele. Denn selbst für den Fall, 'daß
sie hätten erreicht we~den können, war 1978 keine
durchgreifende Wende am Arbeitsmarkt zu erwar,
ten gewesen: Wenn die Zielgrößen des Jahreswirt­
schaftsberichts gleichwohl noch ausreichend schie­
nen', SQ deshalb, weil mit ihnen in erster Linie eine

,bestimmte Beschleunigung der wirtschaftlichen Auf-
wärtsbewegung im Verlauf des Jahres gemeint war,

, eine Aufwärtsbewegung, die über dieses Jahr hin­
austragen und wenigstens auf mittlere, Sicht wieder
einen hohen Beschäftigungsstand inöglich mache;n
sollte.' Die Zuversicht, daß es dazu, wenn auch, zeit­
lich versetzt, doch noch kommt, ist kleiner gewor­
den.

Angesichts d~r erneuten' Verzögerung eines kräfti-'
gen Aufschwungs wächst die Ungeduld. Das Drän­
gen auf neue Maßnahmen wird stärker. Die ver­
änderte Situation und die daraus entstandene· wirt­
schaftspolitische Diskussion veranlassen den Sach­
verstänq.igenrat, der Bundesregierung ein Sonder­
gutachten nach § 6 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über
die, Bildung eines Sach,verst~ndigenrates vorzule­
geh.

I. Lage und perspektiven

2. D~e Belebung von Nachfrage uI;ld Prod~ktion,
, die in den letzten' Monaten' des Jahres 1'971 zu ver­

zeichnen war, hat sich nach der Jahreswende nicht
fortgesetzt.' Im Durchschnitt der Monate Januar bis
April 1978 war der Auftragseingang beim verarbei­
tenden Gewerbe dem Volumen nach um 3 vH nied­
riger als von-September bis Dezember 1971 und nur
um knapp,,2N:i vH;höherals ein' Jahrzuv0T. "Die
Produktion in diesem Bereich fiel wieder 'auf das'
Niveau des entsprechenden' Vorjahreszeitraums
zurück. Obwohl sicn im Frühjahr eine leichte Bes­
serung abzeichnete und die Belebung am Arbeits­
markt im Gegensatz zum vorangegangenen Jahr
etwas über das saisonübliche Maß hinausging, hat
die wirtschaftl~che Entwicklung im bisherigen Ver­
lauf des Jahres die ohnehin nicht hoch gesteckten
Erwar.tungen enttäuscht.

3. ' Mit dem Kurswechsel, den die Finanzpolitik im
Herbst 1971 vollzog, sollte der Konjunktur ein neuer
Anstoß gegeben werden. Unter Inkaufnahme wieder
erheblich größerer öffentlicher Defizite' wurden die,
Ausgabenpläne kräftig aufgestockt und die Steuern
gesenkt; der davo~ ausgehende expansive Impul~
im Jahre 1978 war auf mehr ?lls ·20 Mrd DM zu ver-

, anschlagen. Unsicher war indes, ob es über diese
Anstoßwirkung hinaus zu einem anhaltenden, sich
selbst tragenden Aufschwung kommen würde, zu­
mal· dies nicht zuletzt von der LohnpoÜtik abhing.
Immerhin schien die Initialzündung stark genug, im
Jahre 1978 eine Ausweitung der gesamtwirtschaft­
lichen Produktion um 31/2 vH naCh 21/2 vH im Vor­
jahr wahrscheinlich zu machen. Zu dieser Erwar­
tung trug auch bei, daß in zahlreichen Partnerlän­
dem, die von ,Zahlllngsbilanzproblemen erzwunge­
nen wirtschaftspolitischen Restriktionen gelockeJt
wurden, so daß bßi der Auslandsnachfrage ebenfalls
wieder mit einem wenn auch mäßigen Anstieg ge­
rechnet werden komite.
An Finanzierungsmitteln für eine kräftige Steige­
rung der gesamtwirtschaftlichen Ausgaben fehlte es
1?-icht, ja, die Geldversorgung wurde·bei weiter rück-.
läufigen Preissteigerungsraten so reichlich bemes­
sen, daß eher die Nachhaltigkeit des' Stabilisierungs­
erfolgs als der monetäre Spielraum für den ange­
strebten Aufschwung in Zweifel zu ziehen ist.

4. Noch bevor die Expansionsmaßnahmen ihre
Wirkun'g voll entfalten konnten, kam mit der kräf­
tigen Iiöherbewertung' der D-Mark neue Unsicher-

,heit auf. Nachdem der Wechselkurs der heimischen
Währung von Ende September bis Ende Dezember
1971 im gewogenen Durchschnitt -gegenüber den
Währungen der wichtigsten Handelspartner bereits
um 4112 vH gestiegen war, erhöhte er sich bis An-'
fang März 1978 noch einmal um 3 vH. Inzwischen

, ist er zwar wieder etwas zurückgegangen, doch war
er auch zuletzt noch um fast' 8 vH höher als vor
JahresJrist. Die nominale Aufwertung: war damit'
um etwa 31/2 vH größer, als der Differenz in den
Preissteigerungsraten zwischen ,dem Inland und dem
Ausland entsprochen' hätte. Legt man' den Unter- _
schied in der Ehtwicklung'der Lohnstückkosteii zu- _
grunde, so ist die ,reale Aufw,ertung noch großer.
Die Wechselkursänderungen dämpften also die
Preise stärkerals"die Löhnei mit!.einet Steigerung
der ,Verdienste .je Arbeitsstunde um 5 vB bis 6 vH ,
blieb die Lohnpolitik auf dem Kurs, den sie bei
günst~geren Wettbewerbsbedingungen gegenüber
dem Auslahd Ulid' in ,der Erwartung höherer' Preis- ,
steigerungsraten vor Beginn des Jahres eingeschla­
gen hatte.
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5. Die 'erneute Verunsicherung zeigte sich vor' al­
lem bei der Nachfrage nach Investitionsgütern und
konzentrierte sich im wesentlichen auf den Be­
reich .der Industrie. Die dort tätigen Unternehmen
sind es vorwiegend, .die unmittelbar mit auslän­
dischen Anbietern im Wettbewerb stehen, sei es als
Exporteure auf den Auslandsmärkten, sei 'es als
Hersteller, von 'Produkten, die im Inland mit .Impor­
ten konkurrieren. Zwar hielt sich die mengenmäßige
Reaktion der Nachfrage auf -die wechselkursbe­
dingte . Verteuerung, heimischer Erzeugnisse an­
scheinend in Grenzen;. die Verteidigung der Markt­
anteile mußte jedoch mit Preiszugeständnissen er­
kauft werden. Der Druck, der davon auf ,die Ge-

, winnmargen ausgIng, konnte in vielen Fällen nicht
dadurch aufgefangen werden, daß importierte Gü­
ter mit der Aufwertung billigeT'wurden und daß, die
Zinsen noch einmal deutlich sanken. Begünstigt von
der Aufwertung waren hingegen vor allem die in­
ländischen Konsumenten, aber auch jene Unter-'
nehmen, die nicht unter dem verstärkten Konkur­
renzdruck aUl? dem Ausland stehen. Hier s.ind ,vor
allem der Einzelhandel und auch die Bauwirtschaft
zu nennen. pies sind zugleich jene beiden, Bereiche,
in denen die Steuererleichterungen und die ver­
stärkte Ex:pan~ion'der Sta'atsausgaben bislcing die
deutlichste Wirkung zeigen. '

. S. Die konjunkturellen Aussichteri für den weite­
ren Verlauf dieses Jahres sind nicht als so ungün­
stig zu beurteilen, wie sie sich nachdet Entwick­
lung in den vergangenen Monaten darstellen. Dies
gilt schon deshalb, weil sich in dem Rückschlag,
den die statistischen Indikatoren für das verarbei­
tende Gewerbe. ausweisen, auch die Auswirkune
gen der Arbeitskämpfe zeigen, die in den nächsten
Monaten wettgemacht 'Y"ßrden dürften, zumal es
einem Teil der betroffenen Industriezweige, nament­
lich de.r AutomobilIndustrie, nicht an', Aufträgen
mangelt. Mit einer beschleunigten Ausweitung der
Fertigung ist vor allem in der Bauwirtschaft zu rech- '
nen; im ersten Vierteljahr 1978 wurden 'dieser über
20,vH, dem Wohnungsbau sogar über 30 vH mehr
Aufträge erteilt alsein Jahr zuvor,' doch verhinderte
die Witterung bis zum Frühjahr, d~ß der anhaltend

. starke Nachfragezuwachs produktionswirksam
wurde. Dies wird auch auf die vorgelagerten Be~

reiche ausstrahlen, denn mit der Produktion wird
der Bedarf an Vorprodukten steigen. Uberdies ha­
ben die retardierenden währungspolitischen Ein­
flüsse in jüngster Zeit etwas an Gewicht verloren.
Auch die Risiken, die in der konjunkturellen Ent­
wicklung der Partnerländer liegen, scheinen eher
abgenommen zu haben.. Im weiteren Verlauf des
Ja:l~res dürften daher d~e expansiven QinnenVlirt..
schaftlichenFaktoren ,allmählich wieder die Ober­
hane). 'gewiJ;mEm. '

7. Das' heißt: indes nicht, daß sich" die konjunktu-
r relle BeJebung, die für '1978· angestrebt war, nur
zeitlich "verzögert 'hätte. Man muß sich wohl auch
darauf einstellen, daß sie im ganzen etwas schwä­
cher ausfällt, als 'im Herbst letzten Jahres möglich
schien. Die· Zunahme der Ausfuhr dürfte bei den er­
höhten Wechselkursen nicht ganz mit der Expan-
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sion des' Welthandels Schritt halten, und von der
im.' Inland wirksamen Nachfrage dürfte sich ein'
weiter steigender Teil Gütern aus 'ausländischer
Produktion zuwenden. Die vergrößerte Unsicher­
heit darüber, für weIche Erzeugilisse, die inter­
p.ati<?nalem Wettbewerb ausgesetzt sind, die Bun­
desrepublik-als kostengünstiger Produktionsstand,ort
gelten kann, wird überdies den Anstieg der Investi­
tionstätigkeit hemmen (möglicherweise auch zugun­
sten von Au.slandsinvestitionen). Obwohl die Ver­
minderung des Preisanstiegs die Kaufkraft erhöht
und -damit dem Konsum zugute kommt und obwohl.
die Expansion im Wohnungsbau wie im öffentlichen
Tiefbau die Erwartungen eher zu übertreffen scheint,
dürfte die Zunahme -der gesamtwirtschaftlichen Pro­
duktion im Jahresdurchschnitt 1978 kaum über 3 vH
hinausgehen. Diese Ausweitung reicht für eiri.e Er­
höhung des Beschäftigungsstandes abermals nicht
aus. Noch schwerer: wiegt, daß sich'auch auf mitt­
lere Sicht ein Abbau der Arbeitslosigk~itnicht ab­
zeichnet.

11. Gegen Defizitpolitik

8~ In dieser Situation häufen sich die Forderungen
und Ratschläge, den neun finanzpolitischen Pro­
grammen der letzten Jahre ein zehntes nachzuschik­
ken - obwohl im übrigen weithin :Ubereinstim­
mung herrscht, daß-die Defizite der öffentlichen
Haushalte zu groß geworden sind. Viele raten zu
weiterer allgemeiner Steuerentlastung durch eine
rasche Korrektur des Einkommensteuertarifs. Andere
drängen auf weitere Minderung der Unternehmens­
besteuerung; was bisher an Entlastungsforderungen
erfüllt" worden sei, habe für eine kräftige Belebung
der Investitionen nicht ausgereicht. Vorgeschlagen
wird auch, im Vorgriff auf die erst für später
geplante Tarifreform lineare Entlastungen bei der
Lohn- und Ei~kommensteuerzu beschließen, wie sie
das Stabilitäts- und WaChstumsgesetz vorsieht - in
Ergänzung der Entlastungen, die erst mit' Beginn
des Jahres 1978 in Kraft getreten sind. In mehreren
Varianten tritt die Forderung nach zusätzlichen
Staatsausgaben auf; die Vorstellungen reichen von
einem neuen kurzfristigen Programm bis zur dauer­
haften Aufstock.ung der Ausgaben. Auch aus dem
Ausland richten siCh Erwartungen an die Bundes­
republik, sie möge defizitfreudiger noch als bisher
die Binri'ennachfrage mit finanzpolitischen Mitteln
beleben u~d über die Steigerung ihres Imports und
den Abbau ihrer Exportüberschüsse die konjunk­
turelle Erholung in den Partnerlänp.ern erleichtern..

Neben den auf finanzpolitische Maßnahmen gerich-.
-teten' Forderungen.gewinnt; nicht zuletzt bei den
Arbeitnehmerorganisationen,'X.'.die, Votstellung' an
Boden, daß die Arbeitslosigkeit durch' Verkürzung
der Arbeitszeit abgebaut werden. könnte und sollte.
Der Eindruck,. den beschäftigungspolitische Argu­
mente gegenwärtig machen, wird· auch genutzt,
wenn einzelne Industriezweige auf die Reglemen­
tierung von Märkten und andere Formen der Pro-,
tektion setzen, weil die Anpassungsaufgaben, die
Dberkapazität und Konkurrenz aus Niedriglohnlän­
dern. stellen, angeblich marktwirtschaftlich nicht be-
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·wältigt werden könnten eine international zu-
nehmende Tendenz. Neu erwacht ist schließlich das
Drängen auf rationalisierungshemmende Regelun­
gen, mit denen Schutz vor dem Wegfall von Ar­
beitsplätzen gesucht wird. Der in der Bundesrepu­
blik bisher bestehende Konsens wird schwächer, .
daß Rationalisierungsanstrengungen' als Basis der
allgemeinE;!n Wohlstandssteigerung anzusehen, da­
her trotz der daraus erwachsenden individuellen
Härten dringend erwünscht sind und nur sehr vor­
sichtig mit Regelungen, belastet werden sollten, die
über die allgemeine soziale Sicherung hinaus den
Besitzstand der betroffenen Arbeitnehmer wahren. _

9. Es gibt wohl keine wirtschaftspolitische' Strate­
gIe, die zuverlässig'und rasch zu einem befriedigen­
den Beschäftigungsstand zurückführen kann. Damit
wächst die Gefahr, daß ZufhJ,cht bei kostenreichen
Ersatzlosungen gesucht wird~

Die allgemeinen Bedingungen für einen kräftigeren
wirtschaftlichen Aufschwung Ln der Bundesrepublik
haben sicl:1 zwar von den Finanzierungsbedingungen
her, dem Inflationsklima, der'steuerpolitischen
Grundlinie der letzten Jahre, dem aufgelaufenen
Bedarf an Ersatzinvestitionen sowie. der' Neigung
der privaten Haushalte' zu konsumieren und zu

· bauen, gebessert. Trotzdem wird man . mehr als
einen Erfolg in kleinen Schritten nicht erwarten
können. Denn dieser hängt auch von dem Erfolg
der stabilitätspolitischen Bemühungen in anderen
Industrieländern ab, der Voraussetzung.' für eine
mehr als vorübergehende Belebung· der Weltwirt-·
schaft ist. Außerdem tut sich die Lohnpolitik schwer
mit der, Aufgabe, zu vollbeschäftigungskonformen
Löhnen zurückzufinden.. .' . '

·Wenn die Chance einer günstigeren Entwicklung
auf mittlere Sicht nicht verspielt werden soll, dann .
muß der Versuchung zu Ersatzlösungen ~eit~rhin .
widerstanden werden. Was man als Ersatzlösung
anzusehen' hat, ist selbstverständlich eine Frage
der Problemdiagnose.

Der Sachverständigenrat hat in seinem letzten Jah­
resgutachten beg{"ündet, warum· er die eigentlich~

Ursache der Unterbeschäftigung eher in ungelösten
Angebotsproblemen sieht als' in einem konjunktu­
rellen Nachfragemangel, der mit vorüpergehender
staatlicher Nachfragestimulierung zu bekämpfen
wäre. Auch in de): Möglichkeit' eines strukturellen
Nachfragemangels, der gegebenenfalls mit dauer­
haft höheren Staatsausgaben auszugleichen wäre,
konnten wh keinen adäquaten Erklärungsansatz se-

·hen. Der Streit der Meinungen über diese Diagnose
kimn in diesem Sonde;rgutachten nicht im einzelnen
fortgeführt werden.

10. Die Nachfrage, die heute fehlt, muß über den
Markt bereitgestellt werden. Das. Hauptb.emmnis
für' eine ,kräftige Nachfrageexpansion ,scheint ,uns,
nach:wie -vor ,im Bereich der privC;iten ,Investitionen
zu liegen~ Viel weniger als früher lassen sich Unter­
nehmen, durch eine verbesserte Kapazitätsausla­
stung dazu bewegen, die Kapazitäten zu erneuern
,oder zu erweitern und' mehr Arbeitskräfte einzu­

. stellen.' Die Kettenreaktion bei den Ausgabeent-
scheidungen bleibt aus. Und es fehlt bei jenen auto-, ' ,

nomen Investitionen, ;die getragen sein müßten von
den Gewinnchancen, die neue Güter und neue
Märkte verheißen. I Die Ursachen des mangelnden
Investitionselans liegen anscheinend im wesent­
lichen darin, daß hohe. Kosten und Risiken sowie
ein Dickicht staatlicher Regulierungen der untemeh- •
merischen Initiative zu enge Grenzen setzen.

Die Wirtschaftspolitik ist nur begrenzt zuständig,.
wenn es darum geht, die Störungen auf der Ange~'

botsseite zu beseitigen. Unbeschadet der Burde, die
die Lohnpolitik übernehmen muß, sollte die Wirt­
schaftspolitik den Spielraum, den sie hat,' jedoch
nicht verschenken. Wir haben in unseren letzten
beidenJahresgutacq.ten dargelegt, wo wir die wich­
tigsten Ansatzpunkte dafür sehen: in der Risiko­
entlastung der Unternehmen, in ein.er Minderung
9-er speziell die Investitionen treffendem Steuern,
in einer stärker in die Breite Wirkenden Förderung
von Forschung und Entwicklung, in der Förderung
der marktwirtschaftliehen Dynamik von unten, von
jungen, kleirlen und mittleren Unternehmen her,
sowie nicht zuletzt in der Unterstützung der Mobi­
lität der Arbeitnehmer.

Auch wir haben.im vergangenen Jahr eingeräumt,
daß der Nachfragemangel, der aus ungelösten An­
gebotsbedingungen resultiert, sich als konjunktu­
reller Faktor verselbständigen kann. Wir hielten es
daher - im Sinne' einer Doppelstrategie ~ für an­
gemessen, daß eine Politik, die im wesentlichen bei
dEm ÜrsachE;!n auf der Angebotsseite ansetzt, durch
eine staatliche Initialzündung unterstützt wird.

11. Mit den Steuerbeschlüssen vom vergangenen
Herbst und der auf mehr Expansion ausgerichteten
Ausgabenplanung hat der Staat vor allem der Auf­
gabe gedient, der Konjunktur von der Nachfrage-- ­
seite her einen kräftigen Anstoß, zu geben, und er
ist dabei hinsichtlich der öffentlichen Defizite sogar
über das hinausgegangen, wa~ in konkreten Ab­
sichtserkläFungen als, mittelfristig ),\.onsolidierungs­
fähig dargelegt werden konnte. Dieser Kurs der Fi­
·nanzpolitik wa'r. auf ein stärkeres Mitziehen der
Lohnpolitik abgestellt, als sich dann als realistisch
erwies. '

Die expansiven Irp.pulse sind noch nicht voll wirk-,
sam geworden. Gleichwohl wird der Staat inzwi­
schen zu weiteren Maßnah~ehgedrängt.

12. Der Sach.verständigenrat sieht gegenwärtig kei­
nen Handlungsbedarf und keinen wesentlichen
Handlungsspielrauin für ein'e Finanzpolitik als Kon­
junkturpolitik, die direkt auf zusätzliche Nachfrage­
expansion aqzielt, und zwar, weder auf der Aus­
gabenseite noch auf der Einnahmenseite der öffent­
lichen HaUsh~lte. Handlungsbedarf besteht hinge­
gen für' eine Finanzpolitik' als Wachstumspolitik;
die auf verbesserte Angebotsbedingungen der Wirt­
schaft abzielt, ünd der Handlungsspielraum ,mag
hier noch nicht ausgeschöpft sein.

- 'Wenn sich der Zuwachs. des Sozialprodukts' er­
höht (womit wir durchaus rechnen), so sollte sich
eigentlich das 'Finanzieningsdefizit .der öffent­
lichen Haushalte allmählich verringern, zumal
mit anziehender Konjunktur die Kapi~alnach-
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frage der' Wirtschaft verstärkt zunehmen wird
und .zunehmen können soll. Der konjunkturell
bedingte Teil des Defizits, ;würde automatisch
kleiner. Zu .der Ankündigung, auch den struktu­
rellen', Teil des Defizits, der aus den finanzpoli­
tischen .Entscheidungen vom Herbst vergangenen
Jahres resultiert, schrittweise zu konsolidieren,
würde eine entsprechende Verringerung' der
staatlichen Ausgabe~expansion gehören. Dies
gilt im Prinzip selbst dCinn, wenn auch der er­
höhte Zuwachs des Sozialprodukts noch als un­
zureichend anzusehen' ist. Dann muß 'verstärkt
Wachstumspolitik an die 'Stelle der Konjunktur- .
politik treten. Denn: '

- Der Staat kann nicht um den Preis ständig stei-,
gender öffentlicher Defizite gesamtwirtschaft­
lichen Produktions-' und Beschäftigungszielen
nachstreben." Wenn der stark expansive fiska­
lische Impuls die ungelösten Probleme auf der
Angebotsseite nicht überspielen und die private
Inv.estitionsbereitschaft nicht beleben' kann, er­
scheint es sinnvoller, direkt an den Investitions­
hemmn'issen anzusetzen, als sich den Erfolg von
weiteren Milliarden: staatlicher Nachfragestüt-'
zung zu versprechen. Und zwar aus doppeltem
Grunde:

Erstens: Was bei konjunkturellem Nachfrage­
mangel wirksam sein kann, etwa die Erhöhung
von Staatsausgaben, ist bei einer Störung der
Wachstumsbedingungerr unter Umständen schäd­
lich, 'weil es den Expansionsspielraum des pri­
vaten Sektors der Wirtschaft einengt (Ziffer 28).

. In diesem Falle wäre nicht eine Erhöhung, son­
dern eine Senkung der Staatsausgaben wirksam, '
zumindest mittelfristig. .

Zweitens: Das Konzept der' konjunkturpoliti­
schen Initialzündung durch öffentliche Defizite
zielt auf Stimulierung eigenfinanzierter privater
Nachfrage ab, nicht auf deren Ersetzung durch
staatlich finanzierte Nachfrage. Kommt es nicht
einigermaßen rasch zu solcher. Stimulierung, so
ist diese Politik wegen der Dauerlasten im Schul-'
dendienst fiskalisch zu teuer: Sie beeinträchtigt

'zu stark den Spielraum für. die künftige Erfül­
lung öffentlicher Aufgaben.

- Es ist gefährlich und durch die Konjunkturlage
auch nicht gerechtfertigt, erneut die Grenze aus­
zuloten; an der öffentliche Defizite ihres bloßen
'Ausmaßes wegen eine negative Uberreaktion
am ,Kapitalmarkt hervorrufen und auf' diese
Weise die Inv~stitionsneigun'g im privaten Be­
reich stärk~r beeinträchtigen, als. die staatlich be­
wirkte Nachfrageexpansion sie zugleich anregt,
die expansive ~inallzpolitik in bezug auf die pri­
,vaten Investitionen also kontraproduktiv wird.
Zu beachten istdahei auch, daß jede fiskalpoli­
tisch bewirkte Zinssteigerung nicht nur direkt ­
zinsabhängige :...- binnenwirtschaftliche . Ausga- ,
ben zurückdrängt, sondern über, den. Wechsel­
kurs indirekt auch die Exporte.

13. Eine nicht nur vorübergehende, sondern eine
dauerhafte Erhöhung der Staatsausgaben wird viel­
fach mit dem Hinweis darm.if gerechtfertigt, 'ja ge-
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fordert, daß angesichts einer steigenden Sparquote
der privaten ,Haushalte und einer abnehmenden Be­
anspruchung des heimischen Pi:oduktionspotentials
durch das Ausland bei zunehmendem Ant~il ausläri.-

. diseher Produkte an der inländischen Güterversor­
gung ohne eine Vergrößerung des Staatsanteils
Sachanlagen auf Dauer ungenutzt und Arbeitskräfte
unbeschäftigt blieben. Daß dies gegenwärtig der Fall
ist, sollte jedoch nicht den Blick dafür verstellen,

, daß die heutigen Beschäftigungsprobleine zu einem
beträchtlicherrTeil ihren Urpprung nicht in zu ge­
ringen, sondern in zu hohen Einkommensansprü­
chen haben, die einen Teil der latent vorhandenen
Nachfrage nicht zum Zuge kommen lassen. Wären
etwa die Ansprüche in bezug auf den Ertrag dei
Arbeit, niedriger, wäre mehr' Arbeit "rentabel".
Dauerhaft höhere Staatsausgaben um der Beschäf­
tigung willen fordern" heißt insoweit, die Gemein­
schaft der Steuerzahler zu Zahlungen verpflichten,
also gleichsam zum Kauf von Gütern verpflichten"
die die Gemeinschaft zu diesem "Preis" eigentlich
nicht kaufen will. Daß es ohne diese Verpflichtl,mg

, gehe, weil der Anstieg der privaten Sparquote ge­
nügend Spielrau~ auch ohne eine Verdrängung pri­
vater Nachfrage ermögliche, daß die Ausweitung
der Staatsquote insoweit also kostEmlos sei, ist eine
Vorstellung, die allenfalls bei konjunkturellen, ni/:ht

'aber' bei dauerhaften Beschäftigungsproblemen sinn-
voll sern kann.

14. Die B~ndesrepublik sieht sich dem Drängen
'ausländischer Partner konfrontiert, sie möge durch
.eine 'expansivere Fiskalpolitik für E;!ine Beschleuni­
gung des Produktionswachstums sorgen. Begründet
wird diese Forderung mit dem Hinweis auf die welt­
wirtschaftliche Bedeutung, die starke Zahlungsbilanz
und die niedrige Inflationsrate der Bundesrepublik.
Hinsichtlich des Ziels, eine stärkere reale Expan­
sion .in Gang zu bringen; herrscht Einvernehmen
zwischen der Bundesrepublik und ihren Partnern.
Umstrit,ten ist der Weg.

Die Wirtschaftspolitik der Bundesrepublik hat sich
1973 von der Vorstellung' abgekehrt, daß erhöhtes
wirtschaftliches ,Wachstum durch Inkaufnahme eineI
erhöhten Inflationsrate' ermöglicht wird. Seither
versucht sie, günstige Bedingungen für wirtschaft­
liches Wachstum auf inflationsfreier Grundlage wie~

derzugewinnen. Dieser ,Prozeß er~ies sich als lang­
wierig. Das ist in Kauf genommen worden, zum
einen aufgrund der in Deutschland vorherrschenden
Einstellung zur ,Inflationsgefahr, zum anderen in
der ,Zuversicht, daß auf diese Weise künftige Stabi­
lisierungskrisen mit ihren schlimmen Folgen für die
Beschäftigung vermieden werden können, was ge­
wiß 'nicht nur ein Vorteil für die Bundesrepublik
selbst wäre. Der deutsche Stabilisierungserfolg hat

, es mit s~ch gebracht, daß die Bundesrepublik wohl
nicht zuletzt wegen der Wech!>elkursänderungen,
die sich aus dieser Politik ergeben haben; An .allen
vergangenen Jahren, ,selbst ani Tiefpunkt der 'Re­
zession von 1975, verhältnismäßig hohe, Zuwachs­
raten dei Einfuhr 'aufzuweisen hatte, und daß sie
niemals verslicht war, etwa aus Zahlungsbilanz~

gründen ihrer Politik eine importfeindliche W,en-
dung zu geben. .
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Trotzdem ist die internationale Ungeduld wegen'
der Wachstumsv,erzögerung in ,der Bundesrepublik
nicht gering. Denn es ist' ja nicht selbstverständlich,
daß ein Land, das sich auf die solide Strategie "Ex- '
pansion durch bessere Angebotsbedingungeri" ver­
legt, für einen Erfolg so lange Zeit benötigt., Es
wird auf die Vereinigten Staaten verwiesen" die
seit der 'weltweiten Rezession auf dem Wege zu
mehr Produktion und Beschäftigung rascher voran­
gekommen' sind. :Um mehr als t Millionen' hat dort
die Anzahl der Beschäftigten von 1915 bis 1977 zu­
genommen, und, mehr als 5 vH betrug in dieser
Zeit die jährliche Zuwachsrate der ge,samtwirtschaft­
lichen Produktion, ein mehr als deutlicher Beleg
dafür, daß auch in einem hochentwickelten Indu­
strieland nicht etwa Nachfragemangel oder gar eine
allgemeine Sättigungstendenz den Spielraum für zu­
sätzliche Produktion und Beschäfti'gung objektiv be-

,grenzen. Die globalen ökonomischen Bedingungen
waren aber anders 'als ,bei uns. Die vom Außenhan- '
,deI abhängigen Bereiche sind von den Wechselkurs­
änderungen der vergangemin Jahre begünstigt wor­
den. Das Inflationsproblem blieb ungelöst, und über
die Inflation sind die Reallöhne und die Realzinsen
korrigiert worden. Dies,er Weg ist, in der Bundes-'
republik kaum noch gangbar, selbst wenn man ihn
nicht aus prinzipiellen Gründen ablehnt.

I

bedingt hoher Importnachfrage zwar profitiert, sie
wurden über die Turbulenzen an den Devisenmärk­
ten aber auch frühzeitig in die Nachteile einer Poli­
tik hineingezogen, die erneut eine Inflations­
beschleunigung, iuließ. Noch haben in den Vereinig­
ten Staaten die konjun~turellenAuftriebskräfte ein­
'deutig die Oberhand. Doch die steigende Inflations­
rate kann rasch den Zeitpunkt näherbringen, von
dem an die Stabilisierung in den Vereinigten Staa­
ten ernsthaft und dann wieder ohne große Rück­
sicht auf Produktion und Beschäftigung betrieben
,werden muß.'

Was der Weltwirtschaft dabei schadet, ist der Wi­
derspruch zwischen einer auf Inflation und einer auf
Stabilität gegründeten PoÜtik der Wachstumsbele­
bung. Die Bundesrepublik, vom Kursverfall des Dol­
lar besonders betroffen, konnte die ,Früchte ihrer
Stabilisierungspolitik nicht ernten, sie erlitt kon-

'junkturelle Rp,ckschläge. Daraus erwuchsen den
Partnerländern vermutlich Nachteile, die größer wa­
ren als die Vorteile, die ihnen' zugleich aufgmnd
der 'wechselkursbedingt abnehmenden deutschen
Leistungsbilanzüberschüsse 'zufielen. Da 'der Spiel­
raum für eine nichtlnflationäre Expansion in' den '
Verelnigten 'Staaten immer enger wird, kommt auf
die Bundesrepublik eine erhöhte Verantwortung für
die Weltwirtschaft zu. Sie sollte ihren 'stabilitäts­
orientierten Weg weitergeh~n, aber mit mehr Kon­
sequenz bei der Verbesserung der Angebotsbedin­
gungen.

15. Die vom Kursverfall, des Dollar angeführte
reale Aufwertung der D-Mark hat in der Bundes­

. republik zusätzlichen Bedarf an FlexibiliUj.t bei Zin­
sen und Löhnen erzeugt, einen Bedarf, der nicht
leicht zu befriedigen ist.

Zwar war es für eine Vermehrung rentabler langfri­
stiger Investitionen ohnehin zu wünschen, daß die
Zinsen für langfristig zur Verfügung stehende,s I(api­
tal weiter sinken. Dies ist durch die reale Aufwer­
tung der D-Mark jedoch,noch dringender geworden:

'Zusammen mit weiter ermäßigten Lohnst~igerungen

, wäre ein Sinken der Realzinsen der beste Weg' der
Anpassung an die von der Wechselkursbewegung
der vergangenen Monate geschaffene Situation. Die
Zinssenkung müßte allerdings vom Markt kommen,

, von einer vergrößerten'Anlagebereitschaft des Pub­
likums (im übrigen von einer allrriählich geringer
werdenden Kr~ditnachfragedes Staates). Das ist ge­
wiß ein Weg, der schnelle Hilfe nicht verspricht. Die
langfristigen Zinserwartungen der Kapitalanleger
lassen sich offenpar nur allmählich weiter nach
unten korrigieren.

Trotzdem sollte die Zinssenkung nicht von geldpoli­
tischen Maßnahmen' erwartet wer\ien. Eine Politik
der forcierten Zinssenkung verspräche keinen dauer­
haften Erfoig; Die Bundesbank hat im Zusammen­
hang mit den Interventionen am Devü;enmarkt ohne­
hin eine Expansion, der Zentralbankgeldmenge zu­
gelassen, die den Kontakt mit dem Mengenziel ,der
Geldpolitik verloren hat. Da inzwischen die Wech­
selkursbewegung die Führungsrolle im P'rozeß der
Inflationsdämpfung übernommen hat, mußte das
Verhalten' der Bundesbank auf kurze Sicht keine
großen Bedenken hervorrufen. Doch kann die Geld­
politik, eine solche Führungsrolle des Wechselkur­
ses nicht als dauerhaft ansehen. Die BundeSbank
muß also die Gefahr ernst nehmen, daß sich durch
eine übermäßige monetäre Expansion ein Inflations­
potential aufbaut, das nicht' leicht unter Kontrolle
zu bringen sein wird, wenn der konjunkturelle Auf­

'schwung die Kraft gewinnt, die allenthalben. ge­
wünscht wird. Daß die Umlaufgeschwindigkeit des,
Geldes gegenwärtig noch gering ist, ja, weiter' sin­
kende Tendenz aufweist, dürfte eine nachgiebige
Geldpolitik kaum ausreichend rechtfertigen. Denn
diese niedrige Umlaufgeschwindigkeit ist vermut­
lich teilweise 'auch Reflex des reichlichen Geldange- ,

,bots., Hinzu kommen Zweifel, ob die umfangreichen
Devisenkäufe 'der Bundesbank wirklich großen
dämpfenden Einfluß auf den Kursverfall des Dollar
gehabt haben, ob es sich also gelohnt hat, die damit
einhergehende unerwünscht starke Vermehrung der
Zentralbankgeldmenge in Kauf zu nehmen.'

Die Uberschreitung des Mengenziels ist so weit ge­
gangen,daß eine abrupte Rückkehr' zum Zielpfad
sicherlich mehr als nur eine vorübergehende Irrita­
tion am Kapitalmarkt zur Folge haben könnte. Die
Notwendigkeit, den Rückweg zu strecken, darf je­
d9ch nicht dazu führen, daß das Ziel mehr und mehr
an der Nachfrage nach Geld orientiert wird statt an
mittelfristigen ,Bezugsgrößen, insbesondere am
Wachstum des Produktionspotentials.

16. Die 'Lohnpolitik hat auf die Herausforderung,
'die von den Devisenmärkten ausging, nicht zu ant­
worten vermocht. Es hieße zwar die Lohnpolitik
überfordern, wenn man erwartete, daß sie die Risi­
ken. die aus einer labilen internationalen Währungs­
situation erwachsen, kurzfristig voll auffangen könn­
te. Aber eine Anpassung der Geldlöhne an für dau-
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erhaft zu haltende Wechselkursänderungen: ist
sicherlich unverzichtbar, wenn die internationale
Wettbewerbsfähigkeit nicht leiden soll.

Die Aufwertung und der dadurch verursachte Min­
deranstieg des Preisniveaus erhöhen 'den realen,
Wert" der Tarifabschlüsse. Die Reallöhne werden
1978 mit 3 vH mindestens, ebenso stark steigen wie
1971 (die realen Nettplöhne sogar stärker als 1971).
Der Anstieg des Kostenniveaus .dürfte etwas gerin­
ger sein als im Vorjahr, weil die Produktivität un­
vermindert steigt und die importierten Kostengüter
billiger geworden sind. Neues Investitionsvertrauen
hat die Lohnrunde jedoch offensichtlich nicht schaf­
fen können.

. '17. Da die ~ohnrunde weitgehend abgeschlossen
'ist, bietet' die Lohnpolitik gegenwärtig keine be­
schäftigungspolitische Option. Bestehen Qleibt 'aber
die Aufgabe, jenes Lohnniveau herauszufinden, das
einen höheren Beschäftigungsstand möglich macht.
Der Handlungsspielraum der Tarifvertragsparteien
und insbesondere der Gewerksch~J.ften ist gewiß
nicht unbegrenzt. Doch wird keine staatliche Be­
schäftigungspolitik den Zusammenhang zwischen
Lohnhöhe und Beschäftigung auf Dauer überspielen
können. Es überrascht nicht, daß dieser Zusammen­
hang heftig umstritten ist. Zu fundamental sind die
Interessengeg-ensätze, die er berührt. Es muß aber
nicht sein, daß der' Verteilungskampr die Lohnfin­
dung so stark belastet wie in manchen der vergan­
genen Jahre. Uber Entspannungsmöglichkeiten, wie
sie in einer Gewlnn- und Vermögensbeteiligung der
Arbeitnehmer Hegen könnten, hat sich der Sachver­
ständigenrat wiederholt geäußert. Die einkommens­
politische Diskussion darf nicht, zum Stillstand 'kom-.
men.

18. Es war nicht eine zurückhaltende Lohnpolitik .
allein, von der wir für 1978 eine Verbesserung der
Beschäftigungslage erwartet hätten, sondern, wie er­
wähnt, eine Kombination aus zurückhaltender Lohn~
politik, llCichfrageorientierter Initialzündung der
Finanzpolitik und angebotsorientierter Wachstums­
und Strukturpolitik. Eine angebotsorieiJ.tierte Poli­

,tik, die die Risiken und Kosten des Strukturwandels
zu mindern versucht, kann die Lohnpolitik am ehe­
sten entlasten. Gegen die Verunsicherung, die von
,einer labilen Währungssituation ausgeht, ist jedoch
auch dies keine wirksameHilfe.

19. Wenn nun aber weder eine expansive Geld­
politik auf Dauer als gute Lösung von Problemen
angeseJ;1en wer:den kann, die sich aus einem' mög­
liche!,\Aleise nicht nur kurzfristig über die Preis- und
Kostendisparität gegenüber dem, Ausland hinaus-.
gehenden Aufwertungsdruck auf die D-Mark erge­
ben, noch für möglich gehalten wird, daß die Lohn­
politik kurzfristig. immer 'wieder eine Tendenz zu
übermäßiger 'Höherbewertung der D-Mark aus­
gleiCht, so hat man nicht viele Möglichkeiten, zwi­
schen denen man wählen kann:

- Entweder man nimmt den Spruch des Devisen­
marktes über das, was der jeweils marktgerechte
Wechselkurs der D-Mark ist, hin (und damit den

202

Spruchl über das reale Kostenniveau, mit dem die
Bundesrepublik- im internationalen Wettbewerb
zu ,bestehen hat), v.ertraut, also darauf, daß grö­
ßere Fehler früher oder später vom Markt selbst
korrigiert werden, . ,

-, oder man versucht, durch Änderungen am Wäh­
rungssystem die Beeinträchtigung der nationalen
Autonomie hinsichtlich der Entwicklung des

-realen Kostenniveaus der Volkswirtschaft zu kor­
,rigieren.

20.. Die Erfahrungen der vergarigenen Monate ha­
ben möglicherweise 'die Entsc;hlossenheit erhöht, in
Richtung einer währungspolitisch abgesicherten
Harmonisierung der Geldpolitik in Europa voranzu- .
kommen (JG 76 Ziffern 467 ff). Mit einer währungs­
politischen Initiative wäre allerdings nichts gewon­
nen, würde sie sich darin erschöpfen, dem bestehen-

, den Währungsverbund durch ein Aufweichen seiner
Regel~ neue Mitglieder zu gewinnen. Eine neue Ini-,
tiative müßte vielmehr darauf abzielen, in Europa
eine stabilitätspolitische Basis auf lange Sicht zu

. lei:rt=n und damit auch integrationspolitisch einen
neuen Anlauf zu unternehmen. Härtung der Regeln
im europäischen Währungsverbund ist wichtiger
als dessen rasche Erweiterung.

Für das Ziel, die einzelnen europäischen Währun­
gengegen Vertrauenssch-w-ankungen in bezug auf
den amerikanischen Dollar widerstandsfähiger zu
machen, die Schwankungen der Wechselkurse also
geringer werden zu, lassen, würde eiie Erweiterung
des europäischen Währungsverbundes vermutlich
keinen großen Fortschritt bringen. Es wären auch in
diesem Falle die härteren Währungen innerhalb des
Verbundes, die als Anlagewährungen begehrt blie­
ben. Das Dollarproblem kam;" nicht in erster Lini~
in Europa gelöst werden. Informelle Kooperation mit
den Vereinigten Staaten muß vorläufig helfen, die
Gefahren zu mildern, die aus den ungelösten Infla­
tionsproblemen und den Ungleichgewichten in den
Zahlungsbilanzen erwac).1sen.

Wichtig ist andererseits aber auch, daß nicht in der
Finanzpolitik Ersatzlösungen . für wechsel:kursbe­
dingte außenwirtschaftliche Probleme gesucht wer­
den, .die, wenn überhaupt, nur von der Währungs"
politik gelöst werden können.

111. Für Wachstumspolitik

21. Daß wir dennoch dazu raten, die Finanzpolitik
solle ihre wachstumspolitischen Möglichkeiten wei­
ter aus'schöpfen, versteht sich also nicht von selbst,
und- zwar auch deshalb nicht, weil die Finanzpolitik
als Wachstumspolitik in bes,onderem Maße auf das

, Mitziehen des privaten Sektors der Wirtschaft an­
gewiesen ist, insbesondere der Lohnpolitik, die hier­
für in diesem Jahr überzeugende Zeichen nicht ge­
setzt hat. Bei der Inkaufnahme temporär steigender
staatlicher Defizite muß sie darauf bauen können,
daß ein verstärkt wachsendes Produktionspotential
die Defizite einigermaßen rasch zu konsolidieren er­
laubt. Der ,Wechsel, der im Rahmen der Doppelstra-
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tegie vom H;erbst vergangenen Jahres hierauf gezo­
gen wurde, ist noch nicht gedeckt. Die Freisetzung
investiver Handlungsspielräume der' Privaten ­
hierum geht es ja - muß daher in einer Weise ver­
sucht werden, die einen Ausgleich für Steuersen­
kungen oder zusätzliche Staatsausgaben nicht nur
"wahrscheinlich möglich" macht, sondern' sicher­
stellt. Solche Wege sind die Umstrukturierung des
Steuersystems, die Umstrukturierung der Staatsaus­
gaben und die gleichmäßige Senkung' von Steuern
und Ausgaben.

22. Bei' der, Umstnlkturierung des Steuersystems
geht es, wie erwähnt, um eine verstärkte Beteiligung
des Fiskus an den Risiken der Unternehmen und um
eine geringere steuerliche, Belastung der Investi-
tionen. '

Zu den Steuern, die nel;>en dem Konsum auch die
Investitionen belasten, gehört beispielsweise, die
Gewerbesteuer. Ein Abbau der Gewerbesteuer, der
auch aus anderen Gründen naheliegt (JG 76 Ziffer
353); würde qlso die Investitionen steuerlich entla­
sten. Unter dem Risikoaspekt wäre es am besten,
die Steuersenkung bei' der Gewerbekapitalsteuer
vorzu'nehmen, diese sogar ganz abzuschaffen. Denn
sie gehört zu den ertrag~unab,hängigenSteuern, und
bei diesen ist die Risikobeteiligung des Staates am
geringsten, Außerdem werden die Erträge aus dem
Einsatz des Faktors Kapital gegenwärtig doppelt be­
lastet. Allerdings, würde eine solche Maßnahme in '
den einzelnen Gemeinden unterschiedlich hohe
Steuerausfälle hervorrufen.

Will man diesen Finanzausgleichseffekt - der kaum
ganz zu vermeiden ist - gering halten, so könnte
daran ge,dacht, werden, die Gewerbesteuer insge­
samt, also Gewerbekapitalsteuer und Gewerbe­
'ertragsteuer, gleichmäßig zu senken. Die Einnahmen
der Gemeinden blieben hiervon im wesentlichen un­
berührt, wenn man die Senkung der Gewerbesteuer
auf ,den Teil beschränkte, den die Gemeinden als
Gewerbesteuerumlage an Bund und Länder abfüh­
ren.
Eine Möglichkeit, den ,Einnahmeausfall auszuglei­
chen, ,der beim Bund und bei den Ländern im Falle
einer vollständigen Beseitigung der Gewerbesteuer­
umlage entstehen würde, 'könnte' in einer Erhöhung
der Mehrwertsteuer um ein~n Prozentpunkt be:'
stehen (beziehungsweise um einen halben Prozent-

'punkt für die Güter, die mit dem halben Steuersatz
besteuert werden). Die Mehrwertsteuer hat gegen­
über der Gewerbesteuer den Vorteil, daß sie nur
auf dem Konsum und nicht auch auf den Investi­
tionen liegt. Aber auch eine Erhöhung anderer Ver­
,brauchsteuern, deren Anteil am Steueraufkommen
stän,dig sinkt, könnte zur Finanzierung herangezogen
werden. Der' übrige Steuerausfall, der entstünde,
wenn die Gewerbesteuerumlage wegfiele, würde
beim Bund und bei 'den Ländern durch das Mehrauf­
kommen aus der Einkommensteuer und Korper­
schaftsteuer ausgeglichen, das sich ergäbe, weil von
deren, Beme~sungsgrundlagennur noch die verrin­
gerte Gewerb~steuerabgezogen werden könnte.

Für die Gemeinden ist eine Senkung der Gewerbesteuer
bei gleichzeitiger Abschaffung der Gewerbesteuerumlage'
der Idee nach aufkommensI).eutral. Faktisch ließe sich

das erreichen, wenn man dafür sorgie, daß die Steuer­
schuld bei ,den GewerQesteuerpflichtigen nach Maßgabe'
des Anteils gesenkt wird, den die Gewerbesteuerumlage
am gesamten Gewerbesteueraufkommen in den einzelnen,
Gemeinden ausmacht. Das könnte wohl am besten durch
eine entsprechende Kürzung des einheitlichen Steuermeß­
betrages geschehen. Freilich wäre' damit die Aufkom­
mensrieutralität der Gewerbesteuersenkung für die ein­
zeInen, Gemeinden nicht vollständig gesichert: Es gäbe

, Riickwirkungen zum einen in Form von Mehreinnahmen,
auch bei den Gemeinden wegen ihres Anteils am Auf­
kommen der Einkommensteuer, zum anderen im Rahmen
der Finanzausgleichsregelungen der Länder. Hier ließe

,sich ein 'Ausgleich wahrscheinlich eher erreichen als dort.
Alle Rückwirkungen bei jeder Gemeinde ausgleichen zu
wollen, wäre wahrscheinlich kaum möglich, Ijicher aber'
zu aufwendig. In Zweifelsfällen sollte, man es bei einer
Verbesserung der kommunalen (Steuer-)Einnahmen be­
lassen.

Die Gewerbesteuer könnte auch in der Weise ge­
senkt werden, daß im Rahmen der Gewerbeertrag- ,
steuer' die Zinsen auf Dauerschulden sowie im Rah­
men der Gewerbekapitalsteuer 'die Dauerschulden
von. der Besteuerung befreit werden. Eine solche
Steuerrechtsänderung, würde jedoch den uner­
wünschten Nebeneffekt haben, daß auch die Gewer~

besteuer zu einer Steuer würde, die den Einsatz von
Eigenkapital gegenüber dem Einsatz von Fremdkapi­
tal in den Unternehmen diskriminiert.

23.' Die Senkung der Gewerbesteuer ist eine unter
vielen steuerlichen Möglichkeiten, wie - sich der
Staat am Risiko der privaten Investitionstätigkeit
stärker beteiligen und die Besteuerung 'der Investi­
tionen mindern kann. Eine alternative Möglichkeit
wäre insbesondere, die Abschreibungsmöglichkeiten
abermals zu erweitern (JG77 Ziffern 441 ff). Bei Ab­
schreibungserleichteningen ist der Kontakt zum In­
vestitionskalkül enger als bei den meisten anderen
wac!J.stumsfördernden Maßnahmen der Steuerpolitik.

24. ,Eine weitere ,Möglichkeit, das wirtschiiftliche
Wachstum mit Hilfe finanzpolitischer Maßnahmen
anzuregen und damit die Beschäftigung zu erhöhen,
ist die verstärkte Förderung von Forschung und
Entwicklung 'in den, Unternehmen (JG' 76 Ziffern

, 326 ff, JG 77 Ziffern 445 ff). Im Jahreswirtschaftsbe­
richt 1978 hat die Bundesregierung eine Reihe von
zusätzlichen Maßnahmen angekündigt, die geeignet
sind, diesem Ziel zu dienen. Gleichwohl scheint auf
diesem Gebiet der Handlungsbedarf, der sich aus
dem Int~resse an einer angebotsorientierten Bef?chäf­
tigungspolitik ergibt, 'noch nicht' gedeckt zu sein.
Eine Volkswirtschaft mit so hohem Lohnniveau wie
die Bundesrepublik muß sich darauf einstellen, daß
sie in einer Situation 'wie, der gegenwärtigen sogar
außerordentliche Anstrengungen unternehmen muß,
um durch einen Neuerungsschub für genügend Inve­
stitions- und Beschäftigungschancen zu sorgen.' Der
Forschungs- und Technologiepolitik kommt dabei,
einezentrale Rolle.zu. ' ,

Die Förderung von Forschung und Entwicklung wird
zuweilen kritisch betrachtet, 'weil neue Technolo­
gien im Einzelfall auch, Arbeitsplätze vernichten.
Dies kann jedoch gesamtwirtschaftlich 'nicht ohne
weiteres gelten und am allerwenigsten in· einer
offenen Wirtschaft. Arbeitsparende Technologien,
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27. Eine Korrektur des Einkommensteuertarifs, die'
die Strukturprobleme des Tarifs mildert und dabei
auch nur eine mäßige Rücknahme de'rGrenzsteuer­
sätze vorsieht, w.o diese besonders steil ansteigen,
würde wahrscheinlich bereits zu Einnahmeausfällen
von derzeit -etwa 14 bis 20 Mrd DM im Jahr führen.
Diese Deckungslücke gälte es zu schließen. Außer­
dem steht noch die mittelfristige Xonsolidierung des
strukturellen Defizits aus, das im laufenden Jahr in
den öffentlichen Haushalten auf Grund der im ver­
gangenen .Jahr ergriffenen 'Maßnahmen entstehen
wird. '

Es ist daher verständlich, daß der Steuerwiderstand
zugenommen hat und daß die Forderung nach ,einer
Tarifreform bei der Einkommensteuer immer lauter
wird. Dabei geht es sowohl um eine Senkung der Ein­
kommensteuerlast insgesamt wie auch besonders um
einen Abbau der Grenzsteuersätze dort, wo sie. der-'
zeit besonders steil ansteigen.

. 26. Für den Verla-uf des neuen Tarifs gibt es inzwi­
schen zahlreiche Vorschläge. Es sollte ein Tarif ge­
funden werden, der in seiner Struktur, das heißt in
seinem Belastungsverlauf, . in naher Zukunft nicht

. abermals grundlegende Anderungen ·nötig macht.
Bei den EinkommeIisteuererleichterungen der Jahre
1975 und'1978 standen die kurzfristigen Entlastungs­
wirkungen im Vordergrund. Dieses Mal sollte auch
der mittelfristige Gesichtspunkt beachtet werden.

Von der anstehenden Tarifreform unabhängig zu se­
hen sind die Probleme, die daraus erwachsen, daß'
für zahlreiche staatliche Transferzahlungen (zum
Beispiel Wohngeld, Sparprämien, Ausbildungsförde­
rung) Einkommensgrenzen gelten. Die .zusätzlichen

. "Belastungen" beim Wegfall dieser Vergünstigun­
gen sind mit den Grenzbelastungen im Rahmen der
Einkommensteuer vergleichbar. Sie erreichen. ün
Einzelfall extreme Höhen. Dies zu ändern wird erst .
in Betracht kommen, nachdem die Transfer-Enquete.
Kommissi9n -ihre U~tersuchung dieser Zusammen­
hänge vorgelegt hat.

Der Anteil der einkommensabhängigen Steuern am
gesamten Steueraufkommen hat infolge der Gestalt
unseres Steuersystems seit 1960 um etwa 10 Pro­
zentpunkte zugenommen. Der Anteil der Lohn­
steuer <im gesamten Steueraufkommen ist im glei­
chen Zeitraum von knapp. 12 vH auf über 29 vH an-

I gestiegen. Die Sätze der Sozialbeiträge der Arbeit­
nehmer sind seit 1972 von 131/2 vH auf über 16 vH er­
höht worden.. Uberschreitet das zu versteuernde
Einkommen gerade die obere Grenze' der unteren
Proportionalzone d.es Einkommensteuertarifs, dann
werden die Einkommenszuwächse (ohne Kirchen­
steuer) mit Abgaben von mehr als 41 vH belastet
(mit 47 vH,wenn die Beitragsbemessungsgrenze der
Krankenversicherung nicht' überschritten ist)'. Trotz
der Steuerentlastungen, die zu Beginn des Jahres in
Kraft getreten sind, wird. schon 1979 mehr als die
Hälfte aller Lohnsteuerpflichtigen mit ihrem Ein­
kommen in den Progressionstari~hineingewachsen
sein,' und trotz dieser Entlastungen setzt in diesem
Jahr der Progressionstarif bei einem niedrigeren
Realeinkommen ein als 1975.. .'

die im Inland entwickelt 'und eingesetzt werden,
können sogar unmittelbar die Beschäftigung erhö­
hen, wenn sie in Form von Investitionsgütern expor­
tiert werden. Gerade in der Bundesreptiblik, die
einen ganz erheblichen Teil ihres Exports mit Inve­
stitionsgütern bestreitet, brau.cht es ob der Beschäf­
tigungswirkungen von Neuerungen keine Bedenken
zu geben; .

Die Technologiepolitik bedient sich überwiegend
des Instruments der direkten Projektförderung. Vie­
les spricht dafür, dieses 'Instrument auf solche Be­
reiche .zu beschränken, in denen hohe volkswirt-.
schaf.tliche Erträge mit hoher Wahrscheinlichkeit
erwartet werden können. Bei der ,direkten Förde­
rung bestehen Evaluierungsprobleme, die staatliche
Instanzen und Gutachtergremien nicht immer lösen
können. Unabhängig da,von kommt' es darauf an,.
daß in der Breite dem' Ideen- und Erfindungsreich-

. turn von vielen die Chance eröffnet wird, im Wett­
bew~rb miteinander neue Produktionsverfahrenher­
auszufinden und neue Produkte auf den Markt zu
bringen. Der Einwand, man könne nicht nach dem.
"Gießkannen-Prinzip" vorgehen, hätte nur dann Ge­
wicht, wenn das Evaluierungsproblem bei der direk- .
ten Förderung gelöst wäre. Qie indirekte Förderung
aller Sach-. und Personalaufwendungen für For­
schung und Entwicklung - In Form einer Prämie
oder' einer Steuergutschrift - wäre ,aas geeignete
Instrument für eine in die Breite wirkende Politik.
Der Sachverständigenrat hat. schon früher dafür
geworben.. Wir verkennen nicht, daß es besondere
SchwierigkeIten gibt,. die J3emessungsgrundlage für
die Förderung genau abzugrenzen, wenn Personal­
aufwendungen einbezogen 'werden sollen, und daß
diese Schwierigkeiten bei kleinen und mittleren
Unternehmen besonders groß' sind.' Die Schwierig­
keiten scheinen uns aber :nicht unüberwindbar zu
sein; gewisse Unschärfen müssen wohl in Kauf ge­
nommen ·werden. Vielen kleinen und mittleren Un­
ternehmenebnet die indirekte Förderung erst den
Weg zu dem staatlichen Anreizsystem. Denn die
Mittel der direkten Förderung fließen zum ganz
überwiegenden Teil großen Unternehmen zu. .'

25. Was an staatlichen Mitteln zurYVachstumsför­
derung zusätzlich eingesetzt werden kann und was
im Wege der Umstrukturierung auf der Einnahmen­
seite und der Ausgabenseite der öffentlichen Haus­
halte. versucht werden muß, ist, nicht zuletzt im
Blick darauf zu entscheiden, daß e,ine Korrektur des.
Einkommensteuertarifs ansteht, die für den Staat
erhebliche Einnahmenminderungen mit sich bringt.
Eine Korrektur des Einkommensteuertarifs läßt sich
auch wachstumspolitisch begründen, weil Lei-

. stungshemmnisse abgebaut werden, - .wenn . die
steuerliche Belastung zusätzlichen Einkommens ge­
senkt' wird. Die wachstumspolitische, vor allem die

,arbeitsplatzschaffende Wirkul1g ist hier jedoch ge­
ringe:r; zu veranschlagen als bei einer gleich großen
Senkung von Steuern, die vor all,em die Investitio­
nen belasten, 'so daß die Senkung 'der Einkommen­
steuer fiskalisch als ein vergleichsweise teures Mit-

. tel der Wachstumspqlitik ~nzusehen ist. Gleichwohl
wird allgemein eine' Korrektur für unumgänglich ge­
halten.
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Zwar geben die bisherigen Steuereingänge dieses
Jahres Veranlassung, die letzte Steuerschätzung für
das Jahr 1978 um etwa 2 bis 3 Mrd DM nach oben
zu korrigieren, Da dies aber zu einem großen Teil'
auf hohen, unerwarteten Nachzahlungen an Ein­
kommensteuer und an Körperschaftsteuer beruht,
kann aus ·der diesjährigen Entwicklung nicht ohne
weiteres auf eine Unterschätzung des' Steuerauf­
kommens auch in den .nächsten Jahren geschlossen
werden. Für die folgenden Jahre hat"die letzte Steu~
erschätzung, ermittelt, daß das Steueraufkommen
nur wenig stärker zunimmt als das Sozialprodukt.
Denn der Löhn- und Einkommensteuer, deren Auf­
kommen' überpropor-tional ansteigt, stehen ande,re
Steuern gegenüber, in deren Aufkommen sich
Wachstum und Inflation wesentlich geringer nieder­
schlagenj außerdem werden in den kommenden
Jahren die Steuerausfälle ,aufgrund der 'Körper­
schaftsteuerreform sowie aus der Erweiterung der
Abschreibungsmöglichkeiten an Bedeutung gewin~

nen. Bis 1,980 ergab sich in der letzten Steuerschät­
zung kein Anstieg der Ste,uerquote. Bis 1982 wird
sie nach dieser Schätzung um lediglich 0,6 Prozent­
punkte ansteigen.
Der größte Teil der mittelfristigen' Konsolidierung
sowohl des bestehenden als auch des durch eine
Tarifreform entstehen.den strukturellen Defizits in
nQn ;';ffan+llr<hon. i-T::r...,~h~l"'n._ lr::.. .......... .J. .... .... 1.............. .: ..... l....&. ..1 ... _
................................................................ .L ... \,.I.~o..lI.&.LU.LL'='.1.L .n..V.1.L.1J.L'l:; U.li:lU .lJ..l\,..J..lL UIl;::.l

Elastizität des Steuersystems überlassen, sondern
müßte auf andere Weise erreicht werden.

28. Zur Konsolidierung des Einnahmeausfalls gibt
es zwei Möglichkeiten: Entweder man kürzt die
Ausgabenpläne oder man erhöht andere Steuern. An
dieser Wahl führt kein Weg vorbei, da eine dauer­
hafte Erhöhung des Staatsdefizits nicht in Betracht
kommen sollte (Ziffern 12, 21). Diejenigen, die mit'
Nachdruck in der Offentlichkeit ,eine durchgrei­
fencl,e Tarifkorrektuf fordern, müssen jedenfalls,
wenn sie glaubwürdig bleiben wollen, deutlich sa­
gen" wie sie für 'einen soliden Ausgleich der Min­
dereinnahmen sorgen wollen.

Die Kürzung von Ausgabenplänen wär'e unter
wachstumspolitischen ~ Geskhtspunkten, also auf
mittlere und längere Sicht, die wirksamste Form
der Konsolidierung, \ weil sie den Privaten mehr
Raum für ~roduktion. und Investition ließe. Der
Staat würde auf diese Weise auch der ,zunehmen-

, den' Unzufriedenheit über Ausmaß, Art und· Effi­
zienz seiner Tätigkeit Rechnung tragen. Freilich
gibt es auf diesem Weg Gefahren und Hindernisse.
Gefahren liegen darin, daß eine so starke Drosse-

_ lung der Staatsausgaben, wie sie zum Ausgleich.
der Mindereinnahmen notwendig wäre, einer kon"
junkturellen Nachfragestockung Vorschub leisten
könnte. Hindernisse j sind vor allem darin.zu sehen,
daß der größte Teil der Staatsausgab~n, insbeson­
dere die Personal- und Sozialausgaben~ durch Ge­
setze und Verträge längerfristig festgelegt ist.· Re­
lativ groß ist die Manövrierfähigkeit lediglich bei
den Investitionshaushalten, ,bei denen eine Reduk­
ti~n jedoch ani wenigsten angezeigt erscheint. Trotz
dieser Schwierigkeiten sollte die Möglichkeit einer
Reduktion des Ausgabenanstiegs nicht von vornher-

, ein als illusionär abgetan werden. Immerhin hat der'

Staat nach 1975 einen erheblichen Teil seiner Defi­
zite durch eine zurückhillte'nde Ausgabenpolitikab­
gebaut. Allgemeine Absichtserklärungen, :die Staats­
ausgaben einzudämmen, würden allerdings nicht
ausreichen, den Entschlun' zu großzügigen Steuersen­
kungen zu decken und der Gewöhnung an immer
weiter steigende Defizite vorzubeugen. Entscheidun­
gen, die die künftigen Ausgaben einschränken, müß­
ten möglichst parallel vorbereitet oder zumindest
in der mittelfristigen Finanzplanung so weit konkre­
tisiert werden, .daß sie realistisch erscheinen. Da­
bei wäre es durcha:us zulässig, darauf zu setzen, daß
eine wachstumsorientierte Korrektur des Steuerta­
rifs geeignet ist, den Leistungswillen und die Pro­
du'ktionschancen zu erhöhen. Durch das Mehrwachs­
tum würde ~s möglich, einen Teil des Defizits durch'
einen Rückgang der Staatsquote zu; konsolidieren,
ohne daß bestehende Ausgabenpläne gekürzt ~er­

den müßten. Allerdings ist der derzeit schon vor­
handene Konsolidierungsbedarf ,der öffentlichen
HaushaUe mit zu bedenken.

Soweit der Einnahmeausfall nicht auf der Ausga­
benseite ausgeglichen werden kann, ist eine kom­
pensierende Steuererhöhung. unvermeidlich. Die'
Umsatzsteuer und die großen Ver.brauchsteuern
kommen dafür aro ehesten in Betracht, weil sie un­
ter wachstumspolitischen Gesichtspunkten am we­
nigsten ueuenklich sind. Gegenüber Ausgabenkür­
zungen hätten Steuerrechtsänderungen den Vorteil,

. daß über sie nicht. von Jahr zu Jahr neu beschlos­
'sen werden m'Q,ßte. Aber auch für Steuererhöhun~

gen gilt, :daß sie nicht zur konjunkturellen Unzeit
vorgenommen werden sollten; Es wäre deshalb ge­
gebenenfall!;l eine zeitliche Streckung der zur Kon­
solidierung für notwendig erachteten Steuererhö­
hungen vorzusehen. Damit ginge zwar eine v'orüber-

,gehende Zunahme des Staatsdefizits einher. '!\Tenn
. aber gleichzeitig mit der Änderung des Einkommen­
steuertarifs verbindlich beschlossen 'wird, ab wann
und in welchen Stufen der Konso'lidierungsbedarf
durch Erhöhung anderer Steuern gedec;kt werden
soll, könnte 'eine Verunsicherung der Investoren
vermieden werden.
Nochmals sei betont, daß 'es nicht konjunkturpoli­
tische Erfordernisse sind, die ein solches Programm
der ko~biJ;lierten Einkommensteuersenkung und
Verbrauchsteuererhöhung oder Ausgabenzurück­
haltung ratsam erscheinen las'sen, sondern mittel­
und 'langfristige Erfordernisse. So erwünscht eine,
baldige wachstumspolitische Initiative ist, die kon­
junkturelle Lage ist nicht so, daß das, was sich po­
litisch möglicherweise schnell durchsetzen ließe ­
eine Steuersenkung - aus Gründen der Nachfrage­
stützung' vorgezqgen, das übrige jedoch späteren­
Entscheidungen übeFlassen werden dürfte. Der' Zeit­
punkt für ein solchesP~ogramm ist gekommen,
wenn darüber im ganzen 'entschieden werden kann.
Davon unabhängig ist die Frage der zeitlichen Ver- ..
teilung des Inkrafttretens der einzelnen Programm­
elemente.

29. Eine Senkung der Einkommensteuer durch eine
Erhöhung der M\"hrwertsteuer zu finanzieren, wirft,

. Verteilungspr'obleme auf. Denn die Belastung durch'
die Einkommen,steuer richtet sich nach der pei:sön-
~, .
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33. Der indiVIduelle Wunsch nach mehr Gütern,
der sich gegen eine kollektive Arbeitszeitverkür­
zung wendet, kann möglicherweise. nicht zu jedem
Zeitpunkt das letzte Wort haben. Aber es ist ,ein
Wunsch, über den eine marktwirtschaftIiche Ord­
nung eigentIlch zuallerletzt hinwegehen dürfte'. .

Die Forderung -nach forcierter Arbeitszeitverkür­
.zung ist anzuerkennen, falls' -bei 'Abwägung des
Interesses der Beschäftigten an Aufrechterhaltung

lader' nur geringer Verkürzung der Arbeitszeit und
.,des Interesses der I Arbeitsuchenden, überhaupt Ar­
beit zu finden, ein angemessener Ausgleich mir da­
durch möglich erscheint, daß die Arbeitszeitwünsche
derjenigen, die einen Arbeitsplatz haben, ni/cht in
vollem Umfange erfüllt werden. Ein solcher Aus­
gleich wird vielfach mit, dem, mißverständlichen
Schlagwort von der "Verteiiung der vorhandenen
Arbeit auf alle Arbeitswilligen" belegt. Eine Ar­
beitszeitverkürzung,die über das Maß dessen hin~
ausgeht, 'was die in Arbeit Stehenden selbst wün-

li~hen Einkommensla,geder' iBesteuerten, die Mehr­
wertsteuer belastet nach Maßgabe des Konsums,'
Gegenüber der Einkommensteuer tritt bei der Mehr­
wertsteuer eine Mehrbelastung also insbesondere
bei Beziehern niedriger Einkommen auf. Diese Wir­
kung. wird allerdings infolge oder Befreiung der Mie-'
ten von der Mehrwertsteuer und wegen der Bela­
stung der lebensnotwendige,n Güter mit dem halben

'Satz der Mehrwertsteuer beträchtlich gemildert.

Wenn wir zur Umstrukturierung des Steuersystems
raten, so gründet sich dies zum einen darauf, daß
dadurch lediglich eine Entwicklung zum Teil korri­
giert würde, die in der Vergangenheit 2m einer er­
heblichen Zunahme des Anteils der lohn- und ein­
kommensabhängigen Steuern am gesamten Steuer­
aufkommen g~führt hat. Zum anderen übersieht
eine' ausschließlich an den kurzfristigen Vertei­
lungswirkungen ausgeriChtete Kritik die positiven
Wirkungen auf Beschäftigung und Wohlstand,' die
sich auf mittlere. und längere Sicht aus einer wachs­
tumsfreundlichen Umstrukturierung des Steuersy­
stems für alle ergeben können. Di'e Verteilungswir­
kungen, die zunächst von einer partiellen Ersetzung
der Einkommensteuer (und anderer investitionshem­
mender Steuern) durch die Mehrwertsteuer ausge­
hen würden, wären also gleichsam der vorüberge­
hend zu entrichtende Preis für ein Mehr an' Be­
schäftigung und ein Mehr an verteilbarem Wohl-
stand in der 'Zukunft. '

30. Andere Behinderungen ergeben sich aus der
großen Zahl staatlicher Regulierungen und Aufla­
gen. Sie sind - ebenso wie unser Abgabensystem
-nic~t nur für viele zu einem fast alltäglichen Är­
ger geworden, sondern sie behindern in vielen Fäl­
len auch die Schaffung neuer, Arbeitsplätze. ' Zum
Teil sind die staatlichen, Auflag~n Alternativen zu
steuerlichen oder' steuerähnlichen Abgaben, und
oft wirken sie wie ertragsunabhängige Steuern;
das heißt, sie erzeugen' Kosten, die die Produk­
tion unabhängig von deren wirtschaftlichem
,Erfolg belasten. Es geht gewiß nicht darum, das
Wachstum dadurch zu steigern, daß man eine wohl­
erwogene Behinderung bestimmter Formen wirt­
schaftlicher Betätigung unterläßt oder wieder auf­
hebt. Aber nicht jede Regelung, die zur Zeit ihrer
Einführung begründet war, bleibt über Jahre hin­
weg unveräIl!dert notwendig, 'und für so manche
Auflage gilt, daß der beabsichtigte Zweck auch mit
weniger hinderlichen Nebenfolgen erreicht werden
könnte. Jedenfalls macht es die Kumulation der
Auflagen dringlich, diese - ebenso wie die öffent-

. lichen Leistungen - immer wieder auf ihre Not­
wendigkeit zu überprüfen..

IV. Für und wider Arbeitszeitverkürzung

'31. Wichtig ist nicht nur, daß mehr neue Arbeits­
plätze geschaffen werden, ebenso wichtig ist, daß
diese von den Arbeitsuchenden auch besetzt wer~

den können. Repräsentative Untersuchungen zeigen,
daß sich die Beschäf~igungsstruktur in den Unter:
nehmen während der letzten Jahre deutlich gewan-

delt hatj der Anteil, von ungelernten und angelern­
ten Arbeitnehmern ist gesunken, der Anteil quali­
fizierter Arbeitskräfte entsprechend gestiegen. Die

'Struktur der Arbeitslosen hat sich spiegelbildlich
dazu geändert. Die Chance, eine' neue Beschäfti­
gung zu finden, ist für einen Arbeitslosen mit hoher

,beruflicher Qualifikation im Durchschnitt mehr als
doppelt so ·groß wie für den, der keine abgeschlos­
sene Berufsausbildung hat. Die Anforderungen, 'die
die Bewältigmig des Strukturwandels an die Quali­
fikation und berufliche Mobilität stellt, werden in
Zukunft weiter zunehmen. Viele Arbeitnehmer, be­
schäftIgte wie arbeitslose, sehEm dies auch so. Das
Interesse ·an Fortbildung und Umschulung scheint
größer zu sein, als es die derzeitigen Teilnehmer­
zahlen an solchen Maßnahmen zum 'Ausdruck brin­
gen. Hier ·mehr zu erreichen, ist offenbar nicht nur
eine Frage der bereitgestellten Fördermittel, son­
dern auch der Kenntnis der bestehenden Förder­
möglichkeiten, und zwar bei den Arbeitnehmern
ebenso wie bei vielen Unternehmen.

32. Die Forderung nach Arbeitszeitverkürzting
kann sich einmal auf den Wunsch der Menschen'
nach mehr Freizeit gründen. Eine Arbeitszeitverkür­
zung, die von einem solchen Wunsch getragen wird,
wäre allemal zu respektieren. In der Vergangenheit
ist' die Arbeitszeit tatsächlich in erheblichem Um­
fang vermindert worden. Offenbar war dies Aus­
druck. des Wunsches nach ·mehr Freizeit.' Freilich
muß dieser Wunsch in der ihm zukommenden Per­
spektive gesehen werden'. Von Anfang der sech­
ziger Jahre bis Mitte der ,siebzigerjahre ist das
Produktionsergebnis je Stunde im Durchschnitt um
gut {5 vH jährlich' gestiegen. Dabei ist der Produk­
,tivftätsverzicht fÜr_die Verbesserung der Arbeits­
und Umweltbedingup.g'en bereits berücksichtigt. Von
den 5 vH Produktivitätssteigerung wurden drei
Viertel zur Ausweitung und Verbesserung der Gü­
terversorgung genutzt und knapp ein' Viertel zur
Verkürzung der Arbeitszeit. Der'Wunsch nach Ver­
besserung der materiellen Lebensbedingungen hat '
offenbar weitaus überwogen. Daran hat sich an­
scheinend nichts Wesentliches geändert.

206



-- ---_._-----------------

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode Drucksache 8/2313

sc1;len, mag von ihnen verstanden und akzeptiert
werden, wenn überzeugend, dargelegt werden kann,
daß. sich kein anderer Weg zur' Beschäftigung' für
alle finden läßt. Der' Sachverständigenrat kann nicht
dazu raten, von einer' solch pessimistischen Ein­
schätzung der, zukünftigen Entwicklung auszuge­
hen, jedenfalls mittel~ und langfristig nicht. Eine
solche Forderung könnte daher allenfalls als ein
kurzfristiger und vorübergehender Ausgleich zur
Bewältigung der aktuellen beschäftigungspolitischen
Probleme verstanden' werden. Dann aber dürften
die vorgeschlagenen Maßnahmen nicht in Konflikt
mit der Erfüllung mittel- UIid langfristiger Ziele' ge­
raten. Sie müßten als reversibel eingeschätzt, wei­
den können.

34. Die in der Volkswirtschaft zu erledigende Ar­
beit ist nicht vorgegeben. Wenn alle, die einen Ar­
beitsplatz haben, .sich entschließen, eine Stunde je
Woche weniger zu arbeiten, so 'werden sie weniger
produzieren, weniger verdienen; weniger Güter und

, Dienste nachfragen. Daß ander~ - bisher Arbeits­
lose - in die bei den bisher Beschäftigten aus­
fallende Arbeit, den ausfallenden Verdienst, die
ausfallende' Nachfrage eintreten, ka'l1n nur erwar­
tet werden,

- soweit die volkswirtschaftliche Gesamtnachfr~ge
von dem elementaren Zusammenhang zwischen'
Arbeft und Nachfrage unabhängig ist,. wie bei
großen Teilen der staatlich bestimmten Nach-
frage ,und der Auslandsnachfrage, und '

- soweit Arbeitslose in der Lage 'sind, einen Teil
der Arbeit der bisher Beschäftigten zu überneh­
men, sei es direkt oder doch zumindest über eine

"Kette von Umsetzungsyorgängen. '

Für einen erheblichen Teil der Ersetzungsaufgabe
mögen diese Bedingungen gegeben seill' Doch ist
die Gefahr nicht von der Hand zu weisen, daß im
Zusammenhang mit einer allgemeinen Arbeitszeit­
verkürzung Nachfrage nach Gütern und damit Nach­
frage nach Arbeit -in nennen'swertem Umfang' aus­
fällt.

35. ' Auf diesem Hintergrund sind die Ford'erungen
nach forcierter Arbeitszeitverkürzung zu würdigen.

. Die drei Kriterien zur Beurteilung der einzelnen
Formen der Arbeitszeitverkürzun~sollten sein:

- Inwieweit verletzt eine Verkürzung der Arbeits­
zeit den Anspruch der Beschäftigten auf eine
Arbeitszeit entsprechend den, bei ,ihnen vorherr~

schenden Wünschen?

- Inwieweit waren neue Arbeitszeitregehmgen de
facto' irreversibel und damit ein Hemnmis für
Flexibilität und zukÜ!l1ftige' Wachstumschancen? .

- inwieweit führt' eine Arb~itszeitverkürzungge­
samtwirtschaftIich zu ~iner Minderung des Ar­
b,eitsvolumens?

. .
36. Im Hinblick auf keines der drei Kriterien gibt
es Bedenken gegen eine individuelle Arbeitszeitver­
kürzung, zu der es aUf freiwilliger Basis kommen
könnte, wenn vermehrt Arbeitsplätze für Teilzeit-

arbeit angeboten würden. Ein solches Angebot er­
weitert .die Optionen für die' Beschäftigten und für
die Beschäftigungssuchenden, vor allem jener, die
zu der stillen' Reserve des Arbeitsmarktes gezählt
werden. Vielen Men:~chen ist nur schwer verständ­
lich zu machen, warum es aus Gründen der Arbeits­
organisation so schwer ,sein soll, jenen den Wunsch

- nach Beschäftigung zu erfülien, die aus Gründen
des Alters, der Gesundheit oder der Familie nur
TetIzeitarbeit annehmen wollen.

37. Am ungünstigsten ist das Urteil über Änderun­
gen der Arbeitszeitordnung. Eine Senkung der ge-'
setzlich zulässigen Höchstarbeitszeit, die :nicht aus
Gründen des Arbeitsschutzes vorgenommen wird,
bedeutet im Bereich der Arbeitszeitregelungen den
härtesten Eingriff in die wirtschaftliche Betätigungs­
freiheit der Arbeitnehmer. Solche Regelungen sind
zudem meist irreversibel; sie mindern also das Be­
schäftigl}.ngspotential langfristig und damit die
Wachstumschancen.. Ferner beeinträchtigen sie die
Flexibilität der Unternehmen in besonders hohem
Maße und mindern damit letztlich Produktion und
Arbeitsvolumen auch kurzfristig.

38. Wird eine Arbeitszeitverkürzung tarifvertrag­
lich vereinbart, sei es für die Wochenarbeitszeit,
sei es für die Jahresarbeitszeit, so können sich die
PräfereIJ.zen der Betroffenen in der tarifpolitischen
Diskussion Geltung verschaffen. Tarifvertraglich
vereinbarte Arbeitszeitverkürzungen 'durften frei­
lich ebensowenig reversibel sein wie. gesetzlich'
geregelte. Daß tariflich vereinbarte Arheitszeitver­
kürzungen von den Unternehmen zum Anlaß für,
Rationalisierungsmaßnahmen genommen werden
und nur teilweise zum Anlaß für die Einstellung zu­
sätzlicher Mitarbeiter, ist nicht umstritten. Dadurch"
wird auch' den Kostensteigerungen begegnet, die
eintreten, wenn die, betrieblichen Kapazitäten weni­
ger intensiv genutzt werden. .

Bei tarifvertraglicheIJ. Arbeitszeitverkürzungenwird
in der Regel ein Lohnausgleich vereinbart, Das ist
unbedenklich nur, soweit der von der Produktivi­
tätsentwicklung im ganzen gegebene Spielraum da­
für' genutzt wii:d, den Arbeitnehmern durch eine Er­
höhung der Stundenlphne einen kostenniveauneu­
tralen Ausgleich für die weniger geleistete Arbeit
zu verschaffen. Es darf nicht übersehen werden:
Wenn der Lohnausgleich darüber .hinausgeht, das
Kostenniveau sich also erhöht; wird der beschäf­
tigungssteigernde Effekt der Arbeitszeitverkürzung
gefährdet. Besteht ohnehin Korrekturbedarf beim
Kostenniveau, so ist der' Spielraum für einen Lohn­
ausgleich entsprechend geringer.' Im übrigen gilt
auch in dem: Fall, in dem voller Lohnausgleich ver­
einbart wird: Bei unveränderter Arbeitszeit wäre
das Einkommen höher' gewesen - und zwar höher
im Maße, der Arbeitszeitverkürzung, korrigiert um
die genannten Kosten- und Produktivitätseffekte,
die die Arbeitszeitverkürzung selbst verursacht.

39. Vielfach wird auch vorgeschlagen, die Alters­
gr\'lnze für das' Ausscheiden aus dem Berufsl,eben

-aus beschäftigungspolitischen Gründen vorzuverle­
gen. Selbst wenn man davon ausgehen könnte, daß
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dies den Interessen 'der' Mehrheit der Betroffenen
entgegenkäme, ließ'e sich nicht Übersehen, daß eine
solche Maßnahme nicht reversibel wäre und in der
gegenwärtigEm Situation nur teilweise zu Neuein­
steIlungen führte. Hinzu kommt, daß' eine Vorver­
legung des' Rentenalters entweder hohe Rentenver­
zichte von ,den Betroffenen fordert oder für die
Rentenversicherung sehr teuer ist. Gelegentlich
werden die Kosten des Vorziehens der Altersg'renze
im' Rahmen entsprechender tarifvertraglicher Ver­
einbarungen auch von den Unternehmen übernom-

. men.

40~ Für eine Verlängerung von Bildungszeit, sei es
für. eine allgemeine Einführung eines zehnten Schul­
jahrs, seü es f)1r zusätzliche Fortbildungszeiten, wer~
den gute b~ldungspolitische Gründe vorgebracht.
Die entlastende Wirkung solcher Maßnahmen für
den Arbeitsmarkt ist in der gegenwärtigen Situa­
tion als eine willkommene Nebenwirkung zu be­
g'rüßen. Soweit sie -, unter Berücksichtigung der
Kos~en - produktivitätssteigernd :wirken, haben
sie auch wachstumspolitische Vorteile.

41~ Bei' einer Beurteilung, der Vorschläge für for­
cierte Arbeitszeitverkürzungen dürfen deren Nach­
teile in Form volkswirtschaftlicher und 'fiskalischer
Kosten nicht unberücksichtigt bleibe~, denen. teil­
weise auch Vorteile gegenüberstehen. Nimmt man
alles zusammen, so sollte in den meisten Fällen der
Arbeitszeitverkürzung ~olgendes im Bild sein:

- Die, volkswirtschaftlichen Kosten, die bei dem
Versuch entstehen, das Arbeitsvolumen auf
mehr Beschäftigte ,zu verteilen, sind darin zu,
sehen, daß friktionsbedingt Nachfrage ausfällt,
auch weil 'freiwerdende Arbeitsplätze nicht wie­
der vollwertig besetzt werden können, und daß
Kapazitäten wenig,er intensiv genutzt werden.
Diese Kosten können gemindert werden durch die

. positive:o. Produktivitätseffekte, die erfahrun~s­

'gemäß als Folge von Arbeitszeitverkürzungen
e;rzielt werden. I

- Wohlfahrtsmindernd wirkt sich aus, daß eine
unfreiwillige Verlängerung der Freizeit auf­
grund forcierter ,Arbeitszeitverkürzung Men­
schen daran hindert, mehr zu arbeiten und mehr
Einkommen zu erzielen. -Andererseits: Eine Ver­
ringerung der Anzahl der Arbeitsuchenden
senkt die unfreiwillige Erwerbslosigkeit und
wirkt sich positiv auf das soziale Klima aus.

Eine forcierte Arbeitszeitverkürzung ließe die
gegenwärtige Belastung der öffentlichen Haus­
halte und des Systems der sozialen Sicherung,
die aus der ·.l.Ji~rbeitslosigkeit re~ultiert, zu einer
Dauerbürde werden. Letztlich würde durch eine
Erhöhung der Anzahl der Beschäftigten via Ar­
beitsz~itverkürzungdie Bemessungsgrundlage für
Steuern und Sozialversiche!ungsbeiträge nicht
erhöht, sondern nur anders. verteilt. Dem stehen
Ein'sparungen bei der' Arbeitslosenunterstützung
und in den Sozialhaushalten gegenüber.

Nachteile und Vorteile mögen sich die Waage hal- ­
ten, wenn man außer der forcierten Arbeitszeitver-
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kürzung keine andere Möglichkeit sieht, die Ar­
beitslos,igkeit zu beseitigen. Die Kosten überwiegen
jedoch eindeutig, wenn man eine realistische Alter­
native darin erkennt,_ daß durch ein kräftigeres·
Wachstum die Vollbeschäftigung wiederhergestellt
werden kann. '

•••

Minderheitsvotum

Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Gerhard
Scherhorn, widerspricht der Mehrheit in folgenden
Punkten. '

42. Er teilt nicht die dies~s Sondergutachten be­
stimmende Grundauffassung der Mehrheit, - die
Volkswirtschaft könne, über höhere Wac::hstumsraten
zur Vollbeschäftigung .zurückfinq,en. Bil).nen- und
außenwirtschaftlicher'Strukturwandel hat die Expan­
sionschancen für die industrielle Produktion nach­
haltig geschwächt, das Angebot an Dienstleistungen
aber wird sich wegen des dort relativ geringen Pro­
duktivitätsfortschritts und wegen der deshalb erfor­
derlichen überdurchschnittlichen Steigerung von
Preisen bzw. Steu'ern nur langsam erweitern. Für die
absehbare Zukunft kann daher wohl auch unter gün-­
stigen Bedingungen nur mit einem mittleren Wachs­
tum der gesamtwirtschaftlichen Produktion 'gerech~

ner werden. Zwar liegen die erreichbaren Wachs­
tumsraten über den derzeit' erreichten. Aber die
Volkswirtschaft wird nicht allein dadurch an das·
erreichbare Wachstum herangeführt, daß die Wirt­
schaftspolitik den Unternehmen Raum bei Kosten
und Ri;;iken' schafft und hemmende Regulierungen
abbaut. Erforderlich ist, den Struktilrwandel des An­
gebots und der Nachfrage zu fördern. Dazu bedarf '
es auch der Weiterentwicklung der Regeln, die das
Mitwachsen der Umweltqualität, 'des 'Verbraucher­
schutzes und der Ar,beitsb~dingungensicherstellenj
es bedarf auch einer Weiterentwicklung der Infra­
struktur, vor allem durch bi.ldungspoIitische und
kommunalpolitische Maßmihmen, durch die das Mit­
wachsen der Fähigkeiten und Möglichkeiten der
Menschen begünstigt wird; es bedarf auch struktur­
politischer Eingriffe, ~lie das Mitwachsen der Res­
sourcenfJesamtheit bewirken.

43. Er folgt nicht, der Vorstellung, daß Vollbeschä.f~

tigung ohne eine Verkürzung der Arbeits'zeit er­
reichbar sei, und hält es nicht für wahrscheinlich,

,daß eine verstärkte Verkü,rzung, der Arbeitszeit
fI über das Maß dessen hinausgeht, was die in Arbeit,
Stehenden selbst wünschen" (Ziffer 33).

Erstens sind nach' seiner Einschätzung die Zuwachs­
raten ,der absetzbaren privaten und der finanzier­
,baren öffentlichen Produktion, mit denen in der ab-'
sehbaren Zukul).ft günstigemfalls gerechnet werden
kann, nicht so hoch, daß man vom Einsatz wachs­
tumspolitischer 'M!ttel, so wichtig er ist, den baldi­
gen Abbau, der Arbeitslosigkeit erwarten könnte,
Auch, das amerikanische ,Beispiel (Ziffer 15) zeigt
lediglich, daß es mit der dort betriebenen Wirt­
schaftspolit~k (die auf die Bundesrepublik nicht über­
tragbar wäre und auch vom Sachverständigenrat
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nicht 'befürworte't würde) möglich ist, die Beschäfti­
gung zu, erhöh~n. Es zeigt dagegen nicht, daß mit
solchen Mitteln die Arbeitslosigkeit abgebaut wer-
den kann. '

Zweitens lassen sich viele Indizien dafür anführen,
daß eine Verkürzung der Arbeitszeit, die leicht über
den bisherigen Trend hinausgeht (der in jüngster
Zeit deutlich unterschritten worden ist), mit den
Wüns'chen der' Arbeitenden in Einklang steht. Das
'gilt auch dann, wenn die Arbeitszeitverkürzung auf
die andernfalls auszahlbaren Einkommenszuwächse '
angerechnet wird. Die Verlängerung, der arbeits­
freien Zeit gehört zu den immateriellen Bestand­
teilen,der Lebensqualität" die mitwachsen müssen,
wenn das Wachstum des Sozialprodukts für Arbei­
tende und Konsl1menten seinen ,Sinn behalten soll.
Denn mit wachsendem Wohlstand nimmt" die pro
Konsumakt im Durchschnitt verfügbare Zeit ab, mit
der Verlagerung der Konsumwünsche ~uf Dienst­
leistungen und Freizeittätigkeiten erhöht sich der
durchschnittliche Zeitbedarf pro Konsumakt. Der
Wunsch nach Verlängerung der arbeitsfreien Zeit
(und nach Verbesserung anderer immaterieller
Wohlstandsbedingungen) geht mit dem Wunsch
nach Erhöhung des Einkommens einher, beide zu­
gleich sind Ausdruck des Wunsches nach wachsen­
dem Wohlstand; aber, in welchem Verhältnis sie
-ic"UToilC' '711c,..iT\:::1onrl.o.r co.f-o'hOT\ 1'Inrl ·UT; l"";.nh rl;n, .... n ... "tTn ....
J u "' "-'1. y,.I. .:t"',",~J. uJ. ~\,:;;i:) v'C;;,L-

hältnis entwickelt, das ist aus ,globalen Angaben
über die Arbeitszeitverkürzungen in der Vergangen-
heit niCht abzuleiten. '

44. Er kann sich' n'ach alledem auch nicht von der
Vorstellung leiten lassen, bei einer Störung der
Wachstumsbedingungen wäre unter Umständen, zu­
mindest mittelfristig, "nicht eine Erhöhung, sondern
eine Senkung der Staatsausgaben wirksam" (Ziffer
12) und unter wachstumspolitischen Gesichtspunkten
wäre eine', Einkommensteuersenkung am wirksam-'
'sten mit der Kürzung von Ausgabenplänen auszu­
gleichen (Ziffer 28). So notwendig es ohne Zweifel
ist, der Zunahme der Staatsausgaben, der bürokrati­
schen Dberwucherung des Berufs- und Alltagslebens '
und der fiskalischen Schwächung materieller Anreize
für individuelle Initiative Widerstand entgegenzu,­
setzen, so wenig ,darf man darüber hinwegsehen, daß
auch die Vermehrung d~r öffentlichen Leistungen
,zu den Voraussetzungen für die weitere SteIgerung
des Wachstums gehört. Das künftige Wachstum der
privaten Produktion ist gerade auch a)lf die' (private'
Investitionen ergänzenden) öffentlichen Ausgaben
für Bildung und Information, regionale und kom­
munale, Infrastruktur, Umweltschutz und Umweltge­
staltung angewiesen. Eine Erhöhung dieser Ausga­
ben müßte ebenso durchsetzbar sein wie die Erhö­
hung der relativen ,Preise für private Dienstleistun­
gen, wenn den Bürgern der Nutzen ~ieser Ausgaben
transparent gema'cht würde. Dies freilich ist keine
einfache Aufgabe. Dber die Verwendung geeigneter
-Indikatoren hinaus erfordert, sie vor allem den
Nachweis, 'daß alles unternommen worden 'ist, die
'Staatsausgaben zugunsten dieser' Bereiche umzu­
strukturieren, die erforderliche Ausweitung der
Staatstätigkeit ,,am Prinzip der Dienstleistung zu

orientieren und sie mit einem Minimum an büro­
kratischer Behinderung privater Initiative zu verbin­
den. Dies sieht die Mehrheit wohl niCht grundlegend
anders. Dle abweichende Auffassung der Minderheit

,aber geht dahin, daß es, auch wenn all das beachtet
wird, zumindest mittelfristig nicht ohne eine behut­
same Erhöhung der Staatsquote abgehen wird, also
auch nicht ohne' eine entsprechende Erhöhung der
Einnahmen ausSteuern u~d anderen.Abgaben. '

45. Er ist auch anderer Meinung in bezug auf die '
Gefahr: "daß im Zusammenhang mit einer allge­
meinen Arbeitszeitverkürzung Nachfrage nach Gü­
tern und damit Nachfrage nach Arbeit in nennens­

,wertem Umfa;ng ausfällt" (Ziffer '34).

Man kann aus den bereits skizzierten Gründen dar­
auf vertrauen, daß von der Verkürzung der Arbeits­
zeit nicht nur mittelfristig eine Förderung des, Be­
darfswandels, sondern schon bald auch eine Bele­
bung des Konsums ausgehen.' wird, wenn die Wirt­
schaftspolitik deutlich macht, daß Arbei~szeitverkür­

zung nicht primär als Mittel der Beschäftigungspoli-.
tik, 'sondern als Bestandteil einer Konzeption zu,r
Weiterentwicklung der qualitat~venGrundlagen des
künftigen Wachstums' gesehen - und durch ent­
sprechende Maßnahmen flankiert - werden' sollte.
Man braucht auch an dem beschäftigungspolitischen
Erfolg der Arbeitszeitverkürzung nicht zu zweifeln.
Sie fällt in erster Linie in die Zuständigkeit der Ta­
rifvertragsparteien. Aber im Rahmen einer wirt­
schaftspolitfsch,en GesamtkoI).zeption muß sie mit
einer gezielten Förderung der alißer- und innerbe­
trieblichen Ausbildung gerade derjenigen Qualifi­
kationen verbunden werden, für die es dann am
Arbeitsm1).rkt zusätzliche Nachfrage gibt. Daß der
Wirkungsgrad der Arbeitszeitverkürzung so groß
wie überhaupt möglich ,ist, hängt dann entscheidend
von zwei Faktoren ab: zum einen von der Bereit­
schaft der Arbeitnehmer, sich das Mehr an -Freizeit
auf die sonst zu fordernde Einkommenssteigening
anrechnen zu lassen-, zum anderen von der Qualität
der gleichzeitig durchzuführenden ausbildungspoliti­
schen Maßnahmen. In beiden Fälle!ll ist es die zen­
trale wirtschaftspolitische Konzeption, die Führung
geben und den flrfolg'sichern kann - einen Erfolg,
der über die Verminderung der Arbeitslosigkeit hin­
ausreicht.

Denn die Verbesserung, der immateriellen Elemel.1te
des Wohlstands, die mit der Arbeitszeitverkürzung
und den sie begleitenden Maßnahmen beabsichtigt
und bewirkt würde, hat nicht nur wathstumspoliti-'
schen und beschäftigungspolitischen Rang, sondern
auch verteilungspolitische Bedeutung. Nach einem
verbreiteten Empfinden ist die Verteilungsgerechtig­
keit im Bereich des immateriellen Wohlstands ­
beispielsweise in der Verteilung/der' Umweltquali- '
tät, der Bildungschancen oder der Arbeitsbedingun­
gen - vielleicht noch mehr beeinträchtigt als bei
Einkommen und Vermögen. Wird hier ein großer
Schritt getan, so 'darf man' erst recht erwarten, daß
die Vorteile de'r' Arbeitszeitverkürzung eindeutig

.überwiegen; statt ihnen allenfalls zuzubilligen, daß
sie den Nachteilen die Waage halten (Ziffer 41).
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v.
Methodische Erläuterungen

,A. Zur Bestimmung des gesamtwirtschaftlichen
Produktionspotentials (Sachkapazitäten)

-1. Verwendete Symbole:

t Zeitindex' (Jahre)

Kt durchschnittliches Bruttoanlagevermögen

Yt reales Bruttoinlandsprodukt

Y~ gesamtwirtschaftliches Produktionspotential

P~ Produktionspotentialdes Sektors Unter-
nehmen

empirisch gemessene Kapitalproduktivität ,

trendmäßige Kapitalproduktivität

k~ trendmäßige Kapitalproduktivität bei Voll­
auslal'itung der Sachkapazitäten

Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen
Produktionspotentials '

2. Das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential
setzt sich additiv zusammen aus der potentiellen
Bruttowertschöpfung des Sektors Unternehmen
(ohne Wohnungsvennietung), den Beiträgen des
Staates, der Wohnungsvermietung und der pri­
vaten Haushalte und Organisationen ohne Er­
werbscharakter zur realen Bruttowertschöpfung
sowie den Einfuhrabgaben. Beim Staat und den
übrigen Bereichen außerhalb des Sektors Unter­
nehmen (ohne Wohnungsvermietung) wird dabei
angenommen, daß deren Produktionspotential '
stets voll ausgelastet und daher mit den jeweili­
gen Beiträgen zur Bruttowertschöpfung identisch
ist.

Der Auslastungsgrad des gesamtvirirtschaftlichen
'Produktionspotentials ,errechnet sich nach der
Relation:

3., Das :produkti~nspotentialdes S~ktors Unterneh­
men (ohne Wohnungsvermietung) ist das Pro­
dukt des jahresdm:chschnittlichen Bruttoanlage­
vermögens und der trendriüißigen Kapitalp'roduk­
-tivit.ät bel Völlauslastung der Sachkapazitäten:

, ' ,

4. Die Berechnung der in die Potentialschätzung
eingehenden Kapitalproduktivitäten . erfolgt in
zwei Schritten.' Zunächst, werden trendmäßige
Kapitalproduktivitäteri mit Hilfe einer Iogarith-

,mischen Trendfunktion errechnet:

log ~t = log ,a" +t log b
, l
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Sodann wird die Kapitalproduktivität, die in die
Potentialberechnung eingeht, dadurch ermittelt,
daß der Trend parallel, durch denjenigen Wert
der empirisch gemessenen Kapitalproduktivitä-

'ten im jeweiligen Stützbereich verschoben wird,
der von seinem Trendwert am weitesten nach
oben abweicht: ,

log ki =ao + log Kt.
wobei ao = max (log kt - log KtJ ist.

Als Stützbereichfür die Ermittlu,ng der Trend-
, werte der Jahre 1960 bis 1970 wird die Periode
von 1960 bIS 1974 v'erwendeti für die Trendwerte
der Jahre 1971, 1972 und 1973 werden die Stütz­
bereiche 1961 bis 1970, 1962 bis 1971 und 1963
,bis 1972 genommen.

5. Nach dieser Berechnungsmethode wäre die Ent­
'wicklung der trendmäßigen Kapitalproduktivität
für die Jahre von 1974 bis 1978 aus der empiri­
schen Kapitalproduktivität der Zehnjahresab­
schnitte zwischen 1964 und 1977 zu ermitteln. Der
Trend würde jedoch in diesem Falle wesentlich
steiler abfallen als in den' Vorjahren, da' die
empirische Kapitalproduktivität 1974 und 1975

, sehr niedrig war. Wenn sicher wäre, daß darin
verstärkte Rationalisierungsanstrengungen zum
Ausdruck kommen, wäre das Ergebnis einer im
Trend niedrigeren Kapitalproduktivität gerecht­
fertigt. Es ist aber wahrscheinlich, daß der qrund
für den ,verstiirkten Rückgang überwiegend in
der niedrigen Kapazitätsauslastung während der
Rezession liegt. Würde k~ mit der durch die
Stärke des konjunkturellen Einbruchs beeinfluß­
ten Rate fortgeschrieben, könnte - wie die Er-

'fahrung nach 1967 zeigt - in absehbar'er Zeit
eine Niveaukorrektur nach oben notwendig wer­
den, wenn im Zuge des Aufschwungs die empi­
risch gemessene Kapitalproduktivität deutlich an­
steigt. Wir legen daher unserer Potentic?-lberech­
nung vorerst weiter eine Abnahm~rateder trend­
mäßigen 'Kapitalproduktivität von 1,0 vH zu­
grunde, wie sie für die Jahre 1964 bis 1973 ty­
pisch war.

6. Dber die Entwieklung der einzelnen Komponen-_
ten 'des P,ote'ntialwachstums -werden außerdem
folgende Annahmen gemad1t: .
- Bei der Fortschreibung des vom Statistischen_

Bundesamt geschätzten Bruttoanlagevermö­
gens wird davon ausgegangen, daß die -rea­
len- Bruttoanlageinvestitionen der Unterneh­
men' (ohne Wohnungsvermietung) 1978 um
41/2 vH und 1979 um 6 vH zunehmen.

- Die rechnerischen' Abgänge werden nach
einem VerfahreiJ. geschätzt, das einer quasi­
log!stischen Vetteilungsfunkti9n ähnelt.
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3. Die Reallohnposition ist in, unserer Rechnung da­
nach definiert als.

I'

1
(1 + ~Sl) . (1 + WpPV)

AGBosl
1 + 1-1

1 + WB1P',oSt 1 + WGNI' BLGSr~l

1 + W~SI '. 1 + WB1P' AGBosl
1 + . I

.BLGS~SI

BIP~,osl • GNI~

E'~sl BIP~

Die Symbole bedeuten:

BLG'S Bruttolohn- und -gehaltssumme

AGB Sozialbeiträge der Arbeitgeber
'. .

A Anzahl der abhängig Beschäftigten

E Anzahl d~r .Erwerbstätigen

ppv Preisindex ,für den privaten Ver­
brauch (von yerbrauchsteuerände­
rungen bereinigt) .

BIpr Bruttoinlandsprodukt in konstanten
, Preisen

GNIr Gross National Income in konstanten
Preisen

oSt Gesamtwirtschaft ohne Staat

jeweiliges Beobachtu~gsjahr

Das Gross National Income in konstanten
Preisen ist gleich ,dem Bruttoinlandsprodukt .
in konstanten Preise,n abzüglich des Außen­
beitrags in konstanten. Preisen und zuzüg­
lich des Außenbeitrags in, konstanten Im­
portpreisen. Der Außenbeitrag in konstanten
Imp<,>rtpreisen wird ermittelt; indelll inan den
Außenbeitrag in jeweiligen Preisen mit dem
Preisindex der Einfuhr deflationiert (JG 66
Anhang VI, Ziffer 5).'

BLGS~SI + AGB~sl •_1_ .

, A~sl P~v

ben unsere Schätzungen .ergeben, gering zU: ver­
anschlagen sein (JG 65 Ziffer 99 und JG 66 Zif­
fer 335). Eine verläßliche quantitative Messung
des Effe~tes, der von, Veranderungen der Kapi­
talkosten auf den Verteilungsspielraum ausgeht,
ist außerordentlich schwer. Uber die Faktoren,
die die Entwicklung der Kapitalkosten in der
Vergangenheit bestimmten, haben wir nur unzu­
längliche Kenntnisse. Der Fehlerberei~h der Be­
rechnung der Kapitalkosten ist daher groß. Bei
der Berechnung der Reallohnposition, wie wir sie
in unserem Jahresgutachten ausweisen, bleiben
daher Veränderungen der Kapitalkosten außer
Ansatz; das gleiche gilt für den Lohnsummen­
effekt des Wandels der Bei?chäftigtenstruktur.

(2) WRLP .

.4. Für die prozentuale Veränderung' der Reallohn­
position, wie wir sie in Tabelle 15 ausweisen;
gilt'

B. Zur Berechnung der Reallohnposition
der Arbeitnehmer

2. Die Zunahme des durchschnittlichen realen Ar­
heitseinkorrimens der _A~rbeitnehmer ·vlird bere.ch­
mit, indem man den Anstieg aller in der Volks­
wirtschaft erzielten Bruttoeinkommen aus unselb­
ständiger Arbeit, das ist die Summe aller Brutto­
löhne und -gehälter zuzüglich der Sozialbeiträge
der Arbeitgeber, um' den Anstieg der Verbrau­
cherpreise bereinigt. Dabei bleiben Preissteige­
rungen außer Ansatz, die auf die Erhöhung von
Verbrauchsteuern zurückzuführen sind.. Bei der
Bemessung dessen, was an zusätzlichem Sozial-

.rrodukt pro Kopf der Erwerbstätigen m'ehr zu
. verteilen ist, werden Veränderungen des .realen
Austauschverhältnisses im -Außenhandel (Terms
of Trade) berücksjchtigt. Wenn sich beispielsweise
die Terms of Trade für das Inland verschlechtern
also die Einfuhrpreise in Relation zu dEm Ausfuhr~
preisen steigen, dann. müßten die Reallöhne um,
das Ausmaß des Einkoinnienseffekts der Ver­
schlechterung der Tauschrelation hinter dem' Fort- .
schritt der gesamtwirtschaftlichen Produktivität
zurückbleiben. Erhöhungen der Beiträge zur So­
zialversicherung, dje die Unternehmen z'ugunsten
der Arbeitnehmer leisten, würden ebenso den
Spielr<;lum für' auszahlbare Lohnsteigerungen
schmälern. Dasselbe gilt auch für eine dauerhafte
Erhöhung der Kapitalkosten, die nicht durch eine
entsprechende Zinssenkung 'aufgefangen werden
kann. Streng genommen müssen bei der Ermitt­
lung des VerteÜungsspielraumes auchWandlun­
gen in der Beschäftigtenstruktur berücksichtigt
werden. Die,se können dann eintreten, 'wenn Be­
schäftigte.·· innerhalb oder zwischen Wirtschafts­
zweig.en oder wenn sie innerhaib oder zwischen
den Lol;mleistungsgruppen wechseln, oder wenn
sie zwischen RegiQnen wandern. Diese Effekte,
die wir zusammenfassend als die Lohnsummen­
effekte des Wap.dels der Beschäftigte~s'truktur
bezeichnet haben, dürften im al~gemeinen,so ha-

7. Der Berechnung, des Produktionspotentials bei
Normalauslastung wird der langfristige Durch­
schnitt der Auslastung der Sachanlagen von
971/4 vH zugrunde gelegt.

1. Die Reallohnposition steIlt eine Maßzahl dar, an
der wir Änderungen der Verteilungsposition der
Arbeitnehmer messen. An' den Veränderungen
der Reallohnposition läßt sich ablesen, ob Ver-.
'änd~rungen des gesamtwirtschaftlichen realen
Durchschnittslohnes im Hinblick auf das Kosten­
niveau neutral gewirkt haben. Kostenniveauneu­
tral nennen wir einen Anstieg des' durchschn,itt­
lichen Reallohnes dann; wenn dieser nicht größer
ist als der Prozentsatz, um den sich in der Ge­
samtwirtscha,ft das Produktionsergebnis je Er­
werbstätigen ändert (JG 64 Ziffer 248). Aufgrund
der Schwierigkeiten, die bestehen, die Produk­
tivitätsentwicklung im Sia~tssektor zu messen,
bleibt dieser in der Berechnung der Reallohnpo­
sition außer acht.
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DabeJ bedeutet W die prozentuale Verände­
rungsrate (1 vB = 0,(1) der je,weiligen,
durch das Suffix bezeichneten Größe gegen­
über dem vorangegangenen Beobachtungs- ,
jahr.

Der Zähler des Bruche? auf der rechten Seite von
Gleichung (2) kennzeichnet den Zuwachs beim
ausgezahlten Reallohn der Arbeitnehmer, der
Nenner die Veränderung des Verteilungsspiel:'
raums. Im einzelnen ist .

1 +WB""'

1 + ~lbs

(1 + WASt). (1 + Wppv)

:1 + WBIP',~SI
1

1
die Zuwachsrate der realen Bruttolohn- und -ge­
haltssumme je Arbeitnehmer

/ der Produktivitätseffekt

1 + WGNI,
1

1 + WB1P'

AGBoSt
1 + l.

BLGS~St
1

der Terms-of-Trade-Effekt

der Lohnkosteneffekt der Sozialbeiträge der Ar­
beitgeber

C: Zur Berechnung der 2.
bereinigten Zentralbankgeldmenge

r Reservesatz '
E Reservepflichtige Bankeinlage~

.'t Zeitindex für die Kumulation des Kor­
.rektu'rpostens

tu Zeitpunkt,' zu welchem die Kumulation
des Korrekturpostens begonnen wird.

Di~ bereinigte Zentralbankgeldmenge Zb er.-
gibt sich dann als, .

(5) zr = BGt + (MRt + Kt) + URt .

Gelten für unterschiedliche Einlagearten ver­
schiedene Reservesätze, so ist r ein durch­
schnittlicher Reservesatz (Reserve-Soll in vB
der re'servepflichtigen Einlagen). welcher
nicht nur auf mindestreservepolitische Maß­
nahmen, son;dern a)lch auf vom Publikum
und·von den Banken bewirkte Verschiebun­
geri. in der' Einlagenstruktur reagiert. Da diE1
Zentralbankgeldmenge nur um die reinen
Effekte mindestreservepolitischer Maßnah­
men bereinigt werden soil, muß die Bereini­
gung nach einzeln~n Ein.lagearten getrennt
vorgenommen werden. Für die Mindest­
reserven gilt

't '
(8) .6.K"l:=l=l- (rl"l:,-rl"l:.tlEi~_1

Dieser Ausdruck ist nur dann lJngleich Null,
wenn die Bundesbank wenigstens einen der
Reservesätze zwischen zwei Z.eitpunkten
ändert.

Dabei ist
Index der Einlagearten, für die unter­
schi~dlicheReservesätze gelten.

Die Bereinigung erfolgt getrennt für jede,
Einlageart nach den Formeln (2) bis (4). Die
nach einzelnen Einlagearten bereinigte Zen~

, tralbankgeldmenge ist dann

b' t .
(1) Zt = BGt + 1= 1 (ritEit + KiJ + URt

,Nach Ausdruck (7) wird die Zentralbank­
geldmenge nur um den reinen Effekt min­
destreservepolitisch bewirktE~r Reservesatz­

. __ . änqerungen bereinigt, denn für den Korrek­
~urposteIi gilt

3. Die IIZentralbankgeldmenge bei konstanten.
Reservesätzen" , wie sie die Bundesbank be-

I , \ •

um
er-

Es ist

Dabei bede'uten

t

(3) K t == 1: 6K"l:
"l:=to

mit

(4) 6K"l: = - (I~:-:-r~.d E"l:_I

1. Die Zentralbankgeldmenge ist in d'er von uns
verwendeten Abgrenzung definiert als

(1) Zt = BGt + MRt + ORt

Die Symbole haben folgende Bedeutung:

Z Zentralbankgel~menge

BG Barg'eldumlauf

MR Mindestreserven

UR Uberschußreserven

t Zeitindex

Die Bereinigung der Mindestreserven
den Effekt von Reservesatzänderungen
folgt mit Hilfe eines ;Korrekturpostens '

(2) MRr = MRt *' Kt,
Dabei bedeuten:

MRb Bereinigte Mindestreserven

K .Korrekturppsten
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rf

rechnet,' 'ist zu jedem Zeitpunkt t wie folgt
definiert 1) :

,ZF = BGt + I~ I rf EIl
Dabei ist

EI, Reservepflichtige Verbindlichkeiten
gegenüber Inländern
Reservesatz für die Einlageart i in der
Basisperiode.

D. Zum Konzept des konjunkturneutralen Haushalts

1. Nach dem Konzept des konjunkturneutralen
Hausha~ts messen wir konjunkturelle Impulse

,der Finanzpolitik, indem wir das tatsächliche
Haushaltsvo,lumen mit einem konjunlj:.turneutra-,
len vergleichen. Ein Haushaltsvolumen ist nach
diesem Konzept dann konjunkturneutral; wenn
es für sich genommen keine Abweichungen der
Auslastung des gesamtwirtschaftlichen Produk­
tionspotentials von dem bewirkt, was mittel­
fristig als normal angese4en wird. Die Privaten
sind daran gewöhnt, daß der Staat direkt oder
indirekt einen Teil des Produktionspotentials für
seine Aufgaben in Anspruch nimmt und ihnen
einen Teil ihres Einkon1nlsns durch Steuern ent­
zieht. In dem Maße, wie das Produktionspoten'-'
tial wächst, kann der Staat auch seine Ansprüche
erhöhen, ohne daß sich daraus stabilitätspoli-

"" tische Probleme ergeben; hielte er sich zurück,
könnte sich eine Unterauslastung des Produk­
tionspotentials ein'stellen. Abweichung,Em von
dieser mittelfristig normalen Inanspruchnahme
des PrQduktionspotentials dur<;h den Staat wer­
den nur dann als konjunktti.rneutral angesehen,
wenn dieser gleichzeitig durch ,eine Änderung
seiner steuerlichen Einnahmenregelungen die
Privaten veranlaßt, ihre Ansprüche, an das Pro-,
duktionspotential entsprechend zu ändern.

2. Der konjunkturelle Impuls mißt nur die primären
Wirkungen, die von einer Abweichung des tat­
sächiichen Haushaltsvolumens vom konjunktur­
neutralen ausgehen. Allenfalls sie, nicht auch
Sekundär.wirkungen der Finanzpolitik lassen
sich situation11neutral bestimmen. Nicht erfaßt
werden auch die Auswirkungen von Änderungen
in der Struktur der öffentlichen Ausgaben und
der Steuereinnahmen (JG 74 Ziffern 400 ff.).

3,. Gerechnet wird der konjunkturelle Impuls als
Abweichung der finanzwirtschaftlichen Quoten
(Staatsquote, volkswirtschaftliche Steuerquote '
und - davon abhängig - konjunktmbereinigte
Kreditfinanzierurigsquote) von ihren mittelfristi­
gen Bezugsgrößen. Zunächst wird das Haushalts­
volumen errechnet, das konjunkturneuttal wäre
auf der Basis einer mittelfristig konstanten
Staatsquote, ermittelt als Produkt aus der Staats-

1) Seit März 1978 verwendet die Deutsche Bundesbank
den Bargeldumlauf ohne die seit diesem Monat an­
rechenbaren Kassenbestände der Kreditinstitute.

, quote, des Basisjahtes und dem jeweiligen Pro­
duktionspotential bei konjunkturneutralem Preis-

,niveau. Das konjunkturneutrale Preisniveau ha­
ben wir definiert als den mit der Rate der kon­
junkturneutraleI?- Preisni~eausteigerung des' Jah­
re's' t inflationierten Preisindex des Bruttosozial- ,
produkts des ,Jahres t -.:.. 1. Ein, Anstieg des
Preisniveaus g~lt als konjunkturneutral, wenn er
durch keine marktwirtschaftliche" Strategie bei
Vermeidung unzumutbarer Beschäftigungsrisiken
kurzfristig niedriger gehalten werden kann. Die­
ses Haushaltsvolumen ist Zu bereinigen um das,
was der Staat durch seine Steuerpolitik <im Spiel­
raum für seine Ausgabentätigkeit verändert hat,
ermitt~lt als Produkt aus der, Abweichung der
Steuerquote des Jahres t von der des Basisjahres
und dem BruttosQzialprodukt bei konjunktuineu­
tralem Preisniveau und Normalauslastung des
Produktionspotentials im Jahre t. ·Das so ermit- '
t\'!lte konjunkturneutrale Haushaltsvolumen wird
mit den tatsächlichen Ausgaben der Gebietskör­
perschaften verglichen, die Differenz ist der kon-

, junkturelle Impuls.

4. Die verwendeten Symbole haben folgende Be­
deutung:

P[ Produktionspotential' in Preisen von 1970
im Jahtt

Pt "konjunkturneutrale" Erhöhung des Preis­
niveaus (Preisindex des Bruttosoz;alpro­
duktes) 'im Jahr t (in vH)

P~ Produktionspotential, inflationiert mit dem
Preisindex des Bruttosozialproduktes im
Vorjahr (t - 1) und der "konjunkturneu­
tralen" Erhöhung des Preisniveaus (pt) im
Jahrt

P; Produktionspotential in jeweiligen Preis~n
(Deflator des Bruttosozialproduktes) irri
Jahr t

Iv Normalauslastungsgrad des Produktions­
potentials (in vH)

,G: tatsächliche Staatsausgaben im Jahr t

go ' -Anteil deI' Staatsausgaben am Produktions­
potential (Staatsqtiote) im Basisjahr (in vH)

G~ S,t~atsausgaben im Jahr t bei gleichem"
StaatsaD:teil am' Produktionspotential 'wie
. ,.' . " (go' Pt)
1m BasIsJahr: ---

" 100

Y; Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen
im Jahr t '

Y~ Bruttosozialprodukt" bei Normalauslastung
des Produktionspotentials (Pt) im Jahr t

Y~ Bruttosozialprodukt bei "konjunkturneutra­
lein" Preisniveau im Jahr t

to volks~irtschaftliche Steqerquote (Anteil der
tatsächlichen Steuereinnahmen am' Brutto­
sozialprodukt) im Basisjahr (in vH)

" .
t l 'volkswirtschaftliche .Steuerquote im Jahr l

(lrt vH)
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5" Definitionen

Tv = tt .yt
~ t 100'

1.1' = to'· yt'.
t 100

Gi
realisierte Staatsquote: it =: -·100

Pi
potentialorientierte Kreditaufnahme , im ' Basis-
jahr: '

, . t '
K~ = p~ +1;0 . (Y~ -y~)

Die Differenz der Steuerquöten des laufenden'
Jahres (tt) und des Basisjahres (to) - als Maß

für Veränderungen in den Entzugseffekten des
Steuersystems ---:. gewichten wir seit 1974, an­
ders als bei den' Rechnungen in früheren Gut-'
achten, nicht mehr mit dem Bruttosozialprodukt
in jeweiligen Preisen (Yl), sondern mit dem
Bruttosozialprodukt bei Normalauslastung des
Produktionspotentials zu konjrinkturneutralen
Preisen (yr). Hierdurch. sollen konjunkturbe­
dingte und inflationsbedingte Schwankungen im
Steueraufkommen besser als bisher bei der Er­
mittlung des konjunkturneutralen Haushalts­
volumens ausgeschaltet werden. Konjunkturbe­
djngte und .inflationsbedingte Schwankungen' in
den Steuerquoten vermögen wir allerdings nach
wie vor nicht hinreichend genau zu erfassen
(sieheJG 70 Ziffer 341).

Konjunktureller Impuls:

Hr> Gi : kontraktiv; ,

~ = Gi : kcinjunkturneutral

Hf< Gi : expansiv
. , . Hn
konjunkturneutrale Staatsquote: nt = _t ·100

, P~

. " Gi
be~nspruchte Staatsquote: bt = p~. 100

t

Iv' p~
100

•tatsächlicher Finanzierungssal~o im Basis-
jahr

pi
o

Y~ =

. ,

T~ VollbeschäftigungssteuereinnahmeIi im Jahr
t ,bei gleicher Steuerquote wie im jeweili­
gen Jahr'

T~ VollbeschäHigungssteuereinnahmen im Jahr
t bei gleicher Steuerquote wie im Basisjahr:
(to ' yn '

100

H~ konjunkturneutrales Haushaltsvolumen ' im
.J&hrt

llt' konjunkturneutrale Staatsquote im. Jahr t
. (in vH)

bt . beanspruchte Staatsquote im Jahr t (in vH)

. it realisierte Staatsquote im Jahr t (invH)

So sonstige Einnahmen im Basi~jahr

. St sonstige Einnahmen im Jahr t

K~' , potentialorientierte Kreditaufnahme im Ba-.
sisjahr

K~ pötentialorientierte Kreditaufnahme im
Jahr t

'6. Zur Berechnung' der Steigerungsrate für eine korijunkturneutrale Ausweitung der Staatsausgaben (be­
zogen auf die Ist-Ausgaben des Vorjahres)

. [( Hf Pt) (PL 1 ) " , ] .

(
ffi" ) . GI'- pn •~ . (100 + Pt d + (tt+,l - tt) Y:

t
' + 1 . .

-tt+ 1 ..,... 1 . 100 = ...;......_t::...._..:t:....._.;...:t:....._________ -,' ,1' • 100 =
Gt ' , . 100 . . Gi . 100 '

[(
pr + 1\. (1.00 +'Pt + 1)

= pr") 100 +
it, ,. .

, nt

(t't + 1 ~'tt) YY. + 1 '- 1.J • 100
Gi' 100 '

. ,

.... '

Zw:is~en' den Werten der konjunkturneutralen Steigerungsrate in' Zeile (b) der Tabelle 27- 'und· den
Werten iIi den Zeilen (c), (d), (e) und (f) besteht folgender Zusammenhang:,

, ,[ [100 +.(c)] • [100 + Cd)] , ' J .

b = 100, 100 +,' 'l(e
O
)O _, ~. • 100

. 100 - (f)' ,
, . . . 100' -
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1. Zur Berechnung des konjunkturneutralen Finan­
zierungssaldos

(a) potentialorientierte Kreditaufnahme:

p~
Iq=~' 'pi

o

Diese Größe tritt. an die Stelle der früher
ausgewiesenen "konjunkturneutralen län­
gerfristigen Kreditaufnahme" zuzüglich der·
au;slastungs- und inflationsbedingten Ände­
rung im Deckungsbeitrag dieser Größe (frü­
her zusammen mit (d)).

(b) auslastungsbedingte Steuermehreinnahmen
bz\'l. Mindereinnahmen:

. 1)

tt
-. (yr - yo
100

(c) - inflationsbedingteSteuermehreinnahmen:
1)

~. (Yt-Yr)"
100

".

(d) Änderung im Deckungsbeitrag der "Sonsti­
gen Einnahmen":

Der konjunkturneutrale Finanzierungssaldo er­
gibt sich als Summe der Kompon.enten (a) bis (d).

. 1) Die auslastungsbedingten und die inflations.bedingten
Steuermehreinnahmen bzw. Mindereinnahmen werden
mit der jeweil~gen Steuerquote und nicht - wie bis
1975 - mit der Steuerquote des Basisjahres errechnet.
Diese Änderung wurde dadurch erforderlich, daß ·der
konjunkturneutrale Ausgabenspielraum, der durch eine
Änderung der steuerlichen Einnahmenregelungen ent­
steht, niCht mehr wie früher aufgrund der tatsäch~

lichen Steuereinnah;men errechnet wird, sondern auf­
grund der Vollbeschäftigungssteuereinnahmen.
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VI.
,

Statistischer Anhang*)

Drucksache 8/2313

Erläuterung von Begriffen der 'Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen für die Bundesrepublik Deutsch-
land."., .. ""." .. ,', ... , .. ,."" .. ,.""".,.,

Tabellenteil , : .. , .. '. , .. , , , '. , . , , , . , , , , , , , . ,', , , , , , ,

Internationale Tabellen , .. ",' ... ,., .... ", .....

Tabellen für die Bundesrepublik'Deutschland

Seite

Tabellen

Tabellen

218

,221

1*-11'

12'-62'

I,

") Bei den in den Tabellen' 14' bis 25" nachqewiesenen Daten aus den Volkswirtschaft­
lichen Gesamtrechnungen konnten auf Gru~d der im Jahr~ 1977 vom Statistischen B;'m­
desamt vorgenommenen Revision' nur Angaben ab 1960 gebracht werden (vgl. hierzu
auch die Erl,äuterungen S, 218 ff,). .
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Erläuterung
von Begriffen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen

. für die Bundesrepublik D!'!utschland .

1. Vorbemerkung·

Die' Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der
Bundesrepublik Deutschland werden. in mehrjähri­
gen Abständen einer umfassEmden Revision unter­
worfen. Eine solche Revision wurc;Ie auch 197'7
durchgeführt. Die in diesem Jahr dargestellten Er­
gebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun­
gen sind für den Zeitraum' ab 1960 revidierte Daten.

. Die Revision hatte zum Ziel, die Ergebnisse aus
Statistiken, die nur in mehrjährigen Abständen
durchgeführt werden und in den laufenden Berech­
nungen nicht berücksichtigt werden konnten, erst~

malig in die Berechnung einzuarbeiten. Auch die
Konzepte und Definitionen sind im Zuge dieser Re­
vision zum Teil geändert worden, um neuen An­
for.derungen Rechnung tragen zu können. Die Be­
rechnungen in konstanten Preisen wurden vom
Basisjahr 1962 auf das Basisjahr 1910 umgestellt.

2. Sektoren' der Volkswirtschaft

Die inländischen wirtschaftlichen Institutionen sind
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu
Sektoren zusammengefaßt. In der Grurideinteilung
werden drei Sektoren unterschieden, nämlich Un­
ternehmen, Staat sowie private Haushalte und. pri­
vate Organisationen ohne Erwerbscharakter.

Zu den Unternehmen rechnen alle Institutionen, die
vorwiegend Waren und Dienstleistungen. produzie­
r.en bzw. erbringen und diese gegen spezielles Ent­
gelt verkaufen,. das in der Regel Uberschüsse ab­
wirft oder mindestens die Kosten deckt. Hierzu
gehören auch landwirtschaftliche Betriebe,' Hand­
werksbetriebe, Ein- und Verkaufsvereinigungen,
Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Arbeits-

. stätten der freien Berufe, die Deutsche Bundesbahri,
die Deutsche Bundespost und sonstige Unternehmen,'
die' dem Staat gehören, unabhängig 'von ihrer
Rechtsform, ferner die Wohnungsvermietung .ein­
schließlic~der Nutzung von Eigentümerwohnungen.

Der Staat umfaßt folgende öffentliche Körperschaf-
- ten: Bund e~.nschl. ~as_tena~sgl~~ch~for:ds uAd E~P- I

Sondervermogen, Lander emschl. ~tadtstaaten, Ge­
meinden und Gemeindeverbände, und zwar Hoheits­
und Kämmereiverwaltungen (also nicht ihre Unter­
nehmen), ferner Zweckverbände, soweit sie Aufga­
ben .erfüllen, die denen der Gebietskörperschaften
entsprechen, und die Sozialversicherung einschI. der
Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst.

In den Sektor der privaten Haushalte sind die pri­
vaten Organisationen ohne Erweibscharakter einge­
schlossen, wie Kirchen, religiöse und weltanschau-
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liche Organisationen, karitative, kulturelle und wis­
senschaftliche - sowie überwiegend von privaten
Haushalten finanzierte - und im Erziehungswesen
tätige Organisationen, politische Parteien, Gewerk­
schaften, Sportvereine, gesellige Ve'reine usw.

3. Das Sozialprodukt und seine Entstehung

Das Sozialprodukt gibt in' zusammengefaßter Form
ein Bild der 'wirtschaftlichen Leistung der Volks­
wirtschaft.

Von seiner Entstehung her gesehen wird das Sozial­
produkt über das Inlandsprodukt berechnet. Inlands­
produkt unQ Sozialprodukt werden im allgemeinen
sowohl "brutto" als auch "netto" (d. h. nach Ab­
zug der Abschreibungen) berechnet und dargestellt.
Ausgangsgröße für die Ermittlung des Inlandspro­
~ukts sind in der Regel die Produktionswerte (Wert
der Verkäufe von. Waren und Dienstleistungen aus
eigener Produktion sowie von Handelsware an an­
dere Wirtschaftseinheiten, Bestandsv~ränderungan
Halb- und Fertigwaren, selbsterstellte Anlagen) der
einzelnen Sektoren bzw. Wirtschaftsbereiche'. Zieht
man hiervon die sogenannten' Vorleistungen (Wert
der Güter, die illlländü;che Wirtschaftseinheiten
von anderen Wirtschaftseinheiten bezogen und im
Berichtszeitraum im Zuge der Produktion verbraucht'
haben) ab, erhält man die Bruttowertscböpiung der
Wirtschaftsbereiche. Durch Addition der Brutto­
wertschöpfung der Unternehmensbereiche erhält
man zunächst die unbereinigte Bruttowertschöpfung
der Unternehmen insgesamt; sie umfaßt u. a. die
unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen und
die abzugsfähige Mehrwertsteuer auf, Investitionen
(gekürzt um Investitionsteuer), schließt jedoch die
Einfuhrabgaben aus. Zieht man von der unbereinig­
ten aruttowertschöpfung der: Unternehmen insge­
samt die unterstellten Entgelte für Bankdienstlei­
stungen und die abzugsfähige Vorsteuer auf Inve­
stitionen (vermindert um Investitionsteuer) ab, er­
hält man die Brllttowertschöpfung des Unterneh­
menssektors. Addiert man hierzu die Bruttowert­
schöpfung des Staates, der IJrivafen Haushalte und
<;ler privaten Organisationen ohne Erwerbscharak­
ter, ergibt sich die gesamte Bruttowertschöpfung der
Volkswirtschaft. Um das Bruttoinlarridsprodukt zu er­
halten, müssen zur Bruttowertschöpfung die-Einfuhr­
apgaben, die vom Staat'oder von Institutionen· der
Europäischen Gemeinschaften (übrige Welt) auf ein­
geführte Gi.j.ter erhoben werden, hinzugefügt wer­
den. Dieser Schritt läßt sich nur für alle Sektoren
'zusammen vollziehen, da die· Einfuhrabgaben alle
Sektoren betreffen und vereinfachende Bilfskon-

. struktionen nicht aalwendbar sind.
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Erhöht man das Bruttoinlandsprodukt um' die, Er­
werbs- und Vermögenseinkommen, die inländische
Personen bzw. Institutionen von der übrigen Welt
bezogen habeiIJ., und zieht man die Erwerbs- undVer­
mögenseinkommen ab, die an die übrige Welt ge-,
flossen sind, ergibt sich das Bruttosozialprodukt zu'
Marktpreisen.

Das Bruttosozialprodukt -zu Marktpreisen ist; von
seiner Verwendung her gesehen, gleich der Stimme
aus dem letzten Verbrauch (Privater und Staatsver­
brauch); den Bruttoinvestitionen und dem Außen­
beitrag. Der Außenbeitrag ergibt sich nach Abzug
der Einfuhr von Waren und Dienstleistungen­
(einseh!. der Erwerbs- und Vermögenseinkommen an'
die übrige Welt) von der Ausfuhr von Waren und
Dienstleistungen (einsch!. der Erwerbs- und Vermö- .
genseinkommen aus der übrigen Welt).

Zieht man vom Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen
die verbrauchsbedingten, zu Wiederbeschaffungs­
preisen bewerteten- Abschreibungen ab, erhält man
das Nettosozialprodukt zu' Marktpreisen. Hieraus
leitet sich durch Kürzung um die indirekten Steuern
(PrC?duktionssteuern und Einfuhrabgaben) und durch
~ddition der für die laufende Produktion gezahlten
staatlichen Subventionen das Nettosozialprodukt zu
Faktorkosten ab. Es ist identisch mit dem V6lkseiIi­
kommen.

Die einzelnen Begriffe hängen, 'schematisch darge­
stellt, wie folgt zusammen:

Bruttowertschöpfung
+ Einfuhrabgabe.n

B:uttoinlandsprodukt'

+ Saldo der Erwerbs- unl;! Vermögenseinkommen
zwischen Inländern und der übrigen Welt

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen

Abschreibungen

Nettosoz'~alproduktzu Mar~tpreisen

Indirekte' Steuern

~, Subventionen

Nettosozialprodukt zu Faktorkosten = Volks­
einkommen

4. Verteilung des Volkseinkommens

Das Yolkseinkommen iS,t die Summe aller Erwerbs­
und Vermögenseinkommen, die Inländern letztlich
zugeflossen sind. Es umfaßt, - in der Gliederung
nach Sektoren - die Erwerbs- und Vermögensein­
kommen der privaten Haushalte und privaten Orga­
nisationen .ohne Erwerbscharakter, die Einkommen
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen des Staa­
tes und die unverteilten Gewinne der Unternehmen
mit eigener Rechtspe'rsönlichkE!it.

In der Verteilungsrechnung d~s V~lkseinkommens
werden zwei wichtige Einkommensarten unterschie­
den, nämlich Einkommen aus unselbständiger Arbeit

und Einkommen aus Unternehmertätlgkeit und Ver­
mögen.

Das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
umfaßt die Bruttolohn-und, -gehaltssumme und
die tatsächlichen und unterstellten SoZialbeiträge
der Arbeitgeber. .

Das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen enthält das Einkommen der privaten
Haushalte und des Staates aus Zinsen, Nettopachten,
Einkommen aus immateriellen Werten, Dividenden
und sonstigen Ausschüttungen der Unternehmen mit
eigener Rechtspersönlichkeit sowie Einkommen der
Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, und
'zwar nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschul­
,den bzw. auf die öffentliche Schuld. Dazu kommen
di~ unverteilten Gewinne der Unternehmen mit eige­
ner Rechtspersönlichkeit (Kapitalgesellschaften, Ge-
nossenschaften usw.). .

Die Anteile der Sektoren am Volkseinkommen ent­
halten einerseits noch die aus den Einkommen zu
leistenden direkten Steuern, derjenige der .privaten
Haushalte außerdem'die Sozialbeiträgei andererseits
sind die von den privaten Haushalten empfangenen
Renten und übrigen laufenden Ubertragungen noch
nicht einbezogen.

Erhöht man den Anteil der privaten Haushalte (und
privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter) am
Volkseinkommen um die ,Renten, Pensionen, 'Unter­
stützungen und ähnliches, die die privaten Haus­
halte vom Staat und von den anderen Sektoren so­
wievop.der übrigen Welt bezogen haben, und zieht'
man von die:ser Summe die von ihnen an den StaC).t
geleisteten direkten Steuern sowie' die an eille Sek­
toren und die übrige Welt geleisteten Sozialbeiträge
und sonstigen. laufenden Ubertragungeri ab, ergibt
sich das verfügbare Einkommen des Haushaltssek­
tors. Das verfügbare Einkommen der privaten Haus­
halte kann sowohl einseh!. als auch ohne nicht ent­
nommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene
Rechtspersönlichkeit dargestellt wen:len. Dasselbe
gilt für die Ersparnis der privaten Haushalte, die
man erhält, wenn man vom :verfügbaren Einkommen

, den Privaten Verbrauch abzieht.

5. Verwendung des Sozialprodukts- ,

Auf der Verwe:(ldungsseite des Sozialprodukts wer­
den der Private Verbrauch, der Staatsverbrauch, die
BruttoinvestitIonen und der Außenbeitrag unter-
schieden. "

Der Private Verbrauch umfaßt die Waren- und
Dienstleistungskäufe der inländischen privaten Haus­
,halte für Konsumzwecke und den Eigenverbrauch der
privaten Organisationen ohne' Erwerbscharakter. Ne­
ben den tatsächlichen Käufen sind auch bestimmte
unterstellte Käufe einbegriffen, wie z. B. der Eigen­
verbrauch der ,Unternehmer, der Wert der Nutzung

,von Eigentümerwohnungen sowie Deputate der Ar­
beitnehmer. Der Verbrauch auf Geschäftskosten wird
nicht zum Privaten Verbrauch ge.rechnet, sondern zu
den Vorleistungen der Unternehmen. Nicht enthal-
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ten sind ferner die Käufe von Grundstücken und Gec

. bäuden, die zu den Anlageinvestitioneri zählen.

Der Staatsverbrauch entspricht den Aufwendungen
des Staates für Verwaltungsleistungen, die der All­
gemeinheit ohne spezielles Entgelt zur Verfügung
gestellt werden. Er ergibt sich nach Abzug der Ver­
käufe sowie der selbsterstellten Anlagen vom Pro­
duktionswert des Staates, der anhand der laufenden
Aufwendungen 'der Institutionen des Staa:tssektors
gemessen wird. Zu den laufe'tiden Aufwendungen
für Verteidigungszwecke wird auch der Erwerb von
militärischen Bauten und dauerhaften militärischen
Ausrüstungen gerechnet. Sachleistungen der Sozial­
versicherung, der Sozialhilfe usw. an private Haus- .

. halte zählen zumStaa,tsverbrauch und nicht zum
Ptivaten'Verbrauch.

, Die .Bruttoinvestitionen setzen sich aus Anlageinve­
stitionen (Ausrüstungen und Bauten)' und der Vf,Jr-
ratsveränderung zusammen. .

Die Anlageinvestitionen umfassen: die Käufe. neuer
Anlagen sowie von gebrauchten Anlagen und Land
nach Abzug der Verkäufe von gE!brauchten Anlagen
und Land. Als Anlagen werden in diesem Zusammen­
hang alle dauerhaften reproduzierbaren Produktions­
mittel angesehen, mit Ausnahme dauerhafter militä­
rischer Güter und dauerhafter Güter, die in den Pri-'
vaten Verbrauch eingehen. Als dauerhaft gelten die­
jenigen Produktionsmittel, deren Nutzungsdauer

. mehr als ·ein Jahr beträgt und die :normalerweise
aktiviert· und abgeschrieben werden; ausgenollllnen
sind geringwertige Güter..

Die Anlageinvestitionen werden unterteilt in AUs­
rüstungsinvestitionen (Maschinen und maschinelle
Anlagen, Fahrzeuge usw.) und Bauinvestitionen
(Wohngebäude, Verwaltungsgebäude, gewerbliche
Bauten, Straßen, Brücken, Wassen~Tegeusw.).

Die Vorratsveränderung wird anhand von Bestands­
angaben für Vouäte berechnet, die zunächst auf
eine konstante Preisbasis (1970) umgerechnet wer­
den. Die Differenz zwischen Anfangs- und Endbe­
ständen wird· anschließend ,mit jahresdurchschnittli"
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ehen Preisen bewertet. Die so ermittelte Vorratsver­
änderung ist frei von Scheingewinnen und -verlu­
sten, die aus preisbedingten Anderungen der Buch­
werte resultieren.

Als Außenbeitrag wird die Differenz zwischen der
Ausfuhr und Einfuhr von Waren und Dienstlei­
stungen bezeichnet. Erfaßt werde,n die Waren- und
Dienstleistungsumsätze zwischen Inländern und der
übrigen ·Welt. Einbezogen in die Ausfuhr sind Er­
werbs- und Vermögenseinkommen, die Inländer von
der übrigen Welt bezogen hab~ni in der Einfuhr sind.
die an die übrige Welt geflossenen Erwerbs- und

. Vermögenseinkommen enthalten.

Beim Vergleich mit entsprechenden Positiqnen der
Zahlungsbilanz ist zu beachten, daß inden Volks­
w~rtschaftlichenGesamtrechnungen die übrige Welt
neben dem Ausland 'auch die DDR und Berlin (Ost)
umfaßt.·

6. Das Sozialprodukt in konstanten Preisen und
die Preisentwicklung des Sozialprodukts

DC!s Sozialprodukt· und die wichtigsten' Teilgrößen
der Entstehungs- und Verwendungsrechnung Werden
auch in konstanten Preisen (von 1970) berechnet.
Man spricht in diesem Fall auch vom realen Sozial~

produkt im Gegensatz zum nominalen, das in jeweili­
gen Preisen ausgedrückt ist. Dividiert man 'nomina~e

durch die entsprechenden realen Größen, erhält man
Preisindizes auf der Basis 197Q. Diese Preisindizes
haben eine wechselnde Wägung, das heißt, ihnen
liegt der IIWarenkorb" des jeweiligen Berichtsjahres
zugrunde. Sie zeigen den Preisstand im Berichtsjahr
verglichen mit dem von 1970; die Preisentwicklung
gegenüber dem jeweiligen Vorjahr ist aus ihnen ­
wegen d~r wechselnden Wägung - nur mit Ein­
schränkungen abzulesen.

Weitere Hinweise zum Inhalt der in 'den Volkswirt­
sqhaftlichen Gesamtrechnu~gen'verwendeten Be­
griffe werden in den Fußnoten zu den einzelnen Ta­
bellen gegeben.
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Tabellenteil

Drucksache 8/2313

Wechselkurs für die Berechnung der in Eur ausgedrückten Angaben
(Gegenwert von 1 Eur in Landeswährung)

1 Eur=

DM FF Lit Fl FB' Flux !(UK) ! (IRL) DKr $ (US) Yen

1960 4,20000 4,93706 625,000 3,80000 50,0000 50,0000 0,357'143 0,357143 6,90714 1,00000 360,000
1961 4,03507- I I 3,65205 I I I I I I I, 1962 4,QQQQQ ':l ':;')fIf1f1... ,............... ..,.

1 1 1
1963

/

1964
1965
1966 -
1967 0,364318 0,364318 6;97374
1968 0,416667 0,416667 7,50000'

~969 3,93852 5,17884 j j ,11970 3,66000 5,55419 ,
1971 3,65514 j 625,191 3,61707 49,9595 49,9595 7,50236 1,00258 359,228

1972 3,49872 631,342 3,52281 48,6572 48,6572 0,437 0,437 7,57831 1,08571 334,400

1973 3,32811 729,- 3,47410

1 1
0,511 0,511 j 1,25 339,~

1974 3,21978 6,01, 813,- 3,3550.7 ' 0,534 0,534 1,25 363,-
1975 J 5,68 ' 863,-.

J
0,597 0,597 1,32 389,-

1976 3,20684 6,06 1054,- 0,706 0,706 7,64301 1,27 378,--
Quelle: SAEG

. I
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Tabelle 1·

Deutscher Bundes.tag- 8. Wahlperiode

Bev.ölkerung und Erwerbstätige 1) in den EG-Ländern

1000

EG Bundes-I
Jahr ins- republik Belgien Frank- Italien Luxem- Nieder- Däne- Großbri- Irland

gesamt 2) Deutsch- I reich burg lande mark, tannien
land

..

Gesamtbevölkerung

1960 172 232 55433 9119 45 68~ 50198 315 11483 4581 52559 2832

1961 ' l'i'3983 56115 9166 46163 50523 319 11631 4611. 52954 2:818

1962 116020 56831 9218 46998 50843 323 11 801 ,4641 53414 21830

l!l63 111916 61389 9283 41816 51198 326 1-1964 4684 53691 2850

1964 119103 51911 9361 48310 51600 330 12125 4720 54033 ' 2864

1965 181 438 58619 9448 48158 51981 333 12293 4158 54318 2816

1966 182942 59148 9 ~08 49164 52332 335 12455 4191 54653 2884

1961 183990 59286 9551 49548 52661 335 12591 4839 54933 2900

1968 185053 59500 9590 49914 52981 331 12726 4861 55151 2913

1969 186523 60061 9613 50315 53311 339 12813 4891 55312 2929

1910 188090 '60651 ' 9638 50168 53661 340 13032 4929 555212 2950

1971 189750 61'284 9613 51249 54005 345 '13 194 4963 55112 2978

1912 . 191173 61669 9711 '51703 54412 348 13330 4992 55882 3014,

1973 256645 61976 9142 52130 54913 353 13438 5022 56021 3051

1914 257819 62054 9112 52492 55413 357 13543 5045 56053 3089

1975 258455 61829 9801 52748· , 55830 358 13660 ' 5060 56042 3127

1976 2'58805 61531 9818 52921 56169 356 13113 5073 56001 3162

Erwerbstätige

1960 14086 26080 3481 19581 '20630 132 4182 2054 24313 1055

1961 14587 26441 3510 ,19594 20661 132 4243 2084 f 24598 1053

1962, 14639 26534 ,3566 19628 20450 133 4328 2116 24710 1069
,

1963 74666 26596 3592 19820 20139 132 4387 2142, . 24800 1066

1964 . 74952 26618 3641 20031 20066 133 4464 2186 25083 1071,

1965 74837 26169 3648 20105 19680 133 4502 2226 25320 1069

1966 ' 74661 26686 3665 20262 19311 134 4531 2264 25479 1066

1961 14038 25817 3654 20317 19,596 131 4523 2312 25106 1060

1968 74073 258;39 3650 20303 1~ 585 131 ' 4565 2320 24927 1063

1969 75044 26240 3711 20644 19676 132 4641 2342 24'970 1066

1970 75781 26570 3691 20943 19745 135 4696 ,2374 24840 1053.

1971 76004 26639 3~29 21058 19715 , 139 4724 2382 24485 1055

1972 75801 26580 3725 21210 19466 143 4683 ' 2390 24460 1050

1973 104853 26648 3114 21495 19604 146 4685 2407 25037 1057
I,

1914 104948 26155 3828 21655 19884 150 4687 2394 25129 1066

1975

1916
1

103544

103250

25200

25033

3776

3752

21410

:21 427'

19895

20012

4656

4644

2344

2373

24991

. 24766
1050 ',I

'1035

1) Inlandskonzept (nach dem B'esChäftigungsort).
2) Bis 1972 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neun.

I
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Tab e 11 e 2"

Beschäftigte Arbeitneh~er1) und :t;egistrierte Ar~eitslose in den EG-Ländern

1.000

EG Bundes- I
Frank- Luxem- Nieder- Däne- Großbri-Jahr ins- republik I Belgien Italien Irland

gesamt 2) Deutsch- I reich burg lande mark . tannien
land

, Beschäftigte Arbeitnehmer

1960 52228 20090 2565 13926 12257 94 3296 1580 22547 650

1961 5332,t! 20580 2609 - 14086 12588 96 3369 1613 22839 650

1962 54258 20876 2674 14261 12885 97 3465 1647 23024 659

196;3 55147 21113 ~724 14583 13093 98 3536 1668 23067 669.
1964 55872 21349 2799 i4913 13088 100 3623 1710 23363 680

1965 56120 21639 2828 15095 12780 102 3676 1741 23614 702

1966, 56351 21650 2854 15353 12669 104 3722 . 1754 23785 702

1967 56012 20921 2845 15508 12918 103 3718 1803 23335 705,
1968 56443 21054 2845 15590 13076 104 3775 1839 23149 715

1969 57956 21636 2911 16051 .13388 106 3865 1856 23100 726

1970 59117 212 148 2985 16469 13472 110 3933 1902 22938 725

Hm 59805 22328 3048 1,6708 13635 114 3972 1909 22576 737

i972 cn. 4 co,., .... 1"'1 <'\I""n. 3 063 16980 13698 ii9 3942 I 195U 22561 736uv J.U'" "'''' JUV

1973 86806 22500 3123 17377 13918 ' 123 3958 1969 23090 749

1974 87137 22092 3186 17638 14192, 127\ 3972 1964 23204 763

1975 86061 21329 3138 17486 14253 128 3956 1914 23111 747

1976 86029 21233 3121 17593 14436' 126 3959 1945 22880 736

Registrierte Arbeitslose

1960 2088 271 110 131 1546 0,1 30 31 377 53

1961 1810 181 88 112 1407 0,1 2;2 25 347 21

1962 1536 155 71 125 1 161' 0,1 23 23, 467 47

1963 1477 186 54 143 1069 0,2 25 32 558 50

1964 1444 169 53 113 1087 0,0 22 19 .404 49

1965 1560- 147 65 141 1180 ,0,0 27 16 347 49

1966 1534 161 74 147 1115 0,0' 37 18 361 48

1967 1856 459 98 196 1024 0,2 79 22 557 55

1968 1726 323 116 254 961 0,1 7;2 39 583 59

1969 1429 179 87 223 887 0,0 53 31 576 57

1970 1426 ' 149 81 262 888 0,0 46 24 612 65

1971 1708 185 85 338 1038 0,020 62 29 792 62

1972 1891 2146 105 384 1048 0,042 108 29 876 72

1973 2596 273 111 394 1005 0,046 110 18 ' 619 67

1974 3070 582 1:24 498 997 0,058 135 48 615 70

1975 4623 1074 208 840 1107 0,265 195 122 978 99'
1976 . 5248 1060 267 934 1182 0,457 211 122 1360 111

1977 5736 1030 308 1072 , 1-378 0,821 207 147 1484 109

1) Inlandskonzept (nadl dem :llesdläftigungsort).
2) Bis 1972 EG der Sedls, ab 1973 EG der Neun.

Quelle: SAEG
" ,
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Tab e 11 e 3'

Bruttoinlandsprodukt in den EG-Lä,ndern 1)

Mrd Eur 2)'

and

3,9

4,1

4,3

4,5

4,5

4,5

4,7

,8

1,9

2,1

2,2

2,5

2,7'

2,8

3,0

3,0

3,5

3,9

4,5

5,1

5,3

5,5

6,1

6,3

133,5

137,0

17,1

18,1

,37,4

,39,2

1,2104,1

110,0 ,

111,7

181,0

29,9203,9

215,21976

1975

EG Bundes- ' I
Jahr ins- republik Belgien

,·Frank-
Italien . Luxem- ,Nieder- I Däne- Großbri- Irl

gesamt 3) Deutsch- reich burg lande I mark tannien
land

'in j'eweiligen Preisen und Wechselkursen

1960 189,4 72,1 11.1 60,1 34,6 0,5 11,0 5,9 71,4 1

1961 210,8 82,2 11,8 65,5 38,6 0,5 12,1 6,6 76,2

1962 233,1 90,2 12,'7 73,2 43,4
,

0,5 13,1 7,4 79,8

1963 255,7 95,6' 13,6 82,0 49,7 0,6 . 14,3' I 7,9 84,8
-

16,8
.'

1964 283,0 105,1 15,3 91,0 54,3 . 0,6 9,0 92,5

1965 307,2 114,8 16,6 e7,9
,

58,4 0,7 18,7 10,,1' 99,5.'

1966 330,3 122,1 ,17,8 106,0 63,2 0,7 20,4 lU 106,0

,1967 350,0 123,6 19,1 114,5 69,6 0,7 22,4 12,0 109,7

1968 , 379,4 133,7 20,:4 124,5 75,1 0,8 ' 24,8 12,3 103,6 '

1969 421,3 151,6 22,7 135,3 82,7 0,9 ,28,1 14,1 110,7

1970 477"0 185,5 25,'2 140,9 92,7 ' 1,1 ' 31,6 15,6 121,7

1971 529,0 206,5 27,7 157,1 100,9 1,,1 35,8 17,1 136,4

1972 596,6 236,1 31,6 176,6 109,4 1,2 4'1,7 19,2 143,9

1973 843,4 276,0 35,9 200,6 113,2 1,5 - 48,4 21,8 140,8

1974 926,0 306,6 42,0 211,6 . 124,1 1,7 56,7 24,3 153,4

1975 1021,1 ' 319,9 46,2 253,0 132,3 1,7 62,3, 26,9 172,7

1976 1092,0 350,1 ... 273,5 134,8 , ... ,70,5 30,5 172,8
,

ip. Preisen und Wechselkursen von 1970

1960 288,3 117,1 15,6 81,7 54,1 0,8 ' 9,7 92,6

1961 304,6 123,1 16,4 86,3 58,5 0,8 10,3 95,7

1962 32'1,2, 128,5 17,2 92,1 62,1 O,a '10,9 96,6

1963 334,7 132,4 18,0 96,9 65,6 0,8 21,0 11,0 ' 100,4

1964 354,4 141,3 . 19,2 102,9 67.3 0,9 22,8 12,0 106,0

1965 371,4 149,2 19,9 107,9 69,4 0,9 24,0 12,6 108,4

1966 386,1 152,9 20,6 113,6 73,4 0,9 24,7 12,9 110,4

'1967 398,5 152,7 21,4 119,0 78,6 0,9 26,0' 13,5 113,3

1968 420,9 162,3 22',3 124,1 83,6 1,0' ,27,7 14,0 117,2

1715,0
-

1969 ,450,7 23,7 133,0 88,3 1,0 29,6 15,2' 118,8

1970 477,0 185,5 25,2 140,9 92,7. 1,1 31,6 15,6 121,7

1971 494,3 , 191.4 26,2' 148,4 94,1 1,1 33,0 16,1' 125,1

1972 516,1 198',4 27,7 15'M 97,1 1,1 34,3' 16,8 128,1

1973 703,3 208,2 29,4 166,0 103,8 1,2 36,4 17,3 136,6

1974 715,1 209,3 30,5 ' 170,6 107;9 1,3 37,9 17,3 135,7 '
- .. - . -

Quelle: SAEG

1) Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, "Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gensamtrechnun­
gen" ,1970). .

2j Rechnungseinheit der Europäischen Gemeinschaften.
3) Bis 1972 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neun.
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Tab e 11 e 4'

" Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen in den EG-Ländern 1)

Eur 2)

EG Bundes-

Jahr ins- republik Belgien
'Frank-

Italien . Luxem- Nieder- Däne- Großbri- IrlandDeutsch- reich bU,rg lande 'mark tanniengesamt 3) land

- in jeweiligen Preisen und Wechselkursen

1960 2551 2164 3201 3061 1'618 3815 2633 2815 2935 1685

. 1961 2826 3110 3316 3344 1861 3191 2851 3144 3091 1811

1962 3123 3400 3554 3121 2122 , 4019 3035 3489 3220 1952
.'

1963 342.5 3595 3193 4138 2461 4259 3249 3669 3418 2081

1964 3116 3941 4189 4542 2106 4815 3151 4109 3689 2364

1965 4105 4289 4551 4811 2970 5054 4160 4533 3928 . 2520

1966 4424 4515 4868 5232 3263 5231 4495 4892 4159 '2668

1961 41,21 4188 5230 5631 3553 5399 4947 5199 4369 2813

1968 5121 5115 5602 6131 3836 5936 . 5435 5310 4154 2825

1969 5613 5116 6112 6554 4203 6849 6054 6012 4432 3255

1910 6294 6980 6838 6128 4695 1857 6140 6560 4901 3105

1911 6961 7153 1411 1459 5116 1119 1588 1185 5510 4231

1912 1810 8882 8482 8328 5621. 8611 8·894 I 8030 5882 4845

1913 8044 10358 ,9510 9333 . 5113 10246 10329 9042 5624 , 4919- f

1914 . 8823 11122 10984 9112 6242 11684 12101 10134 6105 5130

1915 9862 12661 12231 11818 6652 11 018 13315 11412 6911 '5116

1916 10516 13981 ... 12164, 6118 ... 15192 12841 6916 6043,

in Preisen und Wechselkursen von 1910

"
1960 3891 4492 4485 4174 2622 5843 4131 3810

1961 4084 4656 4669 4406 2831 6033 4961 3890

1962 4303 4844 4835 4695 3038 6111 5163 3901

1963 4482 4911 5009 4890 3256 6283 4184 5132 4041 .
I ..

1964 4128 ,5301 5286 5131 3354 6686 5105 5495 4226

1965 .4962 5514 5464 5366 3528 6186 5329 5642 . 4281

1966 511,2 5131 5610 5601 3190 6881 5438 . 5100 4333

1961 5383 5914 5846 ' 5851 4010 1020 5146 . 5818 4513

1968 5682 6281 6097 6112 4266 7325 6016 i 6019 4101

1969 6006 6669 6395 6444 . 4481 1819 6381" ' 6474 4 757

1910 6294 6 980 6838 6128 . 4 695 1851 - 6140 '6560 4901 3105

1911 6504 1181 1031 1046 4115 . 1840 . 6993 6111 5109 3841

1912 6808 1466 1424 1424 4988 7961 1331 1041 5239 4015

1913' 6108 7811 1188 1123 5291 8351 1160 1188 . 545.~ 4226 '

i974 6813 8001 1979 1818' 5428 8421 8083 1239· 5400 4248
..

1915 6794 8069 1915 8022 5234 7151 ß041 1312 5342 4325

1976 ·1140 8598 ... 8448 5480 .0 • 8435 1608 5533 4529 ,

1) Ber~chnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, "Europäisches System Volkswirtschaftlicher, Gesamtrechnun­
gen" , 1970),

2) Rechnungseinheit der Europäischen Gemeinschaften,
3) Bis 1972 EG der Sechs, ab 1973 EG der. Neun.

Quelle: SAEG
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Tab e 11 e 5'

Verfügbares Nettovolkseinkommen 1) und Einkommen aus unselbständiger Arbeit
in den EG-Ländem 2) ,

Mrd Eur 3) in jeweiligen Wechselkurse~

3,1 ',I
3,5

3,5

~::I,U

115,3

111,7

15,937,8

41,9

00,0

76,3

76,6

l1U r,J .

136,4

147,7

,lf3,ö

181,0

194,6,

b:l4, t

593,8

624,5

1975

1916

!l:i f4

I EG Bundes-
I republik Frank- Luxemo Nieder- Däne- Großbri-Jahr I ins- ' "Belgien Italien ,Irland

gesamt 4) Deutsch- reich burg lande mark' tannien
land

:

yerfügbares Nettoyolkseinkom~en1) ,

1960 172,3 65,8 10,1 53,8 32,0 0,4 10,1 5,4, 65,9 1,8

1961 191,1 14,4 10,8 58,6 35,1 ' 0,4 11,1 6,0 10,2 1,9

1962 211,4 . 81,2 11,5 66,1 40,2 0,5 12,0 6,8, 13,6 2,0,

1963 .231,5 85,6 I 12,4 14,0 46,0 . 0,5 13,1 1,2 78,3 2,2

1964 256,0 93,9 13,9 82,1 50,1 0,6 15,4 8,2 85,4 2,5

1965 " 277,3 102,2 15,1 88,2 54,0 0,6 17,2 9,2 91,9 2,6

1966 297,7 108,4 16,2 95,3 58,6 0,6 18,7 10,1 97,4 2,7

1967 315,0 109,2 17,4 102,8 64,5 0,6 20,5 11,0 100,7 2J 9

1968 341,7 -118,6 ' , 18,6 111,4 ' 69,7 0,6 ~ 22,7 11,2 94,8 2,9

t!169 379,7 134,7 20,6 ' 121,1 16,7 0,7 25,8 12,9 101,3 3,3

1970 427,9 164,0 22,8 125,8 85,3, 0,9 29,0 1,4;2 111,4 3,7

1971 . 413,7 181,9 25,0 140,4 ·92,9 0,9 32,7 " 15,5 124,3 4,2

1972 533,9 207,5 28,7, 157,9 ; 100,8 ' 1,0 38,0 17,4 130,6 4,8

1973 756,2 242,6 32,7 178,9 103,6 1,3 44,5 19,9 127,8 5,0

W74 823,1 , 261,8 38,3 186,9 ' 111,9 l,5 51,7 ' 21,8 137,9 5,3

1975 902,2' 278,1 42,0, 222,9 118,6 1,5 55,5 24,0 1~3,8 . 5,9

, 1976 967,4 305,7 '" 242,3 121,1 ' .. , 63,6 27,4 152,5 6,0

" Einkommen aus unseibständiger Arbeit

1960 85,8 34,2 5,1 26,5 14,5 0,2 5,2 2,8 42,6 0;8

1961 97,6 40,2 5,4 29,6 16;1 _ 0,2 6,0 3,2 46,1 ' 0,9

1962
-,

109,9 44,9 5,9 33,4 18,8 0,3 6,6 3,6 48,6 1,0,

1963 123,3 48,2 6,5 38,1 ' 22,8 0,3 7,4 3,8 51,1 1,1

1964 137,3 52,7 7,3 I 42,6 25,6 0,3 '8,8 4,4 55,4 1,2

1965 149,9 58,5 8,1
I

45,9 27,0 0,4 10,0 5,1 59,8 1,3

1966 161,9 63,0 8,9 49,5 28,9 0,4 ' 11,3 5,6 64,0 1,4

1961 170,5 ' 62,9 9,5 53,4 31,9 0,4 12,3 6,1 65,4 1,5

1968 186,2 67,6. ,10,1 ' 59,7 34,8 0,4 13,5 6,3 61,~ 1,5

1969 208,1 77,3 11,2 65,1 : 38,3 0,4 15,7 7,2 65,4 1,7

1970 243,1 98,4 12,6 ' ,68,8 ,44,8 0,5 18,0 8,2 73,2, 2,0

1971 276,1 111,4 14,3 77,8 51,3 0,6 20,6' 9,2 81,0 2,3

1972 313,0, 128,0 '16,9 87,1 56,6 0,7 23,1 10,2 87,0. , 2,6

1913 460,8 152,8 19,5 100,5 -59,5 0,8 27,8 1·1,8 85,5 , 2,7
- ... -.'- ~ -r· ,..,.- ",,-. ~ :""~ r.' - - .:. ... ~- ... :"".- .- ...... ... ,.. , ....... -. .---- - ..

1) Nettosozialprodukt zu Marktpreisen.
2) Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen' siehe SAEG, ~Europäisches' System Volkswirts'chaftlicher, Gesamtrechnu'n-

gen", 1970). ,
3) Rechnungseinheit der Europäischen Gemeinschaften.
4) Bis 1972 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neun.

Quelle: SAEG
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Deutscher Bundestag - 8. Wah1perioq,e

Privater Verbrauch in den EG-Ländern 1)

Mrd Eur 2)

Drucksache 8/231~

Tab e 11 e 6'

, Bundes-EG
-. 'Jahr ins- republik Belgien Frank-

Itali~n
Luxem- Nieder- Däne- Großbri- IrlandDeutsCh- reich burg lande, mark tanniengesamt 3)

land

in jeweiligen Preisen und,Wechselkursen

1960 . 111,2 43,1 7,7 36,9 22,8 0,3 6,4 3,9 47,2 - 1,4

1961 ,129,9 49,1 8,0 . 40,4 25,0 0,3 7,2 4,3' 49,6 1,5

1962 '143,6 53,7 8,4 45,2 28,1 0,3 7,9 4,8 52,6 - 1,6

1963 159,1 57,1 9,1 51,2 32,7 0,3 8,8 5,1 55,8 1,7

1964 172,7 - 61,5 9,7 55,9 35,4 0,4 9,9 5,8 59,4 1,9,
1965 187,6 67,9 ~0,6 59,7 38,0 0,4 11,0 6,3 63,3 2,0

1966 203,0 72,9 11,3 64,6 41,8 0,4 11,9 7,0 67,1 2,1

1967 . 216,5 75,3 11,9 70,0 46,0 0,4 12,9 7,6 69,2 2,2

1968 232,8 80,~
, 12,9 76,2 48,9 0,5 14,0 7,7 65,1 2,2

1969 256,3 89,7 14,0 82,8 53,4 0,5 16,0 8,8 69,3 2,5,

1970 285,6 107,0 15,0 . 84,8 60,3 0,6 18,0 9,4 75,5 2,8

1971 . 317,6 119,5 16,5 95,1 65,6
I

0,6 20,2 84,3 3,110,1

1972 358,8 137,5 ' 18,8 106,8 71,6 0,7 23,3 I 10,8 90,7 3,4

1973 505,9 159,3 21,4 ,12M 73,6 ' 0,8 \ 26,8 12,3 87,8 3,4

1974 560,9 178,5 24,8' 129,3 81,7 0;9 31,3 13,8 96,9 3,7

1975 633,2 196,0 28,0 157,5 89,3 1,0 35,7 15,6 106,2 3,9

1976 670,8 213,2 ... 170,2 .88,7 ... 39,9 17,8 104,5 4,0

in Preisen und Wechselkursen von 1970

.1960 170,0 66,1 10,4 49,2 33,7 0,4 6,1 59,9

1961 179,7 69,8 10,6 52,3 . 36,1 0,4 6,6 .61,2

1962 190,7 73;3 - 11,0 56,2 38,4 0,4
"

6,9 62,5

1963 201,6 75,7 - 11,5 60,2 41,6 0,4 12,1 6,9 65,1

1964 210,8 79,6 11,8 63,3 42,8 0,5 12,8 . 7,5 67,0

1965 221,8 85,0 12,3 66,1 44,3 0,5 ,13,7 7,8 68,0

1966 . 231,9
"

87,9 i2,6 69,5 47,4 0,5 14,1 8,1 69,2

1967 241,1 89;3 12,9 73,0 . 50,7 0,5 14,7 8,4 70,8

1968 . - 252,0 93,5 ,13,6 75,7 53,0 0,5 15,6 !l.5 72,8 I

1969 269,1 100,4 14,4 80,9 .56,2 0,5 16,7 9,3 73,4

1970 285,6 107,0 15,0 84,8 60,3 0,6 18,0 9,4 75,5 2,8

-197.1 299,6 112,6 15,7 90,0' 62,0 0,6 18,6 9,6 77,7 f,9
1972 313,8 117,4 16,6 95,6 64,2. 0,6 19,4 9,8 .82,1 3,0

1973 427,2 120,2 17,9 101,1 . ,67,9 0,6 20,1 10,4 85,8 . 3,1
, '

1974 432,9 121,7 18,3 . 103,6 69,7 0,7 20,7 10,1 85,0, 3,1

1975 439,9 125,7 18,5 107,1 ' 68,7 0,7 21,5 10,6, 84,2' 3,0

1976 453,7 130,4 ... ,111,6' 70,9 ... 21,9 11,1 84,9 - 3,1'

1) Ber-echnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, .Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen", 1910). . - '

2)
3) . Bis 1912EG der Sechs, ab 1913 EG der Neun.

Quelle: SAEG
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Drucksache 8/2313 Deutscher Bundestag ~ 8. Wahlperiode

Tabelle ·7'

Staatsverbratlch in den EG-Ländern 1)

Mrd Eur~)

00v,v

. 0,8

rol: ...,
J..v,T

, 26,5
3,6

3,86',1

1:0
"',v

O.
V,L

• A •
~~I.L

14,423,3

26,3

26,7
1

103,1

106,11976

1975

EG Bundes-

Jahr ins- republik Belgien Frank-
Italien Luxem- Nieder- Däne- Großbri- Irland

gesamt 3) Deutsch- reich burg lande mark tannien
land

in jew.eiligen,Preisen und Wechselkursen

1960 22,7 . 7,7 1,4 7,8 4,2 0,0 1,5 ,0,7 11,8 0;2

1961 25,5 9,1 1,4 8,6 4,6 0,0 1,7 '0,9 12,7 0,2

1962 29,4 10,7 '1,6 9,7 ."5,4 . 0,1 1,9 1,0 13,6 0,3

1963 33,7 12,1 1,8 11,0 6,6 0,1 2,2 1,1 -14,4 0,3

1964 36,6 12,5 1,9 12,1 7,5 0,1 2,6 1,3 15,3, 0,3

1965' 40,3 13,9 2,1 12,9 8,5 0,1 2,9 . 1,5 16;8 0,4

1966 43,1 - 14,8 2,;3 13,8 9,0 0,1 3,2 1,8 18,2 0,4

1967 46,1 15,5 2,6 14,8 9,5 0,1 3,6 2,0 .19,8 0,4

1968 49,7 15,8 2,8 1'6,8 10,2 0,1 3,9 . . 2,2 18,4 '0,4

1969 54,9 )8,2 3,1 18,1 11,9 0,1 4,5 2,4 19,2 0,5

1970 61,7 22,4 3,4 18,9 11,7 '.,0,1 5,2 3,1 21,~ '0,6

1971 71,9 26,5 3,9 21,1 14,2 0,1 6,0 3,6 24,S 0,7

·1972 81,2 30,3 4,6 ,23,2 15,9 0,1 6,9 4,1 26,,6 0,8
I

1973 12~,2 36,5 5,2 26,4 15,8 0,2 7,9 4,6 25,8 0,8

1974 142,6 43,1 6,2 ~9,0 17,0 0,2 9,7 5,6 30,9 1,0,
1975 167,3 46,7 7,8 37,0 18,3 0,2 11,4 6,6 38,1 1,2

1976 17Q,1 49,1 '" 40,3 , 18,4 ... 12,9 7,4 37,6 1,2
J

,

in Preisen und' Wechselkursen von 1970

1960
' ,

42,0 15,1 2,0 13,0 8,1 0,1 1,6 17,6

1961 4,4,2 16,2 2,0 13,6 8,5 0,1 1,7 18,2 ..
1962 47,3 18,0 2,2 14,1 8,8 0,1 1,9 18,7

1963 ~9,8 19,3 2,5 14,5 9,2 0,1 4,2 - 1,9 19,0

1964 50,9 19,3 2,6 ' 15,0 9,7 0,1 4,3 2;1 19,4

1965 ' 52,8 20,1 2,7 15,5 10,1 0,1 4,4 2,1 19,9

1966 53,8 20,1 2,8 15,9 10,5 0,1 4,5 2,3 20,4

1967 55,6 20,7 . 3,0 16,5 10,8 0,1 4,6 2,4 21,6

1968 56,9 ,20,3 3,1 17,4 11;3 0,1 ·4,7 2,6 21,6

1969 59,4 21,4 ,3,3 18,1 ' 11,6 0,1 4,9 2,8 21,2
I

, 1970 61,7 22,4 3,4 18,9 11,7 0,1 5,2 3,1 21,5 0,6

1971 64,5 23,6 3,6 19,6 12,4 ·0,1 5,3 3,3 22,2 0,6

1972 66,6 .24,2 3,8 20,1 13,0 0,1 5,4 3,3 23,1 0,7

1973 96,7 25,2 4,0 20,7 13,3 0,1 5,5 3,3· 23,9 0,7

1974 99,0 '
-

25,9 4,1 21,0 13,7 ' 0,1, 5,6 3,4. 24,4 0,8

1) Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, .Europäisches System Volkswirtschaftli<;her Gesamtrechnun­
gen" , i970).

2) Redmungseinheit der Europäischen Gemeinschaften.
3) Bis 1972 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neun.

Quelle: SAEG
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Deutscher Bundes.ti'lg ~ 8. Wahlperiode

Bruttoanlageinvestitionen.in den EG-Ländern 1)

Mtd Ej.J.r 2)

Drucksache 8/2313

Tab e 11 e 8'

EG Bundes-

Jahr ins- republik Belgien Frank- Italien' Luxem- Nieder- Däne- Großbri- Irland
gesamt 3) Deütsch- reich burg lande mark tannien

land ' .

!

in jeweiligen Preisen und Wechselkursen

1960 42,2 17,5 2,2 12,0 ' 7,7- 0,1 2,6 1,1 11,7 0,3

1961 ~9!0 20,7 2,4 13,9 8,8 0,1 3,0 1,4 13,2 0,3

1962 .55,0 23,2 2,7 15,6 10,1 0,1 3,2 1,5 13,5 0,4

1963 60,6 24,4 2,8 18,1 11,7 0,2 3,4 1,6 14,2 0,4

1964 68,5 27,9 - 3,4 20,8 11,9, '0,2 ,4,3 2,0 16,9 0,5

1965 72,5 30,0 3,7 22,8 11,1 0,2 4,7 2,2 18,2 0,6

1966 77,5 31,0 4,1 25,1 11,7 0,2 5,3 2,4 19,4 , ,0,6

1967 79,6 28,5 4,4 2'1,3 13,4 0,2 5,9 2,7 20,7 0,6

1968 I 85,4 30,0 ,'4,4 29,1 15,2 0,2' 6,6 2,6 19,7 0,6

1969 96,4 ·35,4 4,8 31,7 1,7,3 0,2 .6,9 3,1 20,6 0,8

1970 114,3 47,5 5,7 33,0 19,7 .' 0,3 8,1 3,4 22,7 0,9

1971 127,8 54,6 6,1 37,1. 20,~ 0,3 9,2 3,7 25,3 1,1

,. 141,6 I
;

1972 61,3 6,8 41,8 21,6 0,3 9,9 4,2 26,7 1,2

1973 192,4 67,7 7,7 47,7 23,5 0,4 11,1 5,0 27,8 1,3 .

1974 208,2 67,2 9,6 51,9 28,1 0,5 12,~ 5,4 31,7 . 1,4

1975 218,4 66,6 10,3 59,1 27,5 0,5 13,1 5,3 34,5 1,4

1976 229,9 72,6 .. . 63,1 27,3- .. . 13,9 6,6 . 33,2 1,5

,
in PrE)isen und Wechselkursen von 1970

1960 65,2 29,8' 3,2 15,7 12,2 0,2 1,7 13,9

1961 71,1 .32,0 3,6 17,4 13,6 0,2 1,,9 15,3,

1962 75,8 33,4 3,9 18,9 14,9 0,2 2,1 15,3

1963 79,1- 33,8 3,9 20,5 16,1 0,2 4,6 2,0 15,5- ,
1964 85,5 37,7 4,4 22,5 15,1 0,3 5,5 . 2,5 18,1

1965 .88,0 39,5 4,6 24,0 13,9 0,2 5,8 . 2,6 19,0

1966 91,7 40,0 .4,9 ' 25,8 14,4 0,2 6;3 2,7 19,4

1967 92,8 37,Z 5,1 27,3 16,1 0,2 6,8 2,9 21,1 ..
1968 98,3. , 38,7 5,0 28,9 17,9 0,2 7,5 2,9 22,0

1969 106,4 .42,8 5,3 31,5 19,2 0,2 7,4 3,3 22,1-
1970 - 114,3 47,5 5,7 33,0 19,7 0,3 8,1 3,4 22,7 0,9

1971 119,2 50,5 5,6 35,3 19,1 0,3 8,4 3,5 . 23,3 1,0

1972· 123,9 52,3 5,8 38,1 19,3 . 0,3 8,1 3,8 23,6 1,0

1973 158,6 52,4 6,3 40,4 '20,8 0,3 8,6 4,0 24,7 1,2

1974 154,4 47,2 6,7 41,0 21,S. 0,3 8,3 3,6 24,7 1,1

1975 146,4 '45,2 6,5 39,6 18,7 0,3 7,9 3,2 24,1 ' 1,0

1976 150;8 47,5 .. . 41,5' 19,2 ... 7,8 3,7 23,3 1,1

1) Beredmet nadt dem ESVG (Ausführlidte Erläuterungen siehe SAEG, .Europäisdtes System Volkswirtschaftlicher Gesamtredmun-
'gen", 1970). - .

2) Rechnungseinheit der E.uropäischen Gemeinsdtaften.
3) Bis 1972' EG der Sedts, ab 1973 EG der Neun.

Quelle: SAEG
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. Drucksache 8/2313 Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

T~belle 9,"

Außenhandel der EG~Länder1)

Mrd Eur 2) in jeweiligen ,PreiseIi und Wech~elkursen

EG Bundes-

Jahr ins- . republik Belgien Frank- Italien Luxem- Nieder- Däne- Großbri- IrlandDeutsch- reich burg lande' . mark tanniengesamt 3) land

Ausfuhr von Waren und Dienstlei~tungen

1960 35,8 13,0 4,2 8,3 4,5 0,4 5,3 1,9 14,5 0,5

1961 38,6 14,2 4,6 8,8 5,1 0,4 5,6 1,9 15j2 0,5

1962 41,1 15,0. 5,1 9,0 5,7 0,4 5,9 2,1 15,5 0,5

1963 ,44,9 16,3 5,6 9r9 6,3 0,4 6,4 2,3 16,4 0,6

1964 50,8 W,2 6,4 11,\ 7,~ /0,5 7,3 2,6 17,4 0,7

1965 56,7 20,1 . '6,9 12,4 8,7 0,5 .8,1 2,9 18,7 0,7

1966 62,6 22,6· 7,7 13,4 9,7 0,5 8,6 3,1 20,0 0,9

1967 67,2 24,3 8,1 14,4 10,6 I 0,5 9,2 3,2 20,3 1,0

1968 75,8· 27,5 9,1 15,9 12,3 0,6 10,3 3,3 21,6 1,0

1969 88,3 31,8 il,O 18,4 14,2 0,7 12,2 3,8 . 24,0 1,1

1970' '103,3 37,7 12,8 21,6 16,0 0,9 14,4 4,2 27,2 1,3

1971 115,2 41,4 13,7 25,1 17,8 0,9 16,4 4,8 30,6 1,4

1972 131,4 47,0 15,9 28,6 .20,1 1,0 18,9 5,~ 30,4 1,6

1973 199,0 58,4 .19,6 34,5 20,9 1,2 23,1 6,5 32,9 1,8

1974 260,4 78,3 . 25,4 43,6 28,1 1,6 31,0 ·8,1 42,0 2,2

1.975 266,3 76,4 24,3 47,5 '30,5 1,3 31,6 8,6 43,5 2,5

1976, 301,1 88,S 57,9 33,4 . 37,2 9,4 47,5 2,9

Einfuhr von WaI'en und Dienstleistungen

1960 '33,2 11,4 4,2 6,8 5;2 0,4 5,2 1,9 -i5,4 0,6

1961 36,1 12,4 , 4,7 7,2 5,8 0,4 5,7 2,0 15,3 0,7

1962 39,9 13,7 5,1 8,0 6,6 0,4 6,0 2,3 15,5 0,(

1963 45,3 14,8 5,7 9,5 8,2 0,5' 6,7 2,3 16,3. 0,8

1964 50,4 16,6 6,5 11,0 _ 8,0 0,5 7,8 ' 2,8 18,5 1,0 .

1965 54,9 19,6 6,9 11,4 8,2 0,5 8,3 3,0· 18,9 1,1

1966 .60,3 20,.4 7,8 13,1 9,5 .0,5 9,0 3,2 19,6, 1,1

1967 62,6 19,8 7,9 14,0 10,8.· 0,5 9,4 3,4 21,1 1,2

1968 69,7 22,7 8,9 15,7 ' 11,5 0,6 10,3 3,5 22,2 1,3

1969 .' 84,0 27,4 10,6 19,3 13,9 .0,6 12,1 4,1 23,4 1",5

1970 98,8· 33,3 12,1 21,2 16,7 0,8 14,8 4,7 26,2 1,7 .

'1971 108,4 36,6 p,9 . 23,7 18,0 .0,8 16,4 5,1 28,5 1,8

1972 121,6 40,8 14,6.' 27,1 20,6 0,9 17,6 5,2 30,6' 1,9

1973 192,6 48,0 18,6 33~4 24,8 1,1 21,4 '. 6,9 36,1 2,3

1974 262,7 62,3 24,9 46,7' 35,7 1,5 29,3 . 8,9 50,4 3,1

I. 1915 I 256,2 64,8 23,9 45,6 32,3 1,5 29,1 8,8 47,3 2,9

'1
1976 I 299,6 77,4 '56,0 37,2, 34,4 ,10,9 50,5 3,4

1) Berechnet nach dem ESVG (Ausführliche Erläuterungen siehe SAEG, .Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen" , 1970).

2) Rechnungseinheit der Europäischen Gemeinsmaften.
3) Bis 1912 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neun: einschließlich der entsprechenden innergemeinsmaftlichen Transaktionen.

Quelle: ~AEG
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Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode Drucksache 8/2313

Tabelle 10-

Industrielle Produktion in den EG-Ländern

1910 = 100

EG Bundes- Groß-
Zeitraum ins- republik Belgien

Frank- Italien Luxem- Nieder- Däne- britan- Irland
Deutsch- reich burg lande markgesamt 1)

land
nien

1960 57 61 61 56 50 7~ 50 76 52

1961 61 64 65 59 56 81 51 76 .57

1962 64 66 69. 63 61 78 54 77 60

1963 69 69 74 71 67 79 . 57 80 63
1964. 73 74 79 75 67 86 63 86 68

1965 76 78 81 76 70 87 /66 89 71

1966 79 79 82 81 79
1

83 70 90 74

1967 80 77 84 83 86 83 73 90 81

1968 86 84 88 85 91 88 82 96 90

1969 94 94 97 95 94 '100 91 100 97
1970 - IOd 100 100 100 100 100 100 100 100

1971 i03 102 103 106 100 .99 106 100 104,
1972 108 106 109 112 104 103 111 102 109

1973 115 113 116 120 115 115 119 111 120

1974 115 111 120 123 119 119 125 109 122

1975 107 104 109 114 109 93 119 103 114

1976 115 111 118 124 121. 99 126 104 125

1977 117 114 118 126 ' 121 99 127 106 135

1973 1. Vj. 113 198 116 122 106 113 119 114 1.13
2. Vj. 119 119 119 124 120 119 119 110 125

3. Vj. 106 106 107 104 108 112 109 103 119

4. v.j. 122 119 122 130 124 1-17 130 115 123

1974 1. Vj. 117 109 125 129 124 123 128 109 119

2. Vj. 122 119 - 128 - 130 130 126 126 110 128

3. Vj. 106 103 110· 107 ' 109 117 115 103 120

4. Vj. 117 112 121 126 115 111 131 112 121

1975 1. Vj. 109 101 115 117 111 .102 123 111 109

110 107 111
. -

118 113- 97 117 102 1182. Vj.

3. Vj. 96 95 97 96 96 81 104 94 112,

4. Vj. 114' 111 112 125 115 . 93 131 106 118

1976 1. Vj. 114 106 117 127 118, 97 128 107 116

2. Vj. 119 117 123 127 128 109 126 103 129
'3. Vj._ 105 104 107 108 ' 109 93 114 97 125

4. Vj. 123 117 123 134 132 96 138 lJO 129,

1977 1. Vj. 120, 111 121 133 131 101 131 112 124.

~. Vj.' 120 119 123 130 127 108 129 104 141

3. Vj. 105 105 105 107 106 . 91- 112 98 132

4. vf, 121 120 120 132 120 97 136 109 142

1978 1. Vj. 119 112 121 133 123 107 131 111 139
2: Vj.· 122 120 120 133 127 112 126 109 148

1) Bis 1912 EG der Sechs, ab 1973 EG der Neun, zusammengewogen mit d!!n Anteilen an der Industrieproduktion der EG im Jahre
1970.

Quelle: OECD; Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle
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Drucksache 8/2313

Tabelle 11'

Deutscher Bundestag - B. Wahlperiode

Zur Preis- und Lohnentwicklung in wichtigen Industriel~ndern

1970 = tOO

.Zeitraum

I

Bundes~
. republik

Deutsch-
. land

Belgien I Frank- I
reich

Groß- Ibri.tan-
nlen .

Italien

I
N · d I Ver- Ile er- . . t
lande eInIg e

Staaten.
Kanada I Japan I s,::ne-I Schweiz

\
Verbraucherpreise,1)

i960

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1973

,1974

1975

1976

1977

1978 1. Hj.

78

80

82

84

86

89

92

93,

95

97

100

105

111

119

127

135
141'

146

150

74' .

75

76

78 '

81

84

88

90

93

96

100

104

110

118

133

150

163

175

181

73
76

79

81

83

85

89

95

.100

106,

112

120

137

153

168

183

195

67
. 69

72

74

76

80

83

- 85

89

94

100

109

117
'128

148

184

215

249

264

68,

69

73

78

83

86

88

92

93

95

100

105

111
;

123

146

171

200

,237

258

96

100

108

1.16

126

138

152

165

176

182

'76

77

78'

79

80

81.

84

86

90

94

100

104

108

114

127

1.39
147 .

156

164·

76

77­

78

79

81

83

86

89

93

97

100

103

108

116

129

142

153

165

176

69

72

77

81

84

88

93
'100

106

111

124

154

172

1li8

204

210

67

69

72

74

77

80

86

89

91

93

100,

107

114.

121

134

147

162

180

196

72

·73

76

79

82

84

88

92

94

97

100

107

114

124.

136

145

147

149

151.

Erzeuger- bzw. Großhandelspreise 1) ,

1960

1961­

1962

1963

1964

1965

1966

1967

1968

1969

1970

1971

1972

1913

1974
. 1975

1976

1977

·1978 1. Hj.

.88a)

, 89a)

90a)

90a)

91 a)

94a)

95a)

94a)

94a), ,
95a)

100a)

104a)

,107a)

11,ta\
.i. ... - ... j

129a) ,

136a)

141 a)

144a)

146a)

82

82

83

85

. 89

90

92

91

91

95

100
• 99a)

104a)

116a)

136a)

137a)

147a)

151 a)

147a)

76

78
78

. 80

83

84

86
, 85

84

93

100

102

107

123

.158,

149

160

169

173

73a)

75a)

77a)

78a)

80a)

82a)

85a)

86a)

90a)

93a)

100a)

109a)

115a)

152a)

189a)

220a)

262a)

282a)

77

78

80

84

87

88

90

89

90

93

100

103
, .. 108

- - - - 127a) -

179a)

194a)

238a)

2!,8a)

295a)

82

84

88

91

95

96

98

96a)

100a) "

105a)

110a)

129a)

138a)

147a)

155a)

158a)

·86

86

86

86

86

88

90
91

93.
91

100

103·

108

·122

'145

158

166

176

186

84

85

86

87

88'

90

92

94

98.

100

102

107

119

141

157

165

17,8

188

88

89

87

89

89

90

92

94

94

97

100

99

100

.116

152

157

165

168

165

81

86

87

89

89

90a)

94a)

100a)

103a)

107a)

148a)

160a)

174a)

188a)

1970.)

83

83

86

90

91

91

93

93

93

96

100

102

106

117 I
·136

133

132

133

129

1) . Nationale Quellen.
a) Ohne Mehrwertsteuer.
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Deutscher Bundes'tag - 8. Wahlperiode Drucksache 8/2313

no C h Tabelle 11*

Zur Preis- und Lohnentwicklung hi wichtigen Industrieländ,em

1910 = 100

I BUndeS_\ I I Groß- I I ' I Ver-· I I
I

I .
Zeitraum republik .Belgien I

Frank- bri.lan- _ ltali~n ~le~er- . einigle Kanada Japan' S,:;~e- ISd!weiz' Deulsd!- reid!
land: I I DIen

I
an e Staaten.

" .

Durchschnittswerte der Ausfuhr 2)
I I

1967 " 95 92 85 84' 93 95 90 93 91 89 94
1968 95 91 84 91 92 94 92 95 91 89 95

\
1969 97 96. 91 94 96 96 95 . 97 95 92 96
1970 100 100 100 ·100 100 100 100 100 100 100 100
1971 103 97 106 106 105.' 102 103 101 102 105 104
1972 103 99 107 111 109 103 106 104' 100 109 , 109
1973 107- 108 11'8 126 127 110 124 119 108 120 112
1974 123 136· 148 161 180 141 158 158 148 153 127
1975 132 140 157 198 204" '148 176 . . 175 . 150 178 130

i -
1976 134 147 171 240 246 157 183 179 148.' 191 130
1977 136 149 188 I 284 294 160 ·191 190 148 207 132
1978 1. Rj. 134 149 198 302 " . 158 \ 201 .. ". 147 ... 128,

Durchschnittswerte der Einfuhr 2)

1967 100 93 88 83 96 93 90 94 96 \90 92
1968 98 93 85 93 96 91 91 ,96 95 91 92
1969 100 96 90 96 97 93 93 98 95 ~3 94
1970 100 100 100 100 100 10Q 100 100 100 100 100
1971 99 102 104 105 106 104 105 102 100 106 101
1972 97 101 104 109 109 103 113 104 93 107 ' 103

1973' 103 109. 112 1,38 139 111 133 112 - 104 121 110
1974 129 143 165 210 241 150 200 138 191 165 132
1975 129 147 162 236 256 1ST 216 160 205 173 126
1976 133 158 188 289 320 167 223 161 211 187 120
1977 135 162 200 334 375 172 241 180 205 210 127
1978 1. Hj. 130 ' 163 206 340 ... 171 25~ .. . 180 ... 117

Bruttostundenver<;lienste in der Industrie 3) -

1969 87 92 91 91 82 90 95 92 .85 88 ,94

100
.

100 100 100 1001970 100 100 100 100 100 100
1971 111 111 111 113 114 112 106 ' 109 114 ' 108 110-
1972 121 126 124 128 125' 126 113 118 132 124 119
1973 134 147 141 145 156 143 121 128 163 134 130

I
20'51974 147 178 169 169 191 169 131 I 145 149 144

1975 159 210 198 220 241 192 143, 168 229 171 155
1976 169 235 227 264 ' 292 208 154 191 ·258 202 157
1977 181 256 256 '276 374 223 168 212 282 215 160

.1978 l.'Hj. 187 267 275 308 419 233 178 224 ' 248 231 166

Anteil am Warenhandel 4) der Bundesrepublik Deutschland invH

1973-1977 X 8,3 , 12,2 4,4 8,2 11,8 7,3 0;9 1,8 2,9 4,0

2) Quelle: IMF; Bup.desrepublik Deutschland': Nationale Quelle.
3) Quelle: OECD, Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle, - Belgien, J;'rankreich, Italien, .

liehe Stundenlöhne, - Japan: BriJ.ttomonatsverdienste. . "
4) Einfuhr + Ausfuhr. .

_Großbritannien: Tarif-
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Tab eIl e 12'

Bevölkerung und l!rwerbstätigkeit

IErwerbs-

,
Erwerbstätige 2)

Ein- ---
wohner Erwerbs- darunter Abh,.ängige Offene Arbeits- Arbeits-
(Wohn- I

quote 1) Stellen 4) lose 4) losen-
Zeitraum bevölke-I personen insgesamt

I
darunter quote 5)

zusa~- Aus-rung) men länder 3)

1000 I vH . I 1000 I vH,

1950 46908 21577 46,0 19997 13674 116 1580 10,4

1951 47413 21952 46,3 20520 14286 ' 116 . 1432 9,1
1952 47728 22289 46,7 20910 14754 115 1'379 8,5
[953 48172 22684 47,1 21425 15344 123 1259 7,6
1954 48710 23216 ~7,7 21995 15968 73 137 1221 7,1
1955 6) 49203 23758 48,3 22830 . 16840 80 200 928 5,2
1956 49797 ;24196 48,6 23 4~5 17483 99 219 761 4,2
1957 50434 24602 48,8· ,23940 17992 108 217 662 3,5
1958 51056 24807 48,6 24124 18188 127 ·216 683 3,6
1959· 51634 24857 . 48,1, 24381 . 18508 167 280 476 2,5
1960 '52183 25027 48,0 24792 19005 449 235 1,2

1960 55433 26518 47,8 26247 20257 279 4155 271 1,3,
1961 56175 26772 47,7 26591 20730 507 552 181 . 0,9'
1962 56837 26845 47,2 26690 21032 '629 574 155 0,7,·
1963 57389 .26930 46,9 26744 21261 773 555 1~6 0,9
1964 57971 26922 46,4 26753 21484 . 902 609 169 0,8
1965 58619 27034 46,1 26887 21757 1 119 649 147 0,7
1966 59148 26962 45,6 26801 21765 1244 540 161 0,7
1967 59286 26409 44,5 25950 21054 1014 302 459 2)1
1968 ' 59 900 26'291 44,2 25968 21183 1019 488 323 1,5
1969 60 067 26535 44,2 26356 21752 1366 747 179 0,8
1970 60651 26817 44,2 26668 22246 1807 795 149 0,7
1971 61284 26910 43,9 26725 22414 2128 648 185 0,8
1972 61669 26901 43,6 26655 22435 2285 546 246 1,1

,1973 61976 26985 43,5 26712 22564 2425") 572 273 1,2
1974 62054 26797 43,2 26215 ' 22152 2323a) 315 582 2,6
1975 61829 26397 42,7 25323 21386 2061 236 1074 4,8
1976 61351 26148 42,6 25088 21 2~8 1925 ' 235 1060 4,7
1977 61400 26051 42,4 25021 21314 1872 231 1030 4,6'·

1972 1. Hj. 61575 26823 43,6 26542 22292 2227 525 280 1,2
2.Hj. 61763 ' 26981 43,7 26'768 22578 2342 567 213 0,9

1973 1. Hj. 61881 26917 43,5 26636 22482 591 280' 1,2
2.Hj. 62071 27055 43,6 26788 22646 553 267 1,2

1974 1. Hj.' 62074 26880 43,3 26339 22250 342 541 2,4
2. Hj. 62034 26715 43,1 26091 22054 290 624 2,8

1975 1. Hj. . 61 915 ' 26448 42,7 25359 ' 21 395 2101 247 1089 4,8
2. Hj. 61742 26347 42,7 25287 21 37,7 2020 225 1060 , 4,7,

1976 1. Hj. 61579 26148 42,5 24980 21147 1936 232 1168 5,2
2. Hj., 61484 26149 42,5 25196 21429 '1913 239 953 4,3

.. n'"7"" '" T T~ 61418 26033 '" . 24943 'l1 'lt'lA • 1879 231 1090 4,91.::111 1. nJ. . : ~&j/-r ':'.1 ""..:.~

2.Hj. , 61383 26068 42,5 25099 21404 1865 232 969 4,3

1978 1. Hj. 16325 26024 42,4 24952 21277 237 1072 4,8

1). Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige + Arbeitslose) an der, Wohnbevölkerung.
I) Inländerkonzept (nach dem Wohnort).
3) Bis 1960 Stand Ende Juli, 1961 Stand Ende Juni (Quelle: Blindesanstalt für Arbeit).
I) Quelle: Bundesanstalt für Arbeit.
5) Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbspersonen (abhängige Erwerbstätige + Arbeitslose).
6) •Ohne Saarland und Berlin.
a) Eigene Schätzung.
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Erwerb,stätige nach Wirtschaftsbereichen 1)

'1000

Drucksache 8/2313

Ta'belle 13'

Land-
Warenproduzierendes Gewerhe

Iund Energie- Handel , Dienst- Private
Zeitraum

lnsge- Forst- ,und Verar- und leistungs- Staat . Haus-,samt' wirt- ins- Wasser- beitendes
Bau- Ver- unterneh- 'halte 4)

schaft, gesamt versor- Gewerbe gewerbe kehr 2) men 3)
, Fischerei gung, ,

Bergbau

Erwerbstätige insgesamt

1960 26080 3581 , 12497 757 9698 2042 4759 ' 2381 2098 764

3449
' '

1961 26441, 12804 730 9985 2089 4809 2421 2228 730
1962 26534 3307 12916 699 10040 ' 2177 4814 2475, 2348 674

, 1963 26596 ,3144 12924 668 9976 2280 4848 2556 2444 680
1964 26618 3002 12982 654 9988 2340, 4821 2604 2540 669
1965 26769, 2876 13153 642 , 10171 2340 4796 2666 2628 650
1966 26686 '2790 13011 621' 10080 2310. 4.806 2732 2706 641
1967 25817 2638 12241 570 ' 9553 2118 4 'n7 2787 2777 657
1968 25839 2523 12310 535 9627 2148 4702, 2850 2803 651
1969 26240 2395 1271,5 522 - 10039 2154 4726 ,2.895 2859 650
1970 26570 2262 12973 530 10289 2154 4769 ,2943 2978 645

1971 26639 ' 2144 12933 527 10232 2'174 4831 ' 2988 3093 650
1972 26580 2038 12751 511 10068 2172 4877 3025 3233 656
1973 26648 1 9.54 12761 490 10 116 2155 4,906 3039 , 3328 660
1974 25,155 1882 12303 482 9844 , 1977 4801 3,065 3439 ' 665

H175 ' 25266 1823 11529 482 9275 1772 4664 3062 3509 679

1976 } 6 25033 1743 11317 476 9091 ,1750 4604 3118, 3560 691
1977 ) , 24970 1656 11266 474 9082 1710 4587 3187 3570 704

Beschäftigte Abhängige

1960 20090 '491 11 ,509 756 8922 1,831 3615 1613 2098 764
1961 20580 452 '11 844 729 9236 '1879 3674 1652 2228 730

1~62 20876 421 11994. 698 9325 1971 3722 1717 2348 674
1963 21113 406 12016 667 9275 2074 3773 1794 2444 680
1964 21349 390 12112 653 9321 2138 3787 1851 2540 669
1965 21639 369 12301 641 9521 2139 3780 1911 2628 650
1966 21650 358 12170 620 9442 2108 3806 1969 2706 641

, 1967 20921 324 11 415 ' 569 8932 1914· , 3'732 2016 2777 657
1968 21054 302 11498 534 9020 1944 3730 2070 2803 651
1969 21636, ,297 11 '928 521 9455 1952 3784 2118 2859, 650
1970 22148 ,295 12210 529 9728 1953 3853 2167 2978 645
1971 22328 285 12175 526 9676 ' 1973 3918 z'207 3093 650
1972 '22360 267 11997 ' 510 9514 1973 3965 2242 3233 . 656
1973 22500 258 12005 489 9559 1957 ' 3996 2253 3328 660
1974 22092 ' 247 11568 481 9296 ,1791 3898 2275 3439 665
L975 . '21329 243 ,10825 481' 8753' 1591 3802 2271 3509 679

1976 } 21233 242 1063,0 475 8585 1570 3769 2341 3560 691
1977 5) I 21263 244 10582 473 ' 8569 1540 3770 2393 3570 704

I

1) Inlandskonzept (nach dem Beschäftigungsort) i Abgrenzung der Wirtschaftsbereiche n,\ch den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen.

2) Einschließlich NachrichtenüberJ1~littiung,

3) ,Kteditinstitute, V:ersicherungsunternehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Nutzung von sonstige
Dienstleistungen,

4) , EinsdJ.ließlidJ. privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.
5) Vorläufige Ergebnisse.
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Tab e 11 e 14·

BruUowertschöpiung nach,

a) Mrd

......, .......,.L,''''..1,_& "'''''J',,#

Land- Warenproduzierendes Gewerbe
Dienst~

Brutto": urid Energie- Handel 'lei-Forst- Private
Zeitraum wert- wirt-

und Verar- und stung~- Staat Haus-sehöp- , ins- W,asser- beÜen- Bau- 'Ver- unter-
fung 1) schaft, gesamt versor- des Ge- 'lewerbe kehr 2) neh- halte 4)

Fische-
rei

gung, werbe men,3)
Bergbau

.
", in jeweiligen Preisen

1960 297,10 17,39 161,26 15,70 121,74 23,82 ' 55,16 41,40 21,93 4,51 '
1961 325,60 17,01 177,88 15,75 134,87 27,26 59,53 46,28 25,07 4,76
19'62 '353,64 18,63 192,14 16,29 144,68 31,17 65,81 50,50, 27,42 4,85
1963 374,42 19,38 200,50 16,86 150,26 33,38 ' '69,97 55,23 30,43 5,25
1964 412,14' 19,36 223,68 17,77 166,99 ' 38,92 75,92 61,45 33,23 5,55
1965 450,41 19;98 244,03 18,34 184,33 41,36 81,53 69,34 37,7'9 5,97
1966 479,66 20,92 255,33 18,98 192,47 43,88 87,10 77,34 42,17 6,44
1967 485,45 20,46 252,25 18,83 192,63 40,79 87,73 83,53 44,71 6,92
1968 521,85 ' 22,50 278,3'1 21,01 215,02 42,28 89,88 ' 91,54 47,74 7,31
1969 , 582,60 ,23,57 314,44 21,97 245,09 47,38 97,54 104,88 54,04 8,D7
1970 660,15' 23,07 360,71 25,26 277,30 58,15 108,70 118,32 63,48 9,06
1971 735,18 24,46 393,34 27,08 297,82 68,44 120,95 136,77 75,74 10,65
1972 ,804,72 26,81 422,91 29,76 315,87 77,28· 132,83 155,71 85,04 11,81
1973 895,09 29,07 467,01" 33,25 . 351,62 82,14 ' 143,74 177,00 98,82 13,52
1974 960,22 27,03 495,07 37,90 377,92 79,25 • 150,22 198,27 114,55 15,13
1975 1003,64 30,78 499,21 42,92 381,08 75,21 158,61 217,13 124,45 16,67
1976 } 6 1093,06 32,77 548,94 46,72 421,58 80,64 172,22 236,43 ' 131,80 18,01
1977 ) 1163,87 33,53 583,36 47,36 449,84 86,16 ' 182,02 255,70 140,79 19,55

1. Hj.
' ,

1970 306,78 6,63 169,70 12,43 133,05 24,22 50,57 56,89 30,23 4,27"
2. Hj. 353,37 16,44 191,01 12,83 144,25 33,93 58,13 61,43 33,25 4,79

1971 1. Hj. 344,81 6,48 188,26 13,21 145,25 29,80 56,33 65,99 35,77 5,Q2.
2.Hj. 390,37 17,98 205,08 13,87 ' 152,57 38,64 64,62 70,78 39,97 -?,63

1972 1. Hj. 378,47 7,19 202,27 14,70 ' 152,90 34,67 62,98 76,17 40,08 5,55
2:Hj. ' 426,25 19,62 220,64 15,06 162,97 42,61 70,75 79,54 44,96 6,26

1973 1. Hj. 423,61 ,6,77 225,83 16,35 171,50 37,98 69,27 86,21 45,67 6,24
2.Hj. 471,48 '22,30 '21,1,18 16,90 180,12 -44,16 74,47 90,79 ;i3,15 7,28

1974 1. Hj. 454,70 7,59 238,87 18,03 184,21 36,63 71,21 96,80 '52,82 6,96
2.Hj., 505,52 ,19,44 256,20 19,87 193,71 42,62 79,0'1 101',47 ,61,73 8,17

1975 1. Hj. 474,79 8,44·, 240,41 20,87 185,50 34,Q4 . 75,16 106,09 ' '57,94 7,72

2..Hj. 528,85 22,34 25~,80 22,05 195,58 41,17 83,45 111,04 66,51 8,95

1976

1.

HJl 517,61 8,63 265,05 23,09 206,54 35,42 81,54 116,32 61,13 8,32
2.Hj, 575,45 24,14 283,89 23,63 215,04 45,22 90,68 120,11 70,67 9,69

1977 1. Hj, 6) 550,74 9,07 282,23 23,36 220,49 38,38 85,94 124;70 65,27 8,97,
2. Hj. 613,13 24,46 30~,13 24,00 229,35 47,18 96,08 131,00 75,52 ' , 10,58

1071'1 1 I-I; ,t;At; Al 111 ?1 <1Il11 ?i! - - ,- al ':l0 1~A A.1 1121

: ,
1) Bereinigt um' die unterstellten 'Entgelte für Bankdienstleistungen' und um den Vorsteuerabzug an Umsatzsteuer auf Investitionen

(1966 bis 1973 gekürzt um die Investitionstl!luer).
2) Einschließlich 'Nachrichtenübermittlung.
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Wirtschaftsbereichen

DM

Drucksache 8/2313
r '

Tabelle 14'

Land- Warenproduzierendes Geweibe

und Dienst~ -
Brutto- Forst-

Energie- Handel lei- Privateund Verar- undwert- wirt- stungs- Staat Haus- Zeitraum
schöp- schaft,

ins- Wasser- beiten- Bau- Ver- Unter- halte 4).fung 1) gesamt versor- des Ge- gewerbe kehr 2) neh-Fische- gUIig, ' werbe men 3)\rei Bergbau

, ,
in Preisen von 1970 ., '

420,75 21,22 217,02 18,42 158,09 40,51 68,06 75,32 41,09 9,14 . 1960
442,08 • 19,29 230,59 18,60 169,03. 42,96 72,00' 79,60 43,64 8,89 1961
460,7~ 20,74 240,19 19,12 176,54 44,53 75,34 82,46 46,22 8,41 1962
474,83 '21,46 246,22 19,72 ' 180,89 45,61 77,70 '35,77 . 48,22 8,55 1963
505,75 20,86 268,75 20,73 196,59 . 51,43 82,40 ,90,20 49,70 8,56 1964
533,46 _ 19,72 286,26 20,59 212,19 53,48 - 87,40 95,24 52,15 8,52 1965
547,19 20,70 . 291,55 21,17 215,27 55,11 89,08 98,62 54,83 8,54 1966
546,60 22,61 284,15 20,86 210,72 52,57 88,85 102,42 56,42 8,84 1967
580,23 24,10 307,88 21,87 233,5q 52,51 94,14 106,37 58,12 8,87 1968
624,53 22,53 339,72 23,08 261,91 54,73 102,66 112,73 59,88 8,97 1969
660,15 23,07 . 360,71 25,26 277,30 58,15 108,70 118,32 63,48 9,06 1970
6Bü,f3 23,79 369,69 25,84 281,29 52,56 111,19 124,22 66,27 9,19 1971
704,45 23;24 382,30 26,97 288,84 66,49 113,85 131,80 69,47 9,35 1972
739,41 . 25,79 403,04 29,32 307,07 66,65 117,36 137,41, 72,76 9,46 1973

744,12 26,06 399,95 30,71 308,12 61,12 116,83 141,66 ~6,07 9,56 1974

726,85 24,96 378,80 29,80 291,64 57,36 114,75 146,60 78,29 9,79 1975

765,12 .24,23 404,54 31,20 313,95 59,39 121,70 153,73 79,48 10,01 1976 h785,68 25,98 414,69 31,34 322,90 60,45 125,65 159!43 80,51 10;21 1977

312,69 6,30 172,34 12,61 135,01 24,72 51,66 58,17. 31,49 4,49 1970 1. Hj.
.347,46 16,77 188,~7 12,65 142,29 33,43 57,04 . 60,15 31,99 4,57 2.Hj.

,
325,21 6,54 179,03 12,97 138,34 27,72 5~,99 60,97 32,87 , 4,56 1971 1. Hj.
355,52 17,25 190,66 12,87 142,95 34,84 58,20 63,25 33,40 4,63 2.Hj.

I

335,94 6,21 184,38 13,47 140,97 29,94 - 54,21 64,85 34,46 4,64 1972 1. Hj.
. 368,51 17..03 197,92 13,50 147,87 36,55 59,64 66,95 35,01 4,71 2.Hj.

355,69 6,91 196,47 14,65 150,95 3(),87 56,74 67,91 3G,13 4,69' 1973 1. Hj.
383,72 18,88 206,57 14,67 156,12 35,78 60,62 69,50 36,63 4,77 -2.Hj.

362,39 7,23 198,47 15,28 154,38 . 28,81 57,20 70,02 ~7,79 4,73 1974 1. Hj.
381,73 18,83- 201,48 15,43 153,74 32,31 59,63 71,64 38,28 4,83 2.Hj.

348,78 6,79 182,82 15,14 141,49 _ 26,19'. 55,44. 72,79 38,93 4,85 1975' 1. Hj.
378,07 18,17 195,98 14,l?6 150,15 31,17 59,31 73,81 39,36 4,94 2.Hj.

367,59 7,11 195,31 15,72 153,04 26,55 58,65 76,19 39,60 4,95 1976 LH]397,53 17,12 209,23 15,48 160,91 32,84 63,05 77,54. 39,88 5,06 . 2.Hj.

378,54 7,05 202;01 15,77 158,57 27,67 60,64' .79,03 40,13 5,04 ~977 1. H~" 6)
407,14 18,93 . 212,68 15,57 164,33 32,78 65,01 80,40 40,38 . 5,17 ' 2.HJ,

387,38 7,49 .205,02 . , . " . .- .. 63,17 82,41 46,10 1978 1. Hj .

B) Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Wohnun' _ (einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen), sonstige
Dienstleistungen. .-

4) Einschließlich .privater Organisationen ,ohne Erwerbscharakter.
5), Vorläufige Ergebnisse..
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noch Tabelle 14'

Bruttowertschöpfung nach

b) Anteil

Warenproduzierendes Gewerbe
Land- Dienstund Energie-
Forst- und Ver- Handel lei- Private

Zeitraum wirt- Wasser- arbei- und stungs- .
Staat Haus-

schaft,'
insge- versor- tendes Bauge- Ver- unter- halte 4)samt werbe kehr 2) neh-Fische- gung, Ge- '

rei Berg- werbe men 3)

bau

in jeweiligen Preisen

1960 5,8 53,5 5,2 40,4 7,9 18,3 13,7 7,3 1,'5

1961. 5,1 53,8 4,8 40,8 8,2 18,0 14,0 7,6 1,4
1962 5,2 53,5 4,5 .40,3 8,7 18,3 14,1 7,6 1,3
1963 5,1 52,7 4,4 39,5 8,8 18,4 14,5 8,0 1;4
1964 4,6 53,4 4;2 39;8, 9,3 i8,l 14,7 7,9 1,3
1965 4,4 53,2 4,0 40,2 9,0 17,8 15,1 8,2 1,3
1966 4,3 52,2 3,9 39;3 9,0 .17,8 15,8 -B,6 1,3
1967 4,1 50,9 3,8 38,9 8,2 17,7 ' 16,9 9,0 1,4
1968 4,2 51,8 3,9 40,0 - 7,9 16,7 17,0 8,9 1,4
1969 3,9 52,2 3,6 40,7 7,9 16,2 17,4. 9,0 1,3
1970 3,4 52,8 3,7 40,6 8,5 15,9 17,3 9,3, 1,3
1971 3,2 51,6 3,6 '39,1 9,0 15,9 18,0 9,9 1,4'
1972 3,2 ' 50,6 3,6 ,37,8 9,3 15,9 18,6 10,2 1,4
1973 3,1 50,3 3,6 37,8 8,8 i5,5 19,0 ,10,6 15

"1974 2,7 49,5 3,8 37,8 7,9 . 15,0 19,8 11,5 1,5
1975 2,9 47,7 4,1 36,4 7,2. .15,2 20,7 11,9 1,6

1976 '} 2,9 48,1 4,1 37,0· 7,1 15,1 20,7 11,6 1,6
.1977 5) , 2,8 48,0 3,9 37,0 1,1 15,0 21,0 11,6 1,6

1970 1. Hj. 2,1 53,3 3,9 41,8 7,6 15,9 17,9 , 9,5 1,3
2.Hj. 4,5 52,3 3,5 ,39,5 9,3 15,9 16,8 9,1. 1,3

1971 1. Hj. 1,8 52,6 3,7 40,6 8,3 15,7 18,4 10,0 1;4
2.Hj. 4,4 50,8 3,4 37,8 9,6 16,0 17,5 9,9 1,4

1972 1. Hj. 1,8 51,4 3,7 38,9 8,8 15,8 19,4 10,2 1,4
2.Hj. 4,4 '49,9 3,4 36,9 9/i 16,0 18,0 10,2 1,4

'1973 1. Hj. 1,5 51,3 3,7. 39,0 8,6 15,7 . 19,6 10,4 1,4
2. Hj. 4,6 49,3 3,5 36,8 9,0 15,2 18,6 10,9 1,5

1974 1. Hj. .1,6 50,4 3,8 38,8 7,7 15,0 20,4 11,1 1,5
2.Hj. 3,7 48,7 3,8 36,8 8,1 15,0' 19,3 11,7 1,6

1975 1. Hj. 1,7 48,S 4,2 37,4 6,9 15,2 21,4 11,7 1,6
2. Hj. 4,1 47,0 4,0 35,5 7,5 15,1 20,1 12,1 1,6

1976 l.Hi'l 1,6 49,0 4,3 38,2 6,5 15,1 21,5 11,3 1,5
2.H]. 4,0 '47,4 3,9 .35,9 7,5 15,1 20,0 11,8 1,6 .

1977 1. Hj. 6) 1,6 49,0 4,1 38,3 6,7, 14,9 21,6 11,3 1,6
___ 2.Hj. 3,8 47,1 3,8 35,9 7,5 15,0 20,S 11,8 1?

1978 1. Hj. J i,t 48,9 14,9 '" n , ... '"
-'01,::1 .l.G,u

,
I) Bezogen auf die Summe der Beiträge der Wirtsdiaftsbereicpe (siehe Fußnote 1 auf Seite,236).
'2) Nadiriditenübermittlung.
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no c h Tabelle 14·

,Wirtschaftsbereichen

in vH!)

.l::Jrv

1971
1972
1973
1974
1975

1976 '}
1971 . 5)

, 1970 1. Hj.
2.Hj.

·1971 1. Hj.
2. Hj.

.1972 1. Hj. , '
2.Hj.

1973 1. Hj.,
, 2. Hj.

1974 1. Hj. '
2. Hj.

1975 1. Hj.
2. Hj ..

1976 1'. Hj.]
2.Hj.

1977 1. Hj. 5)
2. Hj.

1978 1. Hj.

• ,..J

17,6 9,4 1,3
18,1 9,5 1,3
17,9 9,5 1,2
1~,4 9,9 1,2
19,5 . 10,4 1,3
19,4 10,0 1,3
19,5 9,9 1,3

17,9 9,7 1,4
16,8 8,9 1,3

18,1 9,8 1,4
17,2 9,1 1,3

18,6 9,9 1,3
17,6 '9,2 1,2

J8,4 .9,8 1,3
17,5 9,2 1,2

18,7 10,1 1,3
18,2 9,7 1,2

20,-1 10,8 1,3
18,8 .10,1 1,3

.20,0 10,4 1',3
18,8 9,7 1,2

20,1 10,1 I 1,3
19,Q 9,6 1,2 -

20,4 '11,4

"'::tV,v U,'-' Lv,;;]

39,9 8,9 15,8
39,6 9,1 15,6
40,1 .8,7 15,3
40,0 . 7,9 15,2
38,7 7,6 15,2
39,6 7,5 i5,3
39,5 7,4 15,4

41,6 7,6, 15,9
39,6 9,3 15,9

41,1 8,2 15,7
38,9 9,5 15,8

. 40,4 8,6 15,5'
38,8 9,6 15,6

40,9 8,4 15,4
39,3 9,0 15,3

41,1. 7,7 15,2
39,0 8,2 15,1

'39,1 7,2 15,3
38,3 8,0 15,1

40,1 7,0 15,4
39,1 8,0 15,3

40,3 7,0 15,4
38,9 7,8' 15,4

15,6

t:::.'lO ")oJ",u ....,,1
3,7'
3,7
3,8

,4,0
4,0
3,9
3,8

3,9
3,5

3,8
3,5

3,9
3,5

4,0
3,7

.. 4,1
3,9

4,2
3,7

4,1
3,8

4,0
3,7

3,4 52,5
3,2 52,4
3,4 52,6
3;4 51,9.
3,3 50,3
3,1 51,0
3,2 50,8

1,9 53,1
. 4,7 52,5

1,9 53,1
4,7 51,9

1,8 52,9 '
4,5 ,51,9.
1,9 ,53,3'
4,8 52,0

1,9 ' 52,9
4,8 51,0

1,9 50,6
4,6 ' 50,0

1,9 51,2
'42 50,8', ,

1,8 51,3
4,5 50,3

1,9 50,7

Warenproduzierendes Gewerbe I
Land- Dienst-und Energi~-

Handel lei- PrivateForst- und Ver~

wirt- Wasser- arbei- und stungs- Staat Haus- Zeitraum
schaft,

insg~- versor- tendes Bauge- Ver- unter- . halte 4)samt werbe kehr 2) neh-Fische- gung, Ge-
men 3)rei 'Berg- werbe -

bau

in Preisen von 1970
I

4,9 50,3 4,3 36,6 9,4 15,8 17,4 9,5 2,1 1960
4,2 50,8 4,1 37,2- 9,5 15,9 17,5 9,6 2,0 1961
4,4 50,7 4!0 37,3 9,4 15,9 17,4 - 9,8 1,8 1962
4,4' 50,5 4,0 37,1 9,3 15,9 17,6 9,Q 1,8 1963
4,Q 51,6 4,0 37,8 9,9 15,8 17,3 ,9,5 1,6 ,1964
3,6 52,1 3,7 38,6 9,7 15,9 17,3 9,5 1,6 1965
3,1 51,8 3,8 . 38,2 9,8, 15,8 17,5 9,7 1-,5 1966
4,0 50,4 .3,7 37,4 9,3 15,8 18,2. 10,0 1.,6 1967
4,0 51,4 3,6 39,0, 8,8' 15,7 17,7 ,9,7 1,5 1968
3,5 52,5 3,6 40,5 ä,5 15,9 17,4 '~,3 1,4 1969., An c or • rn • '7 ., n ... .... 4nr"'Jn

3) Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, W~hnungSVermietung (einschlieJUich Nutzung von Eigentümerwohnungen), so~stige •
Dienstleistungen. , '

4) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.
5) Vorläufige Ergebnisse. •
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Tab e 11 e 15*'

Bruttowertschöpfung, Brutto

Mrd

439,49
495,01

465,7069,31

77,70 10,04

535,01

50_,6~

562,f?7 '6ö,23

70,89605,90+1,32

+0,21

604,58

630,69it,56

18,77

613,13

585,81

/ I

r

, .V" :. ==~. r:.:. tl]'J
1978 1. Hj. '

I Saldo der

I'Netto-

I Erwerbs- 'Netto-
und Ver- sozial-

Brutto- Ein- mögens- sozial- Indi- produkt

wert fuhr- Brutto- einkom- Brutto- Ab- produkt rekte Subven- zu
Zeitraum schöp- abga- inlands- men sozial- schrei- Steu- tionen Faktor-

produkt zwischen produkt bungen' zu kostenhing' ben 1)
Inländern Markt- ern 2), (Volks-:
und der preisen einkom-
übrigen

I
men)

Welt -

in jeweiligen Preisen

1960 297,10 5,70 302,80 +0,20 303,00 23,63 279,37,' 41,78 2,50 240,09
1961 325,60 6,20 331,80 -0,40 331,40 27,i2 304,28 46,19 2,65 260,74
1962 353,64 7,24 360,88 -0,38 360,50 31,23 329,27 50,06 2,87 ,282,08
1963 374,42 8,05 382,47 ~0,37 382,10 34,99 347,11 52,79 '3,61 297;93
1964 412,14 8,14 420,28 -0,68 419,60 38,96 380,64 57,48 4,14 327,30
1965' 450,41 8,86 ' ,459,27 -1,07 458,20 43,31 414,89 . 62,19 5,86 358,56
1966 479,66 8,68 488,34 -0,94 487,40 47,77 439,63 65,50 5,82 379,95
1967 485,45 9,01 ' 494,46 --:-0,76 ' 493,70 50,52 ' 443,18 67,99 5,66 380,85
1968 521,85 13,05 534,90 +0,30 535,20 53,38 481,82 , 69,63 7,71 419,90
1969 582,60, 14,35 596,95 +0,75 597,70 58,12 539,58 84,60 7,85 462,83
1970 660,15 18,60 678,75 +0,25 679,00 68,35 610,65 87,24 ' 9,70- 533,11
1971 735,18 19,70 754,88 +1,12 756,00 78,45, 677,55 96,44 ,9,96 591,07
1972 804,72 21,27 825,99 +1,21 827,20 ' 86,33 740,87 107,63 12,25 645,49
1'973 895,09 23,51 918,60 , +1,50 920,10 95,74 824,36 118,48 15,Q4 720,92
1974 960,22 26,91 ' 987,13 ,-0,23 986,90 107,26 ·879,64 122,30 15,02 772,36
1975 1003,64 28.18 1 031,82 +1',08 1032,90' 117,03 915,87 126,78 15,46 804,55

1976 }3) 1093,06 32;52 1125,58 +2,32 1127,90 .125,52 1002,38 138,24 16,86 881,00
1977 1 163,87 34,63 1 198,50 +0,20 1198,70, 134,38 1064,32 149,21 19,39 9;34,50

1970 1. Hj. 306;78 9,13 315,91 -0,11 315,~0 . 33,10 282,70 40,94. 4,44 246,20
2.Hj. 353,37 9,47 3Q2,84 +0,36 363,20 35,25 327,95 46,30 5,26 286,91,

1971 l.Hj. 344,81 9,77 354,58 +1,32 ,355,90 38,24 317,66 46,12 4,30 275,84
2.Hj. 390,37 9,93 400,30 -0,20 400,10 40,21 359,89 50,32 5,66 315,23 '

"

1972 1. Hj. 378,47 10,31 ,388,78 +0,82 ' 389,60 42,16 347,44 51,14 5;00 ' 301,30
2.Hj. 426,25 10,96 437,21 +0,39 437,60 44,17 393,43 56,49 7,25 344',19

1973 1. Hj. 423,61 11,47 435,08 +0,42 435,50 46,71 388,79 56,64 5,70. 337,~5

2. Hj.. 471,48 12,04 483,52 +,1,08 484,60 49,03 435,57 61,84 9,34 383,07 •

1974 1. Hj. 454,70 12,93 467,63 -0,23 467,40 52,23 . 415,17 59,09 7,02 363,10
2.Hj. 505,52 13,98 ,519,50 ±O 519,50 55,03 464,47 63,21 8,00 409,26

1975,1. Hj. 474,79 13,81 . 488,60 -0,40 488,20 57,57 430,63 60,39 7,68 377,92
2.Hj. 528,85 14,37 543,22 +1,48 544,70 59,46 485,24 66,39 7,78 426,63

1976 '1. Hj'j 517,61 15,87 533,48 +1,02. 534,50 61,85 472,65 65,88 8,Q3 414,80
, 2.Hj. 575,45 16,65 592,10 +1,30 593,40 63,67 529,73 72,36 8,83 466,20

,
107"7 1 H, 8\ t;t;0 '7A 17 0'7 "~7 1\1 _ -01)1 ',n'7 AO Rn 1.'> '. 1. S '7 .f; 9.

1) Die Einfuhrahgaben umfassen alle Abgaben, die vom Staat oder Institutionen der EG auf eingeführte Güter erhoben werden.
Hierzu gehören Einfuhrzölle, (vor 1968 Umsatzausgleichsteuer), Verbrauchsteuern auf Einfuhren,' Abschöp-
fungsbeträge ,und Währungsausgleichsbeträge auf eingeführte landwirtschaftliche 'Erzeugnisse.
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inlandsprodukt, Sozialprodukt

DM

Deutscher Bundestag --;- 8. Wahlperiode Drucksache' 8/2313

Tab e 11 e 15·

,Saldo der
Erwerbs-
und Ver- Netto-

Brutto- Einfuhr- Brutto- mögens- Brutto- Abschrei-
sozial-'

, wert- ab- inlands- einkommen sozial- Dungen
produkt Zeitraum

schöpfung gaben 1) ~rodukt zwischen produkt ' . ,zu Markt-
Inländern preisen I

und der
~brigenWelt

-

in Preisen von 1,970

420,75 1 7,99 428,74 +0,76 429,50 33,11 396,39 1960

442,08 8,50 450,58 -0,18 450,40 36,30 " 414,10 i961

460,79 9,67 470,46 -0,16 470,30 39,74 ' 430,56 1962

474,83 9,67 481,50 -0,20 484,30 43,~1 441,09 1963
, 505,75 11~26 517,01 -0,61 516,40 46,76 . 469,64 1964

533,46 12,66 546,12 ~1,12 545,00 50,51 494,49 1965

547,19 12,56 559,75 -0,95 558,80 54,22 504,58 1966

, 546,60 12,24 558,84 -0,74 558,10 57,50 .- 500,60 1967
enn """, .. "lI ..,.1 cn., n"'7 -Ln .. ", l:'n.l .. n cn eil C?'lOO 19613
..JOV,~J IJrT'":I: ..J;:}~,;;;;JT I v,"t...J ..J;:J"t:,~U UV'Ü'" oJ...hJ,UU

624,53 15,93 ' 640,46 +0,84 641,30 64,01 577,29 1969 , '

660,15 18,60 678,75 +0,25 679,00' 68,35 610,65 1970

680,73 19,95 700,68 +1,02 701,70 73,26 628,44 ~971

704,45 21,83 726,28 +1,02, 727!30 78,27 649;03 1972

739,41 22,43 761,84 +1,16 . 763,00 83,18 679,82 1973

744,12 21,83, 165,95 -'0,25 765,70 87,40 678,30 1974

726,85 23,20 750,05 ' +0,65 750,70 90,86 659,84 1975

765,12 26,56 791,68 +1,52 793,20 94,26 698,94 1976 }

785,68 28,14 813,82 -0,02 813,80 97,86 ' 715,94 1977 3)

312,69 9,10 ' 321,79 -0,09 321,70 33,60 288,10 1970 1. Hj.

347,46 9,50 356,96 +0,34 357,30 34,75 322,55 2. Hj.

325,21 , 9,76 334,97' +1,23 336,20 - 36,01 300,19 1971 1.,Hj.

355,52 10,19 365,71 -0,21 365,50 37,25 328,25 2:Hj.

335,94 10,76 346,70 +0,70 347,40 38,51 308,89 1972 1. Hj.

368,51
J

11,07 379,58 +0,32 379,90 ' 2. Hj.39,76 340,14

355,69 11,40 367,09 +0,31 367,40 41,02 ,326,38 1973 1. Hj.

383,72 11,03 394,75 +0,85 395,60, 42,16 35~,44 2. Hj.

3'62,39 10,53 372,92 -0,22 372,7.0 43,22 329,48 1974 1. Hj.
381,73 11,30 ' 393,03 -0,03 393,00 44,18 348,82 2.Hj.
- i
348,78 '11,47 360,25 -0,35 359,90 45,03 314,87 i975 1. Hj.
378,07 11,73 ~89,80 +1,00 390,80 45,83 344,97 2. Hj.

,
367,59 13,05 380,64 +0,66 381,30 46,73 ' 334,57 1976 1. Hj.
397,53 13,51 411,04 +0,86 ' 411,90 47,53 ~64,37 2. Hj.

378,54 13,63 392,17 --0,07 392,10 48,48 3:43,62 1977 1. Hj. 3)
407,14 14,51 421,65 +0,05 421,70 ' 49,38 372,32 2.Hj.

387,38 14,90 402,28 +0,82 403,16 50,28' 352,82 1978 1. Bj. i

2) Produktionssteuerri und' Einfuhrabgaben.
3) Vorläufige Ergebnisse.
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Tab e 11 e 16'

Deutscher Bundestag ~ 8. Wahlperiode

Verteilung des Volkseinkommens

MrdDM

I ! Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen

I

!
der Unter-

Einkommen aus nehmen
Volks- unselbständiger der pri- ;mit

Zeitraum ein- ~J;beit insgesamt vaten eigener des
kommen Haus- Rechts- Staates 4)

halte 3) persönlich-
keit =

unverteilte
brutto 1) I netto 2) brutto I netto Gewinne

1960 240,09 144,90 104,68 95,19 75,()7 78,23 14,95 2,01
1961 260,74 ,163,44 117,18 97,30 74,,66 81,74 13,13 .·2,43
1962 282,08 180,84 129,12 101,24 76,48 85,44 13,45 2,35
1963 297,93 193,98 137,95 103,95 78,03 ' 87,~2 14,30 2,53
1964- 327,30 212,08 151,06 115,22 87,49 97,68 14,98 2,56
1965 358,56 235,15 168,21 123,41 96,10 105,52 15,38 2,5.1
1966 379,95 253,20 178,11 126,75 98,48 108;84 15,70 2,21
1967 380,85 253,07 177,26 127,78 99,04 111,78 14,51 1,49
1968 419,90 211,91 186,86 147,99 116,82 126,98 19,05 1,96
1969 462,83 ,305,92 206,14· 156,91 , ,121,82 133,60 21,33 1,98
1970 933,11 361,32 236,87 171,79 139,75 155,23 14;53 2,03
1971 ' 591,07 408,30 262,03 182,77 147,95 168,73 12,,32 1,72
1972 645,49 448,79 285,77 . .196,70 . 159,62 173,61 23,01 0,08
1973 720,92 509,47 311,41, 211,45 . 164,78 182,75 28,25 0,45
1974 772,36 ,560,60 335,75 211,76 165,22 186,72 26,62 1,58
1975 804,55 583,51 347,84 221,04 176,57 197,49 28,18 4,63
1976 b 881,00 626,26·, 361,25 254,74 201,16 224,56 .37,81 .:.... .7,63
1977 934,50 - 670,92 382,27 263,58 ~99,67 -11,59

1970 1. Hj. 246,20 170,07 113,79 76,13 60,74 0,68
2. Hj. 286,91. 191,25 123,08 95,66 79,01 1,~5

.-'
1971 1. Bj. - -275,84 195,16 . 126,57 . 80,68 63,48 0,79

2. Hj. 315,23 213,14 135,46 '102,09 84,47 0,93

1972 1. Bj. 301,30 214,06 139,64 87,24 -70,52 0,27
2. Hj. 344,19 234,73 146,13 109,46 89,10 0,35

1973 1. Hj. ' 337,85 242,48 150,59 95,37 -73,92
2. Hj. 383,07 266,99 160,82 .. 116,08 90,86 0,45

1974 l.Hj. 363,10 268,25 164,49 94,85 71,65 0,57
2.'Hj. 409,26 292,35 '171,26 ' 116,91 93,57 1,01

1975 1. Hj. 377,92 281,25 171,76 96,67 75,89 2,09
~. Hj. 426,63 302,26 176,08. ,124,37 100,68' 2,54

1976 ·1.Hj.

1~
414,80 299,31 176,11 115,49 90,81 3,32

, 2.Hj: 466,20 326,95 185,14 139,25 ' 110,35 4,31

1977 1. Hj. 439,49 322,74 186,41 116,75 85,80 6,14
2.Hj. 495,01 348,18 195,86 146,83 ' 113,87 5,41

1978 L Hj. ) I 465,70 341,34 197,66 124,36 92,38 6,59

i,l Bruttolohn- und -gehaltssumnie zuzüglich Sozialbeiträge der Arbeitgeber.
2) 'Nettolohn- und ·gehalt~summe (= Bruttolohn- und ·gehalts~umille abzüglich Lohnsteuer und Sozialbeiträge der Arbeitnehmer).
3) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter ö nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden.
4) Nach Abzug der Zinsen auf öffentliche Schulden. . ,
5) Vorläufige Ergebnisse.
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Deutscher Bundestag ----'8. Wahlperiode Drucksache 8/2313

Tab e 11 e 17'

Einkommen aus unselbständiger Arbeit nach Wirtschaftsbereichen 1)

Land-' . Warenprqduzierendes Gewerbe
..

Brutto- und '. Dienst-

ein- Forst-
Energie- Ver- Handel lei- Privateund' stungs-Jahr kommen wirt- insge-' Wasser- arbei- Bau- und Staat Haus-

ins- schaft, . tendes ge- Ver- unter7 halte 4) .samt versor- neh-gesamt Fische- Ge- werbe- kehr 2)
rei

gung, wel'be men 3)
Bergbau

MrdDM ,

1960 . 143,76 2,68 81,77 6,93 -62,90 11,94 23,6'1 10,66 20,76 4,22

1961 162,36 2,71. 93,13 7,42 71,69 14,02 26,05 12,26 23,78 4,43
1962 179,65. 2,86 103,66 7,77 . 79,86 16,03 -28,73 13,96 25,97 4,47
1963 192,79 2,95 . 108,80 7,88 83,47 17,45 31,83. 15,58 28,81' . 4,82

1964 210,94 3,04 119,46, 7,85 90,90 20,71 34,90 '17,06. 31,43 5,05
1965 234,08 3,16 132,26 8,57 101,74 '21,95 38,52 18,94 .35,79 5,41
1966 .' 252,08 3,30 139,83 8,66 107,75 23,42 42,39 '20,80 . 39,95 5,81

,.1967 251·,69 3,06 134,45 8,26 104,76. 21,43 43,11. 22,44 42,37 .6,26

I
1968 270,49 2,98 146,08 8,24 11'5,1;5 22,69 45,55 _ 24,11 . 45,19 .6,58
1969 304,58 3,13 165,80 8,85 132,59 24,36 50,41 26,77 51,20 7,27
1970 360,11 3,53 198,77 10,44 158,49 29,84 58,36 31,21 60,14 8,10
1971 407,08 3,83 219,48 11,51 174,08 ~3,89 66,61 35,70 71,89 9;57
4n"7'l A..4'2 '2n < 'J 0" '1'JO '21 1') 1 Q 1 QQ 71'1 ':17 A':I' 74,30 39,85 80,76 10,61J.;;:}T.u "':t"':l:1 ,I.J "-,,,,-, ..... """'...., ..... ,'-'.1. ... .... , ........ ......., ..... ,.v ...... , ...""

1973 508,53 4,22 268,82 13,30 214,72 40,80 84,06 45,21 94,03 12,19
1974 559,68, 4;66 289,09 15,08. 234,35 ' 39,66 91,31 51,82 109,16 13,64
1975 582,46 5,Q1. 292,34 16,43 239,01 ' 36,90 95,38 ' 56,12 118,53 15,08

1976 } 625,17' 5,53 314,14 17,45 258,39 38,30 102,01 61,80 125,36 16,33
,1977 5) - 669,87 6,13

,
335,82 18,55 277,67 39,60;, 109,06 67,32 133,81 17,73

Anteil in vH
1960 1,00 1,9 '56,9 4,8 43,8 8,3 16,5 . 7,4 14,4 . 2,9
1961 100 1,7 57,4 .4,6 44,2 8,6 16,0 7 i 6 14,6 2,7
1962 100 1,6 57,7 4,3

,
44,5 8,9 16,0 7,8 14,5 2,5. I

1963 100 1,5 56,4 4,1 43,3 9,1 16,5 8,1 14,9 _2,5
1964 100 1,4 56,6 3,7 43,1 9,8 16,5 8,1 . 14,9 2,4
1965 100 1,3 56,5 3,7, 43,5 9,4 16,5 I 8,1 ,15,3 '2,3I

1966 100 1,~ 55,5 3,4 42,7 ' . 9,3 16,8 . 8,3 15,8 2,3
1967 100 1,2 53,4 3,3 41,6 -, 8,5 17,1 8,9 16,8 -2,5
1968 100 1,1 54,0 3,0 42,6 . 8,4 16,8 8,9 16,7 2,4
1969 100 1,0 54,4 .2,9 43,5 8,0 16,6 8,8 . 16,8 2,4
1970

,.
100 55,2 8,31,0 2,9 44,0 16,2 8,7 16,7 2,2

1971 100 0,9 53,9 2,8 42,8 8,3 16,4 .8,8 17,7 2,4
1972 100 0,9 53,2 2,7 42,1 8,4 16,6 8;9 18,0' 2,4

. 1973 100 .. 0,8 52,9· 2,6 42,2 8,0 16,5. , 8,9 18,5 2,4
1974 100 0,8 51,7 2,7 41,9 ,7,1 16,3 9,3 19,5 2,4
1975 100 0,9 50,2 2,8 41,0 6,3 16,4 9,6 20,3 2,6

1976 "} 100 0,9 50,2 2,8 ·41,3 6,1 16,3 9,9 20,1 2,6
1977 5) ; 100 0,9 50,1 2,8 4i,5 5,9 16,3 lOp _20,0 2,6

1) -Inlandskonzept (nam .dem Besmäftigungsort der Abhängigen).
2) Einsmließlich Nachrichtenüöermittlung. _

.3) Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen, Wohnungsvermietung (einsmließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen), sonstige
Oienstleistungen. . .

4) Einsmließlich privater Organisationen ohne Erwerbsmarakter.
5) Vorläufige Ergebnisse. .
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Tabelle 18' ,

Volkseinkommen, Produktivität und Lohnkosten

Brutto- - I. ' Netto- Lohn- I
Volkseinkommen kosten

je Einwohner lohn- und -gehaltssumme Produktivität 2) je, - Zeitraum je beschäftigte).l Abhängigen 1) Produkt-,
einheit 3)

I DM I 1970 = '100 I DM I 1970 = 100 I DM 11970 = 100 I DM 1970 = 100

1960 4331 49,3 6148 . 44,6 ' 5 168 48.5 16439 64~4 68,4
1961 4642 52,8 6775 49,2 5653 53,1 17041 66,7. 72,7
1962 4963 56,5 7395 53,7 6139 57,7 17730 69..4 ' 76,3
1963 5191 59,1" 7850 57,0 6488 60,9 . 18217 71,3 78,8
1964 5646 64,2 8556 62,1 7031 66,0 19423 76,0 79,9
1965 6117 69,6 9336 67,8 7731 72,6 ,20401 7,9,9 83,3
i966 6424 73,1 10014 72,7 .8183 76,9 20975 82,1 -87,2
1967 6424 73,1 10349 75,1 8419 79,1 21646 84,7 87,3
1968 7057 80,3 10 988- 79,8 8821 82;8 22987 90;0 87,8
1969 7705 87,7 12003 87,1 9477 89,0 24408 95,S 90,6
1970 8790 100 13773, 100 10 648 100 25546 100 100
1971 9645 109,7 15392 111j8 11690 109,8 26303 103,0 108,9
1972 10467 119,1 16770 ; 121,8 12738 119,6 27324 107,0 115,2
1973 11632 "132,3 18782 ,136,4 13801 129,6 28589 111,9 124,2
1974 12447 141,6 ,_ 20928 151,9 15157 142,3 29285 114,6 135,9
1975 13013 148,0 22426 162,8 ' 16 265 152,8 29686 116,2 144,5
1976 } 14318, 162,9 23985 174,1 16970 159,4 31625 123,8 146,3
1977 4) 15220 17~,2 '25631 186,1 17935 168,4 32592 127,2 151,9,
1970 1. Hj. 4061' 92,S 6521 94,7 5164 97,0 12189 95,4 99,6

2.Hj. 4112 ·101,2 1245 105',2 5481 102,9 13350 104,5 100,4
I

1911 1. Hj. 4512 102,7 7379 107,1 5672. 106,5 12 61~ 98,7 . 109,0.
2.Hj. 5132 '116,8 8010 116,3 6017 113,0 13687 107,2 108,8

1972 1. Hj. ,4893 11.1,3 8052 116,9 6264 117,1 13101 102,6 115,3
2.Hj. 5573 126,8 8714 126,5 ·6472 121,6 14218 111,3 115,0

19131.Hj. 5460 . 124,2 8966 130,2 .6698 125,8 13816 .108,2 122,8
2.Hj. 6171 140A 9813 142,5 7101 133,4 14771 115,6 125,5

1974 1. Hj. 5849 133,1 9964 144,7 7393 I 138,9 14191 111,1 133,6
'2.Hj. 6597 150,1 10969 159,3 7765 145,8 15098 118,2 138,1

,
1975 1. Hj. .{1104 138,9 10 778 156,5 8028 150,8 14238 111,5 145,2

2.Hj. 6910 157,2 11648 169,1 8237 154,7 '15450 121,0 143,9

1976 L Bj. }
6736 153,3 11 491 166,9 8328 156,4 , 15272 119,6 145,7

2.Hj. 1582 172,5 12488 181,3 8640 162,3 16349 ' 128,0 146,8

1977 1. Hj,., 4) 7156 162,8 12316 178,8 8. 783 165,0 15755 123,3 151,8'
,2.Hj. ·8064 183,5 13311 193,3 9151 171,9 16834 131,8 152,0

1978 1. H], , 7594 172,8 12939 187,9 9290 174,~ 16155 126,5 156,2

1) Inländerkonzept (nach dem Wohnort).
,2) Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept, nach,dem B~~chäftigungsort).
31 Bcreinigt'um ..1\nderungen in der Strül;:tür der Er-werbstätigkeit;J,

'Bq..ittüeij}.küTI1Hlen aus unselbständiger Arbeit je besd?äftigten Abhängigen (Iniandskonzept)
berechnet als B d d k P' 1970' E b" . (I I d k) .ruttoinlan spro u t in reisen von Je rwer statIgen n an s onzept ' .

4) Vorläufige
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Produktivität und Lohnkosten nach Wirtschaftsbereichen

Drucksache 8/2313

Tab eIl e 19·

Warenproduzierendes Gewerbe
- Land- Dienst-

Alle und Energie- ,
Handel le!i-

- Forst- und Ver- Private
Jahr Wirt- wirt- Wasser- arbei- und stungs- Staat Haus-

schafts- schaft,
insge- versor- tendes Bauge- 'Ver- unter- halte 5)

bereiche Fische-
samt gung, Ge- werbe kehr 3) neh-

rei Berg-
I

werbe rn,en 4) _I

bau ,
, -.

Produktivität 1) (DM),
1960 16133 5926 17 366 24333 16301 19838 14301 31634 19585 11 '963
1961 16719 5593 18009 25479 16928 20565 14972 32879 19587 12178

1962 17366 6272 18596 27353 17584 20455 15650 33317 19685 12478
1963 17853 6826 19051 29521 18133 20004 ,16027 33556 19730 12574
1964 19000, 6949 20702 31697 19683 21979 17092 34639 19567 12195
1965 _19928 6857 ' 21,764 32012 20862 22855 18224 35724 19844 13108
1966

,
20505 7419 - 22408 34090 21356 - 23857 18535 36098 _ 20262 13323

1967 21172 8'571 23213 - 36596 22058 24821 18836 36749 20317 13455
1968 22456 9552, 25011 40879 24255 24446 20021 37323 20735 13625
1969 23801 9407 26718 44215 26089 25409 21722 38940 2Q 9.44 13800
1970 24846 10199 27805 47660 26951 26996 22793 40204 21316 14047
1971 25554 11096 28585 49032 27491 -28776 .23016 41573 21426 14138 '

1972 26503 ' 11403 29982 52779 28689 30612 23344 43570 21488 14253
1973 27747 13199 31 584 ' 59837 30355 30928 23922 45216 21863 14333
1974 28450 13847 32508 63714 31300 39916 24335 46219 2~ 120 14376
1975 28768 13692 32856 61826 31444 32370 24603 47877 22311 14418

1976 } 30564, 13901 35746 65546 34534 3,3937 26434 49304 22326 14486
1977 6) 3i 465 15688 36809 66118 35554 35351 27393 50025 , 22552 '14503

, Loh~osten je Produkteinheit 2) (1970= 100)

1960 67,8 78,5 69,9 91,0 71,5 58,1 68,8 58,4 53,4 51,6
1961 72,1 91',4 74,6 96,5 75,8

,
64,1 71,2 63,0 57,5 55;7

1962 75,7 92,3 79,4 98,3 80,5 70;3 74,2 68,2 59,3 59,5
1963 78,2 90,8 81,2 ' 96,7 82,0 74,4 79,2 72,3 63,1 63,1,
1964 79,5 95,6 81,4 91,6 81,9 77,9 81,1 14,3 66,8 66,0
1965 83,0 106;5 84,4 100,1' 84,6 ' 19,3 84,1 77,4 72,5 11,0
1966 86,8 105,9 87,6 99,0 88,3 82,3_ 90,4 81,7 ' 76,9 16,1

, 1967 ~6,8 '93,9 86,7 95,8 81,9 7'!J,7 92,2 84,6 79,3 79,2
1968 87,4 _ 88,1 ,86,8 91,2 87,0 84,3 - 91,7 87,2 82,1 83,0
1969 90,4 95,~ 88,9 92,8 88,8 86,7 92,2 90,7 90,3 90,7
1970 .100 100 100 100 100 100 ' 100 _ -100 100 100
1971 109,0 103,2 107,8 107,8, 108,2 105,5 111,1 : 108,7 114,6 116,5
1972 115,5 110,9 113,3, 109,3 114,3 ,109,5 120,7 114,0 122,8 126,9
1973 124,5 105,6 1-21,2 109,8 .. 122,3 119,1 132,2 124,0 136,5 144,1
1974 136,1 116,2 131,4 118,9 133,1 126,5 ' 144,8 137,7 151,5 159,6
1975 I 145,1 128,4 140,5, 133,3 143,5 126,5 153,4 144,1 159,9 172,3

1976 } 147,2 140,2 141,4 '135,2 144,1 .127,0 154,0 ' 149,4 166,5 182,4
1977 6) 153,0 136,5 147,4 143,2 150,6 128,4 158,8 157,0 175,5 194,3

;

1) Bruttowertschöpfung in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept).
2) Bereinigt um Änderungen in der Struktur der Erwerbstätigkeiti

b ..... t I Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten Abhängigen (Inlandskonzept)ere<-une a s ' .
- Bruttowertschöpfung in Preisen von 1970 je Erwerbstätigen (Inland-skonzept)

8) Einschließlich Nachrichtenübermittlung. .
4) Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Nutzung 'von

Dienstleistungen.
5) Einschließlidl privater Organisationen ohne Erwerbscha~akter.
I) Vorläufige 'Ergebnisse.

sonstige
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Tab e 11 e 20'

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Verwendung des ,
! I .

a)Mrd

Anlageinvestitionen Vorrats-, Brutto- Privater Staats- ver- Aus- Ein- ' Außen-
Zeitraum sozial- Ver- Aus- I bei-ver- insge- I ände- fuhr 1) fuhr 1)produkt b'rauch brauch rüstun- , Bauten trag 2)samt, rung

I gen

in jeweiligen Preisen

1960 303,00 171,84 40,75 73,58 , 27,14 46,44 + 8,90 60,68 52,75 + 7,93
1961 ' 331,40 188,33 46,08 83,46 31,32 52,14 + 6,40 63,20 56,07 + 7,13
1962 360,50 204,79 ' 53,13 92,88 34,98 ' 57,90 + 5,40 66,26 61,96 + 4,30
1963 382,10 216,79 59,69 97,71 35,64 62,07 + 2,30 72,03 ' , 66,42 4- 5,61
1964 419,60 233,50 62,50 111,70 39,21 72,49 + 6,00 79,86 73,96 + 5,90
1965 458,20 257,62 ' 70,15 119,90 ' 43,35

,
76,55 +10,20 87,19 86,86 + 0,33

1966 487,40 ,,275,06 76,05 124,17 43,98 80,19 ..+ 4,70 98,42 91,00 + 7,42
1967 493,70 282,63 80,65 114,18 41,07 73,11, - 1,10 ' 106,41 89,07 +17,34
1968 535,20 300,76 83,67 120,12 .43,45 76,67 + Hl,90 120,06 100,31 +19,75
1969 597,70 330,83 , ,94,29 ' 139,59 54,60. 84,99 -15,40 137,08 119,49 +17,59
1970 679,00 367,55 108,11 173,69 ' 68,43 105,26 +15,40 152,69 138,44 +14,25
1971 756,00 , 407,83 129,24 199,60 76,3,7 123,23 + 3,80 168,32 152,79 +15,53
1972 827,20 447,75 144,03 214,34 76,75 ' 137,59 + ~,60 183,33 164,85 +18,48
1973 920,10 491,68 166,70 225,44 79,76 145,68 + 7,20' 214,72 ' 185,64 +29,08
1974 986,90 ' 527,55 194,02 216,39 76,47 139,92 + 5,50 276,19 232,75 ' +43,44
1975 1032,90 576,54 215,29 214,54 82,32' ' 132,22 - 3,30 27,2,51 242,68 +29,83

1976 } 1127,90 624,68 227,42 232,54 90,68 ' 141,86 +13,70 311,78 ' 282,22 +29,56
,1977 3) '1198,70 668,50 240,14 250,21 99,89 150;32' +11,20 329,18 300,58 +28,60

1969 1. Hj. 2U,90 154,81 ' '43,16. 60,92 24,37 ' 36,55, + 8,50, 64,72 57,21 + 7,51
, 2. Hj: 322,80 176,02 51;13 78,67 30,23 48,44 + 6,90 72,36 62,28 +10,08

1970 1. Hj. 315,80 171,20 ' 49,45 75,74 31;50 44,'24 ,+13,50 72,15 66,24 + 5;91
2.Hj. 363,20 196,35 ' 58,66 ' 97,95 36,93 61,02, + .1,90 80,54 72,20 + 8,34

i971 1. Hj. 355,90 191,66 60,26 ' 91,91 37,48 54,43. + ,3,90 82,20, 74,03 + 8,17
2. Hj. 400,10 216,17 68,98 ,107,69 38,89 68,80 - 0,10' 86,12 ,78,76 + 7,36

1972 1. Hj. 389,60 210,70 67,34 99,66 . 37,09 62,57' +4,00 86,76 78,86 + 7,90
2.Hj. 437,60 237;05 ,76,69 114,68 ' '39,66 75,02 - 1,40 96,57 85,99 +10,58

1973 1.Hj: 435,50 234,97 76,1tj 107,58 38,84 68,74 -+ 3,70 .101,68 88,58 ' '+13,10
·2.Hj. 484,60 456,71 ' 90,55 ' 117,86 40,92 76,94 + 3,5q 113,04 97,06 +15,98

1974 1. Hj. 467,40 ,250,30 87,71 102,66 35,85 66,81 + 5,60 132,38 111,25' +21,13
2.Hj: 519,50 277,25. 106,31 .113,73 40,62' , 73,11 ~ 0,10 143,81 121,50 +22,31

,1975 1. Hj. 488,20 272,91 98,47 98,55 37,61' 60,94 + 2,10 131,92, 115,75 +16,17
2.Hj. 544,70 303,63 116,82 : 115,99 44,71 ,71,28 ,- 5,40 ,140,59 126,9;3 +13,66

1976 1.Hio1 534;50 ' 298,45 105,53 1006,75 42,88 63,87 + 8,70 149,28 134,21· ,+~5,07

, 2.Hj. ' 593,40 326,23 121,89 125,79 ' 47,80' 77,99 + 5,00 '162,50 148,01' +14,49

1977 ~. ~~" S) 567,80 317,64 110,74 115,29 46,07 69,22 +10,10 160,08 146,05 +14,03
630,90 350;91' -129,40 . .' 134,92-- 53,62 ' - -- 81 ,10 -+ - 169,10 154~53 .-!... i '" 1;'2I :l. rtJ. I 1,1\) f J.""Z,oJl

I 1978 1. Hj. J 605,90 339,67 116,18 124,65 50,19 74,46 ,+ 7,30 168~04 149,94 +18,10

1) Waren- und Dienstleistungsverkehr.
2) ,Ausfuhrabzüglich Einfuhr. ,
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Sozialprodukts

.DM

Deutscher: Bundestag - 8. Wahlperiode .Drucksache .8/2313

Tab elle 20'

Anlageinvestitionen Vorrats-·
Brutto- Privater Staats- ver- Aus- Ein- Außen-
sozial-· Ver- I Aus- I bei- ZeitraUmver- insge- ände- fuhr 1) fuhr 1)

produkt brauch ' brauch rüstun- Bauten trag 2)samt rung, gen
-

in Preisen von 1970

429,50 · 226,37 69,53 109,24 34,06 75,18 +- 9,50 72,29 57,43 - +14,86 1960
450,40 239,93 74,03 117,00 38,14 78,86 + 7,30 74,92 62,78 +12,14 1961
470,30 252,99 8U5 122,34 41,18 81,16 + 5,50 .77,34 69,62 +- 7,72 1962
484,30 260,37 87,23 123,85 41,37 82,48 ' + 2,40 ·83,21 72,76 +10,45 1963
516,40 273,34 88,22 . 137,80 44,66 93,14 + 6,40 89,98 79,34 +10,64 1964
545,00 292,11 92,71 144,47 48,10 96,37 +10,50 95,84 90,63 + 5,21 1965
558,80. 300,62 94,91 146,24· 47,54 . 98,70 + 4,60 105,71 93,28 +12,43 1966
558,10 303,63 98,30 136,31 44,03 92,28 - 1,60 113,41 91,95 +21,46 .1967
594,40 317,39 98,3? 141,80 .' ·47,25, 94,55 +Ü,50 128,44 103,10 +25,34 1968
641,30 · 342,41 103,37 156,73 58,12 98,61 +16,20 142,41 . 119,82 +22,59 1969
679,00 367,55 108,11 173,69 68,43 105,26 +15,40 152,69 138,44 +14,25 1970
701,70 386,80, 114,95 184,87 72,44 112,43 +. 3,90 161,96 150,78 +11,18 1971
727,30 402,24 120,27 191,30 71,75' 119,55 '+ 2,40 i72,26 161,17 +11,09 1972
763,00 . 412,48 126,85 191,67 72,30 ,119,37 + 6,10 191,99, ' 166,09 +25,90 1973
765,70 413,79 132,31 172,61 , 64,90 101,71 + 4,40 214,73 172,14 . +42,59 1974
750,70 425,93 138,25 165,37 65,13 '100,24 - 2,60 201,86 178,11 +23;75 1975
793,20 · 441,68 ,141,74 173,65 69,35 104,30 + 9,50 224,47 197,84 ' +26,63 1976

} 3)813,80 455,50 143,10· 180,77 74,71 106,0~ + 7,50 233,22 206,29 +26,93 1977

300,60, 161,38 49,22 10,08 26,28 43,80 + 9,20 67,87 57;15 +10,72 1969 1. Hj.
340,70 . 181,03 . 54,15 86,65 31,84 ~4,81 .+. 7,00 i~,54 62,67 +11,87 2. Hj.

321,70 172,78 51,01 77,08 31,93 45,15 + 14,00 73,01 66,18 + 6,83' . 1970 1. Hj.
357,30 194,77 57,10 96,61 ,36,50 '60,11 + 1,40 79,68 72,26 + 7,42 2. Hj.

336,20 184,01 55,34 86,09 35,68 50,41 +.3,80 79,42 72,46' +'6,96 1971 '1. Hj..
365;50 202,79 59,61 98,78 36,76 62,02 + 0,10 ·82,54 . 78,32 + 4,22 ,2.Hj ..

. 347,40 192,14 58,32 89,18 . 34,82 54,96' +- 3,40 81,94 78,18 + 3,76 19721. Hj.
379,90' 210,10 61,95 101,52 36,93 64,59 ~ 1,00 90,32 82,99 + 7,33 2. Hj.

367,40 200,60 60,90 92,52 35,55 56,97 +. 2,70 93,02 82,34 +10,~8 1973 1. Hj.
.395,60 . · 211,88 ,65,95 99,15 36,75 , 62,40 + 3,40 98,97 83,75 +15,22 ·2.Hj.

372,70 199,71 63,10 82,97 ' 31,01 51,96 +'3,80 105,90 82,78 +23,12 19741. Hj;
393,00 214,08· 69,21 89,64 . 33,89 55,75 ,+ 0,60 108,83 89,36 +19,47 2.Hj.

359,90 204,70 65,95 .76,44 30,05 46,39 + 1,40 98,06 86,65 +-1'1;41 1975 1. Hj .. ,
390,80 221,23 72,30 88,93 35,08 53,85 - 4,00 103,80 91,46 +12,34 ,2.Hj.

381,30 213,11 68,80 80,39 32,83 47,56 + 5,80 108,23 95,03 +13',20 19761. Rj.
411,90 ·228,57 72,94 93,2~ 36,52 56,74 + ~,70 116,24 102,81, +13,43 2. Hj.,

,
392,10 218,38 68,91 84,06 ·34,46 49,60 . + 6,70 113,65 ,99,60 +14,05 . 1977 L Hj. ' 3}

421,70 237,12 ,74,19 96,71 40,25 56,46 + 0,80 119,57 106,69 '+12,88 '2.Hj..

403,10 227,0:> 70,93 87,45 36,87 50,58 + 4,70 11'8,50 105,~3 +12,97 1978 1. Hj.

3) Vorläufige Ergebnisse.
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n 0 c h Tabelle 20~

Verwendung des

b) Anteil,

+3,024,727,7+1,212,3, 8,320,619,2!978 1. flj.J ,I 56,1

, ,

Anl~gefnvestitionen
Privater Staats- Vorrats-

Zeitraum Ver-

I
Aus-

,

I
verände- .Aus- Einfuhr 1) Außen-ver- insge- fuhr 1) , beitrag 2)'brauch brauch , samt rüstun- Bauten rung

gen
, .

in jeweiligen Preisen

1960 56,7 - 13,4 24,3 9,0 15,3 +2,9 20,0 17,4 +2,6
1961 56,8 13,9 25,2 9,5 15,7 +1,9 19,1 ' 16,9 +2,2
1962 56,8 ' 14" 25,8 9" 16,1 +1,5 18,4 , 17,2 '+1,2
1963 56,7 15,6 25,6 9,3 '16,2 +0,6 18,9 17,4 +1,5
1964 ,55,6 14,9 26,6 9,3 17,3 +1,4 19,0 17,6 +1,4
1965 56,2 15,3 26,2 9,5 16,7 +2,2 19,0 19,0 +0;1
1966 56,4 15,6 , 25,5 9,0 .16,5 +1,0 20,2 18,7 +1,5
1967 ,57,2 16,3 23,1 8,3 14,8 -0,2 21,6 18,0 +3,5
1968 56,2 ' 15,6 22,4 8,1 14,3 +2,0 22,4 18',7 +3,7
1969 55,4 15,8 23,4 9,1 14,2 +2,6 22,9 20,0 +2,9
1970 54,1 15,9 25,6 10,1 15,5 +2,3 22,5 20,4 +2,1
1971 53,9 17,1 26,4 10,1 ' 16,3 +0,5 22,3 ' 20,2 +2,1
1972 54,1 17,4 25,9 9,3 16,6 +0,3 22,2 19,9 +:2,2
1973 53,4 18,1 24,5 8,7 ' 15,8 +0,8' 23,3 20,2' +3,2
1974 53,5 19,7 21,9 '7,7 , 14,2 +0,6, 28,0 23,6 +4,4
1975 55,8 20,8 20,8 8,0 12,8 -0,3 26,4 23,5 +2,9

1976 } , 55,4 20,2 20,6 8,0 12,6 +1,2 27,6 25,0 +2,6
1977'

3)
55,8 20,0 20,9 8,3 12,5 ,+0,9 27,5 25,1 +2,4

1969 1. Hj: 56,3 15,7 22,2 8,9 13;3 +3,1 23,5 20,8
,

+2,7
2.Hj. 54,5 15,8 24,4 9,4 , 15,0 +2,1 22,4 19,3 +3,1

1970 1. Hj. 54,2 15,7 24,0 10,0 14,0 +4,3 22,~ 21,0 +1,9
2.Hj. 54;1 16,2 27,0 10,2 16,8 +0,5 22,2 19,~ +2,3

1971 1. Hj. 53,9 16,9 25,8 , 10,5 15,3 +1,1 23,1 2Q,8 +2,3
2.Hj. 54,0 1,7,2 26,9 - 9!7 17,2 -0,0 21,5 19,7 +1;8

1972 1. Hj. 54,1 17,3 25,6 9,5 , 16,1 +1,0 22,3 20,2 +2,0
2. Hj. 54,2 17,5 26,2 9,1 17,1 -0,3 '22,1 19,7 +2,4

1973 1. Hj. 54,0 17,5 24,7 .8,9 15,8 +0,8 23,3
,

20,3 +3;0
2.Hj. 53,0 18,7 24,3 8,4 15,9 +0,7 23,3 20,0 +3,3

I

1974 1. Hj. 53,6 18,8 22,0 7,7 14,3 +1,2 28,3 23,8 +4,5
2. Hj. 53,4 20,5 21,,9 7,8 14,1 -0,0 27,7 23,4 +4,3

19,75 1. Hj. 55,9 20,2 20,2 7,7 12,5 +0,4 27,0 23,7 +3,3
2.Hj. 55,7 21,4 21,3 8,2 ,13,1 -1,0 25,8 23,3 +2,5

1976 i. HJOl 55,8 , 19,7 20,0 8,0 11,9 +1;6 27,9 25,1 -+:2,8
'2.Hj. ' 55,0 20,5 21,2 8,1 13,1 +0,8 27,4 ' 24,9 +2,4

.'
19~~~: ~~: _ 3)

55;9 19,5 20,3 : 8,1 12,2 +1,8 28,2 25,7 +2,5
" 55,6 - 20,5 _, 21,4 -- ___ 8,5 - -- 12,9 _ __ +0,2' - 26,8 __ 24,5 -- - _+2,3

1) Waren- und Dienstleistungsverkehr.
2) Ausfuhr abzüglich Einfuhr.



,Sozialprodukts

,in vH

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode Drucksache. 8/2313

'n 0 c h 'Tabelle 20·

I Anlageinvestitioneh.
Privater Staats- 'Vorrats-

Ver- Aus- I verände- Aus- Einfuhr 1)
Außen- Zeitraumver-

insge- I fuhr 1) beitrag 2)
brauch brauch samt' rüstun- Bauten rung

gen I

,
, in Preisen von 1970 '-

52,7 1'6,2 '25,4 7,9. 17,5 +2,2 16,8 13,4 +3,5 1960
53,3 16,4 26,0 8,5 17,5 +1,6 16,6 13,9 +2,7 1961
53,8 17,4 , 26,0 8,8 17,3 +1,2 16,4 14,8 +1,6 1962
53,8 18,0 25,6 8,5 17,0 ' +0,5 . 17,2 15,0 +2,2 1963
52,9 17,1 26,7 8,6 18,Q - +1,2 17,4 15,4 " +2,1 1964
53,6 17,0 26,5 8,8 17,7 . +1,9 ' 17,6 16,6 +1,0 1965
53,8 17,0 26;2 8,5 17,7 +0,8 18,9 16,7 +2,2 1966
54,4 17,6 . 24,4 7,9 16,5 -0,3 20,3 16,5 +3,8 1967
53,4' , 16,5 23,9 7,9 '15,9, +1,9 . 21,6 17,3 +4,3 1968
53,4 16,1 24,4 9,1 15,4 +2,5 22,2 18,7 +3,5 1969
54,1 15,9 25,6 10,1 15,5 . ,+2,3 22,5 20,4 +2,1 1~70

55,1 16,4 26,3 10,3 16,0 +0,6 23,1 21,5 +1,6 1971
55,3 ,16,5. 26,3 9,9 16,4 +0,3, 23,7 22,2 +1,5 1972
54,1 16,6 25,1 9,5 15,6 +0,8 25,2 21,8 +3,4 1973
54,0 17,3 22,5 8,5 14,1 ' +0,6 28,0 22,5 +5,6 1974
56,7 18,4 22,0 8,7 13,4 -0,3 26,9 23,7 +3,2 1975
55,7 11,9 21,9 8,7 13,1 +1,2 : 28,3 24,9 +3,4 1976 } 3)
56,0 17,6 22,2 9,2 13,0 +0,9 28,7 25,3 +3,3 1977,

53,7 16,4 23,3 8,7 14,6 +3,1 22,6 19,0 +3,6 1969 1. Hj.
53,1 15,9 25,4 9,3 16,1 +2,1 21,9 18,4 +3,5 2.HJ.

'53,7 15,9 24,0 ' 9,9 14,0 t 4,4
, ,

22,7 20,6 +2,1 1970 '1. Hj.
54,5 16,0 27,0 ' 10,2 16,8 '+0,4 22,3 20,2 +2,1 2. Hj.

54,7 16,5 25,6 . 10,6 15,0 +1,1 23,6 21,6 +2,1 1971 1. Hj.
55,5 16,3 27,0 10,1 17,0 +0,0 22,6 ,21,4 +1,2 2. Hj.

55,3 16,8 25,8 10,0 15,8 +1,0 23,6 22,5, +-1,1 1972 1. Hj.
55,3 1\5,3 26,7 9,7 17,0 -:-0,3 23,8 21,8 +1,9 2. Hj.

,
54,6 16,6 25,2 9,7 15,5 +0,7 25,3 22,4 +2,9 19'73 1. Hj.
53,6 16,7, 25,1 9,3 15,8 +0,9 25,0 21,2 +3,8 - 2.Hj.

:
+1,0 '22,2 +6,2'53,6 16,9 22,3 8,3 13,9 28,4 1974 1. Hj.

54,5 17,6 22,8 8,6 14,2 +0,2 27,7 22,7 +5,0 2. Hj.

56,9 18,3 f l l2 8,3 12,9 +0,4 27,2 24,1
,

+3,2 1975 1. Hj.
56,6 ,18,5 22,8 9,0 13,8 "":'1,0 26,6 23,4 +3,2 ~.Hj.

, '

55,9 18,Q 21,1 8,6 12,5 +1,,5 28,4 24,9 +3,5 1976 1. Hj.'
55,5 17,7 22,6 8,9 13,8 , ' +0,9 28,2 25,0 ,+3,3 2. Hj.

55,7 17,6 2\,4 8,8 12,6 +1,7 29,0 ' , 25,4' +3,6 1977 1. Hj. 3) ,

56,2 17,6 22,9 9,5 13,4 +0,2 28,4 25,3 +3,1 2.Hj.

56,3 17,6 21,7 9,1 12,5 +l'f 29,4 26,2 .+3,2 1978 1. Hj.

3) Vorläufige Ergebnisse.
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Drucksache. ai2313

Tab elle 21'

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Vierteljahresergebnisse der Sozialproduktsberechnung ­

Mrd

Brutto- PrivateI Staats-
Anlageinvesfitionen , Vorrats-

.Außen-ver- Aus- Ein-
Zeitraum sozial- Ver- ver- insge- I'Aus- I ände- fuhr 1) . fuhr 1) bei-- produkt' 'brauch brauch rüstun- ,Bauten trag 2)samt rung,gen

in jeweiligen. Preisen
I

1968 1. Vj. , 119,50 66,80 18,88 22,80 ,8,68 14112 + 6,20 27,70 22,88 + 4,82
·2.Vj. 128,80 ' 74,10 19,38 30,67 '10,68 19,99 + 0,80 27,89 24,04 . + 3,85
3. Vj. 141,60 74,83 20,47 31,47 10,70 20,77 +11,30 29,94 26,41 ' + 3,53
4. Vj.' 145,30 85,03 24,94 35,18 13,39 21,79 - 7,40 34,53 26,98 + 7,55

1969 1. Vj. 131,60 73,72 21,05 25,51 11,16 14,35 + 8,20 30,36 27,24 + 3,12
2. Vj. 143,30 81,09 22,11 35,41 13,21 '. 22,20 + 0,30 34,36 29,97 + 4,39
3. Vj. ' 158,00 82,54 22,53 37,85 13,59 24,26 +10,80 34,95 30,67 + 4,28

,4. Vj. 164,80 93,48 28,60 40,82 16,64 . 24,18 ~ 3,90 37,41 31,61 +,5,80

1970 1. Vj'. 149,00 81,45 23,22 30,46 14,43 16,03 +11,40 34,1~ 31,72 + 2,47
2. Vj.- 166,80 89,75 26,23 45,28 ' 17,Q7 28,21 + 2,10 37,96 3~,52 .+ 3,44
3. Vj. 178,00 91,70 26,18 47,15 16,90 30,25 + 10,30, . 38,15 35,48 + 2,67
4. Vj. 185,20 104,65 32,48 50,80 20,03 30,77 - 8,40 42,39 36,72 + 5,67,

1971 1. Vj. ' 171,50 91,20 29,50 39,41 17,55 21,86 + 6,80 40,74 36,15 + 4,59
2. Vj. ' 184,40 100,46 30,76 52,50 19,93 32,57 - 2,90 41,46 37;88 + '3,58
3. Vj. 196,70 101,60 31,04 52,02 17,88 34,14 + 8,70 42,46 .39,12 +'3,34
4. Vj. 203,40 114,57 37,94 55,67 21,01 . 34,66 .- 8,80 43,66 39,64 + 4,02

1972 1. Vj. 188,60 102,00 33,21 44,06 ' '17,60 26,46 '+ 5,20 4~,03 37j90 + 4,13
2. Vj. 201,00 108,70 34,13 55,60 ' 19,49 36,11 - 1,20 44,73 40,96 + 3,77
3. Vj. 212,40 111,91 34,39 . 54,72 18,23 36,49 + 8,50 44,74 41,86 '+,2,88
4. Vj. 225,20 125,14 42,30 59,96 ' 21,43 38,53 - 9,90 51,83' 44,13 + 7,70

1973 1. Vj. 211,60 113,27 37,70 48,26 18,52 29,74 + 6,50 49,17 ,43,30 + 5,87
2. Vj. 223,90 121,70 38,45 59,32 20,32 39,00 ,- 2,80 52,51 45,28 + 7,23
3. Vj. 235,30 121,69 39,19 57,27 18,57 38,70 +10,40 53,59 '46,84 + 6,75
4. Vj. 249,30 135,02 51,36 60,59 22,35 38,24 - 6,90 59,45 . 50,22 + 9,23 '

1974 1. Vj. 227,00 120,40 42,50 46,79 16,82 29,97 + 5,70 64,22 52,61 + 11,61
,2. Vj. 240,40 129,90 45,21 55,87 19,03 , 36,84 - 010 68,16 58,64 + ·9,52, ,

3. Vj. 253,50 132,27 46,22 55,02 18,69 36,33 +1?,90 70,66 ' 63,57 + 7,09
4. Vj. 266,00 144,98 60,09 58,71 21,93 . 36,78 -13,00 ' 73,15 57,93 +15,22

1975 1. Vj. 236,70 130,15 46,82 44,38 17,19 27,19 + 5,70 64,49 54,84 + 9,65
. 2. Vj. 251,50 142,76 51,65 54,17 20,42 33,75 - 3,60 67,43 60,91 + 6,52

3. Vj. 261,90 144,22 51,74 ' 54,46 19,58 ' 34,88 + 7,30 !66,82 62,64 + 4,18
4. Vj. 282,80 159,41 65,08 61,53 25,13 , 36,40 '-12,70 73,77 64,29 + 9,48

1976 1. Vi,] . 258,50 144,16 51,34 46,64 19,75 26,89 + 8,60 72,61 64,85 1:' 7,76
2. Vj. 276,00 154~29 54~19 60,11 23,13 36,98 -+ 0,10 76,67 69,36 + 7,31
3. Vj. 285,50 154,65 53,95 58,50 20~69 37,81 +14,10 78,44 74,14 +.4,30
4. Vj. 307,90 171;58 67,94 67,29 ,27,11

..
40,18 .-:-' 9,10, 84,06· 73,87 + 10,19

I

"" 1. Vi· ~'J
277,50 ,152,99 53,53 51,96 21,43 30,53 +12,40 78,22 71,60 + 6,62

2. Vj. 290,30 164,65 57,21 . 63,33 24,64 38,69 ...:.. 2,30 81,86 74,45 + 7,41

3. Vj. 303,70 . 167,75 58,09 63,25 24,00 39,25 ' +13,60 80,73 79,72 + 1,01

"Vi'j 327,20 183,16 71,31 71,67 29,82 41,85 -' 12,50 88,37 74,81 '+13,56

1978 1.Vj. 293,60 163,72 57,43 54,45 23,45 31,00 + 9,10 81,77 72,87 + 8,90
2. Vj. 312,30 175,95 58,75 70,20 26,74 43,46 1,80 86,27 77,07 + 9,20

1) Waren- und Dienstleistungsverkehr.
2) Ausfuhr abzüglich Einfuhr..
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Verwendung ~es Sozialprodukts

DM

Deutscher Bundestag ---'- 8. Wahlperiode , Drucksache,8/2313

Tabelle 21'

, 'Anlageinvestitionen Vorrats-
Brutto- Privater Staats- ver-· Aus- Ein- Außen-
sozial- Ver- I Aus- I bei- Zeitraumver- insge- ände- fuhr 1) fuhr 1)produkt· brauch· brauch rüstun- Bauten trag 2)samt rung

I gen

ih Preisen 'von (970

133,60 71,06 22,89 26,98 9,41 17,57 + .6,30 29,70 23,33 + 6,37 ÜJ68 1. Vj.
144,40 78,57 23,46 36,48 11,65 24,83 + 0,80 29,89 24,80 + 5,09 2. Vj.
157,70 78,65 24,28 37,17 11,63 25,54 +12,90 32,03 27,33 + 4,70 ' ' 3. Vj.
158,70 89,11 27,74 41,17 14,56 26,61 - 8,50, 36,82 27!64 + 9,18 4. Vj.

144,10 76,93 24,24 29,53 12,04 17,49 + 8,80 31,92 27,32 + 4,60 1969 1. Vj.
156,50 84,45 24,98 ' 40,55' 14,24 26,31 + 0,40 35,95 29,83 +. 6,12 2. Vj.
169,90 85,22 25,42 42,49 14,55 27,94 +11,30 36,09 30,62 + 5,47 3. Vj.
170,80 95,81 28,73 44,16 - 17,29 26,87 - 4,30 38,45 32,05 + 6,40 4. Vj.. '

153,10 82,54 24,70 31,55 14,68 16,87 +11,20' 34,79 31,68 + 3,11 1970 1. Vj;
168,60 90,24 26,31 45,53 17,25 28,28 :+-' 2,80 38,22 34,50 + 3,72 2. Vj.
177,80 91,33 26,74 46,82 16,87 29,95 +10,60 37,87 . 35,56 + 2,;31 3',Vj.
179,50 103,44 30,36 49,79 19,63 30,16, - 9,20 41,81 36,70 + 5,11 4. Vj.

163,60 88,11 27,16 37,61 16',76 20,85 + 6,60 39,42 35,30 + 4,1,2 1971 1. Vj.
. 172,60 95,90 28,18 48,48 18,92 29,56 - 2,80 40,00 37,16 +2,84 2. Vj.

182,80 95,93 28,30 47,73 16,94 30,79 + 9,00 40,63 ,38,79 ,+ 1,84 ,3. Vj.
182,70 106,86 31,31 51,05 19,82 31,23 - 8,90 41,91 39,53 :+- 2,38 ,4. Vj.

169,00 93,42 28,75 40,18 16,56 23,62 -+ 4,40 39,69 37,44 + 2,25 1972 1. Vj.
178,40 98,72 29,57 49,60 18,26 31,34 - 1,00 42,25 , .40,14 + 1,51 2.. Vj.
187,90 100,05 29,37 48,47 '16,97 31,50 +. 8,80 42,02 40,81 . + 1,21' 3.Vj.
192,00 llQ,05 32,58 53,05 19,96 33,09 - 9,80 48,30 42,18 + 6,12 4. Vj.

179,90 97,55 30,25 ,42,32 17,09 25,23 +. 4,90 45,38 40,50 + 4,88 1913 1. Vj.
,187,50 103,05 30,65 50,20 18,46 31,74 - 2,20 47,64 41,84 + 5,80 .2. Vj.
196,70 101,50 31,02 48,20 16,82 31,38 +10,40 . 47,38 .41,80 + 5,58 3. Vj.
198,90 110,38 34,93 50,95 . 19,93 31,02 - 7,00 51,59 ,41,95 '+ 9,64 4. Vj.

183,40 96,89 30,98 38,!i6 14,73 23,83 + 4,10 . 52,29 39,42 +12,87 1974 1. Vj.
H19,30 102,82 32,12 44,41 16,28 28,13 - 0,30 53,61 43,36 '+10,25 2. Vj.
197,50 102,14 32,80 ,43,39, 15,69 27,70 +11',70 '53,66 46,79 + 6,87 3. Vj.
195,50 111,34 36,41 46,25 18,20 28,05 -11,10 55,17 42,57 . +12,60 4.Vj.

176,40 98,54 32,10 34,75 . 13,91 20,84, + 4,30 47,90 41,19 + 6,71 1975 1. Vj.
183,50 106,16 . 33,85 41,69 16,14 25,'55 - 2,90 50,16 45,46 + 4,70 2: Vj.
192,30 105,53 34,57 41,83 15,42 ~6,41 + 6,60 4Q,32 45,55 +. 3,77 3. Vj.,
198,50 . 115,10 37,73 47,10 19,66 27,44 -10,60 54,48 45,91 + 8,57 4. Vj.

18~,1O 103,58 34,25 35,47 15,25 20,22 + 6,00 53,00 46,20 + 6,80 1976 1. Vj.
195,20 109,53 34,55 44,92 11,5B 27,34 - 0,20 55,23 48,83 + 6,40 2. Vj.
203,00 108,61 ' 34,75 43,46· 15,82. 27,64 +11,50 55,92 51;24 . + 4,68 3. Vj.
208,90 119,96 38,19 49,80 20,70 29,10 -- 7,80 60,32 5'1,57 + 8,75 . 4. Vj.

193,10 105,92. 34,24 38,22 16,10 22,12 + 8,30 55,79 49,37 + 6,42 19,77 1. Vj.
3)199,00, 112,46 .34,67 45,84 18',36 27,48 - '1,60 57,86 50,23 + 7,63 2. Vj.

207,80. 113,40 35,65 45,46 ' 17,94 27,52 +11,00 56,89 54,60 + 2,29 3. Vj.
I 213,90 123,72 38,54 51,25 22,31 28,94 -10,20 62,68 52,09 -+10,59 4. Vj.

196,30 110,00 35,46 . 38,49 17,26 21,23 + 5,90 57,75 51,39 '+ 6,45 1978 1. Vj ..
206,80 " 117,05 35,47 48,96 19,61 29,35 ~ L20 60,75.' 54,23 + 6,52 2',Vj.

3) Vorläufige Ergebnisse.
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Dr~cksache 8/2313

Tab e 11 e 22·

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

, i

, Investitionen

MrdDM

Ausrüstungen Bauten

Unternehmen 1)

Ins- Vorrats·
Zeitraum Unter-' dar- , verän-gesamt zusam- neh- Staat zusam- unter Staat derungmen men 1) men zusam- Wohn-men bau-,

I ten 2)
, / , '

in jeweiligen Preisen

1960 82,48 27,14 26,23 0,91 46,44 37,63 ,21,62 8,81 + 8,90
1961 89,86 31,32 30,29 1,03 52,14 41,73 23,93 10,41 + 6,40
1962 98,28 34,98, 33,76 1,22 57,90 .44,84 ' 26,12 13,06 + 5,40
1963 100,01 35,64 34,24 1,40 62,07 46,~6 ,27,44 15,71 + 2,30
1964 117,70 39,21 37,74 1,47 72,49 53,08 3t92 19,41

,
+ 6,00

1965 130,10 43,35 41,70 1,65 ' 76,55 57,34 I 34,51 ,H),21 +10,20
1966 128,87 43,98 '42,35 1,63 80,19 60,62 36,90 19,57 + 4,70
1967 113,08 41,07 39,50 1,57 73,11 '55,81 ' 36125 ,11,30 - 1,10
1968 131,02' 43,45 41,94 1,51 76,67 57,43 37,33 19,24 +10,90
1969 154,99 54,60 52,88 1,72 84',99 62,84 38,68 22,15 + 15,40
1970 189,09 68,43 66,24 2,19 105,26 76,79 44,86

"

28,47 +15,40
1971 203,40 76,37 73,70 2,67 123,23 92,55 55,05 30,68 + 3;80
1972 216,94 76,75 73,86 2,89 137,59 106,68 , 66,89 30,91 + 2,60,
1973 232,64 79,76 76,49 ,3,27 145,68 113,80 ' 72i61 31,88 +' 7,20'

1974 221,89 76,47 72,74 3,73 139,92 103,10 64,47 36,82 + 5,50
1975 211,24 82,32 78,63 3,69 132,22 95,59 59,19 36,63 - ;3,30

,1976 } 3)
246,24 90,68 87,23 ' 3,45 ' 141,86 105,24 65,37 36,62 , +13,70

1977 261,41 99,89 96,06 3,83 150,32 114,24 70,90 36,08 +11,20
f

1969 1. Hj. • 69;42 24,37 23,67 0,70 36,55, 27,27 16,68 9,28 + 8,50
2. Hj., 85,57 30,23 29,21 1,02 48,44 35,57 22,00 12,87 + 6,90

1970 1. Hj. '89,24 31,50 30,61 0,89' 44,24 32,61 18,66 11,63 +13,50
2.Hj. 99,85 36,93 35,63 1,30 61,02 44,18 26,20 16,84 + 1,90

1971 1. Hj, 95,81 37,48 36,36 1;12 54,4~ 40,79 23,53
,

13,64 + 3,90
2.Hj. 107,59 38,89 37,34 1,55 68,80 51,76 31,52 17,04 - O,lD'

1972 1. Hj. 103,66 37,09 35,85 1,24 62,57 ,48,62 29,92 13,95 + 4,00
2. Hj. 113,28 39,66 38,01 1,65 75,02 58,06 36,97 16,96 - 1,40

.1973 1. Hj. 111,28 38,84 37,!;;0 1,34 68,74 54,31 34,49 14,43 + 3,70
2.Hj. 121,36 40,92 '38,99, 1,93 76,94 59,49 38,12 , 17,45 + 3,50

1974 1. Hj. .. , 108,26 '35,85 34,45 1,40 66,81 49,98 30,87 16,83 + 5,60
2.HJ; 113,63 40,62 38,29 2,33 73,11 53,12 33,60 19,99 - 0,10

1975 l.Hj; 100,65, 37,61 36,15, 1,46 60,94 44,15 27,00 16,79 + 2,10
2.Hj. 110,59 44,71 42,48 2,2~ 71,28 51,44 ' 32,19 , 19,84' - 5,40,

. 1976 1. Hj. )
. -

115)15 42,88 41,48 1,40 63,87 47,52 28,75 16,35 + 8,70
? Hi I 130,79 47,80 45,75 ' 2,05 77,99 ' 57,72 3u,62 20,27 '+ 5,00

1971 ;::;l 125,39 46,07 44,63 1,44 69,22 53,10 31,90 16,12 +10,10
, '2.Hj., 136,02 53,82 51,43 2,39 ' 81,10 61,14 39,00 19,96 + 1,10

1978 1. Hj. 131,95 50,19 '" ... 74,46 ... ... ... + 7,30

1) privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.
2) Nur neue Bauten. '
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.Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Investitionen

MrdDM

Drucksache 8/2313

n 0 c h Tabelle 22'

Ausrüstungen Baüten -
Unternehmen I)

Ins- Vorrats-
Unter- dar- verän- .Zeitraum

gesamt zusam- neh- Staat zusam- unter , Staat derungmen men l )
men zusam-. Wohn-,. men.. ' bau-

0
ten 2)

in Preisen von 1970

118,74 ,34,06 32,98 1,08 75,18 62,.14 37,61 13,04 + 9,50 1960
124,30 38,14 36,91 1,23 78,86 64,38 38,65 14,48 + 7,30 I 1961

'127,84 41.18 39,73 1,45 81.16 64,31 39,D9 16,85 + 5,50' 1962
126,25 41,37 39,73 1,64 82,48 63,12 38,79 19,36 -+ 2,40 1963
144,20 44,66 42,95 1,71 93,14 69,44 43,17 23,70 + 6,40 1964
154,97 48,10 46,21, 1,89 96,37 72,56 44,84 . 23,81 +10,50 1965
150,84 47,54 45,71 1,83 98,70 74,64 46,50 24,06 + 4.60 1966
134,71 44,03 42,27 1,76 92,28 70,34 46,39· 21,94 - 1,60 1967
153,30 47,25 45,62 1,63 94;55 ' 70,98 46,14 23,57 +11,50 1968
172,93 58,12 56,32 1,80 98,61 72,96· 44,98 25,65 . +16,20 1969
4 on I\n ' en ~,., rol":'l"'I.I n.n "nr-nr- 76,79 44 rö6 .28,47, +15,40 i9i'ü~UVIU;:l' UO,':I:J UU,L.":t ",,",1;:1 lUJ-,.l.U

188,77 72,44 , 69,90 2,54 112,43 . 84,28 49,69 28,15 + 3,90 1971
193,70 71,75 69,06 2,69 119,55 ' 92,06 56,68 27,49 + 2,40 '1972
197,77 72,30 69,36 2,94 119,3~ 92,28 57,41 27,09 + 6,10 1973
177,01 64,90 61,74 3,16 , 107,71 78,61 47,75 29,10 + 4,40 1974 I

162,77 65,13 62,19 2,94 100,24 71,79 42,78 28,45 - 2,60 1975
183,15 ·69,35 66;69 2,66 104.30 76,56 45,77 27,74 + 9,50 1976

J188,27 74,71 71,82 2,89 106,06 79,64 47,35 26,42 + 7,50 . 1977 3) ,
-

79,28 '26,28 25,54 0,74 43,80 32,73 20,04 11.07 + 9,20 1969 1. Hj.
93,65 31,84 30,78 1,06 54,81 40,23 24,94 14,58 + 7,00 2.Hj,.

91,08. 31,93- 31,03 0,90 . 45,15 33,30 19,08 11,85 +14,00 1970 1. Hj.
98,01 36,50 35,21 1,29 60,11 43,49 25,78 16,62 ' + 1,40 2. Hj.

;
89,89 35,68 34,61 1,07 50,41 37,76 21,64 12,65 . + 3,80 , 1971 1. Hj.

, 98,88 36,76 35,29. 1,47 62,02 46,52 28,05 15,50 + 0,10 2.Hj.,
93,18 34,82 33,66 1,16 54,96 42,47 25,69 12,49 + 3,40 1972 1. Hj:

100,52 36,93 35,40 1,53 64,59 49,59 30,99 15,00 - 1,00 - 2.Hj.,
95,22 35,55 34,33 1,22 56,97 44,61 27,64 12,36 ,+ 2,70 1973 1. Hj.

102,55 36,75 35,03 1,72 62,40 47,67 29,77 14,73 + 3,40, 2.Hj.

86,7~ 31,01 29,79 1,22 51,96 38,51 23,20 13,45 t· 3,80 1974 1. Hj.
90,24 33,89 31,95 1,94, ·55,75 40,10 . 24,55 15,65 + 0,60 2:Hj.

-
.77,84 30,05 28,88 1,1~ 46,39 33,31 19,63 13\08 + lAO . 1975 1. Hj.'
84,93 35,08 33,31 1,77 53,85 38,48 23,15 15,37 - 4,00 2.Hj.

86,19 32,83 31,74 1,09 47,56 35,06 20,41 12,50 + 5,80 1976 1. Hj.
96,96 36,52 34,95' 1,57 56,7~ 41,50. 25,36 15,24 +. 3,70 2.Hj.

90,76 34,46
-

1977 1: Hj.33,37 1,09 49,60 37,64 21,69, 11,96 + 6,70 3)'
97,51 ' ,40,25 38,45 1,80 56,46 '42,00 25,66 14,46 + 0,80 2.Hj.

92,15 36,87 " . .. . 50,58 ... ... ... + 4,70 1978 1. Hj .
-

3) V~rläufige
"
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. Drucksache 8/2313 Deutscher Bundestag - 8. Wahlper.iode

Tab e 11 e 23·

Einkommen und Ersparnis

Mrd

386,39191,91123,51454,79117,69341,34459,03I
I.

1978 .1. Hj. J

Erwerbs- und Vermögenseinkommen Empfan- I Ge-

Einkommen aus Anteil der gene 4) leistete 5) ,
Verfüg-privaten bares

Zeitraum. Unter- Haushalte Einkom-ins- unselb- nehmer- am Volks- ,
men ins-gesamt ~) ständiger tätigkeit einkom- laufende Ubertragungen gesamt 2)

Arbeit und Ver- men 2) 3) . ! '

mögen 2)
,

1960 224,00 144,90 79,10 223,13· 42,89 58,73 207,29'- 1961 . . 246,21 163,44 82,77 . 245,18 46,95 68,04 224,09
1962 267,40 180,84 ,96,55 . 266,28 51,61 . 76,44 ·241,45
1963 . 282,28· 193,98 88,30 281,10 55,08 83,12 " 253,06
1964 311,04 212,08 98,96 309,76 60,73 90,58 279,91
1965 342,10 235,15 106,95 340,67 ~5,05 .99,DO 309,72
1966 363,75 253,20 110,55 . I 362,D4 74,51 , 110,26 326,29
1967 366,65 253,07 113,58 364,85 81,81 111,95 33.4,71
1968 400,94 271,9~ 129,03 398,89 86,43'· 123,03 362,29
1969 442,14 .305,92 136,22 439,25 1

93,77 141,67 ' 391,02
1970 520,22 361,32 158,90 516,55 103,05 171,87 ,447,73
1!;l71 581,30 . 408,30 173,00' 577,03 , 115,54 200,93 491,64
1972 627,18 448,79 178,39 622,40 - 131,31 225,11 528,60
1973 698,95 509,47 189,48 692,22 146,52 270,52 568,22
1974 754,96 560,60 194,36 747,32 166,66 301,82 q12,16
1975 " 788,26 583,51 204,75 781,00 201,80 312,64 670,16
1976

} B) 858,25 626,26' , 231,99
.,

850,82 217,48 351,83 716,47
.'

1977 ... , 670,92 ... ... . 233,39 383,06 ...
1970 1. ~j. 227,98 170,07 57,91

,
226,25 51,23 78,74 198,74

2.Hj. ,270,44 191,25 79,19 268,50 51,82 93,13 227,19

1971 1. Hj. 260,65 195,16 65,49 258,61 56,79. 95,14 220,21
- 2.Hj. 300,49 213,14 87,35 298,26 58,75. 105,79 . 251,22

1972 1. Hj. 289,49 214,06 75,43 287,24 63,74 103,68 247,30
2.Hj. 333,46 234,73' ' 98,73 _.330,93 67,57 121,43 277,07

,
329,98 242,48 87,50. 326;91 70,89 126,28 271,521973 1. Hj.

2.Hj. 372,66 266,99. 105,67 369,00 75,63 144,24 300,39

1974 1.. Hj. 355,73 268,25 87,48 351,96 81,13 141,42 291,67
2.Hj. 407,52 292,35 115,17 .403,65 85,53 160,40 328,78

1975 1. Hj. 377,32 . 281,25 96,07 373,67 98,21 145,76 326,12
2.Hj. 422,02 302,26 ' 119,76 418,40 103,59 166,88 355,12

1976.1. Hj.

}.J
405,27 299,31 . 105,96 . 401,58 106,58 164,58 343,58

2.Hj. 458,05 326,95 131,io 454,31 110,90 187,25 377,96

1977 1. Hj. 434,95 322,74 112,21 431,19 113,88 181,63 363,44
2.Hj .. 486,40, 348,18 138,22 482,42 119,51 201,43 400,50

- -

,1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbschärakter.·
2) Für Halbjahre: Ohnenichtentnommene Gewinne ,der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit.
3). Erwerbs- und Vermögenseinkommen nach Abzug dei Zinsen auf Konsumentenschulden.
4) .Sozialbeiträge, s'"aziale Leistungen, Schadenversicherungsleistungen, sonstige laufende Ubertragungen.
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, Tabelle 23"

der privaten Haushalte 1)

DM

Empfan- I Ge-
Ersp'arnis gene leistete

Privater Nichtent- ohne Spar- Finan-
Ver- Ersparnis nommene ' nichtent- quote 7) zierungs- Zeitraum

brauch
insgesamt Ge- nommene (vH) Vermögens- saldowinne 6) Ge-

winne 6) übertragungen

171,84 35,45 19,42 16,03 8,5 3,01 3,02 16,02 196(1
188,33 35,76 17,28 18,48 8,9 4;12 3,72 18,88 1961
204,79 36,66 17,49 19,17 8,6 4,52 4,51 ,19,18 1962
216,79, 36,27 12,68 23,59 9,8 4,12 4,90 22,81 1963
233,50 46,41 16,80 29,61 11,3 4,57 5,86 28,32 . 1964
257,62 52,10 16,35 35,75 ~ 12,2 5,22 6,61 34,36 1965
275,06 '51,23 14,99 36,24 ' 11,6 5,25 7,41 34,08 1966
282,63 52,08, 16,08 ' 36,00 Ü,3 5,36 8,95 32,41 1967

, 300,76 61,53 18,66' ,42,87 12,5, 5,74 10,24 38,37 1968
330,83 60,79 9,68 5pl 13,4 5,85 ' 11,03 45,93 1969
367,55, 80,18 21,80 58,38 13,7 8,24 12,71 53,91 1970
4°7,83 83,81 20,16 63,65 13,5 11,10 15,07 59,68 1971
A A'2 r:zI:;, on Qt:;: A 'l'J .':l&::t::'1 • 1 AI:::. 1., I::.7. . in nl\ "7l\ 1 n 1f\"71")
""';II;"";II;'r'''' '"'vr ......, -:Er""''''' . IV,V,,", ....,'-' ~""'rvi .L':'·,V.:l IV,J.V .I.o:Jl"'"

491,68 76,54 - '~,69 80,23 14,0 12,66 ' 20,26 '72,63 1973
527,55 84,61 - 8,29 92,90 15,0 15,96 23,73 85,13 1974
576,54 93,62 -il,08 104,70 15,4 ' 17,49 25,43 96,76 1975
624,68 91,79 5,ü7 96,86 13,4 18,41 29,03 86,24 1976

] B)
668,55 95,39 12,5 20,63 30,73 85,29 1977

171,20 27,54 13,9 3,47 5,92 25,09 1970 1. Hj.
'196,35 30,84 13;6 ,4,77 6,79 ' 28,82 2.Hj.

1'91,66 28,60 13,0 4,76 7,08 26,28 1971 1. Hj.
216,17 35,05 14,0 6,34 7,99 33,40 2.Hj.

210,70 36,60 14,8 5,84 8,50 33,94 1972 1. Hj.
237,05 , 40,02, 14,4 6,73 10,59 3\),16 2.Hj.

234,97 36,55 13,5 5,90 9,40 33,05 1973 1. Hj.
256,71 43,68 14,5 6,76 10,86 39,58 2.Hj.

250,30 41,,37 14,2 7,34 , 11,18 \ 37,53 1974 1. Hj.
277,25 51,53 15,7, 8,62 12,55 47,60 2. Hj.

272,91 53,21 16,3 8,06 11,80 49,47 1975 1. Hj.
303,63, 51,49 \ 14,5 9,43, 13,63 47,29 2.Hj.

298,45 45,1'3 13,1 8,48 13,84 39,77 1,976 1. Hj.
326,23 51,73 13,7 9,93 15J9 46,47 2.Hj.

317,64 45,80 12,6 9,83 14,54 41,09 1977 1. Hj. B)

350,91 49,59 12,4 10,80 16,19 44,20 2.Hj.

339,67 46,72 12,1 9,43 16,05 '40,10 1978 1. Hj;

5) Direkte Steuern, Sozialbeiträge, so~iale Leistungen, Nettoprämien für Schadenversichetungen,.so~stigelaufende Ubertragungen.
6) Nichtentnommene GewInne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit.
7) Ersparnis in vH des verfügbaren (jeweils ohne nichtentnommene Gewinne).

" B) Vorläufige Ergebnisse.
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Tab e 11 e 24·

Käufe der privaten Haushalte im Iniand 1)

MrdDM

15,23 53,33 51,90 18,67 31,26 20,60

15,48 53,18 49,26 19,53 32,06 20,55 -

15,82 52,57 55,11 19,84 32,64 21,21

- 16,93 53,88 60,41 20,12 33,52 - 22,22

17,02 56,,54 65,52 20,53 ,34,89 23,42

50,74

52,~9

54,61

56,03

57,23

41,14

41,15

42,52

42,91

43,43 -

118,08

119,71

121,87

, 125,54

125,08'

400,95

403,81

416,19

431,56 '

'443,66

1973

1974

1975

1976 }
1977 5)

Ver-

Nah- Elektri- kehr, Körper- Persön-Woh- Ubrige Nach- Bildung
Insge- rungs- Klei- nungs- zität, Haus- rich- und und liche

Jahr und dung, Gas, Gesund- Aus-samt Genuß- Schuhe mieten _ Brenn- halts- ten- heits- Unter- stattun(
mittel 2)

u, ä,,3)
stoffe führung -über-

pflege haltung u. ä. 4)mitt-
- lun'g

. in jeweiligen Preisen

1960 170;57 63,29 19,68 16,90 5,20 22,05 15,60 8,38 12,24 7,23

'1961 186,22 67,90 21,05 19,08 5,62 ;24,04 18,11 9,00 13,36 8,06

1962 20i,87 72,57 22,49 20,22 6,97 26,05 20,76, 9,91 14,22 8,68

1963 214,06 75,62 23,41 22,33 8,55 26,86 22,80 10,16 ' 14,90 9,43.

1964 230,69 80,69 25,13 _24,61 7,99 29,28 25,47 11,00 16,15 10,37

1965 253,88 87,27 28,12 27,09 8,36 31,94 29,28' 12,20 18,00 11,62

1966 271,14 ' '91,79 29,66 30,57' . 8,88 33,71 31,78 13,03 .19,05 12,67

1967 279,07 93,86 29,95 33[87 ' 9,32 33,78 31,70 13,27 19,94 13,38

1968 296,95 96,47 31,08 37,77 10,81, 35,32 35,75 14,11 21,31 14,33

1969 325,87 102,55 34,13 41,62 11,87 39,26 42,04 15,17 - 23,39 i5,84

1970 360,53 110,26 38,32 44,97 13,19 '44,21 '49,19 16,48 26,45
,

17,46

1971 399,12 119,07 42,40 49,40 13,92 50,42 55,68 ,18,63 29,22 20,38

1972 437,74 128,50 46,9.8 54,50 15,55 56,10 60,39 20,41 32,29 23,02

1973 478,62 139,26 49,83 60,31 19,41 60,57 64,64 22,77 35,98 25,85

- 1974 513,70 146,98 53,14 65,84 22,25 64,15 67,61 25,49 39,65 28,59

1975 561,08 157,82 57,56 72,09 25,08 66,91 79,34 27,92 42,88 31,48 '

1976} - 608,56 170,09 ~0,22 71,47 28,64 71,02 91,11 29,81 45,46 34,74
1977 5) - r

649,36 178,73 63,89 81;66 29,11 ' 77,10 100,59 31,78 48,33 38,17

in P;reisen von 1970

- 1960 '223,53 76,68 23,87 ! 31,16 6,89 27,19 19,07 Q,42 ' 17,02 9,23

236,06
,

80,87 24,98 32,31 7,26 2~,44 21,71 12,97 17,53 9,99 _1961 ;

1962 248,23 84,09 25,92 33,48 8,82 29,33 24,60 I' 13,66 17,74 10,5Q

1963 256,12 ,85,78 26,37 34,69 10,49 29,60 26,27 13,61 1-8,13 !.i,18

1964 269,32 89,66 ,21,92 ' 36,03 ' 9,53 31,90 28,87 '14,33 _ 19,05 12,03

1965 287,38 94,02 30,53 37,45 9,76 34,09 32,88 ,15,11 20,57 12,97

1966 295,90 95,86 31,45 38,95 10,26 35,23 34,30. 15,03 21,11 13,71

1967 299,57 97,64 _ 31,30 40,42 10,54 35,33 33,38 14,97 21,69 14,30

1968
I

313,53 101,01 32,58 41,99 11,40 36;87 ,36,92 15,22 22,74 14,80' ,

1969 337,6~ 105,23 35,45 43,49 12,44 40,73 43,57 15,96 24,71 16,04

1970 360,53 qO,26 38,32 44,97 13,19 44,21 49,19 16,48 26,45 17,46

1971 378,62 114,90 40,06 46,58 13;28 48,11 51,67 17,44 27,88 18,70

1972 . , 393,59 117,36 41,90 ,'48,52 14,27 51,59 52,33 17,95 29,68 19,99
- --

1) ,Hauptgruppen des Systematischen Güterverzeichnisses (1963) für den Privaten Verbrauch.
2) Einsdlließlich Verzehr in Gaststätten.•
3) Einschließlich Mietwert der Eigentümerwbhnungen, _ _
4) Einschließlich Dienstleistungen der Kreditinsti,tute, der Versidlerungsuntern,ehmen" des Behe,rbergungsgewerbes u, ä.
5) Vorläufige Ergebnisse. '
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Tabe 11 e :25'

Wirtschaftliche Beziehungen des Staates zu an~erenSektoren
der Volkswirtschaft 1) und zur übrigen Welt

Staat insgesamt (einschließlich Sozialversicherung)

MrdDM

Einkommen Empfangene

Einnahmen Verkäufe von aus Unter- Veränderung
Jahr . insgesamt 1) Verwaltungs- nehmertätig- laufende I Vermögens-

der Verbind-
leistungen 2) keit und Uber- , lichkeiten 4)

Vermögen tragungen 3) übertragungen

1960 113,97 4,72 4,20 101,15 1,39 + 2,51
1961 128,44 5,14 4,64 114,49 1,09 + 3,08'
1962 140,93 5,74 4,76 125,96 1,31 + 3,16
1963 152,72 6,23 5,19 134,23 1,23 + 5,84
1964 165,92 6,97 5,47 145,99 1,60 + 5,89
1965 179,82, 7,13 5,15 156,53 1,70 + 8,11
1966 192,15 8,65 6,34 168,84 ·1,64 + 1,28
1961 205,15 9,36 6,69 172,88 1,14 +14,48
1968 218,~2 10,14 1,36 186,68 1,85 +12,69
1969 243,31 11,08 1,84 220,61 2,00 + 1,84
1910 271,66 12,32 8,63 245,63 2,41 + 8,61
1911 319,16 14,19 9,15 219,15 2,72 +13,35

\ of n'7"l "'re l"In • r7 .."n 8,56 311,45 " 4,04 +14,94'J.,;}I":' . vJU,JO ·1 T I,n,

1913 419,76 20,68 10,61 368;09 4,31 +16,01
1974 462,39 23,68 10,62 399,21' 4,96 ' +23,92
1915 519,81 27,12 9,60 412,60 6,03 +64,46.

1976 } 560,06 31,08 9,95 464,14 7,71 +46,52
1971 9). 595,98 33,26 9,19 511,72 6,46 +35,35

Käufe für Geleistete
Entgelte

Ver- Verände-Ausgaben laufende für die Zinsen auf
rung derJahr insge- . Produk- Investi- beim Staat öffentliche ·laufende mögens-

samt 1) tions- Schulden Ubertra- über- Forde-
Hons- Beschäf- rungen 8)'

. zwecke 5) zwecke 6) tigteIi gungen 7) tragun-
gen

1960 113,91 23,45 . 9,86 20,16 2,19 41,04 4,68 +11,99
1961 128,44 26,08 11,56 .. 23,18 2,21 45,14, 1,05 +12,62

,1962 140,93 31,34 14,44 25,91 2,41 49,35 8,99 + 8,43
1963 152,12 35,41 11;24 28,81 2,66 52,10 6,35 + 9,55
1964 165,92 36,10 21,08' 31,43 2,91 58,02 7,36 + 9,02
1965 179,82 39,90 21,11 35,19, 3,24. 66,39 7,86 + 5,53
1966 192,15 42,29, 21,51 39,95 4,13 11,03 1,38 + 6,46
1967 205,15 45,05 19,19 42,37 5,20 71,91 . 1,88 + 1,55
1968 218,12 ~5,71 21,12 45,19 5,40 85,08 7,98 + 8,18
1969 243,37 50,96 ,,24,33 51,20 5,86 91,18 10,64 + 8,60'
1910 271,66 56,66 31,24 60,14 6,60. 99,19 12,43 +10,80
1911' 319;76 67,95 34,00 11,89 ,7,43 11.0,90 15,39 +12,20
1912' 356,38 75,80 34,51 80,76 8,48 128,49 17,42 +10,92
1973 419,16 81,89 35,97 94,03. 10,22 145,15 18,96 +26,94
1914 462,39 102,83 41,13. 109 j 16 12,20 ' 164,44 22,27 +10,36
1915 519,81 118,24 40,82 118,53 14,23 ;200,07 22,84 +.5,08
1916 } 560,06 126,58 40,59 125,36 17,58 215,43 28,57 + 5,95
1977.

9
) 595,98 132,54 40,49 133,81 20,14 233,97 29,61 + 4,76

, '.

Fußnoten siehe Seite -258 und 259.
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n 0 eh: Tabelie 25*

-Deutscher Bundestag ----' 8; Wahlperiode'

Wirtschaftliche Beziehungen 'des Staates zu anderen Sektoren
der Volkswirtschaft 1) und zur übrigen Welt

. G!'lbietskörperschaften

MrdDM

Einkommen Empfangene

Einnahmen Verkäufe von aus Unter- Veränderung
Jahr insgesamt 1) Verwaltungs- nehmertätig- laufende

\' Vermögens-
der Verbind-

leistungen ,2) keitund Uber- lichkeiten 4)
Vermögen tragurigen 8) über~ra:gungen

1960· 85,14 4,71 2,89 73,18 1,39 +2,97
1961 98,55 5,13 3,16 83,82 1,09 +. 5,35
19p2 105,91 5,72 3,23 91,97 1,31 + 3,68
1963 115,01 6,21 -3,29 97,71 1,23 + 6,57
1964 125,87 6,95 3,40 106,87 1,60 + 7,05
1965 135,97 7,71 3,48 113,36 1,70 +. 9,72
1966 143,78 8,64 3,65 120,97 1,64 + 8,88
19'67 154,88 ,9,36 ~,80 123,89 1,74 +'16,09
1968 161,24 10,14 4,51 132,50 1,85 +12,24
1969 177,51 11,03 5,10

I
157,92 2,00 , ,+ 1,46

1970 200,75 12,27 5,46 171,29 , 2,47 ' + 9,26
1971 233,27 14,76 5,60, 194,73 - 2,72 +15,46

'1972- 755,86 17,34 4,60 213,,82 3,08 +17,02
1973 301,58 ' 20,61 4,90 252,~0 " 3,30 +20,47
1974

,
329,44 23,66 5,25 271,21 3,78 +25,54 ,

1975 375,06 . 27,10 4,46 272,62 4,09 ' +66,79

1976 }
I 389,29, ' ,

31,06 5,12 306,31 5,21 +41,59
1977 9) 420,19 33,25 5,35 341,66 4,87 +35,06

Käufe für - 'Geleistete
Entgelte

Ver- Verände-Ausgaben laufende für die Zinsen auf
Jahr Insge- Produk- Investi- beim Staat öffentliche laufende mögens- rung der

samt 1) ,u'ons- ' Beschäf- Schulden Ubertra- über- Forde-
tions- zwecke G) gungen 7) tragun- rungen 8)

,zwecke 5) tigten
gen

1960 79,14 16,22 9,67 19,50 2,19 17,39 4,67 + 9,50
1961 89:84 IB,03, 11,45 22,38 2,21 18,98 7,01 + 9,78
1962 98,68 22,31 14,26 24,46 2,41 20,63 8,95 + 5,66,
1963 107,27 ' 25,48 17,06 ~7,17 2,66 21,59 6,33 + 6,98
1964 117,28 25,19 20,92, 29,66 2,91 ' 24,95 '7,32 + 6,33
1965 126,84 27,21 20,95 33,83 3,24 . 30,50 7,81 + 3,30
1966 133,69 27,26 21,30 37,80 4,13 31,30, 7,32 + 4,58
1967 143,84 28,80 18,95 40,11 5;20 32,89 7,81 +10,08
1968 150,03 27,80' 20,94 42,83 5,40 37,04 7,92 + 8,10
1969 165,96, 30;84 24,14 ,48,57 5,86 39,31 10,59 + 6,65
1970 188,96 33,59 31,07 57,Q4 6,60 44,03 12,39 ' + 4,24
1971 220,55 39;48 33,75 68,29 7,43 49,41 15,34 + 6,85
1972 240,21 42,30 34,23 ·76,65 8,48 57,,91 17,35 + 3,29

, 1973 283,73 47,72 35,58 89,14 10,22 65,30 18,83 +16,94
'1974 309,18 53,91' 40,49 103,28 12,20 70,18 22,07 ,'+ 7,05
1975 347,71 60,77 40;17 ii2,02 14,23-. - , 88,17 ,L;L;,O~ +" 9,13

1976 }
-

360,98 64,31 40,04 118,59 17,58 92,99 '27,88 0,41-
1977

9)
392,36 '67,31 39,99 ' 12fi,62 20,74 101,10 28,64 + 7,96

. I ' :

1) Ohne Einnahmen von bzw. Ausgaben an andere Körperschaften des Staatssektors; jedoch einschließlich'der Verkäufe bzw. Käufe
von Gesundheitsleistungen an die bzw. von der Sozialversicherung sowie der vom Staat gezahlten indirekten Steuern.

2) Einschließlich Verkäufe von gebrauchten Anlagen und Land. '
8) Steuern, Sozialbeiträge, Schadenversicherungslei~tungen,Strafen, Verwaltungsgebühren der privaten Haushalte, Erstattungen von

Sozialleistungen, Beiträge des Europäischen Ausrichtungs- und Ga,rantiefonds u. ä.
I) Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank; einschließlich statistischer Differen,z. Ohne Kreditau'fnahme von anderen körper-

schaften des Staatssektors ; Tilgungsausgaben sind abgezogen. '
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n 0 c h Tabelle 25'

Wirtschaftliche Beziehungen des Staates zu anderen Sektoren
der Volkswirischaft 1) 'und zur übrigen Welt

Sozialversicherung

,MrdDM

. I

EmpfangeneEinkommen

Einnahmen Verkäufe von aus Unter- Veränderung
. Jahr insgesamt 1) Verwaltungs- nehmertätig- laufende I Vermögens-

der Verbind-
leistungen 2) ,keit und . Uber- lichkeiten 4)

Vermögen tragungem 3) übertragungen

1960 28,83 0,01 1,31 27,97 -0,46
1961 29,89 0,01 1,48 30,67 -2,27
1962 35,02 0,02 1,53 33,99 -0,52
1963 37,71 0,02 1,90 36,52 -0,73
1964 40,05 0,02 2,07 39,12 -1,16
1965 '43,85 0,02 2,27 43,17 . -1,61
1966 48,97 0,01 2,69 41,87 -1,60.
1967 50,27 0,00 2,89 48,99 -1,61
1968 57,48 0,00 2,85 54,18 +0,45
1969 65,86 0,05 2,74 62,69 +0,38
1970 76,91 0,05 3,17 74,34 -0,65,
1971 86,49 ' 0,03 3,55 85,02 ' -.2,11
1972 100,52 0,05 3,96 . 91,63 0,96 -2,08
1973 118,18 0,Q7 5,71 115,79 1,01 -4,46
1n'7A ... '"'11"'1 nt:: n nn 5,37 128,00 1,18 -1,62J.;:J/~ J..:u:.,,,,-! V,U~

·1975 144,75 0,02 5,14 139,98 1,94 -2,33

1916 } 9)
170,11 0,02 4,83 158,43 2,56 '+4,93

1911 ' 115,19 0,01 3,84 170,06 ,1,59 +O,2~

Käufe für Geleistete
Entgelte

Ver- Verände-Ausgaben laufende für die Zinsen auf rung derJahr insge- . Produk- Investi- beim Staat öffentliche laufende mögens-
samt 1) tions- tions- Beschäf- Schulden . Ubertra- über- Forde-

zwecke 5) zwecke 6) tigten gungen 7) tragun- rungenB)
gen.

,1960 34,83 7,23 0,19 1;26 23,65 0,01 + 2,49
1961 38,60 8,05 0,11 1,40 26,16 0,04 + 2,84
1962 42,25 9,03 0,18 1,51 28,7i 0,04 + 2,11
1963 45,45 9,93 0,18 1,64 31,11 0,02 + 2,51
1964 . 48,64 10,91 .0,16 1,11 33,01 0,04 + 2,69
1965 52,98 12,69 0,16 1,96 35,89 0,05 + .2,23
1966 59,06 15,03 0,21 2,15 39,73 0,06 + 1,88
196,. 61,31 16,25 0,24. 2,26 45,02- 0,Q7 - 2,53
1968 68,69 17,97 0,18 2,36 48,04 0,06 + 0,08
1969 11,41 20,12 0,19 2,63 52,41 . 0,05 . + 1,99
1970 88,10 23,01 0,17 3,10 55,76 0,04; + 6;56
1971 99,21 28,47 0,25 3,60 61,49 0,05, + 5,35
1972 116,17 33,50 0,28 4,11 10,58 0,Q7 + 7,63
1973 136,03 40,17 0,39 4,89 80,45 0,13 +10,00
1974 ' 153,21 48,92 0,64 5,88 94,26 0,20 + 3,31
1975 172,10 57,47 0,65 6,51 111,90 0,22 4,65

1976 l 199,08 62,27 .. 0,55 6,7.7 122,44' , 0,69, + '6,36
1911 9) 203,62 65,23 0,50 7,19 132,87 1,03 3,20

5) Einschließlich Käufe für Investitionen in eigener ,Regie, Vorratsveränderung sowie der vom Staat gezahlten Steuern'.
• G) Einschließlich Käufe von, gebrauchten Anlagen und Land; ohne selbsterstellte Anlagen.

.7) Subventionen, soziale Leistungen, Nettoprämien für Schadenversicherungen'; Zuschüsse .an die Bundesbahn u. ä. zur Deckung
außergewöhnlicher Pensionslasten, Beiträge an die Europäischen Gemeinschaften und andere internationale Organisationen, Zah­
lungen an die Stationierungsstreitkräfte, unentgeltliche Ausfuhren Jin Rahniim' der Entwicklungshilfe; vertragliche Zahlungen an
die DDR u. a. m. '

B) Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank.
~) Vorläufige Ergebnisse.
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Tab eIl e 26'

Deutscher Bundestag :-'8: Wahlperiode

Vermögensbildung mid ihre Finanzierung

MrdDM

, . Inländische nichtfinanzielle Sektoren

Unternehmen Finan-

"
zielle Sek-

private ein- I . Gebiets- Sozial- - Aus- Sek- torenZeitraum schließ- ohne Woh- körper- ver- zusam- land 4) toren insge-.Haus-
halte lieh 1) - , nungs- schaf- siehe- men 1) zusam- - s?-mt 1)

wirt- ten 2) rung 3) men 1) 5)
Wohnungs- schaft,
wirtschaft

I. Ersparnis und Vermögensübertragungen

1960 ' 15,97 26,93 19,49 7,44 15,00 3,11 61,01 4,05 1,89 ' 58,85
1961 18,92 23,22 15,60 .7,62 14,31 5,44 61,89 2,37 3,22 62,74
1962· 19,17 ' ,26,76 19,98 6,78 14,72 3,41" 64,06 1,29 1,70 67,05
1963 22,82 21,00 13,87 7,13 15,84 3,41 63,07 0,16 " 2,11, 65,02
1964 28,25' 26,08 17,11 8,97 18,34 . 3,94 76,61 0,13 2,26 ; 78,74.
1965 34,19 27,39 18,01 9,38 12,36 3,93 77,87' 6,61 2,31 86,79
1966 33,72 26,94 15,54 11,40 14,58 3,62 78,86 - 0,49 2,73 81,10
1967 31,76 28,88 15,58 13,30 .10,40 -0,74 70,30 -10,25 2,50 '62,56
1968 37,95 34,7-7 20,71 14,06 14,03 -0,27, 86,48 -11,67 2,83 TZ,64
1969 44,76 28,38 18,73 9,65 26,19' 1,68 101,01 - 7,89 3,75 96,87
1970 53,91 34,91 24,14· 10,77 22,53 \ 7,28 118,63 - 3,19 5,30 120,74
1971 59,68 ~2,65 16,87, 15,78. . 21,16 7,60 121,09 . ,- 2,32 6,18 124,95
1972 70,10 31,03 16,10 14,93 15,73 9,87 126,73 - 2,98 6,86 130,61
1973 72,63 26,29 14,74 11,55 . 26,73 14,72 140,37 -11,50 8,03 136,90
1974 85,13 21,10 4,60 16,50 16,53 5,43 1,28,19 -25,30 11,74· 114,63,
1975 96,35 20,85 8,39 12,46 -22,48 -1,81 92,91 -10,22 11,52 . 94,21
1976 }al 87,33 37,86 24,71 13,15 - 8,52 1,83 118,50 - 9,22 11,44 120,72
1977 86,49 33,1'3 24,69 8,44 ' 6,05 ' -3,17 122,50 7,69 12,22 127,Q3
1'978 1. Hj. 41,37 21,86 21,71 0,15 3,77 -3,02 63,98 - 6,98. 4,06 '61,06

H. Nettoinvestitionen (Sachvermögensbildung)

1960 49,52 32,21 17,31 8,39 0,21 58,12 ' 0,73 58,85
1961 , 51,58 32,6Q 18,98 10,04 0,16 61,78 0,96 62,74
1962 53,16 32,73 20,,43 12,64 0,24 66,04 1,01 67,05
1963 . 48,43 27,38 21,05 15,29 0,25 63,97 1,05, 65,02
1964 58,49 33,66 ,. 24,83 " "18,92 0,22 77,63 1,11 78,74
1965 ' 66,56 39,89 26,67 " 18,68 0,24 85,48 1,31 " 86,79
1966 . 60,50 32,16 28,34 " 18,73 0,32 79,55 1,55 81,10
1967 44,43 17,10 21,33 16,28 0,32 61,03 1,52 .62,56

. 1968 57,67 30,10 27,57 18,03 0,24 75,94 1,70 77,64
1969 .73,61 45,84 27,77 20,86 0,26 94,73 2,13 96,87
1970 90,84 59,28 31,56 27,29" 0,32 118,45 2,29 120,74
1971 92,55 52,95 39,60 29,51. 0,30 122,36 2,59 124,95
1972 97,91 48,35' 49,56 29,30 0,35 127,56 3,05 130,61
1973 '102,94 49,92 53,02 29,85 0,66 133,45 3,45 136,90
1974 75,57 33,00 42,57 34,80 0,62 . 110,99 3,63 114,63
1975

}'al
55,46 19,58 35,88 34,57 0,61, 90,64 3,57 94,21

\1976 ,83,21 42,77 40;44 33,53, 0,50 117,24 3,48 120,72
1977 90,40 46,60 43,80 32,91 0,53 123,83 3,20 127,03
19781~Hj.' 43,89 24,09 19,80 16,08 0,20 60,17 0,89 61,06

III. Geldvermögensbildung

1960 . 17,44 6,25. 5,75 0,81 9,58 2,97 35,69 8,25 34,80 78,74
1961 20,25 9,33 9,36 0,27- - 9,52 5,09 .. ., ....n .., ~~ A 1 '7-t _ _ 0'7 .H~

"':i:LO,,",,,V 0, •.1...1 "'::i:.l, i .1 U/,":t.V I'
1962 21,38 5,42 6,15 . ~0,42 5,66 3,12 35,23 5,02 ",",1"\0 73,27,,}..J,U..G

1963 24,27 8,18 ,8,38 0,22 6,99 3,16 42,01 7,33 41,46 90,81
1964 29,57 10,04 10m ,0,45 ' 6,33 3',72 48,63 8,05 42,85 99,54

,1965 36,04 11,52 12,02 -0,04 3,30 3,72 53,09 10,32 ' 47,88 111,29
1966 34,34 8,51 8,75 0,33 4,58 3,33 49,31 7,76 46,26 103,32
1967 33,49 18,42 18,65 0,28 " 10,08 -0,92 59,46 4,63 60,05 124,14
1968 41,24 18,16 17,82 0,62 8,10 -0,61 67,58 12,89 78,54 159,01
1969 49,79 19,38 " 20,06 -0,32 6,64' 1,35 77,77 12,19 81,48 171,43

1) Bei der. SummenbiI.dung wurden intersektorale Ströme nicht mitaddiert.
2) Einschließlich Lastenausgleichsfonds und ERP-Sondervermögen.
3) Einschließlich Zusatzyersorgungsanstalten öffentlicher SteHen.
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n 0 c h Tabelle 26~

Vermögensbildung.und ihre Finanzierung

MrdDM

Inländische nichtfinanzielle Sektoren

Unternehmen Finan-

I Sozial-
zieHe Sek-

private ein- Gebiets- . 'Aus- Sek- toren
Zeitraum Schließ-I ohne Woh- körper- ver- zusam- land 4) , toren insge-Haus-

halte
lich 1) nungs- schaf- siehe- men· 1) zusam- samt.1)- wirt- ten 2) . rung 3) men 1) 5)

Wohnungs- schaft
wirtschaft

I

noch: II!. Geldvermögensbildung

1970 58,16 23,31 24,11 - 0,56 4,24 6,94 . 92,27 33,13 102,16 227,57
1971 66,74

.~~:~~.
29,63 0,11 6,85 7,38 108,33 20,64 113,14 242,10

1972 . 80,17 34,54 0,64 3,29 9,59 125,72 18,75 137,12 281,60 '
1973 77,72 23,~1 23,58 0,75 .16,94 13,93 128,48 26,11 131,35 285,94
1974 85,51 31,51 32,27 - 0,36 7,04 4,83 127,38 16,82 115,28 259,48
1975 103,81 29,13 30,07 - '0,14 12,37 0,09 138,81 28,02 166,59 333,42
1976

} 6)
101,49 43,43 42,95 . 0,55 - 0,28 1,29 l50,96 34,23 156,96 342,15

1977 101,20 42,71 41,63 1,00 7,47 - 3,67 149,92 29,99 166,94 346,86,
1978 1. Hj. 49,17 8,35 7,78 0,55 4,77 - 3,16· '60,74 4,79 72,31 '137,84

,
IV.. Kreditaufnahme und Aktienemission

I

1960 , 1,47 28,83 18,47 10,68 2,97 0,D7 32,79 12,30 .33;64' 78,74
1961 1,33 37,69 26,36 11,63 5,25 - 0,19 42,09 5,92 39,45 87,46
!:1Uz.

.., ..,. ")'11 nl"'l -In nn 01.,., .... .., co n ..,c .... .,. ...... ..,..,.., .... 1'\ ")1'\ '"71"\ IV7

"",""'1 -.1.1,9"" J.U,;:7V l-.J,kJ ..J, ....u V,V,J JT,""J. v/ToJ v""',..JJ TJ,,,,,r

1963 1,45 .35,61 21,89 14,14 6,44 0,00 42,91 7,49 40,40 90,81
1964 1,32 42,45 26,63 16,31 6,91 . 0,00 49,66 8,18 41,70 99,54
1965 1,85 50,69 33,90 17,25 9,62 · 0,03' 60,70 3,71 46,88 111,29
1966 0,62 42,06 25,36 17,27· 8,73 · 0,03 49,99 8,25 45,08 103,32
1967 ,1,73 I 33,97 20,17 14,31 15,96 0,14 .50,19 14,88 59,07 124,14
1968 3,29 41,06 '27,22 14,13 12,10 - 0,10 57,04 24,56 77,41 159,01
1969 5,Q3 . 64,61 47,18 17,80 1,31 -0,D7 71,49 -20,08 79,86 . 171,43
1970 4,25 79,24 59,25 20,23 9,00 - 0,02 92,09 36,32 99,15 227,57
1971 7,06 89,28 65,7D· 23,93 . 15,20 0,08 109,59 22,96 .109,56 242,10
1972 10,07 101,50 66,79 35,27 16,86 · 0,D7 126,55 21,73 133,31 . 281,60
1973 5,09 100,47 ' 58,76 ' 42,22 20,06 - 0,13 121,56 37,61 126,77 28~,94

1974 0,38 8,5,99 60,67 25,71 25,31 0,02 110,19 42,12 107,17 259,48
1975 7,46 64,34 41,26 23,28 69,42 2,51 136,53 38,24 158,65 333,42
1976

} 6)
14,16 88,78 61,01 27,84 41,77 - 0,04 149,70 43,45 149,00 342,15

1977 14,71 ' 99,97 63,53 36,36 34,33 0;03 151,26 37,68 157,92 346,86
1978 1..Hj. 7,80 .30,37 10,15 20,20 17,08 0,06 56,93 11;17 69,14 137,84

V. Finanzierungssaldo 7)
(= I J. I! oder III ./. IV)

1960 , 15,97 -22,59 -12,72 - . 9,87 6,61 2,90 .2,89 - 4,05. 1,16 -
1961 18,92 -28,36 -17,00 -11,36 4,27. 5,28 0,11 - 2,37 2,26
1962 19,17 -26,40 -12,75 -13,65 2,08 3,17 -. 1,98 1,29 0,69 '-
1963 22,82 -27,43 -13,51 -13,92 0,55 ~,16 - 0,90 - 0,16 1,06 -
1964 28,25 -:-32,41 -16,55 -,1.5,86 - 0,58 .3,72 - 1,02 - 0,13 . 1,15 -
1965 34,19 -39,17 -21,88 -17,29 - 6,32 '3,69 - 7,61 6,61 , 1,00 -
1966 33,72 -33,55 -16,61 . -16,94 - 4,15 3,30 - 0,68 - 0,49 1,17 -
1967 31,76 -15,55 - 1,52 -14,03 - 5,88 - 1,06 .9,27 -:-10,25 0,98 -
1968 37,95 -22,90 - 9,39 . -13,51 - 4,00 - 0,51 10,54 -11,67 1,13 -
1969 44,76 -45,24 -27,12 -18,12 5,33 1,42 6,27' - 7,89 1,62 -
1970 53,91 -55,93 -35,14 -20,79 '- '4,76 6,96 0,18 - 3,19 3,01 -

. 1971 59,68 -59,89 -36,07 -23,82 - 8,35 7,30 - '1,26 - 2,32 3,58 -
1972 70,10 -66,88 -32,25 -.34,63 -13,57 9,52 - 0,83 - 2,98 3,81' -

,'1973 72,63' -76,65 -35,18 -41,47 - 3,12 14,06 6,92 -11,50 4,58 -
1974 85,13 -54,48 -28,41 -26,07 -18,27 4,81 17,19 -25,30 8,11 -
1975 96,35 ' -34,60 -11,18 -23,42 . -57,05 -' 2,42 2,28 -10,22 ' 7,94 -
1976

}'6)
87,33 -45,35 -18,06 -27,29 -42,05 1,33 1,26 - 9,22 7,96 -

1977 86,49 ':'-57,27 -21,91 -35,36 -26,86 - 3,70 - 1,34 - 7,69 9,03 -
1978 1. Hj. 41,37 .-22,03 - 2,38 -19,65 -12,31 - 3,22 3,81 - 6,98 3,17 -

4) Einschließlich DDR.
5) Banken, .Bausparkassen, Versicherungen (einschli~ßlichPensionskassen).
6) Vorläuf,ige Ergebnisse.
7) Finanzierungsüberschuß bzw. -defizit (-) oder der Forderungen bzw. Verpflichtungen.

- Queile: Deutsche Bundesbank
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Tab e 11 e21'

Deutscher Bundestag -:....8. Wah1periode

Einnahmen und 'Ausgaben der Gebietskörperschaften 1)

MioDM

Einnahmen Ausgaben
I

darunter ,darunter
Finan- Kre-

lau- Sachinvestitionen zie-Zeitraum insge- insge" Per-
fende

dite 8)
Zuwei- rungs-

samt 2) Steuern 3)
, samt 2) sonal- Zu-

dar. saldo 7) (netto)
sun- aus- zusam" Bau-

gen 4) gaben 5) schüs- men maß-
se 6) nahmen

Insgesamt 9)

1966 138118 112708 146722 41075 23117 18982 - 8604

1967 142379 114976 155944 43649 22642 18366 "':"'13565

1968 ' 151 811 122019 159190 . 46364. 23,137 . 18694 . - 7379

1969 177 191 145588 ' 174723 52918 42971 26415 212?2 + 2469 + 2459

1970 188305 153850 196330 61484 46694 32 3~5 25797 - 7982 + 6302

1971 209819 171412 225182 73457 50827 37617 30395 -15704 +13,711

:1972 237114 195442 251271 ' 81974 59224 39243 31929 -14155 +16291

1973 268656 ':222747 ,
277 665 94014 64 ~56 41427 32981, - 8797 + 11 391

1974 285651 237120 ·314093 107238 71899 45 71~ 35897 -28288 +22155

1975 288607 236588 354009 116362 67285 46194 36210 -65363 +53628

1~76, 320908 261 647 368754 122848 69108 44127 34893 -47661 +47233

1977 353087 291.918 385156 130037 72 670 44330 33981 -32082 +31557

1977 1. Vj. 80376 65293 92356 32067 20654 7644 5623 -12117 + 9859

2;Vj. 80894 67217 ,89105- 31'356 16518 9218 7251 ....: 8,587 + 3536,

3.Vj. 87312 72 669 92253 30418 17 761 10825 8585 - 5253 + 7947

4. Vj. 104506 .' 86739 111461 35725 17875 16721 12613 - 6136 + 10335

1978 1. Vj'l ' 85382 70519' 9B 564 33461 21516 8152 5983 -14509· +12690
. 11) 85984 .71 824 95"622' 31481 17929 10242 7879 - 9782 + 58922. Vj. 1 .

Bund 10)

1966 '65887 ·62'253 234 67961 9735 ..23468 3487 2925 - 2060 + 1844

1967 67148 63118 ,224 75979 10428 25718 4159 3306 - 8823 + 7754 '

1968 . 70612· 66193 231 75276 10915 25737 3860 3138 - 4664 + 5950

1969 83084 78587 241 81380 12905 ' 30492 4'457 3682 + 1704 517

1970 . 87725 83693 289 86704 14614 32413 4950 3895 + 959 + 501

1971 96768 92226 . 251 . 97 534 17 wj 34758 5899 4563 1076 + 1061

1972 105792 101706 :302 111172 19060 40354 , 6156 4872 - 5373 + 4496

1973 118877 114958 303 121178 21385 43073 5915 4658. - 2119 + 2204

1974 122'839 119424 163 '133303 24031 . 46897 7101 5624 -10337 + 9475

1975 123226 120015 198 158232 25447 37444 7806 5854 -34984 +29925

1976 135905 131 784 223 164471 26249 37168 7004 5449 '-28535 +25782

1977 148786 144 ~47 251 171414 27466 38580 7204 5642 -22638 +21819

1977 1. Vj .. 33703 32495 32 42935 7264 11424 710 516 - 9274 + 8225
2. Vj. 34014 33309 67 38.860 669,5 8608 1476 1203 4711 + 2369
3. Vj. 36~17 35989 . 60 42374 6457 9570 1941 1560 -.5680, + 5764
4. Vj: '44152 43154 93 47245 7049 8979 3078 2363 - 2973 + 5462

1978 1. Vj. 36963 35106 42 49389· 7702 11998 893 683 -12477 +11839
~ .:. ... ~ L __

37259. 35680 66
- "43443 6866 9:518 1 '708 i 334 - 6030 + 5020";t. V].

1) Ab 1914 aus der Vierteljahresstatistik. vor 1914 aus der Jahresrechnungsstatistik; Abweichungen, die sich bei' 'der Zusammenfas-
sung der V)erteljahre gegenüber den Ergebnissen des Rechnungsjahres ergeben, sind auf nachträgliche Umsetzungen, der Berichts-
stellen zurückzuführen; Beträge der Länder ab 1914 der Auslaufperiode; Auslaufperiode bei Gemeinden/Gv. ab 1917
weggefallen, kaufm"ännisch buchende kommunale Krankenhäuser ab 1916 zum Teil nicht mehr enthalten.

2) Netto, d.·h. bis einschließlich 1'916: Einnahmen Ausgaben abzüglich Zahlungen von Verwaltungen; ab 1911: abzüglich Zahlun-
gen vom gesamten öffentlichen Bereich.

3) Einschließlich Lastenausgleichsabgaben ,. ohne eigene Einnahmen der EG; ab .1914 einschließlich der steuerähnlichen Abgaben.
4) Ab 1915: einschließlich Zalilungen von Zweckverbänden und der Sozialversicherung.
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Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaften 1)

MioDM

Drucksache 8/2313

n 0 c h Tabelle 27'

Einnahmen ! Ausgaben

darunter darunter'

Sachinvestitionen
Finan- Kre-

'I lau- zie- dite 8)Zeitraum insge- insge- Per-Zuwei- fende rungs- (netto)samt 2) saint 2) sonal- dar. saldo ')Steuern 3) Zu- Bau-sun- aus- zusam-
gen 4) gaben 5) schüs- men maß-

se 6) nahmen

, Länder

1966 43593 36260 9243 47351 21019 5'463 4660 3566 - 3758 + 2622

1967 46062 q7595 9397 48502 22316 5-625 4523 3375 - 3441 + 3884

1968 , 48925 40923 10811 50058 23861 6680 4531 3421 - 1 134 + 2269

1969 . • 57 177 48348 10 ~01 55500 . 26880 6129 4940 :3 759 + 1677 - 339

1970 61879 51978 9572 64759 31649 7277 6397 4930 - 2956 + 1969

1971 68905 58563 10727 74442 38076 7925 6958 5274 - 5,569 + 4666

1972 80'669 - 69226 13018 82108 42380 ,9310 6727 5059 - 1445 + 3454

1973 91710 79217 14936 93680 48940 10756 7369 5.297 - 1956 + 2579
1974 . 100062 86791 i6611 108928 55762 12026 8261' . 6122 - 8846 + 7713
1975 99603 84982 18418 119309 60953 14392 8242 6249 -19706 .+16964

1976 110715 9434Q 19' 190 126017 64757 14794 7843 5882 -15328 +15788

1977 124428 107141 ' 21520 132641 69468 15802 8185 6100 - 8222 + 7935

1977 1. Vj.
1')0 ,')ni 1")..1 CIlA t:. er:. A . ,.in nOA 1"7r\10 A C'·U\ 1 i 0"'7 0" - 1 c.c.o -'- no<
"",,~ua.L """':I: vv"':t oJ ,JoJ"':t . """;:J ;:;ru"':t .LI U.lU "':tv/V . .L .LUI u .... .L UUU I .:>U •

2. Vj. 28323 24297 5094 31015 16656 3691 1684 1315 - 3172 + 913

3. Vj. 31109 26978 5299· 31566 16207 3644 1944 1516 - 566 + 1671

4. Vj. 36605 31263 5764 40095 19116 4035 3450. 2516 - 2827 + 4490

1978 1. Vj. } 30917 27127 6225 32592 18330 4886 1317 ., 923 ...:... 1946 + 379
11) 30303 26197 5508 33722 17 109 . 4041 1186 1383 - 3715 + 13532. Vj.

Gemeinden und Gemeindeverbände
I

1966 25536 12662 12262 28899 10321 4172 14813 12334 - 3363 + 3317

1967 26813 12697· . 12770 28346 10906 4-333 13593 1"1.318 - 1532 + 2497
1968 28496 13324,· 13322 30294 11587 4353 14358 11 748 - 1708 + 2401
1969 . 33747 I? 159 14144 33993 13132 4729 16440 13242' - 246 -+ 2705
1970. 35'299 16597 15671 40954, 15221 5385 20203 16207 - 5652 + 3452
1971 40925 . 19 183 18067 49871 . 18264 6495 24202 20000 - 8946 + 7733
1972 47726 23130 20729 54625' 20534 8100 25770 21409. - 6897 + 7986
1973 55043 27275 24595 59935 ,23689 8975 27497 22381 - 4942 + 6962
1974 59544 29606 26939 69136 27446 11346 30357 ·24151 - 9592 + 5394
1975 62291 30350 ·29951 73201 29962 13769 30146 24106 ...,..10910 + 6802
1976 70927 34204 32328 74797 31842 15440 29281 . 23562 . - 3755 + 5577
1977 76346 38487 35760 . 78491 33104 16575 28941 22240 - .2 166 . + 2944

1977 1. Vj. 17322 7793 8066 18503 7785 4100 5747 4, 263 -. 1202 + 827
2. Vj .. 17583 9135 8587 18'731 8005 3789 6059. 4733 - 1180 + 679
3. Vj. 18436 9481 9340 17753 7754 4113 6941 5509 + . 703 +, 665
4.Vj. 23006 12078 , 9767 23504 9560 4574 10194 7734 --' 487 + 774

!97~ 1. Vj. 16547 8066 .8786 16925 7430 4069 _ 5942 4378 - 384 + 625
2. Vj. 17619 9716 10024 17931 7506 3947 6748 5162 - 315 + 319

I

5) Bis 1974 einschließlich, ab 1975 ohne Kindergeldzahlungen !ffi Angehörlgedes öffentlichen Dienstes.
0) Ab 1975 einschließli'ch Kindergeldzahlungen an Angehörige des öffentlidlen Dienstes und ohne an Zweckverbände und

soziiilversidlerung.
7) Einschließlidl Saldo der Zu- und Absetzungen sowie der Verredlnungen.
8) Am Kreditmarkt. ' .
0) Bund, Deutsche Gesellsdlaft .für öffentliche Arbeiten AG (Offa), Lastenausgleichsfonds, 'ERP-Sondervermögen, Länder, Gemeinden,

und Gemeindeverbände. '_ .
10) Einschließlidl Umsatzsteuereinnahmen, die als Ergänzungszuweisungen des Bundes an Länder gezahlt werden; ab 1974 ein­

sdlließlich Deutsdle Gesellschaft für öffentliche Arbeiten AG (Offa).
11) Neue Darstellungsmethode; mit den Vorjahren nicht voll vergleichbar.

263



,Drucksache 8/~313

Tab e 11 e 28'

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Kassenmäßige Steuereinnahmen

MioDM

darunter

Steuern vom Umsatz 1)
.Veranlagte Körper-

Umsatz- 'I Mineral-Zeitraum Insgesamt Lohn- . ·Einkom- Einfuhr-schaft- (Mehr- öl-men- umsatz-insgesamt ,wert-) steuer

steuer steuer

1950 18802 1807 2'087 1449 . 4987 73
1951 25183 2797 2303 2273 7148 . 463
1952 31215 3658 3925 2780 8736 590
1953 '34320 3740 4870 2990 9104 734 .
1954 2)

35894 3'875 4588 .. 3071 9766 781
1955 39736 4402 4352 3111 11337 1136
1956 44530 5402 4728 3637 12437 1415
1957 47935 5289 5879 4506 12882 1642
1958 50188 5932 5473 5.190 13506 1665
1959 56644 5855 7323 5118 14943 2145
1960 66627 8102 8963 6510 ' 16917 2664
1961 76705 10453 10817 7473 18670 3325
1962 84480 12315 12218 7790 20036 3699
1963 89735 13844; 13451 7688 20922 4139
1964 98061 16092 14101 ' 8018 22845 6071
1965 104460 16738 14798 8170 25103 7428,

'1966 111 154 19055 16075 7687 25989 8016·
1967 1133qO 19558 15782 7061 25628 9423 .
1968 120.378 22080 .. 16272' 8553 25779 18786 6994 9875
1969 146928 "27057' 16989 10895 37141 26816' 10324 10601
1970 152.328 35086 . 16001 8716 38125 26791 11334 11512
1971 . 170811 , 42803 18340 7167 42897 30869 12028 12417
1972 195510 49770 23140 8495 46981 34153 12828 14227
1973 223489 61255 26452 10 887 49486 34922 14563 16589
1974 238179 71 960 . 26793 . 10403 51170 32852 18317 16'052
1975 241097 71191 '28001 10054 54082 , 35721 18361 17121
1976 266582 ' 80609 308,60 11840 58459 . 36559 '21900 18121
li'm 298'287 90773 35508 16830 62684 39357 23327· 19184

1975 1. Vj. 54.607 16150 6939 '2651 13936 9540 . 4396 2832
'2. Vj. 54535 14413 5716 2095 . 12726 8181 4545 4236
3. Vj. .59524 .18065 7021 . . 2404 12812 8407 4405 4410
4. Vj. 72 378 22562 8325 2904 14609' ' 9594 5015 5643

1976 1. Vj. 58661 17636 7496 2431 15346 1-0292· 5054 3048
2. Vj. 60439 16855 6339 2060 14 259 8672 5587 4395
3. Vj. 66244 20589 7683 . 306,), , 13745 8283 5462 4610
4. Vj. 81·236 25529 9343 4286 15109 9313 5796 '6068

1977 1. Vj. 66642 20014 8793 3557 16210 10546 5664 3196·
2. Vj. 68'625 19690 7752 3640 14950 9044 5906 4646
3. Vj. 74527 23136 8809 4382 15022 9254 5768 5001

-

4. Vj. 88476 27934
-

10153 5251 16503
..

10514 5.989 6342 I
1978 1. Vj. 73026. 20362 9705 4888 . 19965 13631 ·6334 3417

2. Vj. 73106. 19 ~26 " .. 8571 4254 17228 10543 6685 4889
3. Vj. 3) 23579 . 9110 4817 17206 10686 6520 4877

1) Ohne stillgelegte Investitionsteuer (August 1973 bis Dezember 1974).
2) Ohne Saarland.
3} Vorläufige Ergebnisse.

264



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Verschuldung der 9ffentlichen Haushalte~)

MioDM

Dr~cksache 8/2313

Tab elle 29'

nach Kreditnehmern nach ausgewählten Sehuldarten

Darlehen von
Ende des Insge- Nichtbanken

Zeitraums samt 2) Bund 3) Länder 4) Ge- Anleihen 6)
Bank-

meinden 5) kredite Sozial- I
versiehe- Sonstige
rungen 7)

1950 ·20634 7290 12844 500 465 150 140

1951 22365 8220 13294 '850 49 745 '290 205

1952 24044 8897 13717 ' 1430 419 1280 435 335

1953 33901 16726 14563 2'320 1126' 2120 1323 657

1954 38699 17894 15018 3600 1678 2880 1787 1059

1955 40943 17 868 15523 4670 2022 3660 2019 1371

1956 41892 17614 15741 5610 1 726 4340 2239 1623
\

1957 436i4 19 723 13963 7010 1780 5410 2433 1835

1958 46122 -20 on 14708 8370 2303 7575 2483 1883

1959 4908.4 20986 14920 9630 3058 9450 2 472 1998
' ..

225'721960 52182 14695 11 169 3528 . 10 600 2667 2604

1961 56564 25941 13903 12805 4810 '11693 4687 2811

1962 59984 27256 13402 1.5 068 5700 13227 4880 3235

1963 66687 301'36 13329 17 686 7712 . 15582 5066 . 4399

1964 73107· 31338 14291 21264 ,8974 19656 5657 5121 '

1965 82'981 33017 17401 25844 11195 24749 6591 6339

1966 92291 355.81 '20328 29465 12092 29519 '1245 7868

1967 107175 43468 24188 31986 14230 34114 8387 8690

1968 115870 47192 26339 34186 1'6074 42536 6957 9221

1969 116 141 45360 25771 36663 16266 50051 6101 9884

Ü5890
,.

1970 47323 27786 40295 17491 59523 5 725 11104

1971 140399 48764 33037 .47927 20249 7066;> 6511 12592

1972 156063 a) 55299 36963 a) 55984 24971 81874 a) 7374 14667

1973 167754 61356 39462 59900 27379 92077 14392 ,6222

1974 .192383 72 138 47323 66375 30940 'l07755 16954 ' 6969

1975 256389 108502 67001 74411 40680 150102 18426 7638

1976 296650 128449, 81805 79830 52,101 180908 12953 9581

1977 328484 150 150 89583 83345 63498 195206 10342 . 10925

, '1~77 Mär 303288 133336 83013 80450 54788 184978 12704 10 136

Jun 306966 135822 84140 81050 57850 185933 11 923 .10406

Sep 314756 141523 85669 81750 , 60845 189501 10885 10681

Dez 328484 15b 150 89583 83345 63498 195206 10342 10925

'1978 Mär 339824 159630 91151 83600 66240 202502. 10254 11626

Jun 345293 163606 92699 84200 66~02 205855 10548 10609

1) Ohne Verschuldung der Haushalte untereinander.
2) Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Offa, Länder, Gemeinden. Änderungen der Berichterstat-

tung werden in den Fußnoten 3, 4, 5 und 1 erläl;ltert.
3) Ab Ende 1912 nach _ der "Auftragsfinanzierung Offa" un'd der "Krankenhausfinanzierung", in den Bundeshaushalt.,
4) Ab 1918 einschließlich Nettokreditaufnahme für die Wohnungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein-Westfalen.
5) Ab Ende 1913 nach Ausschaltung der Verschuldung der kommunalen Eigenbetriebe und nach, Einbeziehung der kommunalen

Zweckverbände. Angaben für andere Termine als Jahresende geschätzt.
8) Ohne die im Bestand 'der Emittenten befindlichen Stücke; einschließlich Bundesschiitzbriefe.
7) EinsChließlich Schuldbuchforderungen und Schatzbriefe. Ab 1913 einschließlich Darlehen VOll; öffen\lichen Zusatzversorgungs-

einrichtungen.
a) Darunter 500 Mio DM statistisch bedingte Zunahme, Quelle: Deutsche Bundesbank
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Ta b,e 11 e 30'

.Deutscher Bundestag - 8.Wahiperiode

Entwicklung der Ge1dbe

Ver~nderung gegenüber dem

I. Kredite an inländische Nichtbanken . II. Netto-Forderungen
gegenüber dem Ausland 3) :

Kreditinstitute 2) Kreditinstitute
,

Zeitraum
Deutsche Unter- öffent- Deutsche

darunterinsgesamt Bundes- nehmen liche insgesamt Bundes-
mittel-bank zusam- und bank zusam-

men Privat- Haus- men und lang-
halte frJstigpersonen

1963 +26.81 +0,98 +25,83 +22,37 + 3,45 + 3,30 + 2,71 + 0,59 + 1,25

1964
,

+30,19 "-1,03 ;+-31,22 +25,14 + 6,09 + 1,67 + 0,43 + 1,24 + 1,32
1965 +34,17 -0,43 . -+;34,61 +21,54 , + 7,06 · + 0,47. - 1,31 + 1,79 + 1,24
1966 +28,20 +0,29 +27,91 +21,56 + 6,36 + 3,62 + 1,90 + 1,72 + 1,14

1967 +32,89 +0,67 +32,22 +18,33 . + 13,89 + 6,28 - 0,11' + 6,45 + 1;62 ; .

1968 +40,02 -2,05 +42,06 +30,90 +11,17 +10,93 + 6,51 + 4,36 t 6,76
1969 +53,48' +0,67 +52,81 +51,22 ... + 1,59' -2,45 -10,28 + 7,83 +12,00
1970 +50,53 -0,24 +50,77 +43,81 + 6,97 +14,23 +21,60 . - 7,36' - 0,29
1971 +69,05 -0,63 +69,68 +59,52 +10,16 +11,52 +15,91 - 4,40 - 3,28
1972 ,

+86,41 -2,07 +88,48 +78,22 ,+10,26 +- 8,66 +15,49 - 6,83 - 6,39 .

1973 +'67,55 +2,37 +65,18 +54,59 +10,59 +23,48 +26,49 - 3,01 - 7,71
1974 +59,77 -1,48 '+61,25 +41,18 · '+20,07 +13,19 - 1,90 +15,09 + 5,54
1975 +85,51 +6,62, +78,89 +30,81 +48,02 +16,84 - 2,22 ' +19,06 +'15,90
1976 +91,21 -5,10 +96,31 +65,76 +30,55 + 8,27 + 8,74 - 0,48 + 6,84
19'n +94,18 -1,62 +95,80 +69,11 +26,69 +10,15 +10,49 --' 0,34 ',+ 8,25

1975 1. Vj, +. 4,36 +0,74 + 3,62 . - 1,69 + 5,31 + 8,67 . +. 4,99 + 3,61 + 2,84

2. Vj. +14,72 . .-2,13 +16,85 +'6,60 +10,25 + 4,94 - 3,95 + 8,90 + 4,89
3. Vj. +21,93 +5,19 +16,74 -+ 3,92 +12,81 + 2,75 - 2,69 + 5,44 + 4,73

4. Vj. +44,50 +2,82 +41,68 +22,03 +19,65 + 0.48 - '0,58 + 1,05' t .3,45
, .

1976 1. Vj. + 9,65 -1,61 +11,26 + 3,70 · + 7,56 · + '5;83 + 9,78 -' 3,95 + 2,47

2. Vj. +25,20 , -0,30 +25,50 . +20,33 + 5,17 + 1,:27 . - 3,58 + 4,85 + 1,59

3. Vj. +23,93 '-1,38 +25,31 . +15,35 + 9,96 · + 0,64 + 3,46 - 2,83 + 0,83

4. Vj. +32,42 -1,81 +34,23 +26,37 + 7,86 + 0,53 - 0,92 - + 1,45 +. 1,94

1977 1. Vj. + 7,21 -2,26 +- 9,47 + 4,28 + 5,20 · + 3,92 + 0,64 +,3,27 + 0,98

2. Vj. +23,34 +0,21 +23,13 +21;38 + 1,75 + 1,03 - 1,41 +. 2,43 + 4,89

3. Vj. +20,17 -0,29 +20,46 +14,47 '+ 5,99 - 2,12 - 0,06 - 2,06 ,'+ 1,98

4. Vj. +43,46 +0,7~ +42,73 +28,98 -1;-13,75 + 7,33' +11,31 ' - 3,99 +. 0,40
I .•

. 1978 1. Vj. + 6,88 -0,78
-

.-+7,66
- + 2,50 + 5,16 -+ 4,70 . + 4,55 + 0,16 - 2,76

2. Vj. +33,18 +1,91 +~1,27 +25,62 · + 5,65 - 2,47 - 4,13 + 1,66" '+ 1,81

3. Vj. , +38,36 +1,91 +36,45 +22,60 +13,86, - 0,57, + 6,32 - 6,90 - 1,48 .

I} Kreditinstitute einschließlich Bundesbank.
.ij' Einschließlich Wertpapiere. .
3) Einschließlich Wertpapiertransaktionen mit dem Au~lal\d sowie einschließliCh 'Entwicklungshilfekredite der Kreditanstalt für Wie-

deraufbau. .
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stände im Bilanzzusammenhang 1)

vorangegangene:n Zeitraum in M!d DM

Drucksache 8/2313

Tab eIl e 30·

, .

I
III. Geldkapitalbildung

VI. Geldvolumen M 3 (Saldo I+II-III-IV-V)bei den Kreditinstituten V.
au~ inländischen Quellen 4) IV.- Son- ,

Zentral- stige
-_.

darunter bank- Ein- Geldvolumen M 2

I ein- . flüsse 7)
Geld- Termingelder Spar-

Termin- Spar- lagen (einseh!. volu- mit Befristung ein-
gelder ein- inlän- Gut- unter 4 Jahren lagen Zeitraum
mit Be- lagen discher haben men

(Quasigeld) mit
insge- fristung mit ver- öffent- auf insge- MI gesetz-
samtS) von 4 ein- lieher Sonder- samt zusam- (Bar- lieher'geld- . dar-

Jahren barter Haus- konten men . Kündi-
umlauf unter

und Kündi- halte Bar- 'zusam- gungs-
u. Sieht- unter

dar- , depot) men fristgungs-, einla- 3 Mo-
über frist ß) gen) B) naten

+15,43 + 4,77 + 4,13 - 0,61 + 1,90 +13,38 + 5,96 , + 4,41 + .1,55 + 0,47 + 7,42 1963,

+17,92 + 4,63 + 4,82 - 0,85 + 0,66 +14,13 + 6,43 . + 5,40 . + 1,03 + 0,66 + 7,71 1964

. +16,69 + 3,74 + 5,13 - 1,11 + 1,83 +17,23 + 6,10 + 5,57 + 0,53 - 0,D'i' +11,13 1965

+15,90 + 3,22 + 7,81 - 0,53 +- 1,~9 +14,96 + 6,50 '+ 1,09 + 5,40 - 0,58 + 8,46 1966

+14,63 + 2,55 + 8,49 + 0,29 .+ 0,91 +23,35 +,14,19 + 8j1 + 5,88 + 3,22 ' -+ 9,16 1967
,I'

+19,74 + 1,49 +11,03 + 1,19 + 0,88 +29,14 +18,15 + 5,53 +12,62 + 1,69 +10,99 1968

+26,29 + 5,52 +13,26 + 0,44 + 1,42 +22,88 +14,55 + 5,96 + 8,59, + 5,24 + 8,33 1969 -
+27,79 . + 4,26 +12,94 + 4,09 + 8,91' +23,98 +16,41 ,+ 8,69 '+ 7,72 +13,61 + 7,57 1970' ,

+32,65 + 7,07 +14,73 + 4,20 + 5,00 +38,71 . +24!97 +13,24 +11,72 ,+ 8,91 +13,75 1971

+47,00 + 8,68 +20,62 - 3,85 + 4,78 +47,14 +33,51 +17,5~ + 15,96 + 6,58 +13,64 1972

+45;64 +10,22 +17,52 '+ 4,22 + 7,17 +34,00 +31,94 + 2,57 +29,37 +22,78 + 2,05 1973

+34,46 + 7,95 +13,35 + 0,44 + 2,88 +35,18 +13,68 +15,50! - 1,82 + 7,30 +21,49 1974

+61,34 + 9,41 +34,81 + 1,41 ,+ 1,17 +38,43 - 0,40 +21,40 -21,79 -17,24 +38,82 1975

+59,12 +11,45 +22,65 -10,22 + 9,57 '+41,01 . +18,92 + 6,88 +12,04 + 2,71 +22,09 1976

+42,92 . +13,65 +14,24 - 0,82 + 3,28 +58,95 +33,47 +21,09 +12,38 + 9,69 +25,47 1977

,+ 16,46 + 2,83 + 7,47 + 1,18 + 7,63 -12,23 -1'9,47 .- 9,11 -10,36 -14,50 +- 7,24 1975 1. Vj.

+16,48 + 1,85 +10,52 - 2,34 + 1,87 + 3,65 - 5,29 +11,29 -16,58 - 9,45 '. + 8,94 2. Vj.

+ 8,58 ,+ 2,18 + 3,30 + 4,71 + 3,69 + 7,71 - 0,76 + 3,75 - 4,52- - z,19' + 8',47 3. Vj.

. +19,82 + 2,55 + 13,52 - 2,13 -12,02 +39,30 +25,13 +15,46 + 9,67 +' 8,90 +14,17 4'. Vj.,

+17,04. + 3,28 + 3..58 + 2,88 + 7,89 -12,33 ~18,75 -13,10 - 5,65 ·-10,33 ~ 6,42 1976 1. Vj.

+12,49 + 1,73 + 4,12 - 6,65 + 5,44' +15,20 '+ 13,99 +13,36 + '0,63 +0,34 + 1,21 2'. Vj. -
+ 9,55 + 3,03 + 0,56 + 6,2~ + 2,87 + 5,93 ,+ 1,57 - 3,27 + 4,83 + 2,92 . -+ 4,37 3. Vj.

+20,04 + 3,42 +14,40 . -12,66 - 6:63' +32,20 +22,11 + 9,89 +12,23 + 9,78 +10,09 4. Vj.

+11,99 + 3,49 + 1,44 + 6,41 '+ 1,95 -:- 9,23 -,-'15,11 - 7,13 - 7,98 - 6,13 +5,89 1977 1. Vj.

+10,48 + 2,99 + 4,97 - 3,28 + 7,98 + 9,,18 + 9,67 +10,70. - 1,03 - 3,98. -' 0,48 2. Vj.

+ '0,73 + .3,43
,- 5,17 + 0,48 + 2,54 +14,30 + 5,59 + 2,58 +' 3,01 + 1,36 + 8,72 3. Vj.

+ 19,72 + 3,74 +13,01 - 4,43 - 9,19 +44,69 +33,33 +14,96 +18,38 +18,44 +11,36 4. Vj.
-

-1:,13,74 + 4,18 + 1,41 +10,36 + 4,85 -17,38 -20,85 - 3,85 -17,00 -18,ü4 + 3;47 1978 1. Vj ..

+13,46 +- 3,69 + 4,49 - 4,36 +'7,49 +14,12 +13,42 +11,08 + 2,34 - 0,05 + 0,71 2:Vj.

+ 8,53' + 4,07 - 0,10 + 9,71 + 2,69 +16,86 +11,25 + 2,09 + 9,15 '+ 5,16 + 5;61 3. Vj. ,
,

4) Ohne Termingelder mit Befristung bis unter 4 Jahren ohne Spareinlagen mit. gesetzlicher Kündigungsfrist.
5) Einschließlich Inhaberschuldversdlreibungen im Umlauf (netto), bereinigt um den Saldo der Transaktionen mit dem Ausland

. sowie einschließlidl Kapital und Rücklagen.
B) Einschließlich Sparbriefe.
7) Saldo .der'übrigen Positionen der Konsolidillrten Bilanz des Bankensystems.
B) Barg~ldumlauf ohne Kassenbestände' der Kreditinstitute. jedoch einsdlließilch der im Ausland befindlichen DM-Noten und

-Münzen. Que,Ile: Deutsche Bundesbank
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Tabelle 31*

Deutscher Bundestag - 8: Wahlperiode

Zahlungsmittelbestände und'Kredite

MrdDM

Zahlungsmittelbestände 'Kredite der Kreditinstitute

Geldvolumen nachrichtlich: an inländische

Geldvolumen = M 1 Geld- (M 1) und Quasi- Quasigeld- Unternehmen

volu- geldbestände bestände 3} ,
und Privat- an

zuzügl. Spar- personep. öffent-men einlagen mit liehe.(M I)Ende. des Sicht- und gesetzlieher dar- Haus-
Zeitraum? ein- Quasi- Kündigungs- unter halte

Bar- lagen geld- frist = M 3 mit dar- ' inlän-
Befri- discherinsge- geld- inlän- be- dar- insge- stung insge- unter

,Nicht-samt . um- diseher stän- samt samt 4) kurz-.. lauf 1) Nicht- de 3) insge- unter bis' fristig 5} ban-
Spar~ unter ken 2}ban- =M2

I
samt ein- 3 Mo-

,
ken 2} lagen naten.

i.55} 31.48 14,04' 17,44 42,68 'Ü,20 2,01

1956 6) 33,89. 14,88 19,01 47,45 13,56 2,78
1957 37,81 16,46 21,35 54,94 17,13 3,27
1958 42,58 17,94 24,64 60,52 17,94 3,19
1959 47,61 19,34 28,26 67,58 19,97 . 3,31
1960 51,08 20,83 . 30,25 72,70 '. 21,62 3,61'
1961 '58,71 .23,20 35,52 82,18 23,47 3,94
i962 63,28 24,25 39,03 88,46 ,25,19 4,10
1.963 67,77 25,51 42,26 94,52 26,75 '4,57
1964' 73,05 27,89 45,16 ,100,82 27,78 5,23 231,81 60,67 40,48
1965 78,53 29,65 48,87 106,92 28,40 5,16 259,27 67,31 . 47,53

. 1966 79,62 30,88 48,74 113,39 ' 33,77 4,58 280,74 72,32 53,96
1967 87,92 '31,51 56,41 ' '127,57 39,65 7,80 298,88 74,29 67,89
1968 93,47 '32,59 60,8~ 142,33 48,86 9,58 334,55 81,00 74,37
1969 99,43 34,69 64,74 156,88 57,45 14,82 385,95 101,56 75,71
1970 108,22 36,89 71,33 173,38 291,52 118,13 65,16 28,43 43Q,54 113~62 82,54'
1971 121,52 40,29 81,23 198,60 330,74 132,14 77,Q7 37,34 490,57 131,73 92,63
1972 139,30 45,77 93,53 232,33 37~,45 146,12 93,03 43,92 569,33 ,155,94 102,86
·1973 141,97 47,51 .94,46 264,33 412,80 148,47 122,36 66,74 627,22 165,64 113,39
1974 158,43 51,52 106,91 279,60 452,21 172,60 ' 121,17' 74,30 672,12 179,67 132,39
1975 179,90 56,48 123,42 279,32 490,89 211,57 , 99,42 58,60 703,19 171,20 180,41
1976 186,85 60,57 126,28 298,18 532,03 233,85 111,33 59,84 769,17 182,83 210,91
197, 208,08 67;51 140,57 331,81, 591,47 259,66 123,74' 69,54 838,70 192,98 237;60

1975 1.. Vj. 149,34 51,14 98,20 260,15 440,01 ' 179,86 110,lH 59,81 670,47 174,97 137,70
2. Vj, 160,64 52,90 107,74 254,89 443,73 188,84 94,25 50',37 677,12 173,42 '147,95

'3. Vj. .164,.43 53,59 110,83 254,18 ' 451,56 197,38 89,75 48,20 681,14 166,60 160,76
4. Vj. 179,90 56,48 123,42 ,279,32 490,89 211,57 99,42 58,60 703,19 171,20 180,41

1976 i. Vj: . 166,80 54,41 112,39 260,57 478;58 218,01 93,77 46,77 706,91 165,64 187,97
2. Vj. 180,17 56,96 123,22 274,58 493,87 219,29 94,41 , 47,12 727,29 174,22. 193,09
3. Vj. 176,92 .58,04 118,88 276,01 499,69 223,68 ' 99,09 50,05 742,69 176,59 203,05

. 4. Vj. 186,85 60,57 126,28 298,18 532,03 233,85 111,33 59,84 769,17 182,83 210,91

1977 1. Vj. 179,74 59,35 120,39 293,09 522,86 239,77 103,35 53,71 773,51 180,38 ,2'16,10
2. Vj. 19.0,48 61,91 128,58 292,82 532,23 239,41 102,33 49,74 794,98 187,Q7 217,86
3. Vj. ." 193,08 64,75 128,33 298,4~ 546,64 248,21 105,35 51,10 809,56 185,34 223,85
4. Vj. 208,08 67,51 140,57 33(81 ,591,47 259,66 123,74 69,54 838,70 192,98 237,60

1978 1. Vj .. .204,24 68,00 136,25 310,98 . 574,16 263,17 106,74 51,50 841,23 187,37 242,76'
2. Vj. 215,36 71,65 ' 143,71 324,45 588,45 264,00 109,09 51,45 866,96 196,17 248,41
3. Vj. 217,48 72,02 145,46 335,73 605,42 269,69 118,24 56,61 889,66 197,Q4 262,27

1) Ohne Kassenbestände der Kreditinstitutei einschließlich der'im Ausland liefindlichenDM-Noten und -Münzen.
2) Ohne Zentralbankeinlagen öffentlicher Haushalte.
3) Termingelder inländischer Nichtbanken mit Befristung bis unter 4 Jahren.
4) Einschließlich Bundesbahn und Bundespost. Ausnahme: Zentralbankeinlagen der Bundespost.
5) Einschließlich Schatzwechsel und V-Schätze der und Bundespost.

, 6) Ohne Saarland. QueUe: Deutsche Bundesbank
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Deutscher Bmidestag - 8. Wahlperiode

.Auftragseiilgimg im Verarbeitenden Gewerbe 1)'

a) Insgesamt (1970 = 100)

Druck;;aCl1e 8/2313'.

Tab e 11 e 32·

Grund- InVeSti-j Ver- Grund- Investi-

I
Ver-

stoff- u. tions- brauchs- stoff- u. tions- brauchs-
Ins- Praduk- güter güter Ins- Produk- güter güter

Zeitraum gesamt tions- gesamt tians-
güterge- produzierendes güterge- produzierendes .
werbe Gewerbe' werbe. Gewerbe

Wertindex . '. Volumeninciex

1962 53,~ 56,7 47,0 62,4 · .57,7 58,6 53,1 66,8
1963

I
55,9 58,6 50,4 64,7 60,4 61,0 56,8 6'8,3

1964 64,1 67,8 58,0 72,5 68,2 69,6' 64,4 75,1
I

1965 68,2 69,5. '62,8 78,7 71,0 69,6 68,0 . 80,2
1966 68,1 72,0 61,5 77,6 69,7 71;5 65,1 77,5
1967· 67.,7 72,1 61,1 76,5 70,4 73,8 65,2 77,2
1968 78,0 80,8 n,7 86,1 85,4 87,8 81,3. 91,4
1969 95,4 .. 94,7 95,7 96,0 101,2 99,6 102,9 99,9

. 1970 100 100 100 100 100 100 100 · 100
I

1971 102,4 101,0 99,7 110,9 . 98,2 .99,3 93,6 107,0
1972 110,5 110,0' 106,8. .120,0 103,3 107,1 97,4 111,3
1973 128,2 . '128,9 128,6 125,5 114,9 120,1 113,2 lio,2
1974 138,9 153,4 133,4 128,2 109;0 I 115,8 107,8 100,4
·1975 135,9 135,2 139,9 '127,4 103,4 104,3 .. 105,0 98,1
1976 154,7 153,6 159,2 145,7 113,3 114,2 . 114,3 108,7
1977 '156.1 148,3 164,6 148,6 112,3 112,1 U3,9 108,0

1973 1. Vj. 132,3 125,6 136,8 132,4 121,1 121,0 122,0 119,0
2. Vj. 131,5 128,7 134,0 129,7 · 118,3 121,0 118,0 114,7
3. Vj. - 120,8 127,5 120,7 109,6 107,8 118,1 105,8 .95,7
4. Vj. 128,1 134,0 123,1 130,2 112,4 '120,3 107,2 111,5

1974 1.Vj. 143,5 153,7 141,1 132,1 . 117,7 123,5 118,1 107,1
2. Vj. 144,0 163,8 134,5 133,7 . 1.1 2,7 122,6 109,0 105,1
3. Vj. 134,8 157,3 128,1 1)3,5 103,3 115,0 102,0 87,1
4. Vj. 133,5

".
138,9 129,7 133,4 102,2 102,0 102,2 102,3

1975 1. Vj. 132,1 133,5 136,1 119,9 100,1 100,3 103,4 91,8
2. Vj. 142,9 135,4 153,0 130,6 108,3 103,7 114,6 · 100,6
3. Vj. 128,6 131,2 133,3 112,9 97,8 102,1 - . 9~,4 87,1
4. Vj. 140,2 . 140,9 137,2 146,4 · 107,4 111,1 102,5 112,9

1976 1. Vj. 151,4 15~,9 150,2 146,7 112,8 118,6 109,4 111,3,
2. Vj. 151,2 160,0 145,9 149,3 110,7 118,5 '104,7 · 111,9
3. Vj. 157,4 148,8 174,7 13D,4 114,2 .108,9 124,8 - 96,4
4: Vj. 158,8 149,8 i66,O 156,5 115,4 110,9 118,3 115,1

1977.1. Vj. 157,9. 150,7 . 167,4 147,4 114,2 -113,7 117,0 107,4
2. Vj. 153,9 152,5 156,1 150,8 110,6 115,1 107,8 109,5
3. Vj. 146,8 143,7 153,1 136,9 105,4 108,4 ," 105,5 99,3
4. Vj. 165,7 146,2 182,0 159,2 119,2 111,3 125,4 115,7

1978 1. Vj. 16l',1 148,7 173,7 \151,7· 115,5 112,8 118,6 109,6
2. Vj, 163,9 159,3 1139,4 158,0 116,1 119,8 114,4 .113,8
3. Vj.2) 157,0 155,2 ' 165,2 140,3 110,8 116,5 111,0 100,7

- ,

1) Nahrungs- und Genußmittelgewerhe; ah 1968 ohne Umsatzsteuer. - Ah 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis
1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerhes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft
und Statistik 7/1976, S. 405 ff.

Z) Vorläufige Ergebnisse.
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Drucksa,che 8/2313

n 0 c h Tabelle 32'

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Auftrag~eingangim Verarbe,itenden Gewerbe 1)

b) Inland (1910 = 100)

produzierendes
Gewerbe

Zeitraum

Ins­
gesamt

Grund- '
·stoff- u.
Produk-

tions- .­
güterge­
werbe

..
Investi- I
tions-
güter

Ver­
brauchs­

güter Ins­
gesamt

Grund­
stoff u.

, Produk­
tions­

güterge­
werbe

Investi-l . Ver-
tions- braucils-
güter güter

produzierendes
Gewerbe

Wertindex Volumemindex

1962
1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969
1970
1911
1972
1973
1974
1975
1976
1977

'1973 1. Vj.
, 2. Vj.

3. Vj.
4. Vj.

1974 1. Vj.
2,Vj.'
3. Vj.
4. \Tj.

1975 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.
4. Vj. ~

1976 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.
4.Vj.

1977 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj. ..
4: Vj.

1978 1. Vj.
2.Vj. __
":l ,T-i 2\
v ... J' }

57,S
58,9
67,8
72,0
69,7
67,2
77,0
94,5

100
102,0
109,0
120,3
124,6
127,9
139,5
142,5

126,5
125,7
111,9

.. 117,2

129,3
129,5
119,3
120,4

123,4
138,9
119,6
129,7

140,3
138,6
134,3
145,0

144,0
139,3
135,6
151,1

148,0
150,0
144,2

61,2
61,6
72,S
73,2
73,8 .

,71,S
80;4
95,3

100
100,3
107,4
122,9 '
138,3
126,4
141,7
134,0

120,9
125,0
122,4
123,2

137,5
147,3
140,6,
127,7

123,4
127,5
123,7
131,1

141,6
146,9
139,1
139,4

134,8
137,9

, 131,5
131,8

132,7'
142,1
139,1

50,4
52,4

.. 60,1
65,8
61,3
58,4
69,1
93,3

100
98,6,

104,5'
.117,0

113,9

.130,7
138,2
149,6

128,5
125,9
105,7
108,0

124,1
115,2
107,1
109,2

, 126,3
153,3,'
120,8
122,3

139,3
130,5
135,5
147,6

153,2 '
138,5
140,7
166,1

162,1
156,6

65;5
67,2
75,3
81,9
79,7
77,7
86,9,
95,8

100
110,6
119,5
122,3

_ 124,2

124,3
138,8
141,6

130,1
125,9
107,9
125,5

126,5
129,4 ..
110,5
130,5

.t17,4
12'7,9
110,6'"
141,3,

140,2
141,7
124,9 ,
148,6

140,4
143;1
131,8
151,3

144,2
149,1
133;8

61,4 ,
62,6
71,3
73,8
70,3
69,0
84,3

100,8
100
97,5

,101,5
107,8

98,1
97,6

102,4
102,6

115,6
112,9
99,8

102,9

106,4
101,7
91,9
92,5

'93,7
105,4
.91,4
99;8

105,0
101,6
97,6

105,4

104,2
.100,1

97,3
108,7

106,1
106,4
102,0

62,5
63,2
73,7
72,3
72,3
72,2
87,1

100,9
100
97,7

103,0
113,5
106,0
97,4

104,7
99,9

115,1
116,2
112,2
110,4 ,

111,9
111,9
104,9
95,3

93,1
97,4
96,0

103,2

107,2
108,2
101,3 ,

. 102,1

100,5
102,7
97,8

" 98 r5

98,9
105,1
102,9

55,8
:57,8

65,8
70,0
63,8
61,6
77,7

101,2
100
92,S
95,3

103,4
92,4
98,6

100,1
104,3

115,0
111,1

_ 92,9 '
94,5

104,1 ..
93,6
85,5
86,5

'96,1
115,2
,90,9
92,4

102,5
94,4
97,S

105,9'

108,0
96,2
97,7

115,3

111,4
106,5
104,0'

70,3
71,0
78,2

\ 83,3
79,6
7(3.3
92,5

100,0
100
106,7
110,7
107,2
97,0
95,4

'103,3 '
102,7

116,8
111,1
93,9

107,1

102,3
101,6
84,S
99,7

89,6
98,3
85,2

108,7

106,1
105;9
92,1

109,1)

102,0
103,6
95,4

·109,8 ,

103,9
107,2
95,7 I

I
I) Ohne, Nahrungs- und ab 1968 Umsatzsteuer. - Ab' 1917neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis

1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft
und Statistik 7/1976, 's. 405 ff.

2) Vorl.äufige Ergebnisse.
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Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe 1)

c) Ausland (1970 = 100)

Drucksache 8/2313

n 0 c h Tabelle 32'

.
Grund- Investi-

I
Ver- . Grund- Investi-

I
Ver-

stoff- u. tions- brauchs- stoff- u. tions- brauchs-
Ins- Produk- güter güter Ins- Pr,oduk- . güter güter

Zeitraum gesamt tions- gesamt tions-
güterge- produzierendes güterge- produzierendes
werbe Gewerbe werbe Gewerbe

Wertindex Volumenindex

1962
,

40,0 41,8 39,4 88,3 45,8 ' ,45,4 46,9 40,3
1963 46,8 48,5 46,2 45,6 53,6 53,9 54,5 47,7

'1964 52,8 52,0 53,1 50,8 59,0 55,5 61,7 52,3
1965 56,3 57,2 56,1 54,6 ,61,9 . 60,8 63,4 55,7
1966 63,0 65,8 62,1 61,0 68,1 69,7 68,4 61,4,
1961' 69,4 14,4 61,5 66,9 15,4 80,5 14,2 68,2 .
'1968 81,2 82,3 81,0 79,4 89,1 90,7 89;5 82,5
1969 98,9 92,8 101,8 91,9 103,3 95,7 107,6 98,8
1970 100 100 100 100 100 100 100 100
1971 103,5 103,5 102,0 _112,5 100,0 . 105,3, 96,0 109,8
1972 115,2 118,1 112,3 123,8 109,6 122,4 102,5 116,3
1913 153,7 149,6 156,2 149,5 138,2 142,9 136,7 134,0
1974 184,7 , 204,7 1.79,5 158,7 143,7 147,6 144,5 127,6
1915 162,2 .165,2 162,3 151,6 122,3 127,4 '120,4 119,1
1976 204,5 194,2 210,2 198,5 148,4 . 147,4 148,3 151,1
1977 199,6 198,8 199,7 201,5 143,1 157,7 135,8 149,3

1973 1. Vj. 152,0 141,3 157,1 150,2 139,7 141,5 , 139,3 136,1
2. Vj. 150,8 141,4 153,7 159,3 136,4 ' 137,7 134,6 143,5
3. Vj. 149,8 144,9 156,2 122,4 134,3 138,6 136,1 110,1
4. Vj. 162,4 171,0 157,8 166,1 142,4 153,7 136,6 146,5

1974 1. Vj. 188,9 208,8 181,9 175,1 153,9 161,6 151,7 145,4
2. Vj. 189,7 ,219,2 ' 179,8 166,5 147,7 157,5 145,4 133,6
3. Vj. 184,6 213,8 178,5 137,1 139,9. 147,1 141,7 108,0

I 4. Vj. 175,5 176,9 177,8 156,2 ! 133,4 124,3 139,0 123,3

1975 1. Vj. 161,0 167,8 161,3 138,8 121,4 124,8 . 121,7 109,0
2. Vj. 155,7 162,3 153,2 151,7 111,7 125,1 114,0 119,6
3. Vj. 157,6 156,8 162,2 130,0 118,6 122,8 119,3 101,8
4. Vj. 174,4 174,1 172,7 185,9 131,5 137,2 126,6 146,0

1976 1. Vj. 18~,6 204,8 178,1 197,2 i37,6 157,5 126,7 152,1
2. Vj. 191,8 204,9 183',3 207,3 139,0 154,4 129,2 158,6
'3. Vj. I 235,1 181,9 269,5 172,5 169,7 135,7 . ,190,2 130,5
4.Vj. .203,5 185,4 209,6 217,0 147,5 142,1 147,1 163,0

1977 1. Vj. 203,3 206,2 202,3 201,4 146,2 161,6 138,9 . 150,2
2. Vj. ' 200,0 204,0 196,6 210,0 143,0 160,8 133,6 155,6
3. Vj. 182,5 187,0 '181,6 175,4 130,5 148,5 123,0 129,6
4. Vj. 212,1 1'9[,8 218,5 219,0 152,6 159,8 147,9 161,7

1978 1. Vj. 204,3 205,2 203,2 208,5 , 146,9 166,0 136,1 153,1,
2. Vj. 208,9 221,5 200,4 226,1 147,5 176,4 133,1 165,5
3. Vj. 2) 198,2 213,8 192,3 190,1 139,2 169,1 127,2 138,8

. 1)' Ohne Nahrungs- und _ Umsatzsteuer. - Ab 1911 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neu-
ordnung der Statistik des Produzierender! Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Sta-
tistik 7/1976, Si 405 ff. .

!) Vorläufige Ergebnisse.
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Drucksach'e 8/2313. Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Tabelle 33"

Auitragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe t). .
Wertindex 1970·= 100

Verarbeitendes Gewerbe IGrundstoff- Und Produktionsgütergewerbe
Zeitraum

Insgesamt Inlan~ , Ausland zusammen I . Inland I . Ausland

1971 93,7 91,9 10D,4 71,5 68,7 82,4

1912 92,3 90,2 ,10~,2 76,S 69,4 104,4

1973 116,1 . 110,7 136,0 130,7 121,9 176,8

1974 129,4 112,8 . 189,5 170,3 142,9 312,8

1975 . 117,1 105,3 159,4 109,2 100,0 . 156,9

1976 126,7 113,0 175,1 . i17,6 108,4 165,6

1977 124,5 107,0. 185,6 106,6 93,4 175,4

1971. 1. Vj. 93,1 91,6 98,4 79,2 77,1 87,6

·2. Vj. 98,4 96,6- 104,6 74,5 . 70,4 90,6

3. Vj. 91,6 89,1 100,9 69,3 66,1 81,9

4. Vj. 91,8 90,2 97,7 63,0 61,4 69,4

1972 1. Vj. 89,4 87,0 98,1. 70,2 66,4 85,2

2. Vj. 95,3 94,2 99,3 77,9 72,6 98,7

3. Vj. 89,0 86,7 97,4 78,1 .70,0 110,2

4. Vj. 95,6 92,7 105,9 79,7 68!6 123,3

1973 1. Vj. 108,6 105,7 i19,6 116,6 110,8 1~6,9

2. Vj. 121,9 118,9 132,2 133,9 128,3 163,1

3. Vj. 116,9. 110,8 139,6 136,2 127,7 180,1

4. Vj~ 117,1 107,4 152,5 136,3 120,8' 216,9

1974 1. Vj. 125,5 110,6 179,4 .165,0 140,1 294,8

2.,vj. 138,2 .122,7· 194,5 i87,3 160,1 328,9

3. Vj. 131,1 112,1 199,9 182,6 149,3 356,0

4. Vj. 122,.9 105,7 184,4 . 146,3 122,2 271;4

.19751. Vj. 111,4 95,9 167,0 120,5 106,9 190,9

2. Vj. 118,1 106,2 160,5. 109,6 101,3 152,7
3. Vj. \ 118,0 108,3 152,9 . 104,8 97,2 144,7

4. Vj. 120,9 110,7 157,3 102,0 94,1 139,8

1976 LVj. 124,6 113,0 166,1 116,8 111,0 146,7

2. Vj. 132,6 120,6 175,3 '127,3 117,0. 181,3

3. Vj. 126,0 110,7 179,4 143,1 111,7 182,3

4. Vj. 123,8 "107,7 . 179,7 103,2 93,9 151,8

1977 1. Vj. ·122,2 104,6 183,5 106,0 92.1 178,1

2. Vj. 130,5 . 112,7 192,2 112,7 97,4 192,1

3. Vj. 121,4
_.

103,4 184,0: . 107,6
-- --

94,1 _. 175,0'

4. Vj. 124,0 107,1 182,6 100;2 89,4 156,3

1978.1. Vj. 125,6 108,5 185,2 111,8 101,0 168,3

2. Vj. 135,0 118,5 192,2 116,9 104,3 182,4

3. Vj. 2) .132,6 116,2 189,8 119,1 106,9 182;1

1} Ohne 'Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, ohne Umsatzst~uer. - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neu-
ordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtsmaft und Sta-
tistik 7/1976; S. 405 ff.

2} Vorläufige Ergebnisse.
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Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode Drucksache 8/2313

noch Tabelle 33"
,

Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe,t}

Wertindex 1970 = 100
( . -

Zeitraum
IInvestitionsgüter produzierendes Gewerbe rverbraUChSgüter produzierendes Gewerbe_

- zUsammen I Inland I Ausland zusammen I ,Inland I Ausland

1971 97,9 95,6 103,9 108,2 107,3 115,6

1972 ,88,8 87,1 93,7 117,3 115,5 13~,6

1973 103,5 98,0 117,3 125,0 119,4 172,0

1974 110,7 93,7 150,6 115,4 107,9 118,3

1975 126,5 111,5 161,4 ,106,2 100,7 152,2

1976 131,2 _ 112,5 173,8 129,3 120,1 205,4

1977 134,5 111,0 186,6 126,7 117,7 201,1

1971 1. Vj. 100,2 99,8 101,5 91,8 ' 90,7 100,9

2. Vj. 100,6 98,3 106,5 119,0 118,6 121,6

3. Vj. 197,4 -94,2 105,9 102,5 101,7 108,6
4. Vj. 93,2 90,0 101,8 119,4 118,0 131,3

1972 1. Vj. 92,5 90,3 98,5 102,9 100,5 122,4

2. Vj. _88,8 87,2 93,6 129,6 127,6 136,8

3. Vj.' .85,4 84,i 89.,5 10B,0 107,2 120,9

1·Vj. 88,3 86,7 93,2 129,3 126,7 150,4

1973 1, Vj. , 99,9 97,6 106,0 H7,9 , 113,9 151,3

2.Vj-. 105,7 -102,0 115,2 142,5 138,2 178,5 -

3. Vj. i04,4 97,0 122,4 119,2 113,6 165,9

4. Vj. 104,2 95,3 125,5 1;20,4 111,9 192,2

1974 I.. Vj. 109,7 97,2 139,7 _106,1 96,1 190,7

2. Vj._ 111,7 95,6 149,8 131,0 123,1 196,9

3. Vj. 110,2 91,4 . 154,3 107,0 100,7 160,3

4. Vj. 111,1 90,8 158,6 117,3 111,6 165,4

1975 1.Vj. 115,4 94,3 - 164,3 89,1 83,9 132,2

2. Vj. 123,4 106,2 - 163,4 117,6 112,7 158,6

3. Vj. 135,0 125,2 f57,9 96,7 9J,6 138,8

4. Vj. 132,1 120,1 159,9 '121,5 114,5 179,0

1976,1. Vj. 135,3 120,0 170,9 110,4; 102,4 176,9

2. Vj; '13D,4 114,9 166,5 145,4 - 136,2 220,9

3. Vj. 129,5 108,8 176,0 121,7 112,8 195,2

4. Vj. 129,6 106,4 181,6 139,5 128,8 ~28,7

1977 1. Vj. 135,8 1'14,3 183,4 -113,2 103,1 196,8

2. Vj. - 136,4 113,1 188,3 ~42,2 132,9_ :2'18,6

3. Vj. 132,8 .108,2 '187,5 114,0 106,1 180,0,

4.,vj. 132,8 108,4 187,4 ,137,4 128,7 208,8

1978 L Vj. 138,2 114,8 190,4 '115,6 ,107,0 i87,4

2. Vj. 140,7 _ 117,7 191,8 147,8 139,4 _ 216,8

3. Vj. 2) 145,0 - 123,3, 193,1 122,7 . 115,2 - 184,8

1) Ohne Nahrungs- und ohne Umsatzsteuer. ..:... Ab 1917 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neu-
ordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Sti;1-
tistik 7/1976, S. 405 ff.

Z) Vorläufige Ergebnisse.
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Drucksache 8/2313

Tab e 11 e 34'

Deutscher Bundestag- 8~ Wahlperiode

Umsatz i,m' Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 1)

al-Insgesamt

MioDIVI

Verarbeitendes 'Gewerbe

Zeitraum Insgesamt ,Bergbau Grundstoff- Investitions-I Verbrauchs- Nahrungs-

zusammen und Produk- güter güter und Genuß-
tionsgüter-, mittel-

gewerbe produzierendes Gewerbe gewerbe

1950 80395 4573, 75822 22459 18348 20139 14875
1951 109908 5776 104133 33372 26531 26520 17708
1952 119392 6908 112484 36821 31783 25013 18867
,1!:l53 126 162 7321 118841 36928 34147 27108 20658
1954 140943 7718 133225 42197 ,39630 29055 2'2343
1955

2)
166511 8464 158,048 51313 49496 ' 32'713 24526

,1956 185646 9452 176194 56417 55471 36282 28023
1957 199551 10186 189365 59639 60634 39032 30060
1958 205069 9577 195493 59990 65253 38726 31523
1959 223656 9400 214256 67414' 72 168, 41492 33182
1960 266373 11374 254999 81585 87678 48459 37277
1961 287018 11011 276007 85200 98294 52347 40166
1962 304028 ' 11123 292906 87207 105652 ,56288 43759
1963 315309 11 702 303608 89446 110405 57908 45848

, 1964 346804 11026 335779 100931- 121 660 63656 49531
1965 374612 10606 364006 108 161. 132714 69718 53413
1966 388029 10099 377930 111 592 138685 72 355 55299
1967 380659 9473 371186 111178 133020 69012 57976
1968 405599 9565 396034 1,22041 141806 73118 59070
1969 470537 10080 460457 141145 173772 82724 62815
1970 518410 11656 506753 154859 193801 87067 66076
1971 551544 12092 539451 157739 215938 94663 71 111-
1972 583961 12'196 571 765 165282 228 170 102789 75524
1973 653936 13373 640563 193556 253027 110'265 83715
1974 735902, ' '18'512 717389 241730 270151 116969 88539
1975 719795 17654 702141 215,823 279667 113868 92783
1976 804209 19363 784846 242470 315585 125208 101583
1977 927734 ' 22'035 905699 278372 369798 140044 117486

1975 1. Vj. 171842 4977 166864 53869 62413 28365 22217
'2. Vj. 178068 4259 173'809 ' 53880 69.771 27137 23021
'3. Vj. ,175235 3786 171450 52855 67491 27842 23262

4: Vj. 194650 4632 190017 55220 79991 30524 24282

1976 1. Vj. i89541 4469 185072 57474 ji247~ 31042 24083
2. Vj. 199451 4612 194839 '61555 78212 ·29836 25236
3. Vj., 197739 . '4887 192851 61738 74645 30932 25536
4.Vj. , 217479 5394 212,085 ,61703 90255 33399 26729

1977 1. Vj. 225472 5500 219973 69·555 87255 35376 27787
2. Vj. 230223 ·5308 ,224915 71136 90958 33208 29614
3.'Vj. ·226059 5258 220801 68657 88115 34710 29320
4. Vj. 245980 .5970 ' 2110 010 69025 . 103470 36751 . 30765'

197? 1. Vj. 230478 5622 224855 fJ7581 92 1-75 35850· , 29249
2.Vj. 2398,58 5927 233931 72 805 95516 34663 30948

,3. Vj. 236185 5486 230699 71983 93936 35359 29422

1) Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte) ; ab· 1968 ohne .Umsatzsteuer. Gliederung nach Betrieben (bisheriges Hauptbeteilig-
ten-Konzept): - Ab 1977 neues Beri?J,tssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewer-
bes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bimdesamt, Wirtsmaft und Statistik 7/1976, S. 405 H. '

2) Ohne Saarland und Berlin. ' ,
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Del.!-tscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Umsatz im ,Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 1)

b) Inland

MioDM

._---------_._-

DruCksache 8/2313

no c h Tabelle 34*

Verarbeitendes Gewerbe

Zeitraum Insgesamt Bergbau Grundstoff- InVeStitions-I Verbrauchs- Nahrungs-
und Produk- . güter güter und Genuß-

, zusammen tionsgüter- mittel-
gewerbe produzierendes Gewerbe gewerbe'

1953 110894 5729 105166 32617 26591 25482 20476
1954 122424 6014 116410 36985 30353 26958 22113
1955 144717 6790 137927 45148 38234 30297 24247
1956 2) 159570 .7639 151931 48594 42030 33668 27638
1957 ' 169 166 8293 160873 ' 50518 44475 ·36247 29633,

" 19~8 174201 7757 166445 51186 48143 36064 31052
1959 189904 7689 182215 57447

.
53595 ' 38525 32647

1960 225616 9142 216474 69191 65721 44887 36676
1961 244016 8834 235182 ' 72372

,
74643 48 G76 39491

1962 - 259081 8947 250134 74150 80477 52461 43045
1963 266359 9398 256961 75379 82946, 53620 45015
1964 292167 8833 283334 85370 90743 58643 48578
1965 315772 . ,'8426 307346 90772 90779 64413 52382
1966 312720 8026 3i3694 91 ä9T 10117r 66390 54229
1967 309301 7'494 ~01 807 88935 93655 62553 56665

1968 325238 7458 317 780 98342 96190 65664 57584,
1969 377.570 8051 369518 113945 120771 ' 73786 61016

1970 416978 9266 407711 124821 140953 77748 64189
1971 442223 9529 432694 126536 1"52664 84428 69066
1972 465298 9684 455613 131601 159 ~02 91707 73203
1973 511 627 10541 501086 151272 172 073 97043. 80698
1974 556039 14150 541888. 179007 177 139 101451 84291'
i975 548226 13466 534759 164115 182642 99630 88372
1976 . 606479 15345 591 134 184557 .202450' 107621 96506
1977, 701717 18195 683522 215022 238006 120456 110038 .

1975 1. Yj. 1306Q7 3733 126873 40117 .40761 24814 21181
2. Vj. 135144 3234 131909 41047 45128 ·23757 21977
3. Vj. 134950 2928 132024 40799 44750 24340 .22135
4. Vj. '147526 3572 ,143953 42154 52002 26719 23078

1976 1. Vj. 143769 ,3622 140147 43203 47327 ' 26764 22853
2. Vj. 150608 3630 146978 46972 50471 25556, 23979
3. Vj. 149539, 3780 ,145758 47342 47620 25517 ~ 24279
4. Vj. 162564 ,. 4312 158252 47040 57032 28785 25396

1977 1. Vj. 171048 4706 166342 53649 56316 30314 26,062
2. Vj. 174125 .4347 169779 54747 58901 28439 27693
3. Vj. . 171 920 4214 167706 ' 53513 56923 29882 ,27388

4. Vj. 184623 4928 179695 53 1.13 65866 31821 28895

1978 1. Vj. 173495 4604 168891- 51548 59175 30799 27368.
2. Vj. 180783 4696 176088 55642 61881 '29738, 28827
3. Vj. 178224 4244 173980 54996 61122 " 30388 27475

-

1) Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte) ; ab 1968 ohne Umsatzsteuer. GliederungnadJ. Betrieben (bisheriges Hauptbeteilig­
ten-Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystein mit Rückredmung bis 1910 (Neuordnung der Statistiji: des Produzierenden Gewer­
bes). Ausführliche Erläuterungen: ,Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1916, S. 405 ff.

2) Ohne Saarland und Berlin. '
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Drucksache 8/2313

no c h Tabelle 34*

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 1)

c) A~sland

MioDM

- Verarbeitendes Gewerbe

Zeitraum Insgesamt· Bergbau Grundstoff- Investitions-I Verbrauchs- Nahrungs-

zusammen und Produk- güter 'güter und Genuß-
tionsgüter- I mittel-
gewerbe produzierendes Gewerbe gewerbe

1953 15268 1593 13675 4312 7556 1626 182
1954 18" 519 1704 16816 5212 9217 2096 230
1955 21795 1674 . 20 i21 6165 11262 · 2416 279
1956 2) 26076 1813 2426~ 7823 13440 2614 385
1957 30385 1893 28492 9122 16 i59 2784 421
1958 30868 1820 29048 8804 11110 2662 472
1959 33752 1711 32041 9961 18513 2966 535
1960 40757 2232 38525 12395 21951 3572 601
1961 43003 2117 '40826 12828 23651 3672 615
1962 44947 2176 42172 13057 25175 3821 113
1963 48950 2303 46647 14068 27458 4288 833
1964 54637 2192· 52445 15561 30911 5013 953
1965 58840 . 2180 56660 11389 32935 5305 1031
1966 663.09 2014 64236 19694 31508 5964 1069
1967 11358 1979 69379 22243 39366 6459 1311
1968 80361 2101 78254 23699 45616 1454 1485
1969 92967 2028 90939 27201 53001 8938 1199
1970 101432 2390 99042 30038 57848 · 9319 1831
1971 109321 2563 106757 31203 63274 10235 2045

01972 118663 2512 116 152 33681 69068 11 082 ·2321
1973 142309 2'832 139477 . 42284 .80954 13222 3011
1974 179863 4362 175501 62723 93012 15518 4248
1975 171569 4188 167382 51708 97025 14238 4411
1976 197730 4018 193712 51913 113135 11581. 5077
197~ 226017 3839 222178 63390 131792 19588 1448

1975 1. Vj. 41235 1244 39991 13752 21652 3551 1036

.2. Vj. 42924 1025 41900 12.833 24643 3380 1044

3. Vj. 40285 858 39426 - 12056 22741 3502 1121,

·4. Vj. 41124 1060 ·46064 13066 21989 • 380'5 1204

1976.1. Vj. 45172 841 44925 14211 25146 4278 1230
2. Vj. 48843 982 41861 14583 21141 4280 1251

3.Vj. 48200 1101 41093 14396 27025 4415 1251
4. Vj. 54915 1082 53833 14663 33223 4614 1333

1977 1. Vj. 54424 193 53631 '15906 30939 5062 l1Z5

2. Vj. 56098 961 55136 16389 32',057 4169 1921

3. Vj. 54139 1043 53096 15144 31193 4821 1932

4.'vj. ·61356 1042 60315 15911 37604 4930 1870

1918 1. Vj. 56·983 1019 .' 55965 16033 32999 5051 1881

2. Vj. 59074 1231 _ 51843 17 163 . __ 33635 - 4: 925 1121
I

3. Vj. '·5; 961 1242 r;,a, '710· 16987 32814 "A n..,4 1947VV 1J.ö;1 "± i3T J.

·1
1) Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte) ; ohne Umsatzsteuer. Gliederung nach Betrieben (bisheriges Hauptbeteiligten-

Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rü<krechnung bis 1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes).
Ausführliche Erläuterungen: Statfstisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7 /1976" S. 405 ff.

2) Ohne Saarland und Berlin.

• J
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Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Index der Produktion im Produzierenden Gewerbe 1)
I

1970 = 100

Drucksache;8/2313

Tab e 11 e . 35*

- Index der. Nettoproduktion 2),

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe Index der Brutto-
produktion 4)

Verarbeitendes Gewerbe -
'Zeitraum Grund- Investi- Ver-' Nah-Insge- stoff-

samt 3) zusam- Berg- und titions- brauchs- rungs- Investi- Ver-men bau zusam- Produk- güter güter und tions- brauchs-,. men tions- . Genuß- güter 5) güter 5)I mittel-güter- produzierendes gewerbegewerbe Gewerbe

1962 66,2 66,6 106,7 65,0 58,9 64,2 72,8 ; 72,2 68,6 66,5
1963 68,5 68,7 108,1 67,2 61,1 66,5 74,2 75,7 69,3 69,6
1964 73,9 74,1 108,9 72,7 68,7 71,1 78,9 79,9 73,0· 74,8
1965 77,7 78,0 104,4 77,0 I 72,3 7:5,9 83,8 83,2, 76,9 80,0
1966 78,7 78,8 99,5 78,0 74,3 76,0· 84,4 85,9 78,0 ·79,9
1967 76,5 76,5 92,0 75,9 75,6 71,4 80,1 88,1 73,7 74,7
1968 83,6 83,7 90,7 83,4 85,3 77,9 87,7 92,1 78,2 83,3
1969 94,4 ·94,6 93,3 94,6 95,6 92,0 97,2 97,1 91,0 . 95,1
1970 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
1971 101,6 ' 101,1 99,5 101,1 100,5 99,1 104,0 104,7 '.100,9 102.4
1972 106,2 104,9 95,7 105,2 105,7 101,9 '110,6, 106,9 104,7 106,8
1973 112,8 111,8 94,4 112,3 116,0 109,9 113,5 110,6 108,7 110,7
1974 110,5 109,~ , 93,7 110,1 115,4 106,5 108,5 112,1 107,3 102,~

1975 103,6 102,8 89,0 103,3 101,1 101',9 103,0 112,8 103,5 100,1
1976 110,7 110,1 86,6 110,9 111,5 109,0 110,2 116,7 105,8 109,6
1977 113,7 113,5 83,7 114,5 112,3 115,0 114,4 117,9 109,5 117,2

1974 1. Vj. 109,2 109,2 98,6 109,5 114,9 106,8 109,8 105,9 103,3 106,8
2. Vj. '119,'1 118,1 92,4 !19,0 124,9 116,1 , 117,4 117,2 115,3 111;0
3. Vj, 102,6 101,2 86,6 101,7 113,2· .94,5 96,9 106,6 96,5 89,8'
4. Vj. 111,7 110,5 97,4 110,9 109,0 109,9 111,4 117,6 115,4 105,3

1975 1. Vj. 101,4 101,2 96,6 101,3 99,9 98,7 103,9 109,4 97,9 100,1
2. Vj. 106,8 106,1 89,7 106,6 103,5 197,7 104,1 113,9 108,2 102,3
3. Vj. 95,3 94,2 80,1 94,6 95,9 90,8 92,6 107,4 93,9 88,0
4. Vj. )11,1 110,1 89,9 110,7 105,2 111,4

,
112;1 . 119,q 114,6. 110,7

1976 i. V'j.
I

105,8 106,0 89,7 .106,5· 106,3 105,4 107,9 108,5 100,1 110,2
2. Vj. 116,8 116,1 ' ' 83,9 117,1 118,6 116,3 114,3 120,2 112,9 113,5
3. Vj. 103,5 102,2 80,8 102,9 109,7 . 96,2 100;5 113,0 93,9 97,2
4. Vj. 117,1 116,7 91,8 117,5 111,6 119,1 118,7 I 123,3 117,0 118,2..

1977 1. Vj. 111,3 112,0 91,7. 112,7 111,4 113,8 113,5 110,6 103,1 121,1
2. Vj. 119,3 119,1 77,8 120,4 ' 118,7 122,4 118,1, 120,8 114,5 121,5
3. Vj. 104,7 104,0 77,4 104,8 107,4 .101,3 103,7 112,2 98,5 103,0
4. Vj. 119,9 119,5 87,7 120,5 112,1 123,5 ·123,0 125,9· 123,1 123,4

1978 1. Vj. 112,2 112,4 90,3 113,1 111,4 112,9 114,4 115,3 102,9 ' 121,9
2. Vj. ·120,1 118,9 80,8 120,1 122,0 118,4 117,6 124,8 111,0 120,9
3. Vj. G) 109,2 107,4 75,7 108,4 113,7 103,3 105,8 117,0 101,1 104,8

.
1) Von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt.
~) Ab 1977' neues Iierichtssystem mit Rückrechnung bis 1969 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche

Erläuterungen:·Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 H.
3) Einsmließlich Elektrizitäts- und Gasversorgung sowie Baugewerbe (ohn,e Ausbaugewerbe).
4) Die Zuteilung von Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen zum jeweiligen Güterbereich erfolgt annäherungsweise nach

der Zulassungsstatistik für Kraftfahrzeuge.
5) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung :gruppiert.
8) Vorläufige Ergebnisse. . . .
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Tabelle 36'

Beschäftigte'im Bergbau und

in

Ver

Insgesamt Bergbau
Zeitraum zusammen

Beschäftigte Arbeiter Beschäftigte Arbeiter Beschäftigte

"

Arbeiter "

1950 4797 4054 511 528 4226 3526
1951 5332 4509 593 548 4739 ' 3,961
1952 5518 4633 614 568 4903 4066 '
1953 5751 4814 643 591 5108 4222
1954 I) 6062 5'070 642 588 5.420 4482
1955 6576 5498 644 587 5932 4910
1956 6991 5820 653 594 6338 5226
1957 7221 5984 I 668 606 6553 , 5378
1958 [273 5979 657 593 6616 5385
1959 7301 5949 613 549 6688 5400
1960 8081 6545 616 547 7465 5998
1961

,
8316 6674 ' 586 517 7730 6157

1962 8·339 6623 549 481 7790 6141
1963 8264 6500 517 452 I 7747 6049
1964 8301 6491- 497 432 7804 6059
1965 8460 6578 474 410 7986, 6168
1966 8385 Ei 452 -435 373 7949 6079
1967 7843 5927 378 .321 7465 5606
1968 7899 5967 337 285 7562 5682
1969 ,8308 6284 318 ,266 .7991 6018
1970 8384 6296· 310 259 8-075 6037
1971 8320 6170 306 254 8014 5916

·1972 8 i29 5964 282 233 7847 573t
1973 8159 5954 261 214 7899 57'41
1974 7943 5738 252 206 ~691 5.'j31
1975 7'430 5289 254 208 7176 5082
1976 7250 5171 ' 246 200 7004 4971
1977 7259 5166 240 195 7019 '4911

1975 1. Vi. 7579 5410 254 208 ,7326 . 5203
2. Vi. 7454 5308 2~4 208 7200 5100
3. Vj. 7385 5255 255 20? 7131 5046
4. Vj. 7300 5184 253 206 7047 4978

1976 1., Vj. 7207 5123 248 202 6959 4'921
2. Vj. 7223 5148 246 2'01 6976 4947
3. Vj. 7284 5208 246 200 7038. 5008
4. Vj. 7287 5206 244 199 ' 7043 5008

1977 1. Vj. 1'244 5154 242 196 7002 . 4957
2. Vj. 7236 5150 239 194 6996 4955

. ~ '\T; . . 't 287 . 5191 240 195 . "1047 4991....... 't' JO
I4. Vj. 7268 5168 239 194 7029 4974

1978 1. Vj. 7220 5119 236 192 6983 4928
2. Vj.. 7'191 5099 234 189. 6957 4910
3. Vi. 7239 5138 232 188 7007 4950

1) Gliederung nach Betrieben (bisheriges Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970
(Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt', Wirtschaft und'
Statistik 7/1976, S. 405H.' .
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Im Verarbeitenden Gewerbe 1)

1000

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode .Drucksache 8/231.3 .

Tab elle 36·

arbeitendes Gewerbe

Grundstoff- und Investitionsqüter I Verbrauchsgüter

I
Nahrungs- undProduktionsgüter- Zeitraum'gewerbe produzier!jndes Gewerbe Genußmittelgewerbe ,

Be- I' ~rbeiter Be-
I Arbeiter ,I Be- I Arbeiter I Be- I Arbeiterschäftigte sdJ.äftigte sdJ.äftigte schäftigte

1095 "915 1451 1186 1336 1160 338 226 1950
(1202 1004 1619 1372 1501 1303 351 282 1951

1243 1030 1116 1440 1"508 1302 316 294' 1952
1248 ' 1029 1866 1503 1605 . 1386 389 304 1953
1313 . 1 080 2020 1631 1684 1451 403 314 ' 1954 2)
1422 1110 2302 1861 1181 1545 421 328 1955
1496 1225 2522 2035 1819 1622 442 344 1956
1538 1254 2650 2126 1906 1642 458 356 1951
1539 1243 2122 2168 1888 1614 461 360 1958
1664 1256 2193 2205 1864 1583 461 356 1959
1122 1319 3232 2536 2005 1699 506 384 , 1960
1184 1416 3398 2641 2033' 1113 ,514 381 1961
1111 1390 3462 2659 2033 1102 524 391 1962
1 ..,r:.n 11).1:0 .., AI: A 2623 2015 1618 528 390 1963~ TüV 1. ~..JU v"':Z,J"Z

1110 1366 3508 2 648 2006 1 663 522 382 1964
1 804 1·384 3 629 2126 2032 1680 520 319 1965
1111" 1 339 3 611 2 683 2 040 1 619 521 319 1966
1 610 1 231 3 385 2 461 1 902 1544 501 364 1961
1 682 1243 3 466 2530 1 908 1549 505 359 1968
1150 1 288 3141 2150 1,990 1'619 510 361 1969
1193 1309 3851 2823 1922 1553 503 352 1910
1161 1213 3855 2180 1889 1514 503 349 1911

, 1124 1228 3162 2615 1866 1486 . 495 342 1912,
1130 1228 3836 2120 1839 1455. 494 338 1913
1100 1196

,
3199 2610 1113 1340 419 325" 1914

1608 1111 3543 2446 1514 1220 451 305
.

1915,
.1 564 1081 3468 ,

2398 1534 1196 438 291 1916
1541 1061 3502 2423 1531 1192 439 - 295 ·1911

1633 1132 3621 2,513 1612 1252 454 306 1915 1. Vj.

1611 1120 3554 2454 1581 1225 448 301 2. Vj.
1601 1101 3514 2422 1561 1208 455 309, 3. Vj.

1519 1081 3418 "2394 1542 1193 448 304 4. Vj.

1549 1066 3446 2314 1529 1181 435 ·294 1916 1. vj.
1562 1080 3451 2384 1530 1192 433 292 2. Vj.
1515' 1092 . 3482 2412 ' ·1538 1201 443 303 "3. Vj.
1510 1085 3493 2421 1539 1202 440 300 4. Vj.

1545 1060 3493 2416 1530 1191 434 290 1911 1. Vj.
1549 '1064 3490 2415 1'524 1181 434 290 ,2. Vj.
1553 1068 3515 2432 1534 1195 445 302 3. Vj.
1540 1053 3'511 .. 2428 1535 1195 ·442 298 4. Vj.

1522 1036 3504 2411 1521 1181' 430 281 1918 1. Vj.
1521 1031' 3488 2405 . 1520 1181 429 281

,
2. Vj.

1529 1044 3512 2423 ,1525 , 1186 440 291 3. Vj.
..

.
, Z) Ohne Saarland und Berlin.
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Tab e 11 e 31'

.Geleistete ArbeUerstunden im Bergbau und'im Verarbeitenden Gewerbe 1)

Mio

I14:>

135
1"36
138

5:::4 .

516
~09

482

1 U74

1045
1037

985

46B

454
461
446

~211

2150
2143
2050

7ö

76
70
68

2 :l8ö

2226
2213
2118

4. VJ.

1978 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.

Verarbeitendes Gewerbe

Grundstoff-
Investitions-I Verbrauchs- Nahrungs-Zeitraum Insges.amt Bergbau und Pro~

zusammen duktions- güter güter und

güter-
. . Genußmittel-

I 'gewerbe produzierendes Gewerbe ' gewerbe

1950 9240 1152 8088 2146 2"723 2594 (;124
1951 10218 1204 9014 2348 • 3156 2851 659. '
1952 10501 1203 9213 2398 3311 2861 695
1953 10885 1258 9621 23a"8 3433 3085 121
1954 I) 11516 1218 10298 2541 3111 3234 146
1955 12484 1213 11 211 2138 4319 3436 118
1956 12952 1218 , 11134 2809 4557 3560 801
1957 12624 1188 11436 2714 4418

,
3430 813

1958 12311 1.134 11.242 2624 4545 3212 801
1959 12231 1'014 11 217. 2654 4558 3221 783

13393 1026 12368· 2900. 5230
,

1960 .. 3407 831
1961 13403 962 12441 2923 5352 3345 821
1962 12998 889 12109 2802 5219 3269 819
1963 12519 833 11146 2713 5070 3154 810
1964 12609 795 11 814 2758 5 '133 3130 793
1965 12654 738 11 916 2764 5250 3123 119
1966 12221 656 11565 2632 5090 3071 712
1967 10986 , 545 10441 2391 4521 2787 742
1968 11322 497 10826 2444 4792 2860 730
1969 11946 465 11481 2546 5247 2960 128
1970 11906 441 11 465 2557 5382 2811 715
1971 11395 423 10973 2416 5136 2717 . 704
1912 10898 312 10526 2320 4870 2655 - 681
1973 10839 346 10492 2315 4947 2560 670
1974 10162 340 9821 2196 4679 2,311 635
1975 9011 335 8742 1918 4 16~ 2069 594, ,
1976 9151 318 8833 1933 4222 2095' 582
1911 8995 299 '8·695 1866 4209 2060 560

1975 1. Vj. . 2294 86 2207 485 .1 049 527 146
2. Vj. ; 2286 84 2202 486 1054 511 145 .

3:Vj. 2195 82 2112 468 99~ 495 150
4. Vj. 2300 82 2220 479 1059. 529 153

-
1976 1. Vj. 2287 82 2205 477 1054 531 143.

2. Vj. 2280 11 2203 484 1057 521 141
. 3. Vj. 2220 79' 2·141 '·479 1011 504 148
4.Vj. 2365 81 2284 493 1099 540 151

.1911 1. Vj. 2307 80 2227 473 1084 531 . 138
2. Vj. 2236 70 2165 468 1050 511 136
3. Vj. 2165 73 2092 457 1001 494 141
. ",,"-, .- -, - - -- .- - - - ,"" .... - - - . - - . - - - - .

.\

1) Gli~derung nach Betrieben (bisheriges Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 1917 neues Berichtssystem mit Rückrechnuhg bis 1970
(Neuorcjnu~g der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statist'isches Bundesamt, Wirtschaft und
Statistik 7;1976, S. 405 H.· .' .

Z) Ohne Saarland und :ßerlin.
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Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode' Drucksache 8/2313

Tab e 11 e 38*

Produktionsergebnis je Beschäftigtenstunde im Bergbau und
im Verarbeitenden Gewerbe 1)

1970 = 100

. Ve'rarbeitendes Gewerbe

, Zeitraum Insgesamt' Bergbau Grundstoff- Investitions-j Verbrauchs- Nahrungs-
'und Produk- güter , güter undzusammen tionsgüter- Genußmittel-

,gewerbe produzierendes Gewerbe' gewerbe

1962 66,0· 56,9 66,5 57,2 71,2 68,2 , 68,4
1963 69,7 61,4 69,9 6Q,7 74.8 71,4 71,6
1964 75,1 64,6 75,6 67,4 79,4 76;9 77,3
1965 78,5 66,3 79,1 70,2 8~,7 82,0 81,8
1966 81,1 70,0 81,6 74,7 ' 84,0 83,3 84,9
1967

' ,
85,8 '76,5 86,1 82,2 86,7 85,4

I
89,1

1968 90,8 81,9 91,1 90,7 89,6 90,8 .93,7
1969 97,0 89,3 97,2 96,7 96.,9 -97,3 98,2
1970 100 100 100 100 100 . 100 100
1971 104,7 103,0 104,9 105,2 102,8, 107,2 - 105,9
1972 112,1 111,3 112,1 114,1 109,3 115,7 110,7
1973 119,1 117,0 119,2 124,1 115,4 122,5 115,0
1974 122,9 117,7 . 123,0 ' 128,3 116,8 127,6 122,0
1·975 127,5 113,8 127,9 125,6 124,1 135,0 130,7
1976 137,7 116,7 138,4 . 138,8 133,3 146,2 140,3
1977 144,7 119,2 145,3 1~4,1 141,2 155,,0 150,0

'.,
1973 1. Vj. 115,3 119,0 115,1 119,3 112,8 119,3 110,3

.2. Vj. 119,9 115,0 119,8 '126,3 116,2 121,9 115,9
3. Vj. 119,0 113,8 119,1 127,0 111,9· .122,0 114,9
4. Vj. I 122,6 119,9 122,7 124,3 120,4 . 126,8 118,9

1974 1. Vj. 119,5 119,3 119,5 126,1 114,2 124,6 115,9
. 2. Vj. 124,2 118,0 ' 124,3 132,9 117,6 128,2 122,2

3. Vj. 123,,7 113,4 124,0 132,4 115,1 126,6 122,9
4. Vj. . '124,1 120,1 124,3 122,1 ' 120,4 131,5 126,9

, .

1975, 1. Vj. 1'21,6 117,6 121,9 121,1 116,4 130,1 125,1

'2. Vj. 126,9 112,5 ' 127,4 124,9 125,1 131,9 130,3

3. Vj. 126,9 • 107,5 127,7 126,7 121,6 134,2 130,8'

4. Vj. 134,6 117,2 .135,0 130,3 132,6 143,8 p6,8

1976 1. Vr 132,8 117,8 . 133,3 133,8 129,3 141,4 132,9

2. Vj. 139,0 114,0 139,6 142,9 134,6 145,0 140,3

3. Vj. 137,1 . 112,5 137,8 142,3 128,4 144,9 140,5

4. Vj. ·142;0 122,2 142,6 . 136;0 140;5 153,4 146,7
-

1977 1. Vj. 140,4 -122,3 140,9 141,0 '. 137,3 150,8 142,9

2. Vj. 145,1 114,2 145,8 147,1 142,2 152,2 148,7

3.Vj. 143,9 ' 117,3 144,5 145,6 137,3 154,0 149,0
, 4. Vj. 149,4 , 123,2 150,2.. 142,7 147,7 163,0 157,9

197.8 1. Vj. 143,9 126,4 144,3 145,1 138,9 154,1 151,3
, 2. Vj. 150,2 121,3. ! 151,0 155,6' 143,4 157,3 159,1 .

3. Vj. 150,0 120,9 150,5 I 156,3 141,3 157,0 156,3
I

"

1) Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rüduedmung bis 1970 (Neuor~nung der St~tistik des Produzierenden Gewerbes). Au'sführliche
Erläuterungen: Statistisches Bundes.amt, Wirtschaft und Sta~istik 7/1976, S. 405 ff.

"
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Drucksache 8/2313

Tab e 11 e 39*

Deutscher Bundestag -8. Wahlperiode

Baugenehmigungen

Genehmigungen.für Hoehbauten 1)
,

ve'ranschlagte reine Baukosten 3)umbauter Raum 2)

Nichtwohnbauten Nichtwohnbauten Offent~

liehe
Unterneh- Unterneh- Aufträge

Zeitraum ins- . Wohn- men, ins- Wohn- men, für Tief-
gesamt bauten freie Gebiets-

,gesamt bauten freie Gebiets- bauten
körper- körper-

I Berufe, schaften 4) .Berufe, schaften,4)private private
. Haushalte Haushalte-

1000 cbm MioDM 1970=100

1950 140665 '"S 243
1951 139448 5337
1952 230108 135652 94456 9693 6216 3478
1953 245968' 163649 82319 11370 7860 3510
1954 282.134 185592 96542 13375 906'2 4313
1955

5)
309971 '195519 114452 15488 10063 5425

1956 304198 ·180298 123900 16129 10061 6060
1957 286391 174078 88877 23436 16404 10459 3877 2068
1958 311 254 193297 89514 28443 19208 12386 ·4209 2612
1959 343689 210904 103353 . 29432 . 22136 14321 4940 . 2875
1960 392427 234427 124073 33927 27491 17253 6624 3614
1961 422657 '248592 135029 39046 31685 19851 7527 4307
1962 427301 253459 133795 40047 34675 , 22176 7445 5055' 57,5
1963 383726 229774 113144 40808 34189 21836 6768 . 5586 60,4
1964 429635 246181 136895 46559 40738 25397 8676 6665 63,0
1965 441163 259257 134819 47087 44879 28534 9140 7205 70,7
1966 421309 245143 "135531 40635 44680 28555 9617 6508 65,1
1967 378533 219319 119593 39621 41483 26062 8898 6523 70,4
1968 400265 226408 131122 42736 43187 27031 9351 .6805 85,9
1969 - 470178 242236 183995 43947 49521 29541 12992 6988 102,3
1,970 497264 266573 182286 48405 59058 35529 14874 8655 100
1971 542783 313124 178438 50815 73588 '47011 16620 9957 88J)
1972 567237 343057 176569 47611 87234· 57221 19421 10592 . 107,9
,1973 520450 303315 171785 45350 85939 55732 19362 10846 111,0
1974 388207 209250 122615 56342 72217 41964 15128 15125 125,8
1975 384504 190694 139608 54201 . 74271 40482 18371 15418 127,5 .
1976 374090 210227 127063 36800 72 857 46338 16172 10347 125,6
l~m 353042 205056 117944 30042 71309 467-73 15396 9 i40 138,9

1975 1. Vj. 75812 39691 23886 12235 14576 . 8243 30n 3257 91,1
2. Vj. 91483' . 40019 29189 13275 14994 . 10426 3998 3570 135,0 ,
3. Vj. 107658 51868 40256 15535 20556 11189 5062 4304 142,2
4. Vj.' 108868 49750 45849 13269 20651 10618 6201 . 3832 141,6

1976 1. Vj. 90941 50117 30492 10332 18001 10960 . 4386 2655 90,2
2. Vj. 101189 59724 32819 8646 19606 13196 4110 2300 117,8
3, Vj.' 96963 54646 32566 9751 18944 12087 4013 2844 153,8
4. Vj. 83052 45245 29135 8672 16164 10041 3606 2517 140,5

1977 1. Vj. . 71840 41683 23494 6663 14482 9391 3047 ' 2044 82,7

2. Vj. 92062 54123 30629 7 ~10 18175 12288 3756 2131 143,1
':l "\7; . 96782 56827 32467 7488 , 19479 12995 - 4245 2239 - 11':1:; 7
...... JO ~VIJI·

4, Vj . 91212 51831 30574 8807 19039 12012 4 i36' 289i 164,1.,
1978 1. Vj. 82157 48135 27024 6998 16914 11235 3517 2162 110,0

2. Vj. 111549 67297 35316 8936 23054 16007 4574 ~473 100,6

. 3. Vj.·
,

116161 67470 38.970 9721 24410 16232 5259 2919 184,4

\ ,
.1) Die Vierteljahreszahlen umfassen, da die Meldungen der Baugenehmigungsbehörden teilweise ni~t termingerecht eingehen,

nichtimmer alle Baugenehmigungen des Berichtsvierteljahr.es.
2) Ab 1963 nur Neu- und Wiederaufbau (einschließlich Umbau ganzer Gebäude),
3) Alle Baumaßnahmen.
4) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter..
5) Ohne Saarland und Berlin.

282



Deutscher Bundestag -,8. Wahlperiode Drucksache 8/2313

Tab e 11 e 40·

, . Auitragseingang im Bauhauptgewerbe

a) Wertindex 1971 = 100

Hochbi'tu Tiefbau.
sonstiger Hoehbau sonstiger Tiefbau

itraum Insgesamt Woh-
private 1) I öffent- zusam- Straßen- darunterzusam-

men nungs- . liehe 2) men bau . zusam- öffent-
bau men lieher

Auftraggeber Tiefbau 2)

2 104,9 109,6 121,4 100,7 99,9, 97,1 98,1 96,5 100,7
3 100,7 101,6 99,0 100,1 110,1 99,2 102,6 97,3 100,3
4 90,1 86,0 75,1 79,1 121,4 97,0 104,7 ~2,4 99,8
5 96,2 90,9 78,5 93,2 114,3 105,1 107,8 103,4· 111,8
6 . 90,~ 87,4 83,2 . 87,8 95,4 95,2 , 106,2 ' 88,7 -95,3
7 104,4 97,4 100,1 94,1 96,7 116,8 132,6 107,5 112,8

1 1. Vj. 90,0 92,6 91,5 94,1 92,2 85,8 7~,0 90,5 87,1
2. Vj. 120,0 115,3 109,0 119,7 121,4 127,8 134,8 123,6 131,6
3. Vj'.· 106,1 105,8 105,2 . 107,4 104,2 106,6 115,1 . 101,6 102,0

'4. Vj. 83,8 86:2 94,3 78;8 82,2 79,8 72,1 , 84,4 79,3

2 1. Vj. 93,9 101,5 118,0 93,4 80,3 81,4 75,2 85,1' r 83,2
2. Vj. 117,2 119,3 131,5 101,0 114,9 113,9 _123,2 108,3 114,1
3. Vj. 114,5 117,9 125,2 113,1 .110,8 ' 108,8 120,6 101,8 108,7
4. Vj. 93,7 99,5 110,7 89,1 93,8 84,2 73,4 90,6 96,8

3 1. Vj. 98,2 106,6 113,8 103,8 96,0 84,1 74,8 89,6 85,2
2. Vj. 119,0 118,5 123,4 119,3 105,9 120,0 124,3 117,5 117,7,
3. Vj. 107,2 104,3 . 88,2 109,9 129,4 111,8 132,4 99,6 106,1
4. Vj. 78,4 76,9 70,4 67,5 108,9 80,9 78,8 .82,1 92,4

4 1. Vj. 75,6 78,9 71,8 79,9 92,8 70,1 64,7 73,2 71,3
2. Vj. 103,2 96,6 ·93,5 89,8 115,7 114,1 125,3 107,5 121,6
3. Vj. 98,6 87,7 73,2 75,9 14~,6 116,6 ' ~36,5 104,7 112,0
4. Vj.. 82,8 80,4 61,7 73,1 135,3 . 86,9 92,0 83,9 93,9.

5 1. Vj. 78,3 76,9 6':1,2 84,2 91,7 80,6 68,8 87,7 92,2
2. Vj. 110,4 100,2 86,3 101,1 129,3 ~27,5 132,3 124,6 130,7
3. Vj. 103,1 97,5 82,2 ',105,6 116,3 112,3 134,1 99,0 107,7
4. Vj. 93,1 89,1 81,4 81,8 119,8 99,8 95,5 102,3 116,6

6 1. Vj. 80,0 82,~ 84,1 77,4 89,7 75,2 64,1 ~1,8 87,4
7. Vj. 99,0 915,6 92,1 - 102,9 94,5 103,0 119,5 93,2 98,7
3. Vj: 96,2 86,4 83,7 85,4 94,0 112,6 142,4 94,9 104,7
4. Vj. 86,0 83,6 72,8 ' . 85,6 103;5 90,1 98;9 84,9 90,4

I

7 1. Vj. 82,0 82,3 85,3 84,6 . 70,8 81,4 78,9 82,9' 79,7
2.Vj. 114,1 104,1 . 107,9 91,7 106,7 131,5 161,9 113,5 119,0
3. Yj. J15,9 102,1 102,5 96,1 112,1 140,0 175,3 119,2 125,6
4. Vi." 105,7 100,9 104,6 97,9 97,1 114,1 114,2 114,2 126,7

8 1. Vj. 102,5 101,8 116,1 91,2 87,2 103,5 . 96,3 107,8 113,3
2. Vj. 142,0 127,5 '141,8 111,5 122,8 . 167,3 184,4 157,2 173,7
3. Vj. 3) 145,3 131,2 138,5 . 112,6 141,8 170,1 205,9 148,9 163,1

!

Ze

197

197

197

197

197

191

197

197
197
197
197
197
197

197

I) Gewerblicher und industrieller Bau für Unternehmen (einschließlich Bundesbahn und Bundespost), landwirtschaftlicher Bau.
2) Gebietskörperschaften, Organisationen Erwerbscharakter, sonstige öffentliche Auftraggeber.
3) Vorläufige Ergebnisse.
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noch Tabelle 40'

Auitragseingang im Bauhauptgewerbe

'b) Volumenindex 1971 = '100

Hochbau Tiefbau
Zeitraum Insgesamt

I WOhnungs-I sonstiger
Straßenbau I sonstigerzusammen bau Hochbau zusammen Tiefbau

1972 100,4 103,7 114,0 ~5,6 95,0 96,8 93,8
1973. 91,8 91,0 87,8 93,5 93,2 97,8 90,6
1974 77,6 73,6 63,5 81,7. 84,2 91,1 80,1
1975 81,7 77,1 65,5 86,3 89,5 91,8 88,3
1976 74,6 71,7 67,3 75) 79,8 89,2 74,2
1977 82,7 76,0 . 77,0 75,1 95,0 108,6 87,0

1971 1. Vj. 93,2 96,2 95,3 96,7 88,5 80,3. 93,4
2. Vj. 119,3 114,8 . 108,7 .119,6 126,7 133,7 122,7

.. 3. Vj. . 104,6 104,1 103,4 104,7 105,4 114,0 100,3
4. Vj. 82,7 84,7 92,4 . 78,8 79,3 72,0 83,7

1972 1. Vj. 91,6 98,2 113,5 86,5 80,7 75,0 84,0
2. Yj. 112,1' 112,7 123,4 104,4 111,4 121,4 105,3 .

.3. Vj .. 108,9 110,6 116,5 106,0 106.0 118.6 ·98,5
4.Vj. 88,9 93,1 102,7 85,S 81,8 72,0 87,4

1973 1. Vj. 91,9 98,1 103,6 93,8 80,9 72,9 85,5
2. Vj. 107,7 105,3. 108,7 102,5 . 112,3 118,3 108,8
3. Vj. 96,5 92,2 77,1 104,0 104,1 . 125,5 91,9
4. Vj. 71,0 68,S 61,9 73,8' 75,5 74,6 76,1

1974 1. Vj. 67,1 69,5 62,2 75,3 62,8 58,1 ' 65,6
.2. Vj. 88,4 82,2 78,7 85,1 98,9 108,9 93,0

3. Vj. 84,0 74,4 61,2 84,9 100,2 117,8 89,8
4. Vj. 70,8 68,5 51,8 81,7 74,7 79,5. 71,9

1975 1. Vj. 67,1 .65,8 53,9 75,3 69,2 59,1 75,~

2. Vj. 93,6 84,8 71,8 '95,1 108,2 112,3 105,7.
3. Vj. 87,3 82,4 68,4 . 93,5 .95,6 114,5 . 84,8
4. Vj. 79,0 75,4 67,8 81,3 . 85,1 81,4 87,3

1976 1. Vj. 67,4 69,5 69,7 69,4 63,9 54,5 69,5
2. Vj. 82,0 79,6 74,9 83,3 86,3 100,3 78,0
3. Vj. 78,8. 70,0 66,9 72,5 93,8 119,1 78,9
4. Vj. 70,3 67,5 57,9 75,1 75,1 82,9 '70,5

1977 1. Vj. 66,5 65,9 67,3 64,7 67,6 65,9 68,5
2. Vj. 90,6 .81,4 83,3 79,9 . 107,4 133,2 92,2
3. Vj. 91,1 78,9 78,0 79,6 113,2 142,8 95,9
4. Vj. 82,7 77,7 79,3. 76,1 91,8 92,5 91,4

1978 1. Vj: ' 79,2 77,4 87,3 69,2 82,4 77,3 85,4
2. Vj. 107,7 95,1 104,0 87,3 130,7 145,3 122,2
3. Vj. 1) 1'07,6 95,S 99,4 92,1 129,7 158,4 113,0

1) Vorläufige Ergebnisse.
- - -- --
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Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe

Wertindex 1971 = 100

Drucksache 8/2313

Tab e t'l e 41*

I Hochbau Tiefbau

sonstiger Hochbau sonstig:er Tiefbau

"
Zeitraum Insgesamt Woh-'

p~i~ate 1) I, öffent- , zusam- Straßen- <;larun~erzusam- nungs- liehe 2)
,

bau zusam- öffent-men menbau men licher
Auftraggeber Tiefbau 2)

1972 105,0 110,8 126,4 101,0 93,8 93,8 98,8 - 91,0 88,1
1973 104,7 107,6 115,2 103,3 98,6 ~9,3 108,0 94,S 9Q,6

1974 89,9 , 83,8 70,3 85,7 107,2 101,8 119,2 . 92,0 96,7
1975 88,9 83,3 64,9 92,0 106,8 99,6 110,0 93,8 1.00,7
1976 89,5 84,3 76,0 92,1 89,5 99,6' 101,0 98,8' 105,8
1977 84,7 76,7 68,4 . 86,8 80,4 101,0 , 114,4 93,5 ~00,5

1971 Mär 104,1 98,7 94,9 101,3 102,3 11.4,7 117,0 113,4 114,7
Jun 105,7 102,9. 99,7 107,1' 103,5 111,0 113,9 109,3 108,6
Sep 99,7 102,4 102,9 103,3 100,2 94,4 93,2 95,1 96,5
Dez 90,6 96,0 102,6 88,3 94,0 79,9 75,8 82,2 80,2

1972Mär 101,7 106,0 120,6 96,0 91,5 93,5 98,1 90,9 86,2
Jun 106,6 110,6 128,1 98,S ..93,2 98,8 105,2 95,3 91,7
Sep 107,8 ,114,2 .1.29,1 104,8 98,2 • 95,4 101,9 91,7 88,6
Dez 103,8 112,2 127,7 105,0 92,3 87,4 89,9 8,6,0 85,7

1973 Mär "u4,8 123,2 142,3 114,9 97,9 98,6 106,3 94,2 90,4
Jun 115,1 119,4 135,6 112,9 .97,2 106,1 114,2 lq2,6 99,4
Sep 98,8 98,8 99,2 100,1 96,2 98,8 108,7 93,3 90,3
Dez 90,2 88,8 83,6 '.85,2 103,0 93,1 102,6 87,8 90,2 .

1974 Mär 90,1 . 86,7 ' 79,3, 83,6 104,9 96,7 109,5 89,6 .89,9
Jun 92,9 86,6 72,7 89,9 108,8 105,1 123,4 94,8 100,1
Sep 91,7 83,3 66,9 89,9 105,7. ' 108,2. 131,6 95,1 100,7

,Dez 84,9 78,7 62,1 79,3 109,5 97,0 112,2 88,5 96,0
\

1975 Mär 86,3 80,1 57,3 88,9 111,7. 98,4 '110,9 91,5 98,0
·Jun 93,1 86,2 66,8 ~6,2 109,6 106,5 119,6 99,1 103,2
Sep 89,0 84,3 66,8 95,4 103,0 98,1 111,7 90,S 97,3
Dez 87,0 82,7 68,8 87,6 102,9 95,2 97,6 .93,9 104,1

1976 Mär 94,2 88,2 74,7 95,8 103,6 106,0 ' 100,8 .108,9 117,9
JUli 94,7 89,6 84,7 97,1 . .88,9 104,6 105,5 104,1 108,7
Sep 88,6 83,5 76,2 91,4 86,7 . 98,S 104;6 95;1 '102,2
Dez 80,3 75,7 68,2 84,1 18,9 89,2 92,9 87,2 94,3

1977 Mär 81,7 ,75,5 65,4 89,4 77,7 94,5 101,8 90,5 96,0
Jun 83,7 75,3'. 66,8 86,4 77,9 101,0 117,9 91,6 .98,0
Sep 88,1 79,3 70,8 89,3 83,8 105,9 125,4 95,0 102,7 .
Dez 85,2 76,7 70,7 82,1 82,0 102,5 112,5 96,9 105,3

1978 Mär 97,2 86,9 84,7 90,1 87,1 118,4 129,2 112,4 . 120,7
Jun 106,8 ~3,4 90,5 97,4 94,2 134,2 149,7 125,5 132,4

1) Gewerblidler und industrieller Bau für 'Unternehmen (einschließlich und Bundespost), landwirtsdlaftlidler ,Bau.
2) .Gebietskörpersdlaften, Organisationen ohne Erwerbsdlarakter, sonstige öffentlidle Auftraggeber.
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. Drucksache 8/2313

Tab e1l e 42'

.Deutscher Bundestag -8. Wahlperiode

Umsatz, Beschäftigte und Produktion im B.auhauptgewerbe 1)

Umsatz 2)

landwirt- Be- Geleistete Nettopro- .

Wohnungs- schaftlieher öffentlicher schäftigte 3) Arbeits- duktions-
Zeitraum insgesamt und I stunden 4) index 5)bau und gewerb- Verkehrsbau.licher Bau -

MioDM 1000 . Mfo 1970 = 100

1950 6182 913 ' 1811
1951 7783 922 ~ 862
1952.. 9237 945 1899
1953 ' 10690 .' 1051, 2179
1954 6) 11 722 5470 ·2827 3424 1095 2262
1955 1<.1172 6236 3582 4354 1209 2498
1956 15638 6695, 4026 4918 1217 2551
1957 15978 6811 4078 5089 1201 " 2379
1958 17172 7366 4101 5705 1206 2340
1959 21057 8479 4969 7609 1287 2494
1960 25018 9706' 6411 8882 . 1406 2604
1961 28650 . .10860 7212 10564 1447 2668
1962 33359 12149 7665 13532 ·1526 2706 76,0
1963 36420 13016 7738 15654 1604 2660 76,7
1964 42617 15097 8872 18649 1643 2908 84,9
1965 44375 15906 9717 . 18753 1643 '·2800 86,4
1966 46878 16896 10312. 19670 1619 2793 87,2
1967 46358 18088 9164 19105 1503 . 2561 82,9
1968 29711 11 451 ,6487 .11 772 1524 2556 86,7
1969 . 44648 16606 10078 17964 .1 543 2520 94,8
1970 57578 20092 13794 23692 1567 2606 100
1971 70004 25562 17880 26562 1583 2627 103,0
197,2 77 560 30959 18651 27950. .1571 2614 119,3
1973 81078 32..963 19914 28201 1546, 2435 11.1,6
1974 78794 29984 184QO 30320 ,1387

,
2139 104,1

1975 75370 26697 17570 31103 1242 1890 ,92,4
1976 78398 28326 19359 30712 1222 1844 95,2
1977 85876 32712 20318 32846 1168 1721 95,2

1976 1. Vj. 14180 5043 3682 5455 1165 354 75,7
2. Vj. 17324 6437 4493 6394 1235 508 109,3
3. Vj. 19558 6921 4 fl81 7656 1256 504 99,5
4. Vj. 27335 9925 6203 11207 1233 478 97,1

1977 l:Vj. 13740 5388 3592 4760 1128 374 78,2
2. Vj. 17892 6971 4724 6196 1180

,
471 107,3

3. Vj. 20593 ·7825 5078 7690 1192 454 97,5 .

4: Vj. 33651 12527 6924 14200 1171 423 98,5

1978 1. Vj. 12309 4545 3227 4538 1111 322 78,5
2.Vj; 15539 5935 4030 5574 1169 470 113,4
3. Vj. 18800 6782 4780 7238 1198 445 107,2

1) 6A_b 1971 neues Berichtssystem· mit Rüdcre'chnung bis 1961 (Nettoproduktionsindex bis 1969). ~A_usführ1id1e Erläuterungen: Statisti~

sches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/i97Q,.S. 405 ff.
S) Nur baugewerblicher Umsatz. Ab 1968 ohne Umsatzsteuer; bis 1967 vorwiegend Zahlungseingang, ab 1968 vorwiegend verein-

barte Entgelte. ' .,' .
3) Bis 1976 ohne, ab 1977 einschließlich der unbezahlt mithelfEmden Familienangehörigen.
4) Von Inhabern, Angestellten, Arbeitern' und Auszubildenden auf Bauhöfen und Baustellen geleistete Arbeitsstunden.
5) Von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt. .
B) Ohne Saarland und Berlin.
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Deutscher Bundestag ~ 8. Wahlperiode

Einzelhandelsumsatz
1970 = 100

Drucksache 8/2313

Tab eIl e 43"

, darunter Einzelhandel mit

elektro- pharma- Fahr-
Waren Nah- techni- Papier- zeuti- Kohle zeugen,Insge- Textil- Hausrat sehen . waren schen, undZeitraum' samt 1) ver- rungs- und und op'c und . kosme- Mine- Ma-
schie-" und waren schinen,
dener Genuß- und Wohn- tischen . Druck- tischen ralöl- Büro-Schuhen bedarf , Erzeug- t u. ä. etzeug-,
Art 2) mitteln erzeug- einrich-nissen, nissen Erzeug- nissen

Uhren nissen tungen

in jeweiligen Preisen

1967 78,1 73,4 82,3 78,8 75,8 75,7 81,6 7~,p 77,2 .70,3
1968 81,5 80,2 86,1 80,6 77,7 78,6 85,2 851 83,8. 68,5., '
1969 89,8 87;2 92,5 89,7 87,4 87,5 93,8 93,6 88,1 84,9.
1970 100 100 100. 100 100 100 100 100 100 '100
1971 110,4 113,4 109,7 111,2 , 114,9 111,9 110,8 110,3 105,2 ,106,0
1972 121,0 126,4 , 120,0 122,7 130,0 126,1 119.9 119,6. 107,0 110,9
1973 129,9 137,8 130,1 127.4 . 138,2 134,5 129,3 130,2 ~48,9 110,2
1974 136,9 151,5 131,0 134,1 144,5 148;0' 141,4 142,3 160,7 103,5
1975 . 149,2 165,6 . 147;1 144,6 150,9 156,3 154,5 154,4 . 165,4 129,4
1976 159,8 172,4 159,1 149,3 157,9 163,3 162,5 162,9 191,,5 148,4
1977 1'10,'1 18O,? 11'11 Q 1 <;Q" 17<; ':l 171' <; 17') Q 11'11 7 1Q'J 1 1 ~o 1... ""..." ..... ........... , ... ... , ..... ,..., ... ,,,,,, ..... ... , .... '.... ...\JuI' "'U"",,,'" .LV"','"

1977 1. Vj. 153,0 158,6 152,6 137,3 148,0 138,3 150,8 160,3 180,1 164,9
2. Vj. 166,6 166,2 173,0 148,3 161,4 145,3 147,0 169,1 180,2 181,7
3. Vj. ' 164,3' 169,3 ' 170,9 146,8· 169,5 159,6 173,8 164,5 183,7 154,3
4. Vj. 201,5 229,7 185,2 205,2 223,9 263,0 219,5 182,7 189,1 176,5

1978 1. Vj. 163,9 168,4 167,1 145,8 156,5 151,1 • 159,7 169,3 200,5 ' 172,1
2. Vj. 176,8 171,6 183,8 158,2 173,2 158,4 157,0 177,0 187,8 203,2

, 3. Vj. 3) 172,3 171,1 178,4 158,2 176,5 164,6 182,9 175,0 185,8 170,0
,

in Preisen von 1970

1967 81,2 76,2 ' 84,4 82,3 79,1 77,3 88;3 . 84,7 80,8 75,3
1968

,
84,9 83,4 89,1 84,3 81,4 80,3 90,5 ' 89,1 .86,7 72,7

1969 92,6 94,2' 93,1 91,1 88,9 97,8 96,4 93,7 " 89,290,0
1970 100 100 100 100 100 100

,
100 100 100 100

1971 '105,5 108,2 106,1 104,8 108,8 108,6 103,4 105,6 97,1 100,0 .
1972 110,4 115,4 110,4 109,2 118,5 ' i18,5 .108,9 109,9 97,8 100,5
1973 lU,2 118,9 .112,3 105,6 120;0 119,6 111,6 114,8 106,4 96,3
1974 ,109,3 121,6 112,7 10~!2 115,9 120,3

,
113,0 118,7 93,3 84,4.

1975 113,0 125,8 114,6 106,2 114,8 122,6 115,4 122,7 93,7 98,8
1976 117;0 128,0 118,9 106,1 116,9 127,1 " 117,1 126,0 100,9 110,0
1977 120,4 129,9 120,2 108,1 124,9 136,2 , 121,3 126,7' 96,4 121,6

1977 1. Vj. 109,1 115,5 109,6 94,9 107,1 107,4 106,6 121,4 93,8 120,7
. 2. Vj. 117,2 119,7 121,7 101,3 115,5 112,3 103,2 127,3 95,1 130,1

3. Vj. 115,6 121,5 121,3 99,S 1'20,1 123,2 121,6 123,4 97,3 110,2
4:Vj. 141,5 163,6 132,7 137,0 157,8 202,0 153,1 136,0 99,3 126,0

1978 1. Vj. i13,8 118,6 118,4 96,0 . 108,6 114,8 110,1 125,9 104,3 121,8
2. Vj. . 122,2 119',8 128,5 103,2 ~19,1' 119,6 107,4 130,9· 98,9 141,6
3. Vj. 3) 118,5 119,2 125,9 102,6. 120,8 123,9 124,7 128,6 97,6 117,4

1) Einschließlich Einzelli,andel mit sonstigen Waren.
2) Einschließlich'Warenhäuser, Verbrauchermärkte.
3) Vorläufige Ergebnisse.
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Tab elle 44'

Deutscher Bundestag- B. Wah1lleriode

Zahlungs

Mio

Leistungsbilanz

Devisen- Waren- und Dienstleistungsverkehr
. Zeitraum bilanz 1) insgesamt

I I
Dienst- Ubertragungs-

Handels- , ' bilanz 4)
zusammen bilanz 2) leistungs-

~ilanz 3)

1950 564 427 - 2492, . - 3012 + 520 + 2065.
1951 + 2038 + 2301 + 772- 149 + 921- + 1529
1952 + 2900 + 2478 + 2318 + 706 + 1612 + 160
1953 + 3646 + 3873 + 4324 + 2516 + 1808 451 .
1954 + 2971 + 3669 + 4143 + 2698 + 1445 474
1955 + 1851 + 2235 + 3069 + 1245 + 1824 834
1956 + 5010 + 4459 + 5680 + 2897 + 2783 1221
1957 + 5122 + 5901 + 7783 + 4083 + 3700. 1882
1958 + 3444 + 5998 ·+7998- + 4954 + 3044 2000
1959. - 1692 + 4152 + 7431 + 5361 + 2070 3279
1960 + 8019 +4783 ' + 8271 + 5223' + 3048 -.3488
1961 1- 2297 + 3193 + 7623 '+ 6615 +. 1008 .' - 4430
1962 877 1580 + 3630 -\-;'3477 + .153 5210
1963 + 2740 + 991 + 6086 + 6032 + 54 - 5095
1964 + 435 + 524 + 5835 + 6'081 246 - 5311
1965 1283 6223 + 154 + 1203 1049 - 6377
1966 + 1952 + 488 + 6783 + 7958 1175 -; 6295
1967 140 +10006 +16,428 +16862 434 - 6422
1968 + 7009 +11 856 +19168' +18,372 + 796 7312
1969 -14361 . + 7498 +16248 +15584 +, 664 - 8750
1970 +22650 + 3183 +12942 . +15670 - 2728 - 9759
1971 +10986 + 3082 +14578 + 15892 - 1314 "':'11497
1972 . +15195 + 2474 +16483 +20278 - 3795 -14009 .

.1973 +16149 +11496 +27338 +'32979 - 5641 -15842
1974 - 9137· +25365 +41718 +50846 - 9128 -16353
1975 + 3260' + 9801 +27290 +37276 :-, 9986 ~17 489
1976 + 1301 + 9690 +27675 +34469 - 6794 ~17 985
1977 + 2570 + 8583 +26799 +38436 -11 637 -18217

1975 1. Vj. + 4998 + 5271 + 9036 + 10555 - 1519 ' 3765
2. Vj. - 3953 + 1927 + 6029 + 9208 - 3179 4102
3. Vj. 2686 971 + 3529 + 8270 - 4741 4500
4. Vj .• + 4901 + 3574 + 869.5 + 9243 548 . 5122

1976 1. Vj. + 9781 + 3494 + 7565 + 8626 1061 - 4071 '
2. Vj. - 3581 + 2334 + 6950 + 7600 650 - 4615
3. Vj. + 3463 868 + 3856 + 8453 - 45~7 4725
4. Vj. 8362 + 4730 + 9304 + 9790 486 4574

1977 1. Vj. + 596 + 2265 + 6274 + 8905 - 2631 4009
2. Vj. 1408 + 2598 + 7152 + 9462 - 2310 4553
3. Vj. 68 - 4716 + 489 +7958 7"469 - 5205
4. Vj. + 3451 + 8436 +12886 . +12112 + 774 - 4450

I 1978 1. Vj. + 4546 + 3270 + 8507 + 8687 180 - 5237
2. Vj.· - 4123 + 4058 + 8961 +10255 1294 - .4 902
3. Vj. + 6320 707 + 3341 + 9596 - 6255, 4048

I) Veränderung der Netto-Auslandsaktiva der Bundesbank ei1).schließlich der deutschen Reserveposition im IWF und der Sonder-
ziehungsrechte (Zunahme: +).

2) Spezialhandel 11,ach der amtlichen Außenhandelsstatistik; Einfuhr eH, Ausfuhr fob, ,
3) Ohne die bereits im eif-Wert der Einfuhr enthaltenen Ausgaben für Fracht- und Versicheruilgskosten; jedoch einschließlich des

Saldos des Transithandels· sowie einschließlich sonstiger, den Warellverkehr betreffenden Ergänzungen.
C) Eigene Leistungen::-.

I'
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Tab e 11 e 44'

, I

Kapitalbilanz 5), I
Saldo 'der Ausgleichs-

I Saldo der statistisch
Saldo des langfris~iger kurzfristiger 'statistisch nicht auf- posten zur

gesamten erfaßten gliederbaren Auslands- Zeitraum

Kapital-
~apitalverkehr Transaktionen Transaktio- positionder

Bundesbank 7) "

verkehrs nen 6)
-

+ .. 637 + .488 + 149 + 210 - 774 - 1950
q43 - 79 - 464 + 1758 + 280

' ,

1951- -
+ 6 .- 357 + 363 +. 2484 + 416 - ' 1952

- 698 - 378 - 320' + 3175 + 471 - 1953
- 106, - 438 + 332 + 3563 - 592 - 1954

'. 369' + 1595 + 256 1955- , 640 - 271 - -
- 162 - 365 + 203 + 4297 +' 713, - 1956
- 2655 - 390 - 2265 + 3246 + 1876 - 1957
- 2329 -~1437 - 892, + 3669 - 225 . , - 1958,

6398 - 3629 - 2769 - 2246 +. 554, 1959- -
+ 1272 - 81 .+ 1353 + 6055 + 1964 - 1960,
- 5009 - 4053 .,- 956, - 1816 + 994 - 1475 1961
- 597 - 183 - 414 - 2177 + 1300 - 1962 '

+ 620 + 1806 - 1186 '+ 1611 + 1 '1,29 - 1963
, ,

- ... .,1"\1:' nn. -- .~. - gOi + i 23ö - 19641. V~..J 0"" ..".
+ 2 142 + 1137 + 1 005 - 4081 + 2 798 - 1965
- 599 -- 342 - 257 - 111 + 2063 - 1966
-11848' - 2930 -, 8918 ,- 1842 + 17,02 - 1967
- 6125 ' -11201 + 5'076 + 573i + 1278 - 1968

-1867fJ -23040 +4361 -li 181 + 919 - 4'099 1969

+15113 - ,934 +16047 +18296 + 3616 + ,738 1970

+10614 + 6293 - + 4322 +13696 ' + 2659 - '5370 1971
+12017 +15551 - 3535 +14490 +' 1200 -'- 495 1972

+13226 +12950 f + 277 +24722 + 1706 -10279 1973-
~24 835, - 5782 -19052 + 530 - 2437 - 7231 1974
-11879 -16.831 + 4952 - 2078 - 141 + 5480 1975
+, 211. - 317 , + 528 + 9901 - 1112 - 7489 1976

'+ ' 34 -12876 +12910 + 8617 + 1834, - 7880 1977
. , I

- 1475 - 3311 + 1836 + 3797 I + 1202 .- 19?5 1. Vj.
7441 5301 - 2140 5514 + 1561

< -
2. Yj.- - - -

+ 1279 - 5483 + 6762 + 308 - 2,994 - 3. Vj. I
I

+' '+ 5480 4. Vj.- 4242 - 2735 - -1507 - 669 90
;

+ 6593 - ' 855 ,+ 7448 + 10087 - 306 - 1976 1. Vj.
- 5997 - 38 - 5958 -·3'662 + .81 - 2. Vj. '

+ 4663 + 2628 + 2035 + 3794" - 331 - 3. Vj.
- 5048 - 2052 - 2996 - 318 - 556 ' - 7489 4. Vj.

\

- 3673 - 1170 . - 2503 - 1408 + 2004 '- 1977 1. Vj.
- 5672 - 6'878 + 1206 -,3074 + 1666 - 2. Vj.
+ 4862 - 3000 + 7862 ' + 147, - 215 - 3. Vj.
+ 4517 - 1828 + 6345 +12952 - 1621 - 7880 4. Vj.

~

+ 1570 + 3151 , - 1 q81 + 4841 -' 295 ,- 1978 '1. Vj.
- 6084 - 5028 - 1056 - :2 025 - 2098 - 2. Vj.

I

+10534 + 1968 .+ 8565 + 9828 - 3508 - 3. Vj.

5) Kapitalexport: _.
6) SaLdo der nicht erfaßten Posten und statistischen Ermittiungsfehler im Leistungs- und Kapitalverkehr (= Restposten).
7) Gegenposten zu' Veränderungen der Auslandsposition der Bundesbank, die nicht auf den LeiJtungs- und Kapitalverkehr mit-dem

A-usland zurückge'hen: Hauptsächlich Zuteilung von IWF-Sonderziehungsrechten und Änderungen ,des DM-We'rtes der AusI'ands~
posit,ion der Bundesbank auf- Grund von Paritätsänderungen. ' ,

Quelle: Deutsche Bundesbank
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Tab eIl e 45'

, Kapitalverkehr

(Kapital­

Mio

\ ,

-:- 2111 -;- 5304 -1812 . - 3411 + 2586 .+ 963 + 1624
, .421 ,-,5359 -2191 ..:.. 3132 +' 4932 + 893 + 4040

+ 3905 3198 -1299 :.... 2469 + 1102 +1081 + -6620
- 4363 6612 -2225 - 4434 + 2309 + 356 ,+ 1953

. + 2582 3126 -1594 1 ~24 + 5108 +1130 + 4518

,I - 3000
, , ' - 1828

. + 3151
- 5028
.+ 1968

, 3. Vj.
4. Vj.

1918 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.'

. Langfristiger Kapitalver

privat 1)
:

deutsche Nettokapitalanlagen ausländische
, Nettokapitalanlagenim Au.sland (Zunahme:,-) , im Inland (Zunahme: +)

Zeitraum insge- Direkt-,
Direktin- Kredite - , Kreditesamt 2) zusam- ' investi-

men 2) , vestitio- ,und Dar- 'lionen 3) , und Dar-
zusam- nen 3) und, lehen 4) 6), ' zusam- . lehen 4) 5),

" men 3) privater Portfolio- ~en2)
und Portfolio-

Grund- investi- privater investi-
besitz tionen

Grund- tionen6)besitz

1960 - ~1 ' + 1230 ;- 1494 ' ' - 133 - 1.83 + 2124. + 801 +- 2033
1961 ..:.. 4053 + 1035 - 1268 -1002 - 268 + 2303 +1118 + 1253
1962 - 183 + 1101, - 1140 '-1335 - 314 + 2841 +1338 + 1541
1963, + 1806 + 3253 '- 1663' -1033 - r 633 + 4916 +1931 + 3009'
1964, - 894 + 421 - 2311 -1312 - 1.022 + 2198 ' +2444 + 361
1965 + 1131 + '2428 --, 2 199 -1448 - 141 +4621 +3551 + 1081,
1966 - 342 + 2189 - 2815 '-1 616 - 1181 + 5004 +3953 + 1064
1961 - 2930 - 1440 - 3663 ' -1502 ~2150 + 2223 +3285 - 1010
1968 -11,201 - 9812 -12223 -2185 -10020 + 2351 +2081 .+ ' 323

1969 -23040 -21203 -22106 --:-~ 142 -19541 + 1503. +1989, - 465.
1910 - 934 + 1454 - 8648 -3580 - 5048 +10102 +2013 + 8064
1911 ' + 6293 +' 8458 - 4021 -4230, .+ ,219 +12485 +3821 + 8666

\
1912. +15551 +11029 + 315 -5760 + 6115 +16114 +6054 ' +10 103
1913 +12950 ' +15153 - ,110 -5186 + 4410, +15863 +5465 +10411
1914 - 5182 - 4905 - 9484 -~482 -3918 :+- 4518 +~109 - 2123
1915 -16831 -17. 993. ~21815 -5353 -16434 + 3882 +3051 + 834
1916 - 311 - 2126 -11556 -6516 -10880 +14.830 +3198 ,'+11 040
1!;l11 ,-12816 -11205 ' -22236 ·-6 84~ -15263 +11 031 +3284 + 1149

1914 1. Vj. - 191 + 13 - 1,985 ' -1288 ~ 611 ' + 1998 +1459 + 541
2.Vj. - 484 '- 161 ....: 1814- -1185 ~ 611 + 1113 +1664 + '48
3. Vj. i. - 2120 - 2100 - 2390 -1468 - 903 + 289 ' +1516 - 1225

,4. Vj. - 2982 - 2651 - 3235 -1540 - 1611 + 518 ' +2010 - 1481

1915 1. Vj. -: 3311 - 2936 -' 4212 -1504 - 2686 + 1216 +1141 + 135
I

2. Vj. - 5301 -: 5116 - 5205 -1212 - '3981 + 88 + 886 - 196
3. Vj. - 5483 - 5546 - 5612 -1114 - 4411 + '66 + 644 - 511
4. Vj. - 2135, - 4394 - 6846, -1462 - 5351 + 2451 '+ 380 +·2011

1916 1. Vj. - 855 - 1.326 ' - 5,411 -1123 ~ 3118 + 4151 +1483 +2668
2. Vj. - 38 -,- 941 ' - 3144 -1654 - 2065' + 2803 + 641 + 2163
3. Vj. + 2628 + 15,1 '-- 3446 -1806 - 1612 + 4202 + 801 +.3403
4. Vj. - 2052 - 1215 - 4890 -1394 -: ~ 485 + 3614 + 813 + 2805

1911 1. Vj. - 1110 - 1411 - 3489 '-1512 ' - 1898 + 2012 + 140 + 1214
2. Vj. - 6818 --'- 6584 -13085 -1204 - '6821 + 1501 + 690 + 812

-

I

1) Für die Aufgliederung in: "Privat" und "Offentlich" ist maßgebend, welchem de~ beiden Sektoren die beteiligte inlänci.is~e Stelle '
angeb,ört. " , , "

3) Einschließlich "sonstige Nettokapitalanlagen" .
8), Soweit erkennbar. Einschließlich gesdiätzterreinvestierter Gewinne.
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"

mit dem- Ausland

export:-)

·DM

Drucksache 8/2313

Tab e 11 e 45'

Quelle: Deutsche Bundesba~k

. '

kehr K:urzfristiger Kapitalverkehr
,-

priyat 1)

-
;

Zeitraum
. öffentlich 1) _ insgesamt Kredit- Wirtschafts- _öffentlich 1) "

zusammen institute unternehmen
,. und Private

,
'.

, -
-1311 + -1353 + 2359 +2369 - 10 ;-100& 1960 -
----'5088 - 956 - 735 - 380 - 355 - 221 1961 -
-1290 - 414 - 254 - 259 + 5 - 160 1962

, -1447 - 1186 - 1177 + '684 -1861 - 9 1963.
-1315 - 431 + 610 + 85 + - 525 -1041 1964
-1291 + 1005

\

47 - 478 +·431 +1052 1965-

-2531 - 257 - 594 . - 574 - 20 + 337 1966
:"'1490 -- 8918 - 8557 -4823 -3734 - 361 1967 -
-1329 + 5076 ;+- 3891 +2455 +1436 +1185 1968
"':1837 + 4361 + 4390 +4325 + 65 - 29 1969
-'2388 +16047 +16344 +7927 +8417 - 297 1970
--'-2166 + 4322' + 3179 +1172 +2007 +1142 1971
--: i 478 - 3535 - 4012 - 420 ' -3592 +. 478 1972
",:"2+03 + 277 + 2& -5149 +5175

,
+ 251 1973

- 877 -19052 :-19020 ---9733 -9287 - 32 1974
+1162 + 4952 + 4263 ':"2261 +6524 + 688 1975
+2408 + 528 + 1 046 +6731 -5685 - 517 1976'
-1670 +12910 +13419 +8,855 +4564 - -508 1977

- 209 - 9646' -10066 -' 523 ---'9543 + 420 1974 1. Vj.
- 323 - 1836 - 2512 -1553 - 959 + 676 2. Vj.
- 20 - 5200 - 4845 ' -3580 -1265 - 355 3.Vj.
- 325 - 2371 - 1599 , -4077 +2478 - ,772 4. Vj.

- 375 . + 1836 + 1769 - 763 +2531 + 68 1975 1. Vj.
- 185 - 2140 - 2953 -4113 +1161 + 813 2. Vj.
+ - 63 + 6762 + 6530 - 348 +6878 + 232 3. Vj:

'+1659 ; - 1507 - 1082 +2964 -4046 - 425, 4. Vj.,
+ 471 + 7448 + 7302 +5761 +~ 541 + 146 1976 1. Vj.
+ 903 - 5958 - 6259 :-3192, -3067 + 301 2:Vj.
+1871 + '2035 + 2216 +3549 -1333 - ,181 3. Vj.
-; 837 - 2996 - 2213 +, '613 -2826 - -'184 4. Vj._·

+ 307, - 2503 - 2597 -2170 - 427 " + 94_ 1977 1. Vj.
~ 294 + 1206, + 917 +2639 -:-1 722 + 289 2. Vj.

282 + 7862- + 7571' +3724 +3847 +
,

- , 290 3. Vj.
-1401 + 6345 + 7527 +4662 +2865 -1182 ; 4.Vj.

,

- 753 - 1581 - 3027 -3145 + 118 ' +1446 1978 1. Vj.
-' 664 - 1056 - - 1550 + 332 ---'1882 + 494 2. Vj. ,

- -614 + 8565 + 8435, +5408 +3027 +__ 130 3. Vj.
. ,

4) Nur Kreaite und Dariehen, für die bei Vertragsabschluß eine Laufzeit von mehr als zwÖlf Monciten vereinbart' wurde.
6) Ohn~ Direktinvestitionen. ,"
G) EinschließliCh der Transaktionen in deutschen Auslandsbonds.
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Tab e ll e46*

. Außenhandel (Spezialhandel)

Tatsächliche Werte, Volumen und Durchschnittswerte

104,5
103,2

- ....... r.....

128,5
130,8

134,3
135,0

48048'
44795

53629
50504

61775
58577

72 030
, 68174 ,

2. Vj.
'3: Vj.

............ _0 Y JO

: Tatsächliche Werte' Volumen 1) Index der
Durchschnittswerte Terms of

Zeitraum Ausfuhr' I Einfuhr I I
Trade 2)

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr'

MioDM 1970= 100 "

1950 8362 11374
1951 14577 14726

.

~952 16909 16203 20' 198 13620 83,7 119,0 70,~

1953 18526 16010 '22337 14933 82,9 107,2 77,3 ,
1954 3) 22035 19337 26725 18750 ' 83,S 103,1 : 80,0

, ,

,25717 30986 83,0 ',104,8 79,2" 1955 24,472 23346 :

- 1956 30861 27964 35820 25908 86,2 107,9 79,9.

1957 35968 31697 40706 2!! 798 88,4 , 110,1 80!3
1958 36998 31 1,33 42603 31341 86,8 99,3' 87,4
1959 - 41 184 35823 47147 37082 87,4, 96,6 90,5
1960, 47946 42723 53895 43155 89,0 99,0 89,9
1961 50918 44363 57063 46185 89,3 96;1 92,9
1962 5297,5 49498 58,874 52158 90,0 94,9 94,8
1963 58310 52277 63972 55381 91,1 I 94,4 96,5
1964 64920 58839 70659 62060 ,91,9 94,8 96,9

_1965 71651 70448 76301 71936 93,9 97,9 95,,9', '

1966 80628 72 670 84308 72304 95,6 100,5 95,1
1967 87045 70183 91465 70289 ' 95,2 99;8 95,4
1968 99551 81179 ' 104873 82749 94,9 98,1 96,7 "

1969 113557 97972 , 116634 97971 97,4 100,0 97,4
1970 125276 109606 125276 109606 100 100 100
1971 136011 120.119 " ' 132,642 121278 192,5 99,0 103,5
1972 149023 128744 ' 144343 133471 103,2 96;5 106;9
1973 17a 396 145417 166995 ,141646 106,8 102,7 104,0
1974 230578 179733, 187789 139636 122,8 I 128,7 95,4
1975 221589 184313 ' 16827'3 143283 "

131.,7 128,6 102,4
, 1976 256642 222173 191156 1'66959 134,3 133,1 100,9

1977 273614 235178 200555 174222 136,4, 135,0' 101,0

1975 1. Vj. 52681 42126 40059 33007 131,5 ' 127,6 103,1'

2. Vj. 55734 46525 , 42323 36657 131,7 126,9 103,8

3. Vj.' 53019 44748 40147 34853 132,1 128,~ 102,9

4. Vj. 60155 50913 45744 38765 131,5 131,3 '100,2

1976 1. Vj. 60'588 51962 45795 39390 132,3 131,9 100,3

2. Vj. '62922 ' 55321 47295 41887 133,0 132,1 .100,7 ,
3. Vj.' 63736 55283 46846 40656 136,1 136,0 100,1

4. Vj. 69,396 59606 51220 45026 135,5 132,4 102,3

1977.1. Vj. 66619 57714 48753 42586 136,6 135,5 1,00,8

Z:Vj. 68016 ' 58555 49949 42800 136,2 136,8 99,6

3. Vj. 65325 57367 47910 42377 136,4 135,4 100,7

4.Vj. 73654 61542 ' 53944 46458 136,5 132,5 103,0
- -

1Q'711 1 v; - - f>7 ?llf> ' 'iR 'iQQ 'in f>':lll <1.<1 f>?l L _ 1':l? Q _ _ 1'11 '1 101 9

1) Mengen bewertet mit den Durch'schnittswerten des Jahres 1970.
2) Index der Durchschnittswerte der Ausfuhr in vH des Index der Durchsdmittswerte der Einfuhr. ,

,3) Bis 5. Juli 1959 ohne Saar~and.
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. Deutscher Bunde~tag - 8." Wahlperiode' ,Drucksache 8/2313

Tabelle 47'

Ausfuhr und.Einfuhr nach Warengr,uppen der Produktionsstatisiik 1)

MioDM

Erzeugnisse. der Erzeug-.
. nisse der

Grund- Nah- 'Land-
Bergbau- stoff- Investi-. Ver- rungs- und,Forst- Investi- Ver-

Zeitraum Insge- liehe und
tions~ brauchs- ' und wirt- tions- brauchs-·samt 2) .Erzeug- Produk- güter- güter~ Genuß- . schaft, güter 3) güter 3). nisse tions- Tierhal- '

güter-
mittel- . tung "

und
industrien Fischerei

Ausfuhr

1967 87045 2282 24813 ' 46.434 9248 1974 874 24714 Ü 039
1968 , 99551 2536 27840 53525. 10 736 2385 989 28338 ,13504',
1969 113557 2416 31040 61 620 ' . 12753 2792 1257 3253.1 14312
1970 125276 2839 33813 67867

,
13993 3069 1664 31746 17252

1971 136011 3008 35248 ,75479 15581 3975 1505 34877 19.388 .
1972 149023 2964 37392 82775 17261.' 4449 19;;9 40165 '20898
1973 178396 ' 3308 47340· 96121 207Q5 6145 2491 45527 2"4428
1974 230578 5243 73902 113460 24350' 8406 2290 53706·, 26120'
1915 221589 4903 60894 118115 22774 8'553 2402· 58526 26198 '
1976 rj/::'c. a At") A c:c:n cr-rnnr .. ..,.n ("' ... 28,635 9 250 ' '2956 6794ü 32754..\Jv U":I:" ~uuv ur V;;:JoJ lJ::1 Jl 1

1977 . 213614 4588 . 61931 . 15029q· 30601' 11'513 2913 72 254 36585

1977.1. Vj. 66619. ' 940 11064 36200 1115' 2754 800 17236 9018
2. Vj; 68016 1101 ' 11 ;;35 36929 1411 2928 700 11311 '8699
3. Vj: 65325 1134 16305 3532;4 , ·7482' . 2 899 742 11115 8515
4. Vj. 13654 1407 11021 ,'41831 8000 2993 131 20532 . 10294

1918 ~. Vj. 67286 1490 16862 ~6 419 1810 2691 755 <,11121 9306
2, Vj. 72 030 ',1712 18651 38346 7915 3138 742 18081 9192
3. Vj. 68174 1"649 11698 35892 1991 2881 611 11141 8185

"

Einfuhr

1967 70183 7432 19406 12047 8461 6328 13134 '5333 6433
1968 81179 8832 .24503 14090 10613 . 701.5 13281 5809 . 7819
1969 ' 97972 9424 30346 1852!? 13293 1968 14788 .7614 10250,
1970 109606 10166 32824 24556 14744 .9034 . 14953 9873 14576,
1971 120·119 11 502' 32244 28075' - 17821 10169 ' 15627. 11304 18602 I

1972 128744 11396, 33756 30013 21556 11481 16637' o 11 655 21349
1973 145411 13894 40911 31855 23561 12 951 , 18508 ' 11-236 24940
1974 119733 29942 52985 33114

0

25773 13335 . 19638 11413 21172
1915 , 184313 27227 49183 39643 28002 14106 20052 13189 32521
1916 ,222 113 32410 60456 ' 48775 32916 16368 . 23687 16891 31906

, 1917 235118 ' 32425 61531 54919 36215 17211 25993 . 19029' 40919,

1971 1. Vj. 57714· 8212. 150.69 12839 9355 4045 6636 ' 4201 9944
2.Vj. 58555 7872 15780 13749 8368' 4175 '7039 4689 94,94
3. Vj. 51367 8002 . 15210 13146 9286 4282 ' 5844 4131 10513

4',Vj. 615.42 8219 15472 15189 9266 4769 6474 5408 10909

,1918 1. Vj. 58599 ,7775 15146 13770 9633 4335 6282 1611 10891
2.Vj. 61715 7158' 16283 15991 9305 4552 6651 5590 10673 0

3. Vj. 58577 7281 15717 13941 9988 4525 5511 4926 11202

1) Gliederung nach dem für die Industriestatistik, ab 1970 nach dem revidierten Stand von 1970.
2) Einschließlich Waren, die nicht zugeordnet werden 'konnten,
3) nach ihrer vorwjegenden Verwendung gruppiert, ab 1970 geänderter Warenkorb.
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_ Drucksache 8/2313

Ta b'e 11 e 48·

'Deutscher Bundestag- 8,Wahlperiode .

Ausfuhr nach "\:Varengrupp,en der Außenhandelsstatistik

'. MioDM

Güter der gewerblichen WirtsChaft

Guter der Fertigwaren
Zeitraum Insge- Ernäh-

. samt 1) rungswirt- zusammen Rohstoffe Halbwaren
zusammen I Vor- I 'End-

I
schaft

erzeugnisse

1950 8362 196 8166 1168 1576 5422 1862 3560

1951 ·14577 489 14088 1318 . 2110 10660 3678 6982

1952 16909 379 16529 1281 2544 1.2704 . 3488 9216

1953 -18526 .376 18050 1488 2724 13839 3384 10455

HI~4 2)
22035 515 21521 1694 2'883 16943 41Q9 12834

1955 25717 683. 25034 1568 3268 20198 Ü69 . "15429

1956 308.61 834 .29945 1115 3819 24412 5945 18467

1957 35968. 829 35044 i"939 4153 ' 28951 7135 '21 816

1958 36998 882·' 35'99B 1710 3890 • 30398 . 6769 23630 '

1959 . 41184 1005 40057 1968 4309 33780 7970· 25810

1960 47946 1091 46696. 2182 5007 39506 9612 29834
1961 50978 '1075 49705 2175 - 5282 42248 9731 32517
1962 52975 1143. 51616 2362 4982 .44273 9876 34397
1963 58310 1317 56742: 2489 5'446 48807 10450 38357
1964. 64920 16f4 63039 2518 5733 54788 1'1847 42941
1965 71651 1981 69361 2555 6254 qO 552 13312 47'240

. 1966 80628 1968 " 78301 2835 7152 68314' . 14727 .53587
1967 87045 2476; 84166 ' 2.880. 7573 73713 16570 57143
1968 99551 2985. 96098· 3163 8.563 .. 84313 18264 66109
1969 113557' , 3657 109308 3080 8900 .. 97;328 ' 21 141 76187

-1970 125276 4,380 .120194 3188 9577 107430 23034 ' 84395
lim 136011 5097 130 145 3258.. 10 480 116407 . 23874 '. 92533
1972 ' 149023 5946 142184 3388 ' 10445 128351 25861 102490·
1973 178396 8016 169392 4071' 13244 ,152078.' 33334 118744
1974 230578 . 9953 219387 5516 .. 20596 193275 51133 ' 142142
1975 221589 ' 10397 209784 5304· 16129 '188350 40334 148016
1976 '256642. 11412 243.775 5692 . 18688 219396 '45638 173758
1977 273,614 13723 258243 . ·5657 18281 234305 46579 187726

t'975 1. VJ. 52681 2559 49792 ' 1-292 4405, . 44095 ~O 615 33480
2.'vj. 55734 2420 52969 .) 366, 3947 47657 10315 . 37342

3. Vj. 53019 -2540 50150 1241 3582 45327 9135 36192
I

4. Vj. 60155 .2878 56872 ' .1405 4196 51271 10269 . 41 002

1976,1. Vj. 60 5~8 2932 ,57311' . '1-'331 4357 ·51624 10759 40865
2. Vj. 62922 2538 60044 1436 4856 53753 11457 42296
3. Vj. 63736 2842 60548 1438 4816 54295 11443 42852
4. Vj. 69396 3,101 65'871 1487' 4660, 597,24. 11979 47746

1977 1. Vj. 66619 3337 62865 ' 1337 4376 57152 11650- 45503
2. Vj .. 68016, 3400 - 64225 . 1,457 4846 . 57923 11904 46019
3. Vj. 65325 3455 61494 1330 4356 . ·55809 11184 44624
4. Vj. I 73654 3531 69658 1533, 4703

. ..

63422 11 841', 51581

, 1978 1. Vj., 67286 3243 63602 1480 4666' . 57456
."

1.1 627 45829
2. Vj. '72030 3651 67925 '1588 5154 61184 12700 '. 48484
3.Vj.. 68174 3372 64391 1 441. 5065 57886 12157 45729

1) Einschließlich Rückwaren und Ersatzlieferungen.
2) Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland.
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Deutscher'Bundestag - 8. W~hlperiode. - \

Einfuhr nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik

MioDM

-------_._._----

Drucksache 8/2313

Ta ben e, 49'

Güter der gewerblich~nWirtschaft \

'Güter der· -- Fert~gwaren

Zeitraum
lnsge- Ernäh- .

- samt 1) . rungswirt-
schaft zusammen Rohstoffe Halbwaren

zusa~~enl
Vor- I End-

- erzeugnisse

1950 11 374' 5013 6360 3368, 1564 1429 714 714
1951 14726 5876 8850 5249 2012 1588 848

,
740

1952 - 16203 6065 10138 5635 2357 _ 2146 1175' 970 ,
1953 16010 5852 101'58 5224 2438 2497 1450 1046

1~54 2)
19337 7151 12186 5502 347.6 ,3208- 1894 1314 .

1955 24472 7635 1,6837 . , 7281 4916 - 4640 ,2764, 1876

1956 27964 ' 9 t'62 . 18 6~7 ' 8225 5236 5196 2910 2286

1957 31697 , 9975 .2i 569 9376 5741 6452 ' 3338 31.14

1958 '31133 9408 '21438 7685 5252 8500 3845 4655

1959 .35823 10731 24755, 7749 ' 5977 11030 4719 6311

1960 42723 " 11246 31076 9269 8061 13746 577,3 7973

1961 44363 11 677. 32186 9095 7542 15550 6028 9522

19~2 , 49498 13684 35371, 8821, 7863 18688 6689 11999
"1963 52277 . p779 38987 9362 8049 21575', 7142 14433

1964- 58839 H035. 44214 10916 ' 9779 23519 8,548 14971

1965 70448 16852 52917 11431 10807 30 679, 10424 20256

1966 72 670 17451 - 54425 11819 10814, 31792 10556 21236-
1967 ,70183 1ß599 52648 ' 11·828 ',,10 961

"
29859 ,9454 ' 20406

1968 8i 179 17 083 63,035 13645 ,13630 35761 12649 23111

1969
,

97972 19331 77404 ' 14487 16720 46196 15767 30429, ",
"

1970 .109606 20924 87233 14809 17660 54763 16999 37764

1971 120119 . , . 22829 95636 '15868 16327 ,63442 ,'18686 44755

1972 128744 24959 102 162 15857 16439 69865 . 20726 49139

1973 145417 28029 ,115702 18754 21578 75370 22873 52498

1974 179733 29348 . 148300 34653 30406 83241 25703, ' 57538

1975 184313 ,31127 150746 30144 27,64~ 92953
,

25202 ' 67752

1976 222173 - 36'03'7 183274, ' 36097 ::14689 112488 31423 81064
1971 235178 39306 192776 35,154 35454 122168' 33256 88912 !

1975 1. Vj. 42126 7384 34240 6870 6483 20887 . 5988 14899
2. Vj. 46525 8129 37795 7437 6797, 23561 6476 17085
3. Vj._ 44748 '1300. 36820 ' 7317 6842 1 22661 5923 16738
4. Vj.. 50913 8314 41890 ~ 521 7526- 25844 6814

,
19030

1.976 1. Vj., 51962 8175 ,43170' ,a 109 8402' 26660 7237 19423
2. Vj. 55321 . 8965 45568 8680 8731 28157 . ,8085 20072
3. Vj.,

' .
45854 ,9 683 ~55283 8776 8831 27339 7828 . " '195f1

4. Vj. 59606 10121 48683 9626' . 8725 . 30332 8,273 22.059

J977 l.Vj. 57714 9'501 47,539 9129 8.288 30122. 8589 21533

2. Vj. 58555 10169 '47622 ,8715 9061 29845 , 8425 21420

3. Vj. 57367 :'9313 47359 8833 8673 29852 7893 21959

.4. Vj. ' 61 542 10322 ' 50256-
',,;

8476 ' 9431 32349 8349 44000

1978 1. Vj. 58599 9540 48385·- 7635 9311 31439 8566 22872

2.Vj. 61775 16176 50665 7'657 9'105 33903 9123 247.80
;

3. Vj., 58577 9253 .48,580 :
. 7599 9217 31765 8158, ,23607,

1) EinschließliCh Rückwaren und Ersatzlieferungen.
2). Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland; •
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.Ta b'e i 1 e 51'

Wareneinfuhr nach Ländergruppeil '
Herstellungsl,änder

MioDM

Ubrige
Außereuropäische

Insge- '
Staats- Industrieländer

Zeitraum
EG- EFTA- euro- handels- Ubrige

samt 1) Länder 2) Lärrder 2) 3) päische länder 5) zusam- IVereinigte'
Länder 7)

Länder 4) men 6) Staaten

1950 11374 3031 2390 537 352 2372 1811 2677

1951 14726 2986 2644 ' 1012 429 3636 2722 4019

1952 16203 368,6 3121 1340 ,313 3667 2507 4076

1953 16010 ,4027 3205 1148 419 '2931 1658 4259

1954 19337 4724 3903, 1212 - 512 3444 ,'2237 5521

1955
8)

24472 6317 4687 1418 733 4683 3209 6610

1956 27964 6590 5550 1519 1 121 5798 3997 7347

1957 3161]7 7404 6019 1584 ,i 235 7789 5671 7633

'1958 311'33 7969 6487 1597 1451 6191 ' 4219 7407

,1959 35823 10334 7420. 1771 1687 6421 4595 8152

1960 47 723 12708 8392, 1989 - 2037 8034 5977 9461

1961 - 44363 13778 g 592 2249 , 2074' 8241 6100 9335
_1962 - 49498 15966 9396 . 2277 2191 9379 7033 1020,2

1963 52277 17342 9646 2285 2185 .10,206 7941 10533

1964 58839 20393 " 10686 2612 2442 10609 8066 12012

1965 70448 . 26'648 121'33 2905 2943 12296, 9196 13425

19(56 72 670 27774 11955 2993 .3,163 12576 9177 14110

1967 70183 27636 10993 2694 3023 12055 8556 13694

1968 81179 33453 12666 3186 3414, 12790 8850 15579

1969 ,97972 4f 431 15222 4139 3976 15115 10253 , 16992

1970 109606 48437 16634 . 4422 4397 17 934 12066. 17 681

1971 120119 560,17 16' 987 4. 707, 4769 18363 12420 19149

1972 '128744 62598 17669 5837 5325 17'569 10765 19633

1973 14541'7 ~5 539 '12748 6657 6619 19801 12 22~ 23937

1974 179733 86147 15058 7170 8409 22590 13972 40188

1975 148313 91246 15981 7491 8'661 23864 14226 36 '835

1976 222173 107079 19856 9267 10977 2928Q 17 556 45443

1977 235178 113320 22302, 9881 11370 30010 17020 48055 '

1975 1. Vj. 42126 ,20631 3696 1785 1889 5677 .3483 ,8394 I

2. Vj. 46525 23555 4002 1819 2002 5976 3528 9126
3. Vj. 44748 22075 3872 1'798 4008 5758 3320 '9064
4. Vj. 50913 24984 4411, 2089', , 4653 ' 6452 3896 10256

,
1976 1. Vj. 51962 25443 4521, 2138 2471 ,6863 4440 10 480

2. Vj.
. '

550321 27567 5071 2119 2696 7049 4180 10754
3. Vj. 55283 26216 4836 2'343 2845 -' 7021 3898 11934

'4. Vj. 59606 27853 5'428 2667 2964 8356' , 5038 12277 '

197.7 1. Vj. 57714 . 27605 5226 2529 '2508 7'218 ,4303 12586
, 2 ..Vj. 58555 28563 5097 2330 2661 , 7925 4587 11 918

3:Vj. " 57367 27383 5634 2318 2814 7282 3853 .11,862
4. Vj. Q1542 ,29770 6344 2704 3388 7585 '4277 11 689

1978 1. Vj.,. 58599 28786 6225 2603 2874 ,7005 3978 11067

2.Vj. 61775_ 30935 6687 2633 2899 7.720 ,4460 10852
'3. Vj. 58577 . 28519 6419 2395 3204 7110 3972 , 10870

1) Einschließlich Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf, Polargebiete und "Nicht ermittelte Länder".
2) Ab 1973 neuer Gebietsstand. ,
3) Ab März 1970 einschließlich Island:
4) Ohne Staatshandelsländer.
5) Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, R~mänien, Bulgarien, Albanien! Vietnam, ,Mongolische Volksrepublik, Volksrepu-

blik China, Nord-Kore,a.
ß) Australien, JapaJ:!., Kanada, Neuseeland, Republik Sü!iafrika und Vereinigte Staaten.
7) Außereuropäische Entwicklungsländer.' .

~ B) Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland.
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Tab e 11 e ' 52·

Deutscher Bundestag ~ 8. Wahlperiode.

Preisentwic~lungnach den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen

!970 = 100

Letzte
Letzte inländische Verwendung

Brutto- , Ein- Verc Aus,- i 'Bn~ttoanlageinvestitionen
Zeitraum sozial- Privater Staats-

produkt
fuhr 1) wen- ' fuhr 1) insge- Ver- ver-

dung samt zu- I Ausrü: Ibrauch brauch sammen ~tungen
Bauten

, I

1960 70,5 91,9 73,1 ',83,9 71,2 75,9 58,6 67,4 79,7 61,8

1961 73,6 ' 89,3 75,5 84,4 74,0 78,5 62,2 71,3 82,1 66,1'
; ,

1962 76,7 89,0 78,2 .85,7 17,0 80,9 65,0 75,9 84,9
,

71,3

1963 . 78,9 91!3 80,5 86,6 79,5 83,3 68,4 7:8,9 86,1 75,3

1964 81~3 93,2 82,8 88,8 ,81,8 85,4 . . 70,8 81,1 87,B 17,8

1965 .84,1 95,8 85,8 . 91,0 84,8 88,2 75,7 83,0 ' 90,1 79,4

1966 87,2 97,6 88,7 93,1 . 87,8 9'1,5 80,1 84,9 92,5 81,2

1967 88,5 96,9 89,7 93,8. . 88,8 93',1 82,0 83,8, _ 93,3 79,2

'1968 90,0 97,3 . 91,1 ' 93,5 90,6 I 94,8 85;1 84,7 92,0 81,1

.1969 9..3,2 ,99,7 94,2 96,3 93,8 96,6 ,91,2' ,89,1 93,9 86,2

1970 100 100 100 100 100 100 100 ioo 100 100

1971 107,7, 101,3 ~ 106,6 '103,9 107,~ ~' 105,4 112,4 108,0 105,4 109,6

1972 113,7 : 102,3 ql,7 106,4' 112,9 111,3 119,8 112,0 107,0 11ß,l

1973 120,6 111,8 119;0 111,.8 120,9 119,2 131,4 117,6 110,3 122,0

1974' ,128,9 135,2 130,0 128,6 130,5 127,5. 146,6 125,4 117,8 129,9

1975 137,6 136,3 137,3 135,0 138,0 . 135,4 15~,7 129,7 126,4 131,9 "

1976 } ,142,2 142;7 142,3 138,9 . 143,3 141,4 160,4 133,9 130,8 136,0
1977 2) 147,3 . - '1.45,7 147,0 141,1 148,7 146,8 167,8 138,4 133,7 141,7

1!,!69 1. Hj. ' 91,5 100,1 92,8 95,4 92,2 95,9, 87~7 86,9 92,7 83,4

2.Hj. 94,7 99,4 95,5 97,1 ,95,1 97,2 94,4 90,8 94,9 88,4
,

"'1"0"'71"0 " TT! 98,2 100,1 no r~ 000 98,4 90 • ' 96,9 98,3 98.7 00 fl
l:1TU 1_, D.Jo >::1U,v O1U,U ",' oJu,v

2.Hj,' 101,7 99,9 . 101,4 101,1 101,4 100,8 102,7 10(4 101,2 101,5

1971 1. Hj. 105,9 102,2 105,2 -103,5 105,6 104,2 108,9 106,8 105,0 108,0

,2. Hj. 109,5! 100,6 ' 107,9 104,3 108,7 106,6 115,7 109,0 105,8 110,9

1972 1. Hj. 112,1 100,9 110,1 105,9 111,1 109,7 ' 115,5 111,0 106,5 113,8

i.Hj. 115,2 lQ3,q 113,1, 106,9 114,6 112,8 123,8 ' 113,0 1'07,4' , 116,1
. \

1973 1. Hj. 118,5, 107,6 11.6,5 109,3. 118,4 117,1 125,0 116,3 109,3 120,7

2.Hj. 122,5 ' 115,9 121,3' 114,2 123,2 121,2 137,3 118,9 111,3 123,3

; . 1974 1. Hj. ·125,4 1134,4 , 127,{) , 125,0 127,7., 125,3 139,0, 123,7 115,6 128,6

'2. Hj. 132;2 136,0 132,9 132,1 133,1 129,5 153,6 . 126,9 119,9 131,1

i 975, 1. Hj. 135,6 133,6 135,2 134,5 135,5 133;3 149,3 128,9 125,2 131,4

2.Hj. 139,4 138,.8 139,3 135,4 140,3 137,2 161,6 130,4 127,5 132,4

1976 1. Hj. "' _1 .if\ l"} _1 Ai.,
~4q,4 137,9 1,fi 1 _/iAnf\ _1.c::'J ,1 _ 1!J'1 Q 1 "ln &:: _ , '.'lA 'l

I ~"±V,~ J."'±J.,"" .L"%J.,.L .L"'%.vrV" . J. ......... ,":E J. .....""lv .LVV,V ;'V"'::I:,'""

2Hj. J 144,1 144,0 ' 144,0 139,8 145,3 142,7 167) 134,'9, . 130,9 .137,5
\ ""1. Hj. 'J 144,8 .146,6 145,2 '140,9 ,146,5 145,5 . 160,7 137;2 133,7 139,6

. 2.Hj. '. 149,6 144,8 148,~ 141,4 ' 150,.8 148,0 174,4 139,5 133,7, 143,p .

1978 1. Hj. 150,3 142,1 148,6 141,8 150,~ 149,6 163,B . 142,5 136,1 147,2

1) Waren- und Dienstieist1.\ngsverkehr..
. 2) Vorläufige Ergebnisse.
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Deutlicher Bundestag - 8. Wahlperiode

Index ~er Grundstofiprei5ie,1)
, 1970,=-100

Drucksache 8/2313

Berg- Grundstoffe des Verarbeitenden G~werbes
Grund-, bauliche -

Erzeug-
darunter stoffe

des
nisse, Eisen, Holz- Nah-

Zeitraum Insge- Erz!!ug- . Stahl, schliff, rungs-
samt nisse zu- Steine' NE- chemi- ' bear- undder Metalle sche bei- Zell- Texti-

Energie-
sammen und stoff, Genuß-

Erden und Erzeug- tetes , Papier lien mittel-wirt- -Metall- nisse Holz
schaft, ,

halb- und - ge-

Wasser Pappe werbes
I

' zeug -
,

1964 ,93,1 ' 91,8 93,1 !;l4,3 84,8 _ 103,3 '93,5 95,3 102,5 98,6'

1965 95,3 92,6 95,4 95,4 89,7 103,6 95,8 97,2 101,7 102,1

93,4
-

1966 - 96,5 92,8 97,0, 96~2 102,0 95,0 96,6 101,1 104,1 '

1967 93,8 94,8 93,1 95,2 87,2 100,9 89,6 ,95,5 97,7 ' 98,4

1968 93;8 95,1 93,2 93,2 89,1 99,6 87,9 94,2 98,6 ,94,8

1969, , 96,0 93,4 96,4 93,6 95,2 99,6- , 94,0 95,7 99,5 99,3

\ 1970 100 100 100 WO 100 100 100 100 100 ' 100,

1971 101,5 109,0 99,3 ' 109,6 ,94,B 100,7 . 101,3 ' ,100,9 99,9 99,3
"

1972 102,9 110,1 100,5 ti4,4 94,0 , 100,0 100,8 96,5 105,5 103,8

, ,1973 113,9 120,0 lJl,6 '118',3 106;5' 105,4 120,0 100,1 126,0 116,4

1974 142,3 177,7 132,9 128,5 131,2 1'37,7 - 138,2 135,3 ' 137,7 126,6

1975, 141,8 195,9 126,6 13~,0 118,2 136,8 123,6 152,3 124,8 ; 126,2,
1976 149,5 209,0 133,1 136,9 125,6 137,4 133,7 146,2 140,0 128,1,
1977 149,5 208,8 132,8 143,2 ,121,4 137,6' 143,7 ' 142,2 ' 140,5 p~,2- ,

1973 1. Vj. 108,2 113,9 106,0 116,5 99,6 101,7 107,7 98,7 116,4 111,4

2. Vj. 111,3 ' 115,3 .109,6 118,2 104,3 102,1 117,3 ' 99,3 123,1 115,2

3:Vj.
-

1~4,5 118,2 ,112,8 119;1, 107,3 106,~ 125,3 99,7 128,4 ' 118,4

4.Vj. :121,5 1~2,6 ' 118,2 119,4 114,6 111,6 129,7, ' 102,8 t'36,O 120,6

1974 l:Vj. 137,3 ' 166,9 129,2 123,4 , 129,0 128,7 137,8 U4,3 141,9 126,4

2. Vj. 143,7 . 174,6 136,2 ' 128,5 138,7 ,137,5 142,0 12'7,5 140,1, 124,4

'3. Vj. ,144,2 182,2 ' 134,2 131,2 130,0 142,5 . 139,8 147,1 137,1 126,0
;

- 4. Vj. 144,1 187,3 '132,1 . 131,0 127,0 142,1 133,0 1.52,0 131,8 129,6 '
,

1975 1. :Vj. 142,8 192,9 129,1 ' 132,4 122,8 ,139,1 127,'1 15.6,5 ' 125,4 124,4

2.Vj. 141,0 192,2 126,8 134,4
,

118,2 137,8 123,3 154,3 124,1 124,3

3. Vj. 141,2 195,0 125,8 134,8 117,2 135,9 121,7 15p,1 123,9 127,5
"

4. V;j. 142;3 .203,4 " 124,6 134,3 ,114,3 134,4 122,4 . 148,3 125,8 1'2'8,6

1976 _1. Vj~ 146,4 209,5 128,3 134,9 119,q, 1~5,1 126,4 , 145,9 132,2 _' 129,6-
2. Vj.' 149,6 209,6 '133,4 i36,1 J?7,7 136,9 132,8 , 146,1 137,8 , p6,5,

137,93.Vj. 151,7 209,,5 136,2 130,0 139,0 136,3 146,4 ).44,4 121,5

4.Vj. , ,150,2 207,3 134,5 138,6 ' 125,3 138,1 139,1 146,4, 145,6 128,8

1977 1. Vj 150,9 211,2 134,2 140,4 123,6, 138,5 142;9 , 145,9 144,5 1'30,7

, 2;Vj. 150,9 209,5 134,1 ,143,4 122,4 . 139,4 145,4 . 144,4 143,1 134,0,
141,63.Vj. 148,9. 207,4 132,2 144,4 ' ,120,3 137,0 144,5 139,0 132,6', "

4. Vj. 147,6 207,1 130,7 144,6, 119,4 , 135,6 142,0 p6,8 '135,5 131',4
\

1978 1. Vj. ' 146,8 205,5 130,2 ,145,2 119,5 134,8 140,6 132,8 133,9 129,9

2. Vj. 14.7,1 ,204,3 131,2, 148,0 121,6 134,1 141,1 130,8 134,0 - '127,7 '

3. \('j. 147,3 202;9 132,2 149,5 ' 123,0 134,0 ,141,6 130,3 135,0 125,9
..

. - -. - . -
1) Grundstoffe industrieller Herkunft aus inländischer und ausländischer Produktion;

'1962 = 100. ."
Umsatzsteuer; umbasie~t von Originalbasis
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Drucksache 8/2313 ,Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Tab!,d 1 e 54"

, Index der Erzeugerpreise.industrieller Produkte

(Inlandsa.bsatz) 1)

1970 = 100 .

114,9
117,7
121,0

116,9
, 117,7

118,5

116,3
117,7
118,0

114,7
116,7
118,3

Ip,5
11:J,,4
11.5,r

109,3
112,6
117,8

112,9
114,9
117,0

. 114,6
'115,1
116,6

119,7
" 123,6

127,8

113,1
115,1

,117,2

, _. V].
. 3. Vj.

4.,Vj,

: Erzeugnisse der Verarbeitenden Industrie
, -

B'erg- Elektri-
Grund- -

Nah-stoff-
Ins'- bau- scher, ; und Investi- Ver- rungs- Investi- Ver-

Zeitraum
gesamt liehe Strom, zu- Produk- tions- brauchs- und tians: brauchs-

I
Erzeug- Gas, sam- tions- g:üter- güter- Genuß- güter 2) . güter 2)

nisse Wasser men " . mittel-
; güter-

\

industrien
. I

-
1962 89,9 81,3 95,2 - 89,8 95,0 85;1 87,,8 92,1 81,3 9Q,2
1963 90,3 . 82,7 - 95,1 90,2 94,3 85,4 . 8!il,3 93,1 ~2,1 91,2,
1964 91,3 82,4 95,9 91,2 95;0 86,5 91,0 .93,9 - 83,6 92,0
1965 93,5 85,8 98,5 93,4 97,0 89,0 93,1 ' 95,2 86,1 94,2. '

1966 , 95,1 85,6 99,7, 95,1 98,1 90,7 95,5 97,3 88,3 96,~ .
1967 , 94,3 '85,5 . 100,7 94,1 95,6 89,8 94,9 98,1 '88,1 96,8

I ,
1968 ' 93,6 ß5,6 .101,0 93,3 94,4 89,8 94,6, 96,9 88,2 .95,9,
1969 95,3 88,2 99,7 95,2 95,8 92,7 , 96,4 97,8 91,~ 95,8
1979 100 . 10q. 100 . 100 100 100 .

.
100 1-00 100 100

1971 104,3 110,7 103,3 . 104,2 102,5 106,2 103,8 103,6 107,9 104,7,
~972 107,0 117,0 110,3 106,6 ·102,5 .109,1 107,5, 107,7 111,9 108,4
1973 , 1'14,1, 123,1 ~ 15,1 ' ~ 13,9 111,5 113,7 115,5 ;116,6 117,0" 1~6,7

1974 , 129,4 158,0 124,3 ' 129,1 137,7 124,3 129,0
,

123,4 127,6 ' 130,4I

1975 ' ,135,5 ,197,2 148,3 133,3, 136,4 133,4 132,5 128,1 138,6. 137,6
1,976 140,8 210,9 158,5 138,0 141;9 138,0 136,7 132,6 144,6 142,5

" 1977 1.44,5 . 212,4 \ 161,4 , 141,8 140,8 143,3 ' 140,9 141,9 150,6 145,2
I~

1973 1. Vj. 111,1 121,4 .114,1 110,7 106,4 '111,7 112,3 114,5' 115,0 113,0
?

1974,1. Vj. 124,5 134,5 118,4' 124,7 132,5 119,9 124,3 12-1,1 122;9, 127,5
2. Vj. 128,8 146,4 121,2 128,9 13,8,7 124,1 128,0 122,1 127,0 128,8
3. Vj. 131,3 171,0 125,0 130,9 139,7· i26,1 131,4 123,6

,
129,4. 131,8

4. Vj. 133,0 , ' 180,2 . 132,5 132,0 139,8 127,3 132,5 126;6 131,3 133;5

.1975 1. Vj. 134,6 ' 196;3 139,1 133,0 138,3 131,4 132,8 126,6 136,5 134,9
2. Vj.' 135,4 195,1 147,8 '133,2 136,3 133,7 i32,5 127,2 138,8 ' 136,6
3. Vj. 135,7 197,9 151,2 133,'3 135,6 134,1 132,2 128,8 .139,4 , 138,7
4. Vj. 136,1 199,2 155,2, 133,5 135,2 134,2 132,6 i29,7 139,7 140,0

1-976 1. Vj. 138,3 209,4 , 157,3 135,4 138,5 135,7 1,34!2 130,6 142,0 140,8
2. Vj. 140,5 .210;2, 1'58,3 137,9 142,3 138,0 136,0 131,4 144,7, 142,6
3. Vi. 142,0 211,1, 158,4 ~139,4 144,0 138,8· 137,9 133,8 145,6 14~,5

4. Vj. 142,2 213,0 159,9 139;4 142,6 139,2 138,7 134,8 14!?,1 143,0

1977 1. Vj. 143,7 213,1 160,4 '141,1 141,6 141,7 140,1 140,0 148,6 144,3
...,. .2. Vj., 144,8 211,5 161,1 142,2 141,3 143,7 141,0 142,4 - 150,8 145,2 ,

I 3. Yj. 144,7 212,1 161,4 142,1 -140,5 '143,,9 --I - 141,3 142,6 - i5i,3 ' 145,5
4. Vj., 144,6 2!2,9, 162,5 141,9 139,9 144,0 141,1 142,3 151,6 145,8

1978 1. Vj. 145,3 224,5 163,6 142,3 13.9,3 145,3 142,1 141,9 I 153,1 146,5
2. Vj. ,146,2 221,5 166,6 143,1 , 139,8 146,9 142,9 . 141,1 .155,1 147,6
3. Vj. 146,5 ' '220,9 168,0 143,4 139,'7 147,6 ' 143,7 141,3 155,9 148,4

1) Ohne Umsatzsteuer. .
'l!) Hauptsächlich EI)derzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert.
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Deutscher Bundestag' - 8. Wahlperiode Drucksache' 8/2313

Tab e 1·1 e 55*

'.

Preisi~dizesfür Neubau und Instandhalh~ng, Ba.ula~dpreise 1)
1910 =100

Baureifes
Land

Instand- '
haltung

von Mehr­
familien­
ebäuden 2)

Neubau

, Bauleistung~n am Bauwerk für ..

ZeitraUm ianliwirt-
' Straßen-

gewerb-
I

baulei-,
.Wohn- gemi~c;ht Büro- liehe schaftliehe stu.ngen ','

gebäude genutzte'
g~bäude insgesamt g

Gebäude .Betriebsgebäude

1960 57,7 . 58,4 ,,58,5 58,S '58,7 ' 77,7 '
1961 62,1 62,5 '62,5 ' 62,2 62,7 81,6,
1962 '67,2 67,5, 67,5, 66,9 67,6 87,1 48,2

3)
'70,9 "1963 70,7 70,9 69,9 71,1 90,4 55,0

1964\ 74,0 14,1 73,9 72,7 , 74,1 '89,6 60,1
1965 77,1 77,2 76,7 75,S 76,8 84,9 71,2
1966 79,6 79,8 79,2 .77,5 79,3 83,9 76,8
1967 77.9 77,8 7'1,3 73,8 . 77,5 80,0 83,6 I

1968 81,2 . 81,1 80,4 77,7 80,7 83,6 85,3 92,3
1969 ,85,9 . 85,9 85,4 84,S 8~,3 87,3 89,2 97,1
1970 . 100 100 100 100 100 100 100 100
1971 110,3 ' 110-,1 110,1 110,8 110,5 107,9 110,7 109,2
1972 117,8 117,0 117,2 116,2 11,8,1 109,3 117,7 ' 130,9
1973 12?,4 125,4 125,5 123,2 126,3 112,8 126,1 132,6
1974 135,6 134,0 134,0 130,5 134,9 123,6 . 138,3 131,2
1975 138,9 137,1 136,8 134,1 137,9 126,5 144,8 143,4
1976 143,7 141,6 141,5 139,5 143,3 128,3 150,2 158,8
1977 150,7 148,1 148'f 146,6 151,7 131,4 , 157;4 172,6

1973 Feb. ' 122,0 121,3 121,2 119,2 121,5 110,1 121,5 132,4
, Mai 127,3 126,3 126,5 124,4 127,4 113,7 126,5 138,4

Aug 12f\,3 . 127,1 127,3 124,9 128,3 113,9 127,8 122,0
No";- 128;1 126,8 126,9 124,1 . 127,,9 113,3 128,5 124,3

1974 Feb 130,9 129,5 129,5 ,1~5,7 130,4 119,9 132,3 .123,3
Mai 136,7 135,0 , 135,1 132,2 136,1 . 124,5 139,1 127,4
Aug 137,6 135,8 .135,9 132,1 ,136,8 ' 12~,2 140;7 127,0
Nov 137,3 135,7 135,6' 132,1 136,4 '124,7 141,1 136,6

,
i35,41975 Feb 137,3 135,6 132,,0 136,1 125,2 142,3 128;7,

Mai 139,3 137i5 137;2 1,34,4 138,4 127,3 .. 145,2 '140,0
. Aug 139,4 137,6. 137,3 ,134,9 138,5 - 126,9 145,9, 140,4

,Nov 139,4 ,137,5 137,2 135,2 138,5 126,6 145,8 152,.~

1976 Feb 140,2 138,4 138,1 136,2, 139,3 126,8 146,[ 147,6·
Mai 143,7, 141,6 141,5 138,8 . 143,3 . 128,7 150,3, '152,7 :.
Aug 145,0 142,9 142,8 141,4 144,7 128,9 151,5 ,158,1
Nov . 145,7 '143,6 143,5 141,5 145,7 128,8 152,3 ,166,7

1977 Feb 146,9 144,7 144,5 142,8 , 147,2 128,8 153,6 ' 160,1
Mai 150,9 1'48,3 - 148,4 146,7 ' 152;1 I 131,2 i57,4 • 170,9
Aug 152,2 149,5 149,7 14?,2 .. 1535 132,5 159,1 170,3
Nov 152,7 150,0 150,2, . )48,5 154:1 133,1 159,3 189,2

1978 Feb . 155,5 152,9 153,1' 151,2 157,0 135,3 162,1' 178,8
Mai 158,6 - 155,8 156,2- -153,7 160,7 138,0 164,6
Aug, 161,7 158,6 159,3 '157,6 164,2 141,8 167,4

1) Einschließlich Umsatzsteuer.
3) EinschlIeßlich Schönheitsr~paraturen.

3) Ohne Berlil!' .
l .
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Drucksache-S/2313 Deutscher' Bundestag ~,8. Wahlperiode
. \

Tabelle 56'

.. Index der Ausiuhrpreise
\ .

1910 = 100

I. , Güter Güter der gewerblichen Wirtschaft
der

Zeitraum Ins- Ernäh- ,
gesamt. rungs- ,

Roh- Halb-

I'
:Fertig-

Investi- . Ver-
wirt- zu- tions- brauchs-

_schafV) sammen.1) , stoffe 1) waren 1) waren 1) güter 2) güter 2)

1962 88,2 88,3 88,1 . 98,2 88,1 ,87,8 81,9 88,1

19(>3 88,3 ' 96,7 ,88,1 99,1 87,0 87,8 82,8 88,6

1964 90,4 97,4 90,1 . 103,0 90,4 89,7 . 84,6 90,1

1965 92,4 .!i8,1 92,2 102,8 92,7 91,9 87,3 92,3
"

1966 -94,4 100,5 94,1 102,9 95,2 _. 93,8 89,8 95,5

1967 94,3 98,9. 94,1 ' 99,3 95,2 · ; 93,9 90,8 96,9

1968 . 93,3 96,9' 93,2 97,7 94,6 92,9 90,3 96,5.,
1969\, 97,0 98,8 97,0 98.6 97,1 96,9 95,1 98,2'

1970 100 100 100 100· 100 100 100 100

1971 103,4 102,5 I 103,4. 107,3 99,8 -103,6 10!;i,8 104,7

1972 105,5 107.4 '105l 112,7 ' , 96,3 106,1 111,3 108,0

.1973 112,3 119,5 il2,1 118:3 113,0 111,8 116,8 113,8

1974 131,4 .132,1 131;4 138,4 167,4 127,8 127,1 128,2

'1975 136,5 ' 132,2 136,6 158,1 '156,8 134,1 138,1, 135,8

1976 1'41,7 136,5 141,9 16~,4 162,6 139,2 . 145,7 142,9

1977 143,6 142,2 143,7 167,.2 156,7 141,8 151,4 146,7

1973 1. Vj. -109,6' 116,4 10914 119,2 103;7 109,6' .115,1 111,8

2. Vj. 111,6 . 119,3 , 111,3 116,8 109,3 · 111,3 116,6 113,3

3. Vj. 112,6 ' 119,9 112,3 117,5 113,4 112,0 117,4 113,6

4.Vj..

I
115,5·, 122,6 115,3 119,7 125,5 · 114,2 118,2 116,3

"I"V"7,1 • "I: T! 125,6 ' 132,!> 125,4 :125,6 160,5 . 122f 1. 122,7 124,9,1::1T'> 1. V J.

:I2. Vj. 130,7 125,3 130,9 133,9 169,9 127,2 126,3 127,7 '

3. Vj. 134,1 . 131,2 134,2 144,3 . 171,4 130,4 128,6 129,1

4.Vj.. 135,1 . 139,0 135,0 149,8 167,7 131,5 130,8 ' \ 130,9'

1975 1. Vj., .135,9 130,6 136,1 155,7 ' 161,2 : 133,2 135,5 133,7
'-

137,6,2.Vj. 136,2 128,8 136,5 .157,5 . 156,6 134,0 ,I 134,6

,3. Vj. 136,5 . 133,5 136;6 ,158,0 154,2 134.4 138,8 136,5

4. Vj. 137,2 135,8 ' 137,3 161,1 155,3 134,9 ·140,2 138,5

1976.1. Vj. 140,1 135,4 140,3 167,0 ,160,2 137,7 144,0 141,1

2. Vj. 141,9 136,0 142,1 169,1 ,164,1 ' 139;2 .145,7 142,9

3. Vj. 142,8 137,8 143,0 171,0 165,5 -140,2 146;'3,' 144,0

4. Vj. ' 141,9 136,8' 142,1 170,6 160,6 139,5 146,7 143,7

1977 I. Vj; . 143,3 141,2 1,43,3 170,2· '. 159,5 · 141,0 ' 149,9 146,0
'l 't r: ._ _ ..... A _.. _ .. At .. _ ... ..c A .. "CO''"7 _ .. rn", . _ .. AI'\ n _ _ _ _ I .. ;: .. r: .. AC ..., __

I "". V Jo .i.~":i:,.l .l"±..J,J. l":i:":i:,.l ~Uo,T .loJO,"" .l'"*"",V .lv!,.,) i"'iV,r

3. Vj. 143,8 ' , .141,2 143,9. 166,4 155,2 142,2 151,9 146,8

4. Vj. '143,3 141,4 143,4 163:5 153,8 141,8 152,4 147,2

. 1,978 1. Vj. 144,1 141,2 144,3 165,0 151,4 143,0 154,3 148,1

2. Vj. .145;2 142,1 145,4 161,5 151,5 144,3 155,8 149,2

3. Vj. . 145,9 140,3 146,1 161,1' 153~5 144,9 156,5 ~49,9

1) Nad1 Warengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert.
: • 2) Hauptsäd1Iich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert.
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D~utscherBunder;;tag - 8. Wahlperiode Drucksache· 8/2313·

Tci b'e 11 e 57·

Index der Einfuhrpreise

1970 = 100

. Güter Güter der gewerblichen Wirtschaftder

Zeitraum Ins- Ernäh-
gesamt rungs- \ zu- Roh- Halb- J 'Fertig-

J
Investi- Ver-'

wirt-
samm~n 1) stoffe 1) wareIl 1) waren 1)

. Hons- braucHs-
schaft 1) güter 2) güter 2)

1962 94,6 94,4 94,5 104,7 84,5 95,8 94,1 97,7

1963, 96,4 . 98,6 95,3 lQ5,2 85,1 96,9 ·96,4 99,8

1964 98,1 100,0 97,2 106,2 88,2 98,4 97,9 96,4

1965 100,6 104,6 98,6 , 105,6 92,2 99,4 99,7 94,8
!

1966 102,3 ' 104,6 101,1 107,3 96,2 101,5 102,6 96,8

1967 100,1 101,1 99,6 104,4 94,7 100,6 1.01,3 ~~,6

1968 99,4 97,4 99,9 104,7 96,5 99,6 102,0 , lOp
1969 101,0 100,6 101,1 ' 102,8 100,1 101,0 102,3 ·100,3·

1970 100 100 100 100 100 ' 100 100 100-

1971 100,4 98,4 100,9 109,5 , 93,9 100,8 102,2 103,7
1972 99,8 . 101,1 99,5 106,4 89,6 100,9 102,0. 104,3

1973 112,6 121,7 110,4 125,0 114,5 104,7, 102,4 119,7

1974 1 AA Q 1 'Jr) ~ i ..1'7 0 I")?A A. 1 C4 1 440 n 4nn n 41')'''7 I'"j

.&.-:1:"':1:, ..... .LoJ.:..,v J.":t/,U ""''-'-:t,":t , .1U.1,.1 .1.1U,V . .1VO,V l_.JT,J

1975 142,3 124,7 1-46,7 227,1 14?,4 J23,0 118,6 142,3
1976 151,8 136,8 155,5 248,3 157,0 ' 127,9 125,2 149,6
1977 154,1 149,5 155,2. 247,1 153;4 129,0 125,8 152,9

1973 1. Vj. .108,2 118,0 105,8 116,0 100,7. 104,6 104,1 . 112,6

'2. yj. 111,2' 125,1 107,7 .11'6,8 .108,0 105,0 103,1' ' 115,8

. 3. Vj. 110,6 i20,0 108,2 118,6 112,0 103,8 100,4 116,0
\

4.Vj. 120,6 123,8 119,~ , '148,5 .137,2. \ 105,5 102,1 134,3

1974 1. Vj. 144,1 137,0 145,9 236,6' . 164,3 113,1 105,1 140,3'

2. Vj. - 144,0 128,4 147,9 233,1 166,0 116,9 105,7 135,'0' ,

3. Vj. 145,2 129,1 '149,2 235,1 160,3 ,,' 120,3 109,4 136,6

4. Vj. 145,6 135,9 148,1 232,8 153,6 ' . 121,5 111,6· 137,1

1975 1. Vj. 141,1 127,0 ' 144,6 222,0 143,5 . ' 122,4 114,9 . 135,8'

2. Vj. 139,2 120,7 143,8 ,217,9 143,6 122,2 117,4 138,7
, I

',i47,03. Vj. 14~,5 124;5 ' 225,3 "150,1 '123,1 ·120,0 145,1
4. Vj. 146,4 126,7 151,3 243,2 1'52,2 ' 124,2 122,0 1,49,5

. 1976 '1. Vj. 149,5 133,2 153,6, 248;3 · 152,9 126,2 ". 124,2 148,4
2.,yj.' 152,0 135,4 156,2 249,6 159,5 ,127,8 '125,1 149,6

·3. Vj. 153;8, 138,1 157,6 25~,6 161,9 .129,1 ,125,8 150,8

4. Vj. 151,8 140,7 154,5 24~,7 154,5 128,6 125,7 149,6

1977 1. Vj. 156,8 ' 155,9 157,1 252,7 · 158,1 . 128,9 125,7 152,4,
. 2: Vj. 157,2' .159,2 156,7 250,8 157,3 129,1 125,7 153,3

3. Vj, 152,1 142,3 154,5 245,3 ' 151,7 129jO 12M' 152,9
4. Vj. 150,1 '140,6 152,4 239,4 146,6 129,1 126,0 152,8

1978 1. Vj. 147,2 139,6 ' '1:49,1 225,3 141,2 129,6 f27,7 151,6,.
2. Vj., 147,0 . 137,0 149,6 222,6 144,2' . 130,1 128,5 I 152;9

3.Vj. 145,5 127,'5 150,1 218,7 · 146,3 131,4 130,2 154;0

1) Nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert.
2) Haaptsächlich I!nderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert.
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Drucksache 8/2313, Deutscher Bundestag ---=- 8. Wahlperiode

Tabelle 58"

Preisindex für die Lebenshaltung 1)
,

. 4-Personep.-Arbeitnehmerhaushalte 2)

1970 = 100

Gesi;lmt-. . Ge- Hei-
Reini" Bildung, I

lebenshaltung ,Er- tränke zung Be- Unter-
Woh- und ' Haus- gung,

haltung Ver-Zeitraum näh- und klei- undeinseh!. I ohile Tabak- nung Be- rat dung Körper- und kehr
rung leueh- Erho-

Ernährung' waren
tU!i'g

pflege lung

1950 64,5 65,7 64,6 103,5 41,4 56,0 84,2 76,4 65,2 55;2 ,61,2
1951 69,6 70,2 70,6 - 101,5 42,1 60,6 93,1 84,7 70,1, 59,8 68,6
1952 71,0 7Q,1 73,7, 103,1 42',8 65,1 92,3 78,9 69,6 61,4' 71,6
1953 69,8 68,8 72,5 96,6 44,3' 67,2 87,6 74,8 67,7 60,6 72,2'
1954 3) 69,9 68,2, 73,4 89,6 44,3 70,9 86,1 73,8 4~,1 59,6' 72,7
1955' 71,0- 69,1 74,9 88,8 45,6 ' 72,6 86,7 73,8 43,2 60,9 73,1,
1956 72,8 70,7 77,1 88,6 48,6, 74,0 88,5 74,5 44,0 62,5 72,.4
1957 74,4 ' 72,3 78,4 . 88,5 49,2 ,75,9 91,8, 77,3 71,6 64,5 73,0 '0
1958 75,9 73,9 80,0 88,3 50,0 79,1 92,3 79,6 73,2 66,2 78,5
1959 76,7 ' 74,2 81,4 87,4 51,3 " 79,8 91,1 79,3 74,0 ' 67,3 79,7

1960,}
I

'77,8 75,7 81,9 87,3 54,4 80,7 91,0 80,8 75,1 69,1 80,9
1961 4) 79,6 78,1, 82,8 87,3 59,1 . 82,1, '92,9 82,6 77,1 71,6 83,2
1962 81,9 80,1 86,1 ,88,1 61;1 83,6 94,4 84,8 79,9 74,8 84,2
1963 84,4 82,3 88,9 88,9 64,6 85,8 94,8 86,8 81,8 77,6 87,8
1964 86,4 ,84,2 91,0 89,5 68,6 87,Q 95,5 88,5 0 83,3 \ 80,2 88,7
1965 - 89,3 86,5 95,2 89,7 72,6 88,6 97,2 90,9 85,9 ,!l3,3 89,6
1966 9~,4 90,1 97,5 ,93,3 79,2 89,7 98,4 93,8' 089,7 ' 86,6 93,1
1967· 93,8 92,4 96,9 95,9 84,1 90,6' 97,8 95,1 _ 91,1 89,6 96,0
1968 95,0 95,0 95,0 97,5, 89,5 96,9 96,6 95,1 95,7 93,9 97,9 '
1969 ~6,9 96,6 97,7 97,4 96,1' 97,1 96,7 ' 96,0 96,9 95,5 97,5
1970 100 100 100', 100 100, 100 100 100 100 100 100
1971 105,1 105,4 104,3 102;5 105,9 ' 103,4 104,1, 106,0 ' 1'05,0 104,4 109,2
1972 110,7 101,9 110,3 108,0 i.12,l 107,3 107,8 112,5 109,7 108,9 115,9
1973 110 '1 11'0 ... i" 0 t:: 11 t: A 110 A .. "10 .. .. i" .., "'" .... .. i l:' ('\ 4".1: C -1"1,:\1")

.L.LU, ..... .L.LU,.L .L.LU,"". .L .1.....,,..% • .L.Lvr"% .L,L,V,.1 olL .L,T .L~.L,.l .L.LÜ,V .l.lv,U .L""''''',''''
1974 126,3 126,6 125,4 118,2 126,3 137,0 119,5 130,0 122,7 126,-3 134,0
1975 . - 134,0 -' 134,4 '132,9 121;8 135,8 ' 154,0 125,7' 136,6 , 130,2 135,5 140,9 '
1976 140,2 140,0 140,5 125,8 143,3 163,4 128,9 141,3 134,6 142,0 147,0
1977 145,3 146,0 143,4 140,4 148,0 \ 165,3 132,5 147,8 138,8 147,1 151,5

1975 1. Vj. 131,2 131,7 129,~ 119,9 131,0 147,7 125,4 135,1 128,3 i32,8 138,7
2. Vj. 133,7 133,7'. 133,9 120,9 '135,7 I 150,2 '125,8 136,1 129,8 134,2 _ 140,6
3. Vj. 134,8 135,2 133,8 122,8 137,7 156,4 125,1 136,8 130,7, 136,5 141,5

,4. Vj. 136,1 136,7 134,3 123,4 ! 1;38,9 161,6 126,5 138;2 ' 1'31,9 138,4 '143,1

1976 1,. Vj. , 138,5 p8,3 138,9 123,9 , • 141,0 162,9 128,6 139,5 133,2 139,9 144,6
2. Vj. 140,5 139,7 142,6 124,6 143,1. 162,9 129,0 140,6 134,3 140,9, 147,4
3. Vj. 140,5 I~O,5 140,5 126,0 144,1 163,6 ' I 128,3 141,4 135,Q 142,8 148,2
4. Vj; 141,2 . 141,7 140,0 128,6 ' 144,9 ' .164,3 129,5 ' 143,5 135,8 144,3 147,9

1977 1. Vj. 143,8 144,1 142,9 137,1 146,4 165,7 131,7 145,4 137,2, 145,6 148,9
2. Vj. 145,5 145,7 145,0 140,0 147,6 ' 164,6 132,6 147,1 138,4 146,6 151,8

__._~ 'lr.; 1 At:::: ':z ' .. A~''2 ---143,2 .1 A"l ':l . 148,6 1~,1 Q __ 132,3 - .. AQ ') 139,2 _1 A':l ':z .. t:'l t::

I oJ. Y Jo .1.":1:<.11; ..L'":I:V,I "'-.1:... ,1 .I.V-;;;',U .I. "":I: v,,,,,, ,I."%/r l J..-..J .... 'v

4. Vj. 146,1 14/,5 , 142,5 14i..f 149,5 166,2 133,3 150,4 140,3 148,6' 152,9

,1978 1. Vj. 148,0 149,1 144,9 141,4 150,8 169,6 136,2 152,6, 141,7 '149,9 154,5
2. Vj. 149,3 150,1 147,2 141,0 151,8 169,6 137,1 154,0 142,7 150,9 156,3
3. Vj. 149,1 • 150,5 145,5 140,6 152,7 170,4 136,4 154,8 143,7 152,3 15~,8

1) Gliederung nach Bedi;lrfsgruppen (alte Systematik).
2) Haushalte mit mittlerem Einkommen des 'alleinverdieminden Haushaltsvorstandes.
3) Ohne Saarland und BerUn.
4) Ohne Ilerlin.
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Deutscher Bundestag - 8. Wahlpe:dode

Preisindex für die Lebenshaltung 1)

~-Personen-Arbeitnehmerhaushalte 2)

1970 ~ 100

Drucksache 8/2313

Tab eil e 59'

Gesamt- Ver- Per-
lebenshaltung Nah- Elektri- Ubrige kehr, Körper- Bildung sön-

rungs- Klei- Woh- zität, Haus- Naeh- und und liehe
Zeitraum einseh!. ., ohne und d,ung,

-~
nungs- Gas, halts- rithten- Gesund· Unter- Aus-

IGenuß- Schuhe riliete Brenn-' fy.hrung über- heits- . haltung stat-
N ahrungs- und - mittel 3) stoffe mitt- pflege tung
Genußmittel 3) lung u.ä.

1962 81,9 ·78,9 86,4 85,0 60,7 83,3 89,4 84,1 75,7 82,0 78,4_
1963 84,4 81,4 88,9 86,9 64,1 85,S ' 91,1 87,9 77,9 83,2 81,0
1964 86,4 83,4 90,7 88,6 68,0 86,8 .92,4 88,9 80,Q 84,8 83,7
1965 89,3- 86,0 94,2. 91,0 71,9 88,4 94,9 89,8 82,7 87,1 86,1
1966 92,4 . 89,S 96,8 93,9_ 78,6 89,6 96,8 93,5 87,2 89,S 88,9
1967 93,8 91,8 96,8 95,3 83,9 90,4 96,8 96,1 '89,1 ; 91,5 92,4
1968 , 95,0 94,6 95,7 95,1 89,S 96,9 .96,4 98,0 94,8 94,3 -96,3
1969 96,9 96,S 97,6 96,1 ,96,2 97,1 96,6 97,3 96,2 95,3 98,0
1970 100, 100 100 100 100 100 100 100 100 ,100 100
1971 _ 105,1 105,8 103,8 106,1 105,8 103,4 . 104,6 106,3 105,6 104,7 110,6
1972 110,7 111,3 ' 109,7 112,5 112,0 107,3 108,6 112,9 111,0 108,5 115,8
1973 118,2 118,6 117,7 120,9 .119,4 , 120,4 112,6 120,6 117,5 114,3' - 122,3
-1974 126,3 127,9 123,5 129,9 126,1 1::17,.5 120,8 132,6 126,1 124,3 128,8
1975 134,0 136,3 ,130,0 136,4 135,7 ' 15~,7 127,9 141,1 134,1 132,2 133,2
1976 140,2 142,2 136,6 141,0 143,2 164,3. 131,5 148,2 . 139,3 137,0 137,7
1977 145,3 146,9 142,6 147,5 147,9 . 166,2 135,6_ 151,7 144,5 .140,6 145,1

1973 1. Vj. 115,6 115;7. 115,4 117,6 , 117,0, 113,4 112,0 117,1 115,0 112,2 118,6
2.-Vj.' 117,7 117,3 118,3 120,0 118,6 114,7 112,5' 119,4 116,8 113,7 119,1

,3:Vj. 118,8' 119,3 117,9 121,7 120,1 119,4 111,9. " 122;5 118,3, ,114,9 124,9
4. Vj. 120,9 121,9 119,3 124,3 121,7 133,8 , 114,1 123,2 119,8 116,3 126,2

,1974 1. Vj. 123,7 124,7 121,8, 126,4 124,1 137,9, . - 117,6 126,8 121,9 120,4 127,3
2. Vj. 125,8 126,8 123,9 - 129,0 125,6 132,9 119,8 132,2 , 124,8 123,3 128,2 _
3.Vj. .126,9 128,9 123,4 130,6 126,8 137,3 120,9 135,5 . 127,6 125,5 129,4
4. Yj. 128,7 130,9 124,9 ,133,4 128,0.' ' 141,8 124,9 135,8 , 130,0 128,0 , 130,4

1975 1. Vj. 131,2 133,6 127,,1 134,9 130,9 , 148,3' 127,4 138,6 132,2 130,2 131,3
2. Vj. 133,7 , 135,7 130,5 135,9 135,5 150,9 127,9 140,8 133,7 131,6 132,0
3. Vj. 134,8 137,1 130,9 136,6 137,6 • 157,1 -127,3 141,8 134,7 '132,8 134,2
4. Vj. 136,1 138,8 131,4 , - 138,0 1'38,8 162,5 129,0 143,3 135,9 134,1 135,5

1976 1. Vj. 138,5 140,5 135,0 139,3 ' 140,9 163,8 131,2 '1,45,4 137,6 135,5 136,0
2. Vj. 140;5 142,0 137,8 140,3, 143,0 163,8 131,6 148,7 ' 139,0 ' 136,7 136,4

_. 3. Vj. 140,5 142,7 136,6 . 141,1 144,0 164,4 131,0 149,5 139,9 137,4 138,6
4. Vj. 141,2 143,7 13'7,0 143,3 144,8 - 165,2 132,3 149,2 140,8 138,4 139,7

1977 1. Vj. '143,8 145,2, ,141,3 1'45,1 146,3 166,5 134,6 149,3' 142,6 139,5' 142,6
2.Vj. 145,5 146,6' 143,7 146,8 147,5 165,5 135,6 151,9' 144,1 140,3 \ 145,0
3, Vj. 145,7 147,3 143,1 147,9 148,4 165,7 135,5 152,7 145,0 140,!:! 145,9
4. Vj. 146,1 148,4 142,3 150,2 ~49,4 167,1 . .136,7 153,1 146,3 141,~ 146,7

1978 l.'yj. 148,0 150,3 144,0 152,3 ' 150/7 170,6 139,6 155,0 147,9 142,8 147,5
'2. Vj,. 149,3 151,4 145,6 153,7 151,7 -170,6, 140,5 157,1 149,3 143,8 148,0
3. Vj. 149,1 152,0 144,2 }54,5 152,5 171,3 139,9 - 1~7,7 150,3 144,4 149,6

1) _ nach Hauptgruppen (neue Systematik). ,
2) Haushalte mit mittlerem Einkommen des alleinverdienenden Haushälfsvorstandes·.
3) Verzehr in Gaststättei!.
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Tab e 11 e 60'

Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode

Preisindex fÜr die Lebenshaltung 1)

Alle privaten Haushalte
1970'= 100 .

Gesamt-
,

Ver- I Per-
lebenshaltung Nah- Elektri- Ubrige kehr, Körper- Bildung

sön-
rungs- KlEü- Woh- zität, Haus- Nach- und und

liehe
Zeitraum einseh!, I ohne und dung, nungs- Gas, halts- richten- Gesund- Unter- Aus-

Genuß- Schuhe miete Brenn- führ1J.ng
. über- heits- haltung

: stat-
- N ahrungs- und mittel 2) stoffe mitt- ' pflege tung

Genußmittel 2) lung u:ä.

1962 81,6 : 79,1 86,0 86,5 61,9 82,4 88,9 ' 84,1 7i,0 78,1 84,2
1963 84,0 . 81,5 88,4 88,4 65,3 85,0 90,6 86,9 -73,2 80,3 85,9
1964 85,9 83,5 90,3 . 89,6' 69,0 86,5 91,5 87,8 75,9 83,2 87,3
1965 . 88,7 85,9 ·93,6 91,6 72,9 88,2 93,2 88,5 79,7 86,1 89,3
1966 91,9 89,3 96,4 94,0 7.8,7 89,3 95,2 92,1 84,8. 89,0 81,6
1967 93,4 . 91,9 96,4 95,2 84,0 90,5 95,2 95,0 87,7 92,0 93,8 .
1968 94,9 94,6 95,5 95,2 90,1 95,8 95,5 97,7 92,5 94,4 - 96,5
1969 96,7 96,2 97,7 96,2 95,8 95,7 96,0 97,1 94,7 95,4' 98,1
1970 100 . 100 100 100 100 100, 100 100 . 100. 100 100
1971 , 105,3 106,0 103,8 .105,9 106,1 105,4 105,3 106,7 106,9 ' 104,5 -107,3,
1972 111,1 111,7 . 109,7 1.12,3 ' 112,5 110,1 109,7 .114,0 113,8 108,1 111,9
1973 118,8 . 119,2 -118,0 120,7 119,2 ' 128,2 114,3 122,6 121,6 113,7 117,8
1974' 127,1 128,9 123,6 129,7 125,1 149,8 123,1 134,9 131,8 123,4 '124,4
1975 134,7 137,0 130,,1 . 136,3 . 133,2 165,5 131,0 143,4 141,3 130,8 129,4
1976 140,8 142,8 136,8 '140,9 140,0 176,4 135,5 150,1 148,1 135,8 133,6 .
1977 146,3 .' 147,6 143,7, '.147,3 144,7 178,4 . 140,2 153,6 1'54,4 139,3 139,7

1973 1. Vj. 116,0 116,2 115,6 117,3 .117,0 118,1 113,5 119,0 118,6 111,7 . 114,7
2. Vj. 118,2 117:9 119,0 119,9 118,6· 119;8 114,1 121,4: 120,8 113,1 115,6
3. Vj. 119,3 119,9 118,3 121,5 119,8 126,7 '113,6, 124,5 122,7' 1i4:2 " 119,8
4. Vj. . 121,7 122,9 119,0 124,1 121,2 148,3 116,2 . 1 125,3 1,24,4 115,7 121,0

1974 1. Vj. .124;6 125,9 121,8 126,3 .. 123,2 153,2 119,8 129,1 127,2 119,8 122,4
. 2. Vj. 126,6 127,8 124,2 128,9 124,6 144,4 122,1 134,5 130,5 122,5 123,5
. 'J ",.; 11'}"7 0 129,9 1'1') t:: 1 ')(\ t:: 1"r::: 0 1 AQ ~ I 1"~ ~ 1 ':lQ " 1 ':l':l t:; 1~4,4 125,3.<Jo Y Jo ~~T,U .L~vrU .LoJV,oJ .I. "" .... lu "'''';EU.V .....",.... ....... '-','"' ............,....
4.Vj. 129,5 131,9 . 124,7 133,3 126,~ 153,2 127,2 137,9 135,9 126,8 ~26,5

1975 1. Vj. 132,0 134,4 127,1 . 134,9 129,4 158,2 129,9 . 140,8 138,4 128,9 127,7
2. Vj., 134,5 136,2 131,0 135,.8 132,9 160,1 130,9 143,1 140,7 J 130,2 128,3 .
3. Vj. 135,5 137,7 131,1 . 136,5 134,6 168,1 130,5 144,2 142,2 131,4 130,3
4. Vj. 136,7 139,5 131,1' 137,9 1,35,8 175,4 132,6 ,145,4 143,9 132,9 131,4 .

1976 1. Vj. 139,0 141,2 134,7 139,2 137,8 176,3 134,9 147,4 145,8 134,3· 132,1
2. Vj.: 141,1 142,5 . 138,1. 140,3 139,8 176,6 135,4 150,5 147,7 135,5 132,5
3. Vj. 141,2 143,3 137,0 141,0. 140,7 176,5 135,1 151,5 148,9 136,2 ; 134,4
4. Vj. 141,9 144,3 137,2 143,1 141,6 177,2' 136,6 151,0 '150,0 137,2 135,4

1977 1. Vj. 144,6 145,9 . . 141,8 144,9 143,1 179,1 138,9 151,2 152,0 138,3 137,6
2. Vj. 146,5 . 147,2 . 145,2 146,7 144,2 177,4 . 140,9 153,7' 153,8 138,9 . 139,2
3. Vj. 146,9 148,0 144,5 147,8 145,3 177,6 . 140,2 154,5' . 155,1 139,6 140,5
4.Vj. 147,2 149,2 143,2 150,0 146,3 179,4 _ 141,6 155,0 156,6 140,3 ' 141,3

1978 1. Vj. 149,1 151,1 145,0 152,1 147,6 . 182,7 144,6 156,9 '158,5 141,5 142,2
.. I

145,5 'i59,1
' .

2. Vj. 150,5 152,3 146,9 153,6· 148,6, 181,8 160,0 142,4 . ,142,7 I
3.Vr 150,4 152,8 145,4 154,4 149,4 18~,5 145,1' 159,2 161,5 142,9 144,3 I

1) Gliederung nach Hauptgruppen (neue Systematik).
2) Einschließlich Verzehr in Gaststätten.

.\ .
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Tab e 11 e 61'

Preisindex für die ;Lebenshal~ung1)

1910 = 100

88,7
89,9
90,9
92,6
94,7
96,0
96,9
97,0

100
104,4
109,2
116,2 '

124,9

132,1 I.
137,0
143,1

Son­
stige
Wa­
ren 5)

6)

154,4146,9142,9

115,6 115,6 116,7 i20,l 113,6
117,7 119,3 118,3 121,9 115,2
118,8 118,4 119,7 124,9 116,7
120,9 . 120,1 121,3 126,3 119,4

123,1 123,5 123,6 129,1 121,9
12(>,8 125,9 12:5,2 131,4 124,0
126,9 124,7 .126,3 134,2 125,8
1.28,7 126,4 127,5 135,8 128,1

131;2 129,5, 130,3 138,0 130,2
133,7 133,8 134,9 139',7 131,4
134,8 133,6 ' 136,8 141,7 132,6 .
136,1 134,0 138,0 143,3 ' 134;2

138,5 138,8; 140,1 145,2 135,5
140,5 142,6 '142,2 146,4 136,7
140,5 140,1 143,2 148,2 137,2
14112 139,6 143,9 149,4 138,6

143,8 142,5 145,4 151,5 141,3
145,5 144,6 146,5 153,8 142,~

145,7 142,6 147,5 155,5 143,7
146,1 141,7 148,4 156,8 144,3

148,0 144,0 149,7 158,7 146,0
149,3 146,4 150,7 . 160,0 146,8
149,1 144,4 151,5 161,0 147,1

,1
145

,3
144,1

113,8
115,4
117,~

120,7

123,6 ­
125,1
126,9
129,2

131,2
132,2
133,5
135,4

136,7
137,8
138;4
139,6

142,4
143,9
144,7
145!3

147,1
147,9
148,1

154,9

152,1
154,1
155,9
157,4

159,1
160,4
161,4

120,1.
121,8
124,5
126,1

128,8
.131,2
134,2
135,8

138,1
140,2
142,2"
143,9

145,6
147,0
148,8
150,0

141J,;J 144,:l 144,1

116,0 116,2 116,8
118,2 120,7 118,4
119,3 119 ..1 119,6
121,7 119,9 120,9

124,6 123,7 122,9
126,6 126,6 124,3

.127,8 125,1 125,5
129,5 . 126,3 126,5

132,0 129,7 129,0
134,5' 134,9 . 132,5
135,5 134,2 134,1
136,7 133,7 135,4

139,0 138,8 137,3 ,
141,1" 143,4 139,3
141,2 140,8 . 140,2
141,9, 139,8 141,1

\,
144,6 143,4 142,5
146,5 146,7 143,6
146,9 144,2 ' 144,7
147,2 142,5 145,7

149,1 145,2 147,0 ,
150,5 148,1 148,0
150,4 146,0 148,8

Ge- Nah- ' Woh- Dienst- Son- Ge- Nah- Woh- Dienst-samt- ·nungs- leistun- stige samt- nungs- leistunelebens- rungs- nut- Wa- lebens- rungs- nut-
haltung mittel 2) zung 3)

gen 4) ren ~) haltung mittel 2) zung 3) gen 4)

alle privaten Haushalte 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte

81,6 86,9 62,2 71,1 90,0 81,9 87,0 61,0 73,2
84;0 89,6 65,6 74,7 91,2 84,4 89,9 64,4 76,8 .
85,9 91,7. 69,3" 77,6 92,0 86,4 91,9 68,3 79,5 '
88,7 95,6 73,2 80,7 93',2 89,3 96,1 72,2

.'
82,2

91,9 98,1 79,0 i8?,9 95,0 92,4, , 98,3 '79,0 86,7
93,4 97,2 84,2 88,9 96,0 93,8 97,5 84,1 89,2
94,9 ' 95,0 90,3 93,6 96,8 95,0 95,2 89,8 93,9
96,7 98,1 95,8 95,6 96,8 , 96,9 97,9 96,2- 95,7

100 100 100 100 100 100 100 100 ~OO

105,3 104,0 106,0 107,6 104,6 105,1 104,2 105,7, 108,1
111,1 110;2 112,4 115,0 109,3 110,7 110,1 111,8 115,3
118,8 '119,0 118,9 123,1 116,8 118,2 118,3 119,0 123,3
127,1 125,4 124,8 132,5 '126,2 126,3 125,1 125,6 132,7
134,7 133,1 132,7 141,1 133..1 134,0 132,7 135,0 1'40,7
140,8 140,7 139,5 147,9 138,1 140,2 140,3 142,3 147,3 !

• 0- _ ... - - ,

Zeitraum

1962
1963
1964
i965
1966
1967
1968 '
1969
1970
1971'
1972
1973
1974
1975
1976
1977

1973 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.
4. Vj~

'1974 L Vj.
2.. Vj.
3. Vj.
4. Vj.

1975 1. Vj.
.2. Vj.
3,Vj.
1. Vj.

1976 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.'
4. Vj.
I

, 1977 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.
4. Vj.

1978 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.

'1) Gliederung nach'Waren, Leist~gen und Wohnungs~utzung(alte Systematik, Zusatzdarstellung).
2) Ohne- Gaststättenieistungep..
3) ,EinschließliCh Garagennutzung.
4) Reparaturen, Gaststätten~und Beherbergungsleistungen.
5i ,Verbrauch's- und Gebrauchsgüter ohne Nahrungsmittel.
S) Haushalte mit'mittlerem Einkommen des alleinverdienenden Haushaltsvorstandes.
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Tab' e 11 e 62'

"Deutsche); Bundestag - 8. Wahlperiode

Löhne und Gehälter

1970 = 100

Zeitr

1960
1961
1962
1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969
1970
1971
1972
-1973
1974
1975
1976
1977

Brutto~ , Tarifliche

Brutto- stun- Iwochen-I monats- Stund~n- , I Wochen-
lohn- . den- Monatsgehälter I

und verdienste löhne

I -gehalts~

gewerb- gewerb- gewerb-
aum summe ;

je be- Indu- Produ- liehe Produ- liehe Produ- liehe
schiif- Wirt- Wirt- Wirt-

" Ugten strie 1) zieren- schaft zieren- schaft
zieren- schaft

Abhän- Indu?trie 1) und des und des und - des und

I
gigen Han- Ge- Gebiets- Ge- Gebiets- Ge- Gebiets-

de1 2) .....erbe 1) körper-
werbe 1)

körper-
werbe 1)

körper"
,I schaften schaften I schaften

44,6 44,3 45,3 4i\,7 48,6 48,7 I 53,0 52,8 '54.4 55,4
49,2 48,8 49,9 52,9 52,5 52,6 57,1 56,9 59!0 59,7
53,7 ' 54,4 55,0 , 57,4 58,0 57,9 61,9 61,7 64,0 64,2
57;0. 58,5 58,7 61,2 , 61,8 61,7 65,4' ,65,2 67,4 67,9
62,1 63,4 63,4 65,2 66,0 65,8 68,6 ' 68,4 70,6 71,0
67,8 69,6 69,8 70,6 71,0 I 70,9 73,4 73,2 75,4 75,7
72,7 74,2 73,8 75,7 76,0 76,1 78,2 78,2 80,1 80,3
75,1. 76,6 73,4 78,7 79,6 79,4 8'0,6 ,80,5 82',2 82,8
79,8 80,0 78,4 82,4 , ,83,0 82,7 83,7 83,6 84,9 8~,5'

87,1 87,1 86,9 88,9 88,4 88,3 89,0 ' 88,9 90.4 90,7,
100 100 100 100 100 100 100 • 100 100 100
111,8 111,,0 108,8 110,2 113,0 113,7 li2,8 .113,2 111,7 111,3
1.21,8 ' 1.20,9 117,4 119,Q 122,8 124,5 122,5 123,6 120,9 121,0
136,4 133,5 129,7 132,1 134,5 136,9 134,0 1:35,7 132,4 '132,9
151;9 147,1 140,0 '145,7 , 150,4 153,2 149,7 1.51,4 147,5 148,1
162,8 158,7 146,3 157,5 163,9 167,2 162,9 164,6 160,4 160.4
174,1 168\8 158,6 167,6 173,2 '176,5 172,1 173,6 169,5 168,9, .
186,1 1'80,8 170,3 179,1 185,6 188,8 184,5 185,8 181,5 179,9

1974 Jan
I}

138,7 a31,1 137,7 144,5 147,2 ' 143,9 145,7 142,5 142,5.
Apr' 144,7 146',4 139,8 145,1 148,1 151,0 147,5 149,5 ' 146,4 147,5
Ju1 } 151,6 145,2 '149,5, 153,8 156,4 153,0 154,7 150,1 150,7
Okt 159,3 151,8 ' 143,9 ,150,3 155,0 158,2 154,2 155,8 151,1 151,5

1975 Jan }156,5
153,5 138,8 152,0 160,4 163,6 159,4 161,1 157,1 156,9

,Apr 158,0 145,9 157,4 162,4 165,9 161,4 163,4, 159,7 160,3
Jul } 161,5 150,5 160,1 166,2 169,4 165,2 166,9 162,2 162,0
Okt

169,1 , 161,6 150,0 160,5 166,5 169,8 165,5 167,1 162,6 162,3

1976 Jan .}
163,3 148,8 .162,0 169,3 172,1 168,3 169,3 165,6 163,9

Apr 166,9 '167,5 157,0 .166,5 172,5 175,5 ' 171,0 172,7, 169,1 169;13)
Jul } 1?1,6 163,1 170,5 175,5 178,9 ' 174,4 176,0 ' 171,5 171,7 '

.akt 181,3 172,7 165,5 171,4 175,9 179,3 174,8 176,4 171,9 171,3

1977'Jan } 175,0 161,4 173,1 181,3 183,8 180,2 180,9 177,7 174,5
Apr 178,8 179,6 169,6 178,3 183,9 187,5 182,8 184,5 180,9 180,2

·Ju1 ) 184,1 174,5 182,1 188,4 191,7 187,3 188,6 183,5 182,3
Okt I f 193,3 184,4 175,5 183,0 188,9 192,1 187,8 189,0 183,9 182,6 I'

• 1978 Jan } 184,3 • 170,6 ,184,3 190,3 193,5 189,2 190,4 185,3 183,7
.Apr 187,9 189,1 178,9 187,5 192,9 196,9 191,7 ' 193,7. 18~,5 1~8,8

Jul 194,0 183,5 192,4 198,8 202,3 197,6 198,9- 192,7 191,5

I,

i) EinsmließIich Hoch- und Tiefbau.
2) Kreditinstitute und N ersicherungsgewerbe.
3) Für Bruttolohn- und -gehaltssumme j~ besch~ftigtenAbhängigen: Halbjahre.
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SACHREGISTER
I

(Die ZahlenaJIlgabelll beziehen sich auf die Textziffern)

Abgabenbelastung 206 ff. Ausfuhrpreise 64, 87

AbschreibUligserleichterungen 55 Auslandsnachfrage 84 ffo, 244 f., 462 f.

Agrarpreise ,64

Aktienmarkt 152

Auslastungsgrad des Produktionspotenti~ls

- s. Produktionspotential

Angebotsbedingungen 55 fL, 270 ffo, 290 ,Bargeldumlauf 141 f.

Arbeitskräftemangel . 101, 114 ff:

Angebotsneigung 54

"Arbeitslosenunterstützung 107, 130

Beschäftigung 91,257 f., 485

Bruttosozialprodukt

- So Produktion, Gesamtwi.rtschaft

Binnensektoren 272, 303

Eigenkapitalausstattung 57, 152, 311, 380

Dänemark 20, 237

Belgien 17, 38 ffo, 737

Bauwirtschaft 89, 94 ffo

- Angebotsengpässe . Iod fo "

~Nachfrage 95'ff., 102

T Produktion 89
I .

- voraussehbare Entwicklung 248 f.

,Beschäftigungspolitik 266 ff.

"

- unechte 118

- von Älteren 111

.:....... von Behinderten 110

-:.. von Frauen 109
I

, .

Arbeit~losigkeit 92, 196 ffo, 368, 490

- Dauer dei Arbeitslosig~eit 107 ff.

- Fluktuation, 106

- in den wichtigsten Industrieländern 18p., 239

- Jugendarbeitslosigkeit 112

- nach Berufen' 114 f.

- regloIJ-ale 113

- stiIie Reserve, 92 f.'

- strukturelle 369

108

239, 258

- von Minderqualifizierten

- voraussehbare Entwicklung
Eig,enkapitalr~ntabilität 429 ,

Einfuhr 87, 167

132

131 fo

---=- Einkommensverteilung

der privaten Hqushalte

der Selbstänc;llgen 132

- Transfereinkommen - 130

Einkommen'

- aus unselbständiger Arbeit .1'29

- aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 127,
129 !

Einfuhrpreise 5,8, 64, 87

Ausbildungsplatzabgabe 450

Arbeitsmarkt

- Arbeitsmarktpolitik ' 119 ffo, 446 ff:

- Bewegungen auf dem Arb\eitsmarkt 106

- Sonderprogramme 11.0, 454

Arbeitsproduktivität

- s. Produktivität,

Arbeitszeitverkürzung '267, 393, 465, 468 ff.,491 f.

Ausbildungsplätze 108, 112, 450 - verfQgbares ~illlkommen 131 f.

Ausfuhr 86, .164 ff.
, ,

Einkommensteuer 191, 200, 320 ff.
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Entwicklungsländer 27·

Erwerbspersonenpotential 92 f.

,
Etwerbsquote 93

Erwerbstätige 91 f' r 94

Europäische Gemeinschaft

- Erholungsprozeß. 33.ff.

~ Finanzpolitik 41,

- Geldpolitik 42 ff.

....:.... konjunkturelle Entwicklung' 12, 2'34 ff.

Europäisches Währungssystem 342 ff.; 382

Finanzpolitik 173 ff., 304 ff., 414 ff., 479 ff.

Forschung und Entwicklung .437

Frankreich f3 f., 34

Geldbasis 134 ff., Anhang V ,

- Bestim~ungsgründe 135 ff.

- Expansion 139

Geldpolitik 133 ff., 3,45 ff., 381, 402 ff.

- mengenorientil~rte 134 ff., 403 ff.

:- und Wechselkurs 135 f:, 406 ff. '

- und Zinsen 413

, 'GeldWert 388

Gewerbesteuer, 191 ff., 206, 323 ff.

Gewinne

- Gewinnbeteiligung 401

--'-- Gewinnentwicklung und Konzentration 67

- Gewinnmargen . 66

- Unternehmensgewinne im engeren Sinn 127

Großbritannien' 15 f' r 235

Investitionen I

- autonome 274 ff.

- Direktinvestitionen 169 ff.

- Ersatzinvestitionen 54, 73, 276, 370

. - Erweiterungsinvestitionen . 276

- induzierte 274 ff.

- Investitionsneigung 68 ff., 152

- Rationalisierungsinvestitionen 73, 295 f.

- und Vollbeschäftigung 76, 266 ff.

- und Wachstum 75

~ und Zinsniveau 56

- voraussehbare Entwicklung i:l8, 250' H.
, ,

InvestitionsfÖrderung 437 H.

\

Italien 16, 236 '

Japan 9 f' r 233

'Kap~zitätsauslastung'der Industrie 89

Kapitalintensität , 330

Kapitalkosten 56, 126

Kapitalmarkt 145, 150, 154

Kapitalproduktivität 75

Kapitalverkehr 156 ff.

K,artellnovelle 439

Kassenhaltung ,

- s. Bargeldumlauf

Kaufkrafttheorie 291 ff.

Kindergeld . 130

~onjunkturelle Entwicklung·

- in der Bundesrepublik " 46 ff.
o ~ • I

- in d,er Welt 228 'ff. .

- voraussehbare 228 ff., 240 ff.
, .

. I

Handelshemmnisse ~9 ff.,. 445, 462 f.

In~ustrieproduktion

. - in den wichtigsten Industrieländern 1, 12

.KQnjünkturverbu~d

Konkurse 428

.I'l S:S:_
",; 11. .

Iriflationserwartungen 103

Innovation' 275 f' r 432 ff.

Insolvenzen 428
·1
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Körperschaftst~uer 191, 331 ff.

Kreditvergabe,der Banken 147 ff.

.,.-- Konsumeritenkredite 80

Leitwährung 338 ff.
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195·ff.

181

Löhne

- Effektivverdienste 62, 124

- in den wichtigsten Industrieländern 12, 238

. - Lohndrift 62

Lohnstückkosten . 63

Reallöhne 124, 387

-'- Tariflöhne 60

- ,und Beschäftigung 287 ffo, 297 ffo .

- voraussichtliche Entwicklung . 256

'. ,

Lohnpolitik 59 ff.~ 285 ffo, 383 ffo, 461 f., 488

.- und We'chselkurs 297 ff.

Lohnquote 128

Lohnsteuer 190, 211

'Lohnsummensteuer 323, 327 ffo, 422

,l\;larktpolitik 424 ff.
1.'

'Mehrwertsteuer 65, 78, 414ff.

"'6':_..1 ,.,_ ... _ .... 1'0 .... __ ...... _ ..... 1.: ....:1.. 1I)C
.1V.1IIlUCi3U CO)CJ. Y ~l'Vl.lLU" ~...JU

Monetäre Politik

- so Geldpolitik '

Nachfnigeschwäche 267 ff.

Nachfragestützung 266 ff., 466, 479 ff.

Niederlande 17, 237

Offene Stellen, 101, 106 ff.

Offenmarktpolitik 137

Uffentliche Finanzen 173 ff.

---.:. Ausgaben 174 ff.

---:- FiIianzierungssaldo

- Gemeindefinanzen

- Investitionen 176

- konjunkturelle Wirkungen 198 ff., 306 ff.,
, 417 ffo, 479,ffo

- konjuI)kturneutrales, Haushaltsvolumen
198, Anhang V

~,Konsolidierung 304 ffo ,

- Personalausgaben 186·

- Steuereinnahmen '188 ffo

- Steuerpoliti~ 319 ff.

- Struktur ,der öffentlichen Ausgaben 17~ ff.

- vora~ssehbare Bntwickiung . 2~6

,Usterreich 17

OPEC-Länder 27, 28

Pioniergewinne 429

Preisentwickiung

- :'3aupreise 64, 102'

- ,Einfuhrpreise 64

---=- in den wichtigsten Industrieländern 12, 238

'- in der Industrie 64

- landwirtschaftliche Produkte 64

- Nahrungsmittel 83

- Preisniveau 371 f.

....:.... Rohstoffe 14, 23

-Stabilisierungsprozeß 371 f.

--Verbraucherpreise 65

- voraus'sichtlid~e Entwicklung 259 ffo

Produktion

- Gesamtwirtschaft 88- ff.

- Industrie 89 f.

, Produktionspotential 0 75, 88, 370, Anhang V.
- Auslastung 88 fo,' 255

- Industrie 75, 89

--,- Wachstum 75,255

" ,Produktivität 63, 90, 125, 389

- und Arbeitszeitverkürzung . 470 ff.

" Prognose 224 ff.

- Annahmen 226 fo, 264 f.. '

. Programm für Zukunftsinvestitionen ' 82, 174, 176,
248 0

,Protektionismus 29 ffo, 443 ff.

_ Rationalisierungsabkommen 61

Reallohnposition 125, Anihang V .

- irr den wichtigsten Industrieländern 38
. I

Realwerteffekt 291 ff.

Realzins 56, 126, 413

Refinanzierungspolitik 137, 139

Renten .130

Rentenversicherung 202 f.

Risikobeteiligung des Staates 55
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Risikokapital 57

Schweiz 17, 44, 237

Selbständige. 43~ f.

S.ozialversicherung 201 ff.

- Arbeitslosenversicb,erung 205

- Krankenversicherung. 204

- Rentenversicherung 202 f ..

-:- Sozialheitragsquote, 208 ff.

Sparquote 80

Staatshandelsländer 27

Staatsquote 178,479 ff., 486

Deutscher Bundestag- 8. Wahlperiode

Vereinigte Staaten 4 ff., 232

Vergleiche 428

Vermachtung der Märkte 426

V~rmögensteuer 334

Volkl;leiriJ~ommeil 123

V:orausschätzurig ..

---:- s. Progillose

Vorsorge, wachstumspolitische 266 ff., 375 ff.

Wachstumspolitik 311 f.

Währungspolitik 335 ff.

Sta~tsversc~uldung 304 ff..

Steuerquote 1s"8 ff., 206 f., 320, 417

. Steuerrefprm 114, 319 ff.

Steuersystem 319 H.

Stille Reserve

. - s. Arbeitslosigkeit

,Strategien 468 ff.

Strukturpolitik 379

. Strukiurwandei 212 H., 379

Tarifabschlüsse 391 f.

Tarifreform 321 ff.

Terms of Trade· 125·

Unilaufsgeschwindigkeit des Geldes 140 H.

Verbrauchskonjunktur 78 H.

312

Währungssystem 336 H., 382

Wechselkursentwick~ung 159 f.

- der wichtigsten Währungen 2

im Floiiting-Blc\ck 45

reale· Bewertung 301 f.

. - und Löhne 297 ff.

Welthandel 26 ff.

Wettbewerbsposition

. - der' wichtigsten' Industrieländer 34 ff.

- gegenüber dem Ausland. 161 ff." 297 ff.

Wirtschaf,tspolitische Ziele 46, 367 ff.

Zahlungsbil,anz 156 ff. .

- der V{ichtigst~nIndustrieländer'34

Zentralbankgeldmenge

- s. Geldbasis

Zinsen 138, 145, 154, 413

Zinsstruktur 138
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